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Aufsätze. 


Ueber  die  Auslief  eruDgspflicht  der  Niederlande  j^genfiber 

Deutschland  unter  besonderer  Beräcksichtignng  des  Ans- 

liefernngsverfahrens  sowie  der  Unterschiede  des 

deutschen  und  holländischen  Strafrechts. 

Von 
Amtsrichter  Dr.  Delius  in  Hamm. 


Seitens  des  Deutschen  Reiches  ist  noch  kein  Auslieferungs- 
vertrag mit  Holland  zu  stände  gekommen.  Massgebend  für  den 
Auslieferungsverkehr  sind  somit  noch  die  Verträge  der  einzelnen 
Kundesstaaten. 

Auslieferungsverträge  sind  seitens  der  Niederlande  abge- 
schlossen mit  Preussen  (am  17.  Nov.  1850;  G.  S.  S.  509  bezw. 
am  20.  Juni  1867;  6.  S.  S.  1219  ff.)  mit  Baden  (am  8.  Nov. 
1804;  Grossh.  Bad.  Reg.-Bl.  1865  No.  V  S.  25  ff.)  mit  Baiern 
(am  25.  October  1852,  Bek.  v.  4.  Debr.  1853);  mit  Bremen 
(am  9./12.  Oktober  1852;  No.  13  des  Ges.-Bl.  v.  1853  S.  29  ff.), 
mit  Hamburg  (am  30.  Sept.  1852),  mit  dem  Grossherzogtum 
Hessen  (am  14.  Sept.  1853,  Grossh.  Hess.  Reg.-Bl.  1853  No.  48 
S.  660  ff.),  mit  Mecklenburg-Schwerin  (am  17.  März  1858), 
mit  Oldenburg  (am  3.  März/23.  April  1853;  Ges.-Bl.  S.  509  ff.), 
mit  dem  Königreich  Sachsen  (am  23.  Mai  1856;  Ges.  S.  S. 
143  ff.)  und  mit  Württemberg  (am  23./30.  Aug.  1852;  Reg.- 
Bl.  S.  377  ff'.) 
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Die  Wirksamkeit  dieser  Verträge  erstreckt  sich  nach  nieder- 
ländischem Recht  nur  auf  das  Königreich  der  Niederlande  — 
nicht  auch  auf  die  überseeischen  Besitzungen  (Vgl.  Lamkasch^ 
Auslieferungspflicht  und  Asylrecht  1887,  S.  91).  Auf  der  an- 
deren Seite  bezieht  sich  die  Auslieferungspflicht  auch  auf  die- 
jenigen Gebietsteile,  welche  nach  Abschluss  der  Verträge  z.  B. 
zu  Preussen  gekommen  sind.  Der  hannoversch-niederländische 
Vertrag  ist  ausdrücklich  aufgehoben  und  der  preussische  vom 
Jahre  1850  bezw.  1867  an  dessen  Stelle  gesetzt.  (Vgl.  Ministerial- 
erklärung  vom  25./X.  1867;  G.  S.  S.  1835). 

Die  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  besitzen  keinen 
Auslieferungvertrag  mit  den  Niederlanden.  Letztere^  pflegen  im 
Gegensatz  zu  der  sonst  üblichen  Praxis  in  Europa  Auslieferungen 
an  Staaten,  mit  denen  ein  Vertrag  nicht  besteht,  nicht  zu  be- 
willigen. (Vgl.  die  Verhandl.  der  IL  Kammer  der  Generalstatiten, 
Bijblad  van  de  Nederlandsche  Staats-Courant  1874 — 75  II,  Seit« 
1015  ff.)')- 

*)  In  UebereiDstimmung  mit  Belgien ;  vgl.  Haus,  Principes  gän^raux  de 
droit  pönal  beige.     188.5.     Paris.     No.  954. 

')  Bei  den  betr.  Kamm  er  Verhandlungen  ist  es  allerdings  nicht  recht 
klar  geworden,  ob  der  Justizminister  die  Zulässigkeit  einer  Auslieferung  an 
solche  Staaten,  mit  welchen  die  Niederlande  in  keinem  Vertrags  Verhältnisse 
stehen,  leugnet«  oder  ob  seine  Angaben  gerichtet  waren  gegen  die  Annahme 
einer  gesetzlichen  Verpflichtung  der  niederländischen  Regierung  zur  Aus- 
lieferung wegen  aller  in  dem  Auslieferungsgesetze  aufgezählten  Delikte  auch 
an  solche  Staaten,  mit  welchen  ein  Vertrag  nicht  besteht. 

Die  niederländische  Verfassung  schreibt  ausdrücklich  vor,  es  sollen  ge- 
setzlich geregelt  werden  die  allgemeinen  Bedingungen,  unter  welchen  Aus- 
lieferungsverträge abgeschlossen  werden  können.  Aus  dieser  Bestimmung 
folgert  ein  hervorragender  niederländischer  Staatsrec.itslehrer  de  HAUTot* 
(vgl.  Marql'ardsen's  Handbuch  des  öff.  Rechts.  Bd.  4,  Abt.  4,  S.  14),  dass 
eine  Auslieferung  nur  auf  Grund  eines  bestimmten  Vertrages  stattfinden 
dürfe. 

Der  König  der  Niederlande  ist  berechtigt,  ohne  dass  er  der  (Tcnebmigung 
der  Volksvertretung  (Generalstaaten)  bedarf,  unter  Einhaltung  der  gesetzlich 
aufgestellten  Bedingungen  Auslieferungsvei-träge  mit  fremden  Staaten  abzu- 
schliessen. 
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Alljährlich  flüchten  zahlreiche  Verbrecher  nach  Holland; 
die  Auslieferungsfrage  *)  wird  somit  häufig  praktisch,  es  beweisen 
dies  auch  die  mannigfachen,  den  Auslieferungsverkehr  mit  den 
Niederlanden  regelnden  Verfügungen  des  preussischen  Justiz- 
ministers. Es  erscheint  daher  angezeigt,  das  niederländische  Aus- 
lieferungsrecht einer  besonderen  Erörterung  zu  unterziehen,  soweit 
es  fttr  Deutschland  von  Interesse  ist. 

Im  Nachstehenden  soll  zunächst  das  eigentliche  Auslieferungs- 
verfahren zur  Darstellung  gelangen. 

Die  Niederlande  besitzen  ein  die  Bedingungen  für  die  Ge- 
währung einer  Auslieferung  imd  die  Prozedur  der  Auslieferung 
regelndes  Gesetz.  Dasselbe  ist  datiert  vom  6.  April  1875*)  und 
erstreckt  sich  nur  auf  den  europäischen  Teil  des  Staatsgebietes 
—  nicht  auch  auf  die  Kolonien.  —  Im  Verkehr  mit  den  deut- 
schen Staaten  findet  es,  trotzdem  die  Verträge  aus  früherer  Zeit 
herrühren,  Anwendung,  da  nach  Inhalt  sämmtlicher  Auslieferungs- 
verträge bei  Ausführung  der  Vertragsbestimmungen  nach  den- 
jenigen Gesetzen  der  beiden  contrahirenden  Staaten  verfahren 
werden  soll,  welche  die  Leitung  des  regelmässigen  Ganges  der 
Auslieferung  zum  Gegenstande  haben  oder  künftig  deshalb 
erlassen  werden. 

Das  Auslieferungsverfahren  ist  in  den  Artikeln  8 — 18  des 
niederländischen  Gesetzes  geregelt. 

Die  Auslieferung  muss  auf  diplomatischem  Wege  beantragt 
werden  (Art.  8  Abs.  1).  In  Holland  scheint  man  die  Vermittlung 
durch  die  Consulate  zum  „diplomatischen  Wege"  hinzuzurechnen 


■)  Eine  deutsche  Ausliefeningsstatistik  giebt  es,  soweit  ermittelt  werden 
konnte,  noch  nicht. 

*)  Wet  tot   rogeling    der   allgenieene voorwarden,   op   welke, 

U»n  aanzien  van  ....  de  uitlevering  van  vremdelingen,  verdragen  met  vreemde 
inogendheden  kunnen  worden  gesloten,  so  lautet  der  Titel  des  Oesetzea 
(Staatsblad  No.  66). 

1* 
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(vgl.  Harbord,  Jets  over  uitlevering  von  misdadigers.  Amsterdam 
1879.     S.  121). 

a)  Vorläufige  Festnahme: 

In  der  Erwartung,  dass  der  Antrag  auf  diplomatischem  Wege 
demnächst  gestellt  wird,  kann  der  Fremde,  dessen  Auslieferung 
nachgesucht  werden  soll,  auf  Befehl  des  Staatsanwaltes  oder  Beamten 
der  gerichtlichen  Polizei,  gemäss  dem  Ersuchen  einer  gerichtlichen 
Behörde  des  fremden  Staates,  welche  befugt  ist,  eine  vorläufige 
Verhaftung  anzuordnen,  einstweilen  festgenommen  werden.  Diese 
Behörde  muss  in   dem  Vertrage   erwähnt   sein.     (Art.  9  Abs.  1.) 

Es  könnte  hiernach  scheinen,  als  ob  bei  Anträgen  auf  vor- 
läufige Festnahme  ein  unmittelbarer  Verkehr  der  niederländischen 
und  deutschen  Justizbehörden  zulässig  wäre  ^).  Dem  ist  aber  nicht 
so.  Nach  Mitteilung  der  niederländischen  Regierung  dürfen  der- 
gleichen im  unmittelbaren  Verkehr  gestellte  Anträge  nicht  be- 
rücksichtigt werden.  Es  ist  also  auch  hier  der  diplomatische 
Weg  vorgeschrieben  (vgl.  Verfügung  des  preuss.  Justizministers 
Tom  15./IX.  1889,  J.  M.-Bl.  S.  194).  Nur  in  besonders  dringenden 
Fällen  dürfen  die  preussischen  Behörden  sich  unmittelbar  an  die 
kaiserliche  Gesandschaft  im  Haag  wenden  und  deren  Vermittlung 
zur  Herbeiführung  der  vorläufigen  Festnahme  in  Anspruch  nehmen*). 

Die  Verfassung  ist  also  nicht  obligatorisch.     Beschlagnahme 


^)  Nach  Art.  7  des  badischen  Vertrages  kann  die  badische  Regierung 
vor  Zustellung  des  Verhaftsbefehls  die  unmittelbare  und  einstweilige  Ver- 
haftung des  Fremden,  dessen  Auslieferung  begehrt  wird,  verlangen.  Die 
«instweilige  Verhaftung  hängt  jedoch  von  dem  Ermessen  der  niederländischen 
Behörden  ab.  Der  Fremde  wird  wieder  in  Freiheit  gesetzt,  wenn  binnen 
14  Tagen  nach  erfolgter  Verhaftung  der  förmliche  Verhaftsbefehl  ihm  nicht 
eröffnet  ist. 

^)  Ein  Steckbrief  oder  ein  sonstiges  Dokument  ist  bei  der  vorläufigon 
Festnahme  nicht  erforderlich,  vielmehr  genügt  ein  blosser  Antrag  der  Kaiser- 
lichen Gesandscfaaft.  Dieselbe  kann  sich  in  besonders  dringenden  Fällen  un- 
mittelbar und  telegraphisch  an  die  betreffenden  Polizeibehörden  in  Rotterdam 
oder  Amsterdam  wenden. 
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der  Effecten  des  Verbrechers  ist  zulässig  (Art.  9  Abs.  2).  Ist 
die  Festnahme  auf  Befehl  eines  Beamten  der  gerichtlichen  Polizei 
erfolgt,  so  muss  dieser  unverzüglich  den  Arrestanten  dem  Staats- 
anwalt  zu  weiterer  Verfügung  zuführen.     (Art.  9  Abs.  3). 

Nachdem  der  Arrestant  gehört  worden  ist,  soll  der  Staats- 
anwalt  die  Befugniss  haben,  einen  einstweiligen  gerichtlichen  Haft- 
befehl zu  erwirken,  welcher  innerhalb  48  Stunden  dem  verhafteten 
Individuum  zugestellt  werden  muss  (Art.  10  Abs.  1)'). 

Wenn  der  Auslieferungsantrag  und  die  erforderlichen  Ur- 
kunden nicht  innerhalb  20  Tagen  bezw.  3  Monaten  nach  der 
vorläufigen  Verhaftung,  je  nachdem  der  ersuchende  Staat  ein  euro- 
päischer ist  oder  nicht,  eingehen,  verliert  der  Haftbefehl  seine 
Kraft.  Das  Individium  wird  sofort  in  Freiheit  gesetzt  unter  Aus- 
händigung seiner  etwa  beschlagnahmten  Effekten,  falls  nicht  aus 
anderen  Gründen  Person  und  Sachen  in  Haft  bezw.  Verwahrung 
zurückbehalten  werden  müssen  (Art.  10). 

Wird  der  förmliche  Auslieferungsantrag  innerhalb  der  Frist 
gestellt,  so  wird  gemäss  Artt.  13—18  (s.  unten)  verfahren. 

b)  Eigentliches  Auslieferungsverfahren: 

Dem  förmlichen  Auslieferungsantrage  muss  beigefügt  sein, 
entweder  in  Urschrift  oder  in  gehörig  beglaubigter  Abschrift,  da» 
Strafarteil,  der  Anklage beschluss  oder  Steckbrief  mit  Haftbefehl 
oder  irgend  eine  andere  dem  ähnliche  Urkunde,  welche  in  dem 
fremden  Staate  gebräuchlich  und  als  solche  im  Vertrage  bezeichnet 
ist.     (Art.  11.) 

Nach  den  deutschen  Veiirägen  genügt  übereinstimmend  das 
iStrafurteil  oder  der  Anklageact.  Abweichend  ist  in  dem  deutschen 
Text  wiedergegeben  der  französische  Ausdruck  „ordonnance  de 
poursuite  avec  mandat  d'arret":  „Steckbrief  mit  Verhaftsbefehl** 
(Preussen,  Hamburg  und  Mecklenburg-Schw.) ;  „gerichtliche  Ver- 
folgungsordonnanz mit  Verhaftsbefehl"  (Baiern) ;  „Untersuchuugs- 


^)  Ein  Rechtaroitt«]  gegen  die  Verhaftung  ist  nicht  gegeben. 
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decret  begleitet  von  einem  Haftbefehl'*  (Bremen);  „Nachweis  der 
eingeleiteten  Untersuchung  nebst  Arrestbefehl"  (Hessen) ;  „vor- 
läufige richterliche  Verfügung  mit  VerhaftsbefeW  (Oldenburg); 
„Beschluss  der  gerichtl.  Verfolgung  mit  Inhaftnahme"  (Sachsen); 
„ein  die  mit  Inhaftnahme  verbundene  Einleitung  einer  Unter- 
suchung verfügender  gerichtl.  Beschluss"  (Württemberg).  Ein 
einfacher  Verhaftsbefehl  ist  ausreichend  ftlr  Baden. 

Inhalts  des  im  nichtamtlichen  Teil  des  preussischen  Justiz- 
ministerialblattes 1889  S.  8  ff.  erschienenen  Aufsatzes  genügt  ein 
nach  Vorschrift  der  deutschen  Strafprozessordnung  erlassener  Haft- 
befehl. 

Urteil,  Anklageact  und  Haftbefehl,  welche  in  Original  oder 
in  Ausfertigung  (beglaubigte  Abschrift  genügt  nicht)  einzureichen 
und  mit  lateinischen  Schriftzeichen  (vgl.  Preuss.  Just.-Min.-Bl. 
1889  S.  32  Ziffer  38)  zu  schreiben  sind,  müssen  die  betreffende 
Strafthat  und  das  zur  Anwendung  kommende  deutsche  Strafgesetz 
bezeichnen.  Der  Verbrecher,  dessen  Auslieferung  in  Kraft  eines 
Vertrages  auf  diplomatischem  Wege  verlangt  wird,  kann  d^ten- 
tion  präventive  im  Gegensatz  zur  detention  provisoire  bei  der 
vorläufigen  Festnahme  —  verhaftet  werden  (Art.  12  Abs.  1). 
Obligatorisch  ist  also  die  Verhaftung  —  detention  präventive  im 
Gegensatz  zur  detention  provisoire  bei  der  vorläufigen  Festnahme 
—  auch  hier  nicht.  Die  Haft  wird  von  den  niederländischen 
Gerichtsbehörden  (Bezirksgericht)  verfügt  und  in  ihren  Gefäng- 
nissen vollstreckt.  Der  Haftbefehl®)  muss  innerhalb  48  Stunden 
zugestellt  sein  (Art.  12  Abt.  3).  Die  im  Besitz  des  Verhafteten 
vorgefundenen  Sachen  können  beschlagnahmt  werden  (Art.  12 
Abs.  2).     In  24  Stunden   nach    der  Verhaftung  soll  dem  Staats- 


^)  Beschwerde  ist  Dicht  zulässig,  jedoch  hat  der  Verhaftete,  wie  Lam- 
KASüH  a.  a.  0.  S.  655  bezeugt,  die  Befugniss,  die  Aufhebung  der  Haft  gegen  Bfirg> 
Schaft  oder  Caution  in  Verbindung  mit  einem  Gelöbnisse,  sich  dem  Verfahren 
nicht  entziehen  zu  wollen,   zu  verlangen. 
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anwalt  bei  dem  Gericht,  in   dessen  Bezirk   die  Verhaftung   statt- 
gehabt, hiervon  Kenntniss  gegeben  werden. 

Innerhalb  drei  Tagen  nach  der  Verhaftung,  oder  wenn  die- 
selbe gar  nicht  bezw.  schoo  vor  dem  formlichen  Auslieferungs- 
antrage stattgehabt  hat,  innerhalb  drei  Tagen  nach  Eingang  der 
Ermächtigung  ersucht  der  Staatsanwalt  das  Gericht  um  Ver- 
nehmung des  Auszuliefernden,  indem  er  zugleich  sein  Gutachten 
über  die  Frage,  ob  Auslieferung  bewilligt  oder  verweigert  werden 
soll,  abgiebt  (Art.  13). 

Ist  eine  vorläufige  Festnahme  erfolgt,  so  lauft  die  dreitägige 
Frist  des  Art  13  nicht  etwa  von  diesem  Tage  ab,  sondern  erst 
von  demjenigen,  an  welchem  der  Auftrag  des  Justizministers  bei 
dem  zuständigen  Staatsanwalt  eingeht. 

Zuständig  ist  dasjenige  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Aus- 
zuliefernde verhaftet  ist  oder  sich  aufhielt  (Art.  8  Abs.  2).  Nach 
der  revidirten,  seit  dem  1.  September  1886  in  Kraft  befindlichen 
Strafprozessordnung  vom  15.  Januar  1886  sind  dies  die  über  alle 
Vergehen  (misdrijven)  aburteilenden  Arrondissements-Regtbanken 
(Gerichtshöfe  I.  Instanz). 

.  Das  Verhör  des  Verbrechers  ist  öffentlich,  wenn  nicht  der 
Auszuliefernde  Ausschluss  der  Oeffentlichkeit  verlangt  oder  der 
Gerichtshof  aus  wichtigen  Gründen,  welche  im  Protokoll  ersicht- 
lich gemacht  werden  müssen,  gänzliche  oder  teilweise  Ausschlies- 
sung der  Oeffentlichkeit  für  die  Verhandlung  beschliesst  (Art.  14 
Abs.  1).  Gegen  den  Willen  des  Auszuliefernden  kann  also  die 
Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  ausgeschlossen  werden. 

Die  Verhandlung  findet  statt  in  Gegenwart  des  Staats- 
anwaltes (Art.  14  Abs.  2),  sie  ist  also  eine  contradictorische. 
Der  Angeklagte  hat  das  Recht  auf  den  Beistand  eines  Verthei- 
digers,  welcher  als  solcher  bei  dem  Gericht  zugelassen  ist  (Art. 
14  Abs.  3). 

Das  Gericht  geht  auf  die  Frage,  ob  der  Angeklagte  der  ihm 
zur  Last  gelegten  That  wirklich  verdächtig  ist,  nicht  ein,  sondern 
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prüft  nur  die  Indentitat  desselben  mit  dem  Beschuldigten,  dessen 
Nationalität*);  die  Frage,  ob  die  That  nach  niederländischem 
Recht  als  eines  jener  Delicte  strafbar  ist,  welche  nach  dem  be- 
treffenden Vertrage  zur  Auslieferung  verpflichten,  ob  sie  nicht 
etwa  ein  politisches  Delict  ist,  ob  ihre  Verfolgung  verjährt  ist 
oder  ob  nicht  andere  besondere  Hindemisse  der  Auslieferung 
entgegenstehen,  z.  B.  Anhängigkeit  einer  Untersuchung  im  In- 
lande  wegen  derselben  oder  einer  anderen  Strafthat  u.  dgl. 

Das  Gericht  giebt  sodann  sein  Gutachten  ab  und  entscheidet 
zugleich  auch  darüber,  ob  die  beschlagnahmten  Gegenstände  dem 
Individuum  ganz  oder  teilweise  zurückgegeben  oder  mit  ausge- 
liefert werden  sollen,  xan  als  Ueberführungsstücke  zu  dienen  *®) 
(Art.  8  Abs.  3). 

Innerhalb  15  Tagen  nach  dem  Verhör  reicht  der  Gerichts- 
hof sein  Ghitachten  und  seine  Entscheidung  bezüglich  der  be- 
schlagnahmten Gegenstände  nebst  den  Acten  dem  Justizminister 
ein.  Ein  Rechtsmittel  gegen  die  gerichtliche  Entscheidung,  welche 
übrigens  nicht  öffentlich  verkündet  wird,  ist  nicht  gegeben.  E^ 
mangelt  somit  an  jedem  Ansatz  zu  einer  Gentralisation  der  Ent- 
scheidung über  Ausliefemngssachen,  da  die  zur  Erstattung  des 
Gutachtens  berufene  Behörde  der  Gerichtshof  I.  Instanz  ist. 

Der  Justizminister  entscheidet  über  die  Auslieferung,  nach- 
dem er  von  dem  gerichtlichen  Gutachten,  an  welches  er  übrigens 


*)  Vgl.  das  besondere  Verfahren,  im  Falle  die  niederländische  Staats- 
angehörigkeit behauptet  wird,  unten. 

^^)  Nach  Art.  8  des  badischen  Vertrages  werden  die  im  Besitze  des 
auszuliefernden  Individuums  vorgefundenen  Gegenstände,  wenn  die  zuständige 
niederländische  Behörde  deren  Rückgabe  verfügt  hat,  bei  der  Auslieferung 
fibergeben;  nach  dem  preussischen  alle  Gegenstände  ohne  Ausnahme,  baarea 
Geld  mit  eingeschlossen  (vgl.  Just.-M.-Bl.  1854  S.  386);  endlich  nach  dem 
hessischen  (Art.  5)  diejenigen  Sachen,  welche  zum  Beweise  der  Strafthat 
dienen  können.  Die  fibrigen  Verträge  enthalten  keine  diesbezügliche  Be> 
Stimmung,  sie  sprechen  nur  allgemein  von  der  Verpflichtung  zur  Ueberlieferung 
von  Beweisstücken. 
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nicht  gebunden  ist,  Kenntniss  genommen  hat  (Art.  18)^*).  Der 
Einholung  einer  königlichen  Ordre  bedarf  es  nicht. 

Wird  die  Auslieferung  seitens  des  Justizministers  verweigert, 
so  wird  das  Individuum  sofort  in  Freiheit  gesetzt  und  werden  ihm 
die  beschlagnahmten  Sachen  wiedergegeben,  es  sei  denn,  dass  der 
Verhaftete  oder  die  Gegenstände  aus  anderen  Gründen  in  Haft 
bezw.  zurückbehalten  werden  müssen. 

Dasselbe  Verfahren  findet  auch  statt,  wenn  es  sich  um  die 
Auslieferung  eines  Verurteilten  handelt.  Der  Justizminister 
muss  auch  diesfalls  ein  gerichtliches  Gutachten  einholen  und  darf 
nicht,  wie  Bebnabd,  Trait^  de  Textradition,  Paris  1883,  II.  S.  482, 
will,  sofort  selbst  in  der  Sache  entscheiden.  (Vgl.  Lammasch, 
a.  a.  0.  S.  693.) 

Ein  besonderes  Verfahren  tritt  ein,  wenn  der  Auszuliefernde 
behauptet,  Niederländer  zu  sein  und,  dass  infolgedessen  die 
Bestinunnngen  des  Auslieferungsgesetzes  auf  ihn  nicht  anwendbar 
seien.  Diesfalls  kann  er  sich  innerhalb  15  Tagen  nach  der  ge- 
richtlichen Vernehmung  mittels  Gesuchs  an  den  hohen  Rath,  hooge 
raad  (höchster  Gerichtshof  in  Holland),  wenden  und  um  dessen 
Entscheidung  bitten  (Art.  16  Abs.  1). 

Der  Staatsanwalt  ist  verpflichtet,  den  Angeklagten  sobald 
als  möglich  und  zur  Zeit  seines  Verhörs  vor  dem  Gericht  davon 
zu  unterrichten,  dass  er  diese  Befugniss  hat  und  sich  zu  dem 
Zwecke  mit  einem  Kechtsbeistande  beraten  könne  (Art.  16  Abs.  2) 

Der  Gerichtschreiber  des  hohen  Aathes  hat  dem  Justizminister 
ohne  Verzug  von  dem  Eingang  eines  solchen  Ersuchens  Kenntniss 
zu  geben  (Art.  16  Abs.  3). 

Der  hohe  Rath  entscheidet  nach  Anhörung  des  Oberstaats- 
anwaltes. 


^^)  Der  Justizminister  muss  jedoch  mit  seiner  Entscbeidnng  bis  zum 
Ablaof  des  fAnfzebnten  Tages  nach  dem  gerichtlichen  Verhör  warten,  da  der 
Verbrecher  innerhalb  dieser  Frist  noch  die  Entscheidong  des  Hohen  Rathes 
mit  der  Behauptung,  Niederländer  zu  sein,  anrufen  kann  (Art.  16). 
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Erkennt  er  die  niederländische  Staatsangehörigkeit  an ''),  so 
verfügt  er,  im  Falle  der  Fremde  verhaftet  ist,  die  sofoi*tige  Frei- 
lassung desselben,  vorausgesetzt,  dass  er  nicht  aus  anderen  Gründen 
zurückzuhalten  ist,  z.  B.  weil  eine  Verfolgung  desselben  vor  den 
niederländischen  Oerichten  stattzufinden  hat. 

Der  Oberstaatsanwalt  bei  dem  hohen  Rath  theilt  ohne  Ver- 
zug dem  Justizminister  diese  Entscheidung  mit. 

Ist  der  Betreffende  Niederländer,  so  werden  ihm  auch  die 
beschlagnahmten  Sachen  zurückgegeben,  wenn  sie  nicht  etwa  aus 
anderen  Gründen  zurückzuhalten  sind.  Das  Verfahren  vor  dem 
Bezirksgericht,  wenn  es  begonnen  hat  und  noch  nicht  beendet  ist, 
wird  geschlossen. 

Ist  nach  Ansicht  des  hohen  ßathes  der  Flüchtling  kein 
Niederländer,  so  entscheidet  der  Justizminister  in  Würdigung  des 
ihm  von  dem  Bezirksgericht  erstatteten  Gutachtens  tlber  Gewährung 
oder  Verweigerung  der  Auslieferung  ohne  Einholung  königlicher 
Ordre  (Art.  18). 

üeber  die  Durchführung  eines  von  einem  dritten  Staate 
auszuliefernden  Verbrechers  durch  niederländisches  Gebiet  ^')  ent- 
halten die  Auslieferungsverträge  keine  Bestimmung. 

Nach  Art.  20  des  niederländischen  Auslieferungsgesetzes 
ist  der  Transport  eines  Auszuliefernden  durch  niederländisches 
Gebiet  nur  zulässig,  wenn  die  betreffende  Person  an  einen  Staat 
ausgeliefert  werden  soll,  mit  welchem  die  Niederlande  einen  Aus- 
lieferungsvertrag besitzen,  in  welchem  jenes  Delict,  wegen  dessen 
die  Auslieferung  erfolgte,  als  ein  zur  Auslieferung  verpflichtendes 
aufgeführt  ist.  Die  Durchführung  von  Niederländern  und  poli- 
tischen Verbrechern  ist  verboten.  Dagegen  ist  gesetzlich  nicht 
ausgeschlossen    die  Durchführung    von   Individuen,    welche    eines 


^')  Diese  EntscheiduDg  ist  für   die  niederländische  Regierung  bindend. 

^*)  Dasselbe  gilt  von  einem  Transport  auf  niederländischen  Schiffen. 
Dieselben  gelten  ja  kraft  völkerrechtlicher  Fiction  als  schwimmendes  Terri- 
torium des  Heimathstaates. 
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nach  niederländischem  Recht  bereits  verjährtem  Delictes  beschul- 
digt oder  wegen  eines  solchen  verurteilt  sind.  Die  nieder- 
ländische Regierung  hat  es  jedoch  abgelehnt,  eine  Verpflichtung 
zur  Durchführung  durch  ihr  Gebiet  auch  für  diesen  Fall  in  neu 
abgeschlossenen  Verträgen  zu  übernehmen.  (Vgl.  Lammasch  a.  a. 
O.  S.  704  Anm.  3.)  Die  Durchführung  wird  seitens  der  Nieder- 
ländischen Regierung  auf  einen  im  diplomatischem  Wege  ge- 
stellten Antrag  bewilligt,  ohne  dass  die  Einholung  eines  gericht- 
lichen Gutachtens  erforderlich  ist. 

Es  ist  anerkannter  völkerrechtlicher  Grundsatz,  dass  wegen 
politischer  Delicte  nicht  ausgeliefert  wird.  Die  Verträge  mit 
Bayern,  Bremen,  Hamburg,  Hessen,  Mecklenburg-Schw.,  Sachsen 
und  Württemberg  enthalten  keine  Bestimmung  über  politische 
Delicte.  Diejenigen  mit  Preussen  und  Oldenburg  erklären  die 
Vertragsbestimmungen  nicht  anwendbar  auf  Personen,  welche 
sich  irgend  eines  politischen  Delicts  schuldig  gemacht  haben, 
oder  wie  dies  der  niederländische  Text  noch  prägnanter  aus- 
drückt: „die  zieh  aan  eenig  staatkunnig  misdryf,  hoe  ook  ge- 
naamd,  hebben  schuldig  gemaakt^^  Hieraus  ergiebt  sich,  dass 
die  Auslieferung  auch  wegen  der  im  Vertrage  aufgeführten  De- 
licte nicht  erfolgen  soll,  wenn  dieselben  ausnahmsweise  einen 
politischen  Charakter  annehmen.  Dass  nach  dem  badischen  Ver- 
trage wegen  relativ-politischer  Delicte  eine  Auslieferungspflicht 
nicht  besteht,  folgt  aus  den  Worten,  „dass  wegen  irgend  einer 
mit  einem  politischen  Vergehen  in  Verbindung  stehenden  Hand- 
lung eine  Verfolgung  oder  Bestrafung  in  dem  ersuchenden  Staate 
nicht  statthaben  darf"  (Art.  5),  also  auch  nicht,  wenn  die  zur 
Auslieferung  Anlass  gebende  That  sich  später  als  ein  relativ- 
politisches Delict  herausstellt.  Lässt  sich  letzeres  zur  Zeit  des 
Auslieferungsverfahrens  in  den  Niederlanden  schon  übersehen,  so 
ist  die  Regierung  berechtigt,  die  Auslieferung  zu  verweigern. 

In  dem  niederländischen  Fremdengesetze  vom  13.  August 
1849  Art.  17  ist  der  Grundsatz   aufgestellt,    dass   die  Regierung 
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eine  Pflicht  zur  Gewährung  von  Auslieferungen  nur  wegen  der 
im  Gesetze  aufgezählten  Delicte,  unter  welchen  sich  ein  politisches 
Delict  nicht  befindet,  übernehmen  dürfe.  Der  ursprüngliche  Ent- 
wurf dieses  Gesetzes  enthielt  eine  ausdrückliche  Bestimmung: 
„Geene  uitlevering  kan  toegestaan  of  gevragd  worden  wegens 
(zuiver)  staatskundige  misdrijven'^  Dieser  Zusatz  ist  später  als 
vermeintlich  überflüssiger  gestrichen,  weil  sich  unter  den  im  Ge- 
setze erwähnten  Strafthaten  ohne  dies  kein  politisches  Delict 
befinde  (vgl.  de  Vos  van  Steenwijk,  Over  de  misdrijven,  warbij, 
wegens  hun  staatkundig  karakter,  uitlevering  is  uitgesloten. 
Leiden.     1877  S.  28  «,) 

Auf  der  Basis  des  Gesetzes  von  1849  sind  die  deutschen 
Auslieferungsverträge  abgeschlossen.  Dasselbe  mnss  daher  als 
Quelle  zur  Interpretation  derselben  dienen..  Da  die  holländische 
Regierung  eine  Auslieferung  wegen  politischer  Delicte  kraft  Ge- 
setzes nicht  zugestehen  durfte,  so  ist  dies  auch  stillschweigend 
nach  denjenigen  deutschen  Verträgen  vereinbart,  in  welchen  eine 
ausdrückliche  Bestimmung  fehlt. 

Streitig  ist,  ob  auch  nach  den  letzteren  Verträgen,  also 
mit  Bayern,  Bremen  u.  s.  w.,  die  Niederlande  wegen  einer  zu 
politischen  Zwecken  verübten  Strafthat  (Mord,  Brandstiftung  u.  s.  w.), 
also  eines  sog.  relativ-politischen  Delicts,  eine  Auslieferung  ver- 
weigern dürfen.  Taünay,  de  tractaten  tot  uitlevering  van  mis- 
dadigers.  Amsterdam  1872  S.  175  ff.  verneint  die  Frage,  indem 
er  annimmt,  dass  die  Auslieferung  nur  wegen  absolut-politischer 
Delicte  ausgeschlossen  sei.  Derselben  Auffassung  ist  Lammasch, 
a.  a.  0.  S.  282.  Dagegen  spricht  sich  van  Heeckeren,  Uitlevering 
wegens  politieke  misdrijven.  Utrecht  1882  S.  82,  filr  die  Be- 
jahung der  Frage  aus,  indem  er  die  Aufnahme  einer  ausdrück- 
lichen, die  Auslieferung  wegen  relativ-politischer  Delicte  zulassen- 
den Bestimmung  in  dem  Vertrage  fordert. 

Der  letzeren  Ansicht  muss  beigepflichtet  werden.  Es  wäre 
auch    unverständlich,    wenn    die    Niederlande   Preussen  imd    Ol- 
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denburg  die  Auslieferung  wegen  relativ-politischer  Delicte  zu  ver- 
weigern, den  anderen  deutschen  Bundesstaaten  dagegen  zu  ge- 
währen sich  verpflichtet  hätten.  Die  Geschichte  des  Asylrechts 
in  Holland  zeigt,  dass  man  dort  unter  politischen  Delicten  auch 
die  relativ-politischen  verstanden  hat.  Eine  ausdrückliche  Be- 
stimmung hat  man  nicht  für  erforderlich  erachtet.  Erst  als  die 
völkerrechtliche  Theorie  den  Unterschied  zwischen  absolut-  und 
relativ-politischen  Delicten  schärfer  hervorzuheben  begann,  hat 
man  die  letzteren  besonders  erwähnt,  wie  der  im  Jahre  1861 
abgeschlossene  badische  Vertrag  zeigt,  welcher  gleichsam  als 
eine  authentische  Interpretation  der  Auffassung  der  niederlän- 
dischen Regierung  für  die  älteren  deutschen  Verträge  betrachtet 
werden  kann. 

Grundsätzlich  widerstreben  auch  die  Niederlande  jeder  Ein- 
schränkung des  Asylrechts  wegen  relativ-politischer  Delicte. 

Auch  das  Auslieferungsgesetz  von  1875  enthält  eine  die 
Auslieferung  wegen  politischer  Delicte  ausdrücklich  ausschliessende 
Norm  nicht.  Ein  sich  hierauf  beziehendes,  von  mehreren  Depu- 
tirten  eingebrachtes  Amendement  wurde  zurückgezogen,  nachdem 
die  Regierung  ausdrücklich  ihr  Einverstäudniss  mit  der  Tendenz 
der  Antragsteller  erklärt  hatte  (vgl.  de  Vos  van  Steknwyk,  a.  a.  0. 
S.  83  flF.).  Dass  aber  eine  Auslieferung  auch  wegen  relativ-poli- 
tischer Delicte  nicht  statthaben,  darf,  ergibt  sich  aus  dem  Ver- 
bot der  Bestrafung  des  Ausgelieferten  in  dem  requirirenden 
Staate  wegen  einer  politischen  oder  mit  einer  solchen  in  Ver- 
bindung stehenden  Strafthat  (Art.  3) ;  vgl.  oben  den  badischen 
Vertrag. 

Das  Auslieferungsgesetz  zählt  diejenigen  Strafthaten,  wegen 
deren  eine  Auslieferung  zulässig  ist,  einzeln  auf,  und  zwar  be- 
findet sich  darunter  auch  „der  Anschlag  gegen  das  Leben  des 
Staatsoberhauptes  und  der  Mitglieder  seiner  Familie".  Man 
könnte  hierdurch  zu  der  Annahme  gelangen,  dass  die  Nieder- 
lande die  sog.  belgische  Attentatsklausel  in  dem  gewöhnlich  ge- 
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hrauchten  Sinne  recipirt  hätten,  und  in  der  That  war  diese  Auf- 
fassung lange  Zeit  allgemein  verbreitet.  Allein  dem  ist  nicht 
so.  Der  Königsmord  hat  nur  deshalb  neben  dem  gemeinen 
Morde  in  dem  Gesetze  Erwähnung  gefunden,  weil  nach  nieder- 
ländischem Recht  ein  Anschlag  gegen  das  Leben  des  Königs  aus 
dem  Begriff  des  Mordes  ausscheidet  und  ein  delictum  sui  generis 
wird  und  deshalb  der  unpolitische  Königsmord  auch  kein  Aus- 
lieferungsdelict  gewesen  wäre.     (Vgl.  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  329). 

Aus  den  Erklärungen  der  holländischen  Minister  der  Justiz 
und  des  Aeussem  in  der  IL  Kammer  der  Generalstaaten  (vgl. 
Bijblad  van  de  Nederlandsche  Staats-Courant  1874 — 75  II  Vel 
274  S.  1024)  geht  klar  hervor,  dass  nur  wegen  eines  nicht  po- 
litischen Königsmordes,  z.  B.  eines  aus  Privatrache  verübten 
Attentats,  seitens  der  Niederlande  ausgeliefert  wird. 

Die  besonderen  Standesdelicte  der  Militärpersonen  unter- 
liegen nicht  der  Auslieferung.  Das  sich  auf  das  Landheer  be- 
ziehende Deserteurkartell  mit  Preussen  von  1818  (abgedruckt 
bei  VON  RoHRScHEmT,  Preussens  Staatsverträge  S.  828)  ist  längst 
ausser  Wirksamkeit  getreten.  Holland  verweigert  heutzutage 
grundsätzlich  jede  Auslieferung  wegen  Desertion.  (Vgl.  Uarbord, 
a.  a.  0.  S.  40.)  Das  Auslieferungsgesetz  untersagt  auch  den 
Abschluss  neuer  Militärkartells.  Besonders  ist  die  Auslieferung 
desertirter  Schiffsmannschaft  geregelt. 

Nach  dem  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  zwischen  dem 
deutschen  Zollverein  ^*)  und  den  Niederlanden  vom  31.  Dezember 
1851  (Pr.  G.  S.   1852  S.  145)»^)  Art.  13  sind  die  beiderseitigen 


**)  Der  Zollverein  umfasste  den  grössten  Teil  der  deatschen  Bundes- 
staaten. 

*^)  Dem  Vertrage  vom  31.  XII.  51,  welcher  auch  jetzt  noch  gilt  (vgl. 
Stengel,  Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts  Bd.  I  S.  636)  sind  später  bei- 
getreten Schaumburg-Lippe  (11.  X.  1854),  Oldenburg  (19.  X.  1854),  die  beiden 
Mecklenburg  und  Lübeck  (1.  XII.  186^<)  und  Bremen  nebst  Hamburg  (23.  III. 
lijTl):  vgl.  Staudikoer,  Sammlung  deutscher  Staats  vertrage  1882  S.  407. 
hodass  also  alle  Seefahrt  treibenden  deutschen  Staaten  ihm  angehören. 
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Konsaln  befagt,  die  Matrosen  '*),  welche  von  Schiffen  ihrer 
Naüon  in  dem  Lande  der  anderen  entwichen  sein  sollten,  fest- 
nehmen zu  lassen  und  sie  entweder  an  Bord  oder  in  ihre  Hei- 
math zu  senden. 

Sie  —  jetzt  wohl,  wenn  auch  ausdrückliche  Bestimmung 
fehlt,  die  Konsuln  des  deutschen  Reiches  —  haben  sich  zu  dem 
Ende  an  die  zustandigen  Beamten  zu  wenden  und  die  gedachten 
Deserteure  schriftlich  zu  reklamiren,  wobei  sie  durch  die  Schiffs- 
register, Musterrollen  oder  andere  authentische  Dokumente  nach- 
zuweisen haben,  dass  die  reklamirten  Personen  zu  der  Be- 
satzung gehören. 

Auf  eine  in  solcher  Weise  begründete  Reklamation  soll 
die  Auslieferung  bewilligt  werden,  sofern  nicht  das  betreffende 
Individuum  niederländischer  Unterthan  ist. 

Die  Ortsbehörden  .sollen  gehalten  sein,  ihre  ganze  Amts- 
gewalt aufzubieten,  um  die  Verhaftung  der  Deserteure  herbei- 
zuführen. 

Die  so  angehaltenen  Deserteure  sollen  den  gedachten  Kon- 
sularbeamten zur  Verfügung  gestellt  werden  und  auf  Antrag 
und  Kosten  der  Reklamanten  in  einem  öffentlichen  Oefängniss 
verwahrt  bleiben  können,  um  demnächst  an  Bord  des  Schiffes, 
zu  welchem  sie  gehören  oder  irgend  eines  andern  Schiffes  der- 
selben Nation  gebracht  zu  werden. 

Falls  sie  nicht  innerhalb  zwei  Monaten,  von  dem  Tage 
ihrer  Verhaftung  an  gerechnet,  zurückgenommen  sind,  so  sollen 
sie  auf  freien  Fuss  gesetzt  werden  und  wegen  derselben  Ursache 
nicht  von  Neuem  angehalten  werden. 

Uebrigens  versteht  es  sich,  dass,  wenn  der  Deserteur  irgend 
ein  Verbrechen, Vergehen  oder  eine  Uebertretung  l)egangen  hat,  seine 


*•)  Da  in  dem  Vertrage  von  Deserteuren  im  Allgemeinen  die  Rede  ist, 
8o  Bind  darunter  sowohl  Deserteure  von  Kauftahrtei-,  wie  auch  Kriegsschiü'en 
za  verstehen  (vgl.  Fekels  in  diesem  Archiv  Bd.  I  S.  4i»8,  sowie  dessen 
Werk:  «Auslieferung  desertirter  Schiffsmannschaften*   \f<H*d. 
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Auslieferung  ausgesetzt  bleiben  kann,  bis  der  mit  der  Sache  be- 
schäftigte Gerichtshof  sein  Urteil  gefallt  hat  und  dasselbe  zur 
Vollstreckung  gekommen  ist. 

Nach  dem  preussisch-niederläudischen  Vertrage  vom  16. 
Juni  1856  (6.  S.  S.  710  ff)t  welcher  später  auf  die  deutschen 
Konsule  ausgedehnt  ist  (vgl.  Vertrag  vom  11.  Januar  1872,  B.- 
6.-B1.  S.  67)  haben  die  preussischen  Generalkonsuln,  Konsuln, 
Vicekonsuln  und  Konsularagenten  in  den  niederländischen 
Kolonien  dieselben  Befugnisse,  insoweit  die  Auslieferung  von 
entwichenen  Seeleuten  preussischer  Handels-  oder  Kriegsschiffe 
vertragsmässig  stipulirt  ist.     (Art.  10). 

Die  Frist  fßr  die  Festhaltung  beträgt  aber  nicht  zwei,  son- 
dere mit  Rücksicht  auf  die  weite  Entfernung  drei  Monate. 

Die  Tendenz  der  Auslieferung  desertirter  Seeleute  ist  nicht 
die  Gewährung  der  Rechtshilfe  zur  Herbeiführung  einer  Strafver- 
folgung, sondern  eine  Unterstützung  im  Interesse  der  Seeschiff- 
fahrt als  solcher. 

Uebereinstimmender  Inhalt  sämmtlicher  deutschen  Ausliefe- 
rungsverträge ist,  dass  die  Auslieferung  nur  erfolgen  könne  be- 
hufs Untersuchung  und  Bestrafung  der  Verbrechen  und  Vergehen, 
welche  in  dem  Vertrage  selbst  genannt  sind.  Die  Zahl  dieser 
Delicte  ist  sehr  beschränkt,  das  niederländische  Auslieferungsge- 
setz führt  erheblich  mehr  Strafthaten  auf.  Wenn  auch  in  dem 
Texte  dieses  Gesetzes  kein  Hindemiss  für  eine  Auslieferung  w^en 
eines,  zwar  im  Auslieferungsgesetze,  nicht  aber  auch  in  dem  Ver- 
trage aufgezählten  Delictes  liegt,  so  sind  doch  Theorie  und 
Praxis  in  Holland  darüber  einig,  dass  die  Aufzählung  der  Aus- 
lieferungsdelicte  in  den  Verträgen  als  eine  limitative  aufzufassen 
ist,  also  nur  wegen  dieser  Strafthaten  Auslieferung  gewährt  wird. 
(Vergl.  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  198). 

Nach  modemer  völkerrechtlicher  Auffassung  muss  die  Straf- 
that,  wegen  welcher  die  Auslieferung  nachgesucht  wird,  einmal 
nach    dem   Rechte    beider   Vertragsstaaten  —  nicht   blos  des  er- 
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suchenden  —  überhaupt  mit  Strafe  bedroht  sein,  und  sodann  auch 
nach  der  Gesetzgebung  beider  Teile  einem  der  in  dem  be- 
treffenden Vertrage  aufgeführten  Delictsbegriffe  entsprechen. 
Seit  Abschluss  sämmtlicher  deutschen  Auslieferungsverträge  hat 
sowohl  in  den  Niederlanden  als  auch  in  Deutschland  eine  Aen- 
derung  des  Strafrechts  stattgefunden.  In  Holland  gilt  jetzt  seit 
dem  1.  September  1886  ")  das  Strafgesetzbuch  vom  3.  März  1881 
(Staatsblad  Nro.  35)  *»).  *»).  Dasselbe  umfasst  475  Artikel  und  ist 
eingeteilt  in  drei  Bücher:  Allgemeine  Bestimmungen  (Titel 
I— IX),  Verbrechen  (Titel  I-XXXI)  und  üebertretungen  (Titel 
I — IX).  Es  schliesst  sich  in  vielen  Puncten  eng  an  das  deutsche 
Strafgesetzbuch  an  *®).  üeber  den  Einfluss,  welchen  eine  nach 
dem  Vertragsabschluss  erfolgte  Aenderung  des  Strafrechts  hin- 
sichtlich der  Strafbarkeit  überhaupt,  insbesondere  der  Verjährung 
sowie  der  Delictsbegriffe  auf  die  Auslieferungspflicht  ausübt, 
herrscht  Streit.  Man  wird  in  Uebereinstimmung  mit  Lammasch, 
a.  a.  0.  S.  186,  und  dem  deutschen  Reichsgericht  (Urteil  vom 
3/X  1890,  Entsch.  Bd.  21  S.  180)  als  Regel  annehmen  müssen, 
dass  massgebend  ist  für  die  Auslieferungspflicht  das  Strafrecht, 
welches  zur  Zeit  der  Errichtung  des  Vertrages  galt,  nicht  das  gegen- 
wärtig in  Kraft  befindliche,  weil  ein  Staatsvertrag  nur  durch  ge- 

")  Vgl.  Einftthrungsgesetz  vom  15.  April  1886.  Die  Novelle  '  im  8traf- 
gesetzbuche)  vom  15.  Januar  1886  enthält  Abänderungen  desselben,  welche 
hier  aber  nicht  interessiren. 

^^)  Bei  Angabe  des  Textes  ist  die  Uebersetzung  der  Professoren  Dr. 
DocHow  (Art.  1—91)  und  Db.  TmcHMAifN  (Art.  92—475)  benutzt  (Vgl.  Zeit- 
.schrift  für  die  ges.  Strafrechtswissenschaft  Bd.  I  Beiheft).  Die  Artikel  be- 
zeichnen das  niederländische,  die  Paragraphen  das  deutsche  Strafgesetzbuch. 

^*)  In  Niederländisch-Indien  gilt  das  Strafgesetzbuch  von  1866 ;  vergl. 
DE  Pinto,  wetboek   van  Strafrecht  vor  Nederland-Indie.  1866. 

Der  beste  Kommentar  zum  niederländ.  Strafgesetzbuch  von  1881  ist 
derjenige  van  Swinderen,  het  hedendaagsche  Strafrecbt  in  Nederland.  Gro- 
ningen 1888. 

**)  Gegen  den  Vorwurf,  das  holländische  sei  nur  eine  getreue  Nachbil- 
dung des  deutschen  Strafgesetzbuches  ohne  eigene  Selbstständigkeit,  richtet 
sich  ScHÖNFKLi).  Klachtdelicten.     Groningen  1886. 

Archiv  für  öffeiitlieli.»  Rerlit.     VIII.  1.  2 
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genseitiges  EinYerstandniss  beider  Kontrahenten,  nicht  aber  ein- 
seitig durch  den  einen  Teil,  welcher  sich  ein  neues  Strafrecht 
gibt,  abgeändert  werden  kann  *').  Anderer  Meinung  sind  Hstzer, 
Deutsche  Auslieferungsverträge  1883,  S.  188,  Staüdinosr,  a.  a.  0- 
S.  29  und  der  holländische  Schriftsteller  Habbosd,  a.  a.  S.  77 
Anm.  3. 

In  der  Praxis  der  beiderseitigen  Regierungen  wird  die  Aus- 
lieferungspflicht bemessen  nach  demjenigen  Strafrecht,  welches 
zur  Zeit  der  Begehung  der  zur  Auslieferung  Anlass  gebenden 
Strafthat  in  beiden  Ländern  gilt.  Es  ergibt  sich  dies  deutlich 
aus  dem  mehrerwähnten  Aufsatze  im  Prenss.  lust.-M.-Bl.  1889 
S.  22  Ziffer  38,  wo  nur  das  geltende  holländische  Strafrecht  be- 
rücksichtigt, ja  der  Art.  326  des  neuen  Strafgesetzbuches  aus- 
drücklich angeführt  wird.  (Vergl.  auch  Ziffer  35,  wo  hinsichtlich 
Englands  das  Gleiche  gilt.)  Ein  Zurückgehen  auf  die  alten  langst 
aufgehobenen  Strafgesetzbücher  aus  der  Zeit  des  Vertragsab- 
schlusses ist  mit  zu  grossen  Mühseligkeiten  verknüpft.  Ausserdem 
haben  beide  Staaten  ihr  Strafrecht  geändert. 

Man  wird  aber  mit  der  geltenden  Praxis  nicht  so  weit 
gehen  dürfen,  dass  man  auch  die  Delictsbegriffe  nach  gegenwär- 
tigem Recht  interpretirt. 

Unserer  nachfolgenden  Betrachtung  legen  wir  das  neue 
deutsche  und  niederländische  Strafgesetzbuch  zum  Grunde  und 
folgen,  was  zunächst  den  ^allgemeinen  Teil  betrifft,  dabei  der 
Einteilung  des  letzteren  Gesetzes. 

I.  Allgemeiner  Teil. 

1.  Wirkungskreis  des  Strafgesetzes: 

Die  Auslieferungsverträge  bestimmen  sämmtlich,  dass  Holland 
zur  Auslieferang  nur  verpflichtet  ist,  wenn  die  betreffende  Straf- 
that ausserhalb  seines  Gebietes  verübt  worden  ist.  Als  Teile 
seines  Gebiets  betrachtet   es    auch  seine  Schiffe.     Art.    3  erklärt 


'*)  Vgl.  meine  Abhandlung  in  der  Zeitschr.  fftr  interaatioiiEleB  Pkivai- 
u.  Strafrecht  Bd.  2  Heft;  2. 
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das  niederländische  Strafgesetz  anwendbar  auf  jeden,  der  sieh 
ausserhalb  des  Beiehes  in  Europa  an  Bord  eines  niederllndischen 
Schifes  ")  einer  strafb^en  Handlung  schuldig  macht.  Die  An- 
wendbarkeit dieses  Artikels  wird  jedoch  gemäss  Art.  8  durch  die 
im  Völkerrecht  anerkannten  Ausnahmen  beschränkt«  Befindet 
sich  also  ein  niederländisches  Handelsschiff  im  Bereich  fremder 
Küstengewässer,  welche  bekanntlich  soweit  reichen,  als  von  der 
Linie  der  Küste,  bis  zu  welcher  noch  von  der  höchsten  Fluthwelle 
ungefährdete  Strandbatterien  errichtet  werden  können,  das  Ge- 
schoss  der  weitest  tragenden  Kanonen  seewärts  trägt,  so  ist  das 
Strafrechi  des  fremden  Staates  massgebend;  ausgenommen  sind 
allein  niederländische  Kriegs-  und  Staatsschiffe. 

Das  Gebiet  der  Kolonien  gehört  nicht  zu  Holland  im  Sinne 
der  Ausl.- Verträge.  Vergl.  Lamhasch,  a.  a.  0.  S.  91.  Das 
niederländische  Stra%esetz  ist  ferner  nach  Art.  4  anwendbar 
auf  jeden,  der  sich  ausserhalb  des  Reiches  in  Europa  schuldig 
macht: 

1) 2)    eines    Verbrechens    an    Beichsmetallgeld, 

Ueichspapiergeld  oder  von  Reichswegen  ausgegebenen  Stempeln 
und  Marken.  3)  einer  Fälschung  von  Schuldverschreibungen 
oder  Certifikaten  von  Schuldverschi^aibungen  des  niederländischen 
Staates  oder  einer  niederländischen  Provinz,  Gemeinde  oder 
öffentUcben  Korporation,  oder  der  zu  einem  dieser  Papiere  gehö- 
renden Talons,  Dividenden-  oder  Zinsscheine  oder  an  deren  Stelle 
ausgegebenen  Scheine  oder  des  vorsätzl.  Gebrauchs  einer  der  hier 
erwähnten  Urkunden.  In  Deutschland  ist  die  dort  geschehene 
Fälschung  ausländisch^!  Metall-  oder  Papiergeldes  gemäss  §  146 
St.^.-B.  stj-afbar.  Muss  nun  Holland  denjenigen,  welcher  in 
Deutschland  niederländisches  Geld  gefälscht  hat,   und  dann  nach 


**)  Unter  niederländischen  Schiffen  werden  nur  die  Fahrzeuge  verstanden, 
welche  durch  das  Gesetz,  betreffend  die  Erteilung  von  Seebriefen  und  die 
Erlaubniss  zur  Führung  der  niederländischen  Flagge  als  Seeschiffe  angesehen 
werden  (Art.  86). 


—     20     — 

den  Niederlanden  geflohen  ist,  an  Deutschland  ausliefern  P  Diese 
Frage  ist  im  Allgemeinen  zu  bejahen.  Das  Gesetz  erklärt  das 
niederländische  Strafrecht  ja  auch  nur  für  „anwendbar"  *•).  Nach 
den  Verträgen  mit  Preussen,  Baden  und  Baiern  soll  die  Aus- 
lieferung nicht  statt  haben,  wenn  der  betreffende  Flüchtling  wegen 
desselben  Verbrechens  bereits  in  den  Niederlanden  strafrechtlich 
verfolgt  ist  oder  noch  verfolgt  wird,  nach  denjenigen  mit  Bremen^ 
Hamburg,  Hessen,  Mecklenburg- Seh w.,  Oldenburg,  Sachsen,  wenn 
er  wegen  der  nämlichen  Strafbhat  bereits  seine  Strafe  erlitten 
hat  oder  noch  erleidet  **). 

Ist  also  wegen  der  Strafthat  zur  Zeit  des  Einganges  des  förm- 
lichen Auslieferungsantrages  ^^)  bei  der  holländischen  Regierung 
noch  keine  strairechtl.  Untersuchung  eingeleitet  bezw.  noch  kein  Ur- 
teilsspruch gefallt,  so  muss  ausgeliefert  werden.  Aus  practischen 
Rücksichten  wird  jedoch  bei  eröffneter  Untersuchung  der  Aus- 
lieferungsantrag wohl  zurückgezogen  werden, 

Ist  die  Strafthat  ausserhalb  des  Gebiets  des  ersuchenden 
Bundesstaats  erfolgt,  so  muss  Holland  dem  Auslieferungsgesuch 
stattgeben,  da  vei'traglich  die  Auslieferungspflicht  nur  cessiren 
soll,»  wenn  das  Delict  in  den  Niederlanden  begangen  ist. 
Irrigerweise  glaubt  Hetzer,  Deutsche  Auslieferungsverträge  1883 
S.  9,  dass  der  baierische  Vertrag  die  Auslieferungspflicht  auf 
diejenigen  Verbrecher  beschränkt,  welche  die  Strafthat  in  dem 
Gebiete  des  ersuchenden  Staates  oder  gegen  dessen  Gesetze  be- 
gangen   haben.     Beantragt  jedoch   die   Regierung   des  Thatortes 

*')  Die  Fassung  der  Artt.  4 — 7  ist  also  fakultativ,  wie  das  Wort 
„toepasselijk"  zeigt,  (vgl.  auch  Lamhasch,  a.  a.  0.  S.  480).  v.  Martttz.  In- 
ternationale Rechtshilfe  in  Strafsachen  1888  S.  79,  glaubt,  dass  die  Fassung 
9ine  obligatorische  sei. 

**)  In  dem  Vertrage  mit  Württemberg  heisst  es :  „wenn  er  ...  .  schon 
eine  Strafe  erstanden  hat,  oder  noch  ersteht. 

'^)  Die  Zeit  des  Antrages  auf  vorläufige  Festnahme  kann  nicht  ent> 
scheiden,  weil  die  Gesetzeskraft  habenden  Verträge  eine  solche  nicht  vor- 
sehen, vielmehr  nur  Ministerialverordnungen ;  eine  Ausnahme  macht  nur 
Bad(?n  (Art.  7). 
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ebenfalls  die  Aaslieferung  wegen  desselben  Delicts,  so  wird  die 
holländische  Regierung  berechtigt  sein,  nach  ihrer  Wahl  die  Aus- 
lieferung an  diese  oder  die  deutsche  zu  gewähren,  vorausgesetzt, 
dass  ein  Vertrag  besteht  und  nach  diesem  die  Straffchat  ebenfalls 
Auslieferungsdelict  ist. 

Die  sämmtlichen  Auslieferungsverträge  bestimmen    sodann: 

Ein  Niederländer  wird  an  Deutschland  nicht  ausgeliefert; 
ebensowenig  solche  Fremde,  welche  nach  den  niederländischen 
Gesetzen  den  eigenen  Unterthanen  gleichgestellt  sind,  noch  die- 
jetiigen  Ausländer,  welche  sich  in  Holland  niedergelassen  haben 
und  nach  ihrer  Verheirathung  mit  einer  Niederländerin  ein  oder 
mehrere  Kinder  aus  dieser  Ehe  besitzen,  welche  in  Holland  ge- 
geboren sind. 

Die  niederländische  Verfassung  unterscheidet  Nederlanders 
und  Vreemdelingen  (Fremde). 

Nach  Art.  83  Abs.  1  des  neuen  Strafgesetzbuches  ist  Nie- 
derländer, wer  diese  Eigenschaft  auf  Grund  des  Ausführungsge- 
setzes zu  Art.  7  der  Verfassung  besitzt. 

Dieses  Gesetz  (vom  28.  Juli  1850)  ")  enthält  folgende  Re- 
geln, welche  die  Nationalität  teilweise  auf  die  Abstimmung, 
teilweise  auf  das  Territorialprincip  gründen.  Nach  diesem  com- 
binirten  Grundsatz  sind  Niederländer:  eheliche  Kinder,  welche 
geboren  sind  von  in  dem  europäischen  Teile  des  Staatsgebietes 
sesshaften  Eltern ;  Art.  1  Ziff.  1 ;  die  Eltern  —  da  nach  Civil- 
recht  die  Ehefrau  den  Stand  des  Mannes  teilt,  so  ist  nur  der 
Vater  zu  berücksichtigen  —  werden  als  sesshaft  betrachtet,  wenn 
sie  während  der  drei  letzten  Jahre  innerhalb  des  Gebietes  ge- 
wohnt haben.  Diese  Frist  wird  auf  die  Hälfte  reducirt  bei  El- 
tern, die  selbst  des  Staatsbürgerrechts  schon  teilhaftig  sind,  und 


**)  In  den  nachfolgenden  Absätzen  ist  hauptsächlich  benutzt,  de 
Habtoo,  Staatsrecht  der  Niederlande  in  Maquabdssn's  Handbuch  1886  Bd.  4 
S.  10. 
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bei  Fremden,   die   um  Eingesessene  (ingezetene)  zu  werden  sich 
bei  der  Gemeindebehörde  gemeldet  haben. 

Jeder,  welcher  innerhalb  des  europäischen  Gebietes  geboren 
ist,  selbst  von  nicht  sesshaffcen  Eltern,  erwirbt  den  Stand 
eines  Niederländers,  wenn  er  binnen  eines  Jahres  nach  Vollen- 
dung des  23.  Lebensjahres  (Zeitpunct  der  Volljährigkeit ;  Art.  38& 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches)  der  Gemeindebehörde  sein  Vor- 
haben anzeigt,  im  Lande  verbleiben  zu  wollen.  (Art.  1  Ziff.  2.) 
Infolgedessen  werden  als  Niederländer  auch  Findlinge  betrachtet, 
welche  im  europäischen  Staatsgebiet  gefunden  und  daselbst  bis 
zu  ihrem  ToUendeten  23.  Lebensjahre  verblieben  sind.  (Territo- 
rialprinzip.) 

Uneheliche  Kinder  sind  Niederländer,  wenn  sie  von  einem 
niederländischen  Vater  anerkannt  sind  oder  bei  Ermangelung 
dessen  ihre  Geburt  von  einer  niederländischen  Mutter  erwiesen 
ist.  Auf  dem  Abstammungsprincip  beruht  femer  die  allgemeine 
Regel,  dass  das  Staatsbürgerrecht  allen  zukommt,  welche  von 
einem  Niederländer  abstammen,  es  sei  denn,  dass  die  Geburt  in 
einem  Zeitpunkte  stattgefunden  hätte,  wo  die  Eltern  ihr  Staats- 
bürgerrecht nach  den  Regeln  dieses  Gesetzes  verloren  hatten. 
Die  letzte  allgemeine  Regel  hat  einen  doppelten  Zweck:  a)  es 
wird  damit  eine  Vermuthung  zu  Gunsten  desjenigen  angenommen^ 
welcher  eine  niederländische  Aszendenz  nachweisen  kann,  b)  das 
Gesetz  spricht  sowohl  bei  Erwerb  und  Verlust  des  Staatsbürger- 
rechts nicht  vom  Golonialgebiet.  Die  darin  stattgefundene  Geburt 
gibt  also  keineswegs  das  Staatsbürgerrecht.  Da  nun  aber  auf 
der  anderen  Seite  Niederländer,  welche  sich  dort  niederlassen, 
ihren  Stand  nicht  verlieren,  so  bleiben  auch  ihre  Deszendenten 
der  letztgenamiten  Regel  zufolge  fortwährend  in  Besitz  des 
Staatsbürgerrechts  ^^. 


")  Die  im  Anslunde  gebonnen  Kinder  von  Niederländern  werden   als 
niederländische  Staatsangehörige  betrachtet. 
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Die  Naturalisation  erfordert  Terfassungsmässig  ein  (formelles) 
Gesetz,  vorherige  Niederlassungserklärung  bei  der  Munizipalität 
des  Niederlassungsortes,  sechsjährigen  ununterbrochenen  Aufent- 
halt in  den  Niederlanden  oder  den  niederländischen  Colonien 
(Art.  5)  und  ein  Alter  von  23  Jahren  *').  Sie  erstreckt  sich  auf 
die  Ehefrau  imd  die  minderjährigen  Kinder. 

Das  Staatsbürgerrecht  verliert  derjenige,  welcher  1)  in 
einem  anderen  Staate  sich  naturalisiren  lässt,  2)  ohne  Qenehmi- 
gting  des  Königs  in  fremden  Kriegsdienst  tritt,  oder  öffentliche 
Fanktionen  unter  einer  fremden  Regierung  versieht,  3)  in  einem 
fremden  Staatsgebiete  führend  fünf  aufeinanderfolgender  Jahre 
sich  aufhält  mit  der  erweislichen  Absicht,  nicht  zurückzukehren. 

Ein  fortgesetztes  Verbleiben  im  Auslande  zum  Behuf  in- 
ländischer commerzieller  Unternehmungen  hat  den  Verlust  des 
Staatsbürgerrechtes  nicht  zur  Folge. 

Obgleich  nach  dem  Wortlaut  des  Art.  83  Abs.  1  der 
Stand  der  Niederländer  zu  beurteilen  ist  nach  dem  erwähnten 
Gesetz  vom  28.  Juli  1850,  wird  diese  Regel  wieder  umgestossen 
durch  Abs.  2,  nach  welchem  „dem  Niederländer  gleich  steht 
jeder  andere,  dessen  Auslieferung  durch  das  Gesetz  verboten  ist'^ 

Dies  ist  dem  niederländischen  Fremdengesetze  vom  13. 
August  1849  zufolge  der  Fall  mit  allen,  die  nach  dem  Civil- 
rechte  als  Niederländer  gelten.  Die  einschlägigen  Bestimmungen 
sind  enthalten  in  den  Artt.  5—12  Teil  I  Titel  II  des  Civil- 
gesetzbuches  (burgerlijk  Wetboek)  von  1838.  (Vgl.  auch  Cahn, 
Erwerb  u.  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  1889  S.  21,  27,  42, 
121  u.  Anlage  40). 

Eine  Frau   erwirbt  die    niederländische  Staatsangehörigkeit 


^)  Es  fehlt  im  Gesetz  die  Forderung  der  Entlassung  aus  dem 
liiUieren  Staataverbande.  Von  Seiten  der  Regierung  wird  hierauf  aber 
genau  gehalten. 

Die  Natu^sation  kann  auch  sofort  als  Belohnung  fOr  ausserordentliche 
Dienste  verliehen  werden  (Art.  7). 
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ihres  Mannes.  Die  Wittwe,  welche  durch  Verehelichung  mit 
einem  Ausländer  die  ausländische  Staatsangehörigkeit  erworben 
hatte,  erlangt  ihre  durch  Abstammung  erworbene  niederländische 
Staatsangehörigkeit  wieder,  wenn  sie  in  den  Niederlanden  wohnt 
oder  mit  Genehmigung  des  Staatsoberhauptes  nach  den  Nieder- 
landen zurückkehrt  und  erklärt,  daselbst  wohnen  zu  bleiben. 
(Art.  11  B.-G.-B.) 

Die  in  Ehebruch  oder  Blutschande  erzeugten  Kinder  können 
nicht  legitimirt  werden.  (Art  337.)  Die  Legitimation  der  ausser- 
ehelichen  findet  statt,  sobald  zwischen  dessen  Eltern  auf  Grund 
eines  Dispenses  des  Landesfiirsfcen  die  Ehe  geschlossen  worden 
ist.     (Art.  328  B.-G.-B.) 

Im  Civilrecht  steht  der  Verbleib  im  Colonialgebiete  dem  im 
europäischen  Gebiete  gleich. 

Im  übrigen  gelten  die  allgemeinen  Regeln  über  Erwerb 
imd  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  (het  Nederlanderschap). 

Es  existirt  demaach  ein  doppelter  bürgerlicher  Stand,  ein 
politischer  und  ein  civilrechtlicher. 

Nach  Art.  22  des  neuen  Auslieferungsgesetzes  von  1875 
sind  indess  die  nach  Art.  8  des  Civilgesetzbuches  *•)  den  Nieder- 
ländern assimilirten  Personen  im  Sinuc  dieses  Gesetzes,  also  was 
die  Auslieferung,  nicht  auch  was  die  Ausweisung  betriflft,  als 
Ausländer  zu  betrachten.  (Vgl.  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  415  und 
VON  MARTrrz,  a.  a.  0.  S.  85  Anm.  25). 


^)  Derselbe  hat  folgenden  Wortlaut: 

«Vreemdelingen  worden  neet  Nederlanders  gelijk  gesteld  in  de  twee 
volgende  geyallen 

1.  Wanneer  zij,  ten  gevolge  der  toestemming  van  den  konnig,  hunne 
wonplaats  binnen  het  konnigrijk  zallen  hebben  gevestigd,  en  van  het  bekomen 
dier  toestemming  aan  het  gemeentebestuur  dier  woonplaats  hebben  den  blijken 

2.  Wanneer  zij,  na  hnnne  woonplaats  binnen  eene  gemeente  in  het 
konnigrijk  te  hebben  gevestigd  en  gedurende  zes  jaren  binnen  dezelfde  ge- 
meente te  hebben  behouden  aan  het  plaatse  lijk  bestaur  van  die  woonplaats 
het  voornemen  zollen  hebben  te  kennen  gegeven  om  zieh  binnen  het  konnig- 
rijk te  blijven  vestigen.' 
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Die  niederländische  Regierung  ist  nach  den  auf  Grund  des 
Fremdengesetzes  von  1849  geschlossenen  deutschen  Verträgen 
zur  Auslieferung  dieser  Individuen  nicht  verpflichtet,  wohl  aber 
steht  heute  der  Gewährung  derselben  nach  Beseitigung  des 
gegen  dieselbe  gerichteten  gesetzlichen  Verbots  kein  Hindemiss 
im  Wege. 

Nach  deutscher  Auffassung  sind  die  in  den  Verträgen  ge- 
nannten Kategorien  durchaus  Ausländer. 

Hat  der  Verbrecher  auch  erst  nach  der  Strafthat  die 
niederländische  Staatsangehörigkeit  erworben,  so  wird  seitens  der 
Niederlande  die  Auslieferung  verweigert.  Die  Auffassung  des 
höchsten  Gerichtshofes  (Hooge  raad)  geht  hierin  sehr  weit*®). 
Berücksichtigt  wird  darnach  der  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit 
nicht  etwa  bis  zum  Eintrefi^en  des  Auslieferungsantrages,  sondern 
bis  zum  Erlass  der  Entscheidung  über  denselben.  Eine  Frauens- 
person braucht  im  letzten  Monate  vor  der  justizministeriellen 
Entscheidung  sich  nur  mit  einem  Niederländer  zu  verheirathen, 
um  gegen  Auslieferung  geschützt  zu  sein.  Nach  Art.  5  ist  die 
Verfolgung  im  Inlande  wegen  im  Auslande  begangener  Ver- 
brechen auch  zulässig,  wenn  der  Beschuldigte  erst  nach  Be- 
gehung der  Handlung  Niederländer  wird. 

Hat  dagegen  der  Verbrecher  zur  Zeit  des  Eingangs  des 
Auslieferungsbegehrens  die  niederländische  Staatsangehörigkeit 
bereits  verloren,  so  muss  seine  Auslieferung  erfolgen.  Der  Um- 
stand, dass  er  zur  Zeit  der  That  noch  Niederländer  war,  steht 
nicht  entgegen. 

Art.  156  des  niederländischen  Staatsgrundgesetzes  vom  6. 
November  1887  lautet:  „niemand  kan  tegen  zijn  will  worden 
afgetrocken  van  de  richter  dien  de  wet  hem  toekent^^  Aus 
dieser  Bestinmiung  folgert  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  38 1,  dass  die 
Nichtauslieferung  der  Inländer  ein  Privileg  sei,  auf  dessen  Geltend- 


M 


)  Yg],  JovoE,  Uitlevering  van  eigen  onderdanen.    Leyden  1884  S.  191. 
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machung  derselbe  auch  verzichten  könne.  Allein  der  Satz  ist 
publici  juris,  wie  von  Mabtitz,  a.  a.  0.  S.  219  Änm.  13  zu- 
treffend nachweist. 

Ist  der  Auszuliefernde  Angehöriger  eines  dritten  Staates, 
so  hat  Holland  gleichwohl  nach  den  Verträgen  mit  Preussen, 
Bayern  und  Hessen,  weil  diese  keine  einscliränkende  diesbezüg- 
liche Bestimmung  enthalten,  die  Auslieferung  zu  gewähren. 

An  Baden  erfolgt  diesfalls  die  Auslieferung  nur  dann,  wenn 
der  Staat,  dessen  Angehöriger  der  Auszuliefernde  ist,  nach  Be- 
nachrichtigung von  dem  Auslieferungsgesuch,  sich  der  Ausliefe- 
rung nicht  widersetzt  hat. 

Im  Verkehr  mit  Bremen,  Hamburg,  Oldenburg,  Mecklen- 
bnrg-Schw.,  Sachsen  und  Württemberg  steht  es  der  niederlän- 
dischen Regierung  frei,  ob  sie  Auslieferung  bewilligen  will  oder 
nicht.  Im  Falle  der  Ablehnung  sind  jedoch  die  Weigerungs- 
gründe der  ersuchenden  Regierung  mitzuteilen.  Die  Auslieferung 
darf  nur  erfolgen,  wenn  die  Regierung  des  Heimathstaates  trotz 
Benachrichtigung  es  unterlassen  hat,  ihre  etwaigen  Gründe  gegen 
die  Auslieferung  zur  rechten  Zeit  zu  erkennen  zu  geben.  (Bremen, 
Hamburg  und  Mecklenburg-Schw.)  Gegenüber  Oldenburg,  Sachsen 
und  Württemberg  hat  die  niederländische  Regierung  das  Recht 
--  nicht  auch  die  Pflicht  —  vor  der  Auslieferung  den  Heimath- 
staat zu  befragen. 

Beantragt  der  Heimathstaat,  dem  gegenüber  Holland  in 
demselben  Umfange  auslieferungspflichtig  ist,  gleichfalls  die  Aus- 
lieferung, so  hat  die  niederländische  Regierung  die  Wahl  zwischen 
beiden  Staaten. 

Beantragen  mehrere  Staaten  nicht  wegen  desselben,  sondern 
wegen  verschiedener  Delicte  die  Auslieferung  ein  und  derselben 
Person,  so  haben  die  Niederlande  das  Recht  zu  wählen,  welchem 
Staate  zuerst  ausgeliefert  werden  soll,  vorausgesetzt,  dass  die 
ersuchenden  Staaten  sämmtlich  mit  den  Niederlanden  einen  Aus- 
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Itefeningsvertrag  haben    und    in   diesem    die   betreffenden  Straf- 
thaten  als  Auslieferungsdelicte  aufgeführt  sind. 

2.  Strafen:  Das  niederländische  Strafgesetzbuch  teilt  die 
Strafthaten  übereinstimmend  mit  dem  italienischen  vom  1.  Januar 
1890,  aber  abweichend  Ton  der  in  europäischen  Strafgesetzbüchern 
sonst  üblichen  Dreiteilung  ein:  in  Verbrechen  (misdrijven)  und 
Uebertretungen  (overtredingen).  Letztere  scheiden  bei  unserer 
Betrachtung  aus,  da  es  sich  hier  nur  um  schwere  Delicte  handelt. 

Die  Todesstrafe  ist  abgeschafiFb.'*)  Die  Strafen  sind  a)  Ge- 
fangnissstrafe von  1  Tag  bis  zu  15,  ev.  20  Jahren,  b)  Haft  von 
einem  Tag  bis  zu  1  Jahre,  ev.  1  Jahre  und  4  Monaten,  c)  Geld- 
strafen. —  Art.  9,  10,  18  und  23.  — 

3.  Ausschliessung  der  Strafbarkeit.  Die  Strafmündig- 
keit beginnt  nach  niederländischem  Recht  mit  vollendetem  10. 
Lebensjahre  (Art.  3&);  bis  zum  16.  Jahre  ist  zu  untersuchen,  ob 
das  Kind  mit  ünterscheidungsvermögen  gehandelt  hat  (Art.  39). 
Bezüglich  Taubstummer  ist  keine  besondere  Bestimmung  (vgl. 
§  58)  getroffen;  sie  fallen  unter  Art.  37:  „Nicht  strafbar  ist,  wer 
eine  Handlung  begeht,  die  ihm  wegen  mangelhafter  Entwickelung 
nicht  zugerechnet  werden  kann.*  Diese  Frage  wird  nicht  vom 
ausliefernden  Staate,  sondern  erst  bei  der  Aburteilung  in  dem 
Staate  des  Thatortes  gepi-üft,  dasselbe  gilt  bei  minderjährigen 
Verbrechern. 

Nicht  strafbar  ist,  wer  eine  Handlung  zur  Ausführung  einer 
gesetzlichen  Anordnung  (Art.  42)  und  wer  eine  Handlung  zur 
Ausführung  eines  amtlichen  von  der  zuständigen  Behörde  ge- 
gebenen Befehls  (Art.  43)  begeht.  Ein  unberechtigt  gegebener 
amtlicher  Befehl  hebt  die  Strafbarkeit  nicht  auf,  es  sei  denn,  dass 
er  von   dem  Untergebenen   in  gutem  Glauben  als  berechtigt  an- 


"')  Holland  trägt  indees  kein  Bedenken,  die  Auslieferung  wegen  solcher 
Delicte  zu  gestatten,  wegen  welcher  der  Ausgelieferte  möglicherweise  hin- 
gerichtet werden  kann  (vgl.  Lammabch  a.a.  0.  S.  501),  macht  auch  den  Nicht- 
voDxug  der  Todesstrafe  nicht  zur  Auslieferungsbedingung. 
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gesehen  wurde  und  die  Befolgung  desselben  zu  dessen  Amts- 
geschäften gehörte  (Art.  43  Abs.  2). 

Nicht  strafbar  ist  endlich,  wer  zu  einer  Handlung  durch  un- 
widerstehliche Gewalt  gezwungen  ist  (Art.  40). 

4.  Versuch:  Der  Versuch  eines  Verbrechens  ist  strafbar, 
wenn  der  Entschluss  des  Thäters  sich  durch  einen  Anfang  der 
Ausführung  bethätigt  hat  und  die  Ausführung  nur  in  Folge  von 
Umständen,  welche  von  seinem  Willen  unabhängig  waren,  nicht 
vollendet  worden  ist.  (Art.  45).  Der  Versuch  ist  bei  allen  nach- 
folgenden Auslieferungsdelicten  auch  nach  niederländischem  Recht 
strafbar  (Art.  78).  Auf  blosse  Vorbereitungshandlungen  bezieht 
sich  die  Auslieferungspflicht  nicht.  Nach  dem  Wortlaut  der  Ver- 
träge braucht  wegen  Versuches  nicht  ausgeliefert  zu  werden.  Aus- 
lieferung nach  Preussen  ist  jedoch  thatsächlich  erfolgt  wegen  Mord- 
versuchs (vgl.  den  im  nichtamtlichen  Teile  des  preuss.  Justiz- 
ministerialblattes 1889  erschienenen  Aufsatz,  S.  22  ß.  Ziffer  38) 
Die  holländischen  Generalstaaten  haben  anlässlich  eines  Aus- 
lieferungsfalles im  Jahre  1873  angenommen,  dass  die  nieder- 
ländische Regierung  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Auslieferungs- 
gesetz nur  von  Fällen  des  vollendeten  Verbrechens  handele  und 
dass  seit  dem  Jahre  1854  die  Strafe  des  bloss  versuchten  Ver- 
brechens eine  geringere  sei,  als  die  des  vollendeten,  einen  Aus- 
lieferungsantrag wegen  Versuches,  wenn  der  Vertrag  die  Aus- 
lieferungspflicht nicht  auf  die  Fälle  des  Versuches  erstrecke,  ab- 
lehnen müsse.  Es  handelte  sich  damals  um  Belgien,  dessen  Ver- 
trag vom  Jahre  1862  bezw.  1868  datirte.  Die  deutschen  Verträge 
reichen  mit  Ausnahme  des  badischen,  sächsischen  und  mecklen- 
burgischen, über  das  Jahr  1854  zurück.  Bis  zur  Amendirung  des 
niederländischen  Strafrechts  durch  das  Gesetz  von  1854  galt  für 
Versuch  und  für  Vollendung  im  Sinne  des  Art.  2  Code  p^nal  ein 
und  derselbe  Strafsatz,  der  niederländische  Gesetzgeber  von  1849 
hatte  also  gar  keinen  Anlass,  den  Versuch  neben  dem  vollendeten 
Verbrechen  zu  erwähnen.     Bei  den  vor  1854  geschlossenen  Aus- 
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lieferungsverträgen  erstreckt  sich  die  Extraditio«spflicht  also  auch 
auf  die  Falle  des  Versuchs.  (Vgl.  Lammasch  a.  a.  0.  S.  136  Anra.  1, 
anderer  Meinung  anscheinend  Hasbord,  a.  a.  0.  S.  123).  Für  Preussen 
ist  der  Betrug  Aiislieferungsdelict  erst  seit  dem  Zusatzverträge 
von  1867.  Holland  wird  indess  wegen  Betrugsversuches  ausliefern 
müssen,  da  offenbar  für  Betrug  dasselbe  gelten  soll,  wie  für  die 
im  Vertrage  von  1850  erwähnten  Delicte. 

Das  neue  Auslieferungsgesetz  von  1875  gestattet   die  Aus- 
lieferung wegen  Versuches  und  Teilnahme. 

5.  Teilnahme  an  strafbaren  Handlungen: 

a)  Als  Thäter  werden  gestraft  diejenigen,  welche  1.  die  Hand- 
lung begehen,  begehen  lassen  oder  mitbegehen,  2.  durch  Geschenke, 
Versprechen,  Missbrauch  des  Ansehens,  Gewalt,  Drohung  oder 
Täuschung  die  Handlung  vorsätzlich  veranlassen.  Hinsichtlich  der 
letzteren  kommen  nur  die  Handlungen  nebst  ihren  Folgen  in  Be- 
tracht, welche  sie  vorsätzlich  veranlasst  haben.  (Art.  47). 

Die  erfolglose  Anstiftung  z.  B.  zum  falschen  Zeugniss  ist 
nicht  strafbar  (J.  M.  Bl.  1889  S.  22  Ziff.  38).  Ebensowenig  unter- 
liegt derjenige,  welcher  nach  §  49a  wegen  erfolglos  gebliebener 
Anstiftung  bestraft  wird,  der  Auslieferung. 

b)  Als  Teilnehmer  werden  bestraft,  welche  vorsätzlich  1.  bei 
Begehung  des  Verbrechens  Hälfe  leisten,  2.  Gelegenheit,  Mittel 
oder  Aufklärungen  zur  Begehung  des  Verbrechens  beschaffen, 
(Art.  48).  —  Ist  nur  das  Verbrechen  des  Thäters  in  der  Reihe 
der  Auslieferungsdelicte  aufgeführt  —  wie  dies  bei  sämmtl.  Ver- 
trägen der  Fall  ist,  —  so  gilt  die  Auslieferungspflicht  auch  für 
den  Fall  der  Teilnahme,  sofern  nur  letztere  in  dem  Rechte  der 
beiden  contrahirenden  Staaten  der  Thäterschaft  an  Strafbarkeit 
gleichgestellt  werden  (vgl.  Lammasch  a.  a.  0.  S.  162). 

Nach  niederländischem  Recht  ist  nur  die  Teilnahme  an  einer 
üebertretung  nicht  strafbar  (Art.  52). 

Die  Auslieferung  ist  erfolgt  wegen  Bei  hülfe  zu  einem  Kindes- 
niord  (§§  217,  49)  in  der  Strafsache  c/a  Frkke  K  *  9i  (Landgericht 
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Bielefeld).  Es  bleibt  hierbei  allerdings  zu  berücksichtigen,  dass 
nach  Art.  292  der  Kindes-Mord  bezw.  -Todtschlag  in  Ansehung 
anderer  Teilnehmer  —  als  der  Mutter  —  als  gewöhnlicher  Mord  oder 
Todtschlag  betrachtet  wird.  In  Bezug  auf  den  preussisch-nieder- 
ländischen  Vertrag  hat  das  Reichsgericht  (Feriensenat)  am 
29.  August  1888  (Just. -Min. -Bl.  1889  S.  121)  angenommen, 
dass  nach  Inhalt  desselben  für  die  Auslieferung  und  das  dadurch 
begründete  Recht  der  Strafverfolgung  ausschliesslich  die  objective 
That,  nicht  die  Art  der  Beteiligung  an  derselben  massgebend 
sei  und  diese  abseitige  That  auch  dann  Gegenstand  der  Urteils- 
findung  bleibe,  wenn  nicht  Thäterschaft,  sondern  nur  Beihülfe  zu 
strafen  sei. 

6.  Erhebung  und  Zurücknahme  des  Strafantrages. 
Bei  Antragsdelicten  kann  der  Strafantrag  nur  erhoben  werden 

binnen  drei  Monaten,  nachdem  der  zur  Klage  Berechtigte  Kennt- 
nids  von  der  begangenen  Handlung  erhalten  hat,  wenn  er  in  Euro|>a, 
und  binnen  neun  Monaten,  wenn  er  ausserhalb  Europas  sich  auf- 
hält (Art.  66).  Ist  der  Antragsberechtigte  noch  nicht  16  Jahre 
alt,  oder  aus  anderen  Gründen  als  wegen  Verschwendung  unter 
Curatel,  so  hat  der  gesetzliche  Vertreter  Strafantrag  zu  steUeii. 
(Art.  64). 

Der  zum  Strafantrage  Berechtigte  kann  während  acht  Tagen 
nach  Stellung  des  Antrages  denselben  zurücknehmen  (Art.  67). 
Es  soll  hierdurch  die  Möglichkeit  geboten  werden,  in  der  ersten 
Aufwallung  angebrachte  Strafanträge  wieder  zurückzuziehen. 

7.  Verjährung.  In  allen  Verträgen  ist  bestimmt:  „Die 
Auslieferung  kann  nicht  stattfinden,  wenn  die  Anklage  oder  die 
Straf ef  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Landes  verjährt  ist,  bei 
welchem  die  Auslieferung  in  Antrag  gebracht  wird.*  Die  Kennt- 
nissjder  einschlägigen  niederländischen  Bestimmungen  ist  daher 
von  besonderer  Wichtigkeit. 

a)  Strafverfolgung.  Das  Recht  auf  dieselbe  erlischt  a)  in 
sechs  Jahren  für  die  mit  Geldbusse,   Haft  oder  Gefangnissstrai'e 
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von  weniger  als  3  Jahren,  b)  in  12  Jahren  für  alle  mit  zeitiger 
Gtefangnissstrafe  von  mehr  als  3  Jahren,  c)  in  18  Jahren  für  alle 
mit  lebenslänglicher  Gefangnissstrafe  bedrohten  Verbrechen  (Art 
70).  ^  Die  Fristen  sind  also  kürzer,  als  im  deutschen  Strafreebt 
(§  67).  Die  Yerjähmngsfrist  beginnt  mit  dem  auf  den  Tag  der 
Begehung  folgenden  Tage,  bei  Fälschung,  Falschmünzerei  und 
Münzverfalschung  dagegen  mit  dem  Tage,  an  welchem  von  dem 
Gegenstände,  woran  die  Strafthat  begangen  wurde,  Gebrauch  ge- 
macht ist  (Art.  71).  Jede  Verfolgungshandlung  unterbricht  die 
Verjährung,  wenn  die  Handlung  dem  Verfolgten  bekannt  oder  ihm 
auf  die  durch  das  Gesetz  für  richterliche  Acte  bestimmte  Weise 
angezeigt  ist.  Nach  der  Unterbrechung  beginnt  eine  neue  Ver- 
jährung (Art.  72). 

Strafvollstreckung:  Die  Verjährungsfrist  beträgt  bei  den 
hier  in  Betracht  kommenden  Strafthaten  ein  Drittel  mehr  als  die 
Verjährungsfrist  des  Rechtes  auf  Strafverfolgung  (Art.  76).  Ab- 
weichend vom  deutschen  Recht  (§  70)  ist  massgebend  die  Dauer 
der  angedrohten,  nicht  der  in  concreto  erkannten  Strafe.  In  keinem 
Falle  ist  die  Verjährungsfrist  kürzer  als  die  Dauer  der  erkannten 
Strafe.   (Art.  76  Abs.  2). 

Die  Verjährungsfrist  beginnt  mit  dem  Tage,  welcher  auf  den- 
jenigen Tag  folgt,  an  welchem  das  richterliche  Urteil  vollstreckt 
werden  kann  (Art.  77  Abs.  1). 

Bei  Flucht  eines  Verurteilten  aus  der  Anstalt,  in  welcher 
er  seine  Strafe  verbüsst,  beginnt  eine  neue  Verjährungsfrist  mit 
dem  Tage,  welcher  auf  den  Tag  der  Flucht  folgt.  Bei  Widerruf 
einer  vorläufigen  Entlassung  beginnt  eine  neue  Verjährungsfrist 
mit  dem  Tage,  welcher  auf  den  Tag  des  Widerrufes  folgt.  (Art. 
77  Abs.  2). 

Die  Frist  läuft  nicht  während  des  durch  das  Gesetz  an- 
geordneten Aufschubes  der  Vollstreckung,  noch  auch  während  der 
2jeit,  welche  der  Verurteilte,  sei  es  auch  wegen  einer  anderen 
Verurteilung,  in  Haft  sich  befindet.  (Art.  77  Abs.  3). 
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Es  fehlt  in  den  Aaslief erungsverträgen  an  einer  ausdrücklichen 
Bezeichnung  des  Momentes,  fQr  welchen  festgestellt  werden  solU 
ob  die  Verjährung  vollendet  sei  oder  nicht.  Das  niederländische 
Auslieferungsgesetz  (Art.  5)  schreibt  vor,  dass  der  Moment  der 
Verhaftung  oder  der  Vorladung  des  requirirten  Individuums  von 
Seiten  der  niederländischen  Behörden  entscheide.  Richtiger  wäre 
es  wohl,  den  Augenblick  des  Eintreffens  des  (formell  abgefassten 
und  gehörig  instruirten)  Auslieferungsbegehrens  bei  der  nieder- 
ländischen Regierung  als  den  massgebenden  zu  betrachten. 

Ist  die  Verjährung  eingetreten,  so  darf  die  Regierung  nicht 
mehr  ausliefern. 

n.  Spezieller  Teil. 

Bei  der  Erörterung  der  einzelnen  Delicte'^)  empfiehlt  es  sich, 
die  Reihefolge  zu  beobachten,  in  welcher  dieselben  in  den  Aus- 
lieferungsverträgen, speziell  in  dem  preussischen,  aufgefQhrt  sind : 

a)  1.  Meuchelmord,  2.  Giftmischerei,  3.  Vatermord, 
4.  Kindesmord,  5.  Todtschlag,  6.  Nothzucht,  7.  Ver- 
giftung, 8.  Verwandtenmord,  9.  Tödtung,  10.  vor- 
sätzliche Tödtung  mit  Inbegriff  des  Meuchelmordes 

12.  absichtliche  Tod  tung    mit  Einschlus  s    von  Mord, 

13.  Mord. 

Preussen  hat  die  Delicte  unter  No.  1,  2,  3,  4,  5,  6;  Baden 
1,  4,  6,  7,  8,  9;  Baiern  1,  3,  4,  5,  6,  7;  Bremen  1,  4,  6,  7,  8,  10  ; 
Hamburg  1,  2,  3,  4,  5,  6;  Hessen  4,  6,  7,  8.  11;  Mecklenburg-Schw. 
1,  2,  3,  4,  5,  6;  Oldenburg  4,  5,  6,  7,  8,  12;  Sachsen  4,  5,  6, 
7,  8,  13  und  Württemberg  1,  3,  4,  5,  6,  7  und  13.  —  §§  211 
bis  217.   177.  — 

Die  Strafen  sind  für  Mord  (Ai*t.  289):  lebenslängl.  Gefängniss 
oder  Gefängniss  bis  zu  zwanzig  Jahren;  Todtschlag  (Art.  287): 
Gef.  bis  zu  15  Jahren,  die  Verbrechen  der  §§  214  bezw.  21t> 
(Ai-t.  288  bezw.  293)  lebenslängl.  Gef.  oder  Gefängniss  b.  z.  20  J. 


*■■')  Wo  bei  einem  Delict  nichts  besonderes  bemerkt  ist,  findet  sich  das- 
selbe in  allen  Auslieferungsverträgen. 
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])ezw.  bis  z.  12  Jahren.  Giftmord,  Vater-  oder  Verwandtenmord 
sind  im  niederländischen  Recht  nicht  besonders  hervorgehoben. 
Dasselbe  unterscheidet  aber  Kindes mord  und  Kindestodtschlag 
und  bestraft  den  ersteren  mit  Gef.  bis  zu  9,  den  letzteren  mit  Gef. 
bis  zu  6  Jahren  (Art.  290,  291).'^)  Es  ist  bestritten,  ob  die  Straf- 
that  der  Art.  293  bezw.  216  (Todtung  eines  Einwilligenden)  ein 
Auslieferungsdelict  ist.  Diejenigen,  welche  dieselbe  als  selbständiges 
Verbrechen  ansehen,  müssen  die  Frage  verneinen.  Richtiger  An- 
sicht nach  fällt  indess  das  Delict  unter  den  BegriflF  des  Mordes 
oder  Todtschlages,  das  Verlangen  des  Getödteten  bildet  nur  einen 
strafmirdernden  Umstand. 

Wegen  Tödtung  im  Zweikampf  wird  der  Regel  nach  nicht 
ausgeliefert,  da  beide  Strafrechte  das  Duell  als  ein  selbständiges 
von  Mord  und  Todtschlag  verschiedenes  Delict  behandeln.  Das 
niederländische  Recht  bestraft  jedoch  denjenigen,  welcher  in  einem 
Zweikampf  seinen  Gegner  tödtet,  nach  den  Bestimmungen  über 
Mord  bezw.  Todtschlag,  wenn  a)  die  Bedingungen  nicht  vorher 
geregelt  sind,  b)  der  Zweikampf  nicht  in  Gegenwart  von  beider- 
seitigen Zeugen  stattgefunden  hat,  c)  der  Thäter  vorsätzlich  und 
zum  Nachteile  des  Gegners  sich  einer  betrüglichen  Handlung 
schuldig  macht  oder  von  den  Bedingungen  abweicht.  (Art.  155). 
Die  Bestimmungen  über  )!  d  und  Todtschlag  werden  auf  den 
Zeugen  bei  einem  Zweikampf  angewendet,  in  welchem  eine  der 
Parteien  getödtet  wird,  wenn  er  vorsätzlich  und  zum  Nachteile 
der  Partei  sich  einer  betrüglichen  Handlung  schuldig  gemacht, 
oder  eine  solche  zugelassen  oder  eine  Abweichung  von  den  Be- 
dingungen zum  Nachteil  des  Getödteten  gestattet  hat  (Art.  156). 
Die  Streitfrage,  ob  dort,  wo  der  Vertrag  nur  von  Tödtung,  Z.B.Baden, 
redet',  auch  die  fahrlässige  Tödtung  Auslieferungsdelict  ist,  muss 
verneint  werden.     Mit  Rücksicht  auf  die  übrigen  Delicte,  welche 


*')  Vgl.    wegen  Teilnahme    am  Kindesmord  oben  unter  I.  No.  5.  Es  ist 
nicht  erforderiicby  dass  es  sich  um  eine  uneheliche  Geburt  handelt. 
ArehiT  fOr  öffentliches  Recht.    VIII.  1.  3 
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sämmtlich  zu  den  schweren  gerechnet  werden  müssen,  ist  der  Ver- 
trag dahin  zu  interpretiren,  dass  nur  wegen  doloser  Strafthaten 
ausgeliefert  werden  soll.  Fahrlässige  Tödtung  (Art.  307)  wird  mit 
Gefängniss  oder  Haft  bis  zu  9  Monaten  bestraft.  In  den  Ver- 
trägen des  deutschen  Reichs  figarirt  auch  fahrlässige  Tödtung 
nicht  als  Auslieferungsdelict. 

Die  Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgange  (§  226)  wird 
mit  Gefängniss  bis  zu  9  Jahren  bestraft,  sie  ist  aufgeführt  im 
Art.  301  unter  der  Titelüberschrift  „Misshandlung".  Nach  den 
zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Auslieferungsvertrages  geltenden 
preussischem  Strafrecht  wurde  das  Delict  des  §  220  als  „Todt- 
schlag"  angesehen  (vgl.  AUg.  Landrecht  IL,  20  §§  806  ff.  bezw. 
die  Kabinetsordre  vom  10./7.  1837  G.  S.S.  128).  Es  verpflichtet 
zur  Auslieferung. 

Das  Reichsgericht  hat  die  Bestrafung  eines  wegen  Mordes 
seitens  der  Niederlande  ausgelieferten,  aber  nur  der  Straffchat  des 
§  226  St.-G.-B.  schuldig  befundenen  Verbrechers  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  für  den  Delictsbegriff  das  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses geltende  Strafrecht  massgebend  sei,  ausdrücklich  ge- 
billigt. (Vgl.  Entsch.  Bd.  21  S.  180). 

Nothzucht.  Wer  durch  Gewalt  oder  Bedrohung  mit  Ge- 
walt eine  Frau  zum  ausserehelichen  Beischlaf  zwingt,  wird  wegen 
Nothzucht  mit  Gefängniss  bis  zu  12  Jahren  bestraft.  (Art.  242). 
Nach  Art.  81  wird  der  Anwendung  von  Gewalt  die  Versetzung 
in  einen  Zustand  von  Bewusstlosigkeit  oder  Ohnmacht  gleich- 
gestellt. 

Unter  dem  Begriff  „Nothzucht"  sind  auch  die  Delicte  der 
Art.  243  und  244  zu  subsumiren :  Missbrauch  einer  Frauensperson 
zum  ausserehelichen  Beischlaf,  von  der  der  Thäter  weiss,  dass  sie 
sich  im  Zustande  der  Bewusstlosigkeit  oder  Ohnmacht  befindet. 
Art.  243.  Strafe:  Gefängniss  bis  zu  8  Jahren  und  wenn  die 
Strafthat  schwere  Körperverletzung  bezw.  Tod  zur  Folge  hat: 
bis  zu  12  bezw.  15  Jahren  (Art.  248);  Vollziehung  des  Beischlafes 
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mit  einem  Mädchen  unter  12  Jahren  Art.  244.  Strafe:  Gefangniss 
his  zu  12  Jahren  imd  wenn  die  Strafthat  den  Tod  zur  Folge  hat: 
bis  zu  15  Jahren  (Art.  248). 

Belgien  liefert  wegen  des  im  §  176  Abs.  2  erwähnten  Ver- 
brechens, die  Schweiz  sogar  wegen  Vornahme  unzüchtiger  Hand- 
lungen mit  Kindern  unter  14  Jahren  (§  176,3  St.-6.-lJ.)  aus,  obwohl 
in  den  betr.  Verträgen  nur  von   „Nothzucht"  die  Rede  ist. 

Blutschande  (§  173)  ist  kein  Auslieferungsdelict;  Blut- 
schande unter  Verschwägerten  überhaupt  straflos. 

b)  Brandstiftung:   -  §§  306—308.  311  — . 

Gemäss  Art.  157  wird  bestraft,  wer  vorsätzlich  Brand  stiftet, 
mit  Gefängniss,  bis  zu  12  Jahren,  wenn  davon  Gemeingefahr  für 
Sachen,  bis  zu  15  Jahren,  »wenn  davon  Lebensgefahr  für  einen 
hinderen,  auf  Lebenszeit  oder  bis  zu  20  Jahren,  wenn  davon  Lebens- 
gefahr für  einen  anderen  zu  befürchten  ist  und  die  Handlung  den 
Tod  eines  Menschen  zur  Folge  hat. 

Ob  die  fahrlässige  Brandstiftung  Auslieferungsdelict  ist,  da- 
rüber herrscht  Streit.  Die  Frage  ist  aber  zu  verneinen.  In  den 
neueren  Auslieferungsverträgen  des  deutschen  Reiches  ist  auch 
überall  nur  die  vorsätzliche  Brandstiftung  als  Auslieferungsdelict 
constituirt. 

Die  fahrlässige  Brandstiftung  wird  nach  niederländischem 
Recht  bestraft  mit  Gefängniss  oder  Haft  bis  zu  3  Monaten  oder 
Geidbusse  bis  zu  300  Gulden,  wenn  dadurch  eine  Gefahr  für 
Sachen,  mit  Gefängniss  oder  Haft  bis  zu  6  Monaten  oder  Geld- 
busse bis  zu  300  Gulden,  wenn  dadurch  Lebensgefahr  für  einen 
anderen  entsteht,  mit  Gefängniss  oder  Haft  bis  zu  1  Jahre,  wenn 
die  Handlung  den  Tod  eines  Menschen  zur  Folge  hat  (Art.  158). 

Der  Brandstiftung  steht  die  Bewirkung  einer  Explosion  gleich 
(vgl.  §  311). 

Den  Strafausschliessungsgrund  des  §  310  (Löschen  des  Brandes 
durch  den  Thäter,  bevor  derselbe  entdeckt  u.  s.  w.)  kennt  das 
niederländische  Recht  nicht. 

3* 
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c)  Verfälschung  von  Schriften  mit  Inbegriff  der 
Nachahmung  von  Bankbillets,  von  Papiergeld  und 
öffentlichen  Papieren.  (Prenssen,  Hamburg,  Mecklenburg- 
Schw.,  Baiern:  statt  ,, off.  Pap."  =  »off.  Kreditpapieren*.  Bremen: 
statt  »Bankbillets*  u.  ,öff.  Papieren*  =  „Bankzettel*  u.  „Staats- 
papieren. * 

Schriftfalschung  mit  Inbegriff  der  Fälschung  von  Bankzetteln, 
Papiergeld  und  öffentlichen  Werthpapieren  (Baden). 

Fälschung  von  öffentl.  oder  Privaturkunden,  mit  Inbegriff 
der  Nachahmung  oder  Fälschung  von  Bankzetteln,  Papiergeld  oder 
öffentlichen  Creditpapieren  (Hessen,  Sachsen). 

Fälschung  von  öffentlichen  und  Privaturkunden  mit  Ein- 
8chluss  des  betrüglichen  Nachmachens  oder  des  Verfölschens  von 
Bankbillets,  Papiergeld  und  Staatspapieren.     (Oldenburg). 

Fälschung  von  öffentlichen  oder  Privaturkunden  mit  Inbe- 
griff des  Nachmachens  oder  der  Fälschung  von  Bankbilletts,  Pa- 
piergeld und  öffentlichen  Papieren  (Württemberg). 

§§  267—273;  149. 

Art.  225:  Wer  eine  Urkunde,  aus  welcher  ein  Recht,  eine 
Verbindlichkeit  oder  Schuldbefreiung  hervorgehen  kann  oder 
welche  zum  Beweise  einer  Thatsache  dienen  soll,  fälschlich  an- 
fertigt oder  verfälscht,  um  sie  als  echt  und  unverfälscht  zu  ge- 
brauchen oder  durch  andere  gebrauchen  zu  lassen,  wird,  wenn  aus 
dem  Gebrauch  ein  Nachteil  entstehen  kann,  wegen  Urkunden- 
fälschung mit  Oefängniss  bis  zu  5  Jahren  bestraft.  (Art  225 
Abs.  2). 

Gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  vorsätzlich  von  der 
falschen  oder  verfälschten  Urkunde,  als  wäre  sie  echt  und  unver- 
fälscht, Gebrauch  macht,  wenn  aus  dem  Gebrauch  ein  Nachteil 
entstehen  kann  (Art  225  Abs.  2). 

Wird  die  Urkundenfälschung  begangen  an  öffentlichen  Ur- 
kunden ,  Credit-  oder  Handelspapieren,  welche  für  den  Umlauf 
bestimmt  sind  oder  an  den  im  §  149  des  deutschen  Strafgesetz- 
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buches  erwähnten  Urkunden,  so  tritt  Gefängniss  bis  zn  7  Jahren 
ein.     (Art.  226). 

Das  deutsche  Strafrecht  verlangt,  dass  von  der  gemischten 
Urkunde  zum  Zwecke  einer  Täuschung  Gebrauch  gemacht  wird, 
nach  niederländischem  tritt  Strafbarkeit  schon  ein,  wenn  aus  dem 
Gebrauch  ein  Nachteil  entstehen  kann. 

Auch  die  sog.  intellectuelle  Urkundenfälschung  (§§  271.  272) 
ist  Auslieferungsdelict. 

Nach  Art.  227  wird  derjenige,  welcher  in  eine  öffentliche 
Urkunde  eine  falsche  Angabe  betreffs  einer  Thatsache,  deren 
Wahrheit  die  Urkunde  darthun  soll,  aufnehmen  lässt,  um  dieselbe 
zu  gebrauchen  oder  durch  andere  gebrauchen  zu  lassen,  als  wäre 
ihre  Angabe  wahrheitsgemäss ,  wenn  aus  dem  Gebrauch 
ein  Nachteil  entstehen  kann,  mit  Gefängniss  bis  zu  6  Jahren 
bestraft. 

Gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  vorsätzlich  von  der 
Urkunde,  als  wäre  ihr  Inhalt  wahrheitsgemäss,  Gebrauch  macht, 
wenn  aus  dem  Gebrauch  ein  Nachteil  entstehen  kann  (Art.  227 
Abs.  2). 

Nach  deutschem  Strafrecht  wird  unter  „Urkunde"  jeder  leb- 
lose, von  Menschenhand  gefertigte,  zum  Beweise  von  Thatsachen 
geeignete  Gegenstand  verstanden  (vgl.  Entsch.  d.  Reichsgerichts 
Bd.  I  S.  162).  Wo  die  Verträge  nur  von  „Schriftfalschung'^ 
reden,  wird  die  Auslieferungspflicht  auf  Schriftstücke  beschränkt 
sein. 

d)  Anfertigung  falscher  Münzen,  Verfälschung 
der  gesetzmässigcn  Münzen  und  wissentliche  Aus- 
gabung falschen  Geldes  (Preussen,  Hamburg,  Mecklenburg- 
Schwerin).  Münzfälschung  durch  Fertigung  falscher  oder  Ver- 
fälschung ächter  Münzen  und  wissentliche  Verausgabung  falscher 
Münzen  (Baden). 

Münzfälschung,  Münzverschlechterung  und  wissentliche 
Inumlaufsetzung  falschen  Geldes  (Baiem). 
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Verfertigung  von  falscher  Münze,  Münzverfälschung  und 
wissentliche  Ausgabe  falscher  Münze  (Bremen). 

Falschmünzerei,  Münzfälschung  und  wissentliche  Verausga- 
bung falscher  Münzen  (Hessen  und  Württemberg).  Anfertigung 
falscher  Münze,  Verfälschung  der  Münze  und  bewusstes  Ausgeben 
falscher  Münze  (Oldenburg). 

Verfertigung  falschen  Geldes  und  wissentliche  Verausgabung 
desselben  (Sachsen). 

Die  Verbrechen  der  §§  146 — 148,  150  werden  mit  Gefäng- 
niss  bis  zu  8  bezw.  9  Jahren  bestraft  (Artt.  208  und  213).  Wird 
die  Münzfälschung  oder  Falschmünzerei  an  ausländischem  Metalle 
oder  Papiergeld  begangen,  so  wird  der  Höchstbetrag  der  Gefäng- 
nisstrafe um  2  Jahre  herabgesetzt  (Art.  212). 

Fälschung  von  staatlichen  und  staatlich  zugelassenen  In- 
haberpapieren (§  149)  wird  nach  niederländischem  Recht  als  Ur- 
kundenfälschung betrachtet. 

e)  Falsches  Zeugniss.  —  §§  154—157  —  »*)  Der 
falsche  Parteieid  (§  153),  ebensowenig  der  falsche  OflFenbarungs- 
eid,  fällt  nicht  unter  diese  Bestimmung,  dasselbe  gilt  von  der  er- 
folglosen Anstiftung  zum  falschen  Zeugniss  (§  159).  Die  Aus- 
lieferung des  Anstifters  ist  dagegen  erfolgt  in  einem  Falle,  in 
welchem  das  Zeugniss  falsch  abgelegt  war  und  der  Anstifter  zur 
Erreichung  dieses  Zieles  Drohungen  angewandt  hatte.  (J.-M.-Bl. 
1889  S.  22  Ziff.  38).  Auch  die  falsche  eidliche  Aussage  eines 
Sachverständigen  ist  Auslieferungsdelict. 

Wegen  „Meineides"  wird  nur  ausgeliefert  nach  den  Ver- 
trägen mit  Baden  und  Hessen  (§§  158.  158). 

Falsches  Zeugniss  und  Meineid  wird  nach  Art.  207  mit  Ge- 
fangniss  bis  zu  6  Jahren,  und  wenn  die  falsche  eidliche  Erklärung 
in  einer  Strafsache  zum  Nachteile  des  Angeklagten  oder  Be- 
schuldigten abgegeben  ist,  bis  zu  9  Jahren  bestraft.     Dem  Eide 

^)  Irrthümlich  nimmt  Hetzer  a.  a.  0.  S.  52  an,  dass  an  Baiem  auch 
wegen  falschen  Zeugnisses  nicht  ausgeliefert  werde. 
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steht  das  Versprechen    oder  die    kraft  Gesetzes    an   dessen  Stelle 
tretende  Bekräftigung  gleich. 

Fahrlässige  Verletzung  der  Eidespfiicht  ist  nach  holländi- 
schem Recht  nicht  strafbar;  auch  sind  demselben  die  Straf- 
ermässigungen  der  §§  157,  158  nicht  bekannt. 

f)  Diebstahl  unter  erschwerenden  Umständen 
—  (§§  243.  244.  247.)  — 

Diebstahl  liegt  vor,  wenn  Jemand  eine  Sache,  welche  ganz 
oder  teilweise  einen  anderen  gehört,  in  der  Absicht  wegnimmt, 
sich  dieselbe  rechtswidrig  zuzueignen  (Art.  310).  Die  nach  dem 
deutschen  Strafgesetzbuch  den  Diebstahl  erschwerenden  Umstände 
stimmen  nur  zum  Teil  mit  denjenigen  des  niederländischen 
überein. 

Die  "Fälle  des  schweren  Diebstahls  sind  in  den  Artt.  311 
und  312  aufgeführt.  Mit  Gefängniss  bis  zu  6  Jahren  wird  be- 
straft: (Art.  311.) 

1.  Diebstahl  von  Vieh  von  der  Weide. 

2.  Diebstahl  bei  Brand,  Explosion,  Wassersnoth,  Schiffbruch, 
Strandung,    Eisenbahnunfall,  Aufruhr,  Meuterei  oder  Kriegsnoth. 

3.  Diebstahl  während  der  ftlr  die  Nachtruhe  bestimmten 
Zeit  in  einer  Wohnung  oder  auf  einem  geschlossenen  Grund- 
stück, auf  welchem  eine  Wohnung  steht,  durch  Jemanden,  der 
sich  daselbst  ohne  Wissen  oder  gegen  den  Willen  des  Berech- 
tigten befindet. 

4.  Diebstahl,  welcher  durch  zwei  oder  mehrere  Pers  onen 
gemeinschaftlich  begangen  ist. 

5.  Diebstahl,  wobei  der  Schuldige  durch  Einbruch,  Erbrechen 
oder  Einsteigen  **),  falsche  Schlüssel  '•),  vorgegebenen  Befehl  oder 


'^)  Unter  Einsteigen  wird  auch  Untergrabung  verstanden,  ebenso 
Ueberschreiten  von  zur  Abschliessung  dienenden  Gruben  oder  Kanftlen 
(Art.  89). 

*^)  Unter  falschen  Schlflsseln  werden  alle  zur  Oeffhnng  des  Schlosses 
nicht  bestimmten  Werkzeuge  verstanden  (Art.  20). 
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Verkleidung  sich  den  Zugang  zum  Ort  des  Verbrechens  ver- 
schafiit  oder  die  weggenommene  Sache  in  seine  Gewalt  gebracht 
hat. 

Liegt  bei  dem  in  No.  3  bezeichneten  Diebstahl  einer  der 
in  No.  4  und  5  erwähnten  erschwerenden  Umstände  vor,  so  tritt 
Qefängniss  bis  zu  9  Jahren  ein  (Art.  311  Abs.  2). 

Kein  schwerer  Diebstahl  nach  niederländischem  Kecht  i>t 
mithin : 

1.  Der  einfache  Kirchendiebstahl  (§  243  Ziffer  1). 

2.  Der  Diebstahl  an  Transportgegenständen  auf  öffentlichen 
Wegen,  Eisenbahnen  u.  s.w.  (§  243  Ziffer  4);  vgl.  jedoch  Art  311 
Ziffer  2. 

3.  Der  Diebstahl  mit  Waffen  (§  243  Ziffer  5). 

4.  Der  einfache  Diebstahl  im  wiederholten  Rückfalle 
(§  244). 

Raub  (Art.  312)  ist  als  Diebstahl  unter  erschwerenden 
Umständen  anzusehen,  die  Fassung  in  dem  Vertrage  mit  Sachsen 
„Diebstahl  mit  erschwerenden  Umständen  (einschliesslich  des 
Raubes)"  ergiebt  dies  deutlich.  Raub  ist  mithin  Auslieferungs- 
delict;  in  den  Verträgen  mit  Baden  und  Sachsen  wird  es  als 
solches  ausdrücklich  aufgeführt. 

Raub  wird  nach  niederländischem  Recht  bestraft  mit  Qe- 
fangniss  bis  zu  9  Jahren,  in  einzelnen  Fällen,  deren  Auf- 
zählung nicht  erforderlich,  da  die  Verjährungsfrist  dieselbe  ist, 
(Art.  312)  mit  Gefängniss  bis  zu  12  bezw.   15  Jahren. 

Ist  der  Thäter  oder  Teilnehmer  an  einem  Diebstahl  oder 
Raube  der  nicht  von  Tisch  und  Bett  oder  Gütern  geschiedene 
Ehegatte  desjenigen,  gegen  welchen  das  Verbrechen  begangen 
ist,  so  ist  die  Verfolgung  gegen  diesen  Thäter  oder  Teilnehmer 
ausgeschlossen  (Art.  316  Abs.  1).  Ist  er  sein  von  Tisch  und 
Bett  oder  Gütern  geschiedener  Ehegatte  oder  Verwandter  in  ge- 
rader Linie  oder  im  zweiten  Grade  der  Seitenlinie,  so  tritt  gegen 
ihn  die  Verfolgung  nur  auf  gegen  ihn  gerichtete  Anzeige  desjenigen 
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ein,  gegen  welchen  das  Verbrechen  begangen  ist  (Art.  316 
Abs.  2). 

Wegen  der  Antragsdelicte  vgl.  oben  No.  I.  6. 

g)  Unterschlagung  seitens  öffentlicher  Kassen- 
beamten und  Steuererheber  (Preussen);  U.  oder  Verun- 
treuung von  selten  öff.  Hinterlegungs-  oder  Rechnungsbeamten 
(Baden);  U.  seitens  öff.  Einnehmer  oder  Verwahrer  (Baiern); 
U.  oder  Veruntreuung,  wenn  von  öff.  Kassen  Verwaltern  oder 
Bechnungsführem  begangen  (Bremen);  XJ.  oder  Entwendung 
seitens  oft*.  Kassenbeamten  und  Steuererheber  (Hamburg);  U. 
oder  Veruntreuung  seitens  öff.  Depositen-  oder  Kassen-Beamten 
(Hessen);  U.  oder  Entwendung  seitens  öff.  Kassenbeamten  und 
Steuererheber  (Mecklenburg-Schw.) ;  U.  oder  Unterschleife,  ver- 
übt von  Depositaren  oder  öff.  Rechnungsbeamten  (Oldenburg); 
U.  oder  Veruntreuung  seitens  öff.  Kassen-  oder  Rechnungsbeamten 
(Sachsen);  und  U.  oder  Restsetzung  seitens  eines  Depositar« 
oder  öff.  Kassenbeamten  (Württemberg). 

—  §§  350.  351.  — 

Die  gewöhnliche  Unterschlagung  ist  also  kein  Ausliefenings- 
delict.  Unter  öffentlichen  Kassenbeamten  werden  nach  nieder- 
ländischer Auffassung  nur  solche  Beamten  verstanden,  welche  vom 
Staate  angestellt  oder  der  Aufsicht  der  staatlichen  Behörden 
unterstellt  sind,  bezw.  welche  dem  Staate  oder  einem  zur  Staats- 
verwaltung gehörigen  Gemeinwesen  Rechnung  zu  legen  haben. 
(Vgl.  im  übrigen  die  Bemerkungen  unter  i). 

Nach  Art.  359  wird  der  Beamte  oder  eine  andere  mit 
einem  öffentlichen  Amte  dauernd  oder  zeitweise  betraute  Person, 
welche  vorsätzlich  Geld  oder  geldwerthe  Papiere,  die  er  amtlich 
in  Gewahrsam  hat,  unterschlägt  oder  zulasst,  dass  sie  durch 
einen  anderen  weggenommen  oder  unterschlagen  werden,  oder 
dabei  als  Teilnehmer  mitwirkt,  mit  Gefängniss  bis  zu  6 
Jahren  bestraft. 

§  350   spricht    von  „Geldern    oder    anderen  Sachen".     Das 
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niederländische  Recht  beschränkt  also  den  Begriff  der  Amts- 
Unterschlagung,  bestraft  aber  mit  Geföngniss  bis  zu  4  Jahren 
und  sechs  Monaten  den  Beamten,  welcher  vorsätzlich  Sachen,  die 
ftir  die  zuständige  Behörde  zur  Ueberführung  oder  Beweisführung 
bestimmt  sind,  Akten,  Bescheide  oder  Register,  die  er  amtlich 
in  Gewahrsam  hat,  unterschlägt.     (Art.  361.) 

h.  Erpressung:  —  §§  253-356,  339.  —  Dieselbe  soll 
nach  der  Mitteilung  in  dem  mehrerwähnten  Aufsatze  (Preussisches 
Just.-Min.-Bl.  1889  S.  22  Ziffer  38)  nur  dann  Auslieferungs- 
delict  sein,  wenn  sie  von  öffentlichen  Beamten  begangen  wird. 
Der  Wortlaut  sämmtlicher  Verträge  spricht  nicht  ftir  diese 
Annahme. 

Art.  365:  „der  Beamte,  welcher  durch  Missbrauch  seine» 
Amtes  jemanden  zwingt,  etwas  zu  thun,  zu  unterlassen  oder  zu 
dulden,  wird  mit  Gefangniss  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft^^ 

Von  der  gewöhnlichen  Erpressung  handelt  Titel  XXIII 
(Art.  317-320). 

Wer,  um  sich  oder  einem  anderen  einen  widerrechtlichen 
Vorteil  zu  verschaffen,  durch  Gewalt  oder  Bedrohung  jemanden 
zur  Herausgabe  einer  Sache,  welche  ganz  oder  teilweise  diesem 
oder  einem  Dritten  gehört,  zur  Eingehung  einer  Schuld  oder 
Aufhebung  einer  Forderung  zwingt,  wird  mit  Gefangniss  bis  zu 
neun  Jahren  bestraft  (Art  317). 

Handelt  es  sich  nur  um  eine  Bedrohung  mit  Schmähung^ 
Schmähschrift  oder  Offenbarung  eines  Geheimnisses,  so  tritt  Ge« 
föngniss  bis  zu  3  Jahren  ein,  überdies  ist  ein  Strafantrag  er- 
forderlich (Art.  318). 

Die  Bestimmung  des  Art.  316  (s.  oben  unter  Diebstahl 
a.  E.)  findet  sowohl  im  Fall  des  Art.  317  als  auch  Art.  318 
Anwendung. 

i)  Bestechung  öffentlicher  Beamten  (öffentlicher 
Angestellter:  Bremen;  Staatsbeamter:  Oldenburg;  öffentl.  Diener: 
Württemberg). 
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—  §§  332—335.  — 

Nach  dem  WorÜaut  könnte  man  auch  die  Bestechung  zu 
einer  an  sich  nicht  pflichtwidrigen  Handlung,  welcher  nach  beiden 
Rechten  nur  bei  dem  Beamten  strafbar  ist  (§  331 ;  Art.  362)^ 
zu  den  Auslieferungsdelicten  zählen.  Mit  Rücksicht  auf  die  6e- 
ringfQgigkeit  der  angedrohten  Strafe  ^^)  und  den  Umstand,  dass 
die  Verträge  des  deutschen  Reiches  z.  B.  mit  Italien,  Schweiz, 
Belgien  und  Luxemburg  nur  von  einer  Bestechung  öffentl.  Be- 
amten zum  Zwecke  einer  Verletzung  ihrer  Amtspflicht 
reden,   wird  indess  der  Auslieferungscharakter  zu  verneinen  sein. 

Dagegen  verpflichtet  aktive  und  passive  Bestechung  zu 
einer  amts-  oder  dienstpflichtwidrigen  Handlung  zur  Auslieferung 
(vgl.  auch  Hetzer,  a.  a.  0.  S.  190  Zifler  39  und  Lammasch,  a.  a. 
0.  S.  363). 

Strafe  bei  aktiver  Bestechung:  Gefängniss  bis  zu  2  Jahren 
oder  Geldbusse  bis  zu  dreihundert  Gulden  (Art.  171),  gegenüber 
einem  Richter:  Gefängniss  bis  zu  6  Jahren  bezw.  wenn  die  Be- 
stechung bezweckt,  um  in  einer  Strafsache  eine  Verurteilung 
zu  erzielen,  bis  zu  9  Jahren  (Art  178), 

Strafe  bei  passiver  Bestechung :  Gefängniss  bis  zu  4  Jahren 
(Art  363),  für  einen  Richter  bis  zu  9  bezw.  12  Jahren  (Art.  364 
Abs.  1  bezw.  2). 

Unter  Beamten  werden  alle  Personen  verstanden,  welche 
auf  Grund  einer  gesetzlichen  Vorschrift  gewählt  sind.  Unter 
Beamten  und  unter  Richtern  werden  Schiedsrichter  verstanden, 
unter  Richtern  auch  diejenigen,  welche  administrative  Befugnisse 
haben.  Alle,  welche  zum  Heere  gehören,  werden  ebenfalls  als 
Beamte  angesehen  (Art.  84). 

k)  Betrü  gl  icher  Bankerott  (Boshafte  Zahlungsflüch- 
tigkeit :  Baden  ;  böslicher  B. :  Sachsen). 

Der  Kaufmann,  welcher  für  fallit  erklärt  oder  zur  gericht- 

")  Nach  niederl.  Recht  Gef&ngniss  bis  zu  8  Monaten  oder  Geldbusse 
bis  zu  300  Golden  (Art.  362). 
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liehen  Güterabtretung  zugelassen  ist  (Art.  341),  der  Vorsteher 
oder  Aufsichtsrath  einer  fallit  erklärten  Actiengesellschaft  oder 
Genossenschaft  (Art.  342)  wird  wegen  betröglichen  Bankerotts 
mit  Gefängniss  bis  zu  6  Jahren  bestraft,  wenn  er  zur  betrüglichen 
Verkürzung  der  Rechte  seiner  bezw.   der  Gesellschaft  Gläubiger: 

1.  Schulden  erdichtet  hat  oder  erdichtet,  Gewinne  nicht  be- 
rechnet hat  oder  nicht  berechnet,  eine  Sache  der  Masse  entzogen 
hat  oder  entzieht. 

2.  eine  Sache  unentgeltlich  oder  augenscheinlich  unter  dem 
Werthe  veräussert  hat. 

3.  bei  Gelegenheit  seiner  (bzw.  der  Gesellschaft)  Fallit- 
erklärung oder  zu  einer  Zeit,  wo  er  wusste,  dass  die  Falliterklä- 
rung nicht  gehindert  werden  konnte,  einen  seiner  Gläubiger  auf 
irgend  eine  Weise  bevorzugt  oder  bevorzugte. 

3.  seiner  Verpflichtung  zur  Führung,  Aufbewahrung  und 
Vorlegung  von  Handelsbüchern  und  Papieren  nicht  nachgekommen 
ist  oder  nicht  nachkommt. 

Nur  über  das  Vermögen  eines  Handeltreibenden  kann  nach 
niederländischem  Recht  das  Konkursverfahren  eröffnet  werden; 
für  Nichtkaufleute  ist  in  der  Civilprozessordnung  eine  dem  Falli- 
mentsverfahren ähnliche  Prozedur  aber  nur  in  besonders  dring- 
lichen Fällen  zugelassen.  Man  beabsichtigt  diesen  Dualismus  zu 
beseitigen.  (Vgl.  Alexander,  Konkursgesetze  aller  Länder  1892 
S.  163  und  Reuling,  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Ver- 
kehr S.  157). 

Der  Nichtkaufmann,  welcher  für  insolvent  erklärt  ist,  wird 
mit  Gefängniss  bis  zu  4  Jahren  und  6  Monaten  wegen  betrüg- 
lichen Bankerotts  bestraft  in  den  Fällen  unter  1  bis  mit  3 
(Art.  346). 

Es  ist  also  unbedingt  erforderlich,  dass  das  Konkursverfahren 
gerichtsseitig  über  den  Betreft'enden  eröffiiet  ist.  (J.-M.-Bl.  1889 
S.  22  Ziffer  38.) 

Nach   dem  preussischen  Landrecht  (II,    20  §§  1452—1457) 
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konnten   sich    übrigens    auch    Nichtkaufleute    des    betrügerischen 
Bankerotts  schuldig  machen. 

1)  Betrug.  (Prellerei:  Baiem,  Hamburg,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Württemberg;  Schwindelei:  Bremen).     §§  263 — 265. 

Art.  326.  Wer  in  der  Absicht,  sich  oder  einem  anderen 
einen  widerrechtlichen  Vorteil  zu  verschaflfen,  dui*ch  Annahme 
eines  falschen  Namens  oder  einer  falschen  Eigenschaft  oder  durch 
listige  Kunstgriffe  oder  durch  ein  Lügengewebe  jeraanden|zur 
Herausgabe  einer  Sache  oder  Eingehung  einer  Schuld  oder  Auf- 
hebung einer  Forderung  bewegt,  wird  wegen  Betruges  mit  Ge- 
fangniss  bis  zu  8  Jahren  bestraft. 

Hiemach  genügt  nicht  ein  blosses  Verschweigen  bezw. 
unterdrücken  einer  wahren  Thatsache,  vielmehr  sind  listige  Kunst- 
griffe oder  ein  Lügengewebe  erforderlich,  welches  geeignet  ist, 
auch  verstandige,  umsichtige  Personen  zu  täuschen.  Nach  nieder- 
ländischem Recht  kann  ein  Betrug  nur  gegen  physische  Personen 
begangen  werden.  Bezieht  sich  der  Betrug  auf  die  Aufhebung 
einer  Forderung,  so  müssen  die  Kunstgriffe  u.  s.  w.  das  Erlöschen 
der  Forderung  durch  einen  Act  der  getäuschten  Person  zur  Folge 
haben ;  die  Unmöglichkeit,  die  Schuld  beizutreiben,  ist  nicht  aus- 
reichend zum  Thatbestande  des  Betruges. 

Die  Bestimmung  des  Art.  316  (vgl.  oben  unter  Diebstahl  a. 
E.)  findet  auch  beim  Betrüge  Anwendung. 

Der  Betrugsversuch  ist  ebenfalls  Auslieferungsdelict. 

Die  Auslieferung  soll  nach  Inhalt  sämmtlicher  Verträge, 
wenn  der  Auszuliefernde  wegen  eines  anderen  gegen  die  nieder- 
ländischen Gesetze  begangenen  Verbrechens  oder  Vergehens  zur 
Zeit  des  Auslieferungsbegehens  in  Untersuchung  gezogen  oder 
verhaftet  ist,  aufgeschoben  werden  bis  zur  Beendigung  dieser  Un- 
tersuchung und  bis  zur  vollendeten  Vollstreckung  der  etwa  gegen 
ihn  erkannten  Strafe.  Eine  derartige  Bestimmung  findet  sich 
auch  in  dem  niederländischen  Auslieferungsgesetze  (Art.  6),  das- 
selbe   hat    aber  derselben  den  Zusatz  beigefügt,    dass  diese  Vor- 
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Sijhrift  die  niederländische  Regierung  keineswegs  verhindere,  den 
Verbrecher  zur  Konstatirung  der  Schuld  oder  Nichtschuld  in  Be- 
trefiP  des  anderen,  im  Auslande  ihm  zur  Last  fallenden  Delictes 
vorübergehend  den  ausländischen  Gerichten  zu  überliefern,  wenn 
nur  der  ausländische  Staat  sich  verpflichtet,  den  üeberlieferten 
nach  Schluss  der  Untersuchung  wieder  zurückzuführen. 

Ein  Aufschub  der  Auslieferung  findet  auch  dann  statt,  wenn 
das  reklamirte  Individuum  sich  wegen  seiner  Verbindlichkeiten  gegen 
Privatpersonen  in  Schuldhafb  befinde^.  Erst  nach  Beendigung  des 
Schuldarrestes  erfolgt  die  Auslieferung. 

Die  Kosten,  welche  aus  der  Festnahme,  dem  Unterhalt  und 
dem  Transport  des  Auszuliefernden  bis  zur  Grenze  bezw.  Ein- 
schiffung erwachsen,  tragen  nach  übereinstimmenden  Inhalt  der 
Verträge  die  Niederlande. 

Dasselbe  gilt  von  den  Kosten  für  den  Transport  der  mit 
dem  Verhafteten  auszuliefernden  Gegenstände. 

Ueber  die  Frage,  inwieweit  Strafverfolgung  und  Strafvoll- 
streckung gegenüber  einem  seitens  der  Niederlande  Ausgelieferten 
in  den  deutschen  Bundesstaaten  beschränkt  ist,  kann  meine  dies- 
])ezügliche  Abhandlung  in  Goltdammer's  Archiv  für  Strafrecht  Bd. 
39  S.  112  verglichen  werden. 
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Die  jüngste  Reform  des  bayerischen  Heimatrechts. 

Von 
Hermann  Hehm,  a.  o.  Professor  in  Marburg. 


Das  bayerische  Gesetz  über  Heimat,  Verehelichung  und 
Aufenthalt  vom  16.  April  1868  hat  durch  eine  Novelle  vom  17. 
März  1892  seine  dritte  Abänderung  erfahren.  Ober  Art  und  Be- 
deutung derselben  und  über  die  voraufgehenden  parlamentarischen 
Verhandlungen  zu  berichten,  soweit  dies  verwaltungsrechtliches 
Interesse  hat,  ist  der  Zweck  nachfolgender  Zeilen. 

I.  Bekanntlich  ist  das  rechtsrheinische  Bayern  neben  Tirol 
und  Vorarlberg  das  einzige  Gebiet  unter  den  europäischen  Kultur- 
ländern, in  welchem  noch  für  Inländer  polizeiliche  Ehehinder- 
nisse bestehen,  der  Verehelichung  im  allgemeinen  Wohlfahrts- 
interesse Rechtsschranken  gezogen  sind. 

Wie  sich  in  Tirol  und  Vorarlberg  nach  dem  noch  in  Kraft  be- 
findlichen Hofkanzleidekret  vom  12.  Mai  1820  (Prov.  Ges.  Sammig. 
für  Tirol  Bd.  VII  S.  469)  unansässige  Personen  aus  der  Klasse 
der  Dienstboten,  Gesellen  und  Tagwerker  oder  sogenannte  In- 
wohner, die  sich  verehelichen  wollen,  vor  der  Eheschliessung  bei 
ihrer  politischen  Obrigkeit,  d.  h.  der  Behörde  ihrer  Heimat- 
gemeinde zu  melden  und  von  derselben  —  den  Ausschlag  gibt  die 
Gemeindevertretung,  der  Gemeindeausschuss  —  ein  Zeugniss  bei- 
zubringen haben,  dass  gegen  ihre  Verehelichung  kein  politisches 
d.h.  verwaltungsrechtliches  Hindernis  obwalte,  und  die  politischen 
Obrigkeiten  befugt    sind,    die  Verehelichungsbewilligung    solchen 
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Personen  zu  verweigern,  welche  an  einer  Annenversorgung  teil 
haben  oder  dem  Bettel  ergeben  sind  oder  sonst  ein  unstetes 
Leben  führen  M,  so  darf  auch  in  Bayern  nach  altbegründetem  R^cht 
die  Verehelichung  eines  den  Landesteilen  rechts  des  Rheins 
Angehörigen  Mannes  nur  auf  Grund  eines  von  der  Distriktsver- 
waltungsbehörde seiner  Heimatgemeinde  ausgestellten  Zeugnisses 
erfolgen,  dass  gegen  die  beabsichtigte  Eheschliessung  kein  im 
Gesetz  über  Heimat,  Verehelichung  und  Aufenthalt  vom  16.  April 
1868  begründetes  Hindernis  bastehe.  Und  zwar  ist  die  Erteilung 
des  Zeugnisses  von  verschiedenen  Voraussetzungen  abhängig,  ein- 
mal zur  Wahrung  von  Privatinteressen  von  Erhebungen  über  das 
Nichtvorhandensein  zivilrechtlicher  Ehebeschränkungen,  dann  im 
Interesse  des  Staatsdienstes  im  weiteren  Sinne  von  dem  Nachweis, 
dass  der  Verehelichung  Militärdienstpflicht  oder  berufsmässiger 
öffentlicher  Dienst  nicht  im  Wege  sind,  und  endlich  von  dem 
Nichtbestehen  eines  Einspruches  der  Heimatgemeinde  des  Mannes 
bezw.  bei  nur  vorläufiger  Heimat  desselben  des  Fiskus,  eines  Ein- 
spruches, der  aus  einer  gesetzlich  festbegrenzten  Anzahl  von 
Gründen  erhoben  werden  kann,  durch  welche  Ehen  von  moralisch 
und  wirtschaftlich  schwachen  Personen  im  Interesse  der  unter- 
stützungspflichtigen Heimatsgemeinde  bezw.  des  Fiskus  verhindert 
werden  sollen  ^). 

So  sehr  die  beiden  Rechte,  das  Tirols  und  da«  Bayerns,  wie 
das  Vorstehende  zeigt,  in  der  rechtlichen  Form,  in  welche  die  po- 
lizeiliche Ehebeschränkung  gekleidet  ist,  übereinstimmen  — in  beiden 


*)  Vergl.  hierüber  v.  Call,  Art.  Annenwesen  in  Österreich  und  Art. 
Armenpolizei  in  Oesterreich  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  von 
Ck)NRAD,  Elster  ,  Lexis,  Lönino  Bd.  I  S.  862  und  925,  femer  mein 
Art.  Eheschliessung  ebenda  Bd.  III  S.  10  und  Elstek,  Art.  Bevölkerangs. 
wesen  a.  gl.  O.  Bd.  II  S.  502. 

')  Das  Nähere  hierüber  siehe  bei  Setdel,  bayrisches  Staatsrecht  Bd. 
V  S.  186  ff.,  dann  in  v.  Ried£L*s  und  v.  Müller's  Kommentar  zum  bayer. 
Ges.  über  Heimat  etc.,  vom  16.  April  1868,  in  6.  Aufl.  herausgeg.  von  Probst 
(1892)  S.  219  ff.  u.  in  meinem  Art.  Eheschliessung  a.  a.  0.  S.  7  n.  8. 
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Fällen  bedarf  es  eines  Zeugnisses  von  der  Natur  einer  polizeilichen 
Erlaubnisverfügung  *)  — ,  so  sehr  scheiden  sie  sich  in  den  Folgen, 
welche  an  die  absichtliche  oder  unabsichtliche  Nicbteinholung  des 
Zeugnisses  geknüpft  sind. 

Nach  österreichischem  Recht  hat  die  Verletzung  jener  Ver- 
schrift  nur  Strafe  zur  Folge,  sie  ist  als  „Uebertretung  einer  po- 
litischen Vorschrift"  laut  Entschl.  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  28.  Dezember  1872  angemessen  zu  bestrafen  und  zwar  un- 
angesehen, ob  die  ohne  den  vorgeschriebenen  Konsens  einge- 
gangene Ehe  im  In-  oder  im  Ausland  geschlossen  wurde. 

Das  bayerische  Kecht  droht  für  die  Nichtbeachtung  des 
gleichen  Ehehindemisses  ebenfalls  Strafe  an  und  zwar,  soweit  es 
sich  um  Ehen  handelt,  welche  innerhalb  Bayerns  geschlossen 
wurden,  Bestrafung  des  Standesbeamten  —  derselbe  ist  nach  Art. 
15  des  Ges.  vom  18.  August  1879  zur  Ausführung  der  R.-Str.- 
Pr.-O.  an  Qeld  bis  zu  600  Mark  zu  bestrafen,  wenn  er  eine 
Ehe  für  geschlossen  erklärt,  ehe  das  für  den  Abschluss  derselben 
gesetzlich  erforderliche  distriktspolizeiliche  Zeugnis  beigebracht 
ist  —  und,  soweit  ausserhalb  Bayerns  eingegangene  Ehen  in 
Frage  stehen,  Bestrafung  des  Mannes  *)  nach   Art.    41   Absatz  1 


')  Es  besteht  abgesehen  von  der  praktischen  Unerheblichkeit  des  Un- 
terschieds kein  Anlass,  hier  auf  die  Frage  des  näheren  einzugehen,  ob  jenes 
Zeugnis  nur  ein  polizeilicher  Feststellungsakt  oder  zugleich  Polizeierlaubnis 
in  Form  eines  Zeugnisses  ist.  Aus  dem  Wortlaut  des  Art.  83  Abs.  1  des 
Ges.  vom  16.  April  18f>8  („auf  Grund  eines  Zeugnisses'*)  dürfte  sich  für 
das  bayerische  Recht  ergeben,  dass  die  Ausübung  des  subjektiven  Verehe- 
Itchungsrechtes  (vergl.  Art.  82)  durch  jenes  Zeuguis  bedingt  ist,  also  eine 
Erlaubniaverfügung  vorliegt.  Anderer  Ansicht  Sbtdbl  in  den  Blättern  für 
administrative  Praxis  und  Polizeigerichtspflege  zunächst  in  Bayern,  heraus- 
geg.  von  LuTHABDT  Bd.  89  (1889)  S.  292  und  bayer.  Staatsrecht  Bd.  V,  S. 
187,  ferner  angef.  Commentar  S.  203.  Für  das  österreichische  Recht  folgt 
das  hier  Behauptete  schon  aus  dem  Namen  Ehekonsens. 

*)  In  der  Bestimmung  des  Art.  41  auch  eine  Strafdrohung  gegen  die 
Ehefrau  zu  sehen,  wenn  sie  Bayerin  ist,  scheint  mir  dem  Art.  82  und  88  zu 
widersprechen,  der  eine  Einholungspflicht  nur  für  den  Mann  statuiert.  A.  M. 
V.  Riedel  nnd  v.  MClleb  a.  a.  0.  S.  251. 

ArchW  für  öffentliches  Recht.  VIII.  1.  4 
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des  Heimatgesetzes  in  der  Fassung  des  Art.  7  der  Novelle  vom 
23.  Februar  1872,  welcher  zur  Klarheit  darüber,  dass  auch  eine 
innerhalb  des  Reichsgebietes,  aber  ausserhalb  Bayerns  geschlossene 
Ehe  solcher  Bestrafung  unterliegt,  an  Stelle  der  Voraussetzung, 
dass  die  Ehe  „im  Auslande^^  geschlossen  sei,  die  andere: 
„ausserhalb  Bayerns"  setzte  ^). 

Aber  darüber  hinaus  knüpft  der  bayerische  Gesetzgeber  an 
den  Mangel  des  Yerehelichungszeugnisses  noch  die  weitere  Folge 
der  „Ungiltigkeif*  in  privat-  und  öffentlichrechtlicher  Hinsicht  •). 

Diese  Rechtsfolge  nun  ist  es,  welche  für  den  Fall,  dass  ein 
ausserhalb  Bayerns  wohnhafter  Angehöriger  der  bayerischen  Lan- 
desteile rechts  des  Rheins  ausserhalb  Bayerns  eine  Nichtbayeriu 
ehelicht,  zu  unliebsamen  Auseinandersetzungen  teils  rechtlicher 
teils  politischer  Natur  mit  anderen  Staaten  führen  muss  und  in 
Wirklichkeit  auch  gefuhrt  hat. 

Nach  übereinstimmendem  Recht  aller  modernen  Kulturstaaten 
hat  die  rechtsgiltige  Eheschliessimg  für  die  Ehefrau  und  die  aus 
jener  Ehe  hervorgehenden  ehelichen  und  die  durch  jene  Ehe  nach- 
folgend legitimierten  Kinder  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit 
des  Mannes  zur  Wirkung,  damit  aber  auch  f&r  den  Staat,  dem 
der  Ehemann 'angehört,  die  völkerrechtliche  Verpflichtung  gegen 
dritte  Staaten,  die  Ehefrau  und  jene  Kinder  zu  übernehmen  und 
die  Kosten  etwaiger  Armenpflege  zu  ersetzen. 

Die  Rechtsgiltigkeit  einer  Ehe  im  Privat-  und  öffentlichen 
Recht  ist  abhängig  von  der  absoluten  und  relativen  Ehefahigkeit 
und  der  gehörigen  Eheschliessungsform. 

Es  kann  kein  Zweifel  darüber  obwalten,  dass  die  Bestim- 
mung, die  Verehelichung  des  rechtsrheinischen  Bayern  dürfe  nur 


^)  Bei  Ehen,  welche  ohne  solches  Zeugnis  innerhalb  Bayerns  eingegangen 
werden,  ist  von  einer  Strafdrohung  gegen  den  Ehemann  abgesehen,  weil  man 
die  Bestrafung  des  Standesbeamten  für  das  wirksamere  und  darum  voll- 
kommen ausreichende  Schutzmittel  erachtete. 

•)  Vergl.  Seydel  a.  a.  0.  Bd.  V  S.  189. 


i 
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auf  Grund  eines  Zeugnisses  erfolgen,  dass  gegen  die  beabsichtigte 
Eheschliessung  kein  im  Heimatgesetze  vom  16.  April  1868  be- 
gründetes Hindernis  bestehe,  sich  nicht  auf  die  Form  der  Ehe- 
sehliessung,  sondern  auf  die  Ehefähigkeit,  die  Voraussetzung  der 
Eheschliessung  bezieht.  Es  ergibt  dies,  vom  Zwecke  der  Bestim- 
mung ganz  abgesehen,  schon  der  Wortlaut  derselben  —  nur  „auf 
Grund*'  eines  Zeugnisses  und  nur  eines  Zeugnisses  des  Inhalts, 
dass  gegen  die  „beabsichtigte  Eheschliessung**  kein  Hindernis 
vorliege,  soll  die  Verehelichung  erfolgen  dürfen  —  und  dann  die 
Fassung  des  bereits  angefiihrten  Art.  15  des  bayer.  Ausföhrungs- 
gesetzes  zur  R.-Str.-Pr.-O.  vom  18v  August  1879,  wenn  es  dort 
heisst:  „An  Geld  bis  zu  sechshundert  Mark  werden  Standes- 
beamte bestraft,  wenn  sie  eine  Ehe  ffir  geschlossen  erklären,  ehe 
das  für  den  Abschluss  derselben  gesetzlich  erforderliche 
distriktspolizeiliche  Zeugnis  beigebracht  ist.** 

Betrifft  aber  das  Erfordernis  jenes  Zeugnisses  nicht  die 
Form  des  Eheschliessungsaktes,  sondern  dessen  Voraussetzung, 
so  entscheidet  über  die  Rechtsgiltigkeit  einer  ohne  dies  Zeugnis 
ausserhalb  Bayerns  abgeschlossenen  Ehe  im  Verhältnis  der  be- 
teiligten Staaten  unter  einander  nicht  das  Recht  des  Ehe- 
schliessungsortes,  sondern  das  Recht,  nach  welchem  sich  die 
rechtliche  Handlungs-  und  damit  die  Ehefahigkeit  bestimmt.  Es 
ist  also  der  fremde  Staat  allein  wegen  der  Thatsache,  dass  die 
Ehe  ausserhalb  Bayerns  eingegangen  wurde,  der  Berücksich- 
tigung der  bayerischen  Gesetzgebung  über  die  Notwendigkeit 
eines  Verehelichungszeugnisses  für  Angehörige  der  rechtsrhei- 
nischen Landesteile  noch  nicht  überhoben. 

Zu  einer  Nichtbeachtung  des  bayerischen  Rechtes  wäre  der 
Staat,  in  welchem  jener  Eheschliessende  sein  Domizil  hat,  erst 
dann  berechtigt,  wenn  das  Recht  dieses  Staates  über  die  inter- 
nationale Handlungsfähigkeit  nicht  die  Staatsangehörigkeit,  son- 
dern den  Wohnsitz  entscheiden  liesse.  Dann  brauchte  sich  die  Be- 
hörde   des    fremden  Staates    an    dem,    was  das  bayerische  Recht 
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über  die  Ehefiihigkeit  seiner  Angehörigen  bestimmt,  nicht  zu 
kehren,  dieselbe  Ehe  unterläge  hier  und  dort  verschiedener  Be- 
urteilung, im  Ausland  würde  ihre  Kechtsgiltigkeit  anerkannt,  in 
Bayern  ihre  Nichtigkeit  behauptet,  es  wäre  also  ein  rechtlicher 
Widerstreit  des  ausländischen  und  des  bayerischen  Rechtes  über 
den  gleichen  Thatbestand  gegeben.  Er  wäre  nur  dann  ausge- 
schlossen, wenn  das  Recht  des  Wohnstaates  von  dem  Landes- 
fremden  einen  Nachweis  darüber  forderte,  dass  die  beabsichtigte 
Ehe  nach  den  Gesetzen  seines  Heimatstaates  polizeilich  zulässig 
sei,  also  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes  auf  Frau  und  Kinder 
übertrage  '). 

Nach  dem  Rechte  einer  Reihe  bedeutender  Rechtsgebiete 
bestimmt  sich  die  Handlungsfähigkeit  nun  in  der  That  nach  dem 
Domizil.  Eine  verschiedene  rechtliche  Behandlung  jener  Ehe  im 
Heimats-  und  im  Aufenthaltsstaate  ist  damit  unvermeidlich. 

Man  könnte  allerdings  sagen :  jenes  Prinzip  gelte  nur  für  die 
Frage  der  privatrechtlichen  Handlungsfähigkeit,  nicht  für  die 
Handlungsfähigkeit  in  Beziehungen  des  öffentlichen  Rechtes,  in 
welchen  doch  jene  polizeiliche  Ehebeschränkung  sich  bewegt ;  für 
das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes,  so  lehre  schon  von  Saviony 
in  seinem  System  des  heutigen  römischen  Rechts  Bd.  VUl  S.  99, 
sei  das  Recht  des  Heimatstaates  durchaus  unabhängig  von  dem 
Rechte  des  Wohnsitzes  anzuwenden  ^).  Allein  ganz  abgesehen 
davon,  dass  dieser  Rechtssatz  in  seiner  Allgemeinheit  nicht  so 
fest  steht,  wie  man  gerne  behauptet,    jedenfalls   ist  seine  Giltig- 


^)  Solchen  Nachweis  verlangen  eine  Reihe  von  deutschen  Staaten  von 
Reichsaoslftndern.  Vergl.  hierüber  meinen  Art.  Eheschliessun^  a.  a.  O.  S. 
8  u.  9,  ferner  den  angeführten  Commentar  zum  bayr.  Heim. -Ges.  S.  245. 

*)  Vergl.  hierüber  v.  Bab,  Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und 
Strafrechts  1892  S.  47  und  derselbe  in  der  Encyklopädie  der  Rechtswissen- 
schaft von  V.  Holtzendorlf  5.  Aufl.  (1890)  S.  731  und  785. 

*)  So  die  später  verschiedentlich  zu  erwähnende  Entscheidung  des 
bayerischen  Yerwaltungsgerichtshofes  vom  10.  Oktober  1890,  abgedruckt  in 
HiBTH  und  Sbtoel's  Annalen  des  deutschen  Reichs  S.  68. 
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keit  für  die  Frage  der  öflfentl ichrechtlichen  Ehefahigkeit  zu  ver- 
neinen. 

Als  Grund,  warum  sich  das  Domizilprinzip  in  den  Bereich 
des  öffentlichen  Rechtes  nicht  übertragen  lasse,  pflegt  gewöhnlich 
der  angegeben  zu  werden,  dass  das  öffentliche  Recht  seiner  Natur 
nach  in  der  Regel  nur  zwingende  Rechtssätze  kenne  ***).  Derselbe 
Orund  lilge  aber  für  die  sog.  impedimenta  dirimentia  publica  vor, 
für  die  privatrechtlichen  Ehehindernisse,  welche  auch  von  Amts- 
wegen geltend  gemacht  werden  können,  (C.-Pr.-O.  §  588  u. 
592)  —  V,  Bar  nennt  sie  in  seinem  Lehrbuche  des  internatio- 
nalen Privat-  und  Strafrechtes  S.  70  geradezu  „Ehehindemisse, 
die  dem  öffentlichen  Rechte  angehören**,  —  und  doch  werden  die- 
selben, wo  für  die  privatrechtliche  Handlungsfähigkeit  positiv- 
rechtlich das  Domizilsprinzip  gilt,  als  dem  Privatrecht  angehörig 
nach  Wohnsitzrecht  behandelt.  Es  liegt  kein  innerer  Grund  vor, 
der  es  rechtfertigte,  auf  das  polizeiliche  Ehehindemis  des  obrig- 
keitlichen Verehelichungszeugnisses  andere  Grundsätze  anzuwenden, 
als  z.  B.  auf  das  impedimentum  ligaminis. 

So  wird  durch  die  Zugehörigkeit  unseres  Ehehindernisses 
zum  öffentlichen  Rechtsgebiete  die  Möglichkeit  verschiedener 
rechtlicher  Beurteilung  der  in  Frage  stehenden  Ehe  in  und 
ausserhalb  Bayerns  nicht  aus  der  Welt  geschafft.  Insbesondere 
scheint  darnach  ein  solcher  Gegensatz  auch  im  Verhältnis 
Bayerns  zu  den  anderen  deutschen  Bundesstaaten  möglich,  soweit 
in  letzteren  in  Fragen  der  internationalen  Handlungsfähigkeit 
das  System  des  Wohnsitzrechtes  gilt,  wie  dies  für  die  Gebiete 
des  gemeinen  Rechts  und  des  allgemeinen  preussischen  Landrechts 
der  Fall  ist.  Denn  in  allen  diesen  Staaten  herrscht  das  Prinzip  po- 
lizeilicher Verehelichungsfreiheit,  in  den  R^ichslanden  nach  franzö- 
sischem, in  Helgoland  nach  englischem  Gesetze,  im  übrigen  Reichs- 


'®)  So  auch  die  in  der  vorigen  Note  angefahrte  Entscheidung;    ferner 
VooEL,  bayerisches  Staatsrecht  1885  S.  111,  N.  2. 
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gebiete  nach  dem  Gesetze  vom  4.  Mai  1868  über  die  Aufhebung 
der  polizeilichen  Beschränkungen  der  Eheschliessung.  §  3  des 
letztgenannten  Gesetzes  bestimmt  im  Besonderen,  dass  die  fiir 
Geistliche  und  Civilstandsbeamte  bestehenden  Verbote,  bei  der 
Schliessung  einer  Ehe  ohne  vorherige  Beibringung  einer  obrig- 
keitlichen Bescheinigung  amtlich  mitzuwirken,  in  Beziehung  auf 
Bimdesangehörige  nur  insoweit  in  Kraft  bleiben  sollen,  als  diese 
Bescheinigung  das  Vorhandensein  der  durch  das  Gesetz  vom  4. 
Mai  1868  nicht  berührten  Voraussetzungen  der  Eheschliessung 
zum  Gegenstande  hat. 

Hieran  vermag  auch  der  Umstand  nichts  zu  ändern,  das» 
§  4  desselben  Gesetzes  die  Vorschriften  des  Landesrechts  über 
die  Zulassung  von  Ausländem  zu  einer  Ehe  aufrecht  erhält  ^ — 
und  es  ist  eine  Reihe  von  deutschen  Staaten,  welche  für  Staats- 
fremde  die  standesamtliche  Eheschliessung  von  dem  Nachweis 
polizeilicher  Zulässigkeit  der  beabsichtigten  Ehe  nach  dem 
Rechte  ihres  Heimatsstaates  abhängig  macht  ^*)  — ;  denn  staats- 
fremde Reichsangehörige  gelten  gegenüber  dieser  Bestimmung 
nicht  als  Ausländer,  insbesondere  auch  nicht  Angehörige  Bayerns. 

Zwar  gilt  die  ausdrückliche  Bestimmung  des  §  4  a.  a.  0., 
dass  jene  Vorschriften  auf  Bundesangehörige  keine  Anwendung 
finden,  nicht  unmittelbar  für  bayerische  Unterthanen.  Diese  sind 
nicht  Bundesangehörige  im  unmittelbaren  Sinne  jenes  Gesetzes, 
weil  dasselbe  auf  Bayern  nicht  ausgedehnt  wurde.  Allein  sie  sind 
Mangels  einschränkender  Bestimmungen  für  die  Frage  der  Ver- 
ehelichung „Angehörige  eines  Bundesstaates*'  im  Verstände  von 
Art.  3  Abs.  1  der  Reichsverfassung  *^),  wornach  der  Angehörige 
eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem  anderen  Bundesstaate  zum 
Genüsse     aller    bürgerlichen    Rechte    unter     denselben    Voraus- 


11)  Yergl.  darüber  den  angef.  Art.  Ehescbliessung. 

^*)  Uebereinstimmend  v.  Siohsrbb,  Personenstand  und  Ehescbliessung 
in  Deutschland  1879  S.  270  ff.,  Geobq  Mbteb,  Lehrbuch  des.  deutschen  Yer- 
waltungsrechts  Bd.  I  (1888)  §  36  N.  8  und  Probst  a.  a.  0.  S.  245. 
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Setzungen  zuzulassen  ist,  wie  der  Einheimische,  und  bürgerliche 
Rechte  im  Sinne  dieses  Rechtssatzes  sind  alle  anderen  Rechte, 
als  Rechte  der  Teilnahme  an  der  öflFentlichen  Verwaltung,  also 
nicht  blos  privatrechtliche  Befugnisse.  Es  wäre  also  an  sich  eine 
verschiedene  rechtliche  Behandlung  der  in  Frage  gestellten  Ehe 
in  Bayern  und  im  übrigen  Bundesgebiete,  soweit  dort  Domizils- 
system herrscht,  nicht  ausgeschlossen.  Allein  nichtsdesto- 
weniger ist  dies  nicht  der  Fall. 

Allerdings  verhält  sich  die  Sache  auch  nicht  so,  wie  Geobg 
Meter  meint,  als  hinge  seit  Einführung  des  Personenstaudsgesetzes 
vom  6.  Februar  1875  die  civil  rechtliche  Giltigkeit  der  Ehe 
eines  jeden  Bayern,  gleich  giltig,  ob  die  Ehe  innerhalb  oder  ausser- 
halb Bayerns  abgeschlossen  worden,  infolge  des  §  39  dieses  Ge- 
setzes, welcher  alle  Vorschriften  aufhebt,  durch  welche  das  Recht 
zur  Eheschliessung  weiter  beschränkt  wird,  als  durch  das  Personen- 
stands^:esetz,  nicht  mehr  von  der  Beobachtung  jener  polizei- 
lichen Ehebeschränkung  ab. 

Aus  §  74  Abs.  2  am  gleichen  Orte  ergibt  sich  vielmehr, 
dass  der  Gesetzgeber  vom  6.  Februar  1875  bei  Aufstellung  seiner 
Rechtssätze  von  der  Annahme  fori  dauernder  Abhängigkeit  der 
zivilrechtlichen  Giltigkeit  von  jenem  polizeilichen  Erfordernis 
ausgeht. 

§  74  Abs.  2  bestimmt:  „Wo  die  Zulässigkeit  der  Ehe 
nach  den  bestehenden  Landesgesetzen  von  einem  Aufgebot  ab- 
hängig ist,  welches  durch  andere  bürgerliche  Beamte  als  die 
Standesbeamten  vollzogen  wird,  vertritt  dieses  die  Stelle  des  von 
den  Standesbeamten  anzuordnenden  Aufgebots".  Nach  dem  bayer- 
ischen Gesetze  vom  16.  April  1868  aber  ist  nicht  blos  die  privat-, 
sondern  auch  die  öflFentlichrechtliche  Zulässigkeit  der  Ehe  von 
einem  Aufgebot  abhängig,  denn  das  in  Art.  35  dieses  Gesetzes 
näher  geregelte  Aufgebot  hat  nach  Art.  34  ebenda  die  Natur  einer 
^«amtlichen  Erhebung  über  das  Nichtvorhandensein  zivilrechtlicher 
Ehehindernisse*',  und  diese  amtlichen  Erhebungen  werden  in  Art.  34 
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neben  dem  Nachweis,  dass  der  Verehelichung  Militärdienstpflicht 
oder  berufsmässiger  öffentlicher  Dienst  nicht  im  Wege  stehen  ^ 
und  neben  dem  Nichtvorhandensein  eines  Einspruchs  der  Heimat- 
gemeinde als  „Bedingung^*  der  Ausstellung  des  Verehelichungs- 
Zeugnisses,  damit  aber  auch,  nachdem  die  Ausstellung  des  Zeug- 
nisses die  polizeiliche  Zulässigkeit  der  beabsichtigten  Ehe- 
schliessung bezeugt,  dieser  polizeilichen  Zulässigkeit  selbst  bezeich- 
net. Oegen  Meter  hat  sich  die  gesammte  Litteratar  erklärt,  Laband 
in  seinem  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches,  2.  Aufl.  Bd.  I  S.  157 
Anm.  3,  Seydel  in  seinem  bayerischen  Staatsrecht  Bd.  I  S.  525 
Anm.  5  und  Bd.  V  S.  186,  Stöbk  in  v,  Holtzendorff' s 
Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  deutsches  Verfassungsrecht, 
S.  1089  und  die  von  Meyer  selbst  in  seinem  Lehrbuche  des 
deutschen  Staatsrechtes  3.  Aufl.  §  76  N.  5  angeführten  weiteren 
Schriftsteller  *»). 

Dass  die  übrigen  Bundesstaaten  die  in  Frage  stehende  Ehe 
nicht  auf  Qrund  des  Satzes,  dass  über  rechtliche  Voraussetzungen 
einer  Ehe  das  erste  Ehedomizil  des  Mannes  entscheidet,  als  giltig 
behandeln  dürfen,  ergibt  sich  im  Wege  ausdehnender  Auslegung 
aus  dem  Gothaer  Vertrag  vom  15.  Juli  1851  über  die  üeber- 
nahme  von  Ausgewiesenen. 

Nach  §  1  lit.  a  und  b  dieses  Vertrages  ist  jeder  der  Ver- 
tragsstaaten verpflichtet,  diejenigen  Individuen,  welche  noch  fort- 
dauernd seine  Angehörigen  sind,  und  auch  seine  „vormaligen 
Angehörigen,  auch  wenn  sie  die  Unter thauenschafb  nach  der  in- 
ländischen Gesetzgebung  bereits  verloren  haben,  solange,  als  sie 
nicht  dem  andern  Staat  nach  dessen  eigener  Gesetzgebung  ange- 
hörig geworden  sind",  auf  Verlangen  des  anderen  Staates  wieder 
zu  übernehmen.  In  Anschluss  hieran  setzt  §  3  Abs.  1  bezüglich 
des  Umfangs    dieser  Uebemahmeverbindlichkeit    fest,    dass    Ehe- 


*')  Dazu  noch  Blätter  far  administrative  Praxis  Bd.  39  S.  241  ff.  und 
y.  Riedel— v.  Müller— Pböbst  a.  a.  0.  S.  69. 
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frauen  der  vorhin  genannten  beiden  Arten  von  Individuen  von 
demjenigen  Staate  mit  zu  übernehmen  seien,  welchem  der  Ehe- 
mann „nach  §  1  zugehört",  und  §  3  Abs.  3  verfügt  hiezu,  die 
Frage,  ob  eine  Ehe  vorhanden,  sei  nach  den  Gesetzen  desjenigen 
Staates  zu  beurteilen,  welchem  der  Ehemann  „angehört",  im 
Gegensatz  zu  den  Fällen,  wo  Personen  zu  übernehmen  seien ^ 
welche  „zu  keiner  Zeit  einem  der  kontrahierenden  Staaten  als 
Unterthan  angehörig"  gewesen ;  hier  solle  jene  Frage  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  entschieden  werden,  „wo  die  Pjheschliessung 
erfolgt"  sei. 

Aus  diesen  Sätzen  ergibt  sich  für  unsere  Frage  Fol- 
gendes :  ' 

Die  Bestimmung,  die  Giltigkeit  der  Ehe  solle  nach  dem 
Knechte  des  Staates  beurteilt  werden,  welchem  der  Ehemann  an- 
gehöre, ist  ausgesprochen  fttr  die  Frage  der  Zulässigkeit  der 
Ausweisung  von  Ehefrauen  und  des  sich  darauf  gründenden 
Uebemahmebegehrens  von  Staat  zu  Staat,  also  für  eine  vorwiegend 
polizeiliche  Frage,  denn  die  Ausweisung  ist  eine  vorwiegend  poli- 
zeiliche Massregel.  Nun  ist  aber  die  Ausweisung  aus  dem  Staate, 
die  Landesverweisung  in  erster  Linie,  durch  die  Frage  der  Staats- 
angehörigkeit bedingt.  Staatsangehörige  dürfen  nicht  ausgewiesen 
und  deren  Uebemahme  nicht  beansprucht  werden.  Die  Staats- 
angehörigkeit hinwiederum  ist  für  Ehefrauen  durch  Rechtsgiltig- 
keit  der  Ehe  bedingt. 

Nachdem  auf  diese  Weise  hinsichtlich  der  Ehefrauen  die 
Frage  der  Rechtsgiltigkeit  der  Ehe  Einfluss  auf  die  Zulässigkeit 
ihrer  Verweisung,  also  auf  die  Zulässigkeit  einer  in  erster  Linie 
polizeilichen  Massregel  hat,  darf  angenommen  werden,  dass  es 
dem  Sinne  der  Gothaer  Vereinbarung  entspricht,  wenn  die  Rechts- 
giltigkeit der  Ehe  nicht  blos  für  jene  eine  polizeiliche  Frage, 
sondern  überhaupt  in  polizeilicher  Hinsicht  nach  dem  Rechte  des 
Staates  des  Ehemannes  bestimmt  wird.  Soweit  diepolizeiliche 
Giltigkeit  der  Ehe  zwischen  den  Vertragsstaaten  streitig  wird. 


—   se- 
ist   die  Frage,    ob    eine   Ehe    vorhanden,    nach    dem   Geiste    des 
Gothaer  Vertrages  auf  Grund  der  im   He imats Staate  des  Ehe- 
manns geltenden  Gesetzgebung  zu  beurteilen. 

Mithin  ist  ein  wirklicher  Widerstreit  rechtlicher  Auffassung 
bei  Beurteilung  der  polizeilichen  Giltigkeit  der  Ehe  eines  diesrhein- 
ischen,  in  irgend  einem  Teile  des  deutschen  Reichsgebietes  **),  mit 
Ausnahme  von  Helgoland,  wohnenden  Bayern  nicht  möglich.  Besteht 
auch  keine  gesetzliche  Pflicht  des  nichtbayerischen  deutschen  Standes- 
beamten ^%  die  Eheschliessung  eines  rechtsrheinischen  Bayern  von 
der  Beibringung  eines  distiiktspolizeilichen  Yerehelichungszeugnisses 
seines  Heimatsstaates  abhängig  zu  machen,  so  haben  doch  alle 
Reichsorgane  und  die  Organe  aller  anderen  Bundesstaaten  auf 
Grund  des  durch  seine  Aufnahme  in  das  Freizügigkeitsgesetz 
vom  1.  November  1867  §  7  zu  Reichsrecht  ^^)  gewordenen  Go- 
thaer Vertrages  die  Verpflichtung,  die  polizeiliche  Zulässigkeit 
einer  von  Reichsangehörigen  geschlossenen  Ehe  nach  dem  Rechte 
des  Bundesstaates  zu  beurteilen,  welchem  der  betreffende  Deutsche 
angehört,  insbesondere  also  bei  Prüfung  der  öffentlichrechtlichen 
Giltigkeit  einer  von  einem  rechtsrheinischen  Bayern  eingegangenen 
Ehe  die  Notwendigkeit  der  vorgehenden  Erlangung  eines  obrig- 
keitlichen Verehelichungszeugnisses  in  Berücksichtigung  zu  ziehen. 
Wenn  sich  somit  bei  Organen  anderer  deutscher  Staaten  oder  des 
Reiches  abweichende  Anschauungen  bildeten,  so  waren  es  nicht 
die  bayerischen,  sondern  die  Behörden  der  anderen  Staaten, 
welche  ihre  Rechtsauf fassung  zu  ändern  hatten. 

Das  gewonnene  Resultat  steht,   was  die  Behandlung   dieser 


^*)  Der  Gotbaer  Vertrag  gilt  durch  Vermittlung  des  Freizdgigkmta- 
gesetzes  vom  1.  Nov.  1867  §  7  —  eingeführt  daselbst  durch  R.-Ge8.  vom 
8.  Februar  1878  —  auch  in  den  Reichslanden,  dagegen  Mangels  Einführung 
des  Freizligigkeitsgesetzes  daselbst  nicht  in  Helgoland. 

^'')  Eine  Pflicht  solchen  Inhalts  kann  nur  durch  Dienstvorschrift  be- 
gründet werden. 

**)  Vergl.  hierüber  Seydel,  bayerisches  Staatsrecht  Bd.  V  S.  57  und 
Annalen  des  deutschen  Reiches  Jahrg.  1890  S.  178  ff. 
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Frage  in  der  Literatur  anlangt,  insbesondere  mit  dem  in  Wider- 
sprach,  was  Seydel  in  dieser  Richtung  ausgeführt. 

Seydel  hat  sich  mit  der  Frage  des  Herrschaftsbereiches 
jener  bayerischen  Rechtsnorm  wiederholt  befasst.  zuerst  in  einem 
in  seiner  Hauptbedeutung  später  noch  zu  würdigenden  Aufsatze 
in  Luthardt's  Blättern  für  administrative  Praxis  und  Polizei- 
gerichtspflege Bd.  40(1890)  S.  l:W  ff.  „über  die  bürgerliche  Un- 
giltigkeit  der  Ehe  nach  Art.  *i3  des  bayerischen  Heimatsgesetzes " 
und  dann  vollkommen  übereinstimmend  in  seinem  bayerischen 
Staatsrechte  Bd.  V  S.  191   und  192. 

Die  Bemerkungen  Seydels  sind  diese: 

Es  bestehe  kein  Zweifel  darüber,  dass  die  Rechtsnorm,  von 
der  hier  die  Rede,  nach  dem  Wesen  der  Personalhoheit  des 
Staates  die  bayerischen  Staatsangehörigen  auch  binde,  wenn  sie 
ausser  Landes  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  haben. 

Dies  gelte  auch  für  die  Fälle  des  Wohnsitzes  oder  Auf- 
enthalts in  anderen  Staaten  des  deutschen  Reiches.  Denn  das 
bayerische  Sonderrecht  l)estehe  soweit,  als  die  bayerische  Staats- 
gewalt reiche,  und  die  bayerische  Staatsgewalt  erstrecke  sich 
nicht  blos  über  das  baverische  Gebiet,  sondern  nicht  minder  über 
die  bayerischen  Unterthanen. 

Dagegen  vermöge  das  bayerische  Recht  nicht  zu  verhindern, 
dass  der  fremde  Staat,  in  dessen  Gebiete  die  Ehe  eines  Bayern 
ohne  das  erforderliche  Verehelichungszeugnis  abgeschlossen  worden 
sei,  diese  Ehe  als  giltig  behandele.  Denn  der  fremde  Staat  sei 
in  seinem  Gebiete  souverän  und  brauche  sich  um  das  bayerische 
Recht  nichts  zu  kümmern.  Allerdings  könne  er  umgekehrt  auch 
nicht  bewirken,  dass  Bayern  sein  Recht  vor  dem  fremden  Rechte 
zurückweichen  lasse.  Mit  anderen  Worten,  es  bleibe  hier  ein- 
fach bei  einem  Widerstreite  des  Rechtes,  der  nicht  ausgeglichen 
werden  könne. 

Das  Gesagte  gelte  gleichmässig  für  das  Verhältnis  des 
bayerischen  Rechtes  zu  dem  Rechte  eines  Staates  des  Auslandes 
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wie  zu  dem  Rechte  eines  deutschen  Bundesstaates,  möge  letzteres 
Landes-  oder  Keichsrecht  sein.  Denn  das  bayerische  R«cht, 
welches  hier  in  Betracht  komme,  sei  zwar  in  seinem  Bestände 
j^egenüber  dem  Reichsrechte  durch  Sonderrecht  geschützt,  aber 
es  sei  nicht  selbst  Reichsrecht,  sondern  für  alle  anderen  deutschen 
Staaten  fremdes  R;echt.  Und  ebenso  sei  das  Landesrecht  der 
übrigen  Bundesstaaten  und  das  für  die  Bundesstaaten  ausser 
Bayern  geltende  Reichsrecht  für  Bayern  fremdes  Recht. 

Wir  sehen,  Seydel  zieht  eine  Berücksichtigung  der  Gothaer 
Uebereinkunft  gar  nicht  in  Frage.  Indem  er  dies  nicht  thut,  ge- 
langt er  vollkommen  zutreffend  zu  dem  Resultate,  zu  welchem 
auch  wir  mangels  der  Bestimmung  des  §  3  Abs.  3  des  Gothaer 
Vertrages  vom  Domizilisystem  aus  gekommen  wären.  In  Folge 
des  Vorhandenseins  jener  Rechtsnorm  ist  unser  Ergebnis  ein 
anderes:  Es  besteht  kein  Widerstreit  des  för  die  Beurteilung 
fraglicher  Ehen  massgebenden  objektiven  Rechtes  im  Verhalt- 
nisse Bayerns  zu  den  übrigen  Bundesstaaten  und  zum  Reiche 
und  im  Verhältnisse  dieser  Staaten  unter  einander. 

Ein  andere  Frage  ist  —  und  sie  soll  nun  erörtert  werden 
— ,  ob  ein  Streben  der  fremden  Regierungen,  von  der  Beachtung 
jener  bayerischen  Ehebeschränkungen  befreit  zu  werden,  sich  nicht 
verwaltungspolitisch  rechtfertigen  liesse.  Machte  es  der  Zweck, 
welchem  jenes  polizeiliche  Ehehindernis  dienen  sollte,  wirklich 
erforderlich,  die  Rechtswirkungen  des  Mangels  jenes  Zeugnisses 
soweit  zu  ziehen,  dass  auch  die  internationale  und  interterri- 
toriale Verhältnisse  berührende  Eigenschaft  der  Staatsangehörig- 
keit dadurch  berührt  wurde? 

Der  Hauptgrund,  weswegen  die  Ausübung  des  subjektiven 
Verehelichungsrechtes  von  der  Erteilung  solcher  Verehelichungs- 
bewilligung  abhängig  gemacht  wurde,  ist  die  Rücksicht  auf  die 
zur  eventuellen  Unterstützung  der  zu  gründenden  Familie  ver- 
pflichteten öffentlichen  Rechtssubjekte,  insbesondere  auf  die  Heimat- 
gemeinde. 
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Zwar  ist  die  Ausstellung  des  Zeugnisses,  wie  schon  er- 
wähnt, noch  durch  Berücksichtigung  weiterer  Interessen  bedingt. 
Allein,  dass  diese  weiteren  Punkte  für  die  Aufstellung  jenes  Ehe- 
hindernisses nur  von  sekundärer  Bedeutung  waren,  zeigt  der 
Umstand,  dass  das  Zeugnis  distriktspolizeiliches  Zeugnis  ge- 
nannt wird  —  so  in  Art.  15  des  Ausf.-Ges.  zur  R.-Str.-Pr.-O. 
vom  18.  August  1879  — ,  und  dass  es  die  Distrikts-Verwal- 
tungsbehörde ist,  welche  das  Zeugnis  zu  erteilen  hat. 

Polizeiliche  Thätigkeit  ist  iiberall  da  gegeben,  wo  obrig- 
keitliche Befehls-  und  Zwangsgewalt  zum  unmittelbaren  Schutz 
der  Volks  Wohlfahrt  vor  Gefahrdung  angewendet  wird.  Polizei 
im  Kechtssinne  des  Wortes  gibt  es  also  nur  im  Gebiete  der 
Wohlfahrt^-,  der  inneren  Verwaltung,  der  Verwaltung  schlechthin 
und  im  Besonderen. 

Wenn  die  Distriktsverwaltungsbehörde  dagegen  prüft,  ob 
die  vorschriftsmässig  erforderliche  dienstliche  Verehelichungs- 
bewilligung  des  Staatsdieners  vorliegt,  so  sorgt  sie  für  Einhaltung 
der  staatsdienstlichen  Ordnung,  für  den  geregelten  Gang  der 
^staatlichen  Geschätlsführung  und  nicht  unmittelbar  für  die  Volks- 
wohlfahrt. Und  wenn  sie  Nachweis  darüber  verlangt,  ob  der 
Verheiratung  des  Mannes  nicht  die  Militärdienstpflicht  hindernd 
im  Wege  steht,  so  handelt  sie  um  Abwendung  von  Gefahren  von 
der  Militär-,  nicht  von  der  unmittelbaren  Wohlfahrtsverwaltung. 
Und  wenn  sie  endlich  Erhebungen  über  das  Nichtvorhandensein 
bürgerlichrechtlicher  Ehehindernisse  pflegt,  so  handelt  sie  zur 
Sicherung  subjektiver  Privatrechte,  also  im  Gebiete  der  Rechts- 
verwaltung, der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Anders  dagegen,  wenn  die  Distrikts  Verwaltungsbehörde  die 
Frage  des  Einspruchs  gegen  Erteilung  jenes  Zeugnisses  prüft. 
Hier  handelt  sie  zum  unmittelbaren  Schutz  der  Volkswohlfahrt 
vor  Gefährdung.  Es  soll  die  wirtschaftliche  Wohlfahrt  der 
Heimatgemeinden  gegen  allzu  starke  Steigerung  ihrer  Armen- 
anterstützungslasten  gesichert  werden. 
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Verfolgt  nun  aber  das  Verbot,  eine  Ehe  ohne  jenes  obrig- 
keitliche Ehezeugnis  einzugehen,  in  erster  Linie  nur  Zwecke  der 
Kultur-,  der  inneren  Verwaltung,  ist  es  in  erster  Linie  nur 
Polizeiverbot,  so  brauchen  an  sich,  wenn  anders  dem  Grundsatze 
der  Verhältnismässigkeit  von  Rechtsnachteil  und  Verbotsgrund  *') 
entsprochen  werden  will,  auch  die  beschwerenden  Rechts  Wirkungen, 
welche  sich  an  die  Nichtbeachtung  jenes  Verbotes  reihen  sollen, 
nicht  über  das  Gebiet  der  Kulturverwaltung  hinauszugehen,  sie 
sollen  vielmehr,  wenn  auch  negativ,  lediglich  in  der  Richtung 
zu  suchen  sein,  in  welcher  die  Vorteile  liegen,  welche  sich  au 
die  Einhaltung  des  Gebotes  knüpfen. 

Die  Verehelichung  hat  nun  nach  bayerischem  Rechte  fin- 
den Ehemann  im  Gebiete  der  Wohlfahrtsverwaltung  den  Vorteil, 
dass  sich  seine  durch  Geburt  gewonnene,  ursprungliche  Heimat 
aus  einer  unselbständigen,  d.  h.  vom  Wechsel  der  Heimat 
der  Eltern  abhängige  in  eine  selbständige  verwandelt,  für  die 
Ehefrau  und  die  durch  die  Ehe  legitimierten  und  die  ehelichen 
Kinder  den  Vorteil,  dass  sie  mit  der  Eheschliessung  bezw.  ehe- 
lichen Geburt  die  Heimat  des  Gatten  und  Vaters  erwerben  (vgl. 
hiezu  Seydel,  bayerisches  Staatsrecht  Bd.  HI,  S.  110  ff.).  Es 
werden  somit  für  die  Gemeinde,  welcher  der  Ehemann  heimatlich 
angehört,  erweitert«  Verpflichtungen  begründet,  die  Verpflichtung, 
die  Familie  des  ihr  Angehörigen  mit  einem  unentziehbaren  Wohn- 
recht in  der  Gemeinde  zu  dulden  und  die  Verpflichtung,  sie  im 
Unterstützungsfalle  mangels  anderer  öffentlichrechtlich  Verpflich- 
teter zu  ernähren  *®). 

Die  Nichtbeachtung  jenes  Gebotes  erfordert  also  im  In- 
teresse der  Wohlfahrtsverwaltung  nicht  mehr,    als  dass  der  ohne 


")  lieber  diesen  Grundsatz  Fbiedrich  Endemakn,  die  civilrechtliche 
Wirkung  der  Verbotsgesetze   nach    gemeinem  Recht,  1887  S.  103,  105,  124. 

^^)  Vergl.  Seydbl,  bayerisches  Staatsrecht  Bd.  III  S.  108  und  109  und 
Bd.  V  S.  215;  ferner  mein  Art.  Heimatrecht  im  H.-W.-B.  der  Staats- 
wissenschaften Bd.  IV  S.  446  if. 
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dieses  Zeugnis  abgeschlossenen  Ehe  jene  heimatrechtlichen  Wir- 
kungen versagt  bleiben.  Es  geschähe  mehr,  denn  Grund  und 
Zweck  erfordern,  wenn  an  die  Gebotsübertretung  auch  rein  staats- 
oder  gar  civilrechtliche  Wirkungen  geknüpft  würden,  wenn  Frau 
und  Kindern  auch  der  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  des  Mannes 
vorenthalten  und  die  Ehe  selbst  sogar  civilrechtlich  als  wirkungs- 
los behandelt  würde. 

Es  erfordert  dies  nicht  die  von  dem  Gesichtspunkt  des 
Schutzes  der  allgemeinen  Wohlfahrt  eingegebene  Berücksichtigung 
der  Gemeindeinteressen,  es  erfordern  dies  am  allerwenigsten  die 
übrigen  Interessen,  deren  Schutz  das  Verehelichungszeugnis 
dienen  soll. 

Die  Rechtsfolgen,  welche  sich  an  das  Vorhandensein  civil- 
rechtlicher  Ehehindemisse  knüpfen,  hat  das  Civilrecht  schon  all- 
gemein geordnet,  ohne  sich  überhaupt  darum  zu  kümmern,  ob 
es  zur  Verehelichung  eines  obrigkeitlichen  Ehezeugnisses  bedarf 
oder  nicht.  Es  bedarf  also  aus  diesem  Grunde  nicht  noch  be- 
sonderer civilrechtlicher  Nachteile.  Es  bedarf  deren  um  so 
weniger,  als  der  Austrag  solch  civilrechtlicher  Hindemisse  den 
Gerichten  und  nicht  den  Verwaltungsbehörden  zu  übertragen  ist. 

Und  ebensowenig  heischt  die  Nichtbeachtung  der  militär- 
und  staatsdienstlichen  Vorschriften  über  die  Notwendigkeit  dienst- 
licher Verehelichungsbewilligung,  dass  sie  mit  Nachteilen  im 
Gebiete  des  Staatsangehörigkeits  Verhältnisses  oder  mit  civilrecht- 
lichen  Nachteilen  geahndet  wird;  es  genügt,  wenn  jene  Nach- 
teile sich  im  Gebiete  des  militärischen  und  staatsdienstlichen 
Verhältnisses  bewegen;  es  reichen  Dienststrafen  als  Folge  des 
Verhaltens  hin. 

Der  Beachtung  unseres  polizeilichen  Ehehindernisses  war 
demnach  der  Vollzug  vollkommen  gesichert,  wenn  neben  Strafe 
als  Nachteil  die  Folge  gesetzt  wurde,  dass  eine  ohne  jenes 
Zeugnis  eingegangene  Ehe  heimatrechtlicher  Wirkung  ent- 
behren soll. 
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Fraglich  konnte  nur  bleiben,  ob  man  einer  solchen  Ehe 
jede  heimatrechtliche  Wirkung,  auch  hinsichtlich  des  Ehemannes, 
oder  nur  bezüglich  Frau  und  Kinder,  versagen  sollte. 

Zweck  der  Bindung  der  Verehelichung  an  jenes  Zeugnis 
ist,  die  Gemeinden  vor  Erhöhung  ihrer  heimatrechtlichen  Ver- 
pflichtungen durch  Gründung  neuer  Familien  zu  sichern.  Man 
konnte  darüber  streiten,  ob  die  mit  der  Verehelichung  gegebene 
Verwandlung  der  Heimat  des  Mannes  aus  einer  unselbständigen 
in  eine  selbständige  eine  Erweiterung  jener  Verpflichtungen  mit  sich 
bringe.  Sie  vermöchte  nur  darin  gefunden  zu  werden,  dass  bei  selb- 
ständiger Heimat  ein  Wechsel  der  Heimatzugehörigkeit  vielleicht 
weniger  oft  wahrscheinlich  sein  dürfte,  als  bei  der  von  den  Ver- 
hältnissen Anderer  abhängigen.  Allein  ebenso  leicht  kann  das 
Oegenteil  der  Fall  sein.  Jedenfalls  ergibt  sich  daraus  so  viel, 
dass  es  wenig  Unterschied  macht,  ob  die  Versagung  heiraatrecht- 
licher  Wirkung  auch  auf  die  Heimutsverhältnisae  des  Mannes 
ausgedehnt  wird  oder  nicht. 

Dass  das  bisher  in  Bayern  geltende  Heimatrecht  zu  diesen 
eben  entwickelten  rechtspolitischen  Anforderungen  im  schroffsten 
Gegensatze  stand,  bedarf  keiner  besonderen  Betonung,  wohl  aber 
die  andere  Thatsache,  dass  die  gesetzgebenden  Organe,  welche 
zu  dem  Zustandekommen  des  Gesetzes  vom  16.  April  1868  mit- 
gewirkt haben,  sich  der  Nichtbeachtung  jenes  Grundsatzes  der 
Verhältnismässigkeit  von   Grund  und  Folge   wohl  bewusst  waren. 

Die  zwei  hervorragendsten  Mitglieder  des  besonderen  Aus- 
schusses der  Kammer  der  Abgeordneten,  welcher  zur  Beratung 
dieses  Gesetzes  eingesetzt  war,  Brater  und  Edel,  erklärten  sich 
ausdrücklich  gegen  den  weitgehenden  Nachteil  der  bürgerlichen 
Ungiltigkeit. 

Brater  führte  aus.  es  sei  weder  nötig  noch  ratsam,  die 
bürgerliche  Ungiltigkeit  einer  solchen  Ehe  auszusprechen;  die 
ausgesprochenen  Strafdrohungen  und  Haftungen    (der  Trauenden) 
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bürgerliche  Ungiltigkeit  der  Ehe  in  den  gedachten  Fällen  fest- 
zusetzen; die  ausgesprochenen  Haftungen  und  Strafdrohungen 
seien  genügend.  Und  Edel  erklärte,  er  halte  es  für  ausser- 
ordentlich hart,  dass  eine  Ehe,  für  welche  das  vorgeschriebene 
Zeugnis  fehle,  ohne  weiteres  als  bürgerlich  ungiltig  erklärt 
werden  solle  und  zwar  nicht  nur  in  Beziehung  auf  das  öfiPent- 
liche,  sondern  auch  auf  das  Privatrecht.  Dass  sie,  solange  der 
Mangel  nicht  geheilt  sei,  in  Beziehung  auf  das  öffentliche  Recht 
keine  Wirkung  habe,  sei  evident.  Dass  sie  aber  auch  privat- 
rechtlich keine  Wirkung  haben  solle,  scheine  ihm  unbillig. 

Edel  beantragte  dem  gemäss  folgende  Aenderung:  „Wird 
eine  Ehe  ohne  vorgängige  Erhebung  des  erforderlichen  Zeug- 
nisses im  In-  oder  Auslande  abgeschlossen,  so  hat  eine  solche 
Ehe,  solange  der  Mangel  nicht  beseitigt  ist,  in  Bezug  auf 
Heimatrechte,  Witt  wen-  und  Waisenpensions-  imd  Unter- 
stützungsansprüche der  Frau  und  der  in  der  Ehe  erzeugten 
Kinder  weder  der  Heimatgemeinde  noch  dem  Staat  oder  anderen 
öffentlichen  Kassen  gegenüber  die  Rechtswirkungen  einer 
gilt  igen  Ehe  —  er  sprach  also  und  zwar  in  Ausdehnung  der 
Bestimmung  des  §  23  des  Art.  24  der  Staatsdienerpragmatik 
vom  1.  Januar  1805  für  Staatsdiener  und  ihre  Angehörigen  be- 
sondere Nachteile  aus  — ;  die  bürgerliche  Oiltigkeit  einer 
solchen  Ehe  ist  nach  den  bestehenden  Civilgesetzen  zu  beur- 
teilen. Sind  bei  Ausstellung  des  Yerehelichungszeugnisses  die 
Vorschriften  des  Art.  c  (über  die  Voraussetzungen  der  Aus- 
stellung) nicht  beobachtet  worden,  so  ist  dadurch  die  Giltigkeit 
der  Ehe,  sofern  „dieselbe  nach  den  bürgerlichen  Gesetzen  begründet 
ist,  nicht  berührt*  '). 

Wenn    nichtsdestoweniger    die    von    der   Regierung    vorge- 


*)  Vergl.  Sbtdel  a.  a.  0.  Bd.  89  S.  281  und  282  und  Annale» 
des  deutschen  Reiches  1891  S.  78,  femer  genannte  Verhandlungen  Abt.  II 
S.  171  ff. 

Archiv  fQr  OffenUicbes  Recht.  VUI.  ].  5 
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schlagene  uneingeschränkte  Ungiltigkeit  einer  solchen  Ehe  zum 
Kechtssatz  erhoben  wurde,  so  geschah  dies,  wie  ebenfalls  aus 
den  Verhandlungen  jenes  Ausschusses,  Abt.  I  S.  51,  Abt.  II 
S.  172  ff.  zu  entnehmen  und  schon  die  Wendung  „bürgerlich 
(nicht:  bürgerlichrechtlich)  ungiltig^  anzeigt,  um  dem  weltlichen 
Eherechte  im  Verhältnis  zum  kirchlichen  in  energischer  Weise 
den  Vollzug  zu  sichern. 

Der  Abgeordnete  Fischer  äusserte  in  dieser  Hinsicht  ^),  ohne 
diese  Kechtsfolge  werde  die  ganze  Vorschrift  illusorisch.  Man 
habe  ein  vom  Staat  erlassenes  Gesetz,  welches  bestimme,  unter 
welchen  Voraussetzungen  und  in  welchen  Formen  eine  Ehe  ge- 
schlossen werden  könne.  Wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  er- 
füllt und  die  vorgeschriebenen  Formen  nicht  beachtet  werden, 
habe  man  es  mit  einem  Akte  zu  thun,  der  rechtlich  als  wirksam 
nicht  betrachtet  werden  könne.  Wollte  man  aber  die  Wirksam- 
keit und  Giltigkeit  des  Aktes  auch  dann  anerkennen,  wenn  und 
obwohl  die  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  beachtet  worden,  so 
habe  man  das  Gesetz  umsonst  gemacht  und  entkleide  man  die 
Ehe  ihres  civilrechtlichen  Charakters  ganz  und  gar.  Die  Ehe 
erscheine  dann  lediglich  als  ein  kirchliches  Institut,  das  voll- 
ständig emancipiert  wäre  von  der  staatlichen  Gesetzgebung  und 
von  dem  bürgerlichen  Rechte.  Das  Zeugnis  solle  vorerst  im 
diesseitigen  Bayern  die  Stelle  des  Civilaktes  d.  h.  der  weltlichen 
Eheschliessungsform  einnehmen. 

Die  Regierungsmotive  hatten  die  allgemeine  Ungiltigkeit 
solcher  Ehe  im  öffentlichen  und  im  privaten  Recht  damit  be- 
gründet, dass  es  wohl  nicht  angehe,  eine  Ebe  nur  teilweise  als 
ungiltig  zu  erklären,  eine  Meinung,  die  allerdings  nicht  zutreffend 
war,  wie  aus  dem  fast  gleichzeitigen  Gesetz  über  die  Aufhebung 
der  polizeilichen  Beschränkungen  der  Eheschliessung  vom  4.  Mai 
1868  ersichtlich,  welches  durch  §  1    eine  öffentlichrechtliche  Be- 


♦)  Vergl.  Seydel  a.  a.  0.  S.  28Ö  und  281,  dann  Bd.  40  S.  114. 
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fugnis  zur  Eheschliessung  begründet  und  andererseits  in  §  5  er- 
klärt: ff  Die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Eberechtes  werden 
durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt*'  % 

In  dem  Bewusstsein,  mit  jener  wesentlich  aus  kirchenpoli- 
tischen Gründen  aufgenommenen  Rechtsfolge  gegenüber  den  be- 
teiligten Individuen  unverhältnismsissige  Härte  bekundet  zu  haben, 
war  die  bayerische  Gesetzgebung  von  Anfang  an  bestrebt,  diese 
Härte  wenigstens  auf  indirektem  Wege  zu  mildem. 

Zunächst  dadurch,  dass  —  und  zwar  in  dem  Gesetze  vom 
16.  April  1868  selbst  schon  —  die  Nichtigkeit  für  heilbar  er- 
klärt wurde.  Es  soll  Konvalescenz  eintreten,  wenn  die  Aus- 
stellung des  Zeugnisses  nachträglich  erwirkt  wird  (Art.  33, 
Abs.  2). 

Dann  vier  Jahre  darauf  durch  die  Novelle  vom  23.  Februar 
1872,  indem  dieselbe  die  Rechtsfolge  der  Nichtigkeit  für  ausser- 
halb Bayerns  geschlossene  Ehen  unter  der  Voraussetzung  besei- 
tigte, dass  der  Mann  ausserhalb  Europas  seinen  Wohnsitz  habe 
und  die  Ehe  nach  dem  Rechte  des  Eheschliessungsortes  oder  des 
Wohnsitzes  des  Mannes  giltig  sei. 

Die  Regierung  hatte  weiter  gehen  und  jene  Erleichterung 
für  alle  ausserhalb  ihres  Heimatlandes  wohnenden  und  ausserhalb 
desselben  heiratenden  Bayern  gewähren  wollen  Sie  hatte  dabei 
die  Absicht,  insbesondere  im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Bundes- 
staaten, etwaigen  diplomatischen  Weiterungen  den  Boden  zu 
entziehen.    Sie  erreichte  die  Zustimmung  des  Landtages  nicht. 

Ein  direkter  Schritt  zur  Beseitigung  jener  Rechtsfolge  wäre 
an  sich  mit  Aufhebung  der  eheschliessenden  Wirkung  der  kirch- 
lichen Trauung  für  das  Gebiet  des  weltlichen  Rechtes  durch  das 
Keichsgesetz  vom  6.  Februar  1875  möglich  gewesen.  Durch  die 
zwingende  Einführung   der   weltlichen   Eheschliessungsform    war 


^)  Vergl.   hieKu   Rbbm,   die  rechtliche  Natur  der  Gewerbskoncession 
lb89  S.  32. 
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der  Grund  weggefallen,  welcher  die  Volksvertretung  früher  zu 
jener  scharfen  Massregel  gef&hrt.  Allein  die  Regierung  konnte 
nicht  hoffen,  f&r  eine  solche  Beseitigung  die  Zustimmang  des 
Landti^  zu  erhalten,  nachdem  dessen  Majorität  jener  neuen 
EhescUiessungrform  feindlich  gegenüber  stand,  also  kaum  ge- 
neigt  sein  mochte,  aus  deren  Einführung  die  erforderliche  Kon- 
sequenz zu  ziehen,  und  dann  hatte  die  Regierung  ja  schon  bei 
dem  indirekten  Schritte  des  Jahres  1872  den  kürzeren  ge- 
zogen. 

Erst  die  Unterstützung,  welche  der  Staatsregierung  seitens 
der  durch  Tagespresse  und  Wissenschaft  angeregten  öffentlichen 
Meinung  wurde,  versetzte  sie  in  die  Lage,  mit  voraussichtlichem 
Erfolge  an  die  Frage  der  Beseitigung  jener  Härten  heran- 
zutreten. 

Anstoss  zu  solcher  Beteiligung  von  Presse  und  öffentlicher 
Meinung  gab  die  Thatsache,  dass  es  über  Behandlimg  solcher 
Ehen  nicht  blos  zu  verwaltungspolitischen,  soodem  auch  zu  recht- 
lichen Gegensätzen  zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten, 
insbesondere  zwischen  Bayern  und  Preussen,  gekommen  war. 

Die  Verschiedenheit  rechtlicher  Auffassung  kam  zu  beson- 
ders vorstechendem  Ausdruck  in  einem  Erkenntnis  des  bayeri- 
schen Verwaltungsgerichtshof  vom  10.  Oktober  1890  (abgedruckt 
in  den  Annalen  des  deutschen  Reiches  Jahrg.  1891,  S.  61  ff), 
betreffend  die  Staatsangehörigkeit  der  Emilie  Volkmar,  verehe- 
lichten  Gradl,  zu  München  und  deren  Kinder. 

Indem  dieses  Erkenntnis  Eingang  in  die  Tagespresse  fand, 
wurde  es  die  Veranlassung  zu  einer  heftigen  „Pressfehde"  zwischen 
nord-  und  süddeutschen  Blättern  und  führte  so  zu  einer  allge- 
meinen Erregung  der  öffentlichen  Meinung  Deutschlands,  die,  we- 
sentlich unterstützt  durch  drei  vollkommen  sachlich  gehaltene 
Artikel  Seydkl's  in  den  Münchener  Neuesten  Nachrichten  vom 
Oktober  1890  (Nr.  496,  499    und  500 ;  abgedruckt   in    den  An- 
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nalen  1890,  S.  72  «.),  eine  Abänderung  des  Art.  33  Abs.  2  des 
Heimatsgesetzes  forderte. 

Die  Staatsregierung  nahm  hieraus  willkommenen  Anlass, 
eine  solche  Abänderung  bei  der  Volksvertretung  in  Vorschlag 
zu  bringen,  um  dafär  auch  deren  Zustimmung  zu  erhalten. 

Der  „Fall  Oradl",  auf  welchen  die  ganze  Abänderung  zu- 
rückfahrt, ist  kurz  folgender  : 

Der  zu  München  geborene  Buchdruckerei-Maschinenmeister 
Gradl  ging  im  Oktober  1876  zu  Suhl  im  Regierungsbezirk  Erfurt 
die  Ehe  mit  der  preussischen  Staatsangehörigen  Emilie  Volkmar 
ein,  ohne  dass  das  in  Art.  33  des  Heimatgesetzes  vorgeschriebene 
Zeugnis  eingeholt  worden  war.  1888  ergab  sich  für 
die  von  ihrem  Ehemann  verlassene,  nach  München  übergesiedelte 
Gradl  mit  ihren  Kindern  die  Notwendigkeit  öffentlicher  Unter- 
stützung. 

Nach  vorgehenden  Verhandlungen  der  Unterbehörden  lehnte 
das  preussische  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Un- 
terstützung und  Uebernahme  der  Gradl  ab,  indem  dieselbe  durch 
ihre  Verehelichung  die  bayerische  Staatsangehörigkeit  erworben 
habe,  während  das  bayerische  Ministerium  dies  auf  Grund  des 
Art.  33  des  H.-Ges.  bestritt  und  ftlr  seine  Meinung  durch  Be- 
scbluss  der  kg].  Polizeidirektion  zu  München  vom  1.  Mai  1890 
bezw.  Bescheid  des  bayerischen  Verwaltungsgerichtshofes  vom 
10.  Oktober  1890  verwaltungsrichterliche  Anerkennung  fand. 

In  Einklang  mit  einem  Urteil  des  Bundesamtes  für  Heimat- 
wesen vom  7.  Februar  1880,  abgedruckt  in  Rboer*s  Sammlung 
von  Entscheidungen  der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  aus 
dem  Gebiete  des  Verwaltungs-  und  Polizeistrafrechtes  Bd.  I 
S.  266  *),  welches  ausspricht,  dass  eine  fragliche  Ehe  nur  dann  un- 
giltig  sei,  wenn  der  Ehemann  zur  Zeit  seiner  Eheschliessung 
unter  der  Herrschafs  der  bayerischen  Gesetzgebung  gestanden  d.  h. 


*)  Hieza  BUtter  für  admin.  Praxis  Bd.  89,  S.  246. 
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seinen  Wohnsitz  im  rechtlichen  Sinne  in  Bayern  gehabt  habe, 
stQtzte  die  preussische  Regierung  ihr  ablehnendes  Verhalten  auf 
die  Begründung,  die  von  EmUie  Volkmar  in  Suhl,  wenn  auch 
ohne  das  nach  Art.  33  des  bayerischen  Heimatgesetzes  rorge- 
schriebene  Zeugnis,  abgeschlossene  Ehe  sei  mit  Rücksicht  auf  die 
am  Orte  der  Eheschliessung  geltende  Gesetzgebung  vollkommen 
rechtsgUtig  und  die  Bestimmung  in  Ziffer  I  des  Schlussprotokoll» 
zum  Bündnisvertrage  vom  23.  November  1870,  welche  dahin 
geht,  dass  die  Bundeslegislative  nicht  zustandig  ist,  das  (polizei- 
liche) Verehelichungswesen  mit  verbindlicher  Kraft  für  Bayern  zu 
regeln,  verfolge  ohne  Zweifel  nur  den  Zweck,  die  bayerische  6e* 
setzgebung  innerhalb  ihres  bisherigen  Geltungsgebietes  gegen  Be- 
einflussung durch  die  Reichsgesetzgebung  sicher  zu  stellen,  nicht 
aber  ihr  darüber  hinaus  in  den  übrigen  Bundesstaaten  Geltung^ 
zu  verschaffen. 

Die  bayerischen  Verwaltungsgerichte  begründeten  ihre  gegen- 
teilige Anschauung  in  verschiedener  Weise,  die  Polizeidirektion 
zu  München  durch  unmittelbare  Berufung  auf  §  3  Abs.  3  mit  § 
1  lit.  a  des  Staatsvertrages  von  Gotha  vom  15.  Juli  1851,  welcher 
in  der  That  hier  unmittelbar  angewendet  werden  konnte,  nachdem 
es  sich  um  Ausweisung  und  Uebernahme  von  Staatsangehörigen 
der  Yertragsstaaten  handelte,  der  Verwaltungsgerichtshof  in  ein- 
gehender Ausführung  aus  allgemeinen  Grundsätzen,  für  welche 
ihm  die  Bestimmung  des  Art.  3  Abs.  3  der  Gothaer  Ueberein- 
kunft  nur  einen  Anwendungsfall,  ein  Beispiel  bot. 

Die  öffentlichrechtliche  oder  polizeiliche  Seite  der  Ehe- 
schliessung erheische,  um  ihrem  Zwecke  zu  genügen,  die  unbe- 
dingte  Geltung  des  heimatlichen  Rechtes,  nicht  des  Rechtes  des 
Wohnsitzes.  Bestehe  bereits  auf  privatrechtlichem  Gebiete  eine 
Kontroverse  darüber,  ob  über  die  rechtliche  Stellung  einer  Person 
der  Wohnsitz  oder  die  Staatsangehörigkeit  entscheide,  indem  in 
neuester  Zeit  die  Meinung  vertreten  worden  sei,  dass,  wo  das 
Recht    unmittelbar    aus   einer    die  Personen    erfassenden    gesetz- 
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liehen  Regel  hervorgehe,  die  der  Abänderung  durch  Privatwillkür 
entzogen  sei,  auch  nur  das  publizistische  Domizil  entscheiden 
könne  '),  so  müsse  vollends  die  üebertragung  des  Wohnsitzrechtes 
in  den  Bereich  des  öffentlichen  Rechtes,  welches  seiner  Natur 
nach  in  der  Kegel  nur  zwingende  Rechtssätze  kenne,  unbedingt 
verneint  werden.  Dieser  aus  der  absolut  gebietenden  Natur  des 
öffentlichen  Rechtes  abgeleitete  Satz  habe  auch,  was  den  ehelichen 
Stand  und  die  daraus  fliessende  Folge  der  Staatsangehörigkeit 
anlange,  in  §  3  Abs.  3  des  Gothaer  Vertrages  Ausdruck  ge- 
funden *). 

Die  beteiligten  Staaten  hatten  bei  diesem  Widerstreit  recht- 
licher Auffassung  noch  die  Möglichkeit  •),  in  Anwendung  des  §12 
des  ebengenannteu  Vertrages  den  Streitfall  zur  schiedsrichter- 
lichen Entscheidung  einer  dritten  deutschen  Regierung  zu  stellen. 
Die  bayerische  Staatsregierung  zog  es  jedoch  vor,  die  Grundlage 
des  Streitpunktes,  als  sachlich  nicht  mehr  zu  rechtfertigen,  über- 
haupt aus  der  Welt  zu  schaffen. 

In  dem  unter  dem  29.  September  1891  der  Kammer  der 
Abgeordneten  vorgelegten  Entwurf  ^^)  eines  Gesetzes  zur  Abänderung 
einiger  Bestimmungen  des  Heimatsgesetzes  vom  16.  April  1868 
wurde  in  Art.  3  vorgeschlagen,  an  Stelle  des  Art.  33  Abs.  2 
auszusprechen,  auf  die  Kechtsgiltigkeit  der  geschlossenen  Ehe 
sei  der  Mangel  jenes  Zeugnisses  ohne  Einfiuss,  die  Ehe  habe  nur 
so  lange,  als  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  nicht  nachträglich 
erwirkt  worden,  für  die  Ehefrau  und  die  aus  der  Ehe  entspros- 
senen oder  durch  dieselbe  legitimierten  Kinder  nicht  die  Wir- 
kungen einer  giltigen  Ehe. 


')  Bahr,  über  Wohnsitzrecht  und  Heimatrecht  in  Ihbbino's  Jahr- 
büchern für  Dogmatik  des  heutigen  römischen  und  deutschen  Privatrechts 
Bd.  XXI,  Neue  Folge  Bd.  9,  S.  343  ff. 

")  Siehe  Annalen  1891,  S.  67  und  68. 

•)  Vergl.  Seydel,  bayerisches  Staatsrecht  Bd.  V,  S.  68. 

''')  Verhandlungen  der  K.  d.  A.  189192,  Beil.  685  S.  3. 
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Die  Begründung  dieses  Gesetzes  Vorschlages  '')  seitens  der 
Regierung  war  eine  ähnliche,  wie  die  oben  von  uns  versuchte. 

Es  hätten  sich  anlässlich  des  Fallen  Or ad  1  sehr  beachtens- 
werte Stimmen  gegen  die  fernere  Aufrechterhaltung  einer  Ge- 
setzesvorschrift erklärt,  nach  welcher  eine  jure  loci  in  aller  Form 
Rechtens  geschlossene  Ehe  um  deswillen  als  ungiltig  behandelt 
werden  solle,  weil  bei  deren  Eingehen  eine  polizeiliche  Formvor- 
schrift nicht  beachtet  worden. 

In  der  That  sei  diese  Bestimmung  in  Anbetracht  des 
Zweckes,  den  das  Gesetz  mit  dem  Verehelichungs2eugnisse  ver- 
folge, nicht  nötig  und  schiesse  über  das  Ziel  hinaus,  indem  sie 
dem  Mangel  des  polizeilichen  Zeugnisses  auch  Wirkungen  in 
privatrechtlicher  Beziehung  einräume. 

Die  Interessen,  welche  durch  Beibringung  des  Verehe- 
lichungszeugnisses  geschützt  werden  sollten,  seien  in  Art.  Si  des 
Gesetzes  erschöpfend  bezeichnet. 

Was  die  ersten  drei  dort  genannten  Verhältnisse  anlange, 
die  Militärdienstpflicht,  die  etwaigen  civilrechtlichen  Ehehinder- 
nisse, die  etwa  erforderliche  dienstliche  Bewilligung,  so  sei  es  gewiss 
angemessen,  dass  dieselben  bei  Ausstellung  des  Zeugnisses  ge- 
prüft würden,  um  thunlichst  zu  verhüten,  dass  Ehen  in  Wider- 
spruch mit  den  Militärgesetzen,  den  civilrechtlichen  Bestinmiungen 
oder  den  Dienstvorschriften  eingegangen  würden.  Wenn  letz- 
teres aber  gleichwohl  geschehe,  so  liege  ftir  die  polizeiliche 
Heimat-  und  Verehelichungsgesetzgebung  nicht  der  mindeste  An- 
lass  vor,  sich  mit  der  Angelegenheit  in  Rücksicht  auf  die  Folgen 
einer  solchen  Eheschliessung  weiter  zu  befassen,  da  diesbezüglich 
bereits  in  den  Militärgesetzen,  den  Dienstvorschriften  und  durch 
das  Givilrecht  das  Entsprechende  bestimmt  sei. 

Anders  liege  die  Sache  beim  vierten  in  Art.  34  erwähnten 
Punkt,   dem  Einspruchsrechte  der   Gemeinde.     Dieses   Recht   sei 


")  A.  a.  0.  S.  7  ff. 
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lediglich  in  dem  Heimatgesetze  begründet  und  es  habe  daher 
letzteres  dafür  zu  sorgen,  dass  dieses  Recht  nicht  durch  Um- 
gehung des  Gesetzes,  d.  h.  durch  Eheschliessungen,  für  welche 
das  Zeugnis  nicht  erwirkt  werde,  vereitelt  wurde. 

Das  in  Art.  36  des  Ges.  der  Gemeinde,  bei  welcher  der 
Mann  seine  Heimat  habe,  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ge- 
währte Recht,  gegen  die  Ausstellung  des  Verehelichungszeugnisses 
Einspruch  zu  erheben,  habe  keinen  weiteren  Zweck,  als  diese 
Gemeinde  vor  neuen  Armenlasten  zu  schützen,  welche  nach  An- 
sicht des  Gesetzgebers  aus  Gründen,  welche  die  Moral  oder  Sub- 
sistenzfähigkeit  der  Brautleute  betreffen,  von  der  Verehelichung 
zu  befürchten  seien. 

Dieser  Zweck  werde  vollständig  erreicht  und  die  Interessen 
der  einspruchsberechtigten  Gemeinde  seien  gewahrt,  wenn  bei 
Mangel  des  Verehelichungszeugnisses  der  Ehe  in  Bezug  auf  den 
Heimatserwerb  für  die  Ehefrau  und  deren  Kinder  die  Wirkungen 
einer  giltigen  Ehe  versagt  werden.  Es  läge  sohin,  vom  Stand- 
punkt des  gemeindlichen  Einspruchsrechtes  aus,  kein  innerer  Grund 
vor,  die  ohne  das  Zeugnis  eingegangene  Ehe  als  bürgerlich  un- 
giltig  zu  behandeln. 

Ausserdem  betont  die  Begründung  die  unverhältnismässigen 
Härten,  welche  sich  an  die  bisherige  Bestimmung  für  die  be- 
troffenen Individuen  knüpften,  wenn,  was  fast  immer  der  Fall 
sei,  die  Ehe  ausserhalb  Bayerns  geschlossen  und  die  Erholung 
des  Zeugnisses  wegen  schwer  zu  beseitigender  Hindernisse  oder 
aus  Gesetzesunkenntnis  unterblieben  sei  und  das  Zeugnis,  wenn 
es  nachgesucht  worden  wäre,  hätte  nicht  verweigert  werden 
können.  Die  Motive  denken  dabei  an  die  Widrigkeiten,  welche 
für  die  beteiligten  Familien  aus  der  Unsicherheit  ihrer  Aufent^ 
halts-  und  Unterstützungsverhältnisse  zu  entstehen  pflegen. 

Die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Abänderung  wurde 
in  beiden  Häusern  des  Landtags  fast   ohne   besondere  Diskussion 
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und  ohne,  da8s  zwischen  den  Parteien  irgendwelche  Meinungs- 
verschiedenheiten zu  Tage  getreten  wären,  angenommen. 

Was  von  einzelnen  Rednern  insbesondere  hervorgehoben 
wurde,  war  die  Bemerkung,  dass  es  eine  „gewisse  moralische 
Pflicht*  sei,  „Rücksichtnahme  auf  die  Wünsche  unserer  Bundes- 
genossen zu  üben*  ^*). 

Der  neue  Rechtszustand  ist  nun  der :  Der  Mangel  des  Zeug- 
nisses hat  Wirkungen  nur  noch  hinsichtlich  des  Heimaterwerbs, 
nicht  mehr  in  privatrechtlicher  Richtung  und  in  Bezug  auf  den 
Erwerb  der  Staatsangehörigkeit. 

Auch  in  diesem  engeren  Umfang  hat  deren  Mangel  nur 
Wirkungen  für  die  Heimatsrechte  der  Ehefrau  und  der  ehelichen 
und  legitimierten  Kinder,  nicht  für  den  Mann,  dessen  ursprüng- 
liche Heimat  trotz  des  fehlenden  Zeugnisses  aus  einer  unselb- 
ständigen eine  selbständige  wird. 

Aber  auch  hinsichtlich  der  Frage  des  Heimatserwerbes  von 
Frau  und  Kindern  entbehrt  die  ohne  Zeugnis  eingegangene  Ehe 
nicht  in  jedem  Falle  jeder  positiven  Wirkung. 

Einer  solchen  entbehrt  sie  unter  allen  Umständen  nur  in 
Bezug  auf  Erwerb  der  eigentlichen,  wirklichen  Heimat,  d.  h. 
derjenigen,  welche  ausser  vermeintlicher  Unterstützungsanwart- 
schaft auch  ein  unentziehbares  armen-  und  sicherheitspolizeiliches 
Woh urecht  in  der  Heimatgemeinde  erzeugt,  nicht  in  Bezug  auf 
die  vorläufige  Heimat,  d.  h.  diejenige,  welche  gegenüber  der  Ge- 
meinde nur  dieses  Wohnrecht,  nicht  auch  jene  Unterstützungs- 
anwartschaft begründet,  letzere  vielmehr  gegenüber  dem  Staate 
zur  Entstehung  bringt*'). 


*')  Vergl.  Verh.  der  K.  d.  A.  1892,  8t«nogr.  Ber.  Bd.  VIU  S.  315  und 
339  (Abg.  VON  Fischbr),  S.  330  (Abg.  Gxjnzbnhauser)  ;  ferner  Verb,  der 
Kammer  der  Reicbsrftte  1891/92,  Beil.  Bd.  VII  S.  149  ff.  (Freib.  von  Gais- 
BEBO)  und  Prot.  Bd.  V  S.  247  (derselbe)  u.  S.  263  (Graf  Obtbnbckg). 

*")  Ueber  diese  Begriffe  Seydel,  bayeriecbes  Staatsrecbt  Bd.  III 
109  und  Bd.  V  215,  ferner  meinen  Art.  Heimatrecbt  a.  a.  0.  Bd.  IV 
S.  446—448. 
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Wenn  Art.  33  Abs.  2  neuer  Fassung  sagt:  ,Eine  ohne 
dieses  Zeugnis  eingegangene  Ehe  hat  ftir  die  Ehefrau  und  die 
aus  der  Ehe  entsprossenen  oder  durch  dieselbe  legitimierten 
Kinder  in  Bezug  auf  die  Heimat-  nicht  die  Wirkung  einer 
giltigen  Ehe*,  so  meint  er  unter  Heimat  nur  die  wirkliche^ 
nicht  die  vorläufige  Heimat.  Denn  ausdrücklich  ist  die  Be- 
stimmung angeschlossen:  „Erlangt  die  Ehefrau  erst  durch  die 
Verheiratung  die  bayerische  Staatsangehörigkeit,  so  besitzt  sie 
mit  ihren  aus  dieser  Ehe  entsprossenen  oder  durch  dieselbe  legi- 
timierten Kindern  die  vorläufige  Heimat  in  der  Heimatgemeinde 
des  Mannes^. 

H.  An  die  Abänderung  der  Bestimmung  des  Art.  33  Abs.  2 
des  Heimatsgesetzes  knüpfte  sich  die  weitere  Frage,  ob  die  da- 
durch für  die  Zukunft  gewährte  Beseitigung  bisheriger  Härten 
auch  den  unter  dem  früheren  Recht  ohne  distriktspolizeiliches 
Zeugnis  abgeschlossenen  Ehen  nachträglich  zu  teil  werden  sollte^ 
mit  anderen  Worten,  ob  dem  neuen  Rechtssatze  rückwirkende 
Kraft  beizulegen  war  oder  nicht. 

Dass  hier  hinreichend  sachliche  Gründe  gegeben,  dies  neue 
Gesetz  mit  rückwirkender  Kraft  zu  versehen,  darüber  waren  alle 
Beteiligten  einig.  Ein  Teil  der  Mitglieder  beider  Kammern  des 
Landtages  erhob  dagegen  formale,  juristische  Bedenken  gegen 
die  Verleihung  rückwirkender  Kraft,  die  zu  verfolgen  ausser- 
ordentliches Interesse  bietet. 

Die  Bedenken,  welche  geäussert  wurden,  waren  eine  Folge 
der  Unsicherheit,  welche  der  Begriff  „bürgerliche  Ungiltigkeit** 
im  bisherigen  zweiten  Absätze  des  Art.  33  bot,  wenn  derselbe 
anordnete :  „Eine  im  Widerspruche  mit  dieser  Bestimmung  ein- 
gegangene Ehe  ist  so  lange,  als  die  Ausstellung  jenes  Zeug- 
nisses nicht  nachträglich  erwirkt  wurde,  bürgerlich  ungiltig*^ 

Die  Worte  „bürgerlich  ungiltig''  waren  Gegenstand  ver- 
schiedenster Auslegung  geworden.  Nicht  mit  Unrecht  verglich 
Jteichsrat   Professor  von   Bechmann   in   der   Sitzung   der  Kammer 
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der  Reichsräte  vom  29.  Janaar  1892  ^^)  nach  der  Verschiedenheit 
der  Richtung,  in  welcher  sich  die  Auslegung  bewegte,  den 
Artikel  33  Abs.  2  mit  der  berüchtigten  Novelle  115.  Denn  die 
Hauptfragen,  um  welche  der  Streit  statt  hatte,  waren  die:  Ist  die 
ohne  jenes  Zeugnis  abgeschlossene  Ehe  privat-  und  öffentlich- 
rechtlich überhaupt  keine  eheliche  Verbindimg  im  Rechtssinne 
oder  ist  sie  eine  rechtlich  existente  Ehe,  welche  nur  in  bestimm- 
tenRichtungen  rechtlicher  Wirkungentbehrt?  Und  weiter  im  ersteren 
Falle :  Ist  sie  gegen  Jedermann  ungiltig  absolut  oder  nur  gegen- 
über gewissen  Rechtssubjekten?  Und  ist  sie,  ob  relativ,  ob  ab- 
solut, ungiltig  unmittelbar  kraft  Gesetzes  oder  nur  auf  Anfechtung? 

Wir  haben  zur  Klarlegung  der  erwähnten  Bedenken  in  eine 
Erörterung  der  vorzüglichsten  Meinungen  einzutreten. 

Die  bis  vor  Kurzem  herrschende  Anschauung  war  die,  änss 
die  ohne  jenes  Zeugnis,  wenn  auch  in  Form  Rechtens,  einge- 
gangene Ehe  als  Ehe  rechtlich  überhaupt  nicht  existiere  und 
dass  dieses  rechtliche  Nichtvorhandensein  ein  absolutes  sei  und 
unmittelbar  aus  dem  Gesetze  erfolge,  keiner  richterlichen  Kon- 
statierung und  demnach  auch  keiner  besonderen  Anfechtung  bedürfe. 

Ihre  Vertretung  in  der  Litteratur  fand  diese  Ansicht  vor 
Allem  in  dem  von  Riedel  *schen  Kommentar  zum  Heimatgesetze, 
auch  noch  in  der  5.  von  von  Müller  besorgten  Ausgabe  (S.  187). 
unter  Zustimmung  von  Hinschivs,  Das  Reichsgesetz  über  die  Beur- 
kundung des  Personenstands  etc.  3.  Aufl.  1890  S.  156,  dann  bei 
VON  Sicherer,  Personenstand  und  Eheschliessung  in  Deutschland. 
1879,  S.  338,  340,  endlich  bei  Vogel,  bayerisches  Staatsrecht,  1885. 
S.  110  N.  4  '^).  In  der  Rechtsprechung  war  sie  von  den  höchsten 
Civilgerichten  aufgenommen,  von  dem  bayerischen  Kassationshof 
(Sammlung  wichtiger  Entscheidungen  des  bayer.  Kassationshofes 
Bd.  III  S.  403)  und  dann  von  dem  obersten  Landesgericht  (Entsch. 
des  obersten  L.-6.  in  Civilsachen  Band  XII  S.  438). 

")  Prot.  Bd.  V  S.  275  u.  276. 

'^)  Vergl.  auch  noch  BUtter  fflr  administrative  Praxis  Bd.  39  S.  247. 
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Eine  mildere  Meinung  vertrat  —  allerdings  vereinzelt  — 
Volk  in  seinem  Kommentar  zmn  Ueichsgesetze  vom  6.  Februar 
1875,  3.  Aufl.  1876,  S.  127  ff.  Er  erklarte  die  Ehe  für  un- 
giltig,  d.  h.  rechtlich  nicht  existent,  aber  nur  gegenüber  der  ohne 
ihre  Schuld  an  der  Geltendmachung  ihres  Einspruchsrechtes  ge* 
hinderten  (Gemeinde  und  nur  auf  deren  Klage. 

Einen  Umschwung  der  allgemeinen  Anschauung  bahnte  ein 
Erkenntniss  des  Reichsgerichts,  I.  Strafsenats,  vom  12.  April 
1886  (Rbobr,  Entscheidungen  etc.  Bd.  VIII  S.  52)  an  ^«).  Das- 
selbe entschied  in  üebereinstimmung  mit  dem  Untergericht,  dem 
Landgericht  München  I,  dahin,  dass  das  bayerische  Recht  eine 
ohne  das  vorgeschriebene  Zeugnis,  aber  in  der  gehörigen  Form 
abgeschlossene  Ehe  keineswegs  als  nicht  existent  betrachte, 
sondern  nur  die  privat-  und  öffentlichrechtlichen  Wirkungen  des 
Eheabschlusses  bis  zur  Beibringung  des  Verehelichungs -Zeug- 
nisses suspendiere. 

Es  zog  daraus  die  Folge,  dass  solche  Ehen,  wenn  sie  auch 
nicht  als  rechtsgiltig  anerkannt  seien,  doch  nicht  ohne  aus- 
drückliche Entscheidung  gelöst  werden  könnten,  denmach  die  in 
einer  solchen  Ehe  Lebenden  den  thatsächlichen  Zustand  während 
der  Dauer  seines  Bestehens  zu  achten  hatten,  und  urteilte  dem- 
s^emass  in  dem  vorgelegten  Falle  dahin,  dass  in  Bezug  auf  eine 
von  einem  rechtsrheinischen  Bayern  ohne  Verehelichungszeugnis 
abgeschlossene  Ehe  der  Thatbestand  des  Ehebruchs  nach  Mass- 
gabe des  §  172  des  R.-Str.-G.-B.  möglich  sei. 

Entscheidend  war  für  das  Reichsgericht  ein  dreifaches.  Ein- 
mal der  Umstand,  dass  Art.  33  die  Ehe  nur  für  so  lange  bürger- 
lich ungiltig  erkläre,  als  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  nicht 
nachträglich  erwirkt  sei.  Es  sei  hier  eine  nachträgliche  Ver- 
leihung der  bürgerlichen  Giltigkeit  ohne  Wiederholung  des  eigent- 


*•)  Vergl.   zum   Nachfolgenden  das   Referat   in   Bd.   XIII   (1892)   der 
Sammlang  von  Entscheidungen   des   bayer.  Verwaltungsgerichtshofes  S.  410. 
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liihen  Eheschliessungsaktes  vorgesehen,  eine  Bestimmung,  die 
sich  nur  schwer  mit  der  Annahme  vereinbaren  lasse,  dass  die 
Ehe  von  Anfang  an  jeder  rechtlichen  Existenz  entbehre,  denn 
—  das  ist  der  Gedanke  des  Reichsgerichtes  —  wäre  dies  der 
Fall,  so  müsste  eine  renovatio  cons^isus,  eine  neue  Eheschliessung 
statthaben. 

Den  zweiten  Grund  fand  das  Gericht  in  dem  Abs.  8  des 
Artikel  41  des  Heimatgesetzes  in  der  Fassung  der  Novelle  vcmi 
23.  Februar  1872.  Art.  41  Abs.  1  des  H.-Ges.  bedrohe  die  An- 
gehörigen des  rechtsrheinisclien  Bayern  mit  Strafe,  welche  ohne 
<lieses  Zeugnis  ausserhalb  Bayerns  eine  Ehe  schlössen,  und  Ar- 
tikel 41  Abs.  8  füge  hinzu,  eine  Strafverfolgung  finde  hie  wegen 
nicht  statt,  wenn  vor  Eröfhung  des  Verfahrens  das  vorgeschriebene 
Zeugnis  erwirkt  oder  die  Ehe  wieder  aufgelöst  word^i  sei. 
Also  müsse   doch   eine   rechtliche  Ehe   vorhanden   gewesen   sein. 

Endlich  sei  man  —  das  ist  der  dritte  Grund  —  in  den 
Verhandlungen  des  Gesetzgebungsausschusses  der  Kammer  der 
Abgeordneten  1859/61  bei  Beratung  des  Eonkubinatsparapraj^en 
des  Polizeistrafgesetzbuches  vom  10.  Nozember  1861  allseitig 
darüber  einig  gewesen,  dass  eine  derartige  Ehe  nicht  unter  die 
Bestimmungen  über  Konkubinat  zu  subsumieren  und  daher  mit 
ausserehelichem  Zusammenleben  nicht  zu  identifizieren  sei. 

Zu  allgemeinerer  Kenntnis  und  Anerkennung  gelangte  diese 
neue  Auslegung  durch  die  klare  Formulierung  und  einlässliche 
Begründung,  welche  ihr  durch  Setdbl,  zuerst  in  einem  Auf- 
satze in  den  Blättern  für  administrative  Praxis  1890  Bd.  XXXX 
S.  118 — 127  und  129 — 184,  dann  zusammenfassend  in  dessen 
bayerischem  Staatsrechte  Bd.  V  S.  189  S.  zu  teil  ward. 

Sitdbl's  Erklärung  der  Worte  „bürgerliche  Ungiltigkeit" 
ist  diese. 

Der  Ehevertrag  ist  voUgiltig,  ein  eheliches  Band  besteht, 
ilie  Vertragschliessenden  sind  Eheleute,  nur  die  Rechtswirkungen 
der  Ehe  nach  Aussen   hin  unterliegen  einer  aufschiebenden  Be- 
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dingung.  Was  der  Gesetzgeber  bürgerliche  Ungiltigkeit  nennte 
ist  nicht  rechtliche  Existenzlosigkeit,  sondern  nur  rechtliche  Un- 
wirksamkeit nach  Aussen  im  weltlichen  im  Gegensatz  zum  kirch- 
lichen Rechte. 

Sbtdel  geht,  wie  das  Reichsgericht  in  seinem  zweiten 
Grunde,  von  dem  Vergleich  der  Art.  33  Abs.  2  und  41  Abs.  3 
des  Heimatgesetzes  aus,  um  dann  aus  Wesen  und  Zweck  der 
polizeilichen  Ehebeschränkung  jene  Deutung  des  Begriffes  «bürger- 
liche Ungiltigkeit '^  zu  geben. 

Art.  38  des  Heimatgesetzes  hat  hinsichtlich  des  Ausspruches 
der  Ungiltigkeit  seinen  Vorläufer  in  der  Verordnung  vom  12. 
Juli  1808,  die  Beförderung  der  Heuratheu  auf  dem  Lande 
betreffend. 

Ziff.  16  und  17  dieser  Verordnung  bestimmte  ^'),  dass  alle 
ausser  Landes  geschlossenen  Ehen  ungiltig  und  ausserdem  mit 
einmonatlicher  Arreststrafe  belegt  sein  sollten.  Im  Inland  ohne 
obrigkeitliche  Bewilligung  vollzogene  Verehelichungen  waren  nicht 
ungiltig  ^^). 

Das  Gesetz  über  die  Ansässigmachung  und  Verehelichung 
vom  11.  Sept.  1825  (§  8  Ziff.  4)  hielt  jenes  Verbot  unerlaubter 
Verehelichung  ausser  Landes  sammt  Folgen  aufrecht.  Die  Strafe 
wurde  zuletzt  in  dem  Pol.-Str.-G.-B.  vom  10.  November  1861 
Artikel  52  normiert. 

Dabei  wurde  nun  die  jetzt  in  Art.  41  Abs.  3  enthaltene 
Bestimmung  aufgenommen:  „Eine  Strafverfolgung  findet  nicht 
statt,  wenn  vor  Eröffiiung  des  Verfahrens  die  Ehe  wieder  auf- 
gelöst worden  ist". 

Die  Folge  davon  war  ein  Widerspruch  im  Wortlaut  zwischen 
dieser  Rechtsnorm  und  der  noch  geltenden  Ziff.  17,  der  V.  vom 
12.  Juli  1808:    einerseits    eine    ungiltige   Ehe    und    andererseits 


")  Vergi.  voK  RuDBL  von  Müllbb-Pböbst  a.  a.  0.  S.  25. 

'»)  Yergl.  Sammlg.  von  Entsch.  des  bayer.  V.-G.-H.  Bd.  III  S.  645. 
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eine  Ehe,  die  doch  nur  durch  Wiederauflösung,  wie  der  Abg. 
von  Edel  erläuternd  bemerkte,  durch  Tod  oder  Scheidung  zu 
rechtlichem  Ende  gebracht  werden  kann. 

Die  Unsicherheit  wurde  noch  dadurch  erhöht,  dass  zu  Art.  9r> 
des  Pol.-Str.-6.-B.  vom  10.  Nov.  1861,  welcher  Personen  unter 
Strafe  stellte,  welche  „in  fortgesetzter  ausserehelicher  Geschlechts- 
verbindung in  einer  Wohnung  zusanmienleben*^  der  in  dem  Gesetz- 
gebungsausschuss  beantragte  Zusatz,  dass  sich  diese  Bestimmung^ 
nicht  auf  das  in  Art.  52  geordnete  Verhältnis  beziehe,  mit  der  Be- 
gründung abgelehnt  wurde,  es  sei  selbstverständlich,  dass  Art. 
95  hierauf  keine  Anwendung  finde.  Edel,  der  Berichterstatter 
war,  äusserte  hiezu,  in  der  Annahme  des  Vorschlages  würde  die 
Anerkennung  liegen,  dass  derartige  Geschlechtsverhältnisse  Kon- 
kubinate seien. 

Der  Widerspruch  zwischen  Polizeigesetz  oder  Polizeiverord- 
nung einer-  und  Polizeistrafgesetzbuch  andererseits  wurde  prak- 
tisch wichtiger,  als  das  an  Stelle  der  Verordnung  vom  12.  Juli  1808 
tretende  Heimatsgesetz  vom  16.  April  1868  das  bisherige  Mittel 
die  Beachtung  der  polizeilichen  Ehehindemisse  bei  Abschluss  von 
Ehen  im  Lande  zu  sichern,  aufgab  und  den  in  der  Verordnung 
vom  12.  Juli  1808  angedrohten  Nachtheil  der  Ungiltigkeit  für 
alle,  ob  in  oder  ausser  Landes  geschlossenen,  Ehen  setzte. 

Bisher  war  hinsichtlich  solcher  Ehen,  die  innerhalb  Bayerns 
eingegangen  waren,  Einhaltung  der  polizeilichen  Ehebeschränk- 
ungen dadurch  sichergestellt  gewesen,  dass  man  den  die  Vor- 
schriften über  obrigkeitliche  Eheerlaubnis  nicht  beachtenden  Be- 
hörden die  Haftung  ftir  die  den  zur  Armenunterstützung  ver- 
pflichteten Rechtssubjekten  daraus  entspringenden  Lasten  auf- 
erlegt hatte. 

Jene  Verordnung  vom  12.  Juli  1808  sprach  in  Ziffer  :l 
aus:  »Wenn  eine  Obrigkeit  ortsfremden,  unbekannten,  unange- 
sessenen  Leuten,  welche  sich  bisher  weder  in  dem  Gerichtsbezirke 
()der  Orte  aufgehalten  haben  noch  ihre  künftige  Nahrung  an  dem 
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Orte  wahrscheinlich  machen  können,  die  Heiratsbewilligung  er- 
teilt, so  fallt  ihr  der  Unterhalt  einer  solchen  Familie,  wenn  sie 
sich  nicht  selbst  ernähren  kann,  zur  Last^^  Und  ebenso  bestimmt 
^  8  Ziff.  6  des  Gesetzes  über  Ansässigmachimg  und  Verehe- 
lichung  vom  11.  Sept.  1825:  „Religionsdiener,  welche  eine  Trau- 
ung ohne  vorgängige  obrigkeitUche  Bewilligung  vornehmen,  haften 
fiir  Schäden  und  Kosten,  welche  hieraus  irgend  einer  Gemeinde 
zuwachsen  könnten". 

Das  Heimatsgesetz  vom  16.  April  1868  begnügte  sich  gegen- 
über den  trauenden  Amtspersonen  mit  einer  Strafandrohung  (Art.  42) 
und  sprach  dagegen  für  alle  ohne  Zeugnis  eingegangenen  Ehen 
Ungiltigkeit  nach  weltlichem  Rechte  aus. 

Der  bisher  zwischen  zwei  verschiedenen  Gesetzen  bestehende 
Widerspruch  wurde  zu  einem  Widerspruche  desselben  Gesetzes, 
als  infolge  der  Aufhebung  des  Pol.-Str.-G.-B.  vom  10.  Nov.  1861 
durch  das  Pol.-Str.-G.-B.  vom  26.  Dez.  1871  die  Bestimmung  des 
Art  52  Abs.  III  des  Pol.-Str.-G.-B.  vom  10.  Nov.  1861  durch 
die  Novelle  vom  23.  Febr.  1872  in  das  Heimatsgesetz  als  Art.  41 
Abs.  III  aufgenommen  wurde.  Nunmehr  musste  versucht  werden, 
den  Widerstreit  der  Rechtssätze  durch  entsprechende  Erklärung 
zu  beheben.  Es  war  nicht  anzunehmen,  dass  innerhalb  desselben 
Rechtsganzen  verschiedene  Rechtsauffassung  herrschte. 

Wie  wir  gesehen,  nahm  die  bisher  herrschende  litterarische 
Meinung  den  Ausgleich  zu  Gunsten  des  Art.  33  Abs.  2  vor.  Sie 
nahm  an,  dass  ein  Mittelding  zwischen  Ehe  im  Rechtssinne  und 
Konkubinat  vorliege.  Setdel  führt  die  Entscheidung  zu  Gunsten 
von  Art.  41  Abs.  3. 

Seinen  Ausgangspunkt  nimmt  Seidel  von  dem  schon  von 
V.  SicHEKEB  näher  begründeten  Satze,  dass  der  Mangel  des  Yer- 
ehelichungszeugnisses  in  seiner  Wirkung  dem  Mangel  der  vor- 
geschriebenen Form  der  Eheschliessung  nicht  gleich  stehe. 

„Ist  die  Form  der  Eheschliessung  nicht  gewahrt,  so  sagt 
v.  Sicherer  am  früher  angeführten  Orte,   so  muss  die  Erklärung 

Archtr  fBr  öffenUtohea  Recht.    VIII.  1.  6 


—     82    — 

des  EhescUiessungswüIens  in  der  vorgeschriebenen  Form  wieder- 
holt  werden,  wenn  eine  giltige  Ehe  begründet  werden  soll.  Da- 
gegen kann  die  Ausstellung  des  bayerischen  Verehelichungszeug- 
Zeugnisses  mit  der  Wirkung  nachgeholt  werden^  dass  die  Ehe 
dadurch  bürgerliche  Giltigkeit  erlangt,  ohne  dass  die  Erklärung 
des  Eheschliessungswillens  in  der  durch  .das  Recht  des  Eheschliess- 
ungsortes  vorgeschriebenen  Form  erneuert  werden  muss". 

Seydel^^)  folgert  nun  so:  Ist  dieser  Satz  richtig,  so  muss 
die  ohne  Zeugnis  erfolgte  Erklärung  des  Eheschliessungswillens 
rechtliche  Bedeutung  haben.  Denn  hätte  sie  es  nicht,  so  bedürfte 
es  nach  Erwirkung  des  Verehelichungszeugnisses  hier  ebensowohl 
eines  neuen  Abschlusses  der  Ehe,  wie  das  notig  ist,  wenn  inner- 
halb des  Bundesgebietes  vor  einem  Beamten,  der  nicht  Standes- 
beamter ist,  die  Ehe  eingegangen  oder  vielmehr  einzugehen  ver- 
sucht wurde. 

Dass  das  gegebene  Verhältnis  in  jedem  Augenblicke  sich  in 
eine  giltige  Ehe  verwandeln  könne,  habe  seinen  Grund  nicht  in 
etwas  Thatsächlichem,  in  der  Thatsache  des  Zusammenlebens  der 
Ehegatten,  sondern  darin,  dass  die  Gatten  ihren  Eheschliessungs- 
willen  in  der  durch  das  Recht  des  Eheschliessungsortes  vorge- 
schriebenen Form  erklärt,  mit  andern  Worten  also  darin,  dass 
dieselben  einen  Vertrag  mit  einander  abgeschlossen  hätten. 

Ein  Verlöbnis,  ein  Eheversprechen,  sei  dieser  Vertrag  sicher 
nicht;  denn  darauf  sei  der  Wille  der  Parteien  nicht  gerichtet. 
Ihr  Wille  gehe  vielmehr  auf  Abschluss  einer  Ehe.  Inhalt  des 
Vertrages  sei,  dass  beide  Teile  mit  einander  eine  Ehe  eingehen 
wollten. 

Und  nun  konunt  die  ausserordentlich  scharfe  und  interessante 
Ausführung,  wie  sich  zu  dieser  wirklich  vorhandenen  Ehe  jene 
bis  zur  nachträglichen  Erwirkung  des  Zeugnisses  währende  bürger- 
liche Ungiltigkeit  verhalte. 


''')  Blätter  far  administrative  Praxis.     Bd.  XXXX  S.  115  fF. 
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Der  Gesetzgeber  wollte  mit  jenem  Reehtssatze  an  die  Ver- 
letzung einer  polizeilichen  Vorschrift  einen  Rechtsnachteil  knüpfen. 
Dieser  Rechtsnaehteil  soll  der  sein ,  dass  die  Ehe  so  lange  als 
nicht  bestehend  behandelt  würde,  bis  der  verletzten  polizeilichen 
Vorschrift  genügt  sei.  Es  sollten  also  bis  dahin  die  Ehe- 
teile und  die  aus  der  Ehe  entsprossenen  Kinder  die  bürgerlichen 
und  öffentlichen  Rechte  und  den  bürgerlichen  und  öffentlichrecht- 
lichen Status  nicht  geniessen,  welche  sie  an  sich  aus  dem  Bestände 
der  Ehe  ableiten  könnten. 

Aber  der  Gesetzgeber  wolle,  indem  er  jenen  Rechtsnachteil 
verhänge,  keineswegs  den  geschlossenen  Ehevertrag  als  nichtig 
erklären.  Der  Ehevertrag  sei  vielmehr  voUgiltig,  das  eheliche 
Band  bestehe,  die  Vertragschliessenden  seien  Eheleute.  Nur  die 
Rechtswirkungen  der  Ehe  nach  Aussen  hin  unterlägen  einer 
aufschiebenden  Bedingung  kraft  Gesetzes. 

Weiter  zu  gehen  habe  der  Gesetzgeber  keine  Ursache  gehabt. 
Kr  wolle  den  Eheteilen  die  Nichtbefolgung  eines  staatlichen  Ge- 
botes fühlbar  machen,  er  wolle  den  etwaigen  gemeindlichen  EJin- 
sprachsrechten  Schutz  gewähren ;  aber  es  läge  ihm  ferne,  die  Eheleute 
unter  sich  von  eingegangenen  Verpflichtungen  zu  befreien  und 
ihnen  die  Ausnahmestellung  zu  gewähren,  dass  sie  nach  Belieben 
und  sogar  einseitig  das  eheliche  Band  lösen  könnten.  Dies  wäre 
genidezu  eine  Unsittlichkeit  der  Gesetzgebung. 

Nur,  wenn  man  das  Rechtsverhältnis  dahin  auffasse,  dass  auch 
bei  Mangel  des  Verehelichungszeugnisses  die  geschlossene  Ehe, 
das  eheliche  Band  zwischen  den  Gatten,  fortbestehe  und  lediglich 
im  Übrigen  die  Wirkungen  der  Eheschliessung  gesetzlich'  gehemmt 
seien ,  komme  in  die  bezüglichen  Rechtssätze  Einklang  und 
Ordnung. 

Der  Mangel  des  Verehelichungszeugnisses  mache  nicht  blos 
den  Ehevertrag  zwischen  den  Gatten  nicht  nichtig,  sondern  er 
begründe  auch  für  sich  allein  keinen  Anspruch  auf  Auflösung  der 
Ehe.    Denn  der  Gesetzgeber  könne,  indem  er  jenes  Mangels  halber 

6* 
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einen  Rechtsnachteil  auferlegte,  die  Absicht  nicht  gehabt  haben, 
den  Ehegatten  eine  Erleichterung  der  Scheidung  zu  gewähren. 
Im  Gegenteil  ergebe  sich  aus  dem  Ehevertrag  ein  Rechtsanspruch 
der  Gattin  darauf,  dass  das  Hindernis,  welches  der  VoUwirkun^ 
der  Ehe  entgegenstehe,  beseitigt  werde.  ^^) 

Die  Darlegung  Seydel's  hat  alsbald  die  bedeutungsvolle  Zu- 
stimmung des  bayerischen  Verwaltungsgeiichtshofes  erhalten. 

Bis  dahin  hatte  der  Gerichtshof  keine  Veranlassung  ge- 
nommen, eine  Erklärung  des  Begriffes  der  ,, bürgerlichen  Ungiltig* 
keif  zu  geben.  Indem  ihn  seine  Zuständigkeit  nur  mit  den  VV^ir- 
kungen  dieser  bürgerlichen  Ungiltigkeit  auf  Heimat  und  Unter- 
thanenschaft  und  die  daraus  ergebenden  Rechtsfolgen  in  Berührung 
brachte,  konnte  er  sich  immer  auf  die  Beweisführung  be- 
schränken, die  Ehe  sei  wegen  des  fehlenden  Zeugnisses  bürgerlich 
ungiltig:  „es  folgten  hie  nach  weder  die  Ehefrau  noch  die  aus 
dieser  Ehe  entsprossenen  Kinder  der  Heimat  des  Ehemannes  bezw. 
des  Vaters"  (Sammig.  Bd.  II  S.  401  und  179  und  VI  S.  268); 
oder:  „eine  solche  Verbindung  habe  auch  im  Gebiete  des  öffent- 
lichen Rechts  nicht  die  geringste  Wirkung"  (Bd.  X  S.  290). 

Erst  der  Fall  Gradl  gab  dem  Gerichte  Anlass,  auf  den  Be- 
griff der  bürgerlichen  Ungiltigkeit  einzugehen,  indem  es  ihm  hier 
oblag,  gegenüber  den  Behauptungen  des  preussischen  Ministerium;^ 
der  auswärtigen  Angelegenheiten,  dass  die  bayerische  Gesetzgebung 
ausserhalb  Bt^ems  keine  Geltung  haben  könne,  nachzuweisen,  dass 
die  bürgerliche  Ungiltigkeit  des  Art.  33  sich  in  keiner  Weise 
auf  die  Form  der  Eheschliessung,  sondern  lediglich  auf  die  per- 
sönliche Befugnis  zur  Eingehung  einer  Ehe  beziehe,  deshalb  die 
Regel  locus  regit  actum  nicht  angewendet  werden  könne  (Annalen 
1891  S.  60).  Der  Gerichtshof  formulierte  seine  Meinung  dahin: 
Die  ohne  Erwirkung  des  Zeugnisses  abgeschlossene  Ehe  sei  nach 


'^)  Ich  habe  mich  der  Auffassung  Sbydel's  bereits  in  dem  fr&her  an- 
geführten Art.  Eheschliessung  im  U.-W.-B.  der  Staatswissenschaften  Bd.  HI 
S.  7  angeschloesen. 
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der  richtigen  Auslegung  des  Gesetzes,  welche  auch  in  dem  Wort- 
laut desselben  eine  genügende  Stütze  finde,  keineswegs  als  nicht 
existent  zu  betrachten,  es  blieben  nur  die  privat-  wie  öffentlich- 
rechtlichen  Wirkungen  wegeii  Mangels  der  neben  Beobachtung 
der  vorgeschriel)enen  Eheschliessungsform  noch  geforderten  Vor- 
aussetzung der  Erholung  eines  Polizeizeugnisses  bis  zur  Erfüllung 
dieser  Verpflichtung  suspendiert. 

Der  Gerichtshof  hat  diese  seine  Anschauung  laut  Mitteilung 
in  den  Gründen  eines  Erkenntnisses  vom  25.  Januar  1892  (Sammig. 
Bd.  XIII  S.  411)  zuerst  in  einer  Entscheidung  vom  5.  Dezem- 
ber 1890  wiederholt,  dann  aber,  veranlasst  durch  die  Beschwerde- 
behauptung, eine  gegen  das  Verbot  der  Verordnung  vom  12.  Juli 
1808  bezw.  gegen  die  Vorschrift  des  Heimatsgesetzes  vom  0.  April 
1868  eingegangene  Ehe  sei  ipso  jure  und,  ohne  dass  es  erst  einer 
gerichtlichen  Präjudicialentscheidung  bedürfe,  als  nicht  vorhanden 
zu  betrachten,  in  dem  eben  angeführten  Urteil  vom  25.  Januar 
1892  eingehend  motiviert.  Der  Fall,  welcher  der  Beui*teilung 
unterstand,  war  der:  Ein  im  diesseitigen  Bayern  beheimateter 
Mann  war  in  London  von  einem  dortigen  katholischen  Pfarrer 
am  17.  September  1864  mit  einer  Pariserin  getraut  worden,  ohne 
die  obrigkeitliche  Bewilligung  zum  Abschluss  der  Ehe  vorgehend 
oder  nachträglich  erhalten  zu  haben,  und  wollte  sich  nun,  unter 
Erholung  des  polizeilichen  Zeugnisses,  wieder  verehelichen,  ohne 
dass  seine  erste  Ehe  durch  den  Tod  des  anderen  Eheteils  oder 
sonst  aufgelöst  oder  als  ungiltig  oder  nichtig  erklärt  worden  war. 

Ausser  in  dem  Verwaltungsgerichtshof  fand  Seydel  Nach- 
folge in  der  neuen,  sechsten  Auflage  des  v.  Riedel  und  v.  Müllek- 
8chen  Kommentars  zum  Heimatgesetz  S.  212. 

Endlich  aber  liegt  diese  Aufllassung  dem  neuen  Art.  ää 
Abs.  2  zu  Grunde.  Er  spricht  für  die  Zukunft  aus,  was  nach 
dieser  Auslegung  teilweise  schon  in  der  Vergangenheit  gegolten. 

Die  Verschiedenheit  der  hiermit  wiedergegebenen  Auslegungen 
macht   sich   nun   bei   der  Frage,    ob  dem  Art.  83  Abs:  2    neuer 
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Fassung  rückwirkende  Kraft  beizulegen  sei,  dann  geltend,  wenn 
die  rückwirkende  Kraft  auf  den  Fall  angewendet  werden  soll, 
dass  eine  Ehe  nach  bisherigem  Rechte,  dem  unmittelbar  vorher- 
gehenden oder  dem  älteren,  unter  Einhaltung  der  ehepolizeilichen 
Normen  geschlossen  wurde,  ohne  dass  die  frühere  unter  Nicht- 
beachtung dieser  Normen  eingegangene  durch  Tod  oder  Scheidung 
aufgelöst  oder  für  ungiltig  oder  nichtig  erklärt  war.  Welcher 
der  beiden  Ehen  gilt  der  Vorzug? 

Bei  der  Auslegung,  welche  Seydel  dem  BegriflFe  bürgerlich 
ungiltig  giebt,  kann  hierüber  kein  Zweifel  bestehen. 

Nach  dieser  Auslegung  hat  die  Ausstattung  des  neaen 
Art.  38  Abs.  2  mit  rückwirkender  Kraft  die  Bedeutung:  Die  Be- 
stimmung, dass  der  Mangel  des  Zeugnisses  auf  die  Rechtsgiltig- 
keit  der  geschlossenen  Ehe  ohne  Einfluss  sei  und  die  letztere  nur 
einstweilen  für  Frau  und  Kinder  in  Bezug  auf  die  Heimat  nicht 
die  Wirkungen  einer  giltigen  Ehe  habe,  soll  auch  auf  solche 
Ehen  Anwendung  finden,  welche  nach  früherem  Recht  zwar  eben- 
falls als  rechtlich  existent,  giltig  im  Sinne  der  neuen  Fassung 
von  Art.  33  Abs.  2,  aber  als  jeglicher  Rechtswirkung  nicht  blos  in 
Richtung  auf  die  Heimat,  sondern  überhaupt  in  privat-  und 
öffentlichrechtlicher  Beziehung  nach  Aussen  hin  entbehrend  zu 
behandeln  waren. 

Es  wird  somit  durch  Einführung  der  Rückwirkung  an  der 
Frage  der  rechtlichen  Existenz  der  ersten  Ehe  gar  nichts  geän- 
dert. Die  Ehe  war  bisher  schon  rechtlich  existent.  Was  ihr 
gegeben  wird,  ist  nicht  erst  die  Rechtsgiltigkeit,  sondern  die 
Rechtswirksamkeit  für  heimathliche  Verhältnisse. 

Der  oben  gesetzte  Fall  ist  also  dahin  zu  entscheiden :  Schon 
nach  bisherigem  Rechte  war  die  zweite  Ehe  kraft  des  impedi- 
mentum  ligaminis  nicht  ungiltig.  Die  erste  Ehe  ist  durch  Tod  oder 
Scheidung  gelöst  oder  für  nichtig  oder  ungiltig  erklärt.  Demnach 
ist  die  zweite  Ehe  trotz  neuer  Eheschliessung  und  trotz  des  rechts- 
irrtümlich    oder  aus    irgend    einem  anderen  Grunde  ausgestellten 
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Zeugnisses  ungiltig,  nicht  zu  Recht  bestehend.  Die  rechtskräftige 
Erteilung  des  Zeugnisses  hat  nur  die  Bedeutung,  dass  gegen  die 
beabsichtigte,  sonst  zulässige  Ehe  kein  gemeindlicher  Einspruch 
mehr  erhoben  werden  kann,  es  hat  nicht  die  Wirkung,  dass  das 
Ehehindemis  des  bestehenden  Ehebandes  in  Wegfall  kommt.  Die 
Interessenten  können  also  auf  richterliche  Annullierung  der  zweiten 
Ehe  klagen. 

Nach  der  vordem  herrschenden  Auslegung  ergibt  sich  folgende 
Bedeutung  der  rückwirkenden  Kraft:  der  Rechtssatz,  dass  durch 
den  Mangel  des  Zeugnisses  die  rechtliche  Existenz  der  Ehe  nicht 
berfihrt  wird,  vielmehr  nur  die  heimatrechtliehen  Wirkungen  einer 
rechtlich  existenten  Ehe  fehlen,  soll  auch  für  Ehen  gelten,  welche 
nach  bisherigem  Rechte  überhaupt  nicht  als  rechtlich  vorhanden, 
also  jeder  Rechtswirkung  auch  im  Verhältnis  der  Ehegatten  unter 
einander  entbehrend  anzusehen  waren.  Die  zweite  Ehe  besass 
somit  bisher  volle   Giltigkeit  und  Wirkung. 

Nun  ist  die  erste  Ehe  so  zu  behandeln,  als  hätte  der  neue 
Rechtssatz  schon  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  gegolten.  Sie  ist 
also  so  zu  behandeln,  als  wäre  sie  von  Anfang  an  rechtlich 
existent  gewesen. 

Dann  aber  ist  auch  die  zweite  Ehe  nunmehr  als  eine  Ehe 
zu  betrachten,  welche  von  ihrem  Anbeginne  an  wegen  des  impe- 
dimentum  ligaminis  mit  Nichtigkeit  belegt  war. 

Selbst,  wenn  die  Rechte  Dritter  bei  der  Einführung  rück- 
wirkender Kraft  ausdrücklich  vorbehalten  werden,  hat  doch  die 
Ehefrau  der  zweiten  Ehe,  welche  in  Bezug  auf  die  erste  Ehe  als 
^,Dritter*^  gilt,  kein  Recht  auf  Bestand  der  zweiten  Ehe. 

Ganz  abgesehen  davon,  dass  wir  bei  anderer  Entscheidung, 
nachdem  einmal  zwei  Ehen  desselben  Individuums  nicht  neben- 
einander bestehen  können,  in  der  ersten  Ehe  eine  Ehe  hätten, 
welche  rechtlich  gar  nie  existierte,  aber  ausser  bezüglich  der 
Heimat  der  Fran  und  Kinder  die  Wirkungen  einer  existierenden 
nach  Aussen  hätte,  ist  der  Vorbehalt   erworbener  Rechte  Dritter 
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nicht  im  Stande,  die  zwingende  Rechtsvorscbrift  des  impedimentum 
ligaminis  aus  dem  Wege  zu  schaffen.  Nur  nach  Aussen  hin  be- 
hält die  Frau  der  zweiten  Ehe  mit  ihren  Kindern  die  durch  die 
Ehe  erworbenen  Rechte. 

Welchen  Weg  ist  nun  die  Gesetzgebung  gegangen?  Hat 
sie  Klarheit  über  den  Begriff  der  Ungiltigkeit  im  bisherigen 
Rechte  gebracht? 

Der  Gesetzes  Vorschlag  der  Regierung  lautete  also:  „Vor- 
stehende Bestimmungen  sind  unbeschadet  erworbener  Rechte  Dritter 
auch  auf  diejenigen  Ehen  anzuwenden,  welche  nach  den  bis- 
herigen Fassungen  des  Art.  33  Abs.  II  oder  nach  den  entsprechen- 
den älteren  Vorschriften  als  ungiltig  zu  behandeln  waren'^ 

Obwohl  die  Erörterungen,  welche  über  diesen  Rechtssatz 
bei  der  parlamentarischen  Verhandlung  statt  hatten,  fast  aus- 
schliesslich von  der  durch  die  Civilgerichte  vertretenen  Auffassung 
ausgingen,  als  sei  eine  ohne  jenes  Zeugnis  abgeschlossene  Ehe 
durch  die  Eheschliessung  bisher  überhaupt  zu  keiner  rechtlichen 
Existenz  gelangt  ->  nur  der  Ministerialkommissär  und  Abgeord- 
voN  Hebhann  legte  seinen  Ausführungen  die  SsYDEL^sche  Auf- 
fassung zu  Grunde^*)  — ,  traten  doch  sehr  erhebliche  Meinungs- 
verschiedenheiten über  die  rechtliche  Tragweite  der  vorgeschlagenen 
Bestimmung  zu  Tage. 

Die  folgerichtigste  Anschauung  über  die  rechtliche  Wirkung 
des  Gesetzesvorschlags  verfochten  die  Abg.  von  Fischer  und  Her- 
mann Begkh.  Sie  halten  scharf  an  dem  Satze,  dass  jener  Rechts- 
satz bei  rückwirkender  Kraft  so  anzusehen  ist,  als  habe  er  schon 
bei  Begründung  der  ersten  Ehe  gegolten.  „Ich  muss  sagen« 
äussert  der  Abg.  von  Fischer,  dass  der  Standpunkt,  welchen  Herr 
Kollege  Beckh  bei  Auslegung  des  Sinnes  der  fraglichen  Bestimim- 
ung    einnimmt,    mir    der    richtige    Standpunkt    zu    sein    scheint. 


")  Vergl.  Stenogr.  Bericht  der  Verh.  d.  K.  d.  A.  1892  Bd.  VIH. 
S.  348;  dagegen  Quitzenhaüsbr  S.  380  und  selbst  Hermann  Bbckh  S.  S4C*. 
Abg.  Joseph  Waohbb  liess  die  Entacheidong  der  Frage  dahingestellt  (S.  352 1. 
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Kollege  Bbckh  betrachtet  die  erste  Ehe  als  fortan  giltig,  weil  sie« 
obwohl  bisher  nngiltig,  durch  rückwirkende  Kraft  ex  tunc  giltig 
wird  und  daher  als  früher  geschlossene  Ehe  eine  zweite  Ehe 
ausschliesst**  **). 

Die  grosse  Mehrzahl  der  Redner  hat  diese  rechtlich 
allein  mögliche  Konsequenz,  dass  die  zweite,  bisher  giltige  Ehe 
in  Folge  des  Verbots  der  Doppelehe  bei  rückwirkender  Kraft  zu 
einer  giltigen  wird,  nicht  gezogen  ^')  Sie  suchte  daher  nach  einer 
Entscheidung  darüber,  welche  von  beiden  Ehen  giltig  sein  soll, 
denn  beide  konnten  es  ja  nicht  eben  wegen  des  Verbots  der  Bi- 
gamie. Dabei  waren  die  Meinungen  geteilt.  Die  einen  wollten 
die  Entscheidung  im  Gesetze  geben,  die  amderen  dem  Richter 
überlassen. 

Das  erste  lag  in  der  Absicht  des  Abgeordneten  Gunzen- 
HiusBB^^).  Was  ihn  dazu  bewegte,  war  insbesondere  —  und  die 
grosse  Berechtigung  dieses  Gedankens  verdient  alle  Anerkennung 
—  die  im  anderen  Falle  gegebene  Notwendigkeit  eines  lang 
dauernden  Prozesses  mit  der  naheliegenden  Wahrscheinlichkeit 
verschiedener  Entscheidung  in  den  einzelnen  Instanzen  (S.  332). 
Deshalb  beantragte  er  eine  Regelung  der  Frage  durch  Gesetz, 
und  zwar  gab  er  der  Aufrechterhaltung  der  zweiten  Ehe  den  Vor- 
zug, indem  er  den  Zusatz  vorschlug:  „Hat  vor  dem  Inkrafttreten 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  der  Ehegatten,  welcher  eine 
nach  den  bisherigen  Gesetzen  bürgerlich  ungiltige  Ehe  geschlossen 
hatte,  bei  Leben  beider  Ehegatten  mit  einer  anderen  Person  eine 
bürgerlich  giltige  Ehe  eingegangen,  so  wird  von  der  letzten  Ehe- 
schliessung an  die  erstbezeichnete  eheliche  Verbindung  einer 
durch  richterliches  Urteil  getrennten  Ehe  bürgerlich  gleichge- 
achtet'' (S.  329). 

Für   Aufrechterhaltung    der  zweiten   Ehe    schien    ihm    die 


**)  Siehe  a.  a.  O.  S.  339;  dann  Hermann  Beckh  S.  340. 
'')  Vergl.  Abg.  Gchzbnhaüsbb  a.  a.  0.  8.  333. 
")  A.  a.  0.  S.  329  ff. 
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Billigkeit  zu  sprechen:  ,,Wenii  jemand  in  einer  zweiten  Ehe  lebt, 
während  die  erste  Ehe  vielleicht  faktisch  seit  Jahren  getrennt  ist, 
würde  es  ein  zu  tiefes  Eingreifen  in  das  jetzt  bestehende  Familien- 
leben bedeuten,  wenn  ich  diese  zweite  Ehe  in  Kraft  des  Gesetzes 
lösen  und  den  Eheteil  veranlassen  wollte,  zu  seinem  ersten  Ehe- 
gatten zurückzukehren,  den  er  schon  lange  nicht  mehr  gesehen, 
mit  dem  er  schon  lange  nicht  mehr  gelebt  hat.  Ich  würde  ge- 
rade das  Familienband,  das  aufrecht  zu  erhalten  ist,  lösen,  mit 
Gewalt  den  gordischen  Knoten  zerhauen  und  diejenige  Lösung 
der  Differenz  nicht  herbeiführen,  die  einmal  nach  der  Natur  der 
Sache  die  allein  richtige  ist*'  (S.  333)"). 

Die  Mehrzahl  der  Redner  war  für  Entscheidung  durch  den 
Richter.  Aus  yerschiedeuen  Gründen.  Teils,  weil  sich  durch 
eine  gesetzliche  Vorsclirift  nicht  alle  Fälle  entsprechend  treffen 
iiessen^^),  teils  wegen  der  Seltenheit  der  Fälle,  so  dass  gesetz- 
geberisches Eingreifen  nicht  erforderlich  sei,  teils,  weil  je  nach 
Lage  der  Umstände  bald  die  eine,  bald  die  andere  Ehe  die  Auf- 
rechterbaltung  verdiene '^^),  teils,  weil  der  Vorbehalt  erworbener 
Rechte  Dritter  vollständig  genüge,  um  alle  Fälle,  welche  in  ir- 
gend einer  Beziehung  auftauchen  möchten,  einer  entsprechenden 
Lösung  durch  den  Richter  zuzuführen**). 

Gegen  den  Antrag  Gunzenhäuseb  wurden  noch  besondere 
rechtliche  und  politische  Bedenken  geltend  gemacht,  rechtliche 
von    dem   Abgeordneten    Joseph    Waonbb,    politische    von    einer 


'^)  Dazu  der  Abg.  von  Fischeb  in  der  ihm  eigenen  klaren  Weise: 
„Wer  das  Gegenteil  von  dem  will,  was  Kollege  Beckh  aus  dem  Entwurf 
herausliest,  muss  es  ausdrücklich  im  Gesetze  sagen  und  deshalb  liegt  der 
Antrag  Gunzekhauseb  vor.  Der  Antrag  Gunzbnhäüser  harmoniert  mehr 
mit  der  allgemeinen  menschlichen  Vermutung,  dass  die  Ehegatten,  welche 
sich  zuletzt  geheiratet  haben,  lieber  miteinander  leben  als  diejenigen,  welche 
sich  getrennt  haben". 

**)  So  Abg.  Joseph  Geiger  S.  335,  Minister  Freiherr  v.  Fbilttzsch  S.  3&3. 

*')  Abg.  Geioeb  S.  335,  Dalleb  S.  348,  Bfinister  Frhr.  v.  Fbilttzsch  S.  354. 

'^)  Abg.  Dalleb  S.  345,  Joseph  Wageeb  S.  352. 
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Reihe  von  Kammermitgliedem  und  von  den  Vertretern  der  Re- 
gierung "). 

Waoneb  erhob  das  Bedenken,  dass  einer  solchen  Bestimmung 
die  Reichsgesetzgebung  f&r  alle  nach  Erlass  dieser  Gesetze  ein- 
gegangenen zweiten  Ehen  insofern  zuwider  sei,  als  sich  aus  einem 
Zusanmienhalt  von  §  171  des  R.-Str.-6.-B.  bezw.  §  34  des  Per- 
sonenstandsgesetzes, welche  bestinmiten.  dass  niemand  eine  neue 
Ehe  schliessen  dürfe,  bevor  die  frühere  Ehe  aufgelöst,  für  un- 
giltig  oder  nichtig  erklärt  sei,  mit  der  Norm  des  §  588  der 
R.-C.-Pr.-O.,  wonach  die  Nichtigkeit  einer  Ehe  aus  einem  Grunde, 
welcher  auch  von  Amtswegen  geltend  gemacht  werden  könne, 
solange  die  Ehegatten  lebten,  nur  auf  Grund  einer  Nichtigkeits- 
klage ausgesprochen  werden  dürfe,  ergebe,  dass  eine  Annullation 
der  ersten  Ehe  durch  Richterspruch  erfolgen  müsse'®). 

Die  politischen  Bedenken  gründeten  sich  darauf,  dass  der 
von  GuNZENHlusEB  Vorgeschlagene  Ausspruch  der  Trennung  der 
ersten  Ehe  der  katholischen  Anschauung  von  der  Unlösbarkeit 
der  Ehe  und  somit  der  religiösen  Gesinnung  der  Mehrzahl  der 
Staatsbevölkerung  widerspreche. 

Die  rechtlichen  Bedenken  Wagnbr's  waren  nicht  gerecht- 
fertigt. Einmal  erlaubt  es  der  Wortlaut  des  §  34  des  P.-St.-G. 
bezw.  des  §  171  des  R.-Str.-G.-B.  nach  dem  Satze  ubi  lex  non 
distinguit,  non  est  nostrum  distinguere,  nicht,  anzunehmen,  dass 
unter  Ungiltigkeits-  oder  Nichtigkeitserklärung  lediglich  llngiltig- 

**)  Joseph  Gbioer  S.  336,  Daller  S.  345.  346,  von   Hbrmakn  S.  348. 

^)  Für  die  vor  Erlass  jener  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  einge- 
l^angenen  zweiten  Ehen  behauptet  Waokbb  (S.  352)  die  Rechtsgiltigkeit  der 
zweiten  Ehe.  Er  führt  aus:  Folge  man  der  Entscheidung  des  Kassations- 
bofes,  dass  der  Mann,  der  vorher  eine  bürgerlich  ungiltige  Ehe  geschlossen 
habe,  ohne  Richterspruch  und  ohne  weiteres  Erkenntnis  irgend  einer  Polizei- 
behörde zu  einer  zweiten  Ehe  schreiten  künne  (s.  o.  S.  76),  eine  Entscheidung, 
deren  Richtigkeit  dahingestellt  bleiben  mOge,  so  sei  anzunehipen,  dass  die  zweite 
Ehe  auch  bei  Eintritt  rückwirkender  Kraft  giltig  bleibe,  denn  der  noch 
lebenden  Ehefrau  stünden  die  wohlerworbenen  Rechte  der  zweiten  Ehefrau 
gegenüber     Gegen  diese  Meinung  haben  wir  uns  schon   oben  S.  88   erklärt. 
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keit  oder  Nichtigkeit  kraft  Richterspruchs,  nicht  auch  unmittelbar 
kraft  Gesetzes  zu  verstehen  sei.  Und  wenn  §  588  der  R.-C- 
Pr.-O.  bestimmt,  unter  den  angegebenen  Voraussetzungen  könne 
die  Nichtigkeit  einer  Ehe  nur  auf  besondere  Klage  hin  ausgesprochen 
werden,  so  will  damit  die  Frage  der  Nichtigkeitserklärung  durch 
Gesetz  oder  Akt  der  Exekutive  gar  nicht  beruht,  sondern  nur  die 
Behandlung  der  Nichtigkeit  als  blosser  Incidentpunkt  im  richter- 
lichen Verfahren  ausgeschlossen  sein.  Das  ergibt  einerseits  der 
Wortlaut  „geltend  machen  von  Amtswegen"  und  „Nichtigkeits- 
klage", dann  aber  die  aus  Anlnss  der  Frage  der  fortdauernden 
Zulässigkeit  der  landesherrlichen  Ehescheidung  wiederholt  erfolgte 
Besprechung  des  §  568  der  R.-C.-Pr.,  welche  klar  legte,  dass 
sich  §  568  und  damit  auch  §  588  nur  auf  Entscheidung  streitiger 
Eheverhältnisse  durch  Richter-,  nicht  auch  durch  legislativen 
Akt»>)  bezieht. 

Zwei  Abgeordneten  (v.  Fischer  und  Kessler)  schien  der  Zu- 
satz „unbeschadet  erworbener  Rechte  Dritter"  nicht  genügende 
Anhaltspunkte  für  die  richterliche  Entscheidung  zu  geben,  anderer- 
seits eine  ausreichende  gesetzliche  Spezialisierung  der  in  Betracht 
kommenden  Fälle  unmöglich.  Sie  erklärten  sich  daher  überhaupt 
gegen  Zulassung  der  Rückwirkung.  Das  Gleiche  thaten  in  der 
Kammer  der  Reichsräte  v.  Bechhann,  Freiherr  v.  Wüetzburg  und 
V.  AuER  ^^).  Für  V.  Bechkann  war  der  Mangel  einer  authentischen 
Auslegimg  des  Begriffes  ,, bürgerliche  Ungiltigkeit"  ausschlag- 
gebend: „Mir  wäre  Absatz  II  nur  annehmbar,  wenn  damit  ver- 
bimden  wäre  eine  authentische  Auslegung  des  Art.  »V^^  und  ins- 
besondere der  Worte:  bürgerlich  ungiltig". 

Der  Regierungsvorschlag  fand  in  beiden  Häusern  die  Zu- 
stimmung der  grossen  Mehrheit.  Er  wurde  als  Art.  33  Abs.  III 
Gesetz.  Unseres  Erachtens  mit  Recht.  Denn  derselbe  dürfte  hin- 
längliche Anhaltspunkte  auch  fiir  Entscheidung  der  Frage  geben. 

")  Vergl.  X.  B.  Mkükeb  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Bd.  VI  S.  41. 
«)  Prot.  Bd.  V  S.  278,  279,  286. 
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welche  von  beiden  Ehen  als  die  rechtlich  existierende  zu  behandeln 
sei,  wenn  bei  Lebzeiten  des  andern  Eheieils  der  ersten  ohne 
Zeugnis  abgeschlosseneu  Ehe  eine  zweite  unter  Erholung  des  Zeug- 
nisses eingegangen  wurde,  indem  Art.  33  neuer  Fassung  unserer 
Überzeugung  nach  sogar  eine  unzweideutige,  wenn  auch  nicht 
ausdrückliche,  authentische,  also  mit  rückwirkender  Kraft  versehene 
Auslegung  des  Begriffes  „bürgerlich  ungiltig''  gibt. 

Art.  33  hält  in  seinem  zweiten  Absätze  Giltigkeit  und  Wirk- 
ung der  giltigen  Ehe  auseinander.  Er  sagt:  „Auf  die  Rechts- 
KÜtigkeit  der  geschlossenen  Ehe  ist  der  Mangel  des  Zeugnisses 
ohneEinfluss'"  und  dann :  „die  Ehe  hat  aber  so  lange,  als  die  Aus- 
.Stellung  des  Zeugnisses  nicht  nachträglich  erwirkt  wurde,  fiir  die 
Ehefrau  ...  in  Bezug  auf  die  Heimat  nicht  die  Wirkungen 
einer  giltigen  Ehe*'.  Absatz  II  unterscheidet  also  Wirksamkeit 
und  Giltigkeit  der  Ehe  und  versteht  demgemäss  unter  Giltigkeit 
rechtliche  Existenz  im  Gegensatz  zu  rechtlicher  Wirkung. 

Andererseits  ist  auch  im  Art.  33  Abs.  III  von  ungiltigen 
Ehen  die  Bede:  „Vorstehende  Bestimmungen  sind  .  .  .  auch  auf 
diejenigen  Ehen  anzuwenden,  welche  nach  den  bisherigen  Fassungen 
des  Art.  33  Abs.  II  oder  nach  den  entsprechenden  älteren  Vor- 
schriften als  un giltig  zu  behandeln  waren'\ 

Der  Gesetzgeber  hat  mit  dieser  Formulierung  nicht  die  Absicht, 
sich  den  Wortlaut,  sondern  nur  die  Absicht,  sich  den  Sinn,  der  frühe- 
ren Vorschriften  anzueignen,  denn  sonst  hätte  er  bezüglich  des  Hei- 
matsgesetzes vom  16.  April  1868  sagen  müssen  „als  bürgerlich 
ungiltig  zu  behandeln  waren'^  Es  spricht  demnach  angesichts 
des  gleichzeitigen  Erlasses  beider  Bestimmungen  nichts  für  die 
Annahme,  dass  der  Gesetzgeber  das  Wort  „giltig**  in  Absatz  III 
in  einer  anderen  Bedeutung  gebraucht  wissen  will,  als  in  Ab- 
satz II.  Vielmehr  ist  anzunehmen,  dass  unter  Giltigkeit  in  Ab- 
satz III  das  Gleiche  zu  verstehen  ist,  wie  in  Absatz  II,  nicht 
rechtliche  W^irksamkeit,  sondern  rechtliche  Existenz. 

Damit  ist  aber  eine  bindende  Auslegung  der   früheren  Be- 
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Stimmungen  gegeben,  und   zwar  die  Auslegung,   welche  die   vor- 
dem allgemeine  war. 

Mag  man  diese  Auslegung  auch,  wir  wir  gethan,  .im  Hin- 
blick auf  Art.  41  Abs.  III  unseres  Gesetzes  nicht  für  diejenige 
der  früheren  Gesetzgebung  halten,  sie  ist  die  Auslegung  des  Ge- 
setzgebers der  Gegenwart  und  damit  bindend.     . 

Auch  in  der  Fassung,  welche  Art.  33  Abs.  II  durch  die 
Novelle  vom  23.  Februar  1872  erhielt,  standen  sich  zwar  schon 
giltig  und  ungiltig  als  Gegensätze  gegenüber,  wenn  es  dort  hiess : 
„füne  im  Widerspruche  mit  dieser  Bestimmung  eingegangene 
Ehe  ist  solange,  als  die  Ausstellung  jenes  Zeugnisses  nicht  nach- 
träglich erwirkt  wurde,  bürgerlich  ungiltig,  es  sei  denn,  dass 
die  Ehe  von  einem  Manne,  welcher  ausserhalb  Europa's  seinen 
Wohnsitz  hat,  am  Orte  dieses  Wohnsitzes  oder  sonst  ausserhalb 
Bayerns  abgeschlossen  wurde  und  nach  den  Gesetzen  des  be- 
trefFenden  Staates  als  giltig  zu  erachten  ist.*'  Allein  hier  hinderte 
das  „wenn  die  Ehe  wieder  aufgelöst  ist**  des  Art.  41  Abs.  III 
noch,  unter  „ungiltig*'  das  Gegenteil  von  „giltig**,  die  rechtliche 
Nichtexistenz  statt  rechtlicher  Wirkungslosigkeit  zu  verstehen. 

So  ergibt  sich  als  die  dem  Sinne  und  Wortlaut  des  neuen 
Gesetzes  entsprechende  Lösung  obigen  Falles:  Von  dem  Inkraft- 
treten der  Novelle  vom  17.  März  1892  an  ist  die  ohne  Zeugnis 
eingegangene,  bis  dahin  rechtlich  nicht  vorhandene  erste  Ehe  als 
seit  dem  Tage  ihres  Abschlusses  rechtlich  vorhandene  Ehe  zu 
betrachten.  Die  zweite  Ehe  ist  gleichzeitig  eine  Unehe  geworden, 
doch  unbeschadet  der  in  der  Vorzeit  von  Ehefrauen  und  Kindern 
erworbenen  Rechte,  insbesondere  ihrer  Heimath  und  Staatsange* 
hörigkeit. 

Was  die  erste  Ehe  angeht,  so  erhält  dieselbe  bei  nachträg- 
licher Erwirkung  des  Zeugnisses  für  Ehefrau  und  titulierte  Kinder 
in  Bezug  auf  Heimat  die  Wirkungen  einer  giltigen  Ehe,  und  zwar 
unter  Zurückziehung  auf  den  Zeitpunkt  der  Eheschliessung,  wie 
dies    schon  nach  bisherigem  Ilecht  hinsichtlich   des  Eintritts  der 
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bürgerlichen  Giltigkeit  der  Fall  war^^).  Denn  an  den  Eheabschlnss 
knüpften  sich  die  heimatrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe  und  für 
diese  Wirkungen  bildet  die  nachträgliche  Erlangung  des  Zeug- 
nisses die  rechtsbestätigende  Thatsache  des  Eheabschlusses. 

Selbstverständlich  hat  dies  keinen  Ersatzanspruch  der  bis- 
herigen Heimatgemeinde  von  Frau  und  Kind  bezw.  bei  vorläu- 
figer Heimat  des  Staates  gegenüber  der  neuen  Heimatgemeinde 
Beider  zur  Folge.  Dies  deshalb  nicht,  weil  erworbene  Rechte 
Dritter  vorbehalten  sind,  die  Heimatgemeinde  des  Mannes  aber 
in  Folge  des  Fehlens  des  erforderlichen  Zeugnisses  bis  zur  nach- 
träglichen Erwirkung  desselben  Freiheit  von  Heimatzugehörig- 
keit dieser  Frau  und  dieser  Kinder  und  damit  ein  Recht  er- 
worben hatte'*). 

III.  Zu  bedauern  ist,  das»  ein  von  Seydel  in  den  früher  er- 
wähnten Aufsätzen  in  den  Münchener  Neuesten  Nachrichten'^) 
gemachter  Vorschlag  weder  bei  der  Regierung  noch  in  den  Kreisen 
der  Volksvertretung  Beachtung  fand.  Er  betrifft  die  Beseitigung 
der  Nachteile  der  Nichterholung  des  erforderlichen  Zeugnisses. 

Nach  dem  auch  jetzt  noch  geltenden  Rechte  können  diese 
Nachteile  nun  durch  nachträgliche  Erwirkung  des  Zeugnisses 
w^geschafft  werden.  Diese  nachti*ägliche  Erteilung  eines  solchen 
Ehezeugnisses  hat  aber  zur  Voraussetzung,  dass  die  betreffende 
Ehe  noch  besteht.  Sie  kann  also  nicht  mehr  erfolgen,  wenn 
einer  der  Eheteile  bereits  gestorben  ist. 


")  Vergl.  Entsch.  des  Verw.-G.-H.  Bd.  VI  S.  260  und  Seydel,  bayer. 
St.-R.  Bd.  V  S.  191,  bezw.  Pböbst  a.  a.  0.  S.  215. 

^)  Probst  (S.  215)  nimmt  im  Gegensatz  zam  bisherigen  Rechte  an, 
dass  die  mit  Nachholang  des  Zeugnisses  eintretende  Aenderung  der  Heimats- 
Verhältnisse  nicht  mehr  auf  den  Anbeginn  der  Ehe  zurückwirke,  sondern 
erst  vom  Momente  der  Zeugnisausstellung  ab  in  Kraft  trete.  Er  erklärt 
dies  daraus,  weil  sonst  die  neue  Heimatgemeinde  für  jene  Ersatzkosten 
aufzukommen  habe,  ein  Bedenken,  welches  nach  Obigem  ungerechtfertigt 
nein  dürfte. 

■*)  Vergl.  Annalen  1891  S.  78. 
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Es  würde  der  Billigkeit  entsprochen  haben,  wenn  f&r  diesen 
Fall  unter  der  Voraussetzung,  dass  sieh  feststellen  liesse,  dass 
das  Verehelichungszeugnis,  wenn  rechtzeitig  erwirkt,  nicht  hätte 
verweigert  werden  können,  die  Möglichkeit  wäre  eröffiiet  worden, 
für  die  ohne  Zeugnis  eingegangene  Ehe  VoUwirksamkeit  durch 
einfachen  behördlichen  Ausspruch  zu  erreichen. 

Seydel  hätte  die  Gewährung  dieses  Weges  sogar  für  alle 
Fülle,  wo  jene  Feststellung  möglich,  nicht  blos  für  den  Fall  der 
Lösung  der  Ehe  durch  den  Tod  eines  Teiles,  gewünscht. 

IV.  Die  übrigen  Aenderungen  des  Heimatsgesetzes  —  sie 
betreffen  die  Art.  2,  4,  13,  15,  19,  35  und  39  und  beruhen  teils 
auf  Vorschlägen  der  Regierung,  teils  auf  solchen  der  Kammer 
der  Abgeordneten  —  entbehren  allgemeineren  Interesses. 

Die  ausführlichen  Erörterungen,  welche  bei  der  parlamen- 
tarischen Beratung  über  die  Frage  stattfanden,  ob  die  von  einer 
landesangehörigen  Frauensperson  in  die  Ehe  gebrachten  Kinder, 
soweit  sie  nicht  durch  diese  legitimiert  werden,  mit  ihrer  Mutter, 
was  geltendes  Recht  ist,  die  Heimat  in  der  Gemeinde  des  Mannes 
erwerben  oder,  wie  die  Kammer  der  Abgeordneten  wollte,  ihre 
bisherige  Heimat  behalten  sollen,  sind  ausschliesslich  von  ver- 
waltungspolitischem,  nicht  von  verwaltungsrechtlichem  Belang. 
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Der  Rechtsschutz  befreundeter  Staaten  im  öster- 
reichischen Strafgesetzentwnrfe. 

Von 
Prof.  Dr.  Kosenblatt  in  Krakau. 


Der  stets  wachsende  Verkehr  zwischen  benachbarten  Staaten, 
die  Sicherheit  des  eigenen  Staates,  welche  durch  Handlungen 
gegen  fremde  Staaten  ebenfalls  bedroht  werden  kann,  das  Inter- 
i'fyne  an  der  Erhaltung  des  Friedens  und  der  Ordnung  in  befreun- 
deten Staaten  und  endlich  völkerrechtliche  Rücksichten  haben  es 
bewirkt,  dass  die  Gesetzgeber  in  den  neueren  Strafgesetzbüchern 
auch  die  Sicherheit  fremder  Staaten  ins  Auge  fassen  niussten  und 
^elhstständige  Bestimmungen  zur  Hintanhaltung  strafbarer  Hand- 
lungen wider  fremde,  speciell  befreundete  Staaten  erliessen. 

Wie  weit  dieser  Schutz  fremder  Staaten  reichen  soll,  welchen 
fremden  Rechtsgütern  im  allgemeinen  derselbe  zu  gewähren,  welchen 
zu  versagen  ist,  darüber  ist  jedoch  in  Theorie  und  Gesetzgebung 
keine  Einigkeit. 

Zutreffend  führt  Binding  (Handbuch  I  S.  393  ff.)  aus,  dass 
an  der  Integrität  generell  und  speciell  identischer  Kechtsgüter 
eine  Reihe  von  Staaten  ziemlich  gleichmässig  interessirt  ist.  Man 
könnte  sie  gemeinsame  oder  noch  besser  „internationale 
Kechtsgüter"  nennen.  Diese  sollen  jedenfalls  geschützt 
werden. 

Fs  giebt  aber  fremde  Rechtsgüter,  denen  der  Staat,  wenn 
^ie  auch  nicht  als  internationale  gelten  können,  dennoch  den 
Schutz  des  eigenen  Strafrechtes  gewährt  und  gewähren  muss  im 

ArrhiT  flir  Offentlichtts  Recht    VJII.  1.  1 
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Interesse  der  Gegenseitigkeit  und  im  eigenen  Interesse;  oft  aber  auch 
im  Privatinteresse  seiner  Bürger,  denn,  abgesehen  von  der  Gegen- 
seitigkeit, kann  der  schutzgewährende  Staat  resp.  können  dessen 
Bürger  unmittelbares  Interesse  dcuran  haben,  dcuw  die  Rhialwiw- 
richtung  eines  befreundeten  Staates  erhalten,  der  Bestand  desselben 
nicht  gefährdet  werde  u.  detgl.,  z.  B.  wenn  unsere  Bürger  an  den 
Staatsfinanzen  eines  fremden  Landes  interessirt  sind,  dort  Güter 
oder  Fabriken  besitzen  u.  s.  w. 

„Im  Verkehr  von  Volk  zu  Volk  —  sagt  Bikding  a.  a.  0. 
„ —  erfolgt  die  Leistung  Zug  um  Zug.  Jeder  Schutz,  den  der 
„inländische  Staat  einer  fremden  Rechtsgüterwelt  gewährt,  kehrt 
„als  doppelter  Rechtsschutz  zu  ihm  selbst  zurück.  Das  erkennt- 
„liche  Ausland  vergilt  ihm  mit  dem  gleichen  Schutze  und  das 
„Inland  dankt  es  seinem  eigenen  Strafgesetze,  dass  es  nicht  Asyl 
,  ,werden  muss  für  alle  die  Inländer,  die  sich  an  der  auslandischen 
„Rechtsgüterwelt  vergriflFen  haben." 

Zu  solchen  des  Criminalschutzes  bedürftigen  Handlungen, 
welche  fremde  Rechtsgüter  bedrohen,  gehören  strafbare  Hand- 
lungen gegen  das  Völkerrecht,  politische  Delicto  gegen  befreundete 
Staaten,  deren  Oberhaupt,  Verfassung,  Staatseinrichtungen  und 
Territorialbestand').  Unter  befreundeten  Staaten  sind  solche  zu 
verstehen,  bei  denen  die  Gegenseitigkeit  gesichert  ist,  oder  doch. 
wo  gegebenen  Falls  auf  dieselbe  gerechnet  werden  kann. 

Das  geltende  österreichische  Strafgesetz  enthält  im  §  66 
Abs.  2  die  Bestimmung,  dass  hochverrätherische  Handlungen  gegen 
einen  fremden  Staat  oder  gegen  dessen  Oberhaupt  als  Verbrechen 
der  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  bestraft  werden  (die  Strafe  ist 
schwerer  Kerker  von  einem  bis  zu  5  Jahren),  insoferne  von  den 
Gesetzen  des  betreffenden  Staates  oder  durch  besondere  Verträge 


*)  Ueber  die  verschiedene  Stellung  des  Strafgesetzgebers  gegenflber 
den  politischen  Rechten  der  Ausländer  einerseits  und  deren  Privatrecfatan 
anderseits  siehe  die  interessanten  AusfQhmngen  von  LAmuLSOH  in  der  2^tr- 
Schrift  für  die  ges.  Strafrechtsw.  III.  S.  380  n    ff. 
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die  Gegenseitigkeit  verbürgt  und  im  österr.  Staate  gesetzlich  kund- 
gemacht ist.  Nach  dieser  Bestimmung  sind  in  Oesterreich  nur 
solche  Handlungen  gegen  befreundete  Staaten  strafbar,  welche 
objektiv  den  Thatbestand  des  Hochverraths  bilden  würden,  wenn 
Ysie  gegen  den  österreichischen  Staat  oder  dessen  Monarchen  unter- 
nommen wären. 

Der  Entwurf  des  neuen  Strafgesetzbuches  geht  in  dieser 
Beziehung  viel  weiter;  dem  deutschen  Strafgesetz  folgend,  unter- 
scheidet er  eine  besondere  Gruppe  strafbarer  Handlungen  gegen 
l>efreundete  Staaten  und  behandelt  sie  in  einem  gesonderten  Haupt- 
stücke  (HI  §§  106  bis  110  incl.). 

Insbesondere  straft  der  Entwurf  folgende  gegen  befreundete 
Staaten  gerichtete  Handlungen: 

I.  Handlungen,  welche,  wenn  sie  gegen  die  österr.  Monarchie 
oder  den  österr.  Kaiser  begangen  wären,  nach  Vorschrift  der 
§§  90  bis  95,  d.  i.  als  Hochverrath  oder  Vorbereitung  eines  hoch- 
verrätheri sehen  Unternehmens,  zu  bestrafen  sein  würden. 

Unter  diese  Bestimmung  würde  fallen: 

1.  wer  es  unternehmen  würde,  einen  fremden  Monarchen 
oder  das  Oberhaupt  eines  fremden  Staates  (also  auch  Präsidenten 
einer  Republik  u.  s.  w.)  zu  tödten,  am  Körper  oder  an  der  Ge- 
sundheit zu  verletzen,  denselben  des  Gebrauches  der  persönlichen 
Freiheit  zu  berauben  oder  an  der  Ausübung  seiner  Regierungs- 
rechte zu  hindern; 

2.  wer  es  unternehmen  würde,  die  gesetzliche  Thronfolge- 
ordnung einer  fremden  Monarchie  oder  die  Staatsgrundgesetze 
oder  die  Landesverfassung  befreundeter  Staaten  oder  den  Verband 
zwischen  Ländern  eines  befreundeten  Staates  gewaltsam  zu  ändern : 

3.  wer  es  unternehmen  würde,  das  Gebiet  eines  befreundeten 
Staates  oder  einen  Theil  desselben  einem  fremden  (seil,  dritten) 
.Staate  gewaltsam  einzuverleiben,  oder  einen  Teil  des  Gebietes  von 
dem  bestehenden  Staatsverbande  loszureissen. 
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Ferner  würde  aber  auch,  analog  der  Bestimmung  der  §§  91 
und  92,  der  Bestrafung  nach  §  106  des  Entwurfs  unterliegen: 

4.  wer  mit  anderen  die  Ausführung  eines  hochverrätberischen 
Unternehmens  verabredet,  oder  sich  zu  diesem  Behufe  mit  einer 
auswärtigen  (seil,  dritten)  Regierung  einlässt;  wer  die  ihm  über 
Andere  zustehende  Macht  missbraucht,  eine  ihm  nicht  zustehende 
Macht  über  Andere  sich  anmasst  oder  Truppen  ansammelt  oder 
in  den  WafiFen  einübt; 

5.  wer  öffentlich,  d.  i.  in  einer  Menschenmenge,  in  einer 
Druckschrift,  durch  Verbreitung  von  Schriften  oder  Darstellungen 
oder  durch  Anschlag  oder  Ausstellung  derselben  an  einem  allge- 
meinen zugänglichen  Orte  zu  einem  hoohveiTätherischen  Unter- 
nehmen auffordert; 

6.  endlich  jede  Verbreitung  eines  hochverrätherischen  Unter- 
nehmens, welche  nicht  schon  unter  obige  Fälle  subsumirt  wenleri 
kann  (§  82  Entw.). 

Wenn  wir  nun  den  Thatbestand  und  die  Tragweite  der  oJ»ei; 
angegebenen  strafbaren  Handlungen  gegen  befreundete  Staaten 
ins  Auge  fassen,  so  müssen  wir  folgendes  bemerken: 

Was  die  sub  1.  bis  3.  angeführten,  dem  Hochverrathe  in 
sensu  stricto  analogen  Handlungen  gegen  das  Oberhaupt  eine^* 
befreundeten  Staates,  dessen  Verfassung  oder  Territorialbestaiid 
anbelangt,  so  ist  deren  Bestrafung  unter  Vorbehalt  der  gesetzlich 
kundgemachten  Gegenseitigkeit  aus  den  anfangs  angegebenen  Grün- 
den mit  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  des  eigenen  Staates  und  djLs 
Interesse  desselben  an  der  Aufrechterhaltung  der  Staatseinrichtung 
des  befreundeten  Staates  gerechtfertigt,  wenngleich  schon  die 
Anwendung  der  Bestimmung  sub  3.  auf  Schwierigkeiten  stossen 
kann,  wenn  z.  B.  der  Thäter  einen  Theil  des  ausländischen  Staats- 
gebietes dem  Inlande  einzuverleiben  beabsichtigen  würde.  Ander? 
stellt  sich  aber  die  Frage  bezüglich  der  Handlungen  sab  4.  bi> 
6.  dar:  hier  handelt  es  sich  nicht  mehr  um  Bestrafung  eines  un- 
mittelbaren gewaltsamen  Angriffes  gegen  das  Oberhaupt  des  Staates, 
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dessen  Regierungsform  oder  Territorialbestand,  sondern  nur  um 
entfernte  Vorbereitungshandlungen  zu  einem  eventuellen  hoch- 
verrätherischen  Unternehmen,  deren  Bestrafung  wohl  begründet 
ist,  wenn  sie  gegeu  den  eigenen  Staat  gerichtet  sind,  nicht  aber, 
wenn  es  sich  um  einen  fremden  Staat  handelt*),  zumal  die  An- 
wendung der  im  §  106  bezogenen  Bestimmungen  der  §§91  und 
1)2  auf  hochverrätherische  Vorbereitungshandlungen  gegen  fremde 
Staaten  so  manchen  Schwierigkeiten  und  Zweifeln  unterliegen 
würde,  wie  z.  B.  die  Anwendung  der  Bestimmung  über  Auf- 
forderung in  Druckschriften  zu  einem  hochverrätherischen  Unter- 
nehmen gegen  einen  fremden  Staat,  oder  gar  der  elastischen  Be- 
stimmung des  §  92  (oben  I  sub  6),  wonach  jede  Vorbereitung  eines 
hochverrätherischen  Unternehmens,  welche  nicht  schon  unter  die  sub  I 
1  bis  r>  aufgezählten  Handlungen  lallt,  nach  §  92  zu  bestrafen  ist. 

Die  Beziehung  der  §§91  und  92  im  §  106  wäre  daher  zu 
streichen  und  die  Bestrafung  von  Handlungen  gegeu  befreundete 
Staaten  auf  die  unter  §  90  fallende  Handlungen  zu  beschränken. 

Bestraft  werden  wiegen  der  oben  aufgezählten  Handlungen 
gegen  befreundete  Staaten  nach  dem  Entwürfe  Inländer,  d.  i. 
österr.  Unterthanen  ohne  Unterschied,  ob  die  Handlungen  im  österr. 
Staate  oder  im  Auslande  begangen  worden  sind;  Ausländer  da- 
j^egen  nur  dann,  wenn  die  strafbare  Handlung  im  Inlande,  d.  i. 
in  Oesten-eich,  begangen  wurde;  es  bestimmt  nämlich  der  Ent- 
wurf im  §  110: 

„wegen  der  im  Auslande  begangenen,  in  den  §§  106  bis 
101)  erwähnten  strafbaren  Handlungen  findet  eine  Verfolgung  im 
^Inlande  in  Gemässheit  des  §  4  ZI.  8  nicht  statt. ** 

Diese,  nicht  besonders  klar  stylisirte  Bestimmung  will  be- 
.sagen,  dass  die  erwähnten  strafbaren  Handlungen  gegen  befreun- 
ilet^  Staaten,  wenn  sie  nicht  im  Inlande  verübt  wurden  (§  4), 
wohl    dann    bestraft   werden,    wenn   der  Schuldige   zur   Zeit   der 

*)  Bczflglich  des  Näheren  verweisen  wir  auf  die  Ausführungen  von 
Lau jiAKCH,  Zeitschr.  für  Strafrechtsw.  I.  S.  390  ff. 
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That  österreichischer  Staatsbürger  war  (§  4  ZI.  2),  nicht  aber 
dann,  wenn  er  Ausländer  war,  in  welchem  Falle  sonst  eine  Ver- 
folgung wegen  im  Auslande  begangener  anderer  strafbarer  Hand- 
lungen nach  §  4  ZI.  3  unter  gewissen  Bedingungen  eintreten 
kann.  Der  hier  bezogene  §  4  des  Entwurfes  lautet  nämlich 
wie  folgt: 

«Verbrechen  \md  Vergehen,  welche  nicht  im  Inlande  verübt 
werden,  unterliegen  der  Behandlung  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  nur  in  folgenden  Fällen: 

,1.  Wenn  eine  der  im  I.  Hauptstücke  des  zweiten  Theiles 
«bezeichneten  hochverrütherischeu  Handlungen  oder  eines  der  im 
«Vin.  Hauptstücke  des  zweiten  Theiles  bezeichneten  Verbrechen 
«in  Bezeichnung  auf  inländisches  Geld  oder  auf  inländische, 
«dem  Papiergelde  gleichgeachtete  Wertpapiere,  oder  das  im  §  24S 
«bezeichnete  Verbrechen  begangen  würde. 

«2.  Wenn  der  Schuldige  zur  Zeit  der  That  österr.  Staats- 
«bürger  war. 

«3.  Wenn  die  Auslieferung  des  Schuldigen  an  die  Behörden 
«des  Thatortes  oder  an  jene  seines  Heimatslandes  zur  Untersuchung 
«und  Bestrafung  entweder  nicht  zulässig  oder  nicht  ausführbar 
«ist  und  der  Justizminister  die  Einleitung  der  strafrechtlichen 
«Verfolgung  anzuordnen  findet.' 

Um  die  Absicht  des  Gesetzgebers  klar  auszudrücken,  müsste 
nun  aber  der  citirte  §  110  lauten: 

«wegen  der  im  Auslande  begangenen,  in  den  §§106  bi:^ 
«109  bezeichneten  strafbaren  Handlungen  findet  eine  Verfolgunt; 
«im  Inlande  nur  in  Gemässheit  des  §  4  ZI.  2  statt*'  (das  hiesst^ 
nur  dann,  wenn  der  Schuldige  zur  Zeit  der  That  österreichischer 
Staatsbürger  war).  Eine  solche  in  positiver  Form  styli.sirte  Be- 
stimmung wäre  jedenfalls  der  unklaren,  negativen  Stjlisirung  des 
Entwurfes  vorzuziehen. 

Die  Verfolgung  der  oben  genannten  strafbaren  Handlungen 
findet     nach    §    106    nur    statt,    insoferne     die    Gegenseitigkeit 
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verbürgt  und,  dass  dies  der  Fall  sei,  durch  das  Reichsgesetzblatt 
kundgemacht  ist;  femer  nach  §  106  letztes  Alinea  nur  auf  An- 
trag der  auswärtigen  Regierung.  Die  Kundmachung  der  Gegen- 
seitigkeit durch  das  Reichsgesetzblatt  ist  als  Bedingung  der 
Verfolgung  unerlässlich  ')  im  Gegensatz  zum  deutschen  Straf-^ 
gesetze,  welches  in  der  gegenwärtigen  Fassung  des  §  102  nur 
im  Allgemeinen  die  Yerbürgung  der  Gegenseitigkeit  verlangt, 
womach  auch  die  Praxis  ausländischer  Gerichte  oder  die  Special- 
erklärung einer  zuständigen  ausländischen  Behörde  f(ir  genügend  an- 
gesehen werden.  (Siehe  Olshausen,  Commentar  ad.  §  102  Note  4.) 
Die  Strafe  der  unter  §  106  fallenden  Handlungen  ist  in  den  Fällen 
1,  2  und  3  Gefangniss  von  6  Monaten  bis  zu  10  Jahren,  in  den 
Fällen  4,  5  und  6  Gefangniss  von  1  Monate  bis  zu  3  Jahren. 
Im  §  106  des  Entwurfes  ist  aber  noch  eine  sehr  wichtige  Clausel 
enthalten,  welche  die  im  deutschen  Strafgesetzbuche  d.  i.  vor  der 
Strafgesetznovelle  aufgetauchten  Zweifel  und  Widersprüche  *) 
löst.  Es  heisst  nämlich  daselbst,  dass  strafbare  Handlungen 
gegen  das  Oberhaupt  eines  fremden  Staates  nach  §  106  zu  be- 
strafen sind,  soweit  nicht,  abgesehen  von  der  Eigen- 
schaft der  angegriffenen  Person,  strengere  Bestim- 
mungen des  Strafgesetzes  anzuwenden  sind.  Daraus 
folgt  offenbar,  dass  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  straf- 
bare Handlung  gegen  das  Oberhaupt  eines  fremden  Staates  sich 
nach  österr.  Gesetze  als  gemeines  Verbrechen  (Mord,  Mordver- 
such,  Verleitung  zum  Morde  u.  s.  w.)  darstellen  würde,  welches 
nach  den  hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  mit  einer  strengeren 
Strafe  bedroht  wäre,  diese  strengere  Strafe  und  nicht  die  des  §  106 
anzuwenden  wäre. 


')  Der  Strafgesetz-Ausschuss  des  Abgeordnetenhauses  hat  anstatt  der 
Formnlirang,  dass  die  verbürgte  Gegenseitigkeit  darch  das  Reichsgesetzblatt 
kundgemacht  sein  mftsse,  die  Formnlining  gewfthlt,  dass  die  Gegenseitigkeit 
dorch  gesetzlich  sanctionirte  Staatsvertrftge  verbürgt  sei. 

*)  vide  ScHWASZB  Commentar  ad  §  102,  SohOtzb  Lehrbuch  S.  254. 
Note  11. 
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Hier  würden  beispielsweise  folgende  Fälle  gehören :  der 
gewöhnliche  Mordversuch  ist  nach  §  226  und  §  50  des  Entwurfes 
mit  Zuchthaus  von  3  bis  5  Jahren  zu  bestrafen,  die  erfolglo.se 
Verleitung  zur  vorsätzlichen  Tödtung  eines  Menschen  ist  nach 
§  231  mit  Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren  zu  bestrafen,  u.  s.  w. 
Wenn  also  beispielsweise  ein  Oesterreichcr  oder  ein  Ausländer 
in  Oesterreich  Jemanden  zur  Ermordung  eines  fremden  befreun- 
deten Monarchen  dingen  würde,  müsst«  die  Verfolgung  und 
Bestrafung  nicht  nach  §  106  sondern  nach  der  besonderen 
Bestimmung  des  §  231  erfolgen.  ^) 

Es  wäre  also  in  solchen  Fällen  auch  ein  Antrag  der  fremden 
Regierung  nicht  erforderlich,  sondern  die  Verfolgung  von  Amts- 
wegen einzuleiten. 

II.  Es  wird  ferner  nach  §  107  des  Entwurfes  mit  Gefang- 
niss  von  1  Monate  bis  zu  2  Jahren  bestraft:  wer  einen  fremden 
Souverain,  das  Oberhaupt  eines  fremden  Staates,  beleidigt» 
wenn  die  Beleidigung  öffentlich  oder  in  Gegenwart  des  Beleidigten 
begangen  wurde;    sonst    aber   mit  Gefängniss  bis  zu  6  Monaten. 

Bestraft  wird  somit  nach  dem  Wortlaute  des  Entwurfes 
auch  die  Beleidigung  des  Präsidenten  einer  Republik,  während 
nach  §  103  des  deutschen  Strafgesetzes  nur  die  Beleidigung  dp>» 
Landesherrn  strafbar  erscheint.  Ebenso  wäre  nach  Inhalt  des 
§107  strafbar  die  Beleidigung  des  Papstes,  denn  durch  die  Er- 
wähnung ,, fremder  Souveräne''  neben  dem  „Oberhaupte  eines 
fremden  Staates"  ist  auch  der  Papst  in  Schutz  genommen. 

Die  Strafbarkeit  ist  auch  hier  dadurch  bedingt,  dass  die 
Anwendbarkeit  dieser  Bestimmungen  durch  das  Reichsgesetzblatt 
kundgemacht  ist.  Es  wird  jedoch  nicht  verlangt,  dass  die  Gegen- 
seitigkeit fonnell  verbürgt  werde;  trotzdem  wird  wohl  eine  Kund- 
machung im  Reichsgesetzblatt    nur    im    Falle    verbürgter  Gegen- 

*')  Ber  Straf gesetzaasschuss  hat  den  im  §  106  enthaltenen  Hinweis 
anf  strengere  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  gestrichen,  damit  aber  keine.s- 
wegs  den  Kntwurf  verbessert. 
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seitigkeit  erfolgen  (siehe  Bemerkungen  zur  letzten  Regierungs- 
vorlage S.  179). 

Die  Verfolgung  dieses  Vergehens  wird  nur  auf  Antrag  der 
fremden  diplomatischen  Vertretung  eingeleitet.  Wäh- 
rend also  in  §  107  der  Antrag  der  auswärtigen  Regierung  verlangt 
wird,  bestimmt  §  107,  dass  die  Verfolgung  auf  Antrag  der  diplomati- 
schen Vertretung  zu  erfolgen  habe,  was  wohl  auch  seine  Rich- 
tii^keit  hat,  da  diplomatische  Interessen  oft  die  Unterlassung  der 
Antragstellung  anraten  können.  Der  Antrag  kann  weder  in  den 
Fallen  des  §  105  noch  im  Falle  des  §  107  zurückgenommen 
werden,  da  der  österr.  Entwurf  nur  die  Zurückziehung  der  Privat- 
anklage, nicht  aber  die  Zurücknahme  des  Antrages  bei  Antrags- 
delikten kennt. 

In  dem  geltenden  österr.  Strafgesetzbuche  findet  sich  keine 
besondere  Bestimmung  über  die  Beleidigung  fremder  Souveraine: 
dieselbe  könnte  also  nur  nach  den  gewöhnlichen  Bestimmungen 
über  Ehrenbeleidigung  behandelt  werden,  wobei  die  Person  des 
Beleidigten  nur  als  Erschwerungsumstand  im  Sinne  des  §  494  lit.  a. 
berücksichtigt  werden  könnte.  •) 

III.  Sodann  bestimmt  der  Entwurf  im  §  108:  „wer  sich 
„gegen  einen  bei  dem  Kaiserlichen  Hofe  beglaubigten  Gesandten 
.,oder  Geschäftsträger  einer  Beleidigung  schuldig  macht,  unter- 
. fliegt  den  Bestimmungen  des  XIV.  Hauptstückes  und 
„wird,  soweit  nicht  nach  den  Bestimmungen  jenes  Hauptstückes 
„eine  schwerere  Strafe  verwirkt  ist,  mit  Gefangniss  bis  zu  (> 
„Monaten  bestraft.*' 

Das  hier  citirte  XIV.  Hauptstück  enthält  die  Bestimmungen 
über  Beleidigung,  Wahrheitsbeweis,  Straflosigkeit  der  Beleidigung» 

^)  §  494  lit.  a.  des  geltenden  österr.  Strafgesetzes  lautet :  Als  be- 
sondere ErschweruDgsumstände  einer  Ehrenbeleidigung  sind  anzusehen: 
a)  wenn  dieselbe  gegen  das  Oberhaupt  oder  gegen  einen  mit  0£fentlichem 
Charakter  bekleideten  Vertreter  eines  mit  dem  österr.  Eaiserstaate  in  aner- 
kannt Tölkerrecbtlichem  Verkehre  stehenden  Staates  begangen  wurde. 
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Compensatio!!  gegenseitiger  Beleidigungen  etc.  In  den  Worten 
,, unterliegt  den  Bestimmungen  des  XIV.  Hauptstückes^'  wollte 
der  Entwurf  im  Gegensatz  zum  deutschen  Strafgesetzbuch  (§  104) 
ausdrücken,  dass  alle  Bestimmungen  des  bezogenen  HauptstQckes 
betreffend  die  Beleidigung  auch  hier  Anwendung  finden,  somit 
Wahrheitsbeweis,  Compensation  u.  s.  w.  zulässig  sind,  während 
nach  dem  Wortlaute  des  §  104  d.  R.-St.-Gb.  die  Beleidigung 
eines  Gesandten  u.  s.  w.  ein  selbstständiges  Delict  darstellt 
und  lediglich  nach  Inhalt  des  §  104  —  ohne  Rücksicht  auf  die 
sonstigen  Bestimmungen  über  Beleidigung  —  behandelt  und  bestraft 
wird.  (Vgl.  Schwarze  Commentar  ad  §  104.)  Die  vorliegende 
Frage  war  übrigens  im  Strafgesetzausschusse  des  Jahres  1889 
Gegenstand  besonderer  Beratung  und  heisst  es  im  betreffenden 
Berichte  hierüber  wie  folgt:  „Zu  diesem  Paragraphe  sind  dem 
Ausschusse  zwei  verschiedene  Anträge  vorgelegt  worden. 

Der  eine  ging  dahin,  den  Fall  der  Beleidigung  eines  frem- 
den Gesandten  vollständig  in  jeder  Hinsicht  den  Bestimmungen 
des  XU.  (gegenwärtig  XIV.)  Hauptstückes  zu  unterwerfen,  der 
andere  bezweckte,  dieses  Delict,  sowohl  was  den  Begriff  der  Be- 
leidigung anbetrifft,  als  auch  bezüglich  der  Zulässigkeit  de» 
Wahrheitsbeweises  von  den  regelmässigen,  die  Beleidigung  be- 
treffenden Bestimmungen  auszunehmen. 

Die  Mehrheit  des  Ausschusses  hielt  den  Mittelweg  zwischen 
diesen  zwei  Ansichten  für  den  richtigsten  und  erhielt  demgemass 
meritorisch  die  Regierungsvorlage  aufrecht.  Die  Beleidigung 
eines  fremden  Gesandten  wird  also  insofern  abweichend  von  allen 
andern  Beleidigungen  beurtheilt,  als  hier  anstatt  der  Privatanklage 
des  Verletzten  schon  sein  Antrag  genügt  und  die  Geldstrafe  un- 
bedingt ausgeschlossen  erscheint.  Diese  Abweichungen  von  der 
Regel  rechtfertigen  sich  damit,  dass  die  Stellung  eines  Gesandten 
als  Repräsentanten  des  fremden  Staates,  beziehungsweise  dessen 
Oberhauptes,  eine  ganz  exceptionelle  ist.  Die  Beleidigung  eines 
fremden  Gesandten,    selbstverständlich    unter    der  Voraussetzung, 
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dass  dem  Beleidiger  die  amtliche  Stellung  des  Verletzten  bekannt 
ist,  erscheint  demnach  im  Verhältnisse  zu  anderen  Ehrenbelei- 
digungen  stets  als  ein  schwereres  Vergehen,  weil  hierdurch  eini- 
genuassen  der  fremdem  Macht  Missachtung  bezeugt  wird.  Es 
ist  also  vollends  berechtigt,  hier  sowohl  die  alternative  Zulässig- 
keit  der  Geldstrafe,  als  auch  die  im  §  68  statuirte  Möglichkeit 
der  Compensation  gegenseitiger  Beleidigungen  auszuschliessen  und 
anstatt  der  Durchführung  des  Processes  auf  Grund  der  Privat- 
anklage sich  mit  dem  blossen  Antrage  zu  begnügen. 

Andei*seits  glaubte  der  Ausschuss  nicht  soweit  gehen  zu 
dürfen,  damit  auch  alle  anderen  sich  auf  die  Beleidigung  bezie- 
henden Bestimmungen  hier  keine  Anwendung  fänden.  Hiernach 
niuss  der  Begriff  der  Beleidigung  nach  den  im  XII.  (gegenwärtig 
XIV.)  Hauptstöcke  enthaltenen  speciellen  Bestinmiungen  beurtheilt 
werden  und  der  für  die  Wahrung  der  Rechte  einzelner  Bürger 
so  wichtige  „Wahrheitsbeweis"  wird  auch  hier  unter  den  im  XH. 
(gegenwärtig  XIV.)  Hauptstücke  angegebenen  Voraussetzungen 
zugelassen  werden  müssen.** 

Der  letzte  (vorliegende)  Entwurf  hat  jedoch  die  Fassung 
des  Entwurfes  III  zurückgestellt  und  statt  der  Fassung  „imter- 
liegt  den  Bestimmungen  des  §  195"  die  Fassung  gewählt  „unter- 
liegt den  Bestimmungen  des  XIV.  Hauptsttickes." 

Die  Verfolgang  der  Beleidigung  eines  Gesandten  oder  Ge- 
schäftsträgers ist  ebenfalls  ein  Antragsdelict  und  zur  Stellung 
des  Antrages  der  Beleidigte  berufen. 

IV.  Endlich  wird  als  Delict  gegen  befreundete  Staaten  noch 
die  Neutralitätsverletzung  bestraft,')  es  bestimmt  nämlich  der 
Entwurf  im  §  109 : 

„Wer  im  Falle  eines  Krieges  den  von  der  Regierung  zur 
Wahrung  ihrer  Neutralität  erlassenen  und  im  Reichsgesetzblatte 
kundgemachten  Anordnungen  zuwiderhandelt,   ist  mit  Gefungniss 

^)  Das  deutsche  Strafg^esetz  enthält  bekanntlich  keine  Strafiindrohang 
gegen  die  Nentralitfttsverletzung. 
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bis  zu  einem  Jsihre  oder  an  Geld  bis  zu  2000  fl.,  wenn  er  sich 
aber  an  der  Ausrüstung,  Führung  oder  Bemannung  eines  Kaper- 
Hchiffes  oder  an  den  feindlichen  Unternehmungen  desselben  be- 
theiligt hat,  mit  Zuchthaus  oder  Gefängniss  von  1  bis  zu  15  Jahren 
zu  bestrafen.** 

Bestraft  wird  nur  die  Zuwiderhandlung  gegen  Anordnungen, 
welche  im  Reichsgesetzblatte  kundgemacht  worden  sind.  Die 
Kundmachung  der  Verbote,  denn  um  solche  wird  es  sich  bei  der 
Wahrung  der  Neutralität  handeln,  ist  somit  Bedingung  der  Straf- 
barkeit. 

Im  Strafgesetzausschusse  des  Jahres  18S9  sind  bei  der  Be- 
rathung  der  angeführten  Bestimnmngen  Bedenken  erhoben  worden, 
ob  es  gerechtfertigt  sei,  das  Zuwiderhandeln  gegen  die  zur  Wahrung 
der  Neutralität  erlassenen  Anordnungen  ausschliesslich  auf  den 
Fall  des  ausgebrochenen  Krieges  zu  beschränken.  Insbesondere 
ist  auf  den  Fall  einer  in  einem  Nachbarstaate  ausgebrochenen 
bewaffneten  Insurrection  aufmerksam  gemacht  worden.  Indessen 
fand  der  Ausschuss  keinen  genügenden  Grund,  an  der  Regierungs- 
vorlage eine  xVenderung  voraunehmen.  Die  eigentliche  Neutralität 
im  völkerrechtlichen  Sinne  besteht  ja  eigentlicli  nur  in  den  Fällen 
eines  zwischen  zwei  selbstst^indigen  auswärtigen  Mächten  zum 
Ausbruche  gekommenen  Krieges,  und  nur  in  einem  solchen  Falle 
werden  zur  Wahrung  der  Neutralität  besondere  Anordnungen  er- 
lassen. 

V.  Das  deutsche  Strafgesetzl)uch  zählt  im  j^  lO.'ia  (Str.-G. 
Nov.  Art.  II.)  zu  den  Delicten  gegen  befreundete  Staaten  noch 
die  böswillige  Wegnahme,  Zerstörung  oder  Beschädigung  eines 
öffentlichen  Zeichens  der  Autorität  eines  fremdem  Staates,  sowie 
die  Verübung  beschimpfenden  Unfuges  an  denselben.  Eine  dem 
§  lO^ia  des  deutschen  Strafgesetzes  entsprechende  Bestimmung 
enthält  der  österr.  Strafgesetzentwurf  nicht. 

Im  Hauptsttick  V  (Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die 
Wirksamkeit  und  das  Ansehen    der    Staatsgewalt)    wird  zwar  im 


I 
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§129  bestimmt:  „wer  öffentlich  angeschlagene  oder  auf  andere 
„Weise  öffentlich  angebrachte  amtliche  Erlässe  oder  Kund- 
,.muchungen  beschädigt,  verunglimpft  oder  wegnimmt,  oder  line 
„dieser  Handlungen  an  einem  in  gleicher  Weise  angebrachten 
„Abzeichen  der  öffentlichen  Gewalt,  insbesondere  dem 
„kaiserlichen  Wappen  verübt,  ist,  wenn  die  That  in  der  Absicht 
„verübt  wurde,  die  öffentliche  Gewalt  zu  verhöhnen  oder  die 
,, Verlautbarung  einer  Anordnung  zu  verhindern,  mit  Gefangniss 
,J)is  zu  6  Monaten  oder  an  Geld  bis  zu  lOOO  fl.  zu  bestrafen;** 
diese  Bestimmung  dürfte  aber  ihrem  Inhalte  nach  nur  auf  Ab- 
zeichen der  inländischen  öffentlichen  Gewalt  sp.  auf  Beschädigung 
des  kaiserl.-östeiT.  Wappens  angewendet  werden  können;  die  bös- 
willige Beschädigung  von  öffentlichen  Abzeichen  fremder  Mächte 
wäre  hierdurch  nicht  geschützt. 

Was  nun  den  Schutz  internationaler  Rechtsgüter 
im  österr.  Strafgesetzen t würfe  anbelangt,  ist  hier  folgendes  zu 
bemerken : 

Uelicte  gegen  fremdes  Geld  und  fremde  Münze,  verübt  im  Inlande, 
sind  durch  die  Bestimmung  des  §  165  Entw.  ebenso  geschützt 
wie  die  Nachahmung  und  Fälschung  eigenen  Geldes,  denn  es  be- 
stimmt der  citirte  §  162  im  allgemeinen  ohne  Unterscheidung 
zwischen  eigenen  und  fremden  Gelde,  was  folgt: 

„Wer  im  Verkehre  gangbares  Metallgeld  oder  Papiergeld 
♦'ines  Staates  oder  ein  in  Beziehung  auf  den  strafgesetzlichen 
Schutz  dem  Staatsgelde  gleichgestelltes  Geld  nachmacht,  oder 
t'chtem  Gelde  durch  Veränderung  an  demselben  den  Schein  eines 
höheren  Wertes  oder  einem  ausser  Verkehr  gesetzten  (verrufenen) 
<ielde  durch  Veränderung  an  demselben  das  Ansehen  eines  noch 
«geltenden  gibt,  oder  durch  Zerschneiden  von  solchen  Wertpapieren 
tind  Zusammenfügen  die  Zahl  derselben  vermehrt,  damit  das 
nachgemachte  oder  verfälschte  Geld  unter  dem  ihm  beigelegten 
Scheine  in  Verkehr  gebracht  werde,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu 
fünfzehn  Jahren,  oder  mit  Gefängniss  von  einem  bis  fünf  Jahren 
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bestraft.    Auch  kann  hiermit  Geldstrafe  bis  zu  4000  fl.  verbunden 
werden.'* 

Fälschung  fremden  Geldes  durch  Ausländer  im  Auslande 
ist  dagegen  durch  den  Entwurf  nicht  geschützt  und  könnte  nur 
nach  §  4  ZI.  3  verfolgt  werden,  d.  i.  dann,  wenn  die  Auslieferung 
des  Schuldigen  an  die  Behörden  des  Thatortes  oder  an  jene  des 
Heimatslandes  nicht  zulässig  oder  nicht  ausfährbar  erscheint  und 
der  Justizminister  die  Einleitung  der  strafrechtlichen  Verfolgung 
{inordnet. 

Ein  im  Strafgesetzausschusse  gestellter  Antrag,  Fälsclmng 
ausländischen  Geldes  nach  §  4  ZI.  1  zu  strafen,  ist  vom  Aus- 
schusse abgelehnt  worden. 

Als  Ausfluss  des  Schutzes  internationaler  Rechtsgüter  ist 
femer  die  Bestimmung  des  §  248  in  Verbindung  mit  §  4  ZI.  1 
resp.  die  Beziehung  des  §  248  im  §  4  ZI.  1  des  Entwurfes  lui- 
zusehen,  wornach  das  Verbrechen  des  Menschenraubes  auch  dann 
nach  dem  österr.  Strafgesetz  zu  bestrafen  ist ,  wenn  es  von 
einem  Ausländer  im  Auslande  verübt  worden  wäre.  In  d«*n 
früheren  Strafgesetzentwürfen  waren  nur  hochverräterische  Hand- 
lungen gegen  den  österr.  Monarchen  oder  Staat,  und  Fälschung 
inländischen  Geldes  ohne  Rücksicht  auf  BegehungsoH  und 
Nationalität  des  Verbrechers,  somit  auch  wenn  von  Ausländem 
im  Auslande  begangen,  nach  österr.  Strafgesetz  zu  strafen.  Hier 
handelte  es  sich  somit  nicht  um  Rechtsschutz  fremder  Rechtsgüter, 
sondern  um  den  eigener.  Durch  die  Einschaltung  des  §  248 
im  §  4  ZI.  1  des  Entwurfes  ist  eine  Ausdehnung  der  Bestimmung 
des  §  4  ZI.  1  auf  dem  Schutz  des  internationalen  Rechtsgutes 
der  persönlichen  Freiheit  ausgedehnt  worden.  Es  bestimmt  näm- 
lich der  Entwurf  im  §  248:  „Wer  sich  eines  Menschen  durch 
.,List,  Drohung  oder  Gewalt  bemächtigt,  um  ihn  in  hilfloser 
,,Lage  auszusetzen,  oder  in  Sklaverei,  Leibeigenschaft,  oder  in 
„auswärtige  Kriegs-  oder  SchiiSsdienste  zu  bringen,  oder  damit 
„er  an  einem  Orte,  wo  er  dem  Schutze  des  Staates  entzogen  ist. 
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.,in  rechtswidriger  Abhängigkeit  erhalten  werde,  wird  wegen 
,, Menschenraubes  mit  Zuchthaus  oder  Gefängniss  von  drei  bis  zu 
„fünfzehn  Jahren  bestraft.  Derselben  Strafe  unterliegt,  wer  sich 
,,aB  dem  Handel  mit  Sklaven  oder  an  deren  Verfrachtung  be- 
,,teiKgt.  Auf  ZuIiSBigkeit  der  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  kann 
,,erkannt  werden." 

Diese  im  Yorliegenden  £ntwurfe  neu  erfolgte  Aufnahme  der 
Bestimmung  des  §  248  in  dem  §  4  ZI.  1  motivirt  die  Regierungs- 
vorlage mit  dem  Hinweis  auf  die  Beschlüsse  der  Brüsseler 
Conferenz  vom  Jahre  1889/90,  wonach  die  Vertragsstaaten 
die  Verpflichtung  übernommen  haben,  die  Sklavenjagd  und  den 
Sklavenhandel  strafgerichtlich  zu  verfolgen^).  In  dem  Ausschusse 
des  Abgeordnetenhauses,  welcher  eben  über  den  vorliegenden 
Strafgesetzentwurf  Berathungen  pflegt,  entwickelte  sich  diesbezüg- 
lich eine  besondere  Debatte. 

Es  lag  vor  Allem  ein  Antrag  des  Abgeordneten  Prof. 
Dr.  ZvcKZR  vor,  welcher  die  ausdrückliche  Einschränkung  der 
Strafbarkeit  auf  den  §  248  Absatz  2  also  auf  den  Sklavenhandel 
verlangt. 

Femer  beantragte  der  Referent  Dr.  Kopp  die  Ausdehnung 
des  §  4  (also  der  Bestrafung  ohne  Rücksicht  auf  Bogehungsort 
und  Nationalität  des  Verbrechers)  auf  das  Verbrechen  des  Mädchen- 
raubes nach  §  207  aJ.  5,  welcher  lautet:  „wer  der  Unzucht  An- 
„derer  Vorschub  leistet,  wird  wegen  Kuppelei  bestraft  ....  5. 
.,wenn  eine  Person  in  das  Ausland  befördert  wird,  um  sie  daselbst 
,,dem  unzüchtigen  Gewerbe  mit  ihrem  Körper  zuzuführen.  Die 
,, Strafe  ist  Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren  oder  Gefängniss  von  drei 
Monaten  bis  zu  5  Jahren.  Auch  kann  auf  Zulässigkeit  der  Stellung 
,, unter  Polizeiaufsicht  erkannt  werden." 


*)  Bekanntlich  ist  auch  dem  Reichstage  im  .Jahre  1891  im  Sinne  der 
BrQaaeler  Conferenz  der  Entwurf  eines  Gesetzes  wider  den  Sklavenranb  und 
Sklavenhandel  vorgelegt  worden.     Siehe  Liszt:  Lehrhuch  Y,  1892,  S.  376. 
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Endlich  beantragte  Abg.  Dr.  Jaques  die  Weglassung  des 
Worti^s  ,, inländische^  im  §  4  ZI.  1,  so  dass  also  jede  Oeldfälsch- 
ung  auch  von  Ausländern  im  Auslande  an  ausländischem  Gelde 
begangen,  als  strafbar  zu  verfolgen  wäre. 

Es  wäre  dies  ein  noch  weiter  gehender  Kechtsschutz  de»* 
üeldes,  als  internationalen  Rechtsgutes,  dem  der  Entwurf  im  §  165. 
wie  oben  erwähnt,  nur  insoweit  Schutz  ertheilt,  dass  er  die 
Fälschung  eigenen  Geldes  straft. 

Der  Regierungsvertreter  Sectionschef  v.  Krall  unterstützte 
im  Ausschusse  die  vom  Referenten  beantragte  Aufnahme  di»> 
§  207  Alin.  5  in  den  §  4  ZI.  1  dos  Entwurfes  und  bemerkte 
bezüglich  des  Antrages  des  Dr.  Jaques,  dass  die  Regierung  zwar 
die  Verfolgung  einer  im  Auslande  von  Ausländern  verübten  Fäl- 
schung ausländischen  Geldes  nicht  für  erforderlich  halte,  aber 
gegen  eine  eventuelle  Ausdehnung  des  Gesetzes  durch  den  Aus- 
schuss  keine  Einwendung  erhebe.  Hingegen  sprach  er  sich  gegen 
die  vom  Abg.  Zucker  vorgeschlagene  Einschränkung  des  §  248. 
betreffend  den  Menschenraub,  aus. 

Bei  der  hierauf  erfolgten  Abstimmung  wurde  der  Anlrag 
des  Abg.  Dr.  Zucker,  betreflPend  die  Einschränkung  der  Straf- 
burkeit  des  Menschenraubes  im  Auslände  auf  den  Sklavenhandel, 
abgelehnt;  ebenso  wurde  auch  die  vom  Dr. .  Jaques  beantragte 
Ausdehnung  der  Strafbarkeit  auf  jedwede  Geldfalschung  im  Aus- 
lande abgelehnt,  und  nur  der  Antrag  des  Referenten  Dr.  Kopp 
auf  Einschaltung  des  §  207  al.  5  (richtiger  ZI.  5)  „Mädcheu- 
raub*'  im  §  4  ZI.   1  angenommen. 

Es  möge  hier  noch  erwähnt  werden,  dass  Prof.  Zucker  in 
der  Begründung  seines  oben  angeführten  Antrages  bemerkte,  dass 
Oesterreich  gemäss  den  Beschlüssen  der  Brüsseler  Conferenz  nur 
die  Verpflichtung  übernommen  hat,  die  Sklavenjagd  und  den 
♦Sklavenhandel  strafgerichtlich  zu  verfolgen,  aber  kein  Grund  vor- 
handen sei,  diese  Ausnahmebestimmung  auf  Menschenraub  über- 
haupt auszudehnen.    Es  könnte  hiefür  gar  kein  stichhältiger  Grund 
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angegeben    worden    und   auch   das  sogenannte  Scliutzprinzip  be- 
j^ründe  nicht  die  im  Entwürfe  geschehene  Ausdehnung. 

Nach  dem  vom  Strafgesetzausschusse  beschlossenen  Mo- 
dificationen  des  Entwurfs  geniessen  somit  internationalen  Rechts- 
schutz: Menschenraub  imd  Mädchenraub  und  werden,  wo  immer 
begangen,  gemäss  der  Bestimmung  des  §  4  ZI.  1  des  Entwurfs 
nach  österr.  Strafgesetze  verfolgt  und  bestraft  werden. 

So  gewährt  der  össterr.  Entwurf  einer  Reihe  fremder  Rechts- 
^üter  seinen  Schutz;  er  gewährt  ihn  sowohl  internationalen 
Itechtsgtitern,  ohne  Unterschied  des  Begehungsortes  und  der 
Nationalität  des  Delinquenten ;  er  gewährt  ihn  auch  befreundeten 
Staaten,  welche  Gegenseitigkeit  verbürgen. 

Dem  Geiste  der  Zeit  und  dem  Interesse  des  ausgebreiteten 
internationalen  Geld- Verkehres  wCirdees  aber  sicherlich  entsprechen, 
im  Sinne  des  Antrages  des  Abg.  Dr.  Jaqües  auch  fremdem  Gelde 
absoluten  Schutz  zu  gewähren  und  ähnlich  wie  es  das  deutsche 
Strafgesetzbuch  im  §  4  ZI.  1  bestimmt,  alle  im  Auslande  be- 
jrangenen  Mfinz verbrechen,  und  nicht  nur  die  in  Beziehung  auf 
inländisches  Geld  begangenen,  nach  össterr.  Strafgesetz  strafen  zu 
lassen.  Um  aber  den  Grund  des  Rechtsschutzes  im  §  4  ZI.  I 
klar  zu  Tage  treten  zu  lassen,  würde  es  sich  empfehlen,  diejenigen 
Fälle,  in  denen  es  sich  um  Schutz  eigener  Rechtsgöter  handelt^ 
von  denjenigen  Fällen  zu  trennen,  wo  es  sich  um  den  Schutz 
internationaler  Rechtsgüter  handelt,  und  sollte  sohin  die  Be- 
stimmung über  die  Bestrafung  des  im  Auslande  begangenen  Ver- 
brechens des  Menschenraubes,  des  Mädchenraubes  und  der  Fäl- 
schung fremden  Geldes  getrennt  werden  von  der  Bestrafung^ 
hochvernitherischer  Handlungen  wider  den  österreichischen 
Staat. 

•  Wir  glauben  aber  auch  schliesslich,  dass  der  internationale 
Rechtsschutz  auszudehnen  wäre  auf  die  Beamten  befreundeter 
Staaten  und  deren  amtliche  Handlungen. 

Bestechung    fremder  Beamten,   insoferne   es   sich    nicht  um 
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Richter  handelt,  Verleitung  derselben  zum  Missbrauche  der  Amtn- 
gewalt,  Widersetzlichkeit  gegen  fremde  Beamte  im  Auslande 
u.  s.  w.  werden  weder  nach  dem  deutschen  Strafgesetze  noch  nach 
dem  österr.  Entwürfe  betraft,  da  dort  im  §  859  hier  im  §  370 
der  Begriff  des  Beamten  im  Sinne  des  Strafgesetzes  auf  im 
inländischen  Dienste  stehende  Beamte  eingeschränkt  wird, 
daher  selbst  Inländer,  welche  sich  einer  Bestechung  oder  Ver- 
leitung zum  Missbrauche  der  Amtsgewalt  einem  ausländischen 
Beamten  gegenüber  einer  Widersetzlichkeit  gegen  Beamte  im 
Auslande  zu  Schulden  kommen  lassen,  straflos  bleiben.  Ein«^ 
solche  Ergänzung  des  Entwurfes  wäre  um  so  notwendiger,  als« 
nach  der  Jurisprudenz  des  österr.  Gassationshofes  das  geltendf^ 
österreichische  Strafgesetz  auch  auf  strafbare  Handlungen,  welch»^ 
im  Auslande  gegen  ausländische  Beamte  verübt  werden,  Anwen- 
dung zu  finden  hat.  So  hat  der  Cassation  shof  namentlich  in 
einer  Entscheidung  vom  16.  November  1875  (No.  87  der  Manz- 
schen  Sammlung  der  Entscheidungen  des  obersten  Gerichts^ 
und  Gassationshofes)  zu  Recht  erkannt,  dass  das  im  §  lor>  di^ry 
geltenden  österr.  Strafgesetzes  bezeichnete  Verbrechen  der  Ver- 
leitung eines  Richters  zur  Parteilichkeit  im  Amte  oder  zur  Ver- 
letzung der  Amtspflicht  auch  an  einem  fremden  (insbesondere 
ungarischen)  Richter  begangen  werden  könne ;  und  in  einer  Ent- 
scheidung vom  19.  Juni  1884  (Nr.  645  der  erwähnten  Samm- 
lung) erkannt,  dass  das  Verbrechen  der  öffentlichen  Gewaltthätig- 
keit  durch  gewaltsame  Widersetzlichkeit  gegen  Beamte  auch  dann 
nach  §  81  des  österr.  Strafgesetzes  zu  bestrafen  sei,  wenn  es 
im  Auslande  gegen  einen  ausländischen  Beamten,  insbesondere 
gegen  einen  ägyptischen  Polizeimann  auf  ägyptischem  Gebiete  be- 
gangen worden  ist. 

Im  ersten  Falle  beantragte  der  Vertheidiger  die  Gassirung 
des  erstgerichtlichen  Schuldspruches  und  die  Freisprechung  des 
w^egen  Verbrechens  der  Bestechung,  begangen  au  einem  aus- 
ländischen Richter,  Verurtheilten,    und  begründete  seinen  Antrai^ 
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in  nachstehender  Weise :  „Wo  das  österr.  Strafgesetz  ausländische 
«^Objecte  schütze,  sei  dies  in  demselben  ausdrücklich  hervor- 
,,gehoben,  wie  z.  B.  in  den  §§  66,  106  u.  s.  w.  Der  Schutz 
^.ausländischer  Institutionen  sei  daher  eine  Aus- 
,,nahme,  welche  die  sonst  eintretende  Regel  des  ausschliesslichen 
, Schutzes  inländischer  Einrichtungen  und  Organe  bestätige. 
„Wollte  man  dem  österr.  Strafgesetze  die  Intention  beimessen, 
^,auch  den  ausländischen  Richter  Tor  Verleitungsversuchen  zu 
, .schützen,  dann  komme  man  consequenterweise  auch  dazu,  den 
«.Bestechungsversuch  an  dem  Richter  eines  africanischen  Nomaden- 
^^stammes  nach  österreichischem  Strafgesetze  strafen  zu  müssen. 
,,Die  Unnahbarkeit  der  Richter  sei  kein  so  allgemeines  Reclits- 
„princip,  wie  etwa  das  Eigenthum  u.  s.  w.,  die  Normen  ver- 
..schiedener  Staaten  über  dieses  Thema  seien  sehr  verschieden; 
^.schon  wer  Beamter  oder  „Richter"  sei,  könne  nur  nach  den 
..positiven  Gesetzen  und  Einrichtungen  jedes  einzelnen  Staates 
.«beurtheilt  werden,  es  sei  daher  ein  dem  ausländischen  Richter 
.^vom  österreichischen  Strafgesetze  gewährter  Schutz  nicht  an- 
..zunehmen." 

Der  Gassationshof  trat  jedoch  den  Ausfuhrungen  der  Ver- 
theidigung  nicht  bei,  sondern  erkannte,  wie  oben  mitgetheilt, 
mit  der  Motivirung,  dass  das  Strafgesetz  im  §  105  ganz  allgemein 
von  der  Verleitung  „eines  Richters"  zur  Verletzung  der  Amts- 
pflicht spreche,  ohne  zu  unterscheiden,  ob  es  sich  um  österr.  oder 
fremde  Richter  handle,  es  sei  daher  das  österr.  Strafgesetz  ohne 
Weiteres  anwendbar. 

Im  zweiten  Falle  hat  ebenfalls  der  Vertheidiger  die  Cassi- 
rung  des  Schuldspruches  mit  der  Motivirung  verlangt,  dass,  wenn 
man  von  der  Voraussetzung  ausginge,  es  sei  das  österr.  Straf- 
gesetz überall  anwendbar,  ohne  Unterschied,  ob  die  dadurch  ge- 
schützten Objecte  österreichische  seien  oder  nicht,  man  dahin 
käme,  auch  wegen  politischer  Delicte  gegen  das  Ausland  z.  B. 
nach  §  65   St.-6.  einschreiten  zu  müssen.     Hingegen  führte  der 
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Generalprocuratnr  und  frühere  Jusiizminister  Glaser  folgendes 
aus :  „Es  lasse  sich  unmöglich  der  Satz  aufstellen,  dass  das  in- 
,, ländische  Strafgesetz  nur  Gegenstände  schütze,  welche  sich  im 
„Inlande  befinden,  oder  das  Interesse  des  Staaies,  in  welchem 
,,das  Strafgesetz  Geltung  hat,  speziell  berühren.  Am  wenigsten 
„könne  das  vom  österreichischen  Strafgesetze  gesagt  werden, 
„welches  die  immer  deutlicher  hervortretende  Richtung  auf  eine 
„Welt Justiz,  auf  gegenseitige  Unterstützung  der  Staaten  in 
„der  gemeinsamen  Bekämpfung  des  Verbrechens,  in  der  gemeiii- 
„samen  Wahrung  der  durch  das  Verbrechen  verletzten  idealen 
„Güter  zuerst  durch  seine  §§  36,  39  und  40  eingeschlagen.  E* 
„gibt  sicherlich  strafbare  Handlungen,  bei  welchen  es  aus  aus- 
„drücklichen  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  (z.  B.  §  58,  §  tir> 
„lit  a)  oder  aus  der  Natur  der  Sache  sich  ergibt,  dass  sie  nur 
„an  inländischen  Objecten  begangen  werden  können.  Allein  wo 
„ein  besonderer  Grund,  dies  anzunehmen,  nicht  vorhanden  ist,  wo 
,,nicht  gesagt  werden  kann,  dass  man  durch  die  Anwendung  einer 
„Strafbestimmung  auf  Angehörige  oder  Institutionen  eines  fremden 
„Staates  in  dessen  politische  Verhältnisse  eingreift,  da  besteht  um 
„so  weniger  Bedenken,  das  österr.  Gesetz  anzuwenden,  weil  sehr 
„häufig  die  Strafbestimmungen,  welche  öfiFentliche  Einrichtungen 
„schützen,  mittelbar  auch  Privatinteressen  schützen.  So  hat  man 
,, gewiss  allen  Grund,  Urkunden-Fälschung,  Meineid,  falsches 
„Zeugniss  unter  diesen  Gesichtspunkt  zu  bringen;  das  Gleiche  hat 
„der  Gassationshof  bereits  mit  der  Entscheidung  vom  16.  Novbr. 
„1875,  Z.  7150,  Samml.  No.  87,  bezüglich  der  Verleitung  eines 
,, ausländischen  Richters  zur  Parteilichkeit  gethan.  Das  heute  zur 
„Sprache  gebrachte  Verbrechen  gehört  unter  denselben  Gesichi*«- 
„punkt.  Die  Forderung  dass  den  Organen  der  Obrigkeit  nicht 
,, gewaltsamer  Widerstand  entgegengesetzt  werde,  ist  eine  in  allen 
„Staaten  und  für  alle  Staaten  anzuerkennende  Forderung  de.H 
„Rechtes;  dass  ihr  entsprochen,  dass  ihre  Geltung  nicht  ver- 
„läugnet  werde,  liegt  im  Interesse  aller  Staaten.   Im  vorliegenden 
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., Falle  kommt  dazu,  dass  die  Organe  eines  Landes  verletzt 
,, wurden,  dass  unsere  daselbst  delinquirenden  Staatsbürger  unseren 
..Gerichten  zur  Bestrafung  überlässt  und  also,  wenn  unser  Straf- 
«,gesetz  auf  derartige  Verletzungen  nicht  anwendbar  wäre,  dadurch 
,,die  völlige  Schutzlosigkeit  seiner  gegenüber  österr.  Verbrechern 
•,herbeifÄhren  würde/' 

Der  Cassationshof  acceptirte  die  Ausführungen  der  General- 
procuratur. 

Was  nun  den  österr.  Strafgesetz-Entwurf  anbelangt,   so  ist 
<lerselbe  bezüglich  der  sogen,  activen  und  passiven  Bestechung  aus- 
ländischer Richter  noch  weiter  gegangen    in    der  Einschmnkung 
der    Anwendbarkeit    der    Bestimmungen    des    Gesetzes    auf    aus- 
ländische Richter,  wie  das  deutsche  Strafgesetzbuch,  was  nament- 
lich aus   folgender  Erwägung    erhellt:    das    deutsche  Strafgesetz 
bestimmt    zwar    im  §  359,    dass    unter  Beamten    im    Sinne    des 
«Strafgesetzes  nur  im  Dienste  des    deutschen  Reiches    oder    eines 
Bundesstaates  angestellte  Beamte  zu   verstehen   sind;    es    werden 
aber    nicht    alle   Delicte    des   28.    Abschnittes    (Verbrechen    und 
Vergehen  im  Amte)  an  die  Beamtenqualität  gebimden;    so   wird 
insbesondere   nach  .§  334    straffällig    „ein    Richter,    Schieds- 
„richter,    Geschworener    oder    SchöfiFe,    welcher    Geschenke    oder 
,, andere  Vortheile   fordert,    anninmit    u.   s.   w.,    sowie    derjenige, 
,, welcher   einen   Richter,    Schiedsrichter,   Geschworenen    oder 
,,Schöffen  Geschenke    oder    andere  Vortheile    anbietet    u.  s.  w.". 
Des  Verbrechens   der  Bestechung   eines   Richters   macht  sich 
somit  nach  §  334  alin.  2  auch  derjenige  schuldig,  der  einem  aus- 
ländischen Richter  Geschenke  oder  andere  Vortheile  anbietet,  so- 
bald  die  Richterqualität  des  Bestochenen    im    allgemeinen    fest- 
steht, wobei  unter  Richter  jeder  von  anständiger  Seite  zur  Hand- 
habung der  richterlichen  Gewalt  im  Staate  Berufene  zu  verstehen 
ist  (vrgl.  Olshacsen  ad  §  334  nota  2). 

Der  österr.  Entwurf  bestimmt  dagegen  im  correspondirendeii 
§  :Mi)  „ein  Beamter,  Schiedsrichter  oder  Geschworener,  welcher 
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,, Geschenke  oder  andere  Vortheile  annimmt'^  u.  s.  w.  und  im 
§  376  ^,yfer  einer  der  im  §  375  genannten  Personen  zu 
„dem  daselbst  bezeichneten  Zwecke  Geschenke  oder  andere  Vor- 
„theile  anbietet  u.  s.  w/*  Da  nun  aber  im  §  370  gesagt  wird, 
dass  „unter  Beamten  in  Beziehung  auf  Verbrechen  und  Vergehen 
„im  Amte  nur  im  inländischen  öffentlichen  Dienste  angestellte 
„Personen  zu  verstehen  sind^^,  so  könnte,  —  da  im  §  375  nicht 
von  einem  Richter  im  Allgemeinen,  wie  im  deutschen  Strafgesetze, 

« 

sondern  von  einem  Beamten  die  Rede  ist,  somit  gemäss  §  37H 
nur  von  einem  inländischen  Beamten.  —  weder  der  ausländische 
Richter,  der  sich  des  Verbrechens  des  §  375  schuldig  macht, 
noch  derjenige,  der  einen  ausländischen  Richter  dazu  verleitet 
oder  zu  bestechen  sucht  (§  376),  nach  dem  Entwürfe  bestraft 
werden. 

Was  endlich  die  strafbaren  Handlungen  gegen  die  Staats» 
gewalt  anbelangt,  ist  bekanntlich  in  der  Litteratur  die  Frage 
streitig,  ob  nach  deutschem  Strafgesetze  nur  strafbare  Hand- 
lungen gegen  inländische  Beamte  unter  das  Gesetz  fallen,  oder 
auch  gegen  ausländische. 

Die  Mehrheit  der  Schriftsteller,  insbesondere  Hbinze,  John, 
Geyer,  Hälsghner,  Merkel,  Olshausen  und  neuestens  auch  Liszt 
(Lehrbuch  V  Aufl.  1892  S.  580)  sind  der  Ansicht,  dass,  wo  aus- 
drückliche Bestinuuungen  fehlen,  die  in  den  §§  110 — 122  des 
Strafgesetzes  enthaltenen  Strafandrohungen  auf  inländische  Staats- 
einrichtungen und  auf  die  Gewalt  gegen  inländische  Staatsbeamte 
zu  beschränken  sind,  da  im  Strafgesetze  ausländische  Staats- 
beamte den  inländischen  nicht  gleichgestellt  sind,  was  insbeson- 
dere auch  aus  §  359  folgt. 

Entgegengesetzter  Meinung  sind  Berner,  Meyer  und  Schulze 
(Lehrbuch  S.  260  Note  4),  letzterer  namentlich  mit  der  Begrün- 
dung, dass  die  allgemeinen  Grundsätze  der  §§  3  u.  4  schlechthin 
Anwendung  erheischen,  wo  im  besonderen  Theile  eine  beschrankende 
Abweichung  nicht  bestimmt  ist   und   dass    eben    die  Ausdrucks- 
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weise  der  §§  100 — 1*22  eine  unbeschränkte  ist  („wer",  „die  Obrig- 
keit** u.  s.  w.).  Der  österr.  Entwurf  lässt  die  Frage  ebenso 
strittig  erscheinen,  wie  das  deutsche  Strafgesetz,  denn  einerseits 
wird  im  §  370  der  Begriff  des  Beamten  beschränkt  auf  Personen, 
die  im  inländischen  öffentlichen  Dienste  angestellt  sind,  ander- 
seits aber  werden  die  im  V.  Hauptstücke  bezeichneten  Verbrechen 
und  Vergehen  gegen  die  Wirksamkeit  und  das  Ansehen  der 
Staatsgewalt,  nach  dem  Wortlaute  der  bezüglichen  Bestimmungen, 
nicht  nur  durch  Handlungen  wider  Beamte  im  Sinne  des  §  370 
begangen,  sondern  im  Allgemeinen  durch  Handlungen  wider  „die 
Behörde**,  wider  „im  öffentlichen  Dienste  stehende  Personen**, 
„die  Obrigkeit'*  u.  s.  w. ;  eine  Beschränkung  auf  inländische 
Htaatseinrichtungen  wird  somit  nicht  ausdrücklich  statuirt. 

Um  nun  allen  diesen  Zweifeln  und  Widersprüchen  aus  dem 
Wege  zu  gehen,  würden  wir  beantragen,  dass  vor  allem  im 
§  375  des  Entwurfes  statt  „ein  Beamter'*  gesagt  wird  „ein 
Itichter**,  wodurch  die  Beschränkung  der  Bestimmungen  der 
§§  375  und  376  des  Entwurfes  auf  inländische  Richter  entfallen 
würde.  Femer  aber  sind  wir  der  Meinung,  dass  im  Allgemeinen 
den  öffentlichen  Beamten  und  den  Staatseinrichtungen  fremder 
civilisirter  Staaten  unter  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  derselbe 
Schutz  anzugedeihen  wäre,  wie  den  inländischen,  und  dass  daher 
in  die  Reihe  der  im  Inlande  strafbaren  Handlungen  gegen  be- 
freundete Staaten  noch  aufzunehmen  wären:  Bestechung  fremder 
öffentl.  Beamten  und  gewaltsame  Handlungen  gegen  die  Beamten 
und  Staatseinrichtungen  befreundeter  Staaten.  Die  erwähnten 
Delicte  wären  ebenso  wie  die  im  III.  Hauptstücke  des  Entwurfes 
bezeichneten  strafbaren  Handlungen  gegen  befreundete  Staaten 
nur  in  Gemässheit  des  §  4  ZI.  2  zu  verfolgen,  d.  i.,  wenn  der 
i^chuldige  zur  Zeit    der  That    österreichischer  Staatsbürger    war. 

Der  Mangel  einer  solchen  Bestimmung  ist  umso  bedenk- 
licher, als  nach  den  obigen  Ausführungen  strafbare  Handlungen, 
von  Inländern  ausländischen  Beamten  gegenüber  begangen,  straf- 
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los  wären,  trotzdem  sie  gewiss  strafbarer  erscheinen,  wie  andere 
minder  wichtige  Deiicte  gegen  befreundete  Staaten,  die  der  Be- 
strafung nach  unserem  Gesetze  unterliegen.  Ja  es  können  Fälle 
vorkommen,  wo  die  Bestechung  eines  fremden  Richters  zum 
Zwecke  der  Schädigung  eines  Inländers  versucht  wird, 
wenn  z.  B.  zwei  Inländer  vor  einem  ausländischen  Gericht  Proces,s 
fahren;  auch  in  solchen  Fällen  den  Inländer  straflos  zu  lassen, 
wie  dies  nach  dem  Wortlaute  der  §§  375  und  376  des  Entwurfes 
der  Fall  wäre,  scheint  uns  aber  mehr  wie  bedenklich. 

Aus  diesen  Gründen  glauben  wir,  dass  die  oben  befürwor- 
teten Aenderungen  resp.  Ergänzungen  der  Bestimmungen  des 
Entwurfes  bezüglich  strafbarer  Handlungen  gegen  befreundete* 
Staaten  wohl  gerechtfertigt  erscheinen. 


—     121     — 


Zar  Auslegnng  der  Bestimmmigeii  des  österr.  Rechtes 
fiber  die  Immmiität  der  Abgeordneten/) 


Von 
Prof.  Zücker  in  Prag. 


Das  österr.  Abgeordnetenhaus  beschäftigt  zur  Zeit  nach- 
stehender Immunitatsfall.  — 

Der  Reichsrathsabgeordnete  A.  Sp.,  Professor  der  Staats- 
anstalt in  G.,  wurde  nach  durchgeführtem  Disciplinarverfahren 
seines  Dienstes  entlassen,  weil  er  eine  gegen  die  gegenwärtige 
staatsrechtliche  Gestaltung  der  Monarchie  gerichtete  öffentliche 
Rede  gehalten  und  weil  er  bei  den  Reichsraths wählen  in  hervor- 
ragender Weise  agitatorisch  thätig  gewesen  war. 

Diese  Entlassung  wurde  im  Abgeordnetenhause  zur  Sprache 
gebracht,  daselbst  einer  theilweise  sehr  scharfen  Kritik  unter- 
zogen und  der  Antrag,  es  sei  die  Angelegenheit  dem  Immunitäts- 
ausschusse zuzuweisen,  vom  Hause  einstimmig  angenommen. 

Der  genannte  ständige  Ausschuss  hat  sich  nun  zur  Aufgal)e 
gestellt,  zu  erwägen: 

a)  Ob    durch    die    erwähnte   Entlassung   des   Abgeordneten 

*)  Litteratur:  Gneist:  engl.  Verfassungsgesch.,  May:  Das  engl. 
ParlamentsverfahreD,  Helie:  Les  constitations  de  France,  Poudba  et  Piebre  : 
Trait^  pratiqne  de  droit  ^parlamentaire,  Fiscuel:  Die  Verfassung  Englands, 
Hebxakn:  Ueber  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Mitgl.  der  Stände- 
versammlang,  im  Arch.  d.  C.  R.,  1853,  S.  341  u.  (f.,  Zöpfl:  Grundsätze  des 
Staatsrechtes,  Labavd:  D.  Staatsrecht,  g  37,  Eissliko:  Die  Verantwort- 
lichkeit der  Abgeordneten,  Fvld:  Die  strafr.  Immunität,  Ger.  S.  1883,  S.  529, 
Sbtdil  :  Annalen  des  D.  R.  1880,  Sbidlsb  :  Die  Immunität  der  Mitglieder  der 
VertretnngakOrper,  1891,  u.  a.  m. 
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Sp.  aus  dem  Staatsdienste  die  Immunität  des  betreflFenden  Abge- 
ordneten verletzt  worden  sei? 

b)  Ob  es  sich  im  Hinblicke  auf  den  erwähnten  Fall  empfehle, 
eine  Änderung  der  österreichischen  Immunitäisgesetze  in  Anregung 
zu  bringen? 

Wir  wollen  es  versuchen,  unserer  Anschauung  bezüglich 
beider  Punkte  in  gedrängter  Kürze  Ausdruck  zu  geben. 

Für  die  Beurtheilung  der  Abgeordnetenimmunität  nach 
österreichischem  Rechte  kommt  im  Hinblicke  auf  den  oben  er- 
wähnten Fall  §  16  des  Grundgesetzes  über  die  K«ichsvertretuug 
vom  21.  Dezember  1867  No.  141  R.-G.-Bl.  in  Betracht;  derselbe 
normirt  in  al.  2:  Die  Mitglieder  des  Reichsrathes  können  wegen 
der  in  Ausübung  ihres  Berufes  geschehenen  Abstimmungen  nie- 
mals, wegen  der  in  diesem  Berufe  gemachten  Aeusserungen  aber 
nur  vor  dem  Hause,  dem  sie  angehören,  zur  Verantwortuntc 
gezogen  werden. 

al.  8.:  Kein  Mitglied  des  Reichsrathes  darf  während  der 
Dauer  der  Session  wegen  einer  strafbaren  Handlung  —  den  Fall 
der  Ergreifung  auf  frischer  That  ausgenommen  —  ohne  Zu- 
stimmung des  Hauses  verhaftet  oder  gerichtlich  verfolgt  werden. 

Einzelne  vermeinen,  dass,  wenn  Sp.  die  ihm  zur  Last  ge- 
legten Aeusserungen  (Rede  und  Wahlagitation)  in  seinem  Be- 
rufe gemacht  habe,  das  Disciplinarverfahren  wider  ihn,  weil  ohne 
Zustimmung  des  Hauses  erfolgt,  formell  zu  Unrecht  eingeleitet 
worden  sei,  da  der  §  16  al.  2  den  Abgeordneten  vor  jeder  wie 
immer  gearteten,  also  auch  vor  der  disciplinarrechtlichen  Ver- 
antwortung schütze. 

Die  Frage,  ob  Sp.  in  seinem  Abgeordnetenberufe  gehandelt 
habe,  sei  eine  quaestio  facti,  die  insbesondere  geprüft  zu  werden 
habe. 

Wir  treten  dieser  Meinung  nicht  bei  und  sind  vielmehr  der 
Ansicht,  dass  §  16  al.  2  den  Abgeordneten,  der  im  Hause  (au 
sein    du    corps    legislativ)    Aeusserungen    vorbringe,    vor    einem 
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Disciplinarverfahren  und  dessen  Consequenzen  nicht  zu  schützen 
▼ermag,  mit  anderen  Worten:  wir  sind  der  Ansicht,  dass  §  16 
al.  2  nur  die  strafrechtliche  Immunität  der  Abgeordneten 
begründe. 

Dies  ergibt  sich  zunächst  aus  dem  Zusammenhange  zwischen 
al.  2  und  al.  3  der  citirten  Bestimmung  des  §  16  des  Gesetzes 
über  die  Reichsvertretung. 

Es  ist  klar,  dass  §  16  in  den  oben  citirten  beiden  Alineas 
einen  doppelten  Schutz  den  Abgeordneten  gewähren  vdll. 

Zunächst  rücksichtlich  ihres  Verhaltens  im  Hause  selbst; 
hier  soll  eine  strafrechtliche  Verantwortung  gar  nicht  platz 
greifen;  sodann  rücksichtlich  des  sog.  ausserberuflichen  Verhaltens; 
hier  soll  eine  strafrechtliche  Verantwortung  des  Abgeordneten 
nur  bei  erfolgter  Zustimmung  des  Hauses,  dem  der  Abgeordnete 
angehört,  stattfinden  können. 

Eine  au  dem  Wortlaute  des  §  16  al.  2  ängstlich  haftende 
Auslegung  verweist  auf  das  Wörtchen  .niemals^  in  demselben 
und  vermeint  aus  dem  Gebrauche  dieses  Wortes  den  Schluss 
ziehen  zu  dürfen,  dass  die  Abstimmung  des  Abgeordneten  keinen 
Gegenstand  der  Verantwortlichkeit  des  Abgeordneten  überhaupt 
bilden  dürfe,  während  die  im  Berufe  gemachte  Aeusserung  nur 
vom  Hause  —  also  von  niemand  Anderem  jemals  —  geahndet 
werden  könne. 

Aber  diese  Argumentation  ist  unrichtig. 

Wie  die  Debatten  bei  Zustandekommen  des  Gesetzes,  auf 
welche  des  Weiteren  noch  hingewiesen  werden  soll,  bezeugen, 
bezieht  sich  das  Wörtchen  „niemals''  nur  darauf,  dass  die  Ab- 
stimmung des  Abgeordneten  vom  Hause  jederzeit  ohne  jede  Re- 
crimination  hingenommen  werden  müsse,  dass  somit  das  Disciplinar- 
rei'.ht  des  Hauses  sich  nur  auf  die  Aeusserungen  des  Abgeordneten 
erstrecken  dürfe. 

Hiemit   ist   aber    dem   Abgeordneten    keinerlei    gesetzlicher 
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Schutz  vor  anderen  Verfolgungen,  insbesondere  der  disciplinar- 
rechtlichen,  gewährt. 

Diese  Anschauung  wird  durch  die  Entwicklungsgeschichte^ 
der  erwähnten  Bestimmung,  wie  wir  glauben,  gegen  jeden  Wider- 
spruch bestätigt. 

Den  Anstoss  zur  Immunitätsgesetzgebung  in  Deutschland 
und  Gestenreich  hat,  wie  bekannt,  Art.  44  der  belgischen  Ver- 
fassung gegeben,  welcher  lautet: 

„Aucun  membre  de  Tune  ou  de  Tautre  chambre  ne  peut 
etre  poursuivi  ou  recherch^  a  Toccasion  des  opinions  et  votes 
^mis  par  lui  dans  Texercice  de  ses  fonctions.*'  Diese  Besprechung 
erhält  eine  authentische  Interpretation  durch  die  Erklärung  des 
damaligen  Justizministers  (Moniteur  vom  23.  Juni  1883),  welcher 
sich  äussert: 

„L'article  44  assure  une  inviolabilite  legale  ä  la  persoime 
de  chaque  membre  du  chef  de  sa  conduite  parlamentaire,  c^est- 
a-dire  que  ses  actes  ne  peuvent  pas  devenir  la  matiere 
d'une  poursuite  judiciaire.** 

Wir  sehen,  dass  hier  von  keiner  anderen  Verfolgung  die 
Rede  ist,  als  von  der  gerichtlichen  Verfolgung,  die  gegen  ein 
Mitglied  des  Hauses  wegen  seiner  Abstimmung  und  Äusserung 
im  Parlamente  nicht  stattfinden  dürfe. 

Genau  auf  demselben  Standpunkte  steht  die  österreichische 
Immunitätsgesetzgebung  bei  Aufnahme  des  dem  Artikel  44  der 
belgischen  Verfassung  entsprechenden  §  1  des  Gesetzes  vom  3. 
Oktober  1861  Nr.  98,  welcher  §  1  wörtlich  als  §  16  al.  2  in 
das  Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung  übernommen  wor- 
den ist. 

Jeden  Zweifel  daran  beseitigt  die  Debatte,  welche  bezüglich 
des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1861  im  österr.  Abgeordnetenhauüe 
stattgefunden  hat  und  volle  Einsicht  in  Sinn  und  Inhalt  des  § 
16  al.  2  gewährt. 

In  der  ganzen   Debatte    beider    Häuser    des    Reichsrathe:^ 
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ist  nur  von  der  Immunität  gegen  die  strafrechtliche  Verfolgung 
die  Rede  und  es  wird  ausdrücklich  und  wiederholt  betont,  dass 
die  Abgeordneten  fQr  die  im  Parlamente  vorgebrachte  Aeusse- 
rungen  vor  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  ge- 
schützt sein  solUen. 

Die  absolute  Fassung  der  betreffenden  Gesetzesbestinmiung, 
welche  den  Schein  erwecken  könnte,  als  handelte  es  sich  um 
Befreiung  von  jeder  wie  immer  gearteten  Verantwortlich- 
keit, erfährt  in  dieser  eingehenden  und  ausföhrlichen  Debatte 
folgende  Erklärung: 

Die  österr.  Gesetzgebung  wollte  durch  jene  absolute  Fas- 
sung lediglich  der  Norm  Geltung  verschaffen,  dass  die  strafrecht- 
liche Immunität  den  Abgeordneten  bezüglich  aller  Criminal- 
delicte  zukomme,  während  in  anderen  Verfassungsurkunden  ein- 
zelne Delicto  von  dieser  Immunität  ausgenonmien  waren. 

So  erklärt  Staatsminister  Schmerling  —  Stenograf.  Proto- 
kolle des  Abgeordnetenhauses,  1861  S.  165  u.  ff.  —  wörtlich: 
»Als  ich  die  Ehre  hatte,  den  Gesetzentwurf,  über  den  heute  die 
,  Debatte  geführt  wird,  auf  den  Tisch  des  Hauses  zu  legen,  habe 
,ich  in  Kürze  jene  Momente  hervorgehoben,  die  die  Regierung 
«veranlasst  haben,  den  Gesetzentwurf  einzubringen.  Ich  habe  ins- 
^ besondere  erwähnt,  dass  der  Regierung  ein  strenges  Bedürfiiiss  für 
«die  Einbringung diesesGesetzes  nicht  vorgelegen  ist,  weil  sie  in 
«der  That  von  der  Voraussetzung  ausgehen  durfte,  dass  inmit- 
•ten  diesesHauses  und  der  Landtagein  keinerWeise 
^Äusserungen  vorfallen  würden,  wegen  deren  eine 
«strafrechtliche  Einschreitung  angezeigt  wäre,  weil 
«die  Regierung  selbst  nie  daran  gedacht  haben  würde, 
«irgend  eine  solche  strafgerichtliche  Einschreitung 
«hervorzurufen ** 

An  einer  anderen  Stelle  seiner  Rede  erklärt  er:  „Die  Re- 
«gierung  glaube,  dass  von  Seite  des  Hauses  ebensowenig  wie  von 
«Seiten  der  Landtage  eine  eigentliche  Immunität  in  An- 
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«Spruch  geDommen  werden  wollte;  sie  —  die  Regierung 
« —  glaube,  dass  der  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Geset»* 
«von  allen  Abgeordneten  gleichmässig  anerkannt  werde,  und  da- 
^her  keineswegs  ein  Wunsch  dahin  gerichtet  sein  würde,  irgend 
„ein  Privilegium  in  Anspruch  zu  nehmen,  welches 
,,über  den  eigentlichen  Zweck  des  Gesetzes  hinaus- 
zugehen würde.  Wenn  es  durch  den  ersten  Absatz  dieses  Ge- 
^,setzes,  durch  das  Gesetz  über  die  Redefreiheit,  ausnahmslos 
, «gestattet  ist,  von  der  Redefreiheit  Gebrauch  zu  machen,  wenn, 
„wie  im  vorliegenden  Entwürfe  keine  Ausnahme  constituirt 
„wird,  dass  man  für  irgend  eine  im  Saale  gehalten«^ 
„Rede  zur  —  seil,  criminalrechtlichen  —  Verantwortung; 
„gezogen  werden  kann,  dann  glaube  ich  ist  der  Zweck  dieses 
„Gesetzes  im  vollen  Umfange  gewahrt  und  in  dieser  Reziehnng 
„nehme  ich  fttr  die  Regierungsvorlage  volle  Freisinnigkeit  in 
„Anspruch,  indem  in  verschiedenen  anderen  Verfassungen  dieses 
., Recht  der  Redefreiheit  wesentlich  modificirt  oder  beschränkt 
.,würde." 

Nun  führt  der  Redner  als  Beweis  fttr  die  Freisinnigkeit 
des  Entwurfes  die  Bestimmung  des  §  54  der  Verfassung  für 
Hannover  an,  n  ach  welchem  allerdings  ein  gerichtliches 
Verfahren  gegen  Mitglieder  wegen  der  von  ihnen  in 
der  Kammer,  Commissionen  oder  Conferenzen  gemachten  Aus- 
serungen  zulässig  sei,  wenn  diese  Äusserungen  hoch- 
verrätherischen  Inhaltes  sind,  oder  eine  Beleidigung 
oder  Verläumdung  enthalten. 

Ebenso  citirt  er  Verfassungsbestimmungen  des  Kurfürsten- 
thums  Hessen,  des  Königreichs  Sachsen,  ähnlichen  Inhalt-es,  und 
constatirt  dagegen,  dass  solche  Ausnahmen  bezüglich  einzelner 
Delicte,  die  strafgerichtlich  verfolgt  werden  können, 
in  Oesterreich  nicht  gemacht  werden  sollen. 

In  ähnlicher  Weise  äussern  sich  fast  sämmtliche  Redner 
des  Hauses,  so  dass  wir  wohl  berechtigt  sind  zu  sagen: 
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Die  Verantwortung,  von  der  in  §  16  al.  2  die  Rede 
ist,  bezieht  sich  einzig  und  allein  auf  die  strafrecht- 
liche Verantwortung;  an  die  Befreiung  von  einer  an- 
deren Verantwortlichkeit,  sowie  es  beispielsweise  ins- 
besondere die  disciplinarrechtliche  ist,  wurde  damals 
—  dies  geht  unwiderruflich  aus  dem  ganzen  Verlaufe 
der  Debatte  hervor  —  auch  nicht  einmal  gedacht,  ge- 
schweige denn,  dass  eine  solche  Intention  irgendwie 
zum  Ausdrucke  gelangt  wäre. 

Will  daher  heute  §  16  al.  2  dahin  ausgelegt  werden,  dass 
der  Abgeordnete  ffir  die  in  seinem  Berufe  gethanen  Äusserungen 
einen  mehreren  Schutz  gemessen,  als  den:  nicht  strafrechtlich 
verfolgt  werden  zu  dürfen,  so  wird  in  die  citirte  gesetzliche  Be- 
stimmung entschieden  Etwas  hineingelegt,  was  in  derselben  nicht 
enthHlten  ist. 

Dass  auch  §  16  al.  3  nur  den  Schutz  gegen  strafrecht- 
liche Verfolgung  ausspreche,  dies  geht  aus  dem  klaren  un- 
zweifelhaften Wortlaute  der  oben  citirten  Bestimmung  hervor 
und  bedarf  gewiss  keiner  näheren  Begründung    und  Ausführung. 

Wird  aber  diese  Auslegung  der  beiden  oben  citirten  Ge- 
setzesbestimmungen für  richtig  anerkannt,  so  kann  nur  die  Frage 
übrig  bleiben,  ob  die  erwähnte  Dienstentlassung  des  Österreich. 
Abgeordneten  Sp.  ein  Bedürfniss  der  Änderung  der  Bestimmungen 
der  österreichischen  Immunitätsgesetze  erkennen   lasse? 

Wir  bejahen  entschiedenst  diese  Frage  und  glauben,  dass 
zunächst  unzweifelhaft  die  Reformbedürftigkeit  des  §  16  al.  2 
sich  ergebe,  wie  ja  dieselbe  den  früheren  Verfassungsbestimmungen 
gegenüber  bereits  in  der  deutschen  Verfassung  zur  Wirksamkeit 
gelangt  ist. 

W^enn  in  Art.  3U  der  d.  Reichsverfassung  bestimmt  wird, 
dass  ..kein  Mitglied  des  Reichstages  zur  irgend  einer  Zeit  wegen 
seiner  Abstimmung  oder  wegen  einer  in  Ausübung  seines  Berufes 
gethanen    Äusserung  gerichtlich   oder  disciplinarisch  ver- 
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folgt  oder  sonst  ausserhalb  der  Versammlung  zur 
Verantwortung  gezogen  werden  kann",  so  sehen  wir 
darin  ein  Vorbild,  nach  welchem  die  Änderungen  der  Bestim- 
mung des  §  16  al.  2  unzweifelhaft  zu  erfolgen  hat,  wofern  der 
österreichische  Abgeordnete  seine  volle  Redefreiheit  im  Parlament^^ 
erlangen  soll;  bis  jetzt  ist  dieselbe  nur  von  dem  Wohlwollen 
der  Regierung  abhängig,  welche  durch  Nichts  gehindert  ist, 
den  Abgeordneten,  der  zugleich  Beamter  ist,  für  missliebige 
Äusserungen,  ja  sogar  auch  für  blosse  Abstimmungen  im  Dis- 
ciplinarwege  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

Einer  solchen  Abänderung  der  Bestimmung  des  §  16  al.  2, 
die  etwa  folgendermassen  zu  lauten  hätte: 

„Die  Mitglieder  des  Reichsrathes  können  wegen  der  in 
„Ausübung  ihres  Berufes  geschehenen  Abstimmungen  und  wegen 
„der  in  diesem  Berufe  gethanen  Äusserungen  weder  gerichtlich 
„noch  disciplinarisch  verfolgt,  •  noch  auch  sonst  ausserhalb  des 
„Hauses,  dem  sie  angehören,  zur  Verantwortung  gezogen  werden/' 

dürfte  wohl  daher  kein  ernster  Widerstand  entgegeu- 
gebracht  werden  wollen. 

Schwieriger  ist  dagegen  wohl  die  Frage,  ob  es  sich  em- 
pfehle, auch  den  Schutz  des  Abgeordneten  ffir  sein  ausserberuf- 
lieh  es  V^erhalten  über  die  bisherigen  Grenzen  zu  erweitern. 

Hier  treten  uns  mehrfache  Bedenken  entgegen,  mit  denen 
wir  uns  zu  beschäftigen  haben  werden. 

Zunächst  die  Einwendung,  dass  sich  historisch  die  Abgeord- 
netenimmunität nur  gegenüber  der  strafrechtlichen  Verfolgung 
entwickelt  habe. 

Das  ist  thatsächlich  richtig,  ja  noch  mehr;  der  Schutz  wurde 
ursprünglich  nicht  einmal  gegenüber  der  criminalrechtlichen,  son- 
dern nur  gegenüber  der  Civilexecution  gewährt. 

In  dem  Mutterlande  des  Parlamentarismus  —  in  England  — 
finden  wir  im  J.  1290  ein  Gesetz,  welches  verordnete,  dass  wäh- 
rend der  Dauer  des  Parlamentes,  sowie  einer  entsprechenden  Zeit 
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Tor  Beginn  und  nach  Schluss  desselben  kein  Mitglied  des  Par- 
lamentes im  Wege  der  Civilexecution  gerichtlich  eingezogen 
werden  soll.  In  Bezug  auf  Criminalhaft  hatte  dieses  Privilegium 
seit  jeher  grundsätzlich  keine  Geltung.  Hier  hielt  man  das 
gemeine  Recht  für  ausreichend  und  nur,  wenn  die  Habeas-  Corpus- 
A^te  zeitweilig  ausser  Kraft  traten,  wurde  bestimmt,  dass  wäh- 
rend der  Tagung  des  Parlamentes  kein  Mitglied  verhaftet  werden 
dürfe,  bevor  die  Verdachtsgründe  dem  Hause  mitgetheilt  wären 
und  das  Haus  die  Zustimmung  ertheilt  hätte. 

Ebenso  wurde  in  Frankreich  den  Deputirten  zunächst  der 
Schutz  gegen  Civilexecution  verliehen. 

Wenn  nun  aber  im  weiteren  Verlaufe  staatsrechtlicher  Ent- 
wickelung  der  Nachdruck  auf  die  Immunität  gegenüber  der  straf- 
rechtlichen Verfolgung  gelegt  wurde  und  diesfalls  die  entschei- 
denden Bestimmungen  der  Staatsgrundgesetze  ergingen,  so  wird 
eben  hierdurch  der  Nachweiss  erbracht,  dass  flir  die  Erlassung 
der  bezüglichen    Normen    das  Bedttrfniss   zu  entscheiden  habe. 

Verlangt  es  das  Interesse  des  Verfassungslebens,  dass  der 
Abgeordnete  in  seinem  ausserberuflichen  Verhalten  den  Schutz 
der  Immunität  gegen  ein  disciplinarrechtliches  Verfahren  geniesse, 
80  kann  der  Umstand,  dass  ein  solcher  Schutz  ihm  bisher  ver- 
sagt wurde,  keinen  Grund  dafür  abgeben,  von  einer  derartigen 
Bestimmung  abzusehen. 

Gerade  im  öfiTentlichen  Rechtsleben,  dessen  „Jugendlichkeit" 
gegenüber  dem  Privatrechte  kaum  in  Zweifel  gezogen  werden 
dürfte,  empfiehlt  es  sich,  dem  im  gegebenen  Falle  sich  geltend 
machenden  Bedürfnisse  sofort  nach  Thunlichkeit  Rechnung  zu 
tragen,  da  sonst  die  Gefahr  der  Verkümmerung  der  Rechts- 
entwicklung wohl  nicht  zu  vermeiden  ist. 

Dies  vorausgesetzt,  steht  zur  Untersuchung,  ob  der  Abge- 
ordnete des  Immunitätsschutzes  gegen  Disciplinarverfolgungen 
wegen  seines  ausserberuflichen  Verhaltens    auch    wirklich  bedarf. 

Wir  meinen,    dass    die    ratio  legis,  welche  die  Zulässigkeit 
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der  strafrechtlichen  Verfolgung  des  Abgeordneten  yon  der  Zu- 
stimmung des  Hauses,  dem  er  angehört,  abhängig  macht,  auch 
für  den  Schutz  vor  der  Disciplinarverfolgung  geltend  gemacht 
werden  kann. 

Der  Zweck  der  Immunitätsgesetze  ist:  Den  Mitgliedern  der 
parlamentarischen  Körperschaften  die  freie  und  unabhängige  Aus- 
übung der  ihnen  obliegenden  Functionen  zu  sichern. 

In  dieser  Ausübung  können  sie  aber  weit  eher  durch  eine 
disciplinaramtliche,  als  durch  eine  strafrechtliche  Verfolgung  be- 
hindert werden. 

Letztere  ruht  in  den  meisten  Staaten  in  den  Händen  unab- 
hängiger Richter,  und  wenn  diese  ihre  Verfolgungsantnige  der 
Prüfung  der  parlamentarischen  Körperschaften  unterwerfen  müssen, 
so  ist  absolut  nicht  abzusehen,  warum  nicht  auch  eine  disciplinar- 
amtliche Verfolgung  der  Cognition  der  Parlamente  unterzogen 
werden  dürfte,  sobald  sie  gegen  einen  Abgeordneten  gerichtet  ist. 

Der  Einwand,  dass  die  Folgen  einer  Criminaluntersuchung 
schwerwiegender  sind,  als  jene  eines  Disciplinarverfahrens,  ist 
nicht  durchschlagend,  weil  das  Ergebniss  einer  strafrechtlichen 
Verfolgung  nicht  nothwendig  eine  Verurtheilung  sein  muss  und 
weil  manche  Folge  eines  Disciplinarverfahrens  —  man  denke  an 
Entlassung  aus  dem  öffentlichen  Dienste  —  sich  gewiss  als  ein 
weit  empfindlicheres  Übel  darstellt,  als  eine  geringfügige  Geld- 
oder Freiheitsstrafe  auf  Grund  eines  ergangenen  Straferkenntnisses^ 

Eine  weitere  Einwendung  wird  aus  dem  Grunde  erhoben, 
weil  dem  Staate  das  Disciplinarrecht  gegen  seine  Beamten  nicht 
verkümmert  werden  dürfe,  der  Abgeordnete  habe  kein  Recht, 
unter  Berufung  auf  seine  Eigenschaft  als  parlamentarischer  Volks- 
vertreter vom  Staate  eine  andere  Behandlung  in  Anspruch  zu 
nehmen,  als  jeder  andere  Staatsdiener. 

Aber  auch  dieses  Bedenken  ist  nicht  stichhaltig.  Der  Staat 
ist  in  Wirklichkeit  verpflichtet,  der  Form  der  Verfassung,  die  er 
sich  selbst  gewählt  hat,    weitgehende  Opfer  zu    bringen    und    er 
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bringt  sie  auch,  indem  er  einerseits  auf  das  Strafrecht  überhaupt, 
andererseits  auf  die  ungehinderte  Ausübung  desselben  verzichtet, 
indem  er  weiters  dem  Beamten  das  Recht  gewährt,  die  Dienst- 
leistung während  der  Dauer  der  Ausübung  des  Mandates  zur 
Gänze  einzustellen  u.  s.  w. 

Es  kann  somit  nur  die  Frage  entscheiden,  ob  im  gegebenen 
Falle  das  öffentliche  Interesse  an  einer  unbehinderten  Mandats- 
ansübung, oder  das  Interesse  der  Staatsverwaltung  an  der  ^nz- 
lich  unbehinderten  Ausübung  des  Disciplinarbefugnisses  höher  zu 
stellen  sei. 

Für  Jene,  die  der  ungehinderten  Mandatsausübung  den  Vor- 
zug einräumen,  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  der  Staat 
wohl  verpflichtet  werden  dürfe,  die  Ausübung  seines  Disciplinar- 
rechtes  während  der  Dauer  der  Session  der  Zustimmung  des 
öffentlichen  Vertretungskörpers,  dem  der  Beamte  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Abgeordneter  angehört,  zu  unterwerfen. 

Steht  das  Vorgehen  des  Beamten,  welches  zu  dem  Disciplinar- 
verfahren  Anlass  gibt,  ohne  alle  Beziehung  zu  dem  Berufe  des 
Abgeordneten,  so  wird  kein  Vertretungskörper  seine  Zustimmung 
zur  Verfolgung  verweigern;  ist  aber  eine  solche  Beziehung  vor- 
handen, dann  ist  das  Priifungsrecht  der  parlamentarischen  Körper- 
schaft nicht  abzuweisen. 

Wer  auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkte  steht  und  den 
Abgeordneten  als  Beamten  ganz  den  Anforderungen  des  Dienst- 
verhältnisses ausgeliefert  wissen  will,  muss  sich  für  den  Grund- 
satz der  Incompatibilität  des  Abgeordnetenmandates  und  des 
Staatsdienstes  aussprechen,  denn  es  geht  schlechterdings  nicht 
an.  vom  Abgeordneten  zu  verlangen,  dass  er  bei  seinen  politischen 
Actionen  und  in  seiner  ausserparlamentarischen  Thätigkeit  sich 
Aeta  die  Rücksichten  seiner  amtlichen  Stellung  vor  Augen  halte 
und  sich  überall  und  ausschliesslich  von  diesen  letzteren  be- 
stimmen und  leiten  lasse. 

Der  Eingangs  dieser  Abhandlung  erwähnte  Fall,  in  welchem 

9* 
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Wahlagitationen  dem  Abgeordneten  als  Dienstvergehen  an- 
gerechnet wurden,  weist  so  recht  klar  darauf  hin,  dass  der  Ab- 
geordnete die  Erfüllung  seiner  Mandatspflicht  mit  den  üblichen 
strengen  Anforderungen  an  die  Wahrung  der  Dienstpflicht  ab- 
solut nicht  in  Einklang  zu  bringen  yermag,  wofern  ihm  nicht 
ein  ergiebiges  Immunitätsgesetz  zur  Seite  steht. 

Der  Abgeordnete,  der  befürchten  muss,  mit  jeder  oppositio- 
nellen Rede  gegen  seine  Dienstpflicht  zu  Verstössen,  welche  eine 
freimüthige  und  wenn  es  sein  muss,  scharfe  Kritik  der  Regierungs- 
handlungen nicht  zulässt,  kann  seiner  Pflicht  als  Abgeordneter 
nicht  gerecht  werden;  er  ist  durch  die  Rücksicht  auf  die  mög- 
lichen Folgen  seines  Thuns  gezwungen,  sich  eine  Reserve  aufzu* 
erlegen,  die  seine  Thätigkeit  im  öffentlichen  Interesse  des  Ver- 
fassungslebens behindert. 

Das  Auskunftsmittel,  sich  auf  die  ausschliessliche  parlamen- 
tarische Thätigkeit  zu  beschränken  und  von  jeder  sonstigen 
ausserparlamentarischen  Thätigkeit  abzusehen,  vermögen  nur  Jene 
zu  empfehlen,  die  das  politische  Leben  und  insbesondere  die 
parlamentarischen  Verhältnisse  nicht  kennen;  letzteres  stellt  An- 
forderungen an  den  Einzelnen,  denen  man  durch  eine  blosse 
Passivität  und  durch  eine  blos  massige  Thätigkeit  nur  selten  zu 
genügen  vermag. 

Die  Erkenntniss  muss  durchdringen,  dass  der  Abgeordnete, 
der  zugleich  Beamte  ist,  darum  nicht  weniger  frei  sein  darf,  als 
der  Abgeordnete,  der  sich  in  keiner  dienstlichen  Stellung  befindet. 

Erhebt  man  sich  nicht  zu  dieser  Erkenntniss,  dann  darf 
man  den  Civilbeamten  ebenso  wenig  für  befähigt  ansehen,  sich 
um  ein  Mandat  zu  bewerben  oder  ein  solches  auszuüben,  als  den 
Soldaten,  der  ja  auch  nur  durch  sein  strengeres  Dienstverhältniss 
daran  verhindert  erscheint,  seine  Mitbürger  in  parlamentarischen 
Körperschaften  mit  vollem  Erfolge  zu  vertreten. 

unseres  Erachtens  kann  eher  die  strafrechtliche  Immunität 
der   Abgeordneten    entbehrt    werden,    als    die    Immunität    gegen 
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disciplinarrechtliche  Verfolgungen;  auf  das  Vorrecht,  bei  vor- 
koznmendem  Verdachte,  eine  strafbare  Handlung  verübt  zu  haben, 
nicht  ohne  Zustimmung  des  Parlamentes  processirt  zu  werden, 
kann  der  Abgeordnete  yerzichten,  wenn  ausreichende  Garantien 
fOr  die  Unabhängigkeit  des  Richters  geboten  sind ;  auf  eine  Schutz- 
wehr gegen  ungerechtfertigte  Disciplinaruntersuchungen  und  die 
sich  aus  denselben  ergebenden  Folgen,  die  viel  einschneidender 
sein  können,  als  Straferkenntnisse,  kann  auf  die  Dauer  nicht 
länger  Verzicht  geleistet  werden! 
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Das  Verwaltnngsstreitverfahren 
im  Krankenversicherangsgesetze  vom  10.  April  1892. 

Von 
Regierungsratli  Dr.  Zelleb  in  Dannstadt. 


Das  Verwaltungsstreitrerfahren  als  landesgesetzliche  Ein- 
richtung findet  sich  im  ersten  Krankenversicherungsgesetz  vom 
15.  Juni  1883  bei  Versagung  der  Genehmigung  des  Kassenstatuts 
der  Orts-,  Betriebs-  und  Baukrankenkassen,  sowie  älterer  derartiger 
Zwangskassen  und  derAbänderungsolcher  Statuten  (§24. 64. 72. 85): 
femer  bei  Streitigkeiten  der  Gemeindekrankenyersicherung  und  der 
Krankenkassen  mit  Armenverbänden  und  Dritten  (§  58  Abs.  2),  bei 
Streitsachen  wegen  Ersatzansprüchen  gegen  den  Bauherrn  in  Fällen 
der  §§  70,  71,  72,  bei  Schliessung  oder  Auflösung  von  Orts- 
krankenkassen, sowie  älterer  als  Ortskrankenkassen  geltenden  Zwangs- 
kassen (§  47.  85).  Dasselbe  ist  weiter  im  Hilfskassengesetz  (Novelle 
V.  1.  Juni  1884)  bei  Versagung  der  Genehmigung  des  Statuts  ein- 
geschriebener Hülfskassen  (§  4),  endlich  im  Keichsgesetze  betr.  die 
Unfall-  und  Kjrankenversicherung  der  Arbeiter  der  Land-  imd  Forst- 
wirthschaft  v.  5.  Mai  1886  bei  Streitigkeiten  wegen  Unterstütz- 
ung nicht  versicherter  oder  ohne  Krankengeld  versicherter  Arbeiter 
(§  136.  137.  138),  zugelassen. 

Der  Schwerpunkt  liegt  im  §  58  Krankenversicherungsgesetz 
von  1883,  welcher  eine  Reihe  von  Streitigkeiten  gleichmässig  im 
Verwaltungsstreitverfahren,  wo  ein  solches  nicht  besteht,  von  der 
Aufsichtsbehörde,  vorbehaltlich  des  Rechtswegs  entscheiden  lasst 
und  wörtlich  bestimmt:  „Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  auf 
Grund    dieses    Gesetzes    zu    versichernden    Personen    oder    ihren 


—     135     — 

Arbeitgebern  einerseits  und  der  Gemeindekrankenversicherung  oder 
der  Ortskrankenkasse    andererseits    über    die    Verpflichtung    zur 
Leistung     oder    Einzahlung    von    Beiträgen     oder    über    Unter- 
stützungsansprüche entstehen,    werden   von    der  Aufsichtsbehörde 
entschieden.   Gegen  deren  Entscheidung  findet  binnen  zwei  Wochen 
nach  Zustellung  derselben  die  Berufung  auf  den  Rechtsweg  mittelst 
Erhebung  der  Klage  statt.    .Die  Entscheidung   ist  yorläufig  yoll- 
streckbar,  soweit  es  sich  um  Streitigkeiten  handelt,  welche  Unter- 
stützungsansprüche   betreffen.     Streitigkeiten    über   die   in  §  57 
Abs.  2 — 4  bezeichneten  Ansprüche  werden  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren  entschieden.     Wo  ein  solches  nicht  besteht,    findet  die 
Vorschrift   des  Abs.  1    mit    der  Massgabe  Anwendung,    dass  die 
vorläufige  Vollstreckbarkeit  der  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde 
ausgeschlossen  ist  — ".     Die  Bestimmungen  des  §  57  Abs.  2 — 4, 
auf  welche  hier  Bezug  genommen  ist,  lauten   aber:    „Soweit  auf 
Grund  dieser  Verpflichtung  (d.  i.  der  auf  gesetzlicher  Vorschrift 
beruhenden  Verpflichtung  von  Gemeinden  und  Armenverbänden  zur 
Unterstützung  Hülfsbedürftiger)  Unterstützungen    fdr  einen  Zeit- 
raum   geleistet   sind,    fär  welchen   dem  Unterstützten  auf  Grund 
dieses    Gesetzes    (und    der   auf  Grund    desselben   zu  Stande    ge- 
kommenen Statuten)  ein  Unterstützungsanspruch  zusteht,  geht  der 
letztere  im  Betrage  der  geleisteten  Unterstützung  auf  die  Gemeinde 
oder  den  Armenverband  über,  von  welchen  die  Unterstützung  ge- 
leistet ist.     Das  Gleiche  gilt  von    den  Betriebsuntemehmem    und 
Kassen,    welche    die    den    bezeichneten    Gemeinden   und    Armen- 
verbänden  obliegende  Verpflichtung  zur  Unterstützung  auf  Grund 
gesetzlicher    Vorschrift    erftült    haben.     Ist    von    der   Gemeinde- 
Krankenversicherung     oder    von     der    Ortskrankenkasse     Unter- 
stützung  in    einem    Krankheitsfalle    geleistet,    für    welchen  dem 
Versicherten    ein     gesetzlicher     Entschädigungsanspruch    gegen 
Dritte  zusteht,  so  geht  dieser  Anspruch  in  Höhe    der  geleisteten 
Unterstützung   auf  die  Gemeinde-Krankenversicherung   oder    die 
Ortskrankenkasse  über  u.  s.  w. 
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Nach  den  Motiven  zu  §  58  der  Gesetzesvorlage,  welche  alle 
Streitsachen  gleichmässig  dem  Verwaltungsstreitverfahren  unter- 
warf, rechtfertigte  der  Character  der  Krankenversicherung  als 
eines  öffentlichen  Interessen  dienenden  und  öffentlich-rechtlichen 
Institutes  die  Vorschrift,  dass  Streitigkeiten  aus  dem  Versiehe- 
rungsverhältniss  zwischen  der  Kassenverwaltung  und  den  be- 
theiligten  Arbeitern  und  ihrem  Arbeitgeber  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren,  sofern  ein  solches  nicht  besteht,  wenigstens  vorläufig 
im  Verwaltungsweg  Erledigung  finden.  Bei  der  zweiten  Ijesung 
der  Kommission  kam  die  Majorität  zur  Ueberzeugung,  das  Ver- 
waltungsstreitverfahren passe  nicht  auf  alle  Fälle  von  Streitsacheo, 
da  einerseits  kein  Anlass  vorliege,  das  richterliche  Gehör  durch- 
weg auszuschliessen,  andererseits  jenes  Verfahren,  wie  es  iu 
einzelnen  Staaten  sich  gestaltete,  eine  zu  grosse  Verzögerung  der 
Entscheidung  herbeiführen  würde.  Die  Streitigkeiten  über  Begress- 
ansprüche  beschloss  man  jenem  Verfahren  —  eventuell  der  Auf- 
sichtsbehörde unter  Zulassung  des  Rechtswegs  —  zu  behtasen. 
Für  die  Entscheidung  aber  über  Streitigkeiten  zwischen  den  \''er- 
sicherten  und  ihren  Arbeitgebern  und  den  Kassen  bezw.  der 
Gemeinde-Krankenversicherung  andererseits  entschied  man  sich 
für  die  Regelung  durch  die  Aufsichtsbehörde  mit  Berufung  auf  den 
Rechtsweg. 

In  der  Praxis  führte  die  bisherige  Ordnung  vielfach  zu 
Bedenken,  namentlich  vermisst  man  die  so  nothwendige  Aus- 
scheidung aller  Streitigkeiten  privatrechtlichen  Characters,  welche« 
dem  allgemeinen  processualischen  Systeme  entsprechend,  den 
ordentlichen  Gerichten  hätten  zugewiesen  werden  müssen.  Der 
bekannte  Kommentar  von  Geh.  O.-Reg.-Rath  v.  Woidtkk  hat 
mit  gewohnter  Schärfe  und  Klarheit  die  gegebene  gesetzliche 
Vorschrift  wie  folgt  erläutert: 

1.  Streitigkeiten  zwischen  den  Versicherten  und  derGemeinde- 
krankenversichenmg  oder  Krankenkasse,  oder  zwischen  den  Arbeit- 
gebern und  der  Gemeindekrankenversicherung  oder  Krankenkasse 
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a)  wegen  der  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Beiträgen, 

b)  wegen  der  Verpflichtung  zur  Einzahlung  von  Beiträgen, 

c)  über    Unterstützungsansprüche     versicherter    Kassenmit- 
glieder 

entscheidet  die  Aufsichtsbehörde  vorbehaltlich  des  Rechtswegs; 
vorläufig  vollstreckbar  sind  ihre  Entscheidungen  nur  bei  Unter- 
stützungsansprüchen (§  58  Abs.  1,  §  5  Abs.  9 — 11  des  1884er 
UnfaUver8.-Ge8.,  §  16  Ansd.-Ges.  v.  28./V.  1885).  Dasselbe  gilt 
von  Streitigkeiten  zwischen  Krankenkassen  (oder  Gemeinde-K.- 
Vers.) wegen  Erstattung  des  bei  Unfällen  zu  gewährenden  höheren 
Krankengeldes  (§  5  Abs.  9,  11  U.-V.-G.) 

2.  Streitigkeiten  zwische;i  den  Versicherten  imd  den  Arbeit- 
gebern über  die  Berechnung  und  Anrechnung  der  Beiträge  ent- 
scheiden die  Gewerbegerichte,  event.  die  Gemeindebehörden  mit 
Berufung  an  die  Gerichte  (ß.-Ges.  betr.  die  Gewerbegerichte  v. 
29.  Juli  1890,  §  3). 

3.  Streitigkeiten  zwischen  der  Gemeindekrankenversicherung 
(oder  Krankenkasse)  mit  Armenverbänden  u.  s.  w.  oder  der  auf 
Grund  des  §  16  Ausd.-Ges.  verpflichteten  anderen  Krankenkassen 
wegen  Erstattung  der  von  den  Armenverbänden  oder  anderen 
Krankenkassen  verausgabten  Unterstützungen  (§  57  Abs.  2,  3) 
werden  im  Verwaltungsstreitverfahren,  event.  von  der  Aufsichts- 
behörde, vorbehaltlich  des  Rechtswegs  und  ohne  sofortige  Voll- 
streckbarkeit entschieden  (§  58  Abs.  2). 

4.  Streitigkeiten  zwischen  der  Gemeindekrankenversicherung 
(oder  Krankenkasse)  mit  Berufsgenossenschaften  (§  5  Abs.  8 
U.-V.-G.)  oder  anderen,  auf  Grimd  eines  Gesetzes  zur  Entschä- 
digung des  Erkrankten  Verpflichteten  (§  57  Abs.  4)  wegen  Er- 
stattung der  von  den  ersteren  verauslagten  Unterstützungen  wer- 
den ebenfalls  wie  3)  im  Verwaltungsstreitverfahren,  event.  von 
der  Aufsichtsbehörde,  vorbehaltlich  des  Rechtswegs  und  ohne 
sofortige  Vollstreckbarkeit,  entschieden  (§  58  Abs.  2). 

5.  Nach  §  186  des  Landw.  Unf.-  u.  K.-Vers.-Ges.  können  Ar- 
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beiter,  welche  für  mindestens  13  Wochen  dem  Arbeitgeber  gegen- 
über Anspruch  auf  bestimmte  Unterstützung  im  Krankheitsfalle 
haben  und  deshalb  von  der  Yersicherungspflicht  und  dem  Kranken- 
geld befreit  sind,  bei  Säumniss  des  Arbeitgebers  von  der  Ge- 
meindekrankenversicherung oder  der  Krankenkasse  die  Kassen- 
leistungen beanspruchen,  wogegen  diese  Ersatzansprüche  ge^en 
die  Arbeitgeber  haben.  Streitigkeiten  über  Unterstützungsansprüche, 
welche  gegen  die  Gemeindekrankenversicherung  oder  Krankenkasse 
aus  dieser  Bestimmung  erhoben  sind,  werden  gleichfalls  von  der 
Aufsichtsbehörde,  vorbehaltlich  der  Anfechtung  im  Verwaltungs- 
streitverfahren, entschieden. 

Streitigkeiten  über  Ersatzansprüche  der  Kassen  gegen  die 
Arbeitgeber  werden  im  letzteren  Verfahren  entschieden. 

6.  Dagegen  gehören  Streitigkeiten  über  Ersatzansprüche 
der  Krankenkassen  untereinander   vor    die    ordentlichen  Gerichte. 

Der  Entwurf  der  Novelle  vom  10.  April  1892  suchte  diese 
Bestimmungen  nach  einem  klaren  System  zu  ändern  und  ent- 
hielt folgendes: 

§  57  b.  Streitigkeiten  über  die  Frage,  welcher  von  mehreren 
Ortskrankenkassen  die  in  einem  Gewerbszweige  oder  in  einer 
Betriebsart  oder  in  einem  einzelnen  Betriebe  beschäftigten  Per- 
sonen angehören,  werden  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
entschieden ;  gegen  die  Entscheidung  steht  den  Betheiligten 
binnen  zwei  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Centralbehörde  zu. 
Ergeht  die  Entscheidung  dahin,  dass  versicherungspflichtige  Per- 
sonen einer  anderen  Kasse  als  derjenigen,  bei  welcher  sie  that- 
sächlich  bisher  versichert  waren,  anzugehören  haben,  so  ist  in  der- 
selben der  Zeitpunkt  zu  bestimmen,  mit  welchem  das  neue  Ver- 
sicherungsverhältniss  in  Kraft  tritt. 

§  58.  Im  übrigen  werden  Streitigkeiten,  welche  zwischen 
den  auf  Grund  des  Gesetzes  zu  versichernden  Personen  oder  ihren 
Arbeitgebern  einerseits  und  der  Gemeinde  -  Krankenversicherung 
oder    Orts  -  Krankenkasse   andererseits    über    das    Versicherungs- 
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verhältniss  oder  über  die  Verpflichtung  zur  Leistung  oder  Ein- 
zahlung von  Beiträgen  oder  über  Unterstützungsansprüche  ent- 
stehen, von  der  Aufsichtsbehörde  entschieden;  die  Entscheidung 
kann  binnen  zwei  Wochen  nach  Zustellung  im  Wege  des  Ver- 
waltungsstreitverfahrens,  wo  ein  solches  nicht  besteht  im  Wege 
des  Recurses  nach  Massgabe  der  Vorschriften  der  §§  20/21  Ge- 
werbeordnung, angefochten  werden  und  die  Entscheidung  der 
Aufsichtsbehörde  ist  vorläufig  vollstreckbar,  soweit  es  sich  um 
Streitigkeiten  handelt,  welche  Unterstützungsansprüche  betreffen. 
Streitigkeiten  über  die  in  §  57  Abs.  2  und  3  und  im  §  57  a  be- 
zeichneten Ansprüche  werden  im  Verwaltungsstreitverfahren,  wo 
ein  solches  nicht  besteht,  von  der  Aufsichtsbehörde  entschieden. 
Die  Entscheidung  der  letzteren  kann  binnen  zwei  Wochen  nach 
Zustellung  im  Wege  des  Recurses  nach  Massgabe  der  §§  20/21 
Gew.-O.  angefochten  werden. 

Nach  dem  Grundprincipe  des  Gesetzes,  welches  die  Novelle 
consequent  durchzufahren  sucht,  besteht  ein  weiterverzweigtes 
System  von  Zwangskassen,  welche  auf  berufsgenossenschaftlicher 
Grundlage  errichtet,  jedem  Versicherten  je  nach  Ort  und  Art 
seiner  Beschäftigung  zugänglich  sind.  Für  jede  versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung  besteht  aber  in  dem  betr.  örtlichen  Be- 
zirk nur  eine  Zwangskasse,  so  dass  der  einzelne  Versicherte 
keine  Wahl  hat,  welcher  von  mehreren  Zwangskassen  er  ange- 
hören will.  Vielfach  kommen  deshalb  Streitigkeiten  vor,  bei 
denen  es  sich  nicht  um  die  Kassenmitgliedschaft,  sondern  um  die 
Frage  handelt,  ob  die  in  bestimmten  Gewerbszweigen  oder  Be- 
trieben beschäftigten  Arbeiter  in  ihrer  Gesammtheit  nach  den 
Kassenstatuten  der  einen  oder  der  anderen  Kasse  angehören,  oder 
ob  einzelne  Betriebe  zu  dem  einen  oder  anderen  Gewerbszweige, 
für  welche  verschiedene  Kassen  bestehen,  zu  rechnen  sind. 

In  der  Regel  haben  die  Versicherten  und  deren  Arbeitgeber 
hier  kein  Interesse  daran,  welcher  Kasse  sie  zugewiesen  werden. 
Das  1883  er  Gesetz  bot  zur  Erledigung  dieser  Streitigkeiten  nur 
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• 

den  im  §  58  vorgesehenen  Weg  des  Verfahrens  zwischen  der 
Kasse  und  dem  einzelnen  Versicherungspflichtigen  bezw.  Arbeii- 
geber.  Das  Reichsgericht  entschied  dahin,  ein  zwischen  zwei 
Kassen  entstandener  Streit  darüber,  ob  eine  bestimmte  Klasse  von 
Personen  bei  der  einen  oder  der  anderen  Kasse  zu  versichern  sei, 
müsste  im  Weg  des  Prozesses  vor  den  Gerichten  ausgetragen 
werden.  Allein  abgesehen  davon,  dass  ein  Zwang  gegenüber  den 
Kassen  zur  Beschreitung  des  Rechtswegs  nicht  möglich,  und  diese 
es  in  der  Hand  haben,  durch  das  Verfahren  nach  §  58  ein  Streit- 
verfahren gegen  die  Arbeitgeber  zu  provociren,  eignen  sich  der- 
artige Streitsachen  nicht  zum  Austrage  durch  richterliches  Er- 
kenntniss,  zumal  da  die  Entscheidung  vielfach  von  der  Beurtheilung 
gewerbetechnischer  Fragen  abhängt.  Streitigkeiten,  bei  denen  es 
«ich  in  der  Regel  um  eine  Deklaration  der  über  die  Organisation 
der  Krankenversicherung  durch  die  Kassenstatuten  getroffenen 
Bestimmungen  handelt,  werden  nach  Ansicht  der  Motive  zur 
Novelle  am  zweckmässigsten  durch  die  Behörde  entschieden,  welche 
für  die  Genehmigung  dieser  organisatorischen  Bestimmungen  zu- 
ständig ist.  Auf  diese  Erwägungen  beruht  die  Aufnahme  des 
§  57  b  in  das  Gesetz.  Das  Missliche  des  weiteren  §  58  besteht 
vor  allem  darin,  dass  sowohl  die  Unterstützungsansprüche  gegen 
die  Krankenkasse,  als  die  Entschädigungsansprüche  der  Versicherten 
in  einem  verschiedenen  Instanzenzug  geltend  zu  machen  sind,  je 
nachdem  sie  von  dem  Versicherten  selbst  oder  von  seinem  kraft  ge- 
setzlicher Cession  in  die  Forderung  eingetretener  Rechtsnachfolger 
erhoben  werden.  Dieser  theoretisch  unberechtigte  Wechsel  des 
Forums  bei  einem  Wechsel  in  der  Person  des  berechtigten  Sub- 
jektes führt  praktisch  zu  Unzuträglichkeiten.  Nach  der  Be- 
gründung lässt  sich  bei  Belassung  der  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  über  die  Rechte  der  Kassen  gegenüber  ihren 
Mitgliedern  und  deren  Arbeitgebern  und  über  die  Unterstützungs- 
ansprüche eine  einheitliche  Rechtsprechung  durch  die  Gerichte 
nicht  erwarten,   da  die  nach  §  58  G.-P.-O.  bei  Rechtsstreitigkeiten 
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über  yermögensrechtliche  Ansprüche  zulässige  Revision  durch  einen 
1500  Mk.  übersteigenden  Werth  des  Beschwerdegegenstandes  be- 
dingt ist,  welches  Streitobjekt  in  Kassensachen  kaum  jeweils  vor- 
kommt. Die  Ueberweisung  an  die  Verwaltangsgerichte,  welche  mit 
Rücksicht  auf  die  öffentlich  rechtliche  Natur  der  Fragen  theoretisch 
das  richtige  ist,  sichert  dagegen  eine  einheitliche  Judikatur  für  den 
einzelnen  Bundesstaat.  Das  Bedenken  einer  zu  grossen  Verzögerung 
der  Entscheidung  im  Verwaltungsstreitverfahren  rechtfertigt  die 
Uebertragung  der  vorläufigen  Entscheidung  an  die  Aufsichtsbehörde, 
während  die  definitive  den  Verwaltungsgerichten  gebührt.  Die 
Uebertragung  der  Entscheidung  an  die  Aufsichtsbehörde  mit 
nachstehendem  Verwaltungsrechtsweg  schliesst  sich  consequent 
an  die  §§12  und  136  des  R.-Ges.  v.  5.  Mai  1886  an. 

Nach  der  bisherigen  Darstellung  hatte  das  1883  er  Reichs- 
gesetz Streitigkeiten  über  Beiträge  und  Unterstützungsansprüche 
schlechthin  den  Aufsichtsbehörden,  unter  Zulassung  der  Berufung 
auf  den  ordentlichen  Rechtsweg,  zugewiesen.  Der  Entwuif  der 
Novelle  schlug  statt  des  Rechtsweges  das  Verwaltungsstreitverfahren 
und,  wo  solches  nicht  besteht,  den  Rekurs  nach  §§  20,  21  G.-O. 
vor,  und  motivirte  dies,  unter  Anerkennung,  dass  es  sich  bei 
Streitigkeiten  um  die  Rechte  der  Kassen  gegenüber  ihren  Mit- 
gliedern und  deren  Arbeitgebern  und  die  Unterstützungsansprüche 
der  Mitglieder,  nicht  um  Fragen  des  administrativen  Ermessens, 
sondern  um  durch  das  Gesetz  festbegrenzte  Rechtsansprüche 
handelt  (Mot.  S.  68).  In  der  Kommission  wurde  der  Antrag  auf 
Zulassung  des  ordentlichen  Rechtswegs  gestellt,  jedoch  in  erster 
Lesung  abgelehnt  und  §  58  nach  der  Regierungsvorlage  mit  einer 
Stimme  Majorität  angenommen.  Diese  Mehrheit  machte  filr  ihr 
Votum  ebenfalls  vorwiegend  Zweckmässigkeitsgründe  geltend  und 
betonte  weiter,  die  vom  Gesetz  geschaffene  Organisation  erfülle 
eine  vom  Staate  auf  sie  übertragene  öffentliche  Pflicht,  zu  der 
sich  die  Beitragsleistung  der  Versicherten  ähnlich  wie  eine  Steuer- 
zahlung  verhalte,    und    dass    daher    die    Streitigkeiten    aus    der 
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Krankenversicherung  Streitsachen  des  öffentlichen  Hechtes  seien 
(Kommiss.-Ber.  S.  33).  Die  Minorität  hatte  demgegenüber  besonders 
erwogen,  dass  es  sich  bei  jenen  Ansprüchen  um  Privatrechte 
handle,  welche  grundsätzlich  mit  dem  Schutze  der  ordentlichen 
Gerichte  ausgestattet  seien. 

Wenn  auch  Rücksichten  des  öffentlichen  Rechtes  zur  Ein- 
fiihrung  der  Zwangsversicherung  gefuhrt  hätten,  so  sei  doch  das 
aus  der  Versicherung  entspringende  Verhältniss  —  die  Beitrags- 
pflicht, das  Recht  auf  Unterstützung  —  ein  gewöhnliches  Privat- 
verhältniss  (Ber.  S.  35).  Diese  Auffassung  trag  in  zweiter  Lesung' 
den  Sieg  davon,  indem  §  58  in  nachfolgender  Form,  mit  princi- 
pieller  Zulassung  des  ordentlichen  Rechtweges,  jedoch  unter  Ge- 
stattung landesrechtlicher  Verweisung  der  fraglichen  Streitigkeiten 
an  das  Verwaltungsstreitverfahren,  angenommen  wurde  (Ber.  S.  69). 

§  58  in  der  Fassung  der  Novelle  v.  10.  April  1892  lautet: 
, Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  auf  Gnmd  dieses  Gesetzes 
zu  versichernden  Personen  oder  ihren  Arbeitgebern  einerseits  und 
der  Gemeinde-Krankenversicherung  oder  der  Orts-Krankenkasae 
andererseits  über  das  Versicherungs verhältniss  oder  über  die  Ver- 
pflichtung zur  Leistung  oder  Einzahlung  von  Eintrittsgeldern  und 
Beiträgen  oder  über  Unterstützungsansprüche  entstehen,  sowie 
Streitigkeiten  über  Unterstützungsansprüche  aus  §  57  a  Abs.  3 
und  über  Erstattungsansprüche  aus  §  50  werden  von  der  Aufsichts- 
behörde entschieden.  Erstreckt  sich  der  Bezirk  der  Gemeinde- 
Krankenversicherung  oder  der  Orts-Krankenkasse  über  mehrere 
Gemeindebezirke,  so  kann  durch  die  Centralbehörde  die  Entscheidung 
anderen  Behörden  übertragen  werden.  Die  Entscheidung  kann 
binnen  4  Wochen  nach  der  Zustellung  derselben  mittelst  Klage 
im  ordentlichen  Rechtswege,  soweit  aber  landesgesetzlich  solche 
Streitigkeiten  dem  Verwaltungsstreitverfahren  überwiesen  sind, 
im  Wege  des  letzteren  angefochten  werden. 

Streitigkeiten   über  die   in   §  57  Abs.  2   u.  3   bezeichneten 
Ansprüche,    Streitigkeiten    über  Erstattungsansprüche  aus    §  3  a 
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Abs.  4,  §§  3  b  und  57  a,  ferner  Streitigkeiten  zwischen  Gemeinde- 
Erankenversicherangen  und  Krankenkassen  über  den  Ersätze 
irrthümlich  geleisteter  Unterstützungen  werden  im  Verwaltungs- 
streitverfahren,  wo  ein  solches  nicht  besteht,  von  der  Aufsichts- 
behörde, entschieden.  Die  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde 
kann  binnen  vier  Wochen  nach  Zustellung  derselben  im  Wege 
des  Rekurses  nach  Massgabe  der  §§  20  u.  21  der  Gewerbeordnung 
angefochten  werden.  Streitigkeiten  zwischen  einem  Verbände 
und  den  betheiligten  Kassen  (§  46)  aus  dem  Verbandsverhältniss 
werden  von  der  Aufsichtsbehörde  entschieden.  Die  Entscheidungen 
können  binnen  vier  Wochen  nach  der  Zustellung  im  Wege  des 
Verwaltungsstreitverfahrens,  wo  ein  solches  nicht  besteht,  im 
Wege  des  Rekurses,  nach  Massgabe  der  Vorschriften  der  §§  20 
und  21  der  Gew.-Ordnung  angefochten  werden. 

Die  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde  über  Unterstützungs- 
ansprüche oder  über  Ansprüche  eines  Verbandes  an  die  betheilig- 
ten Kassen  (Abs.  1  u.  3)  ist  vorläufig  vollstreckbar  — .* 

Nachstehende  Uebersicht  über  die  Kompetenzen  in  Streit- 
fällen enthält  das  neue  Recht: 

1.  In  allen  Fällen,  in  denen  zwischen  den  in  Betracht 
kommenden  Kassen  (Orts  -  Krankenkassen,  Gemeinde  -  Kranken- 
versicherung) ein  Streit  über  die  Kassenzugehörigkeit  ganzer 
Gewerbszweige  oder  Betriebsarten  oder  ganzer  Betriebe  entsteht, 
entscheidet  die  Verwaltungsbehörde  (Rekurs  an  die  Central- 
behörde).  Der  Rechtsweg  ist  hier  ausgeschlossen.  Derartige 
Streitfalle  umfassen  meist  Zweifel  über  die  organisatorischen  Fest- 
setzungen des  Kassenstatuts  und  erfordern  vielfach  die  Erledigung 
gewerbetechnischer  Fragen.  Entsteht  der  Streit  über  die  Kassen- 
zugehörigkeit nicht  zwischen  den  einzelnen  Kassen,  sondern 
zwischen  einer  Kasse  und  einem  Versicherungspflichtigen,  so 
findet  §  57  b  keine  Anwendung.  Die  Entscheidung  über  die  Frage 
der  Kassenzugehörigkeit  bildet  dann  nur  eine  Vorfrage  in  dem 
Verfahren  nach  §  58  Abs.  1. 
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2.  Streitigkeiten  zwischen  der  Gemeinde-Krankenversicherung 
(oder  Krankenkasse)  und  den  Versicherten  oder  ihren  Arbeit- 
gebern : 

a)  über  das  Versicherungsverhältniss, 

b)  wegen  der  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Eintrittsgeldern 
und  Beiträgen, 

c)  wegen  der  Verpflichtung  zur  Einzahlung  von  Eintritts- 
geldern und  Beiträgen, 

d)  über  Unterstützungsansprüche  der  Versicherten,  letztere 
auch,  wenn  sie  bei  Erkrankungen  im  Auslande  gegen  die  Betriebs- 
unternehmer (§  57  a  Abs.  1),  oder  wenn  sie  auf  Grund  des  §  71 
gegen  Bauherren  geltend  gemacht  werden, 

e)  über  Erstellungsansprüche  gegen  Arbeitgeber  wegen  fahr- 
lässiger oder  vorsätzlicher  Versäum niss  der  Meldepflicht  (§  50), 
entscheidet  die  Aufsichtsbehörde  (§  44),  vorbehaltlich 
der  Anfechtunng  im  ordentlichen  Rechtsweg;  an  Stelle 
des  Rechtswegs  kann  landesgesetzlich  das  Verwaltungsstreitver- 
fahren  treten.  (§  58  Abs.  1.)  Vorläufig  vollstreckbar  sind  die 
Entscheidungen  bei  Unterstützungsansprüchen  (§  58  Abs.  4). 
Bei  den  Entscheidungen  auf  Grund  §  136  Abs.  2  des  land-  und 
forstwirthsch.  Unf.-  und  K.-Vers.-Ges.  ist  die  Entscheidung  der 
Aufsichtsbehörde  nur  im  Verwaltungsstreitverfahren,  wo  solches 
nicht  besteht,  durch  Rekurs  nach  den  §§  20,  21  Gew.-O.  an- 
fechtbar. 

3.  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  über 
Berechnung  und  Anrechnung  von  Beiträgen  und  Eintrittsgeld 
werden  im  gewerbegerichtlichen  Verfahren  nach  R.-Gesetz 
vom  29    Juli  1890  entschieden. 

4.  Streitigkeiten  der  Krankenkasse  oder  Gemeinde-Kranken- 
versicherungen über  Erstattunghansprüche 

a)  gegenüber  Arbeitgebern  befreiter  Personen,  (§  3  a  Abs.  4 
u.  §  3,  6), 
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^)  gegenüber  solchen  Krankenkassen,  welche  behufs  Leistung 
der  Krankenunterstützung   für  die    zunächst    verpflichtete 
Kasse  eingetreten  sind  (§  57  a), 
e)  gegenüber  den  Gemeinden,  Armenverbänden  u.  s.  w.  wegen 
Erstattung  der  von  den  letzteren  geleisteten  Unterstützungen 
(§  57  Abs.  2  u.  3), 
werden  im  Verwaltungsstreitverfahren,    wo  solches  nicht 
besteht  von  der  Aufsichtsbehörde,  entschieden  (§  58  Abs.  2). 

5.  Streitigkeiten  der  Krankenkassen  und  Gemeinde-Kranken- 
versicherungen wegen  Erstattung  ihrer  Auslagen  gegenüber  den 
entschädigungspflichtigen  Dritten  sind  im  ordentlichen  Rechts- 
wege zu  entscheiden  (§  57  Abs.  4.) 

6.  Alle  Streitsachen  zwischen  Gemeinde-Krankenversicbe* 
rungen  und  den  verschiedenen  organisirten  Krankenkassen 
über  die  Zugehörigkeit  gewisser  Personengruppen  werden  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde,  auf  eingelegte  Beschwerden 
von  der  Centralbehörde  entschieden  (§  57,  b). 

Ueber  s.  g.  Verbandsstreitigken  (§  46)  entscheidet  die  Auf- 
sichtsbehörde, vorbehaltlich  des  Verwaltungsstreitverfahrens 
event.  des  Rekurses  nach  Massgabe  der  §§  20,  21  G.-Ordnung 
f§  58  Abs.  3), 

8.  Der  Anspruch  auf  Rückzahlung  irrthümlich  gezahlten 
Krankengeldes  gehört  vor  die  ordentlichen  Gerichte,  ebenso 
derjenige  auf  Rückerstattung  irrthümlich  bezahlter  Beitrage.  ^) 

Die  Anfechtung  der  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde  er- 
folgt principiell  durch  Klage  im  ordentlichen  Rechtswege.  Die 
Erbebang  der  Klage  erfolgt  durch  Zustellung  eines  Schriftsatzes 

*)  S.  Kommentirte  Textansgabe  des  Krankenvers. -Gesetzes  in  der  Faa- 
siing  der  Novelle  v.  10.  April  1892  v.  E.  ▼.  Wobdtkx,  IV.  Anfl.  1892. 
8.  176—179. 

Dr.  P.  KOHirs,  Kommentar  znm  Krankenvers.-Gesetz  v.  10  IV.  1892. 
2.  Aofl.  Stattgart  1892.  S.  142,  143.  Aufsatz  von  Rechtsanwalt  Dr.  Fuld 
in  der  Arbeit erversorgnng.    IX.  Jahrg.    Nr.  29  v.  1892. 

AreliiT  flUr  Offeotliche«  Recbt.    VIII.  1.  10 
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und  im  amtsgerichtlichen  Verfahren  auch  durch  mündlichen  Vor- 
trag an  ordentlichen  Gerichtstagen  bei  Anwesenheit  beider  Par- 
teien (§§  230,  460,  461  C.-P.-O.),  die  Berufung  auf  den  Rechts- 
weg  hat  nicht  den  Charakter  eines  Rechtsmittels  im  ciyilprozess- 
sualischen  Sinne,  sie  ist  nur  die  Einleitung  zur  Erledigung  des 
Streites  im  ordentlichen  Verfahren. 

Die  principielle  Zulassung  des  Rechtsweges  vereint  mit  der 
partikulären  Gestaltung  des  Verwaltungsstreitrerfahrens  enthält 
eine  wichtige  Verbesserung  des  früheren  Systems.  Freilich  ist 
letzteres  Verfahren  eine  landesgesetzliche  Einrichtung,  zu  deren 
Einfiihrung  die  einzelnen  Bundesstaaten  durch  die  Reichsgesetz- 
gebung nicht  genöthigt  werden  können,  welche  desshalb  that- 
sächlich  nicht  überall  besteht.  — 
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Quellen  und  Entscheidungen, 

Der  Entwurf  eines  Reichs^esetzes  über  das 

Answandemngswesen. 

Von 
Dr.  Heinbich  Bokemsteb. 


Ein  einheitliches  Gestalten  des  Auswanderungswesens  durch 
die  Gesetzgebung  des  Reichs  ist  seit  dessen  Bestehen  der  Wunsch 
weitester  Kreise  und  in  wirtschaftlicher  und  nationaler  Hinsicht 
ein  dringendes  Bedürfnis.  Es  mochte  schwierig  erscheinen,  in 
die  bestehenden  landesherrlichen  Einrichtungen  von  Reichswegen 
durch  ein  Gesetz  ordnend  und  bestimmend  einzugreifen,  vielleicht 
war  auch  das  Bedürfnis  ftir  eine  Reform  in  den  leitenden  Kreisen 
noch  nicht  allgemein  anerkannt  oder  das  Wie  und  der  Umfang 
der  gesetzgeberischen  Massnahmen  blieben  zweifelhaft,  genug,  wir 
haben  recht  lange  auf  den  vorliegenden  Entwurf  warten  müssen. 
Bei  seinem  Erscheinen  erheben  sich  aus  den  interessirten  Kreisen 
die  verschiedenartigsten  Stimmen  und  Ansichten,  nach  welchen 
der  Entwurf  entweder  gehegten  Wünschen  nicht  in  genügendem 
Umfange  gerecht  wird  oder  gar  die  bestehenden  Einrichtungen 
verschlechtem  soll.  Mag  man  aber  zu  dem  Entwurf  in  seiner 
Anwendung  auf  bestehende  Einrichtungen  im  Einzelnen  stehen 
wie  man  will,  das  wird  jeder  anerkennen  müssen,  das  derselbe 
nicht  einfach  zu  verwerfen  ist,  sondern  nach  Abänderung  und 
Ergänzung  einzelner  Bestimmungen  eine  den  wirtschaftlichen  und 
nationalen  Interessen  dienende  Reform  des  Auswanderungswesens 
herbeizuführen  sehr  wohl  geeignet  ist.  Es  soll  die  Aufgabe 
dieser  Abhandlung  sein,  zu  untersuchen,  durch  welche  Änderungen 
bezw.  Ergänzungen  des  Entwurfs  den  Forderungen    einer    natio- 

10* 
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nalen  Aus  Wanderungspolitik  entsprochen  werden  kann,  um  den 
Entwurf  als  definitives  Gesetz  erwünscht  zu  machen.  Einmal 
wird  aus  zu  grosser  Vorsicht  die  Reform  des  Auswanderungs- 
wesens nicht  präzise  und  zielbcwusst  zum  Ausdruck  gebracht,  die 
Anerkennung  desselben  liegt  zum  Hauptteil  in  den  Motiven;  so- 
dann hat  die  zu  ängstliche  Rücksicht  auf  die  beiden  grossen 
Seestädte  Hamburg  und  Bremen,  speciell  auf  die  bestehenden 
grossen  Dampfschifffahrtsgesellschaften,  dem  Entwurf  eine  Gestalt 
gegeben,  als  ob  es  sich  bei  der  Auswandernngsfrage  wie  sonst 
noch  in  der  Hauptsache  um  die  Reisegelegenheit,  um  die  Be- 
förderung des  Auswanderers  von  der  heimischen  Seestadt  ans 
überseeische  Ufer  handele.  Wird  das  erste  Moment  ge- 
nügend verstärkt,  das  zweite  entsprechend  abgeschwächt,  so  ent- 
steht ein  einheitliches  brauchbares  Ganze,  für  das  wir  der  Regie- 
rung Dank  schulden. 

I. 

Von  entscheidender  Bedeutung  in  materieller  Beziehung  sind 
die  Abschnitte  I.  Unternehmer,  U.  Agenten  und  lU.  Gemeinsame 
Bestimmungen  für  Unternehmer  und  Agenten.  In  diesen  3  Ab- 
schnitten tritt  das  Beforderungsgeschäft  als  bestimmender  Faktor 
auf.  In  den  Motiven  wird  angeführt,  dass  in  der  Praxis  als 
Unternehmer  nur  wenige  Schiffsgesellschaften  in  Betracht  kommen 
dürften  und  unter  den  bei  der  Beförderung  von  Auswanderern 
mitwirkenden  Personen  werden  zwei  Kategorien  genannt:  Die- 
jenigen, welche  die  Beförderung  von  Auswanderern  nach  ausser- 
deutschen  Ländern  betreiben  (Unternehmer),  und  diejenigen,  welche 
diese  Beförderung  vermitteln  (Agenten).  Thatsächlich  sollen  als 
Unternehmer  im  Sinne  des  Gesetzes  nur  einige  wenige  der  in  den 
grossen  Hafenplätzen  (namentlich  Bremen  und  Hamburg)  an- 
sässigen Rhedereien  in  Frage  kommen. 

Verstärkt  wird  das  Monopol  sodann  durch  die  Bestimmung 
am  Schluss  des  §  3,  welcher  vorschreibt,  dass  der  Unternehmer 
den  Nachweis  ftihren  muss,  dass  ihm  zur  Beförderung  von  Aus- 
wanderern geeignete  eigene  Schiffe  zur  Verfügung  stehen. 
Warum   soll    für    den    binnenländischen   Unternehmer    nicht    der 
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Nachweis  genügen,  dass  ihm   geeignete   SchiflPe  für  die  Beför- 
derung von  Auswanderern  zur  Verfügung  stehen? 
In  den  Motiven  heisst  es: 

.Der  Sinn  der  Bestimmung  geht  dahin,  dass  hei  der 
üherseeischen  Beförderung  die  Unternehmer-Konzession 
nur  solchen  Personen  erteilt  werden  darf,  welche  selbst 
Rheder  sind. 

Diese  Regelung  beruht  auf  der  Erwägung,  dass  der 
auf  die  überseeische  Personenbeförderung  gerichtete  Ge- 
schäftsbetrieb seiner  Natur  nach  seinen  Sitz  in  den  See- 
plätzen haben  muss  und  nach  der  Entwickelung  der 
Yerkehrsverhältnisse  sich  thatsächlich  bereits  jetzt  in 
den  Händen  einiger,  mit  Schilfen  in  genügender  Zahl 
versehenen  Transportanstalten  konzentrirt  hat.  Anderer- 
seits bezweckte  die  Bestimmung,  von  der  Erlangung  der 
Unternehmer-Konzession  die  Klasse  derjenigen  binnen- 
ländischen Gewerbetreibenden  auszuschliessen,  welche,  wie 
dies  gegenwärtig  unter  der  Herrschaft  der  auf  ganz 
andere  Verhältnisse  berechneten  partikularen  Gesetz- 
gebung der  Fall  ist,  zwar  in  eigenem  Namen  Be* 
förderuijgsverträge  abschliessen,  thatsächlich  aber  gar 
nicht  sich  im  Besitz  der  erforderlichen  Transportmittel 
befinden,  vielmehr  lediglich  als  Inhaber  sogenannter  Aus- 
wanderungsbureaus zu  qualifiziren  sind,  von  denen  aus 
sie,  entweder  auf  Grund  von  ihrerseits  mit  in-  oder  aus- 
ländischen Schiffsgesellschaften  bestehenden  Abkommen 
oder  aber  je  nach  Konjunktur  und  Gelegenheit,  die  mit 
ihnen  sich  einlassenden  Auswanderer  dieser  oder  jener 
Schiffslinie  zuweisen. 

Auf  diese  Weise  hat  sich  in  Deutschland  die  Sache 
vielfach  dahin  gestaltet,  dass  neben  denjenigen  zwei 
Kategorien  von  Mittelspersonen,  welche  dem  sachlichen 
Bedürfnis  bei  der  Auswandererbeförderung  durchaus  ge- 
nügen, nämlich  der  Transportanstalt  und  dem  für  dieselbe 
thätigen  Agenten,  als  dritter  Faktor  der  sogenannte 
binnenländische  Unternehmer,   und    nicht    selten    in   der 
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Person  eines  besonderen  Schiffsagenten  noch   ein    vierter 
Faktor  in  Betracht  kommt.     Hierdurch    sind    wiederholt 
Unzuträglichkeiten  hervorgerufen  worden,  namentlich  auch 
insofern,  als  Faktoren  mitwirken,    deren  Thätigkeit   sich 
der   gesetzlichen    Kontrole    entzieht,    und    als    hierdurch 
die    Gefahr    nahe    gelegt    ist,    dass    der    heimlichen  Be- 
günstigung illegitimer  Auswanderung  Vorschub  geleistet 
wird.     Es  kam  deshalb  darauf  an,  diesem  thatsächlichen 
Missstande  den  Boden  zu  entziehen.*^ 
In    diesen  Ausführungen    liegt    die  Gefahr,    dass    man    das 
Kind  mit  dem  Bade  ausschütten  wird.    Die  Fassung  des  Begriffs 
,, Unternehmer"  ist  zu  eng  und  die  Beziehung  desselben  auf  nur 
wenige  Rheder    thatsächlich    nicht   zutreffend.     Nach   §  7    kann 
die    Unternehmer -Erlaubnis    auch    an    deutsche    Gesellschaften, 
welche  sich    die  Besiedelung    eines    von    ihnen    in    überseeischen 
Ländern  erworbenen  Gebiets  zur  Aufgabe  machen,  erteilt  werden. 
Der  Reichskanzler  ist  dann  an  die  Vorschriften  der  §§  3,  5  und 
6,    welche    für    Auswanderungsgeschäfte    nur    die    Seestädte    ins 
Auge  fassen,  nicht  gebunden.     In  Wirklichkeit  müssen  demnach 
zwei  Kategorien  von  Unternehmern  in  Betracht  gezogen  werden.  Per- 
sonen oder  Gesellschaften,  welche  sich  mit  der  geschäftsmässigen 
Beförderung  von  Auswanderern  befassen   und   solche,   welche  ein 
Kolonisationsuntemehmen    vertreten.     Das    gleiche  gilt  auch   ftir 
die  Agenten. 

Durch  die  Bevorzugung  einiger  weniger  Rheder,  indem  man 
das  Auswanderungsgeschäft  auf  die  Vermittlung  der  Beförderung 
von  Auswanderern  beschränkt,  werden  die  Seestädte  begünstigt, 
worunter  die  Interessen  des  Binnenlandes  und  ganz  besonders 
diejenigen  Süd-  und  Westdeutschlands  schwer  leiden  müssen. 
Es  liegt  die  Zentralisation  der  Auswanderungsgeschäfte  in 
den  Seestädten  auch  durchaus  nicht  in  dem  Interesse  des  Aus- 
wanderers; für  ihn  ist  es  von  grossem  Wert,  wenn  der  Unter- 
nehmer, mit  welchem  er  den  Auswanderungsvertrag  abschliesst, 
in  einem  grösseren  Orte  seiner  engeren  Heimat  wohnhaft  ist, 
wenn  dieser  Unternehmer  nicht  an  eine  bestimmte  Linie  oder 
Schiffsgelegenheit  durch  sein  Interesse  gebunden,   sondern  in  der 
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Lage   ist,    dem  Auswanderer   die    relativ    beste    Reisegelegenheit 
nach  seinem  Endziele  zu  empfehlen. 

Auch  muss  der  Auswanderer  sich  passend  für  die  Nieder- 
lassimg im  iremden  Lande  ausrüsten,  wozu  ihm  eine  Gelegenheit 
in  der  engeren  Heimat  besser  und  billiger  geboten  wird,  als  in 
der  ihm  in  allen  Beziehungen  unbekannten  Seestadt.  Der  Unter- 
nehmer, welcher  beispielsweise  in  Stuttgart  oder  Karlsruhe  seinen 
Wohnsitz  hat,  muss  notwendig  die  Bedür&isse  und  Gewohnheiten 
seiner  engeren  Landsgenossen  besser  kennen,  als  der  Unternehmer, 
welcher  in  Bremen  oder  Hamburg  seinen  Sitz  hat.  Der  Ge- 
schäftsbetrieb weniger  grosser  Rheder  in  den  Seestädten,  welche 
die  deutschen  Auswanderer  in  Massen  an  der  amerikanischen 
Küste  absetzen,  wenn  sie  sich  nicht  weiter  als  um  dieses  Be- 
förderungsgeschäft  bemühen,  dient  nicht  den  nationalen  Interessen, 
und  man  kann  in  diesem  Falle  nicht  sagen,  wie  es  in  den  Mo- 
tiven (S.  16)  heisst,  dass  der  Geschäftsbetrieb  dieser  Unter- 
nehmer von  erheblich  wirtschaftlicher  Bedeutung  für  die  Gesamt- 
zahl der  deutschen  Bundesstaaten  sei. 

Die  Süd-  und  westdeutschen  Auswanderer  werden  wegen 
der  grossen  Ersparnis  an  den  Kosten  der  Eisenbahnfahrt,  die  für 
einzelne  Landesteile  mehr  als  50^/o  beträgt,  in  der  Mehrzahl  lieber  an 
einem  belgischen  oder  holländischen  Hafenplatze  sich  einschiffen. 
Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  die  Beförderung  und  die  damit 
zusammenhängenden  Geschäfte  dieser  Leute  durch  Auswanderungs- 
geschäfte in  Bremen  und  Hamburg,  oder  gar  durch  deren  Filialen 
in  Antwerpen  und  Rotterdam  besorgt  werden  sollen. 

Ausser  diesen  materiellen  Gründen,  welche  gegen  die 
Monopolisirung  einzelner  grosser  Rheder  in  den  Seestädten  sprechen, 
kommen  auch  solche  von  nationaler  Bedeutung  in  Betracht.  Die 
Unternehmer  in  den  verschiedenen  Landesteilen  bieten  viel  eher 
die  Möglichkeit,  dass  der  Auswanderer  sein  eigentliches  Endziel 
ungefährdet  erreicht;  und  soweit  sie  dem  Auswanderer  die  Aus- 
rüstung liefern,  seine  Geldüberweisung  besorgen  oder  ähnliche 
Vertrauensgeschäfte  für  ihn  abwickeln,  ist  anzunehmen,  dass  der 
spätere  Kolonist  mit  seiner  alten  Heimat  durch  dieselbe  Ver- 
mittlung in  ständiger  Verbindung   bleiben    kann.     Dieser  Erfolg 
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muBS  wenigstens  durcb  das  neue  Aaswanderungsgesetz  vorbereitet 
werden.  In  der  Massenüberführung  von  Auswanderern  nach  über- 
seeischen Küstenpltitzen  durch  wenige  grosse  Rheder  bestimmter 
Dampferlinien  geht  das  persönliche  Moment,  auf  welchem  der 
geistige  und  nationale  Znsammenhang  des  Auswanderers  mit  seiner 
alten  Heimat  beruht,  notwendig  verloren.  Handelte  es  sich  bei 
dem  Auswanderungsgeschäft  nur  um  die  Beförderung  der  Aus- 
wanderer, so  könnte  man  die  beiden  Faktoren,  Rheder  und  Agent^ 
als  ausreichend  ansehen,  da  jedoch  auch  die  individuellen  und 
lokalen  Aufgaben,  auf  welche  im  Vorstehenden  hingewiesen  wurde, 
erfüllt  werden  müssen,  so  würde  sich  in  dieser  Beziehung  die 
Zulassung  der  binnenländischen  Unternehmer  durchaus  empfehlen^ 
wie  es  andererseits  ungerecht  wäre,  sie  auszuschliessen. 

Für  die  Erteilung  der  Erlaubnis  an  den  Unternehmer  ist 
der  Reichskanzler  zuständig,  an  den  Agenten  die  höhere  Ver- 
waltungs-  oder  Landesbehörde.  Die  Erlaubnis  wird  nur  erteilt, 
wenn  die  betrefiFende  Person  (Unternehmer)  bezw.  im  Bezirke  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  (Agent),  Reichsangehöriger  ist,  im 
Reiche  ihren  Wohnsitz,  sowie  ihre  gewerbliche  Niederlassung 
hat.  Die  Unternehmer-Erlaubnis  wird  nur  für  bestimmte,  in 
der  Erlaubnisurkunde  zu  bezeichnende  Länder  und  Einschiffimgs- 
häfen  erteilt.  Die  Beförderung  von  ausserdeutschen  Häfen  ist 
nicht  gestattet,  sie  kann  an  Unternehmer  jedoch  erteilt  werden, 
mit  Schiffen,  welche  sich  auf  einer  vom  deutschen  Hafen  ans 
angetretenen  Fahrt  befinden;  auch  die  Beförderung,  mit  welcher 
ein  Transportwechsel  (Schiffswechsel)  in  einem  ausserdeutschen 
Hafen  verbunden  ist,  ist  nicht  gestattet.  Der  Unternehmer 
kann  im  ganzen  Reichsgebiete  sein  Geschäft  betreiben,  muss  sich 
aber  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  seiner  gewerblichen  Nieder- 
lassung bei  der  Ausübung  seines  Geschäftsbetriebes  ausschliess- 
lich der  Vermittlung  seiner  Agenten  bedienen.  Die  letzteren 
werden  für  bestimmte  Bezirke  zugelassen,  sie  dürfen  nur  für  den 
in  der  Erlaubnisurkunde  namhaft  gemachten  Unternehmer  und  nicht 
für  eigene  Rechnung  Auswanderungsgeschäfte  besorgen.  Ebenso  sind 
ihnen  Zweigniederlassungen  untersagt.  Die  Erlaubnis  an  Unternehmer 
und  Agent  kann  jederzeit  beschränkt  oder  widerrufen  werden. 
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Der  Grundsatz,  nur  deutsche  Unternehmer  zuzulassen,  dürfte 
wohl  nur  bestritten  werden  von  deutschen  Beförderungsgeschäften,. 
welche  ausländische  Linien  in  Deutschland  vertreten,  weniger 
wird  vom  Standpunkte  des  Interesses  des  Auswanderers  da- 
gegen einzuwenden  sein.  Man  wird  der  Sache  in  Hinsicht  auf 
Billigkeit  und  Sicherheit  des  Transports  bei  der  Unterscheidung 
ausländischer  Linien,  welche  mit  Deutschland  verkehren,  und  den 
deutschen  Linien  kein  allzugrosses  Gewicht  beilegen  dürfen.  Eine 
andere  Frage  dürfte  sein,  ob  man  die  fremden  Linien  ganz  aus- 
schliessen  kann,  ohne  etwa  in  Belgien,  Holland  und  England 
Gegenmassregeln  hervorzurufen.  Den  Schutz  der  Auswanderer 
in  Bezug  auf  die  Beförderung  würde  die  Regierung  auch  für 
fremde  Schiffe  übernehmen  können,  die  eben  nicht  zugelassen 
werden  brauchten,  wenn  sie  den  heimischen  Vorschriften  nicht 
entsprechen  oder  begründete  Klagen  von  deutschen  Auswanderern 
beim  deutschen  Vertreter  im  Einwanderungslande  gegen  sie  gel- 
tend gemacht  würden.  Dieser  Schutz  Hesse  sich  also  erreichen, 
ohne  dass  besondere  internationale  Vereinbarungen  für  den  Aus- 
wanderungstransport mit  andern  Ländern  bestehen.  Anders  möchte 
ich  mich  aber  entscheiden,  wenn  es  sich  um  Kolonisationsunter- 
nehmen handelt;  für  diesen  Betrieb  sollte  ein  für  allemal  nur 
der  deutsche  Unternehmer  zugelassen  werden.  Wenn  ein  über- 
seeisches Land  die  deutsche  Einwanderung  an  sich  ziehen  will, 
so  soll  es  dafür  einen  deutschen  Unternehmer  gewinnen,  der  die 
nötigen  Garantien  bietet,  welche  hier  viel  schwerer  wiegen,  als 
bei  dem  Transportgeschäft.  In  dem  einen  Falle  handelt  es 
sich  um  das  Wohl  und  Wehe  des  Auswanderers  für  Lebens- 
zeit, im  anderen  Falle  meistens  um  sein  Ergehen  während  eini- 
ger Wochen. 

Die  Vorschrift,  dass  die  Erteilung  der  Erlaubnis  an  den 
Unternehmer  vom  Reichskanzler  ausgeht,  oder  besser  vielleicht 
vom  Bundesrat,  und  dass  auch  in  jedem  Einzelfalle  der  Herr 
Reichskanzler  bestimmt,  ob  ein  Kolonisationsunternehmen  zu- 
gelassen werden  soll  imd  welche  Sicherheitsbestellungen  von  dem 
Unternehmer  zu  beschaffen  sind,  wird  um  so  wünschenswerter 
sein,  weil  eine  zuverlässige  Pröf\ing  nicht  nur  des  Unternehmens 
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in  jedem  Einzelfalle  notwendig  ist,  sondern  auch  die  persön- 
liche Zuverlässigkeit  des  Unternehmers  gesichert  sein  muss. 

Die  Vorschriften  über  die  Beschränkung  für  die  Thätigkeit 
der  Agenten  werden  sich  entsprechend  ändern,  sofern  der  in- 
ländische Unternehmer  zugelassen  wird.  Alle  übrigen  im  Vor- 
stehenden berührten  Bestimmungen,  wie  die  Beschränkung  der 
Unternehmer-Erlaubnis  auf  bestimmte  in  der  Erlaubnisurkunde 
zu  bezeichnende  Länder  und  Einschiffungshäfen,  das  Verbot  der 
Beförderung  von  ausserdeutschen  Häfen,  dürften  kaum  auf  einen 
begründeten  Widerstand  stossen. 

Dasselbe  trifft  zu  auf  den  Abschnitt  III  (§§  19  u.  20), 
Gemeinsame  Bestimmungen  für  Unternehmer  und  Agenten,  welcher 
von  den  zu  hinterlegenden  Kautionen  und  den  vom  Bundesrat 
V.U  erlassenden  näheren  Bestimmungen  über  den  Geschäftsbetrieb 
der  Unternehmer  und  Agenten  handelt. 

IL 

In  Abschnitt  IV  (§§  21  bis  24)  sind  die  allgemeinen 
Bestimmungen  über  die  Auswanderung  enthalten ;  sie  handeln  von 
dem  Recht  zur  Auswanderung.  Die  vorgesehenen  Beschränkimgen 
sind  bis  auf  eine  Ausnahme  anzuerkennen.  Nicht  recht  ver- 
ständlich nämlich  ist  der  §  21,  welcher  bestimmt,  dass  wer  aus- 
wandern will,  der  Ortspolizeibehörde  seines  Wohn- 
sitzes für  sich  und  die  ihn  begleitenden  Familien- 
angehörigen davon  Anzeige  machen  muss.  Die  Orts- 
polizei erlässt  eine  öffentliche  Bekanntmachung  über 
die  bevorstehende  Auswanderung  und  nach  Ablauf 
von  vier  Wochen  seit  dem  Tage  der  Bekanntmachung, 
wird  dem  Aaswandernden  über  letztere  eine  Beschei- 
nigung erteilt.  In  den  Motiven  wird  darüber  gesagt,  dass 
der  Entwurf  an  dem  Grundsatz  der  Auswanderungsfreiheit  fest- 
halte, dass  dies  jedoch  nicht  ausschliesst,  dass  der  Entwurf  es 
als  seine  vomehmlichste  Aufgabe  betrachten  muss,  durch  geeig- 
nete Massregeln  den  Missbräuchen  vorzubeugen,  zu  welchen  die 
gewährleistete  Auswanderungsfreiheit  benutzt  werden  kann.  Es 
handle  sich  dabei  vor    allem    um    die  Verhinderung    der    heim- 
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liehen  Auswanderung,  wenn  der  Auswandernde  durch  dieselbe 
bestehenden  Verpflichtungen  sich  entziehen  will.  Durch  diese 
Zweckbestimmung  wird  der  §  21  illusorisch  gemacht;  man  kann 
heutzutage  niemanden  von  der  Auswanderung  durch  die  Melde- 
pflicht zurückhalten,  der  sich  durch  dieselbe  bestehenden  Ver- 
pflichtungen entziehen  will.  Anderseits  kann  die  Bestimmung 
leicht  auf  dem  platten  Lande  zu  argen  Vexationen  führen;  man 
denke  sich  nur,  dass  ein  Gutsherr,  der  die  Polizeigewalt  ausübt, 
seinen  Häusler  nicht  auswandern  lassen  will,  —  welcher  Häusler 
wäre  nicht  seinem  Gutsherrn  in  dem  einen  oder  andern  Falle 
verpflichtet,  wenn  letzterer  es  will?  Wenn  nicht  die  Gefahr  des 
Missbrauchs  bestände,  so  würde  ich  die  polizeiliche  Meldepflicht 
allerdings  für  nützlich  ansehen,  sie  erscheint  mir  das  einzige 
wirksame  Mittel,  um  die  Statistik  zu  verbessern.  Warum  soll 
derjenige,  welcher  sein  Vaterland  verlässt,  sich  nicht  abmelden 
können,  ohne  dadurch  belästigt  zu  werden,  zumal  wenn  ihn  die 
Regierung  seines  alten  Heimatlandes  in  das  neue  mit  ihre^"  Für- 
sorge begleitet.  In  der  vorliegenden  Fassung  erscheint  jedoch 
der  §  21  zweckwidrig  und  unnütz  und  sollte  deshalb  in  das 
Gesetz  nicht  aufgenommen  werden.  Die  Regierung  könnte  aber, 
um  iiber  Namen,  Stand  etc.  des  Auswanderers  in  jedem  Einzel- 
falle unterrichtet  zu  sein,  im  Wege  der  Verordnung  vorschreiben, 
dass  der  Unternehmer  oder  Agent  von  allen  Beförderungsverträgen, 
welche  er  mit  Auswanderern  abschliesst,  ein  Duplikat  der  Be- 
hörde einreichen  muss. 

In  Abschnitt  V  (§§  25  bis  37)  sind  besondere  Be- 
stimmungen für  die  überseeische  Auswanderung  nach  ausser- 
europäischen  Ländern  gegeben,  unter  welchen  einzelne  einer  zweck- 
mässigen Reform  nicht  ganz  gerecht  werden.  §  25:  Verträge 
über  die  Beförderung  von  Personen,  welche  nach 
anssereuropäischenLändern  auswandern  wollen,  müssen 
auf  die  Beförderung  und  Verpflegung  derselben  bis 
zum  überseeischen  Bestimmungshafen  gerichtet  sein 
—  konnte  wohl  ganz  fortfallen,  da  nach  §  20  der  Bundesrat  die 
näheren  Bestimmungen  über  die  in  Anwendung  zu  bringenden 
Vertragsformulare  erlassen   soll.     Will    man    aber   den  §  25  be- 


—     156     — 

lassen,  so  sollte  statt  der  Worte  «zum  überseeischen  Bestimmungs- 
hafen", ,,  „zum  vertragsmässigen  Bestimmungsorte* "  gesetzt  werden. 
Es  ist  eine  schwere  Plage  für  die  Auswanderer,  dass  sie  von  den 
Beforderungsgeschäften  nicht  an  ihren  eigentlichen  Bestimmungs- 
ort  gebracht  werden,  sondern  gewöhnlich  nur  bis  zum  über- 
seeischen Bestimmungshafen.  Dieser  übelstand,  welcher  mit 
der  zunehmenden  Fürsorge  für  den  Auswanderer  bald  beseitigt 
zu  werden  verdient,  sollte  durch  das  Gesetz  nicht  verewigt 
werden.  Durch  Streichung  des  §  25  wird  das  Gesetz  nach  der 
refoimatorischen  Seite  brauchbarer.  Auch  §  26  über  den  Ver- 
kauf von  Fahrscheinen  an  Auswanderer  zur  Beförderung  von 
einem  überseeischen  Platze  aus,  sollte  gestrichen  werden.  Es  ist 
allerdings  vorgekommen,  dass  Auswanderer  durch  den  Yerkaul* 
von  Fahrscheinen  für  die  weitere  Beförderung  von  ihrem  Be- 
stimmungshafen  aus,  namentlich  für  die  Eisenbahnbeförderung 
in  das  Innere  des  Landes,  übervorteilt  worden  sind,  wenn  sie 
solche  Fahrscheine  in  Unkenntnis  der  Verhältnisse  bereits  im 
Inlande  vor  der  Abreise  erstanden.  Aus  dem  Vorkommen  von 
solchen  Einzelfällen  kann  man  aber  nicht  gut  eine  gesetzliche 
Bestimmung  ableiten,  Vielehe  die  Ausführung  der  reformatorischeu 
Absicht,  den  Auswanderer  bis  zu  seinem  eigentlichen  Bestimmungs- 
o  r  t  vertragsmässig  sicher  zu  führen,  erschwert.  Will  man  aber 
die  Weiterbeförderung  des  Auswanderers  vom  Bestimmungshafen 
bis  zum  Bestimmungsort  durch  das  Beförderungsgeschäft  des 
Heimatlandes  noch  einstweilen  verbieten,  so  giebt  dazu  §  20 
eine  ausweichende  Handhabe.  Die  weiteren  §§  des  Abschnitt  V 
bieten,  abgesehen  von  dem  Wunsche,  dass  manche  Bestimmungen, 
wie  §  33  über  die  Seetüchtigkeit  des  SchifiTes,  oder  wie  §  35 
betreffend  die  Untersuchung  des  Gesundheitszustandes  der  Aus- 
wanderer, besser  aus  dem  Gesetze  weggelassen  und  der  Verord- 
nung durch  den  Bundesrat  vorbehalten  bleiben,  nur  noch  zu 
einer  Ausstellung  an  dem  §  34  Anlass.  In  demselben  heisst  es. 
dass  die  Untersuchung  des  Auswandererschiffes  über 
seine  Seetüchtigkeit  etc.  durch  amtliche  VOD  den 
Landesregierungen  bestellte  Besichtiger  erfolgen  soll 
während  in  §  36  bestimmt  wird,  dass  nähere  Vorschriften 
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über  die  amtliche  Besichtigung  und  Kontrole  der 
Schiffe  durch  den  Bundesrat  erlassen  werden.  Ich  würde 
es  als  einen  Vorzug  nach  der  reformatorischen  Seite  erachten, 
wenn  der  Bundesrat  diese  wichtigen  Bestimmungen  durch  eigene 
Organe,  durch  Reichsbeamte,  ausführen  liesse. 

Der  Abschnitt  VI  (§§  88  und  39),  Beaufsichtigung  des 
Auswandenm^ipYesens,  trifiPb  aus  übertriebener  Ängstlichkeit  halbe 
Massregeln.  Nach  §  38  sollen  an  denjenigen  Hafenplätzen, 
für  welche  Unternehmer  zugelassen  sind  (§§  1  und  3), 
von  den  Landesregierungen  Auswanderungsbehörden 
bestellt  werden.  Nach  §  39  übt  in  denselben  Hafen- 
orten der  Reichskanzler  die  Aufsicht  über  das  Aus- 
wanderungswesen durch  von  ihm  bestellte  Kommissare 
aus,  welche  nur  befugt  sind,  die  Landesbehörde  auf 
die  von  ihnen  wahrgenommenen  Mängel  und  Ver- 
stösse aufmerksam  zu  machen  und  auf  Abstellung 
derselben,  sowie  geeigneten  Falls  auf  Bestrafung  der 
Schuldigen  zu  dringen. 

Dass  die  Senate  von  Hamburg  und  Bremen,  so  wie  es  ge- 
dacht ist,  die  Aufsichtsbehörden  bestellen  sollen,  fördert  das  An- 
sehen und  Vertrauen  des  Reichs  nicht.  Das  Schwergewicht  der 
Aufsicht  über  die  Auswanderung  liegt  vornehmlich  in  den  Hafen- 
plätzen;  im  Binnenlande  kann  das  Reich  sich  der  Organe  der 
Landesregierungen  bei  der  Durchführung  der  Reform  viel  eher 
bedienen,  in  den  Seestädten  mtissten  alle  Aufsichtsgeschäfte  durch 
Reichaorgane  ausgeführt  werden.  Da  es  sich  hierbei  um  die  Er- 
füllung vom  Bundesrate  erlassener  Vorschriften  handelt,  so  kann 
in  dem  Aufsichtsrecht  des  Reichskanzlers  ein  persönliches  Moment 
oder  die  Beschränkung  eines  den  Seestädten  zukommenden  Par- 
tikularrechts nicht  gefunden  werden.  Auch  die  Bestimmung  in 
Absatz  4  des  §  39:  Im  Auslande  werden,  sofern  nicht 
besondere  Kommissare  bestellt  sind,  die  Obliegenheiten 
der  Kommissare  durch  die  Konsuln  des  Reichs  wahr- 
genommen, —  kann  man  nur  als  eine  halbe  Massregel  be- 
zeichnen. Bei  der  Reform  gilt  es  als  eine  Hauptforderung  des 
kolonisatorischen    Fortschritts,    dass    in    dem    neuen    Gesetz    mit 
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grösster  Bestimmtheit  die  Fortdauer  der  Fürsorge  des  Reichs  für 
den  Auswanderer  auch  nach  dem  Verlassen  des  Einschiffungs- 
hafens zum  Ausdruck  gebracht  wird,  dass  diese  Fürsorge  auf  die 
Einwanderungsländer  sich  ausdehnen  muss.  In  dieser  Beziehung 
ist  die  obige  Fassung  doch  zu  unbestimmt,  wenngleich  es  nach 
den  Motiven  nicht  zweifelhaft  gelassen  ist,  dass  Seitens  der  ver- 
bündeten Regierungen  ein  solcher  Schutz  als  notwendig  anerkannt 
und  in  Aussicht  gestellt  wird. 
Es  heisst  in  den  Motiven: 

„Was  die  Ausübung  der  Reichsaufsicht  im  Auslande 
anlangt,  so  wird  es  von  manchen  Seiten  för  erforderlich 
gehalten,  auch  hier  besondere,  lediglich  zu  diesem  Be- 
hufe  bestellte  Kommissare  zu  ernennen,  welchen  neben 
den  entsprechenden  Befugnissen  der  inländischen  Kom- 
missare zugleich  die  Aufgabe  zufiele,  in  weitgehendem 
Masse  den  Auswanderern  im  Auslande  die  Fürsorge  des 
Reichs  durch  Rat  und  That,  insbesondere  durch  Aus- 
kunfterteilung und  durch  Unterstützung  in  Bedürftigkeits- 
fällen, angedeihen  zu  lassen.  Der  Entwurf  geht  von  der 
Auffassung  aus,  dass  die  bereits  vorhandenen  Organe  des 
Reichs  im  Auslande,  nämlich  die  Kaiserlichen  Konsuln, 
im  Allgemeinen  in  der  Lage  sein  werden,  die  Aufgaben 
der  Reichs-Auswanderungskommissare  im  Auslande  ge- 
nügend wahrzunehmen.  Insbesondere  werden  sie  bei 
Ankunft  der  Auswandererschiffe  sich  von  deren  Ein- 
richtungen durch  Augenschein  überzeugen  und  etwaige 
Beschwerden  der  Auswanderer  entgegennehmen,  unter- 
suchen und  der  Entscheidung  entgegenfuhreu,  sowie  über- 
haupt den  Auswanderern  diejenige  Fürsorge  angedeihen 
lassen  können,  welche  im  fremden  Lande  Seitens  der 
Organe  ihres  früheren  Heimatstaates  noch  möglich  ist. 
Sollte  sich  indessen  ein  Bedürfnis  für  die  Bestellung  be- 
sonderer Kommissare  ergeben,  so  ist  die  Möglichkeit  hierf&r 
durch  den  Entwurf  nicht  ausgeschlossen,  sondern  durch 
die  Fassung  des  Absatzes  4  ausdrücklich  offengehalten 
worden." 


—     159    — 

In  dieser  Anerkennung  liegt  eine  der  hauptsächlichsten 
Vorzüge  des  Entwurfs  gegenüber  der  alten  Ordnung,  nur  sollte 
die  Fassung  des  Absatzes  4  dahin  bestimmt  genug  abgeändert 
werden,  dass  die  Fürsorge  für  den  Auswanderer  sich  auch  auf  die 
Einwanderungsländer  zu  erstrecken  habe,  dass  vom  Reichs- 
kanzler in  überseeischen  Ländern  neben  den  Konsulaten  besondere 
Agenturen  zum  Schutze  der  deutschen  Auswanderer  und  Kolonisten 
errichtet  und  Spezialmissionen  angeordnet  werden  können. 

Die  Lage  der  deutschen  Auswanderer  in  den  überseeischen 
Ländern  ist  im  Allgemeinen  eine  derartige,  dass  der  Schutz,  den 
die  auswärtigen  Vertreter  des  Reichs,  speziell  die  Konsuln,  den- 
selben bieten  können,  ihnen  sehr  not  thut.  In  sehr  trauriger 
Weise  fallen  viele  deutsche  Auswanderer  bei  ihrer  Ankunft  im 
Hafen  des  Einwanderungslandes  wegen  Mangels  an  jeglicher 
Fürsorge  und  Aufsicht  Betrügern  und  gewissenlosen  Agenten  in 
die  Hände,  die  sie  von  ihrem  eigentlichen  Ziele  ablenken  und 
nach  Gegenden  hinführen,  wo  ihrer  Not  und  Enttäuschung  harrt* 
Die  deutschen  Schifffahrtsgesellschaften  befördern  den  Ansiedler 
gewöhnlich  nur  bis  zu  einem  überseeischen  Hafen,  wo  er  dann 
seinem  Schicksale  überlassen  bleibt;  um  ihn  kümmert  sich  nie- 
mand inmitten  einer  fremden  Umgebung,  die  um  ihn  grosse  Ge- 
fahren häufb.  Auf  diese  Weise  erklärt  es  sich,  dass  gerade  der 
deutsche  Auswanderer  so  oft  drüben  bei  seiner  Ankunft  dem 
ersten  besten  Abenteurer  oder  Betrüger  in  die  Hände  fällt.  Diesen 
unhaltbaren  Zuständen  sollte  das  neue  Gesetz  ein  Ende  bereiten; 
die  Trefflichkeit  nachahmungswürdiger  Einrichtungen  ist  durch 
die  Beispiele  in  England,  Belgien,  Italien  u))d  in  der  Schweiz 
bereits  erprobt.  Gewiss  wird  der  deutsche  Kolonist  in  fremden 
Ländern  eine  solche  Fürsorge  nicht  vergessen  und  es  dank^ 
bar  empfinden,  dass  das  Mutterland  ihm  diesen  Schutz  zuteil 
werden  lässt. 

Abschnitt  VH  (§  40)  über  die  Beförderung  von  ausser- 
deutschen  Häfen  aus,  und  Abschnitt  VIII  (§§  51  und  45)  mit 
den  Strafbestimmungen,  sowie  endlich  die  Schlussbestimmungen 
(§§  46  und  47)  dürften  in  allen  Beziehungen  den  Bedürfnissen 
gerecht  werden. 
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m. 

In  den  vorhergehenden  Abschnitten  ist  der  Gesetzentwurf 
l)esprochen,  soweit  es  sich  um  Abänderung  bezw.  Ergänzung 
'desselben  handelt.  Es  erübrigt  noch  eine  Forderung  zu  stellen, 
welche  in  dem  Entwurf  nicht  berührt  ist  und  der  eigentliche 
Angelpunkt  genannt  werden  kann,  um  welchen  sich  die  ganze 
Reform  dreht,  nämlich  die  Schaffung  einer  besonderen  Zentral- 
behörde, welche  die  auf  das  Auswanderungswesen  bezüglichen 
Angelegenheiten  behandelt,  Informationen  über  die  Verhältnisse 
in  den  Einwanderungsländern  sammelt  und  an  Personen,  welche 
darum  nachsuchen,  Rat  und  Auskunft  erteilt. 

In  den  Motiven  wird  bezüglich  der  Errichtung  eines  Aus- 
kunftsbureaus das  Folgende  angeführt: 

Bei  dem  Vorschlag  bezüglich  der  Errichtung  eines 
Auskunftsbüreaus  ist  auf  ähnliche,  in  Grossbritannien, 
Belgien  und  der  Schweiz  bestehende  Einrichtungen  ver- 
wiesen worden.  Das  englische  Emigrants'  Ünformation 
Office  ist  am  11.  Oktober  1886  errichtet  und  steht  nach 
seinem  ersten,  den  Zeitraum  bis  zum  31.  März  1887  um- 
fassenden Rechenschaftsbericht  unter  der  Leitung  eines  aus 
einer  Anzahl  von  Persönlichkeiten  zusanunengesetzten 
Komitees.  Die  Geschäfte  desselben  werden  von  zwei  Mit- 
gliedern dieses  Komitees,  einem  Vorsteher  und  mebi'eren 
Assistenten  besorgt.  Seine  Aufgabe  ist  hauptsächlich. 
Auswanderungslustigen  über  die  Verhältnisse  in  den  eng- 
lischen Kolonien  die  gewünschten  Aufschlüsse  zu  geben. 
In  Belgien  bestehen  Auskunftsbüreaus  in  Brüssel  in  dem 
JMus^e  commercial,  in  Antwerpen  in  dem  Mus^  commercial, 
industriel  et  ethnographique,  sowie  in  Arlon,  Brügge,  Oent. 
Hasselt,  Lütiich,  Mons  und  Namur  bei  den  dortigen  Pro- 
vinzialregierungen.  Das  schweizerische  Auswanderungs- 
büreau  ist  dem  Departement  des  Auswärtigen  beigegeben 
und  zerfällt  in  zwei  Abteilungen,  von  denen  die  eine  die 
Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Agenten,  Unter- 
agenten und  Passage-Billetverkäufer  führt  (administratiTe 
Abteilung),  die  andere  die  Vertretung  der  Interessen  der 
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sehweizerichen  Auswanderung  im  Allgemeinen,  sowie  die 
Erteilung  Ton  Auskunft,  Bat  und  Empfehlungen  an  Aus* 
Wanderer  zur  Aufgabe  hat   (kommissarische  Abteilung). 
—  In  ähnlicher  Weise,  wie  dies  seitens  der  bezeichneten 
Anskunftsbtireaus  geschieht,  würde  das  bei  den  deutschen 
amtlichen   Stellen    über    die    Verhältnisse    in    den   Ein- 
wanderungsländern vorhandene  und  eingehende  Material 
zum  Zweck  einer  Aufklärung  der  Personen,  welche  aus- 
zuwandern beabsichtigen,   verwertet  werden  können,  ins- 
besondere auch  in  der  Weise,  dass  dasselbe  den  zugelassenen 
Unternehmern  und  Kolonisationsgesellschaften  behufs  Er- 
teilung von  Auskunft  zugängig  gemacht  wird.  Im  Uebrigen 
geht  der  Vorschlag  der  Errichtung  eines  Auskunftsbüreaus 
von  den  Verhältnissen  aus,  welche  jetzt  im  Auswanderungs- 
wesen in  Deutschland  bestehen,   und  es  wird  abgewartet 
werden  können,  wie  weit  demselben  noch  Bedeutung  bei- 
zumessen sein  wird,  wenn,  wie  dies  nach  dem  Entwurf  be- 
absichtigt ist«  eine  Auswandererbeförderung  über  deutsche 
Häfen  nur  nach  solchen  Ländern  oder  Länderteilen  ge- 
stattet wird,  welche  nach  eingehenden  Erkundigungen  als 
geeignete  Auswanderungsziele  erkannt  worden   sind,   und 
wenn   die  Thatsache  der  erst  nach  reiflicher  Prüfung  er- 
folgenden  Zulassung    eines    Unternehmers    für    die    Zu- 
verlässigkeit desselben  und  der  ihm   zugestandenen   Au9- 
kuoftserteilung  eine  gewisse  Gewähr  bietet. 
Es  wäre  in  hohem  Grade  zu  bedauern,  wenn  man  erst  ab- 
vrarten  wollte,    wie  weit  der  Errichtung  eines  Auskunftbureaus 
Aocb  Bedeutung  beizumessen  sein  wird,  wenn^  wie  dies  nach  dem 
SAtwtof   beabsichtigt   ist,    eine    Auswanderungsbefbrderung    über 
deutsche  Häfen   nur  nach  solchen  Ländern  und  Länderteilen  ge- 
stattet wird,  welche  nach  eingehenden  Erkundigungen  als  geeignete 
Ainrwanderungsziele  erkannt  worden  sind. 

Zunächst  muss  darauf  hingewiesen  werden,  dass  Sammlung 
Ten  Informationen  und  Erteilung  von  Auskunft  unzertrennlich 
sind.  Die  Erhebung,  der  Informationen  richtet  sich  nach  dem 
Bedfirfnis  der  Auskunft,   welche  man.  erteilen  will.     Aus  diesem 

Ärthlr  für  SffBntiicbet  Recht.    Vi II.  I.  H 
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(Grunde  ist  man  in  England,  in  Belgien  und  in  der  Schweiz  dazu 
gekommen,  eine  besondere  Behörde  für  diesen  Zweig  des  Aus- 
wanderungswesens  zu  schaffen.  Diese  Staaten  haben  sich  be- 
sonders angelegen  sein  lassen,  die  Verhältnisse  der  Einwandenings- 
länder  in  jeder  Richtung  genau  festzustellen  und  sie  werden  über 
eintretende  Veränderungen  auf  dem  Laufenden  gehalten.  Zu 
diesem  Zweck  bedurfte  es  eines  einheitlichen  Systems  für  die  Er- 
hebung von  Informationen  und  statistischen  Angaben,  die  unter 
entsprechenden  Gesichtspunkten  bei  der  Zentralstelle  bearbeitet 
werden.  Es  ist  leicht  ersichtlich,  dtiss  mit  solcher  Einrichtung 
auch  Deutschland  sehr  gedient  sein  wird;  wir  wissen  über  die 
Lage  der  deutschen  Niederlassungen  in  überseeischen  Ländern 
und  über  die  Kolonisationsverhältnisse  dortselbst  im  allgemeinen 
wenig  Zuverlässiges.  Das  bei  den  deutschen  amtlichen  Stellen 
über  die  Verhältnisse  in  den  Einwanderungsländem  vorhandene 
und  eingehende  Material  roüsste  doch  erst  gesichtet  und  bearbeitet 
werden,  um  in  rechter  Weise  und  mit  Nutzen  verwendet  werden 
zu  können.  Bei  dieser  Bearbeitung  werden  sich  dann  auch  die 
Lücken  herausstellen,  welche  auszufüllen  wären. 

Die  mit  der  Auswanderung  zusammenhängenden  Fragen 
bedingen  jedenfalls  eine  sorgsame  Bearbeitung.  Li  Folge  des 
innigen  Zusammenhangs,  der  im  überseeischen  Wirtschaftsleben 
zwischen  den  eigenen  Kolonien  und  den  kolonisatorischen  Unter- 
nehmungen in  Ländern  unter  fremder  Souveränität  vielfach  be- 
steht, werden  in  den  älteren  Kolonial  Staaten  die  Auswanderungs- 
sachen von  dem  Kolonialamte  mit  erledigt.  Das  neue  Gesetz 
sollte  in  ähnlicher  Weise  diese  Frage  regeln.  Würde  die  Kolonial- 
Abteilung  zu  einem  selbständigen  Amte  erweitert,  in  welchem  die 
Beamten  dauernder  als  bisher  thätig  bleiben,  und  mit  einem  be- 
sonderen Zweige  für  das  Auswanderungswesen  versehen^  so  würde 
die  hierfür  so  notwendige  Stetigkeit  geschaffen  werden.  Zu  gleicher 
Zeit  würde  damit  ein  Wunsch  weitester  Kreise  nach  aner  Zentral- 
stelle für  das  Auswanderungswesen  erfüllt  werden. 

Diese  Einrichtung  erleichtert  die  Sammlung  von  Kenntnissen 
über  die  einschlägigen  Verhältnisse  in  den  Einwanderungsländem^ 
sowie  die  Belehrung  und  Verwarnung  deutscher  Auswanderer  auf 
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Grund  der  gewonnenen  Kenntnisse.  Femer  lehrt  sie  die  rechte 
Wahl  der  Massnahmen,  welche  zum  Schutze  der  deutschen  Aus- 
wanderer in  den  Einwanderungsländem  notwendig  sind. 

Der  Ziellosigkeit  und  Zersplitterung  der  deutschen  Ansiedler 
in  überseeischen  Ländern,  seit  langer  Zeit  eine  fühlbare  Schädigung 
f&r  die  deutsche  Arbeit  und  Kultur,  würde  dann  hoffentlich  ein 
Ende  gemacht  werden  können.  Die  private  Initiative  ist  dazu 
allein  nicht  im  stände. 

Die  Abteilung  für  das  Auswanderungswesen  würde  sodann 
die  natürliche  Instanz  für  die  Prüfung  der  zur  Anmeldung  kom- 
menden Kolonisationsunternehmungen  bilden.  Diese  Aufgabe  ist 
keine  leichte,  da  die  Verhältnisse  der  verschiedenen  Ansiedelungs- 
gebiete in  den  meisten  Fällen  in  wesentlichen  Bedingungen  von 
einander  abweichen.  Hierin  das  Rechte  zu  treffen,  wird  nur  eine 
Behörde  in  der  Lage  sein,  welche  mit  grösstmöglichster  Freiheit 
und  in  geeignetem  umfange  ihre  Erkundigungen  einziehen  kann. 
Es  wird  gewiss  zu  empfehlen  sein,  dass  die  Abteilung  bei  der 
Beurteilung  von  Kolonisationsprojekten  des  Beirats  von  Männern, 
die  im  praktischen  Leben  und  den  Verhältnissen  nahe  stehen,  sich 
bediene.  Aus  allen  diesen  Gründen  empfiehlt  es  sich,  dem  Ab- 
schnitt VI.  einen  Paragraphen  zuzufügen,  des  Inhalts: 

Der  Kolonialbehörde  des  Reiches  wird  eine  besondere  Ab- 
teilung beigegeben,  welche  Informationen  über  die  Ansiedelungs- 
verhältnisse in  den  deutschen  Schutzgebieten,  sowie  in  fremden 
Einwanderungsländern  sammelt.  Die  gesanunelten  Informationen 
werden  in  zweckdienlicher  Weise  weiteren  Kreisen  bekannt  gegeben. 

Das  Ergebnis  der  vorstehenden  Ausführungen,  welche  in 
allen  Hauptpunkten  mit  den  massgebenden  Schriften  der  neueren 
Zeit  über  die  Auswanderungsfrage  übereinstimmen,  fasse  ich  kurz 
so  zusammen,  den  Entwurf  des  Gesetzes  dahin  abzuändern  bezw. 
zu  ergänzen: 

1.  die  Bestimmungen,  welche  besser  der  Verordnung  durch 
den  Bundesrat  vorbehalten  bleiben,  aus  dem  Entwurf  zu 
entfernen; 

2.  die  beschränkenden  Bestimmungen  über  die  Unternehmer- 
konzession,   welche   im   Falle   überseeischer   Beförderung 

11* 
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Toraefareiben,  das»  der  Unternehmer  seinen  Sitz  %n  einem 
deutschen  Hafenplatz  haben  muss,  sowie  daas  ihm  eigene 
Schiffe  zur  Verfügung  stehen,  au  beseitigen; 

3.  den  §  39  Absatz  4 

„Im  Auslande  werden,  sofern  nicht  besondere  Korn* 
missare  bestellt  sind,  die  Obliegenheiten  der  Kom- 
missare durch  die  Konsuln  des  Beiohs  wahrgenommen/ 
bestimmter  dahin  zu  fassen,  dass  die  Fürsorge  iür  den 
Auswanderer  sich  auch  auf  die  Einwanderungsländer  zu 
erstrecken  habe,  dass  vom  Reichskanzler  in  fiberseeischen 
Ländern  neben  den  Konsulaten  besondere  Agenturen  zum 
Schutze  der  deutschen  Auswanderer  und  Kolonisten  er- 
richtet und  Spezialmissionen  angeordnet  werd^i  können; 

4.  unter  Titel  VL,  Beaufsichtigung  des  Auswanderungs- 
wesens, in  einem  besonderen  Paragraphen  die  Bestimmung 
in  das  Gesetz  aufzunehmen,  dass  in  Verbindung  mit  der 
dem  Reichskanzler  unterstehenden  Kolonialbehorde  eine 
eigene  Abteilung  f&r  das  Auswanderungswesen  gebildet 
werde,  welche  alle  auf  die  Auswanderung  bezüglichen 
Angelegenheiten  erledigt,  insbesondere  Informationen  über 
die  Ansiedelungsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutz» 
gebieten,  sowie  in  fremden  Einwanderungsländem  sammelt, 
und  die  gesammelten  Informationen  in  zweckdienlicher 
Weise  weiteren  Kreisen  bekannt  giebt. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs  folgten, 
wie  er  dem  Reichstage  zugegangen  ist: 

Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Auswanderongswesen. 

Wir  Wilhelm,    Ton   Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,   König 

Ton  Preussen  etc. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des 
Bundesraths  und  des  Reichstags,  was  folgt  : 

I.  Unternehmer. 
§  1.     Wer  die  Beförderung  Ton  Auswanderern  nach  ausser- 
deutschen   Ländern  betreiben   will   (TTntemehmer),   bedarf  hierzu 
der  Erlaubniss. 
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§  2.  Zur  Erteilung  der  Erlaubnis!  ist  der  Reichskanzler 
zust&ndig. 

§  3.     Die  Erlaubniss  darf  nur  erteilt  werden: 

a)  an  Reichsangehörige^  welche  ihren  Wohnsitz  sowie  ihre 
gewerbliche  Niederlassung  im  Reichsgebiete  und  bei  be- 
absichtigter Beförderung  nach  aussereuropäischen  Ländern 
(überseeische  Beförderung)  an  einem  deutschen  Hafen- 
platze haben; 

b)  an  juristische  Personen,  eingetragene  Oenossenschaften 
und  Aktiengesdlschaften,  welche  im  Reichsgebiete  ihren 
Sitz  haben,  sowie  an  diejenigen  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien,  welche  im  Reichsgebiete  ihren  Sitz  haben, 
und  deren  persönlich  haft^ide  Gesellschafter  sich  sammt- 
lieh  im  Besitze  der  Reichsangehörigkeit  befindeuy  bei  be^ 
absichtigter  überseeischer  Beförderung  jedoch  nur,  sofern 
diese  Personen  oder  Gesellschaften  ihren  Sitz  an  einem 
deutschen  Hafenplatze  haben. 

Vor  Erteilung  der  Erlaubniss  hat  der  Nachsuchende  eine 
Kaution  im  Mindestbetrage  von  dreissigtausend  Mark  zu  bestellen 
und  im  Falle  überseeischer  Beförderung  den  Nachweis  zu  führen, 
dass  ihm  zu  dieser  Beförderung  geeignete  eigene  Schiffe  zur  Yer- 
f&gung  stehen. 

§  4.  Die  Erlaubniss  ist  nur  ftlr  bestimmte,  in  der  Br* 
laubnissurkunde  zu  bezeichnende  ausserdeutsche  Lander  oder  Teile 
Ton  solchen  und  im  Falle  überseeischer  Beförderung  nur  für  be- 
stimmte, in  der  Erlaubnissurkunde  zu  bezeichnende  Einschiffungs- 
hafen zu  erteilen. 

§  5.  Die  Erlaubniss  ist  nicht  zu  erteilen  für  solche  über- 
seeische Beförderung,  welche  von  einem  ausserdeutschen  Hafen 
ausgeht.  Dem  Unternehmer  kann  jedoch  die  Erlaubniss  erteilt 
werden,  mit  Schiffen,  welche  sich  auf  einer  Tom  deutschen  HafSsa 
ans  angetretenen  Fahrt  befinden,  auch  Yon  ausserdeutschen  Zwischen* 
hftfen  aus  Auswanderer  zu  befördern. 

§  6.  Die  Erlaubniss  darf  femer  nicht  erteilt  werden  für 
solche  überseeische  Beförderung,  welche  mit  Transportwechael  in 
einem  auaserdeutsohen  Hafen  verbunden  ist. 
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§  7.  Bei  Erteilung  der  Erlaubniss  an  solche  deutsche  Ge- 
sellschaften, welche  sich  die  Besiedelung  eines  von  ihnen  in  über^ 
seeischen  Ländern  erworbenen  Gebietes  zur  Aufgabe  machen,  ist 
der  Reichskanzler  an  die  Vorschriften  der  §§  3,  5  und  6  nicht 
gebunden. 

Im  Uebrigen  können  Ausnahmen  von  diesen  Vorschriften 
nur  mit  Zustimmung  der  Bundesrats-Ausschüsse  fSr  Handel  und 
Verkehr  und  für  Justizwesen  unter  den  im  einzelnen  Falle  fest- 
zusetzenden besonderen  Bedingungen  zugelassen  werden. 

§  8.  Die  Erlaubniss  berechtigt  den  Unternehmer  zum  Ge- 
schäftsbetriebe im  ganzen  Reichsgebiete  mit  der  Einschränkung, 
dass  er  ausserhalb  des  Gemeindebezirkes  seiner  gewerblichen 
Niederlassung  bei  der  Ausübung  seines  gesanunten  Geschäfts- 
betriebes, soweit  es  sich  dabei  nicht  lediglich  um  die  Erteilung 
von  Auskunft  und  die  Bekanntmachung  der  Beförderungsgelegen- 
heiten und  Beförderungsbedingungen  handelt,  ausschliesslich  der 
Vermittelung  seiner,  nach  §§  11  ff.  zugelassenen  Agenten  sich  zu 
bedienen  hat. 

§  9.  Der  Unternehmer  kann  seine  Befugnisse  zum  Geschäfts- 
betriebe durch  Stellvertreter  ausüben.  Auch  kann  nach  dem  Tode 
des  Unternehmers,  sowie  im  Falle  einer  Kuratel  der  Geschäfts- 
betrieb noch  längstens  sechs  Monate  durch  Stellvertreter  fort- 
gesetzt werden.  Die  Bestellung  eines  Stellvertreters  bedarf  der 
Genehmigung  des  Reichskanzlers. 

§  10.  Die  dem  Unternehmer  erteilte  Erlaubniss  kann  jeder- 
zeit beschränkt  oder  widerrufen  werden. 

IL  Agenten. 

§  11.  Wer  sich  zum  Geschäfte  machen  will,  bei  der  Be- 
förderung von  Auswanderern  durch  Vorbereitung,  Vermittelung 
oder  Abschluss  von  Verträgen  oder  in  sonstiger  Weise  mitasu- 
wirken  (Agent),  bedarf  hierzu  der  Erlaubniss. 

§  12.  Die  Erlaubniss  wird  von  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde erteilt,  sofern  nicht  durch  Anordnung  der  Landes- 
Zentralbehörde  dieser  die  Erteilung  vorbehalten  ist. 

§  13.     Die  Eriaubniss  darf  nur  erteUt  werden  an  Reichs- 
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angehörige,  welche  im  Bezirke  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
(§  12)  ihre  gewerbliche  Niederlassung  oder  ihren  Wohnsitz  haben 
und  Yon  einem  zugelassenen  Unternehmer  (§1)  bevollmächtigt 
sind.  Vor  Erteilung  der  Erlaubniss  hat  der  Nachsuchende  eine 
Kaution  im  Mindestbetrage  von  fünfzehnhundert  Mark  zu  be- 
stellen. 

Dem  Bundesrat  bleibt  vorbehalten,  über  die  bei  Erteilung 
der  Erlaubniss  in  Anwendung  zu  bringenden  Grundsätze  weitere 
Bestimmungen  zu  treffen. 

§  14.  Die  Erlaubniss  berechtigt  zum  Geschäftsbetriebe  im 
Bezirke  der  die  Erlaubniss  erteilenden  Behörde,  wenn  sie  nicht 
auf  einen  Teil  desselben  beschränkt  wird.  Im  Einvernehmen 
mit  dieser  Behörde  kann  jedoch  dem  Agenten  die  Ausdehnung 
seines  Geschäftsbetriebes  auf  benachbarte  Bezirke  von  den  f&r 
letztere  zuständigen  höheren  Verwaltungsbehörden  gestattet  wefden. 

§  15.  Für  andere  als  den  in  der  Erlaubnissurkunde  nam- 
haft gemachten  Unternehmer,  sowie  auf  eigene  Rechnung  darf  der 
Agent  Geschäfte  der  im  §  11  bezeichneten   Art  nicht  besorgen. 

§  16.  Dem  Agenten  ist  es  untersagt,  seine  Geschäfte  in 
Zweigniederlassungen,  durch  Stellvertreter  oder  im  Umherziehen 
zu  betreiben. 

§  17.  Die  dem  Agenten  erteilte  Erlaubniss  kann  jederzeit 
beschränkt  oder  widerrufen  werden.  Der  Widerruf  muss  erfolgen, 
wenn  den  Erfordernissen  nicht  mehr  genügt  wird,  an  welche  die 
Erteilung  der  Erlaubniss  nach  §  13  gebunden  ist. 

§  18.  Gegen  die  auf  Grund  der  §§  11  bis  14  und  17  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  getroffenen  Verfügungen  ist  nur 
Beschwerde  an  die  vorgesetzte  Behörde  zulässig.  Die  Beschwerde 
hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

m.  Gemeinsame  Bestimmungen  für  Unternehmer  und 

Agenten. 

§  19.  Die  Kautionen  der  Unternehmer  und  der  Ageuten 
haften  f&r  alle  anlässlich  ihres  Geschäftsbetriebes  gegenüber  den 
Auswanderern  und  gegenüber  den  Behörden  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten, sowie  f&r  Geldstrafen  und  Kosten. 
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§  20.  Der  Bundesrat  erlässt  nähere  Bestimmungen  Aber 
den  Geschäftsbetrieb  der  Unternehmer  und  Agenten  und  deren 
Beaufsichtigung,  namentlich  auch 

a)  fiber  die  von  ihnen  su  f&hrenden  Bücher,  Listen  und 
sonstigen  Ausweise,  sowie  über  die  in  Anwendung  zu 
bringenden  Yertragsformulare, 

b)  über  die  Art  und  Weise  der  Kautionsbestellung  und  die 
Bedingungen,  welche  über  die  Haftbarkeit,  sowie  fiber  die 
Ergänzung  und  die  Rückgabe  der  Kaution  in  die  Kautions- 
Urkunde  aufzunehmen  sind. 

IV.  Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Aus- 
wanderung. 

*§  21.  Wer  aus  dem  Reichsgebiete  auswandern  will,  hai 
hiervon  der  Ortspolizeibehörde  seines  Wohnsitzes  oder,  in  Er- 
mangelung eines  solchen,  derjenigen  seines  gewöhnlichen  Aufent- 
haltsortes für  sich  und  die  ihn  begleitenden  Familienangehörigen 
Anzeige  zu  machen.  Die  Anzeige  hat  den  voraussichtlichen  Zeit- 
punkt der  Auswanderung  zu  enthalten. 

Die  Ortspolizeibehörde  hat  über  die  bevorstehende  Aus- 
wanderung eine  öffentliche  Bekanntmachung  zu  erlassen.  Nach 
Ablauf  von  rier  Wochen  seit  dem  Tage  der  Bekanntmachung  ist 
dem  Auswandernden  über  letztere  eine  Bescheinigung  zu  erteilen* 
Die  Bescheinigung  kann  auf  Antrag  vor  Ablauf  von  vier  Wochen 
erteilt  werden,  falls  kein  Grund  zu  der  Annahme  vorliegt,  dass 
der  Auswandernde  sich  durch  die  Auswanderung  bestehenden  Ver- 
pflichtungen entziehen  will. 

Soll  die  Auswanderung  später  als  drei  Monate  nach  dem  in 
der  Bescheinigung  angegebenen  Zeitpunkte  oder  unter  Zurück- 
lassung eines  der  dariu  bezeichneten  Angehörigen  stattfinden,  so 
bedarf  es  einer  erneuten  Anzeige  und  Bekanntmachung. 

Die  öffentliche  Bekanntmachung  und  die  Erteilung  der  Be- 
scheinigung erfolgt  Btempet-  und  kostenfrei. 

§  22.  Der  Unternehmer  darf  Auswanderer  nur  befördern 
auf  Grund  eines  vorher   abgeschlossenen   schriftlichen  Vertvagee« 
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Der  Abfichluag  des  Vertrages  darf  erat  erfolgen  nach  Bei- 
bringung der  im  §  21  bezeichneten  Beseheinigung. 

§  23.  Verboten  ist  die  Beförderung,  sowie  der  Abschluss 
Ton  Verträgen  über  die  Beförderung: 

1.  von  Wehrpflichtigen  im  Alter  vom  vollendeten  sieb» 
zehnten  bis  zum  vollendeten  fünfundzwanzigsten  Lebens« 
jähre,  bevor  sie  eine  Entlassungsnrkunde  (§  14  dea 
Gesetzes  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der 
Bundes*  und  Staatesaugehörigkeit  vom  1.  Juni  1870) 
oder  ein  Zeugniss  der  Ersatzkommission  darüber  bei- 
gebracht haben,  dass  ihrer  Auswanderung  aus  dem  Grunde 
der  Wehrpflicht  kein  Hindemiss  entgegensteht; 

2.  von  Personen,  welchen  nach  den  im  Bestimmungs- 
lande geltenden  Vorschriften  die  Einwanderung  unter* 
sagt  ist; 

3.  von  ReichsangehSrigen,  f&r  welche  von  fremden  Regie- 
rungen oder  von  Kolonisationsgesellschaften  oder  ähn- 
lichen Unternehmungen  der  Beförderungspreis  ganz  oder 
teilweise  bezahlt  wird  oder  Vorschüsse  geleistet  werden. 
Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung  kann  der  Reichs- 
kanzler zulassen. 

§  24.  Auswanderer,  welche  sich  nicht  im  Besitze  der  im 
§21  und  §  23  Nr.  1  vorgesehenen  Urkunden  befinden,  oder 
welche  zu  den  im  §  23  Nr.  2  und  3  bezeichneten  Personen  ge^ 
hören,  können  durch  die  Polizeibehörden  am  Verlassen  des  Reichs- 
gebietes verhindert  werden. 

Die  Polizeibehörden  in  den  Hafenorten  sind  befugt,  die 
Unternehmer  an  der  Einschiffung  von  Personen  zu  verhindern, 
deren  Beförderung  auf  Grund  dieses  Gesetzes  verboten  ist. 

V.    Besondere    Bestimmungen    für    die    überseeische 
Auswanderung  nach  aussereuropäischen  I^ändern. 

§  25.  Verträge  über  die  Beförderung  von  Personen,  welche 
nach  aussereuropäischen  Ländern  auswandern  wollen,  müssen  auf 
die  Beförderung  und  Verpflegung  derselben  bis  zum  überseeischen 
Beetiroraungshafen  gerichtet  sein. 
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§  26.  Der  Verkauf  von  Fahrscheinen  an  Auswanderer  znr 
Beförderung  von  einem  überseeisehen  Platze  aus  ist  verboten. 

Dieses  Verbot  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  Ver- 
träge, durch  welche  der  Unternehmer  (§  1)  sich  zugleich  zur 
Weiterbeförderung  vom  überseeischen  Bestimmungshafen  aus  ver- 
pflichtet. 

§  27.  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  nach  näherer  Be^ 
'Stimmung  des  Bundesrats  die  Ueberfahrtsgelder  und  Lebens- 
mittel, sowie  die  etwaigen  Verluste  und  Schäden,  welche  in  Folge 
gänzlicher  oder  teilweiser  Nichterfüllung  des  Beförderungs- 
vertrages eintreten  können,  zu  versichern  oder  einen  der  Ver- 
sicherungssumme entsprechenden  Betrag  zu  hinterlegen. 

Der  Auswanderungsbehörde  des  Hafenplatzes  (§  38)  ist  vor 
Abgang  des  Schiffes  der  Nachweis  zu  liefern,  dass  dieser  Vor- 
schrift genügt  ist. 

§  28.  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  den  Auswanderern 
an  dem  zu  ihrer  Einschiffung  oder  Weiterbeförderung  bestimmten 
Orte  bei  jeder  nicht  von  ihnen  selbst  verschuldeten  Verzögerung 
der  Beförderung  von  dem  vertragsmässig  bestimmten  Abfahrts- 
tage an  ohne  besondere  Vergütung  Unterkunft  und  Verpflegung 
zu  gewähren. 

§  29.  Falls  die  Verzögerung  länger  als  eine  Woche  dauert, 
Bo  hat  der  Auswanderer,  unbeschadet  der  ihm  nacn  dem  bürger«- 
liehen  Rechte  etwa  zustehenden  Ansprüche  auf  Schadenersatz, 
das  Recht,  von  dem  Vertrage  zurückzutreten  imd  die  Rückerstat- 
tung des  gezahlten  Ueberfahrtsgeldes  zu  verlangen, 

§  30.  Die  Rückerstattung  des  Ueberfahrtsgeldes  kann  auch 
dann  verlangt  werden,  wenn  der  Auswanderer  oder  einer  der  ihn 
begleitenden  Familienangehörigen  vor  Antritt  der  Seereise  stirbt 
oder  nachweislich  durch  Krankheit  oder  durch  sonstige  ausser 
seiner  Macht  liegende  Zwischenfalle  am  Antritt  der  Seereise  ver- 
hindert wird.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  in  Fällen  des  §  26  Ab- 
satz 2  die  Verhinderung  im  überseeischen  Bestimmungshafen 
eintritt,  rücksichtlich  des  den  Weiterbeförderungskosten  ent- 
sprechenden Teiles  des  Ueberfahrtsgeldes.  Die  Hälfte  des  Ueber- 
fahrtsgeldes kann  zurückverlangt  werden,  wenn  der  Auswanderer 
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vor  Antritt  der  Reise  vom  Vertrage  aus  anderen  Gründen 
zurücktritt. 

§  31.  Wird  das  Schiff  durch  einen  Seeunfall  oder  einen 
anderen  Umstand  an  der  Fortsetzung  der  Reise  verhindert  oder 
zu  einer  längeren  Unterbrechung  derselben  genötigt,  so  ist  der 
Unternehmer  (§1)  verpflichtet,  ohne  besondere  Vergütung  den 
Auswanderern  einstweilige  Unterkunft  und  Verpflegung  zu  ge- 
währen und  die  Beförderung  derselben  und  ihres  Reisegepäckes 
nach  dem  Bestimmungsorte  sobald  als  möglich  herbeizufuhren. 

Diese  Vorschrift  findet  sinngemässe  Anwendung  auf  die 
Weiterbeförderung  vom  überseeischen  Bestimmungshafen  aus  (§  26 
Absatz  2). 

§  32.  Vereinbarungen,  welche  den  Bestimmungen  der  §§  28 
bis  31  zuwiderlaufen,  haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

§  33.  Der  Unternehmer  hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
das  Schiff,  mit  welchem  die  Auswanderer  befördert  werden  sollen, 
fär  die  beabsichtigte  Reise  völlig  seetüchtig,  vorschriftsmässig 
eingerichtet,  ausgerüstet  und  verproviantirt  ist. 

Die  gleiche  Verpflichtung  trifft  den  Führer  des  Schiffes. 

§  34.  Jedes  Auswandererschiff  unterliegt  vor  dem  Antritt 
der  Reise  einer  Untersuchung  über  seine  Seetüchtigkeit,  Einrich- 
tung, Ausrüstung  und  Verproviantirung. 

Die  Untersuchung  erfolgt  durch  amtliche,  von  den  Landes- 
regierungen bestellte  Besichtiger. 

§  35.  Vor  Abgang  des  Schiffes  ist  der  Gesundheitszustand 
der  Auswanderer  durch  einen  von  der  Auswanderungsbehörde 
(§  38)  zu  bestimmenden  Arzt  zu  untersuchen. 

§  36.  Der  Bundesrat  erlässt  nähere  Vorschriften  über 
die  Beschaffenheit,  Einrichtung,  Ausrüstung  und  Verproviantirung 
der  Auswandererschiffe,  über  die  amtliche  Besichtigung  und 
Kontrole  dieser  Schiffe,  femer  über  die  ärztliche  Untersuchung 
der  Reisenden  und  der  Schiffsbesatzung  vor  der  Einschiffung, 
über  die  Ausschliessung  kranker  Personen,  sowie  über  das  Ver- 
fahren bei  der  Einschiffung  und  die  Sorge  für  die  Auswanderer 
während  der  Reise. 

§  37.     Als   Auswandererschiffe    im    Sinne    dieses    Gesetzes 
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gelten  alle  nacb  aussereuropäisclieii  H&fen  bestimmten  Seeachiffe, 
mit  denen,  abgesehen  von  den  Kajütspassagieren,  mindestens 
flinfundEwanzig  Reisende  befördert  werden  sollen. 

VI.  Beaufsichtigung  des  Auswanderungswesens. 

§  38.  Zur  Ueberwachung  des  Auswanderungswesens  und 
der  Ausfahrung  der  darauf  bezüglichen  Bestimmungen  sind  an 
denjenigen  Hafenplätzen,  für  welche  Unternehmer  zugelassMi  sind 
(§§  1  und  3)^  von  den  Landesr^erungoi  Auswanderungsbehörden 
zu  bestellen. 

§  39.  In  den  Uafenorten  übt  der  Reichskanzler  die  Auf- 
sicht über  das  Auswanderungswesen  durch  von  ihm  bestellte 
Kommissare  aus. 

Diese  Kommissare  sind  befugt,  die  Landesbehörden  auf  die 
von  ihnen  wahrgenommenen  Mängel  und  Verstösse  aufmersam 
zu  machen  und  auf  Abstellung  derselben,  sowie  geeignetenfalls 
auf  Bestrafung  der  Schuldigen  zu  dringen.  Sie  sind  berech- 
tigt, den  amtlichen  Untersuchungen  der  Auswandererschiffe  bei- 
zuwohnen. 

Die  Führer  von  Auswandererschiffen  sind  verpflichtet,  diesen 
Beamten  auf  Erfordern  entsprechende  Auskunft  zu  geben,  sowie 
das  Betreten  der  Schiffsräume  und  die  Einsicht  der  Schiffspapiere 
zu  gestatten. 

Im  Auslande  werden,  sofern  nicht  besondere  Kommissare 
bestellt  sind,  die  Obliegenheiten  der  Kommissare  durch  die  Konsuln 
des  Reichs  wahrgenommen. 

VII.  Beförderung  von  ausserdeutschen  Häfen  aus. 

§  40.  Durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des 
Bundesraths  können  zur  Regelung  der  Beförderung  von  Aus- 
wanderern und  Passagieren  auf  deutschen  Schiffen,  welche  von 
ausserdeutschen  Häfen  ausgehen,  Vorschriften  der  im  §  36  be- 
zeichneten Art  erlassen  werden, 

VIII.  Strafbestimmungen. 

§  41.  Unternehmer  (§  1),  welche  den  Bestimmungen  der 
§§  8,  22,  28,  25,  27  und  33  Absatz  1    oder   den    für   die  Aus- 
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Übung  ihres  Geschiiftsbetriebes  yoq  den  auständigen  Behörden  er- 
laaseuen  Vorschrifieii  suwiderhaiiddn,  werden  mit  Geldstrafe  von 
einhundertundfünzifp  bia  an  seebstausend  Mark  oder  mit  Getängnias 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Sind  die  Zuwiderhandlungen  Ton  einera  Stellvertreter  (§  9) 
begangen  worden,  so  trifft  die  Strafe  diesen;  der  Unternehmer 
ist  neben  demselben  strafbar,  wenn  die  Zuwiderhandlung  mit 
seinem  Vorwissen  begangen  ist,  oder  wenn  er  bei  der  nach  den 
Yeriiättnissen  möglichen  eigenen  Beau&ichtigung  des  Stellvertreters, 
es  an  der  erforderlichen  Sorgfalt  hat  fehlen  lassen. 

Die  gleiche  Strafe  trifft  Schiffsflihrer,  welche  der  ihnen  im 
§  33  Absatz  2  auferlegten  Verpflichtung  zuwiderhandeln. 

§  42.  Agenten  (§  11),  welche  den  Bestimmungen  der  §§  14, 
15,  16,  22  Absatz  2  und  23  oder  den  für  die  Ausübung  ihres 
Geschäftsbetriebes  von  den  zuständigen  Behörden  erlassenen  Vor- 
schriften zuwiderhandeln,  werden  mit  Geldstrafe  von  dreissig 
bis  zu  dreitausend  Mark  oder  mit  Gefangniss  bis  zu  drei  Mo- 
naten bestraft. 

§  43.  Wer  ohne  Erlaubniss  die  Beförderung  von  Aus- 
wanderern betreibt  oder  sich  zum  Geschäfte  macht,  bei  deren 
Beförderung  mitzuwirken,  wird  mit  Gefangniss  bis  zu  einem  Jahre 
und  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend  Mark  oder  mit  einer  dieser 
Strafen  bestraft. 

Die  gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  zur  Auswande- 
rang anwirbt. 

§  44.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertundftlnfzig  Mark 
oder  mit  Haft  wird  bestraft: 

1.  wer  der  Vorschrift   des  §  26  Absatz  1    zuwiderhandelt; 

2.  wer  auswandert,  bevor  ihm  die  im  §  21  bezeichnete  Be- 
scheinigung erteilt  ist. 

§  45.  Wer  den  auf  Grund  des  §  40  erlassenen  Vorschriften 
zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldstrafe  von  einhundertundfünfzig 
bis  zu  sechstausend  Mark  oder  mit  Geföngniss  bis  zu  sechs  Mo- 
naten bestraft. 
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SchlussbestimmungeB, 

§  46.  Welche  Behörden  in  jedem  Bundesstaate  unter  der 
Bezeichnung:  höhere  Verwaltungsbehörde,  Polizeibehörde,  Orts- 
polizeibehörde zu  verstehen  sind,  wird  von  der  Zentralbehörde 
des  Bundesstaates  bekannt  gemacht. 

§  47.     Dieses  Gesetz  tritt  am in  Kraft 

Mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  erlöschen  die  auf  Grund 
landesgesetzlicher  Vorschriften  erteilten  Genehmigungen  zur 
Beförderung  oder  zur  Mitwirkung  bei  der  Beförderung  von  Aus- 
wanderern. 

Urkundlich  etc. 

Gegeben  etc. 
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Als  Bruchstück  eines  grösseren  Werkes  über  die  Staatsformen  und  als, 
Ergänzung  einer  in  dieser  Zeitschrift  (Bd.  V.  S.  169  ff)  yerOffentlichten  Arbeit 
über  die  juristische  Persönlichkeit  der  Behörden  hat  Bbbvatzik  seine  aka- 
demische Antrittsvorlesung  in  Form  der  vorliegenden  Schrift  publicirt.  Er 
geht  aus  von  der  treffenden  Bemerkung,  dass  die  bisherigen  Untersuchungen 
über  Wesen  und  Gegensatz  der  Monarchie  und  Republik  überwiegend  poli- 
tiscber  Natur  seien,  dass  aber  eindringende  juristische  Kritik  beider  staats- 
rechtlichen Grundbegriffe  fast  gänzlich  mangle.  In  höchst  anregender  Weise 
zeigt  er,  wie  alles,  was  man  herkömmlich  als  rechtliches  Charakteristikum 
der  Monarchie  behauptet,  rechtshistorischer  Kritik  nicht  Stand  hält,  wie 
weder  die  Machtstellung  des  Herrschers,  noch  seine  Unverantwortlichkeit. 
und  Unabsetzbarkeit,  noch  die  Berufung  durch  Gottes  Gnade  ein  wesentliches, 
juristisches  Merkmal  des  Monarchen  sei,  wie  endlich  auch  die  populäre 
Meinung  unrichtig  sei,  wonach  einfach  in  der  Zahl  der  Herrschenden  der^ 
unterschied  der  Staatsformen  gefunden  werden  müsse.  Diesen  Darlegungen 
achliesst  sich  ein  historischer  Ueberblick  an  Über  die  Ausbildung  des  Be^ 
griffes  der  Monarchie.  Zunächst  werden  die  griechischen  Lehren  erörtert, 
und  mit  Recht  wird  hervorgehoben,  dass  sie  politischer  und  nicht  juristische]> 
Natur  seien,  sowie  dass  unsere  modernen  Vorstellungen  von  Monarchie  und 
Republik  den  Hellenen  unbekannt  waren.  Zu  weit  geht  aber  der  Verfasser, 
wenn  er  —  wie  Manche  vor  ihm  —  erklärt,  dass  den  Griechen  die  staat- 
liche Ordnung  überhaupt  nicht  ins  Rechtsgebiet  falle,  dass  sie  sich  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Staat  und  Individuum  als  Rechtsverhältniss  nicht  denken 
konnten.  Man  darf  aus  der  Politik  des  Plato  und  Aristoteles  nicht  ohne 
Weiteres  Schlüsse  auf  die  rechtlichen  Institutionen  der  Griechen  ziehen.  Die 
Griechen  hatten  eben  noch  keine  selbständige  Rechtswissenschaft,  aber  sie 
hatten  trotzdem  feststehende,  als  solche  anerkannte  publicistische  Rechts- 
verhältnisse. Beweis  dessen  die  eingehenden  und  verwickelten  Bestimmungen 
über  das  Bürgerrecht,  welche  jüngst  Szakto  in  so  gründlicher  Weise  dar- 
gestellt hat.  Man  ist  gewohnt,  aus  Mangel  anderer  Quellen  die  griechischen 
Rechtsbegriffe  nach  den  Ausführungen  der  Philosophen  zu  beurtheilen,  was 
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«ber  doch  im  Grande  so  viel  Werth  hat,  wie  wenn  wir  anser  positiveB  Recht 
aus  den  Systemen  des  Natorrechts  kennen  lernen  wollten. 

Von  den  antiken  Verhältnissen  wendet  sich  der  Antor  den  germanischen 
Rechtsideen  zu,  die  er  in  grossen  Zügen  zeichnet.  Er  fuhrt  ans,  wie  von 
dem  patrimonialen  Gedanken  der  Herrschaft  Ober  Grund  und  Boden  aus- 
gehend im  mittelalterlichen  Königtbum  eine  Verbindung  des  Amtsbegriffes 
mit  dem  flerrscherrechte  sich  herausbildet,  wie  die  spätere  Einwirkung  der 
-antiken  Litteratur  und  des  römischen  Rechtes  zwei  einander  entgegengesetzte 
Theoiien  von  Wesen  des  Staates  erzengt:  die  der  Volkssouveränität  und  die 
des  flirstlichen  Absolutismus,  welche  beide  unfähig  sind,  jene  zwei  weseui- 
liehen  Elemente  des  Königthums  mit  einander  zu  yereinigen.  Aber  auch  die 
moderne  staatsrechtliche  Theorie  sei  bisher  nicht  im  Stande  gewesen,  den 
Begriff  des  KOnigs  widerspruchslos  zu  danken,  das  eigene  Recht  auf  die 
Herrschaft  und  die  Organstellnug  des  Monarchen  innerlich  zu  verbinden  und 
XU  begreifen. 

Die  Lösung  des  Räthsels  findet  nun  der  Verfasser  in  der  Anwendung 
•des  germanischen  Rechtsbegriffes  des  getheUten  Eigenthums  auf  den  Staat. 
Die  Staatsgewalt  eigne  dem  Staate,  aber  auch  der  Monarch  habe  ein  eigenea 
Eecht  auf  die  Staatsgewalt.  In  diesem  Recht  auf  die  Herrschaft,  welche  dem 
Monarchen  die  Doppelstellung  als  ausserstaatlichen  Herrn  und  als  staatlichen 
Organes  verleihe,  liege  das  Specifische  der  Monarchie,  da  in  der  Republik  ein 
derartiges  Vorrecht  auf  die  Herrschaft  fehle. 

Ich  habe  an  anderer  Stelle  (System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte 
S.  186  ff)  gegen  diese  Construktion,  die  Bbbnatzik  im  Wesentlichen  bereits 
in  dieser  Zeitschrift  (V.  S.  297  ff)  ausgefOhrt  hat.  Einwände  erhoben.  Sie 
an  dieser  Stelle  zu  wiederholen,  halte  ich  für  unnöthig,  weil  selbst  dann, 
wenn  man  dem  Verfasser  die  Richtigkeit  seiner  Prämissen  zugiebt,  eine  b»^ 
friedigende  Erklärung  des  Wesens  der  Monarchie  aus  ihnen  nicht  erfolgt. 

BxBVATaiK  selbst  verhehlt  sich  nämlich  nicht,  dass  es  schwer  sei»  tob 
-seinem  Standpunkt  ans  einen  Unterschied  zwischen  Monarchie  und  Aristokratie 
zu  finden;  ihm  selbst  erscheint  in  konsequenter  Fortbildung  seines  Grund^ 
gedankens  die  Aristokratie  gleichsam  als  die  Monarchie  der  herraohondaB 
Minorität.  Beide  Staattsformen  sollen  aber  dadurch  der  demokratiaek«i 
Republik  entgegengesetzt  sein,  dass  es  in  dieser  kein  Vorreeht  zu  henrsokeB 
^be:  es  stehe  dort  Niemand  ein  eigenea  Recht  auf  Herrschaft  zu. 

Allein  gerade  von  dem  Staadpuakt  dea  Verfassers  ans  muss  die  letztere 
B«<haaptung  als  unrichtig  bezeichnet  werden.  Acoepürt  man  die  VonuM- 
«etzungen  HnoiATsiK^a,  so  muss  auch  jedem  Mitglaede  der  souveränen  Volks» 
^meinde  ein  Recht  auf  Theilnahme  an  der  Herrschaft  zugeschrieben  werden. 
Es  ist  nicht  abzusehen,  warum  das  Recht,  das  er  einer  aristokraliBehaB 
Minderheit  ertheilt,  einer  demokratischen  Vielheit  mangeln  soUe^  In  sein— 
froheren  Ausffthrui^en  hat  der  Verfaaser  vorsichtig  dieses  eigene  Reeht  «nf 
Atttheil  an  einer  Organstellung  in  vollem  Umfange  anerkannt (a.  n.  0.  S.809  §) 
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hei  seinen  Erörterungen  über  die  Republik  ist  es  zum  Nachtheil  der  juristischen 
CoDseqnenz  wieder  verschwunden. 

In  der  Demokratie  ist  aber  nicht  nur  genau  dasselbe  eigene  Recht  auf 
Organstellung  vorhanden,  wie  in  Monarchie  und  Aristokratie:  auch  das  Vor- 
recht, auf  welches  Bbbnatzik  zum  Zweck  seiner  Construktion  so  grosses  Ge- 
wicht legt,  ist  gegeben.  Nicht  schlechthin  Alle,  sondern  höchstens  die  6e- 
sammtheit  der  selbständigen  männlichen  Bürger  ist  in  ihr  berufen ,  den 
Staatswillen  zu  bilden.  Ein  Blick  in  die  Statistik  der  heutigen  Republiken 
lehrt,  dass  auch  in  ihnen  nur  eine  Minorität  rechtlichen  Antheil  an  der 
Herrschaft  besitzt. 

Ist  dem  aber  so,  dann  sind  wir  bezüglich  des  Unterschiedes  der  Staats- 
formen wieder  bei  dem  Princip  der  Zahl  angelangt:  Einer,  Wenige,  Viele. 
Das  ,ieigene  Recht  auf  Herrschaft"  nützt  uns  gar  nichts  bei  dieser  Distinktion, 
<la  es  jeder  dieser  Gruppen  zukommt.  Von  dem  Ausgangspunkt  Bbrnatzik's 
kommt  man  nur  zu  einer  einzigen  Staatsform :  der  Monarchie.  Der  Monarchie 
<led  Einen  und  der  Monarchie  Weniger  müsste  sich  als  dritte  Form  die  Monarchie 
einer  Vielheit  anreihen. 

In  seinen  weiteren  Ausführungen  stellt  der  Verfasser  dem  Monarchen 
das  republikanische  Staatshaupt  gegenüber,  um  beide  Staatsformen  näher  zu 
charakierisiren.  Zu  diesem  Zwecke  hätte  aber  dem  herrschenden  Fürsten  der 
herrschende  Demos  entgegengehalten  werden  müssen.  Da  hätte  sich  denn 
gezeigt,  dass  fast  alle  wesentlichen  Merkmale  des  Einen  auch  dem  Anderen 
zukommen.  Hier  wie  dort  Unverantwortlichkeit,  hier  wie  dort  die  Möglich- 
keit der  Incongruenz  von  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit,  wie  ja  die  repräsen- 
tative Demokratie  zeigt.  Sogar  das  Thronfolgerecht  findet  in  der  Republik 
sein  Gegenstück,  da  auch  der  herrschende  Demos  hauptsächlich  auf  Geburta- 
recht  ruht.  Abstammung  von  einem  Bürger  ist  auch  in  der  Demokratie  der 
vornehmste  Rechtsgrund  des  Anspruches  auf  Organstellung. 

Erscheint  somit  das  Resultat  der  Untersuchungen  Bbbvatzik's  als  un- 
befriedigend, 80  ist  der  lebendig  geschriebenen,  scharfsinnigen,  von  um- 
fftssendem  Wissen  zeugenden  Schrift  dennoch  die  Bedeutung  zuzuerkennen, 
«ine  der  wichtigsten  staatsrechtlichen  Fragen  aus  dem  Schlummer  geweckt 
zu  haben.  Die  Lehre  von  den  Formen  des  Einheitsstaates  gehört  zu  den 
vernachlässigsten  Problemen  der  allgemeinen  Staatslehre,  vernachlässigt  viel- 
leicht darum,  weil  jede  eindringende  Untersuchung  sofort  auf  die  grössten 
Schwierigkeiten  stösst. 

Sind  einmal  die  althergebrachten  hellenischen  Kategorien  als  über- 
wiegend politische  anerkannt,  so  erwächst  aber  der  Staatsrechtswissenschaft  die 
nicht  n.ehr  zu  umgehende  Aufgabe,  durch  foste  juristische  Kriterien  die  Staats- 
fonnen  zu  sondern.  Der  richtige  Weg  zu  solchen  zu  gelangen  liegt  m.  E.  in 
der  Untersuchung  der  Art  der  staatlichen  Willensbildung.  Ob  der  ent- 
scheidende höchste  Wille  im  Staate  durch  einen  rein  psychologischen  oder 
«inen  juristischen  Prozess  sich  bildet,  ist  da  der  massgebende  Gesichtspunkt. 

Archiv  fOr  Sffentlicheft  Recht    VIII.  1.  l'<^ 
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Entweder  iodividneller  Wille  oder  kfinstlicher  durch  RechtseAtze  gewonnener 
Niederschlag  einer  Mehrheit  von  individuellen  Willen  Bind  die  heiden  Möglich- 
keiten, die  in  den  Verfftssungsbestimmangen  über  das  höchste  Staatsorgan 
snm  Ausdruck  kommen.  Daraus  ergiebt  sich  ein  Gegensatz,  der  nicht  auf 
das  ftusserliche  Prindp  der  Zahl,  sondern  auf  eine  tiefdringende  innere 
Differenz  gegründet  ist.  Allerdings  wird  es  zwischen  beiden  Formen  mannig- 
fache Uebergangszustände  geben.  Aber  als  ausgeprftgte  Typen  sind  nur  die 
zwei  erw&hnten  möglich.  So  würde  denn  auch  die  künftige  Staatslehre  zu 
rechnen  haben  mit  dem  Gegensatz  von  Monarchie  und  Republik,  den  alten 
Worten  einen  neuen  Sinn  einbildend. 

Heidelberg.  Jellinek. 


1.  Quellen   zur  Deutschen  Reichs-   und    Rechtsgeschichte,    zu- 

sammengestellt und  mit  Anmerkungen  versehen  von  Dr.  H.  0.  Leh- 
mann, Professor  der  Rechte  an  der  Universität  zu  Marburg.  Berlin 
1891,  Verlag  von  Otto  Liebmann.    YIIl.  und  309  S.    M.  8.—. 

2.  Ausgewählte  Urkunden  zur  Erläuterung  der  Yerfassnngs- 

geschichte    Deutschlands    im    Mittelalter.      Znm    Hand- 
gebrauch  für  Juristen    und   Historiker.     Herausgegeben   von   WUk, 
Altmann,   Bibliotheks- Kustos  in  Greif swald,   und   Ernst  Bemhelau 
o.  ö.  Prof.  der  Geschichte  in  Greifswald.    Berlin  1891,  R.  Gaertner'a 
Verlagsbuchhandlung.    VIIJ.  und  270  S.    M.  8.40. 
Die  vorliegenden  beiden  Sanunlnngen  verfolgen  verschiedene  Ziele  and 
haben  daher  neben   einander  Raum.    Beide   wollen   dem   Juristen   wie   dem 
Historiker  für  Unterrichtszwecke  dienen.    Beide  sind  dazu  geeignet,   aber  in 
verschiedenem   Masse.    Die   Sammlung   Lehmahvs   leidet   darunter,   auf  be- 
schränktem Räume  zu  viel  umfassen  zu   wollen;   die  Sammlung   der  beiden 
andern  Gelehrten  gewinnt  dadurch,  dass  sie  sich  engere  Grenzen  setzt. 

Die  Sammlung  Lbhmakks  beginnt  mit  Stellen  aus  Cäsar,  de  belle 
gallico  und  schliesst  mit  der  heutigen  Verfassung  des  Deutschen  Reiches. 
Bedenkt  man,  dass  die  Quellenmitteilungen  auf  den  knappen  Raum  von  90^ 
Druckseiten  vereinigt  wurden,  dass  sie  das  öffentliche  Recht  und  Privatreeht 
umfassen  sollten,  so  war  allerdings  die  grösste  Selbstbeschränkung  nötig. 
Diese  führte  dazu,  dass  —  wie  bereits  von  competenter  Seite  hervorgehoben 
wurde  —  von  den  Volksrechten  nur  die  lex  Salica  und  lex  Ribnaria  berück- 
sichtigt erscheint,  dass  somit,  von  andern  Volksrechten  abgesehen,  weder 
das  bairische,  noch  das  alemannische  Volksgesetz,  noch  auch  der  unentbehr- 
liche Edictus  Langobardorum  in  Betracht  kam,  dass  schliesslich  die  Formeln 
gänzlich  übergangen  sind.  Auch  Letzteres  ist  vom  Standpunkte  des  Unter- 
richte  zu  bedauern.  Abgesehen  davon,  dass  eine  solche  Sammlung  dem 
Studierenden  die  Möglichkeit  geben  sollte,  zu  wissen,  wie  eine  Fonnel  aas- 
gesehen hat,  bedarf  es  kaum  der  Erinnerung,  dass  gewisse  Formeln  eine  not- 
wendige Ergänzung   für   das  Verständniss  der  Volksrechte   bieten,   ganz 
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sonders  fSr  das  Verstllndiiiss  jener  Yolksrechte,  welche  Lebmahv  berfick- 
siohtist  hat.  Sie  werden  deshalb  beim  Gebranoh  der  Sammlang  nm  00 
schwerer  yemusst  werden.  —  Bei  einem  Gelehrten  von  der  Sachkunde  Lbh* 
■AiTHs  ist  es  zweifellos,  dass  nnr  Raummangel  zn  einer  Selbstbeschrftnknng 
ffthrte,  welche  ihn  anch  die  Stadtrechtsquellen  fast  gftnzlich  übergehen  Hess 
Ein  Verzicht  auf  die  gewiss  treffliche  aber  umfangreiche  Zusammenstellung 
aus  den  beiden  Spiegeln  (S.  109 — 176)  —  die  als  Ganzes  gekannt  sein  sollen 
und  auch  für  Jeden  leicht  erreichbar  sind  —  hfttte  Raum  gewfibrt,  die  an- 
gegebenen Lflcken  anszufQUen.  Dadurch  wftre  es  mOglich  gewesen,  die 
Rechtsgeschichte  des  Mittelalters  in  gleich  vortrefflicher  Weise  zu  illustrirenr 
wie  dies  im  vorliegenden  Buche  bezüglich  des  Öffentlichen  Rechts  der  Neu- 
zeit geschehen  ist.  Die  Anerkennung  eines  sicheren  Taktes  in  der  Auswahl 
der  Quellen  ist  hier  dem  Herrrn  Verfasser  kaum  zu  versagen,  und  die  letzte 
Nummer  seiner  Sammlung,  welche  den  Entwurf  der  Verfassung  des  nord- 
deutschen Bunds  bis  zur  heutigen  Reichsverfassung  führt,  wird  allgemeinen 
Dank  finden. 

Die  zweite  Sammlung  ist  von  den  beiden  gelehrten  Verfassern  als 
«Grundlage  für  verfassungsgeschichtliche  Uebungen  in  den  Seminarien  und 
yznr  Vorbereitung  für  Gescbichtslehre  an  höheren  Schulen"  gedacht.  —  Die 
Sammlung  vermag  dem  gesteckten  Ziele  leichter  zu  genügen,  weil  sie  sich 
ein  begrenzteres  setzt.  Sie  beschränkt  sich  zeitlich  auf  das  Mittelalter  und 
gegenständlich  auf  das  öffentliche  Recht,  das  sie  nach  folgenden  Gesichts- 
punkten ordnet:  1.  Staatsgewalt  und  Reichs  Verfassung  im  Allgemeinen,  2. 
Reich  und  Kirche,  3.  Ständische  Verhältnisse,  4.  Heerwesen,  5.  Gerichts- 
wesen, 6.  Territorien  und  Städte.  BezügUch  der  Aiiswahl  der  Quellen  sind 
da  oder  dort  verschiedene  Ansichten  möglich.  Man  wird  vielleicht  den 
dritten  Abschnitt  für  relativ  zu  wenig  bedacht  halten  dürfen.  Im  Ganzen  kann 
aber  die  Auswahl  eine  vortreffliche  genannt  werden,  und  die  Literaturangaben 
werden  sich  als  ausgezeichnete  Wegweiser  bewähren. 

Wien.  Sigmund  Adler. 


Dr.  R.  8tegemann,  Sekretär  der  Bergischen  Handelskammer.    Materialien 
zur   Markenschutz-Gesetzgebung.     Remscheid   (Selbstverlag 
des  Verfassers)   später  Leipzig    1890    (Commissions vorlag  von  M.  L. 
Moltke).   115  S. 
Diese  Schrift  ist  hervorgegangen  aus  dem  Streben  der  rheinisch-west 
f&lischen   Industrie,   eine  Verbesserung   des  Markenschutzgesetzes   von  1874 
anzubahnen  und  giebt  einen  lehrreichen  Einblick  in   die  Mitarbeit   der   indu- 
striellen Kreise  an  der  Verbesserung  unseres  Gewerbescbutzes.   An  der  Hand 
urkundlichen  Materials  giebt  Steoemanv   eine  Darstellung   der  EntwickoluDg 
des  Bergischen  Zeichenwesens;  daran  reiht  er  eine  Kritik  des  z.  Z.  geltendea 
Reichsgesetzes  und  schildert  die  bisherigen  Reformbestrebungen    auf   diesem 
Gebiete.     Wir   erfahren    das   Ergebniss   einer   von    der  Bergischen   Handels- 
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kammer  einberufenen  Enquete  und  lernen  eine  Reihe  weiterer  Verbeftserungs- 
vorschlage,  endlich  einen  Entwurf  zur  Abänderung  des  Markenschutzgesetzes 
kennen.  Letzterer  bildete  den  Gegenstand  der  Beratungen  einer  Delegirten- 
konferenz,  deren  Verlauf  Stegexann  nach  den  stenographischen  Berichten 
veröffentlicht.  Die  Schrift  wird  bei  den  derzeitigen  Beratungen  Qber  den 
Qesetzesvorschlag  der  Bundesregierungen  ein  schätzbares  H&lfsmittel  sein, 
die  Bedtkrfnissa  der  Industrie  kennen  zu  lernen.  Für  die  wünschenswert« 
Verbreitung  der  Schrift  dürfte  es  aber  nicht  ohne  Wert  sein,  wenn  der  Ver- 
fasser ihre  sonst  gute  Ausstattung  durch  Hinzufügung  eines  besonderen 
Titels  und  Inhaltsverzeichnisses  an  Stelle  des  Umschlagtitels  vervollständigte. 
Leipzig.  Dr.  G.  Maas. 


Dr.  Ludwig  Lass,  Gerichtsassessor.    Das  Urheberrecht  an  Gebrauchs- 
mustern.    (Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1891.)     Zum  praktischen  Ge- 
brauche  bearbeitet.     Marburg    1892.      (N.    G.    Elwert'sche   Verlags- 
buchhandlung.)    II  und  66  S. 
Eine  systematische  Darstellung  des  Inhalts  jenes  Reichsgesetzes,    die 
sich  als  ein  guter  Führer  erweisen  wird.     Nach   einer   knapp    und   klar    ge- 
fassten  Einleitung,    welche  die    wesentlichen  Entwicklungsmomente    des    ge- 
werblichen Urheberrechts  in  den  wichtigsten  Gesetzgebungen  hervorhebt,  ver- 
anschaulicht er,   dem  Aufbau  der  lex  selbst  folgend,    die  Grundfragen  dieses 
Rechtsgebietes   an    der  Hand    der  Literatur   und   etwa    vorhandener    oberst- 
richterlicher    Entscheidungen.      Ein    Anhang   enthält    den   Abdruck   des    be- 
handelten Reichsgesetzes  sowie  der  dazu  erlassenen  Ausführungsverordnungen. 
Leipzig.  Dr.  G.  Maas. 


Dr.  Joseph  Ludwig  Brunstein,   Hof-    und  Gerichts-Advocat   in  Wien.     Ge- 
werbsstörung durch  Patentanmassung.  Ihre  Abwehr  nach 
österreichischem    Recht.     Ein   Rechtsgutachten.      Wien    1892 
(Manz'sche  K.  u.  K.  Hof-,  Verlags-   und  Universitäts- Buchhandlung). 
VI.  51  und  1  S. 
Wenngleich  diese  Schrift  ihrer  Bestimmung  nach  sich  vorwiegend  mit 
Fragen  des  österreichischen  Rechts    beschäftigt,    hat   sie    doch  wegen    ihrer. 
auf  breitere  Grundlage    gestellten,   treiflichen  Erörterungen   berechtigten  An- 
spruch   auf   die  Beachtung    weiterer  Kreise.     Es   würde    über    den  Rahmen 
dieser  Zeitschrift  hinaus  gehen,    wollten  wir  einzelne   seiner    eleganten  Kon- 
struktionen,   wie  etwa  die  des  Gewerbes    als    einer   universitas   juris 
referirend  nachgestalten;    erwähnt  möge  hier  nur  noch  sein,   dass  Bbunstbin 
dieses   Gutachten    in    dem   grossen    Prozess   Nemelka   contra  Wogmann    ab- 
stattete,   welcher    ausser    ihm    noch    zehn    hervorragenden    österreichischen 
Rechtslehrem    und  Advokaten  Veranlassung    zu   gutachtlichen  Aeusserungen 
gab,    der    aber    doch    schliesslich    mit  Abweisung  des  von  Bbunsteik  unt«r- 
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stützten  Klägers  endete.  (Vergl.  Urteil  des  Obergerichts  Zürich,  Appellations- 
kammer  vom  31.  Mai,  veröffentlicht  in  den  Schweizer  Blättern  für  handels- 
rechtliche Entscheidungen  XI  No.  14  und  15.) 

Leipzig.  Dr.  G.  Maas. 


Dr.  jur.  Alfk^d  Simon.    Der  Patentschutz  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  schweizerischenGesetzgebung.  Bern.  (Druck 

und  Verlag  von  K.  J.  Wyss,  1891.)  IV,  113  und  1  S. 
Diese  von  grosser  Belesenheit  in  Literatur  und  Entscheidungen  zeugende 
Arbeit  ist  zur  ersten,  schnellen  Orientierung  über  die  Patentgesetzgebung 
der  wichtigsten  Eulturstaaten  ganz  geeignet,  auch  ausreichend,  soweit  sie 
vergleichend  referirt,  dürftig  aber  und  nicht  genügend  vertieft,  soweit  sie 
sich  mit  der  Erörterung  dogmatischer  Fragen  beschäftigt. 

Leipzig.  Dr.  G.  Maas. 


Otto  Mtthlbrecht.    Denkschrift  betreffend   die  Errichtung   eines 
Centralbüreaus  zum  Schutze  des  Urheber-  und  des  Ver- 
lagsrechtes  in   Leipzig.    Berlin    1891.    (Puttkammer  &,  Mühl- 
brecht.)   81  S. 
MOhlbrechts  Denkschrift  ist  durch  die  Rechtsunsicherheit  und  Rechts- 
unkenntniss  veranlasst,   welche   über   den  Inhalt   des  Verlagsrechts   des  In- 
und  Auslandes    im  Kreise    des    bücherschreibenden  wie   bücherverbreitenden 
Publikums  vorhanden   sind.    Unter  Hinweis   auf  ähnliche  Einrichtungen    im 
Auslände   erklärt   er   die  Einrichtung   eines  Centralbüreaus   zur  Erledigung 
von  allerlei  notwendigen  Formalien  und  Erteilung  von  Rechtsauskunft  für  den 
einzigen  Weg,  hier  dauernden  Wandel  zu  schaffen  und,  hofft  von  dieser  Stelle 
aus  unter  Mitwirkung  des  Auswärtigen  Amtes  die  bekannte  Lauheit  einzelner 
Staaten  im  Abschluss  von  Literarverträgen  besiegen   zu   können.    Sein  Vor- 
schlag ist  freilich  bisher  nicht  in  vollem  Umfange   zur  Ausführung  gelangt; 
er  bleibt  aber  besteben  als  eine  Forderung  an  die  Zukunft  und  als  ein  sehr 
beachtenswertes   Beweisstück  für    die   Bestrebungen    des    deutschen   Buch- 
handels,  seine   internationalen  Beziehungen   nach  Möglichkeit   durch   selbst- 
thätigee  Vorgehen  zu  ordnen. 

Leipzig.  Dr.  G.  Maas. 


Dr.  €^rg  Praz&k.  Wasserrechtliche  Competenzfragon;  erör- 
tert auf  Grund  des  österreichischen  Rechts.  (Prag  1892. 
Bursik  &  Kohout.) 

Im  AnschluBS  an  einen  im  IV.  Bande  des  Archives  für  öffentliches 
Recht  veröffentlichten  Aufsatz  über  «die  principielle  Abgrenzung  der  Kom- 
petenz  der    Gerichte   und    Verwaltungsbehörden*    behandelt    der   Verfasser 
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diesen  Gegenstand  in  der  vorliegenden  Schrift  in  Bezug  auf  das  Waaaerrecht 
allein,  um  so  die  praktische  Nutzanwendung  seiner  allgemeinen  Anschauungen 
in  einem  eng  begrenzten  Gebiet  zu  ziehen 

Im  Vorwort  wird  angegeben,  dass  das  Gebiet  des  Wasserrechtes  ge- 
wählt ist,  weil  hier  die  Competenzfragen  nicht  nur  zu  den  in  der  Theorie 
bestrittensten,  sondern  auch  zu  den  in  der  Praxis  wichtigsten  gehören,  und 
weil  somit  das  Wasserrecbt  die  ergiebigste  Gelegenheit  bietet,  das  Wesen  der 
einzelnen  Rechtsinstitute  klar  zu  stellen. 

Diese  Gelegenheit  hat  der  Verfasser  mit  grossem  Geschick  und  über- 
zeugender Klarheit  ausgenutzt. 

An  eine  allgemeine  Betrachtung  Aber  die  rechtliche  Natur  der  Ge- 
wässer und  über  die  österreichische  wasserrechtliche  Gesetzgebung  wird  eine 
Erörterung  der  allgemeinen  und  der  speciellen  Competenzfragen    angeknüpft. 

Als  Ausgangspunkt  dieser  Erörterung  stellt  der  Verfasser  den  Satz 
auf  (S.  19): 

Die  Erklärung  einer  Sache  als  öffentliches  Gut  begreift  immer  die 
Entscheidung  einer  privatrechtlichen  Frage  in  sich,  wenn  derjenige,  dem  das 
betreffende  Vermögensstück  zugehört,  sich  dem  Gemeingebrauch  widersetzt. 
Seine  Gegner  sind  aber  nicht  die  Einzelnen,  welche  den  Gebrauch  ausüben, 
sondern  die  öffentliche  Korporation,  in  deren  Interessensphäre  der  fragliche 
Gemeingebrauch  fällt  und  die  für  Befriedigung  der  Interessen  ihrer  Ange- 
hörigen zu  sorgen  hat.  Die  den  Gemeingebrauch  Ausübenden  stehen  in 
keinem  Rechtsverhältniss  zum  Eigenthume  einer  dem  öffentlichen  Gebrauch 
gewidmeten  Sache.  Sie  haben  sich  an  die  Korporation  zu  wenden  und  dieses 
Verhältniss  gehört  dem  öffentlichen  Recht  an. 

An  diesen  Satz  werden  Untersuchungen  angeknüpft,  in  wie  weit  in 
den  einzelnen  Fällen,  in  denen  ein  Rechtsverhältniss  den  Gegenstand  eines 
Streites  bildet,  das  verschiedenen  Rechtssphären  angehört,  die  zur  Eot- 
sdieidung  angerufene  Behörde  solche  Präjudicialpunkte,  deren  Entscheidang 
zur  Zuständigkeit  einer  anderen  Behörde  gehört  und  die  noch  nicht  eot- 
schieden  sind,  an  die  zuständige  Behörde  zu  überweisen  oder  selbstständig 
in  beurtheilen  hat  und  welche  Rechtswirkung  dann  diese  Beurtheilung  hat. 

Der  Verfasser  stellt  sich  hierbei  auf  den  von  der  neueren  Wisa«»- 
Schaft  allgemein  als  richtig  anerkannten  Standpunkt,  dass  sich  ein  Eigen- 
thum  im  wahren  Sinne  des  Wortes  nur  an  einer  bestimmten  Wassermenge 
denken  lässt,  die  von  der  Verbindung  mit  dem  übrigen  Wasser  losgelöst 
wurde,  und  dass  alles  frei  fliessende  Wasser  eine  Interessengemeinschaft  be- 
dingt,  die  sowohl  privatrechtlich  als  auch  öffentlichrechtlich  geregelt  werden 
muss  und  deren  Ordnung  im  Streitfalle  bald  den  Gerichten,  bald  den  Ver- 
waltungsbehörden obliegt.  Von  diesem  Standpnkt  aus  bringt  er  seine  An- 
schauung über  die  Grenzen  der  Zuständigkeit  der  einzelne.  Behörden  Überall 
mit  grosser  Schärfe  und  Klarheit  zum  Ausdruck. 
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So  eng  begrenzt  auch  der  Gegenstand  der  Abhandlung  nach  aeiner 
Aufachrift  erscheint,  eröffnet  seine  Behandlung  doch  weitere  Gesichtspunkte 
und  ist  wohlgeeignet,  nicht  nur  in  weitem  Kreisen  zu  interessiren,  sondern 
auch  Interesse  zu  erwecken  für  Theile  der  Rechtswissenschaft,  die  bisher  in 
ihrer  Bedeutung  nicht  genügend  gewürdigt  worden  sind. 

Breslau,  im  Oktober  1892.  Frank. 


Streng.  Geschichte  der  Gef ängnissverwaltung  in  Hamburg 
von  1622—1872.  Hamburg,  Verlagsanstalt  und  Druckerei  A.-G. 
1890.    M.  8.—. 

Das  auf  einem  reichhaltigen  und  vortrefflich  verarbeiteten  archivalischen 
Material  beruhende  Buch  setzt  ein  bei  der  Errichtung  des  Hamburger  Werk- 
und  Zuchthauses,  auf  Grund  der  Fundationsordnung  von  1622,  „die  als 
Markstein  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Armenpflege  wie  des  Strafrechts 
•die  Anschauungen  des  Mittelalters  und  die  Anforderungen  des  modernen 
Staates  scheidet."  Es  schildert  eingehend  die  Entwickelung  der  Geföngniss- 
verwaltung  in  Hamburg  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  sie  von  den 
Jahrverwaltem  und  Vorstehern  der  bürgerlichen  Kollegien  auf  einen  ver- 
antwortlichen Grefängnissdirektor  übergeht.  Den  Gesichtspunkt,  unter  welchem 
die  Arbeit,  zu  der  ja  der  Verfasser  wie  kein  Anderer  berufen  war,  ein  über 
blosse  Lokalgeschichte  weit  hinausgehendes  Interesse  gewinnt,  hat  der  Ver- 
fasser selbst  mit  Recht  hervorgehoben:  es  spiegeln  sich  in  der  Geschichte 
•der  Hamburger  Gefangnissverwaltung  «alle  Ideen  und  alle  Bestrebungen 
wieder,  welche  in  der  modernen  Kultur  anregend  und  bewegend  auf  dem 
Gebiete  der  Gef&ngnissreform  zum  Durebbruche  kamen". 

Greifswald.  Weismann. 


Dr.  Hermann  Rilfenaeht,  Fürsprecher.    Das  litterarische  nnd  künst- 
lerische Urheberrecht    in   der  Schweiz    mit   besonderer 
Rücksicht   auf  die   bestehenden   Staatsverträge.     Preis- 
aufgabe der  juristischen  Fakultät  der  Univorsität  Bern  pro  1891.  — 
Inaugural-Dissertation.    Bern,    Druck   und    Verlag    von    K.  J.  Wyss 
1892.    (173  Seiten.) 
Nachdem  der  Verfasser  das  Wesen  des  Urheberrechtes  im  Allgemeinen 
und  den  Grund  seines  Schutzes  untersucht  (S.  1  bis  IB)  und  die  Entwickelung 
<iie8e8  Rechtsinstitutes  in  der  Schweiz  bündig  und  doch  eingehend  dargestellt 
bat  (S.  13  bis  27),  wird  in  dem  folgenden  Abschnitte  «das  Bundesgesetz  vom 
23.  April  1883,  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken   der  Litteratur   und 
Kunst'  in  systematischer  Darstellung  besprochen  und  erläutert  (S.  27 — 100)» 
«ine    allgemeine    Kritik    desselben    gegeben»    und    werden   de   lege   ferenda 
einige  wohl  durchdachte  nnd  von  praktischem  Blicke  zeugende  Vorschläge 
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angeknöpft  (S.  98  und  99);  weiters  bietet  uns  d^r  Verfasser  nach  einer 
kurzen  £ntwickelung  der  hier  massgebenden  Beziefanngen  der  Schweiz  zant 
Auslände  (S.  100  bis  105)  eine  umfassende  Darstellung  des  heutigen  inter- 
nationalen Rechtes  und  fOgt  zum  Schlüsse  den  Wortlaut  des  obigen  Bundes- 
gesetzes  und  einige  andere  sehr  schätzenswerthe  Materialien  bei. 

Das  Werk  ist  das  lUsultat  grossen  Fleisses,  klaren  Denkens  und 
scharfer  juristischer  Auffassung  und  zeigt  uns  unter  anderem  insbesondere 
der  §  3  «die  subjektive  Berechtigung**  (S.  45  ff.),  wie  der  Verfasser  diese 
Vorzflge  mit  leicht  fasslicher  Darstellungsweise  zu  vereinigen  weiss.  —  Aller- 
dings wäre  eine  ausgedehntere  und  zugleich  eingehendere  Benfltzung  der 
Quellen  wQnschenswerth  gewesen;  jedoch  war  diess,  wie  der  Verfasser  im 
Vorwort  selbst  bemerkt,  mit  Rflcksicht  auf  die  ihm  zur  Verfügung  stehende 
Zeit  nicht  möglich  und  wird  dieses  durch  die  selbstsULndige  Entscheidung  in 
vorkommenden  Controversen  wett  gemacht. 

Wien  1892.  Dr.  Heinrich  Slatin. 


B.  Lehmann,  Kaiserl.  Deutscher  Consul.    Die  RechtsverhAltnisse  der 
Fremden  in  Argentinien.    Buenos  Aires,  Druck  und  Verlag  der 
Compania  Sud-Americana  de  BiUetes  de  Banco  1889,  im  Gommissions- 
verlage    in    Herrn.   Bahra   Buchhandlung   (K.    Hoffmann)    in   Berlin 
(148  Seiten.) 
Der  Inhalt  der  vorliegenden  Schrift,   welcher  in  Anbetracht  der  kräf- 
tigen Entwickelung  des  Rechtslebens  der  sQdamerikanischen  Staaten   in  den 
letzten  Jahrzehnten  derzeit  schon  an  sich  von  besonderem  Interesse  ist,  geht 
weit  Aber  den  Titel  des  Bflchleins  hinaus.     Nach  einer  f&r  das  Verstftndnias 
des  argentinischen  Rechtes  höchst  förderlichen   kurzen  Darstellung    der  Ge- 
schichte dieses  Staates  behandelt  der  Verfasser  nämlich  das  gesammte  dort- 
sei bst   geltende   Verfassungs-,    Civil-,    Handels-,    Straf-,    Process-    und    inter- 
nationale Recht,    bietet  uns  einen  Ueberblick  der  Organisation  der  Behörden 
und  findet  dabei  immerhin  noch  Gelegenheit,  uns  mit  einigen  rechtshist^riach 
interessanten  Momenten  bekannt  zu   machen,    so    mit   der  Entstehung   des 
,codigo    civil**   (S.  48),    des    ,codigo    di  comercio*  (S.  69)  der  Entwickelung 
des  Behördenwesens  (S.  72  f.),  dem  Institute  der  „consulta"  (S.  90)  u.  a.  m. 
—  Selbstverständlich  kann  innerhalb  des   bescheidenen  Rahmens   nicht   das 
ganze  weite  Rechtsgebiet  eingehend  behandelt  werden.  —  Der  Verfasser  be- 
absichtigt   dies   auch   nicht  —  und    sind   manche  Materien    nur   skizzenhaft 
behandelt;  aber  Überall  ist  durch  Beziehung  eines  Gesetzes  oder  einer   ein- 
schlägigen Schrift  demjenigen,  der  Interesse  daran  hat,  wenigstens  ein  Leit- 
faden an  die  Hand  gegeben,   durch  welchen   er   den  Weg    zu   genauerer  In* 
formation  finden  kann.  —  Liesse  sich  gegen   die  nicht   ganz   strenge  Syste- 
matik und  die  nicht  immer  ganz  präcise  Terminolgie  auch  hie  und   da    ein 
Einwand  erheben,   so   bildet  die  Schrift  doch  immerhin  einen   interessanten 


L 
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Beitrag  zur  Eeontniss  des  internationalen  Rechtes  und  zeugt  von  dem  Fleisse 
und  Verständnisse,  mit  welchem  der  Verfasser  aus  berufsmftssiger,  praktischer 
Thfttigkeit  wissenschaftliche  Früchte  zu  sammeln  wusste. 

Wien  1892.  Dr.  Heinrich  Slatin. 


6.  Kiattbian,  docteur  en  droit,  ancien  ^leve  de  l'^cole  des  sciences  politiques. 
Gons^quences  iuridiques  des  transformations  des  ^tata 
sur  les  trait^s.     Paris.    A.  Giard  et  E.  Bri^re.     1892.    (187  S.) 

Vvä  die  interessante  Frage,  deren  Behandlung  sich  der  Verfasser  in 
der  Yorliegenden  Schrift  zur  Aufgabe  macht,  bezüglich  aller  territorialen 
Umgestaltungen  behandeln  zu  können,  stellt  sich  derselbe  vorerst  in  der  Ein- 
leitung  (S.  6)  ein  Schema  der  in  dieser  Richtung  denkbaren  Fälle  auf  und 
betrachtet  sohin:  1.  Den  Fall  des  AnfhOrens  eines  Staates  und  im  An- 
schlösse daran  das  Protektorat,  2.  den  Fall  einer  Staatszergliede- 
rnng,  und  3.  jenen  der  Entstehung  eines  Staates  in  Verbindunic  mit 
dem  Falle  einer  Vereinigung  mehrerer  Staaten  und  bespricht  dann 
femer  die  Wirkung  der  Annexion  auf  Staatsverträge.  In  jedem  dieser 
Fälle  entwickelt  der  Verfasser  dann  vorerst  seine  eigene  Anschauung,  fügt 
die  Meinung  der  hervorragendsten  Autoren  bei  und  berichtet  die  diesbezüg- 
liche Staatenpraxis.  Ein  ziemlich  umfangreicher  Anhang  schildert  una 
endlich  das  Geschick  der  Capitulationen  in  den  unter  christliche  Souverä- 
nität oder  Verwaltung  gekommenen  muselmännischen  Gebieten.  —  Mit  dieser 
scharfen  Systematik  verbindet  der  Verfasser  eine  klare,  angenehme  Dar- 
stellungsweise  und  genaue  Kenntniss  der  einschlägigen  diplomatischen  Staaten- 
geschichte, so  dass  die  vorliegende  Monographie  nicht  nur  von  dem  Fach- 
manne mit  Nutzen,  sondern  auch  von  jedem  Freunde  des  Volkerrechtes  mit. 
Genuas  gelesen  werden  wird. 

Wien  1892.  Dr.  Heinrich  Slatin. 


Ifelssler.  Die  Umbildung  der  Anwaltschaft  unter  Friedrich 
dem  Grossen.  (165  S.)  Königshütte  bei  Franz  Ploch  1891. 
Durch  Stölzels  rechtsgeschichtliche  Werke  angeregt,  hat  der  Ver- 
fasser, selbst  Anwalt  und  Notar,  die  preussische  Geschichte  seines  Standea 
im  18.  Jahrhundert  verfolgt.  Die  sorgfältige  und  lebendige  Darstellung  er- 
hebt sich  auf  der  notwendigen  Grundlage  des  Processrechts  und  führt  una 
zur  Erkenntniss,  dass  die  Parteivertretuiig  im  Process  niemals  Sache  der 
Staatsgewalt,  sondern  nur  eines  unabhängigen  Anwaltstandes  ist,  und  dasa 
eine  tüchtige  Advocatur  ohne  gutes  Prooessrecht,  nach  welchem  der  Richter 
mAglicbst  formfreie  Herrschaft  im  Process  haben  soll,  nicht  denkbar  ist.  Da- 
Yon  ausgehend,  dass  die  damalige  Verderbtheit  der  Sachwalter  mit  der  all- 
goneinen  Untauglichkeit  der  Justiz  zusammengehangen  hat,  zeigt  er,  wie  die 
oberflächlichen   Schritte,    nur   durch   Umwandlung    des    Anwaltstandes    ein 
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tüchtige  Justiz  zu  schaffen,  scheitern  mussten,  und  wie  schliesslich  aus  der 
Reform  der  Anwaltschaft  die  Neugestaltung  des  Proceeses  selbst  henror- 
gewachsen  ist. 

Strömungen  und  Strebungen  nennt  das  Einleitungscapitel  die 
vielen  Versuche  bis  Cabmer.  Verfasser  schildert,  wie  die  rücksichts-  und 
erfolglosen  Anordnungen  Friedrich  Wilhelms  I.  gegen  die  Advocaten  und  Pro- 
curatoren,  so  z.  B.  die  plötzliche  Entlassung  von  zwei  Drittel  aller  Sach- 
walter und  die  unter  Androhung  von  Karrenstrafe  auferlegte  ächtende  Standes- 
tracht  des  Mantels  und  der  Rabatte,  mehr  auf  eine  Vernichtung,  als  auf  eine 
Hebung  der  Anwaltschaft  hinausliefen,  —  und  wie  die  Hofinungen,  die  sich  an 
CoccEJis  Mtthen,  insbesondere  an  seine  lobend  gewürdigte  PrOfungs-,  Advo- 
katen- und  Sportelordnungen  und  an  seinen  Dispens  der  guten  Anwälte  von 
tler  Manteltracht  geknüpft  hatten,  an  der  verbitterten  Ueberzeugung  desselben 
Königs  zerfiel  3n,  der  nach  seinem  letzten  Befehle  vom  Jahre  1739  jeden 
Advocaten,  Procurator  oder  ander  dergleichen  Mensch  wegen  Immediat- 
eingaben neben  einem  Hunde  aufhängen  lassen  wollte.  Darauf  bespricht 
Verfasser  die  vielen  Pläne  und  Verordnungen  aus  der  ersten  Zeit  Friedrichs 
des  Grossen,  die  mit  ungemessener  Härte  die  Advocaten  trafen  und  die  Pro- 
curatoren  als  Pest  der  Justiz  abschafften;  er  geht  sodann  auf  die  schneidigen 
Revisionen  Coccejis  ein,  die  dem  ganzen  Lande  das  Vertrauen  auf  die  Justiz 
wiederzugeben  angefangen  hatten,  als  unter  dem  Grosskanzlertum  von  Jariges 
und  Fürst  die  gute  Sache  wieder  stockte.  —  Garmebs  Thätigkeit  bildet  den 
Kern  des  Buches;  im  2.  Capitel  sind  seine  Anfänge,  im  3.  und  4.  die 
neuen  Sachwalter  und  Notare  besprochen.  Lehrreich  ist  dargestellt, 
wie  durch  die  Advocatenfrage  eine  neue  Processgesetzgebung  in  Fluss  kam,  — 
wie  Gab3C£R  zur  Beseitigung  der  Anwälte  zunächst  im  Entwürfe  der  Process- 
Verordnung  von  1774  für  die  Untergerichte  ein  mündliches  Verfahren  mit 
den  Parteien  in  Person  einzurichten  suchte,  wie  dann  im  Project  des  revi- 
dirten  Codex  Fridericianum  von  1775  zuerst  der  Name  Hof-  und  Assistenzrat 
mit  der  Begründung  aufkam,  die  Advocaten  sollten  den  Richter  in  der  Er- 
mittlung des  Thatbestandes  assistiren,  und  wie  schliesslich  im  Corpus  Frideri- 
canum  1  von  1781  die  Umwandlung  in  Assistenzräte  und  Justizcommissare 
Gesetz  und  That  geworden  ist.  Im  Schlusscapitel,  das  mit  der  allgemeinen 
Gerichtsordnung  von  1793  historisch  endet,  legt  Verfasser  die  Rück-  und 
Neubildung  dar,  indem  er  schildert,  welche  Unzuträglichkeiten  diese 
Umwandlung  hatte  und  wie  mit  innerer  Notwendigkeit  die  neue  Einrichtung 
zu  Gunsten  der  freien  Anwaltschaft  fallen  musste. 


Strenge  und  doch  wohlwollend  hat  der  Verfasser  die  Geschichte  seil 
Standes  dargestellt;  im  Spiegel  der  Geschichte  hätte  er  aber  de  lege  ferenda 
auch  vor  den  Gefahren  einer  AnwaltsflberfÜlle  und  einer  schrankenlosen  frei- 
gewerblichen Concurrenz  warnen  dürfen,  damit  seine  und  meine  Auffasswng, 
^ass  es  dem  Anwaltstande  zu  hoher  £hre  gereicht,   wenn  er  in  erster  Linie 
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für  den  bemfismässigeii  Sehnte  der  idealen  Rechtsgfiter  sorgt,   auch   in  Za- 
knnffe  erhalten  werden  möge. 

Aurich.  Dr.  Rudolf  Bewer. 


Dr.  Reinhard  Fnak,  Professor  der  Rechte  in  Giessen.  Naturrecht,  ge- 
schichtliches Recht  und  sociales  Recht.  Leipzig  bei  C.  L. 
Hirschfeld  1891.    (32  Seiten.) 

Scharfen  Sinnes  will  der  Verfasser  zum  Gedeihen  des  modernen  Rechts 
sociale  Forschung;  es  soll  die  Rechtswissenschaft  die  Erscheinungen  des 
Lebens  im  Einzelnen,  z.  B.  die  Agrarverhältnisse,  das  Verbrechertum, 
methodisch  erkennen  und  prüfen,  wie  die  Gesetze  auf  sie  wirken ;  zur  Rechts- 
erkenntniss  verlangt  er  Studium  des  Lebens;  das  Ideal  der  Zukunft  sei  ein 
staatsbürgerliches  und  das  moderne  Recht  werde  durch  sociologische  Juris- 
prudenz erschlossen  werden. 

Dies  Programm  ist  nicht  ohne  Gritik  der  heutigen  Rechtswissenschaft 
aufgestellt  und  begründet,  ünpopul&r  sei  diese,  da  sie  nur  eine  Wissen- 
schaft des  Rechts,  des  ordnenden  Princips  und  der  Begriffe,  nicht  aber  eine 
solche  des  Lebens  sei.  Die  natnrrechtlicfae  und  die  historische  Schule,  deren 
Aufgaben  und  Leistungen  der  Verfasser  eingehend  darstellt,  sollten  in  Zu- 
kunft die  sociale  Forschung  unterstützen  und  sich  wünschenswert  unter  ihrer 
Führung  über  die  Gegens&tze  einigen.  Gliche  sich  die  naturrechtliche  Me- 
thode, die  das  absolute  Recht  durch  die  Vernunft  erkennen  wolle,  mit  der 
historischen,  welche  das  Recht  als  Culturerscheinung  auffasse,  auf  dem 
socialen  Arbeitsfelde  aus,  dann  würden  Geschichte  und  Erfahrung  sich  mit 
dem  Geiste  der  Spekulation  und  der  Philosophie  dort  ergänzen,  wo  Probleme 
im  letzten  Grunde  zu  erfassen  seien.  —  Aber  so  lange  die  Philosophie  dem 
absoluten  Rechte  nachgeht  und  die  Schätze  der  Geschichte  nur  als  minder- 
werte Beispiele  behandelt,  sind  die  Principien  beider  Schulen  nicht  versöhn- 
lich. Die  historische  Schule  braucht  ihre  Forschungen,  mag  mancher  ihrer 
Funde  auch  nur  antiquarische  Bedeutung  haben,  zu  ihrem  eigenen  System, 
und  nnr  deswegen  ist  der  Geist  des  deutschen  Rechts  zurückgekehrt,  weil 
sie  auf  den  selbständigen  und  reinen  Aufbau  ihrer  Rechtsgrundlagen  nicht 
verzichten  darf. 

Richtig  redet  der  Verfasser,  dass  das  Recht  im  bewussten  Kampf  mit 
den  Beharrungskräften  sich  entwickelt.  Auch  den  Rechtshistorikem  sind 
Epochen  wohlbekannt,  wo  Rechtsideen  mit  elementarer  Kraft  kämpfend  und 
siegend  aufgetreten  sind.  Gewiss  wird  auch  die  sociologische  Jurisprudenz 
im  Kampfe  um  die  Zukunft  manches  Gebiet  der  neu  zu  erforschenden  Lebens- 
verhältnisse dem  Segen  des  gesuchten  Rechtes  öffnen.  Aber  das  Studium 
des  frischen  Lebens  wird  nur  oberflächlich  sein,  wenn  die  Geschichte  fehlt; 
daher  muss  auch  die  sociologische  Jurisprudenz  nicht  blos  die  Dienste  der 
historischen   Schule  als  einer  Helferin   annehmen,    sie  muss  vielmehr   das 
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Princip  der  geschichtlichen  Forschung,  das  Werden  ans  dem  Gewordenen 
und  Gewesenen  zu  erklftren,  in  ihre  Methode  seiher  aufnehmen  und  erst 
dann  dem  Gesetzgeber  Probleme  unterbreiten,  wenn  diese  in  ihrem  Grund 
und  Gange  geschichtlich  aufgefunden  sind. 

Modernes  Recht,  das  mit  dem  Leben  sich  durchdringt,  wird  auch  die 
Theorie  veij fingen  und  gerne  wird  der  ihr  fremd  gewordene  Praktiker  wieder 
nfther  treten;  ihm  fehlt  weniger  das  Vertrauen  zur  Theorie,  wie  dieser  die 
Furcht  f&r  die  Praxis.  Und  wenn  des  Verfassers  am  Schlüsse  angeregter 
Wunsch,  dass  jeder  ordentliche  Lehrer  des  Rechts  als  Richter  zu  besch&f- 
tigen  ist,  ermöglicht  werden  kann,  so  ist  ihm  in  der  Praxis  auch  gesdcheri 
das  Vertrauen. 

Aurich.  Dr.  Rudolf  Bewer. 
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Aufsätze. 

Das  Völkerreeht  und  die  legalen  Aenderungen  der 

Ländervertheilung. 

Von 

Dr.  Eugen  Schuef. 


Wenn  man  dem  Grunde  für  die  an  sich  unbestreitbare  That- 
Sache  nachforscht,  dass  gewisse,  jedem  halbwegs  Einsichtigen  leicht 
erkennbare  Irrthümer  selbst  über  die  ersten  grundlegenden  Be- 
griffe einer  Wissenschaft  von  dieser  oft  Jahrhunderte  lang  mit 
einer  Zähigkeit  festgehalten  werden,  welche  geradezu  überraschend 
wirkt,  so  ist  derselbe  nicht  selten  in  einem  Umstände  zu  finden, 
der  auf  den  ersten  Blick  nur  nebensächlich  erscheint,  aber  doch 
naturgemäss  leicht  zu  den  bedauerlichsten  Schlussfolgerungen  fuhren 
kann:  nämlich  in  einer  falschen  oder  schlecht  gewählten  Termino- 
logie. —  Diese  Erscheinung  macht  sich  vielleicht  nirgends  fühl- 
barer als  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechtes,  welches  ja  allerdings 
unverkennbar  sich  als  das  Stiefkind  der  Jurisprudenz  überhaupt 
fühlen  muss  und  für  welches  die  unglückliche  Terminologie  schon 
mit  der  Bezeichnung  der  Wissenschaft  selbst  beginnt. 

Die  an  sich  allgemein  anerkannte  und  völlig  einwandsfreie 
Erklärung  des  Begriffes  „Völkerrecht"  geht  dahin,  dass  dasselbe 
der  Inbegriff  derjenigen  Normen  ist,  nach  welchen  sich  die  Bezieh- 
ungen der  souveränen  Kulturstaaten  unter  einander  regeln;  der 
Name  deutet  also  etwas  ganz  Anderes  an  als  das  Wesen  der  Sache  an 

ArehiT  fb  Offntlich«  Bacht.  Vni.  2.  8.  13 
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sich  bedingt.  Diese  Bemerkung  ist  natürlich  nicht  neu  und  hat 
vielfach  zu  Versuchen  geführt,  den  Namen  auf  zweckentsprechende 
Weise  zu  ändern;  aber  bisher  sind  diese  Versuche  weder  sehr  ge- 
schickt noch  erfolgreich  gewesen.  Manche  lieben  es  heutzutage  von 
einem  „interstaatlichen"  oder  „zwischenstaatlichen"  Rechte  zu  spre- 
chen. Diese  Ausdrücke  aber  sind  jedenfalls  bezeichnender  als  ge- 
schmackvoll und  bieten  glücklicherweise  keine  Aussicht  auf  eine  all- 
gemeine Reception.  Wenn  man  das  Wort  „Völkerrecht"  durch  ein 
anderes^  gutes  deutsches,  den  Kern  der  Sache  treffendes  Wort  ersetzen 
will,  so  darf  man  auch  nicht  von  einem  „Staatenrechte"  reden,  wie  es 
vielleicht  zunächst  auf  der  Hand  liegt,  denn  auch  dabei  kann  man 
ja  allerdings  an  das  Richtige,  aber  doch  auch  an  alles  mögliche 
Andere  denken;  man  sollte  sich  vielmehr  vergegenwärtfgen,  da>.s 
das  Recht  überhaupt  dazu  dient,  eine  Mehrheit  von  Wesen,  welche 
schon  an  sich  durch  natürliche  Verhältnisse  auf  einander  ange- 
wiesen sind,  eine  bestimmte,  den  Anforderungen  des  logischen 
Denkens  entsprechende  feste  Organisation  zu  geben;  eine  solche 
Mehrheit,  welche  ein  geeignetes  Substrat  für  dieDurchfülirung  einer 
Rechtsordnung  bietet,  bezeichnet  man  in  diesem  Sinn  als  Gresell- 
schaft,  weil  eben  die  einzelnen  Mitglieder  derselben  gleichsam  den 
elementaren  Beruf  haben,  sich  zu  einander  und  mit  einander  zu  gesel- 
len. —  Die  menschliche  Gesellschaft  schlechthin  sondert  sich  aber  auf 
Grund  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  wieder  in  einzelne  Theile, 
deren  jeder,  zu  einer  Rechtsgemeinschaft  organisirt,  einen  „Staat" 
bildet;  und  das  bürgerliche  Recht  ist  in  diesem  Sinne  mcht> 
anderes,  als  der  Kitt,  welcher  die  betreffende  bürgerliche  Gesell- 
schaft zum  Staate  verdichtet.  Da  nun  weiter  die  Staaten  selbst 
wieder  als  solche  Wesen  zu  gelten  haben,  welche  zu  einander  in 
rechtliche  Beziehungen  treten  müssen,  so  gibt  es  eine  „Staaten- 
gesellschaft" ebenso  gut  wie  eine  bürgerliche  Gesellschaft,  und 
dementsprechend  auch  ein  Recht,  durch  welches  sie  insgesanmit 
oder  in  verschiedenen  einzelnen  Theilen  zu  einem  festgeordneten 
Ganzen  zusammengeschlossen  ^ird,   und  das  man,    da  es  dafür 
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kein  besonderes  Wort  gibt,  ohne  der  deutschen  Sprache  Gewalt 
anzathun  oder  sie  zu  verballhomisiren,  als  „Staatengesellschafts- 
recht" bezeichnen  könnte.  Damit  wäre  denn  auch  zugleich,  durch 
die  in  dem  Worte  liegende  Analogie  zur  bürgerlichen  Gesellschaft, 
angedeutet,  dass  dieses  Staatengesellschaftsrecht  nicht  eo  ipso 
alle  Kulturstaaten  der  Menschheit  in  sich  zu  begreifen  braucht, 
sondern  dass  eine  Gliederung  der  Staatengesellschaft  schlechthin 
sehr  wohl  denkbar  und,  wie  hier  nicht  näher  ausgeführt  werden 
kann,  auch  unabweisbar  geboten  ist,  wenn  ein  solches  Recht  ein- 
mal irgendwann  und  irgendwo  wirklich  in  Geltung  treten  soll.  — 
Es  könnten  also  sehr  wohl  zwei,  drei,  vier  oder  mehr  Staaten  als 
ein  Theil  der  Staatengesellschaft  angesehen  werden,  welcher  ein 
geeignetes  Substrat  für  die  Statuirung  eines  positiven  Rechtes 
unter  diesen  Staaten  bildet,  und  ein  derartiger  entsprechend  or- 
ganisirter  Theil  der  Staatengesellschaft  vielleicht  ganz  zutreffend 
als  ein  „Staatensystem"  bezeichnet  werden^).  Man  könnte  sich 
dann,  diesem  Gedankengange  entsprechend,  sehr  wohl  vorstellen, 
dass  die  Kulturwelt  in  mehrere  Staatensysteme  gegliedert  wäre, 
unter  welchen  als  solchen  allerdings  wieder  ein  Recht  denkbar 
würde,  wenn  sie  es  nicht  vorzögen,  sich  zu  einem  einheitlichen 
grossen  derartigen  Systeme  zusammenzuthun.  — 

Solche  Erwägungen  sind,  wenn  sie  auch  auf  den  ersten  Blick 
vielleicht  als  theoretische  Speculationen  erscheinen,  heutzutage 
sehr  zeitgemäss  und  nicht  ganz  ohne  praktische  Bedeutung,  denn, 
Alles  in  Allem,  können  sich  die  Zustände  in  der  Kulturwelt  aul' 
ihrer  bisherigen  Grundlage  unmöglich  halten,  wenn  nicht  über 
Kurz  oder  Lang  einmal  wirklich,  wenigstens  ein  Europäisches 
Staatensystem  oder  doch,  zum  Allermindesten,  ein  solches  der 
mittel-  und  westeuropäischen  Staatengesellschaft  geschaffen  wird.  — 

Jedes    derartige   „Staatensystem"    wäre    also    ein    concreter 


1)  Vgl.  die  nähere  AusfQhrnng  dieBer  Gedanken  bei  Schlief,  der  Friede 
in  £iiropa  (Leipzig  1892)  S.  276  ff. 

13* 
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Träger  des  Staatengesellschaftsrechtes ,  welches,  wie  alles  Recht, 
in  materielles  und  formelles  geschieden  werden  müsste. 

Was  zunächst  das  formelle  Staatengesellschaftsrecht  anbetrifft, 
so  müsste  der  erste  und  wesentlichste  Grundsatz  derselben  dahin 
gehen,  dass  alle  Streitigkeiten  unter  den  völkerrechtlich  mit  ein- 
ander verbundenen  Staaten  nicht  durch  den  Krieg,  sondern  im 
Wege  eines  Processes  zu  entscheiden  sind,  welcher  die  Selbsthilfe 
ausschliesst,  allen  Anforderungen  der  modernen  Rechtswissenschafl 
zu  genügen  und  mit  dem  Urtheile  eines  entsprechend  organisirten 
Gerichtshofes  abzuschliessen  hätte. 

Wenn  diese  Auffassung  der  landläufigen  Schulweisheit  vieler 
Publicisten  nicht  nur  als  völlig  unpraktisch,  sondern  auch  als  be- 
grifflich verfehlt  erscheint,  so  übersieht  man  dabei,  in  welchen 
grausamen  Widerspruch  zu  jeder  juristischen  Logik  man  sich  mit 
einer  Bemängelung  der  soeben  entwickelten  Gedanken  setzt.  Richtig 
ist  freilich,  dass,  wenn  das  Gesagte  zutrifft,  dasjenige,  was  man 
heutzutage  mit  so  grossem  Stolze  als  „Völkerrecht^^  bezeichnet» 
nichts  anderes  darstellt,  als  einen  ja  gewiss  sehr  anerkennens- 
werthen,  aber  doch  immerhin  wenig  befriedigenden  Ansatz  zu 
einem  wirklichen  Staatengesellschaftsrechte ;  und  die  Erkenntnis» 
dieser  ebenso  einfachen  wie  bedeutungsvollen  Wahrheit  soUte 
man,  so  beschämend  sie  auch  in  mancher  Hinsicht  wirken  muss, 
nicht  dadurch  zu  erschweren  oder  hintanzuhalten  versuchen,  dass 
man  beständig  das  „geltende  Völkerrecht'^  als  eine  Materie  hin- 
stellt, welche  durch  Statuirung  eines  entsprechenden  Process- 
verfahrens  zu  vervollkommnen  weder  möglich  noch  wünschens- 
werth  sei. 

Mag  man  also  auch  immerhin  den  Namen  „Völkerrecht^^ 
beibehalten,  so  sollte  man  doch  stets  eingedenk  bleiben,  dass 
dasselbe  noch  keineswegs  den  Anforderungen  entspricht,  welche 
der  Natur  der  Sache  nach  an  dasselbe  zu  stellen  sind. 

Genauer  zugesehen,  ist  es  aber  auch  gamicht  der  Mangel  an 
Verständniss  für  die  Möglichkeit  oder  Nothwendigkeit  eines  ge- 
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ordneten  völkerrechtlichen  Processverfahrens,  welches  als  wahre 
Ursache  für  die  Fortdauer  der  augenblicklich   noch   im  vollen 
Schwünge  befindlichen  internationalen   Anarchie   erscheint;    der 
Grund  hierfür  liegt  vielmehr  in  der,  gleichviel  ob  völlig  geklärten 
oder  nur  instinctiven  Ueberzeugung,   dass  es  nicht  möglich  sei, 
das  materielle  Völkerrecht  in  genügender  Weise  auszugestalten; 
denn,  wenn  man  sich  auch  seit  Jahrhunderten  und  besonders  seit 
Hugo  Grotius  mit  der  Herausarbeitung  eines  materiellen  Völker- 
rechtes befasst,  so  hat  man  sich  dabei  doch  zum  weitaus  grössten 
Theile  nur  mit  ganz  nebensächlichen  oder  mit  Dingen  beschäftigt, 
welche,  genauer  betrachtet,  das  gerade  Gegentheil  eines  eigentlichen 
Staatengesellschaftsrechtes  bilden,  dagegen  sich  vor  dem  wesentlich 
springenden  Punkte  der  gesammten  Materie  mit  einer  Scheu  her- 
umgedrückt, welche  lediglich  der  Ausdruck  des  bösen  Gewissens 
ist.  Dieser  springende  Punkt  aber  ist  die  unbedingte  Anerkennung 
des  „Stabilitätsprincips'S  denn  in  der  That  ist  gar  kein  Staaten- 
gesellschaftsrecht denkbar,  wenn  nicht  übereinstimmend  von  allen 
einzelnen  Staaten,  welche  ein  solches  unter  einander  wollen  gelten 
lassen,  der  Status  quo  der  jeweiligen  Länderconfiguration  als  un- 
abänderlich hingestellt  wird').    Mit  der  genauen  Fixirung  seines 
Landgebietes   nämlich   wird  jeder   Staat   überhaupt   erst   etwas 
Concretes,  Fassbares ;  er  erhält  durch  sein  Landgebiet  seine  eigent- 
liche physische  Existenz ;  und,  wie  kein  bürgerliches  Recht  denk- 
bar ist  ohne  die  bestimmte  Formulirung  des  Satzes,    dass  die 
physische  Existenz  der  einzelnen  Rechtssubjecte  unverletzlich  ist, 
so  ist  auch  ein  Völkerrecht,  im  wahren  Sinne  des  Wortes,  nur 
denkbar,  wenn  dasselbe  das  Landgebiet  der  Staaten  für  unver- 
letzlich erklärt.    Gerade  diese  so  überaus  einfache  Wahrheit  aber 
ist  es,  welche  die  Meisten  kopfscheu  macht,  wenn  es  sich  um  die 
Frage  handelt,  ob  es  jemals  möglich  sein  werde,  ein  Staatensystem 
in's  Leben  zu  rufen. 


S)  Vgl.  ScHLiEi',  a.  a.  O.  zehnter  Abschnitt:  Stabilität  S.  883—344. 
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Es  liegt  auf  der  Hand,    dass  gegen  den  hier  entwickelten 
Gedanken  ganz  insbesondere  die  historische  Schale  zu  Felde  ziehen 
musste,  welche  seit  mehr  denn  einem  halben  Jahrhundert  die 
Wissenschaft  ausschliesslich  beherrschte  und  um  so  mehr  Zulauf 
fand,  als  ihr  die  thatsächliche  Entwickelung  der  Dinge  in  Europa^ 
namentlich  aber  in  Deutschland  und  Italien,  nur  allzu  sehr  Recht 
zu  geben  schien.    Die  Unfehlbarkeit  aber,  welche  die  historische 
Schule  anfing,  daraufhin  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen ^  wird 
auf  die  Dauer  vor  der  unbefangenen  Kritik  des  nüchternen  Denkens 
nun  kaum  mehr  Stand  halten  können,   da  sie  anscheinend  sich 
überlebt  hat.     Sei  dem  übrigens  im  Allgemeinen,  wie  ihm  wolle; 
für   die   Frage,   um   welche  es   sich  hier  insbesondere  handelt, 
muss   sich  ergeben,   dass  die  Angriffe   der  historischen  Schule 
gegen  die  Idee   des  Stabilitätsprincips  jedenfalls  verfehlt  sind^ 
weil  sie  allzuweit  über  das  Ziel  hinausschiessen,  und  andererseits 
—  soweit  sie  besten  Falles  gerechtfertigt  erscheinen  —  lediglich 
einen  Anhalt  finden  in  einer  ganz  übertriebenen  Principienreiterei, 
zu  welcher   sich  die  Oegnerin  der  historischen  Schule,   nämlich 
diejenige  des  radicalen  Yemunftrechtes,  mit  Vorliebe  versteigt^ 
und  deren  Irrthümer  leicht  aufzudecken  sind. 

Die  beiden  hier  angedeuteten  Extreme  sind  nunmehr  im 
Einzelnen  näher  zu  betrachten. 

Die  Angriffe  der  historischen  Schule  gegen  das  Stabilitäts- 
principe  wie  es  von  einem  wirklichen  Staatengesellschaftsrechte 
anerkannt  werden  muss,  beweisen  um  desswillen  nichts,  weil  sie 
zu  viel  beweisen  wollen,  indem  sie  jenem  Princip  eine  Bedeutung 
unterlegen,  die  es  vernünftigerweise  gar  nicht  haben  kann,  näm- 
lich die,  als  ob  damit  für  alle  Ewigkeit  die  thatsächliche 
Unmöglichkeit  einer  Aenderung  in  den  einmal  gegebenen  Ver- 
hältnissen decretirt  werden  solle.  Das  wäre  allerdings  ein  voU- 
endeter  Widersinn,  aber  umgekelirt  würde,  wenn  die  historische 
Schule  ihrerseits  das  Wahre  träfe,  und  also  von  einem  Stabilitäts- 
princip  schlechthin  nicht  gesprochen  werden  dürfe,  die  Idee  des 
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Rechtes  überhaupt  eine  verfehlte  sein.  Das  Wesen  allen  Bechtes 
nämlich  besteht  in  der  Fixirung  gewisser  thatsächlicher  Verhält- 
nisse, welche,  im  Augenblicke  dieser  Fixirung,  den  jeweiligen 
Bedürfnissen  der  Kulturmenschheit  oder  eines  bestimmten  Theiles 
von  ihr  entsprechen').  Wie  lange  die  Erfüllung  dieser  thatsäch- 
liehen  Voraussetzung  anhält,  kann  natürlich  durch  keine  Theorie 
entschieden  werden;  hört  sie  einmal  auf,  dann  allerdings  ist  es 
auch  um  die  Geltung  des  Bechtes  geschehen,  welches  sich  daran 
anlehnt;  aber  nun  zu  behaupten,  dass  die  menschlichen  Ver- 
hältnisse im  Allgemeinen  und  diejenigen  des  internationalen 
Lebens  insbesondere  dauernd  in  einer  so  beständigen  Wandelung 
sind,  dass  eine  Fixirung  des  status  quo  überhaupt  unmöglich 
oder  sinnwidrig  wäre,  widerspricht  an  sich  der  Natur  der 
Sache  und,  was  vielleicht  noch  mehr  gilt,  der  thatsächlichen  Er- 
fahrung. Um  das  an  einem  concreten  Beispiele  zu  zeigen,  braucht 
man  doch  in  der  That  nur  auf  das  letztverflossene  Vierteljahrhun- 
dert zu  verweisen,  in  welchem,  abgesehen  von  den  Dingen  im 
Oriente  —  Europa  thatsächlich  keine  Veränderung  seiner  Länder- 

3)  Dieser  Gedanke,  welchem  man,  abweichend  von  fr&herhin,  in  der 
neuesten  Zeit  dooh  recht  vielfach  in  den  Werken  juriatiBoher  Schriftsteller  be- 
gegnet» hat  znnAchat  zu  dem  Ergebniaae  geführt,  die  Wissenschaft  des  Öffent- 
lichen Rechtes  von  der  bis  dahin  beliebten  Vermiachong  derselben  mit  den 
ökonomischen  Disdplinen  zu  trennen,  wie  es  insbesondere  in  dem  Vorworte 
zn  Bd.  I.  Heft  1  dieses  Archivs  mit  voller  Klarheit  ala  nothwendig  bezeichnet 
wurde,  unter  Hinweis  darauf,  dass  „daa  feste  Rechtsgebüde"  aus  dem  Flosse 
des  Werdens  genommen  und  in  seiner  gegebenen  Form  der  Untersachung 
seiner  fdnctionellen  Bedeutung  innerhalb  des  gesamraten  Recht  s  Systems  zu- 
geftkhrt  werden  mflsse.  Erinnert  man  sich  nun  aber  des  trefflichen  Wortes, 
dass  die  Statistik  —  als  die  voniehmste  aller  ökonomischen  Disciplinen  — 
lediglich  eine  stillstehende  Geschichte  ist,  so  eigibt  sich,  daas  das,  was  für 
das  Staatsrecht  die  Vermischung  mit  den  ökonomischen  Disciplinen,  —  fQr  das 
Völkerrecht  die  Yerquickung  mit  Politik  und  Geschichte  ist.  Auch  das  Völker- 
recht muss  daher  aus  dieser  Yerquickung  befreit  und  der  Untersuchung  seiner 
fonetionellen  Bedeutung  innerhalb  des  gesummten  Rechtssystems  zugeführt 
werden  .  .  .  Das  bedeutet  allerdings,  in  gewissem  Sinne,  eine  Absage  an  die 
historische  Schule,  aber  gleichzeitig  die  einzige  Möglichkeit,  auf  dem  Gebiete 
des  Völkerrechtes  zu  befriedigenderen  Ergebnissen  zu  gelangen,  als  bisher. 
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Konfiguration  erfahren  hat.  Warum  sollte  es  also  begrifflich  un- 
möglich  gewesen  sein,  am  Eingange  dieser  Periode  unter  den  be- 
theiligten Staaten  ganz  formell  die  Geltung  eines  Völkerrechtes 
zu  statuiren,  welches  eine  Verschiebung  des  Status  quo  grundsätz- 
lich ausschloss  ?  Und  wer  möchte  demgegenüber  zu  bestreiten  wagen^^ 
dass,  wenn  eine  derartige  grundsätzliche  Fixirung  stattgefunden 
hätte  oder  noch  stattfände,  damit  der  friedlichen  Entwickele 
ung  der  Kulturwelt  um  Vieles  mehr  gedient  sei,  als  wenn  eine 
solche  Fixirung  dauernd  unterbliebe?!  Man  braucht  wirklich  nur 
das  Thema  probandum  genau  und  fest  in's  Auge  zu  fassen,  und 
kein  „gewiegter  Staatsmann"  und  kein  Historiker,  der  mit  dem 
ewigen  Wechsel  der  Verhältnisse  rechnet,  kann  dasselbe  als  etwa» 
in  sich  begriffliches  Verfehltes  oder  als  etwas  Schädliches  oder 
als  überhaupt  praktisch  Undurchführbares  hinstellen.  Die  Frage 
kann  höchstens  die  sein,  ob  es  in  einem  gegebenen  Augenblicke 
aus  thatsächlichen  Gründen  möglich  sei,  ein  Staatensystem  zwischen 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Kulturstaaten  zu  gründen?  Und 
diese  Frage  kann  vielleicht  für  heute  und  morgen  zu  verneinen 
sein;  aber  das  ist  keine  besondere  historische  Weisheit,  sondern 
lediglich  ein,  wenn  auch  nur  mittelbarer,  so  darum  doch  nicht 
minder  zwingender  Beweis  mehr  dafür,  dass  es  an  sich  durchaus 
angängig  ist,  ein  Völkerrecht,  im  wahren  Sinne  zu  schaffen,  und 
dass  es  die  Pflicht  jedes  denkenden  Menschen  sein  muss,  auf  die 
Verwirklichung  dieses  Gedankens  mit  allen  Kräften  hinzuarbeiten, 
so  vielfach  auch  die  historische  Schule  dagegen  ankämpft  mit  dem 
eigenthümlichen  Grunde,  dass  das  in  Wahrheit  nur  ein,  natürlich 
immer  vergeblicher  Versuch  sei,  die  Weltgeschichte  zum  Stillstände 
zu  bringen.  Die  Weltgeschichte  würde  auch  innerhalb  eines  fest- 
gefügten Staatensystems,  als  solchen,  sich  in  einer  Weise  bemerk- 
bar machen,  welche  massigen  Ansprüchen  hinlänglich  genügen 
dürfte,  und  selbstverständlich  auch  jedes  derartige  System  ge- 
legentlich über  den  Haufen  werfen;  allein  keine  menschliche 
Schöpfung  kann  für   die  Ewigkeit  berechnet  sein,   und  Niemand 
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kann  etwas  darum  für  unvernünftig  erklären,  weil  es  nur  auf 
vorübergehende  Dauer  Bestand  verspricht.  — 

Aber,  wie  gesagt:  Der  soeben  gekennzeichnete  Standpunkt 
der  historischen  Schule,  der  das  Stabilitätsprincip  als  etwas 
schlechthin  Lächerliches  auszugeben  versuchte,  gewann  einen 
gewissen  Anschein  von  Berechtigung  durch  die  Irrthümer  des 
abstracten  Vemunftrecht,es,  welche  ihrerseits  nicht  minder  schäd- 
lich gewirkt  haben  als  diejenigen  der  anderen  Seite,  denn  in  der 
That  versuchte  das  Vemunftrecht  stellenweise  auf  etwas  hin- 
zuarbeiten, was  man  als  „ewigen  Frieden"  bezeichnete,  und  das 
selbstverständlich  nichts  anderes  als  eine  haltlose  Utopie  ist, 
indem  dabei  der  Grundsatz  von  der  Unabänderlichkeit  der 
Länderconfiguration,  der  an  sich  unleugbar  die  conditio  sine 
qua  non  jedes  Staatengesellschaftsrechtes  bildet,  in  einer  viel  zu 
abstracten  und  in  sich  durchaus  haltlosen  Weise  aufgefasst 
uTirde  —  zum  Theil  sogar  gerade  von  den  hervorragendsten 
Vertretern  der  ganzen  Idee,  welche  damit  ihren  Gegnern  eine 
gefährliche  Waffe  in  die  Hand  lieferten. 

Die  deutsche  Wissenschaft  hat  sich  mit  dem  ganzen  Probleme, 
um  welches  es  sich  hier  handelt,  überhaupt  verhältnissmässig 
wenig  beschäftigt,  und  sich  seit  der  Herrschaft  der  historischen 
Schule  von  dieser  letzteren  dermassen  in  die  Enge  treiben  lassen, 
dass  eine  bestinmite  Grenze  zwischen  Politik  und  Völkerrecht 
überhaupt  nicht  mehr  gezogen  wurde.  Man  versucht,  die  grossen 
historisch-politischen  Principien,  welche  man,  gleichviel  ob  mit 
oder  ohne  Grund,  bei  der  Bildung  und  dem  Untergange  der  ein- 
zelnen Staaten  glaubte  beobachten  zu  können,  in  das  Gebiet  des 
Völkerrechtes  zu  übertragen,  für  welches  es  doch  seiner  Natur 
nach  lediglich  auf  eine  rein  formelle  Analyse  gegebener  Zustände 
ankommt,  und  das  daher  gar  nicht  das  Zeug  in  sich  hat  und 
auch  gar  nicht  in  sich  haben  darf,  jene  höheren  Principien  in 
den  Kreis  seiner  Betrachtung  einzubeziehen.  Dadurch  wurde  in 
die  Wissenschaft  des  Völkerrechtes  ein  Zwiespalt  getragen,  wel- 
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eher  nachgerade  dahin  führte,  demselben  lediglich  Handlanger- 
dienste für  die  praktische  Staatskunst  zuzumuthen  und  schliess- 
lich kaum  Jemanden  mehr  an  dieser  Materie  volle  Befriedigung 
finden  Hess.  Man  muss  daher  schon  bis  in  den  Anfang  dieses 
Jahrhunderts,  d.  h.  bis  zu  einer  Zeit  zurückgreifen,  in  welcher 
jene  eigenthümliche  Verquickung  an  sich  ganz  Terschiedener  Be- 
griffe noch  nicht  so  stillschweigend  hingenommen  wurde,  um  über- 
haupt ernsten  wissenschaftlichen  Versuchen  zur  Construction  eines 
wahren  Völkerrechtes  zu  begegnen;  und  unter  diesen  steht  unstrei- 
tig derjenige  Kants  in  allererster  Reihe,  welcher  freilich  auch 
bedauerlicherweise  das  Schlagwort  vom  „ewigen  Frieden"  aufge- 
griffen, aber  doch  der  Sache,  indem  er  ihr  mit  der  ganzen  über- 
legenen Schärfe  seines  Geistes  auf  den  Leib  rückte,  weit  glänzen- 
dere Dienste  geleistet  hat,  als  die  wenigen,  nach  ihm,  in  gleichem 
Sinne,  aber  mit  viel  grösserer  Schüchternheit  und  Unsicherheit 
aufgetretenen  Schriftsteller. 

Seine  bekannte  oder  vielmehr  nur  zu  wenig  bekannte  Schrift 
,,zum  ewigen  Frieden'^  ist,  Alles  in  Allem,  die  beste  Bearbeitung, 
welche  das  darin  behandelte  Thema  von  deutscher  Seite  her  ge- 
funden hat,  und  nur  darum  vielleicht  ohne  unmittelbare  prakti- 
sche Wirkung  geblieben,  weil  sie  in  der  That  ihren  Gegenstand 
stellenweise  in  allzucrasser  philosophischer  Abstraction  fasste. 
Sie  zeigt,  gerecht  beurtheilt,  alle  Mängel,  aber  auch  ganz  sicher- 
lich alle  Vorzüge  jener  vemunftrechtlichen  Schule,  welche  sich  aus 
der  Französischen  Revolution  entwickelte  und  als  deren  Wortfüh- 
rer Kant  in  dieser  Schrift  auftritt.  Die  Mängel  aber  treten  nir- 
gends deutlicher,  als  gerade  da  hervor,  wo  er  die  hier  besonders 
interessirende  Frage  von  der  Unabänderlichkeit  der  Ländercon- 
tiguration  behandelt,  denn  diesen  Begriff  fasst  er  in  einer  völlig 
erbarmungslosen  Einseitigkeit,  welche  in  Wahrheit  nur  dem 
Wesen  der  Sache  widerspricht.  Er  erklärt  nämlich  in  dieser  Hin- 
sicht Folgendes:  „Es  soll  kein  für  sich  bestehender  Staat  (klein 
oder  gross,  das  gilt  hier  gleichviel)  von  einem  andern  Staate  durch 
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Eroberung,  Tausch,  Kauf  oder  Schenkung  erworben  werden  können"; 
und  das  heisst  allerdings  offenbar  nichts  anderes,  als  dass  inner* 
halb  einer  wahrhaft  völkerrechtlichen  Vereinigung  zwischen  meh- 
reren souveränen  Staaten,  die  absolute  Unveränderlichkeit  der  ein- 
mal gegebenen  Ländervertbeilung  decretirt  werden  müsse.  —  Das 
aber  ist  eben  ein  Irrthiun,  der,  mehr  als  alles  Andere  dazu  bei- 
getragen hat,  den  „ewigen  Frieden"  in  Verruf  zu  bringen.  — 

Die  Ausführung  Kamts  enthält,  genauer  zugesehen,  einen  rich- 
tigen und  einen  falschen  Gedanken;  einen  richtigen  insofern,  als 
innerhalb  eines  „Staatensystems"  allerdings  eine  Aenderung  der 
Länderconfiguration  im  Wege  der  Eroberung  völlig  ausgeschlossen, 
sein  muss.  —  Dieser  Satz  bedarf  hier,  so  selbstverständlich  er 
auch  erscheint,  einer  kurzen  Begründung  um  so  mehr^  als  man 
sich  seither  in  nahezu  vollkommener  Einmüthigkeit  gewöhnt  hat, 
von  einem  „Recht  der  Eroberung"  zu  reden.  Das  aber  ist  ein 
Widerspruch  in  sich,  denn  die  Eroberung  ist,  ihrem  Wesen  nach, 
immer  ein  Act  der  Gewalt,  die  Aneignung  eines  Landestheils, 
über  welchen  bis  dahin  die  legale  Oberhoheit  eines  bestimmten 
Staates  gewaltet  hat,  durch  einen  andern  Staat,  ohne  Zustimmung 
derjenigen,  welche  eben  als  Träger  jener  legalen  Oberhoheit  zu 
gelten  hatten.  Eine  Eroberung  kann  aus  höheren  politischen  Ge- 
sichtspunkten durchaus  geboten,  sie  kann  wie  die  Erfüllung  einer 
unabweisbaren  historischen  Nothwendigkeit  erscheinen  —  sie  ist 
aber  nun  und  nimmermehr  ein  „Rechtsact"  in  der  eigentlichsten 
Bedeutung  des  Wortes.  Es  verhält  sich  mit  der  Eroberung  nicht 
anders,  als  mit  der  Revolution ;  auch  diese  kann  etwas  durchaus 
Zweckmässiges,  Unabwendbares  und  völlig  Lobenswerthes  sein, 
aber  darum  von  einem  „Rechte  der  Revolution"  zu  sprechen  heisst 
nichts  anderes  als  das  Recht  der  Rechtswidrigkeit  anzuerkennen.  In 
<ler  That  also:  jedes  Völkerrecht  hat  die  „Eroberung"  als  einen 
legalen  Titel  für  die  Aenderung  der  bestehenden  Ländervertbeilung 
auszuschliessen ;  aber  gerade,  weil  dem  so  ist,  und  weil  jede  Er- 
oberung eine  Revolution  gegen  das  Völkerrecht  vorstellt,  geht  es 
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nicht  an,  ihr  jene  andern  modi  acquirendi  gleichzustellen,  mittelst 
deren  eine  Verschiebung  in  dem  Besitzstande  mehrer  durch  ein 
rechtliches  Band  unter  einander  yerbundenen  souveränen  Staaten 
denkbar  ist,  weil  damit  eben  jede  derartige  Verschiebung  für 
unzulässig  erklärt  und  demgemäss  unleugbar  dem  Völkerrechte 
ein  Anstrich  gegeben  werden  muss,  als  ob  es  das  ewig  frisch  pul* 
sirende  Leben  der  Kulturvölker  in  der  „Ruhe  des  Kirchhofes'- 
begraben  wollte,  deren  Uebertragung  in  die  Politik  kein  halbwe<;s 
praktisch  beanlagter  Kopf  billigen  kann;  aber  die  Sache  verhält 
sich  in  Wahrheit  auch  ganz  anders.  Hält  man  sich  immer  wieder 
an  die  Sätze  Kants,  so  muss  bei  näherer  Erwägung  klar  werden, 
dass  dem  Philosophen  staatsrechtliche  und  völkerrechtliche  Begriffe 
in  einer  Weise  unter  einandergelaufen  sind,  welche  in  sich  ver- 
fehlt ist,  aber  erklärlich  wird,  wenn  man  bedenkt,  dass  gerade  zu 
jener  Zeit  die  Idee  des  modernen  Staates  zum  Durchbruche  ge- 
langte und  daraufhin,  wie  so  oft  im  Eingange  einer  neuen,  für 
die  Kulturwelt  ganz  unerwartet  heraufziehenden  Entwickelungs- 
periode ,  auch  damals  vielfach  aus  einer  richtigen  Prämisse  allzu- 
weit gehende  und  falsche  Schlussfolgerungen  gezogen  wurden. 
Um  das  bestätigt  zu  finden,  braucht  man  nur  einen  Blick  auf  die 
Begründung  zu  werfen,  welche  Kant  für  seine  Ansicht  vorbringt : 
„Ein  Staat,  sagt  er,  ist  nämlich  nicht  (wie  etwa  der  Boden,  auf 
dem  er  seinen  Sitz  hat)  eine  Habe  (patrimonium);  er  ist  eine  Ge- 
sellschaft von  Menschen,  über  die  Niemand  als  er  selbst,  zu  dispo- 
niren  hat".  — 

Das  ist,  in  wenige  treffende  Worte  zusammengefasst,  aller- 
dings die  Idee  des  modernen  Staates,  als  dessen  begriffliche  Grund- 
lage das  einzelne  Rechtssubject,  die  Individualität  des  Einzelnen 
erscheint;  aber  diese  Formel,  welche  für  die  begriffliche  Con- 
struetion  des  Staates  an  sich  völlig  einwandsfrei  ist,  kann  nun 
und  nimmermehr  für  das  Völkerrecht  eine  unmittelbare  Bedeutung 
beanspruchen. 

Kant  wollte  mit  seinem  Satze  andeuten,  dass  für  den  moder- 
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nen  Staat  die  landläufige  Doctrin  des  Feudalismus  verfehlt  sei, 
nach  welcher  Veränderungen  in  der  Ländervertheilung  bewirkt 
werden  konnten  und  durften  auf  Grund  gleichsam  privatrecht- 
licher Abmachungen  zwischen  den  einzelnen  Herrschern,  welche 
die  ihrer  Souveränetät  unterstehenden  Gebiete  sammt  deren  Be- 
wohnern, wie  irgend  eine  andere,  ihnen  auf  Grund  eines  privat- 
rechtlichen Titels  zugehörige  Sache  zu  vertauschen,  zu  verkaufen 
oder  zu  verschenken  pflegten;  aber  er  gelangte  von  diesem  an 
sich  ganz  richtigen  Standpunkte  aus  zu  dem  irrigen  Ergebnisse, 
dass,  da  den  Fürsten  nicht  mehr  erlaubt  sei,  derartige  Aender- 
ungen  auf  die  bis  dahin  übliche  Art  zu  bewirken,  solche  nun 
überhaupt  unstatthaft  und  begri£Fswidrig  seien. 

Darum  passt  auch  die  Erläuterung,  welche  er  in  diesen  seinen 
Sätzen  noch  des  Weiteren  hinzufügt,  nicht  ganz  zu  dem,  was  sie 
beweisen  soll.  Sie  lautet:  ,,Ihn  (den  Staat)  aber,  der  selbst  als 
Stamm  seine  eigene  Wurzel  hat,  als  Pfropfreis  einem  anderen 
Staate  einzuverleiben,  heisst,  seine  Existenz  als  einer  moralischen 
Person  aufheben  und  aus  der  letzteren  eine  Sache  machen  un9 
widerspricht  also  der  Idee  des  ursprünglichen  Vertrages,  ohne  die 
sich  kein  Recht  über  ein  Volk  denken  lässt.^'  .  .  . 

Ganz  abgesehen  von  den  Anklängen,  welche  sich  hier  an 
RoussEAüs  Lehre  vom  Gesellschaftsvertrage  finden,  ^ind  diese  Sätze 
insofern  verfehlt,  als  man  daraufhin  zweifelhaft  werden  kann, 
was  nun  eigentlich  als  unzulässig  hingestellt  werden  soll.  Hält  es 
Kant  nur  für  verfehlt,  einen  Staat,  in  seiner  Gesammtheit,  an 
einen  andern  übergehen  zu  lassen,  während  ein  theilweiser  derar- 
tiger Uebergang  statthaft  sein  soll,  oder  soll  Beides  ausgeschlossen 
werden  ?  Das  Bild  mit  dem  Pfropfreis  würde  jedenfalls  dafür  spre- 
chen, dass  Kauf,  Tausch  oder  Schenkung  eines  bestimmten  Lan- 
des t  heiles  von  einem  Staate  an  einen  andern  wohl  stattfinden 
dürften,  denn  billigerweise  ist  ein  solcher  Landestheil,  namentlich 
geringen  Umfanges,  doch  wohl  mit  dem  Zweige  eines  Stammes 
vergleichbar,  wenn  man  als  den  letzteren  das  Staatsgebiet  in  sei- 
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ner  ganzen  Ausdehnung  ansieht;  nun  ist  es  aber  eben  das  Merk- 
würdige, dass  ein  Zweig,  welcher  von  einem  Stamme  abgetrennt 
wird  und  den  man,  nach  der  allgemeinen  Beobachtung,  für  abge- 
storben halten  sollte,  wenn  er  als  Pfropfreis  einem  anderen  Stamme 
aufgesetzt  wird,  sich  auf  diesem  lebenskräftiger  entwickelt,  als  e^ 
ihm  vielleicht  sonst  beschieden  gewesen  wäre;  und  so  steht  es 
auch  offensichtlich  im  politischen  Leben;  es  ist  durchaus  denk- 
bar, dass  ein  Theil  des  Staatsgebietes  von  diesem  abgetrennt 
und  einem  andern  Staatswesen  einverleibt  wird  und  hier  oft 
besser  gedeiht,  als  wenn  er  in  seiner  alten  Verbindung  verblieben 
wäre.  Warum  nun  aber  ein  derartiger  Vorgang,  wenn  er  sich  im 
Uebrigen  nach  den  Regeln  formellen,  juristischen  Denkens  ab- 
spielt, völkerrechtlich  unstatthaft  sein  müsse,  ist  schlechterdings 
unerfindlich. 

Man  sieht,  dass  sich  auch  hier  wieder  als  unrichtig  erweist, 
juristische  Probleme  durch  ein  Bild  aus  der  Natur  lösen  zu  wollen« 
denn  Rechtsphilosophie  ist  eben  nicht  Naturgeschichte  und  muss 
Vieles  begrifflich  construiren,  wofür  sich  in  der  organischen  Welt 
kein  Gleichniss  finden  lässt.  Es  ist  für  den  Gärtner  vielleicht 
unmöglich,  zwei  Stämme,  deren  jeder  bis  dahin  selbstständig  im 
Boden  wurzelte,  mit  einander  verwachsen  zu  lassen;  aber  warum 
€s  nun  d esshalb  nicht  angängig  sein  soll,  dass  zwei  Staaten 
gleichzeitig  ihre  gesonderte  Existenz  aufgeben  und  auf  Grund 
eines,  nach  ihren  eigensten  Gesetzen  durchaus  rechtmässigen  und 
bei  beiden  in  gleicher  Weise  eintretenden  Processes,  in  einander 
hineinwachsen,  kann  man  nicht  einsehen. 

Fürwahr:  das  KANxische  Gleichniss  ist  unzweifelhaft  nur  ein. 
nicht  ganz  glücklicher  Nothbehelf  zur  Unterstützung  einer  Ansicht, 
welche  an  sich  richtige,  staatsrechtliche  Anschauungen  ohne 
entsprechende  Modification  auf  das  völkerrechtliche  Gebiet  über- 
trägt; der  Philosoph  verfällt  hier  in  einen  Irrthum,  aus  dem  sich 
oft  genug  schon  schiefe  Vorstellungen  entwickelt  haben,  und  der 
vielleicht  am  Deutlichsten  zeigt,  wie  mangelhaft  das  Wort  „Völker- 
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recht**  gebildet  ist,  nämlich  in  die  Anschauung,  als  ob  das  „Völker- 
recht'^ als  solches,  sich  auch  mit  der  Aufgabe  zu  befassen  habe, 
das  Recht  der  „Völker,*  gegen  die  Regierenden  zu  sichern;  und 
als  ob  —  was  das  Wichtigste  ist  —  das  Völkerrecht  ausschliess- 
lich ein  unter  allen  Umständen  feststehendes  originäres  Recht 
der  „Völker"  als  solcher,  und  nicht  auch  ein  „Recht  der  Staats- 
gebiete" enthält,  aus  welchem  ganz  andere  Schlüsse  gezogen 
werden  können  und  müssen,  als  wenn  man  eben  lediglich  die 
Individuen  in  Betracht  zieht,  welche  ein  solches  Gebiet  bewohnen. 

Es  muss  daran  festgehalten  werden,  dass,  wie  oben  gesagt 
wurde,  der  Staat  der  Einzelpersönlichkeit  vergleichbar  ist,  d.  h. 
dass  das  „Land"  nicht  etwa  wie  eine  Sache  gedacht  werden  dürfe, 
welcher  das  „Volk"  —  auch  im  ganz  richtigen,  modernen  Sinne 
gefasst  —  gleichsam  als  privatrechtlicher  Eigenthümer  gegenüber- 
steht :  es  verhalten  sich  vielmehr  Land  und  Volk  zu  einander  so, 
wie  bei  der  Einzelpersönlichkeit,  Körper  und  Geist.  Das  Land 
ist  das  materielle  Element,  innerhalb  dessen  sich  das  lebendige 
Element,  „das  Volk"  zu  bethätigen  hat;  aber  trotzdem  ist  doch 
auch  das  nur  eine  Analogie,  die  nicht  ganz  und  gar  dem  Wesen 
der  Sache  entspricht,  denn  der  menschliche  Körper  ist  allerdings 
etwas  begriflFlich  Untheilbares  „Individuelles",  von  dem  eben  kein 
Theil  etwa  an  einen  andern  Körper  abgetreten  werden  kann, 
während  in  dem  Verhältnisse  des  Volkes  zum  Landgebiete  eine 
Art  dinglichen  Rechtes  zum  Ausdrucke  gelangt,  welches  eine  Ver- 
fügung über  das  Landgebiet  und  dessen  einzelne  Theile  sehr  wohl 
ermöglicht.  — 

Es  sind  also  ganz  sicherlich  gewisse  Rechtstitel  denkbar,  auf 
Grund  deren  sich  auch  innerhalb  einer  völkerrechtlich  festge- 
fügten Staatengesellschaft  eine  Aenderung  der  Länderconfigu- 
ration  vollziehen  kann,  und  es  ist  also  die  Frage,  um  welche  es 
sich  hier  handelt,  so  zu  stellen:  Auf  welche  Weise  wäre  selbst 
innerhalb  eines   Staatensystems    die   Veränderung    einer   einmal 
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gegebenen  und  allgemein  als  giltig  anerkannten  Ländervertheilung 
auf  legalem  Wege  zulässig? 

Dabei  aber  ergeben  sich. auf  den  ersten  Blick  drei  Möglich- 
keiten: erstens  die  Vereinigung  zweier  Staaten  in  ihrer  Gesammt- 
heit;  zweitens  die  Absonderung  eines  Theiles  von  dem  Grebiete 
eines  Staates  in  der  Art,  dass  dieser  Theil  zu  politischer  Selbst- 
ständigkeit gelangt,  und  drittens  der  Uebergang  eines  solchen 
Theiles  von  einem  Staate  an  den  andern. 

Was  zunächst  die  Fälle   der  erstgedachten  Art  anlangt,  so 
wird  man  in  denselben  treffend  von  einer  „Fusion"  der  betreffen- 
den Staaten  sprechen  können;   sie  liegen,  juristisch  betrachtet, 
ausserordentlich  einfach,  denn  jeder  Kulturstaat  muss,  seiner  Na- 
tur nach,   verfassungsmässige  Organe  besitzen,  welche  dazu  be- 
rufen sind,  über  eine   derartige  Vereinigung   mit  einem  andern 
seines  Gleichen  zu  beschliessen,  innerhalb  dessen  selbstverständ- 
lich gleichzeitig  ganz  das  Nämliche  zutreffen  kann.     Es  handelt 
sich  dabei  in  jedem  der  fraglichen  Staaten  um  einen  Regierungs- 
act,    welcher  den  Staat  in  seiner  Totalität  erfasst  und  darum 
begrifflich   von   jeder   anderen  Verfassungsänderung    nicht    ver- 
schieden ist;  und  es  kann  kein  Grund  gefunden  werden,  warum 
ein  solcher  Vorgang  etwa   als  begriffs-   oder  gesetzwidrig  anzu- 
sehen wäre?   Wenn  man  hier  schon  ein  Bild   nach  KANr'scher 
Manier  in  Anwendung  bringen  will,  so  ist  die  Fusion  der  Ver- 
einigung zweier  Stämme  vergleichbar,  von  denen  weder  der  eine 
noch  der  andere  als  Haupt-  oder  Nebenstamm  erscheint;  darum 
hat  auch  im  Falle  der  Fusion  der  neue  Staat  zu  gelten  als  Fort- 
setzung der  beiden,    mit  einander  fundirten  Staaten,    denn  es 
handelt  sich  dabei  um  einen  Vereinigungsprocess,  welcher   von 
beiden  Seiten  mit  gleicher  Intensität  betrieben  wird,  und  nicht 
um    einen   solchen,    bei   welchem    ein    Theil    als    der    stärkere, 
recipirende,    der    andere    als    der    schwächere,    recipirte    Fac- 
tor erscheint.   Daran  wird  auch  weder  durch  den  Umstand  etwas 
geändert,  dass  vielleicht  der  eine  der  beiden  Staaten,  rein  ausser- 
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lieh  betrachtet,  dem  andern  gegenüber  als  viel  umfangreicher  oder 
bedeutender  erscheint,  noch  durch  den,  dass  etwa  der  Gesammt- 
staat  die  Regierungsform  beibehält,  welche  in  einem  der  beiden 
bisherigen  Staaten  bestand,  denn  die  Organisation  des  durch  die 
Fusion  entstandenen  Staates  ist  begrifflich  gedacht,  ausschliess- 
lich Sache  des  letzteren,  als  solchen.  Ob  dann  diese  Organisa- 
tion diejenigen  Modalitäten  annimmt,  welche  in  einem  der  bis- 
herigen Staaten  in  Geltung  waren,  ist  etwas  rein  Zufälliges,  aus 
welchem  keine  weiteren  Schlüsse  gezogen  werden  können.  — 

Aus  diesen  soeben  entwickelten  Sätzen  ergibt  sich  ohne  Wei- 
teres, dass  diejenigen  Personen,  welche  in  einem  der  beiden 
fraglichen  Staaten  das  Bürgerrecht  besassen,  im  Augenblicke 
der  Fusion  ganz  von  selbst  das  Bürgerrecht  in  dem  durch  die 
Fusion  entstandenen  Staate  erlangen,  ohne  dass  etwa  dazu  eine 
besondere  Anerkennung  von  Seiten  dieses  Staates  oder  der  betreffen- 
den Individuen  erforderlich  wäre.  Das  Staatsbürgerrecht  ist  der 
Ausdruck  bestimmter  öffentlich-rechtlicher  Beziehungen  zwischen 
dem  Individuum  und  einer  bestimmten  Staatsgewalt;  keine  der 
beiden  Staatsgewalten  aber,  welche  in  den  bisherigen  Gemein- 
wesen bestanden,  hört  im  Augenblicke  der  Fusion  auf  zu  func- 
tioniren.  Eine,  oder  auch  am  Ende  jede  der  beiden,  ändert 
vielleicht  die  äusseren  Formen,  in  welchen  sie  sich  bisher  be- 
thätigte;  aber  bei  dieser  formellen  Aenderung  hat  es  sein  Be- 
wenden; eine  materielle  Aenderung  tritt  nicht  ein.  Die  Regier- 
ung des  durch  die  Fusion  entstandenen  Staates  erscheint  also 
den  Individuen  gegenüber,  welchen  bisher  das  Bürgerrecht  in 
einem  der  beiden  gesonderten  Staaten  zustand,  lediglich  als  ganz 
dasselbe  wie  die  Staatsgewalt,  welche  bis  dahin  über  dieselben 
souverän  war,  bezw.  als  deren  unmittelbare  logische  Fortsetzung ; 
und  dabei  ist  es  naturgemäss  ganz  unerheblich,  ob  sie  ausser- 
dem noch,  nach  einer  anderen  Richtung  hin,  d.  h.  den  Bürgern 
<les  andern  Staates  gegenüber,   sich  in  gleicher  Weise  darstellt. 

Besonders  klar  müssen  diese  Verhältnisse  werden,  wenn  man 
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die  Fusion  mit  der  gewaltsamen  Aiifsaugui^  eines  gesammten 
Staates  durch  einen  andern,  d.  h.  der  im  Wege  der  Eroberung 
bewirkten  Annexion  der  „debellatio  oder  victoria  universalLs"' 
vergleicht.  Obwohl  die  Betrachtung  derselben  nicht  in  den  Rah- 
men des  hier  zu  behandelnden  Gegenstandes  sich  einfügt,  und  darum 
gänzlich  unterbleiben  könnte,  empfielüt  es  sich  dennoch,  sie  kurz 
zu  berühren,  weil  damit  das  Verständniss  für  das  begriff- 
liche Wesen  der  Fusion  erheblich  erleichtert  und  gefördert  wer- 
den muss. 

Hierbei  muss  zunächst  darauf  verwiesen  werden,  dass  man 
vielfach  versucht  hat,  Fusion  und  Annexion  begrifflich  als  ganz 
gleichartig  hinzustellen  —  völlig  zu  Unrecht.  Man  hat  nämli(*h 
darauf  einen  Gedanken  in  Anwendung  gebracht,  welcher  vielfach 
der  Beurtheilung  privatrechtlicher  Verhältnisse  zu  Grunde  gelej^t 
wird,  aber  auch  in  dieser  Hinsicht  schon  gänzlich  verfehlt  er- 
scheint und  für  das  Völkerrecht  noch  unbrauchbarer  ist:  näm- 
lich den,  dass  für  die  juristische  Construction  aller  derjenigen 
Fälle,  in  welchen  es  sich  um  die  Nöthigung  eines  Rechtssubjeeti^ 
durch  das  andere  handelt,  der  Genöthigte  doch  schliesslich  al> 
freiwillig  handehid  angesehen  werden  müsse,  da  die  Nöthigung, 
begrifflich,  nicht  anders  aufgefasst  werden  dürfe,  als  irgend  ein 
anderer  Beweggrund,  aus  welchem  eine  Handlung  entspringt  und 
der  juristisch  allerdings  vielfach  als  irrelevant  erscheint.  Man 
stellt  also  den  Satz  auf,  dass  der  Einzelne,  wo  er  gezwungen 
handelt:  quamquam  coactus  tamen  voluit,  und  gelangt  dann, 
indem  man  diese  Auffassung  auf  das  Gebiet  des  Völkerrechten 
überträgt,  zu  dem  eigenthümlichen  Ergebnisse,  dass  schliesslich 
stellenweise  auch  für  den  Fall  der  Eroberung  noch  eine  .,frei- 
willige"  Verschmelzung  der  beiden  in  Betracht  kommenden  Ge- 
meinwesen angenommen  worden  ist.  Man  sieht,  zu  welchen  wun- 
derbaren Schlüssen  sich  die  Völkerrechtswissenschaft  zu  verstei- 
gen vermag,  nachdem  sie  einmal  sich  lediglich  dazu  berufen 
glaul)t,  Allem,  was  geschieht,  auch  wenn  darin  vernünftigerweise 
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nicht  die  leiseste  Ahnimg  von  einem  Rechtsacte  gefunden  wer- 
den kann,  ein  juristisches  Mäntelchen  umzuhängen.  Wer  in  der 
„Eroberung"  eine  freiwillige  Fusion  des  eroberten  Staates  mit 
dem  erobernden  sieht,  zu  welcher  der  letztere  allerdings  etwas 
unsanft  durch  den  Eroberer  „veranlasst"  worden  ist,  macht  sich 
eines  juristischen  Sophismus  schuldig,  mit  welchem  man  sich 
ernstlich  nicht  befassen  sollte.  In  Wahrheit  zerstört  der  Erobe- 
rer die  Staatsgewalt  des  eroberten  Staates,  denn  dieselbe  verliert 
ihr  wesentlichstes  Kennzeichen,  die  Souveränetät,  sobald  sie 
überhaupt  etwas  zu  wollen  hat,  was  nicht  aus  ihrer  eigenen 
freien  Entschliessung  hervorgeht,  sondern  ihr  von  einer  anderen  Ge- 
walt abgenöthigt  wird.  Damit  tritt  die  letztere  eo  ipso  an  die 
Stelle  der  ersteren,  welche  begrifflich  als  solche  zu  bestehen  auf- 
hört; in  dem  Augenblicke  aber,  da  das  zutrifft,  erscheint  eben 
desshalb  der  eroberte  Staat  als  ein  Gebiet  ohne  •  eigentliche 
staatliche  Organisation,  welches  der  erobernde  Staat  in  Besitz 
nimmt.  Der  im  W^e  der  Annexion  vergrösserte  Staat  ist  also 
einzig  und  allein  die  Fortsetzung  des  annectirenden  Staates, 
dessen  Verfassung  sich  höchstens  mit  den  für  diesen  besonde- 
ren Fall  von  seiner  Regierung  vorgesehenen  Ausnahmen,  auf 
das  annectirte  Gebiet  überträgt.  Darum  sollten  allerdings  auch 
diejenigen,  welche  das  Bürgerrecht  in  dem  eroberten  Staate 
besassen,  nicht  schlechthin  als  Bürger  des  erobernden  Staa- 
ten angesehen  werden,  was  an  sich  ohne  Weiteres  aus  den  Grund- 
sätzen folgt,  welche  sich  weiter  unten  über  die  rechtlichen  Wirk- 
ungen der  Gebietscession  vorgetragen  finden  und  auf  welche  hier 
verwiesen  werden  darf;  allein  eine  Uebertragung  dieser  Grund- 
sätze auf  die  rechtlichen  Folgen  der  Ahnexion  wird  trotzdem 
aus  praktischen  Gründen  unstatthaft  insofern,  als  die  Bewohner 
«ines  annectirten  Staates  —  wenn  sie  nicht  freiwillig  in  den 
Staatsverband  des  annectirenden  eintreten  —  ganz  und  gar 
^,vaterlandslos"  wären  und  ein  derartiger  Zustand  den  modernen 
Rechtsanschauungen  geradenwegs  zuwiderläuft,  nach  denen  jedes 

14* 
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Individuum  innerhalb  der  Kulturwelt  nur  als  Träger  einer  ganz 
bestimmten  Staatsbürgerqualität  gedacht  werden  kann.  Schon 
dieses  eine  einzige  Moment  genügte,  um  darzuthun,  dass  jede 
Annexion  vom  Standpunkte  des  Völkerrechtes  aus  als  unzulässig 
zu  gelten  hat,  und  das  letztere  muss  daher,  wo  es  sich  dennoch 
einer  Annexion,  als  einer  vollzogenen  Thatsache,  gegenüberge- 
stellt sieht,  zu  einem  Auswege  greifen,  der  zwar  auch,  wie  das 
unter  solchen  Umständen  gar  nicht  anders  sein  kann,  a  priori 
als  unbedingt  rechtswidrig  zu  gelten  hat,  aber  doch  noch  immer 
als  das  kleinere  Uebel  gegenüber  der  Eventualität  erscheint,  dass 
sich  eine  ganze  Bevölkerung  ausserhalb  jedweden  Staatsverban- 
des gestellt  sehen  könnte.  Diese  Erwägung  führt  dazu,  dass  bei 
der  Annexion  nicht  nur  dem  Eroberer  die  für  jeden  Staat 
im  Falle  eines  Gebietserwerbes  überhaupt  und  ganz  im  Allge- 
meinen bestehende  Pflicht  auferlegt  werden  muss,  ohne  Weiteres 
jedem,  der  bisher  Bürger  des  annectirten  Staates  war,  auf  sei- 
nen Wunsch  das  Bürgerrecht  in  dem  annectirenden  Staate  zu 
gewähren,  sondern  lungekehrt  auch  eine  Verpflichtung  der  Indi- 
viduen anerkannt  wird,  dieses  Bürgerrecht  zu  erwerben,  und  dass 
also  in  der  Annexion  immer  und  unter  allen  Umständen  eine 
Massenzwangsnaturalisation  der  annectirten  Bevölkerung  enthal- 
ten ist*). 


4)  Diese  Zwangsnaturalisatioii  ist  ein  Begriff,  der  einzig  nnd  allein  bei 
der  Annexion  eines  Gesa  mm  t  Staates  durch  einen  andern  Anwendung  findet, 
und  ein  Act,  der  sich  in  solchen  Fällen  ganz  von  selbst  vollzieht.  Diejenigen, 
welche  bisher  Bürger  des  annectirten  Staates  waren,  werden  also  im  Angen- 
blicke  der  Ajinexion  ipso  jure  Bürger  des  annectirenden  Staates;  es  gibt  eben 
keinen  anderen  logischen  Ausweg,  und  dem  gegenüber  kann  man  sich  jedes 
Raisonnement  sparen,  ob  derselbe  gut  oder  nicht  gut,  für  die  davon  Betroffenen 
eine  Wohlthat  oder  ein  Nachtheil  ist;  und  keinesfalls  kann  durch  die  blosse 
Auswanderung  aus  dem  annectirten  Gebiete  diese  Zwangsnatnraliaation  gebin- 
dert werden.  Die  Prenssische  Judicatur  war  daher  ganz  im  Rechte,  wenn  sie 
nach  1866  alle  früheren  Hannoveraner,  Hessen,  Nassauer  für  prenssiBcbe 
Unterthanen  auch  dann  erklärten,  wenn  die  betr.  Personen  ihr  Land  vielleiebt 
auch  schon  vor  der  Annexion  verlassen  hatten.   Erst,  wenn  zu  der  Answ4 
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Wenn  nun  auch  eine  derartige  Massen-Zwangsnaturalisation, 
nachdem  einmal  die  völlige  debellatio  eines  Staates  durch  einen 
andern  stattgefunden  hat,  nach  allem  Gesagten  wie  ein  Ausweg 
erscheint,  der  schliesslich  durch  das  Recht  selbst  unabweisbar  ge- 
boten ist,  so  geht  es  doch  andererseits  nicht  an,  darin,  wie  es 
merkwürdigerweise  von  Seiten  mancher  Publicisten  in  neuerer  Zeit 
geschehen  ist,  etwas  ganz  Natürliches  und  durchaus  Rechtmässiges 
zu  finden,  indem  sie  einfach  zur  Begründung  ihrer  Ansicht  auch 
hier  auf  das  „freie  Abzugsrecht"  hinwiesen,  das  immer  als  Noth- 
behelf  herhalten  muss,  wenn  die  Theorie  das  Verlangen  in  sich 
fühlt,  sich  selbst  zu  täuschen.  Auch  auf  diesen  Punkt  wird 
weiter  unten,  ebenfalls  bei  Besprechung  der  Gebietscession  und 
ihrer  rechtlichen  Folgen,  noch  eingegangen  werden,  so  dass  hier 
jede  nähere  Ausführung  sich  erübrigt;  aus  Allem  aber,  was  sich 
daselbst  dargethan  findet,  wird  entnommen  werden  können,  dass 
die  Freiheit  des  Einzelnen,  ungehindert  auszuwandern,  noch  lange 
nicht  für  denjenigen,  welcher  davon  keinen  Gebrauch  macht,  die 
Vermuthung  begründen  kann,  als  ob  er  damit  ausdrücklich  seinen 
Willen  kundthue,  das  Bürgerrecht  seines  Aufenthaltsortes  zu  er- 
werben. 

Die  rechtlichen  Folgen  der  Annexion,  soweit  die  Statusver- 
hältnisse der  Bevölkerung  in  Frage  stehen,  kommen  also  aller- 
dings, wenn  man  lediglich  die  Oberfläche  der  Dinge  in  Betracht 
zieht,  auf  ganz  dasselbe  hinaus,  wie  diejenigen  der  Fusion :  aber 
sie  sind,  ihrem  innersten  Wesen  nach,  von  den  letzteren  doch 
himmelweit  verschieden  und  können  denselben  wegen  dieser  rein 
äusseren  Aehnlichkeit  keineswegs  begrifflich  gleichgestellt  werden. 
Die  Fusion  ist  ein  legaler,  die  Eroberung  ein  revolutionärer  Act ; 
und  die  rechtliche  Wirkung  der  ersteren  basirt  daher  auf  dem 


deroDg  bzw.  dem  Aufenthalte  im  Auslande  die  Aofiiahme  einer  Person  in 
einen  andern  Staatsverband  hinzutritt,  hört  die  letztere  auf,  Bürger  des 
nnnectirenden  Staates  zu  sein,  wie  s.  Zt.  auch  von  Preussischen  Gerichten 
anerkannt  worden  ist.    Vgl.  u.  Anm.  9. 
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Principe  der  „Freiheit",  welches  sich  in  dem  EntschlusBe  zweier 
Staaten  äussert,  ihre  Interessen  mit  einander  zu  verschmelzen; 
die  Annexion  aber  basirt  auf  dem  Principe  der  Gewalt,  für  welche 
als  solche,  das  Völkerrecht  überhaupt  keine  Formel  finden  kann 
und  darf,  wenn  es  auch  den  Wirkungen  des  eingetretenen 
Ereignisses   gegenüber   eine   begriffliche   Analyse    bereitzuhalten 

hat*). 

Weit  verschieden  von  der  Fusion  bzw.  der  Annexion  eines 
gesammten  Staates  durch  einen  andern,  erscheinen  begrifflich 
alle  diejenigen  Fälle,  in  welchen  sich  eine  Verschiebung  in  der 
Länderconfiguration  dadurch  vollzieht,  dass  von  dem  Gebiete  eines 
Staates  lediglich  ein  bestimmter  Theil  losgetrennt  wird;  für  alle 
diese  Fälle  —  gleichviel  ob  dabei  der  Uebergang  des  betreffen- 
den Gebietstheiles  an  einen  andern  Staat  stattfindet  oder  nicht 
—  müssen  naturgemäss  gewisse  Grundsätze  übereinstimmend 
massgebend  sein,  nämlich  diejenigen,  nach  welchen  die  Rechtsverhält- 
nisse eines  „Landestheiles",  als  solchen,   im  Gegensatze  zu  den- 


&)  Wesentlich  anders  als  bei  der  Annexion  eines  gesammten  Staates 
durch  einen  andern,  liegen  die  Sachen  bei  der  Annexion  eines  blossen  Ge- 
bietstheiles, denn,  wenn  auch  diese,  ebenso  wie  jene,  f&r  schlechterdings 
ülegal  erklArt  werden  moss,  so  können  und  mOasen  doch  hier  —  der  vollen- 
deten Thatsache  gegenüber,  die  Grundsätze  Platz  greifen,  welche  unten  fttr 
den  Fall  der  „Gebietscession"  näher  entwickelt  worden  sind.   Der  annectirende 
Staat  hat  hier  schlechterdings  keine,  durch  eine  zwingende  Nothlage  Temr- 
sachte  Veranlassung  zu  der  im  Texte  erwähnten  Massen-Zwangsnaturalisa- 
tion,   da   die  Bewohner   des  betr.  Gebietes  nicht  unbedingt  „expatriirt**  er- 
scheinen, sondern  die  Möglichkeit  haben,  das  Bürgerrecht  in  ihrem  alten  Staate 
beizubehalten.    Gerade  in  allen  Fällen  einer  derartigen  Annexion  wird  das 
weitM:  unten  näher  zu  besprechende  Institut  der  Option  ganz  insbesondere 
in  Anwendung  gebracht  und  vomehmhch  jeder  Anschein  vermieden  werden 
müssen,    als   ob   man  in  einer  dem  Wesen   des  Rechtes  widersprechenden 
Weise,  die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Individuen  vergewaltigen  wolle. 
Die  Grundsätze  des  Rechtes  wie  der  Politik  stimmen  hier  auf  merkwürdige 
Art  überein,  und  müssen  den  Eroberer  bewegen,  in  einem  solchen  Falle  jed- 
weden, auch  den  leisesten  Verdacht  eines  Mangels  an  Rücksicht  auf  die  ele- 
mentarsten Forderungen  der  modernen  Weltanschauung  weit  von  sieh  abso- 
weisen.  — 
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jenigen  der  Staaten,  in  ihrer  Totalität,  überhaupt  zu  beurtheilen 
sind.  Diese  Grundsätze  aber  sind  bisher  so  selten  und  so  wenig 
scharf  zum  Gegenstande  der  Untersuchung  gemacht  worden,  dass 
es  unumgänglich  ist,  sie  hier  eingehender  zu  entwickeln,  ehe  die 
Einzelheiten  der  beiden  begrifflichen  Unterarten  besprochen  wer- 
den, um  welche  es  sich  im  Uebrigen  hierbei  handeln  kann. 

Im  Allgemeinen  liegt  es  auf  den  ersten  Blick  nahe,  einen 
Landestheil,  sobald  er  einmal  als  etwas  für  sich  Bestehendes, 
jius  seinem  Zusammenhange  mit  dem  übrigen  Staatsgebiete  Ge- 
trenntes in  Betracht  kommt  —  in  eine  gewisse  Parallele  mit 
diesem  „Staatsgebiete'^,  in  seiner  Totalität  zu  bringen.  M.  a.  W. : 
Man  fragt  sich  unwillkürlich,  ob  nicht  alles  das,  was  für  die 
Beziehungen  der  Menschen  zum  Staatsgebiete  gilt,  auch  für  die 
Beziehungen  gilt,  welche  zwischen  der  Bewohnerschaft  eines  be- 
stimmten Gebietstheiles  und  diesem  letzteren  selbst  bestehen?  — 

Diese  Frage  nun  ist,  um  das  hier  gleich  vornweg  zu  bemer- 
ken, des  Oefteren  ganz  unbedingt  bejaht  worden ;  und  vor  Allem 
ist  es  die  französische  Publicistik,  welche  daraufhin  eine  Theorie 
entwickelt,  deren  Mangelhaftigkeit  höchstens  noch  von  ihrer  Ge- 
fährlichkeit übertroffen  wird. 

Wenn  man  einen  festgefügten  in  sich  abgeschlossenen  Staat 
betrachtet,  so  ergibt  sich  ohne  Weiteres,  dass  hier  die  gesammte 
Bewohnerschaft  des  Landgebietes  —  soweit  derselben  nach  den 
allgemeinen  Bestinmiungen  des  modernen  Staatsrechtes  die 
Staatsbürgerqualität  zukommt  —  zu  einem  einheitlichen  Ganzen 
verbunden  ist,  welches  man  als  solches  „das  Volk"  heisst.  Das 
Volk  ist  im  eigentlichen  staatsrechtlichen  Sinne,  nicht  die  Masse 
aller  atomisch  an  einander  gereihten  Individuen,  sondern  eine 
Körperschaft,  welche  gemäss  der  auf  den  ganzen  Umfang  des  Staats- 
gebietes berechneten  Verfassung,  als  ein  begrifflich  Einheitliches 
oder,  wie  man  sich  auszudrücken  pflegt,  als  ein  selbstständig 
functionirender  Organismus  erscheint.  Fasst  man  nun  aber  nur 
einen   bestimmten  Theil   dieses    Staatsgebietes  ins  Auge,   so  ist 
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klar,  das8  die  Individuen,  welche  dasselbe  bewohnen,  nicht  auch 
etwa  als  „das  Volk''  dieses  Landstriches  erscheinen,  einfach  dar- 
um nicht,  weil  es  keine  Verfassung  gibt,  welche  sich  auf  diesen 
Landstrich  beschränkt;  selbst,  wenn  man  gewisse  Landstriche 
nimmt,  welche  nach  den  Gesetzen  des  Staates  „Selbstyerwaltungs- 
bezirke"  bilden,  kann  man  nicht  von  einem  „Volke"  derselben 
reden,  denn  das  Recht  der  Selbstverwaltungsbezirke  ist  der  rich- 
tigen Ansicht  nach  nichts  in  sich  Begründetes,  nichts  Originäres, 
sondern  lediglich  abgeleitet  von  den  Competenzen  der  souveränen, 
für  den  gesammten  Staat  berechneten  Regierung,  welche  nur 
aus  Zweckmässigkeitsrücksichten,  precario,  einen  Theil  ihrer  Com- 
petenzen für  einen  genau  begrenzten  Landstrich  auf  den  betreffenden 
Selbstverwaltungskörper  überträgt.  Die  Individuen  also,  welche 
einen  bestimmten  Landstrich  bewohnen,  sind,  als  solche,  nimmer- 
mehr ein  „Volk" ;  sondern  immer  nur  die  „Bewohnerschaft",  die  „Be- 
völkerung" desselben;  und,  wer  daher  jene  oben  gedachte  Frage 
bejaht,  d.  h.  annimmt,  dass  die  „Bevölkerung"  über  den  von  ihr 
bewohnten  Landstrich  ganz  das  nämliche  Recht  habe,  wie  da> 
Volk  an  dem  Staatsgebiete,  —  der  gelangt  damit  ganz  von  selbst 
zur  Construction  eines  „Bevölkerungsrechts",  das  man  freilich 
bisher  nur  sehr  selten  erkannt,  aber  doch  schon  des  Oefteren 
gleichsam  instinctiv  geltend  gemacht  hat  und  das  zweifellos  noch 
eine  grosse  Rolle  für  die  politische  Ausgestaltung  Europas  spie- 
len dürfte. 

Wenn  nun,  wie  gesagt,  vornehmlich  die  französische  Wissen- 
schaft sich  anschickt,  eine  Theorie  des  Bevölkerungsrechtes  her- 
auszubilden, so  würde  man  ihr  Unrecht  thun,  darin,  wie  es  ja 
naheliegt,  lediglich  eineBethätigung  selbstsüchtiger  Bestrebungen 
zu  erblicken,  deren  Ziel  darauf  gerichtet  wäre,  gewissen,  von  an- 
derer Seite  her  bestrittenen  Forderungen  Frankreichs,  einen  for- 
mellen Rechtstitel  zu  Grunde  zu  legen ;  vielmehr  ist  das  Bevöl- 
kerungsrecht ein  Axiom,  das  thatsächlich  mit  der  ganzen  fran- 
zösischen Rechtsanschauung  auf  das  Engste  verknüpft  ist,  denn 
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es  folgt  naturgemäss  aus  denjenigen  Grundsätzen,  zu  welchen 
man  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  mit  der  Proclamirung 
des  abstracten  Yemunftrechtes  ganz  von  selbst  gelangte  und  von 
dem  man  sich  bisher  noch  nicht  im  Geringsten  hat  losmachen 
können.  Die  eigentliche  Grundlage  des  „Bevölkerungsrechtes^' 
war  enthalten  in  der  famosen  „Erklärung  der  Menschenrechte^^ 
aus  der  sich  dann  ganz  von  selbst  die  Lehre  von  dem  „Selbst- 
regienmgsrechte"  der  Völker  entwickelte.  Dies  „Selbstregierungs- 
recht" aber  ist,  genauer  zugesehen,  ein  Widersinn,  denn  kein 
Volk  vermag  in  Wahrheit  sich  selbst  zu  regieren. 

Man  kann  ja  allerdings  das  Wort  „Volk"  in  verschiedenem 
Sinne  fassen  und  darunter  einerseits  die  Bevölkerung  eines  Staa- 
tes, d.  h.  die,  wie  schon  einmal  gesagt,  atomisch  an  einander 
gereihte  Masse  der  Individuen  verstehen,  welchen  staatsbürger- 
liche Qualität  zukommt,  und  andererseits  das  durch  eine  be- 
stimmte, sei  es  geschriebene  oder  ungeschriebene  Verfassung  or- 
ganisirte  „Volk"  begreifen,  so  dass  man  dann  von  einer  Regierung  des 
Volkes,  in  diesem  letzten  Sinne,  über  dasjenige  im  erstgedachten 
Sinne,  reden  könnte;  aber  ein  Reflexivverhältniss,  wie  es  be- 
stehen müsste,  wenn  in  Wahrheit  jemals  sollte  behauptet  werden 
können,  dass  ein  Volk  sich  selbst  regiert,  dass  also  Subject  und 
Object  der  Regierung  schlechterdings  identisch  sind  —  gibt  es 
nicht  und  kann  es  nicht  geben.  Es  sind  immer  und  unter  allen 
Umständen  nur  bestimmte  Elemente  der  Bevölkerung,  welche 
auf  eine  genau  vorgezeichnete  Art  mit  einander  zusammenwir- 
kend, das  Volk  regieren  können.  .  .  . 

Diese  Wahrheit  ist  so  einfach  und  so  zwingend,  dass  sich 
darüber  auch  die  Schule  des  Vemunftrechtes  gar  nicht  hinwegzu- 
setzen vermochte,  so  emphatisch  sie  auch  behauptete,  das  thun 
zu  wollen  und  thun  zu  können. 

Die  Vorschriften,  welche  unerlässlich  sind,  um  überhaupt  das 
Zusammenwirken  der  verschiedenen  zur  Regierung  des  Volkes  be- 
rufenen  Elemente   zu    ermöglichen,   heisst   man  die   Verfassung 
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eines  Staates;  ohne  die  jeweilig  in  einem  concreten  Staate  gel- 
tende positive  Verfassung,  ist  daher  das  Volk  ein  politischen 
Chaos;  das  Vernunftrecht  aher  wollte  das  nicht  gelten  lassen: 
man  lehrte  vielmehr,  dass  jedes  Volk  sich  seine  Verfassung  selbst 
gegeben  habe  und  darum  auch  jederzeit  im  Stande  sei,  dieselbe 
aufzuheben  und  zu  ändern;  man  glaubte  also,  dass  jederzeit  die 
jeweilige  Organisation  des  Volkes  über  den  Haufen  geworfen 
werden  könne  —  durch  wen  ?  .  .  .  durch  das  Volk  im  Sinne  der 
Bevölkerung.  Das  war  die  Theorie,  aber  diese  ging  und  geht 
ganz  von  selbst  in  die  Brüche.  .  .  .  Das  Recht  der  Bevölker- 
ung nämlich,  sollte  durch  die  sogenannten  „Plebiscite"^  zum 
Ausdrucke  gelangen,  aber  in  diesen  „Plebisciten^^  zeigte  sich  ja 
doch  auch  sofort  wieder  eine  „Organisation'^  deren  eben  keine 
Mehrheit  von  Menschen  entbehren  kann,  wenn  sie  überhaupt  in 
politische  Action  treten  soll.  Man  Hess  die  männlichen  Indivi- 
duen eines  Staates,  bis  zu  einer  bestimmten  Altersgrenze,  ab- 
stimmen und  das,  was  die  einfache  Majorität  derselben  votirte 
—  war  „das  Recht."  —  Das  ist  das  ganze  Geheimniss  der  ver- 
nunftrechtlichen  Schule:  fürwahr  ein  sehr  trauriges  und  dürfti- 
ges. In  Wahrheit  kommt  die  ganze  Sache  darauf  hinaus,  dass 
über  jeder  concreten  Staatsverfassung  nicht  —  wie  man  fälsch- 
lich behauptete  —  das  „Volk"  steht,  d.  h.  derjenige  Factor,  über 
welchen  der  nach  der  concreten  Verfassung  berufene  Träger 
der  Regierung  herrscht,  sondern  eine  andere,  auf  breiterer  Grund- 
lage ruhende,  vemunftrechtliche  Verfassung,  auf  Grund  derer 
die  concrete  Verfassung  beseitigt  werden  kann  und  muss,  s<h 
bald  diese  aufhört  in  dem  Sinne  zu  functioniren,  welcher  durch 
die  naturrechtliche  Verfassung  zur  Bethätigung  gelangen  würde, 
wenn  diese  in  Geltung  wäre.  .  .  . 

Was  aber  heisst  das  überhaupt  eine  „vemunftrechtliche  Ver- 


6)  Vgl.  Stoebk,  Option  und  Plebiscit  bei  Eroberungen  und  Gebieta- 
cessionen  (Leipzig  1879)  und  die  treffliche,  daselbst  gegebene  Zusammenstell- 
ung der  einschlftgigen  Quellen. 
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fassongV'^  Das  Yemunftrecht  ist  ein  Recht,  das  nirgends  gilt, 
und  seinem  innersten  begrifflichen  Wesen  nach  auch  nirgends 
gelten  kann.  .  .  .  Die  „Vernunft"  ist  die  geistige  Thätigkeit 
des  einzehien  Menschen;  und  jeder  Einzelne  hat  daher  seine 
eigene  Vernunft  und  legt  sich  sein  eigenes  „Vemunftrecht"  zu- 
sammen. Erst,  wenn  in  der  bei  Weitem  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  urtheilsfähigen  Menschen  sich  dieses  „Vemunftrecht" 
in  gleicher,  übereinstimmender  Weise  construirt,  setzen  sich,  der 
geschichtlichen  Erfahrung  nach,  die  einschlägigen  Ideen  in  die 
Praxis  um,  in  einem  bestimmten  „positiven"  Rechte.  Wenn  die- 
ses „positive"  Recht  sich  überlebt,  wenn  es  nicht  versteht,  sich 
(lern  an  sich  unfassbaren,  unfixirbaren  Vernunftrechte,  d.  h. 
der  allgemeinen,  dauernd  nach  gewisser  Richtung  hin  thätigen 
Teberzeugung  der  Kulturmenschheit  gemäss  zu  regeneriren,  dann 
zerfällt  es  in  sich:  dann  entsteht  eine  Revolution,  als  deren 
wahrer  Grund  die  Macht  der  Verhältnisse  erscheint,  welche  sich, 
da  ihnen  eben  die  Beihilfe  des  Rechtes  fehlt,  auf  gewaltsame 
Weise  zum  Ausdrucke  bringen  so  lange  —  bis  sie  ihrerseits 
eine  formelle  Anerkennung  durch  das  Recht  finden.  — 

Das  positive  Recht  kann  also  immer  nur  durch  die  „Revo- 
lution" beseitigt  werden;  und  alles  Vemunftrecht,  soweit  es  sich 
l)efugt  glaubt,  sich  jederzeit  an  die  Stelle  des  positiven  Rechtes 
setzen  zu  können,  ist  darum  „Revolution";  die  blosse  Gewalt: 
das  ergibt  sich  aus  der  „Praxis"  des  Vemunftrechtes  selbst  am 
Deutlichsten,  denn  wie  kommt  dieses  dazu,  über  die  Träger  der 
jeweiligen  Regierung  gerade  ein  Plebiscit  in  der  Weise  anzu- 
rufen, wie  dasselbe  nach  der  französischen  Theorie  bisher  regel- 
mässig beliebt  wurde?  .  .  .  Das  Princip  der  Majorität  kann 
Nehr  wohl  in  einer  durchaus  dem  Wesen  der  Sache  entsprechen- 
<len  Weise  als  Grundlage  für  die  Regierung  eines  Kulturstaates 
Verwerthung  finden,  wenn  es  mit  gewissen  Modificationen  aner- 
kannt wird,  wie  sie  in  den  modernen  Staatsverfassungen  enthal- 
ten zu  sein  pflegen;   aber  wo  liegt  an  sich  auch  nur  der  Schim- 
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mer  eines  vernünftigen  Grundes  darin,  die  Minorität  einfach 
unter  das  Gebot  der  Majorität  zu  stellen?  Die  Majorität  ist  die 
„Gewalt"  auf  Grund  eines  mathematischen  Rechenexempels;  und 
es  bleibt  eine  ewige  Satyre  auf  den  gesunden  Menschenverstand 
da^s  gerade  diejenigen,  welche  niemals  „Gewalt"  vor  Recht  woll- 
ten gehen  lassen,  das  Aushülfsmittel  der  Majorität  als  das  un- 
trüglichste Schutzmittel  für  Freiheit  und  Gleichheit  erfanden. 
.  .  .  Aber  das  Vernunftrecht  erscheint  auch  noch  insofern  durcli- 
löchert,  als  es  doch  eben  ganz  beliebig  bestimmte  Individuen 
aus  der  Bevölkerung  heraus  hebt,  welche  überhaupt  nur  „berech- 
tigt" sein  sollen,  an  einem  Plebiscite  theilzunehmen ;  und  gerade 
dieser  Umstand  muss  der  ganzen  hier  besprochenen  Anschauung 
gegenwärtig  besonders  gefährlich  werden.  —  Namentlich  die 
sehr  thatkräftigen  Bestrebungen  mit  Bezug  auf  die  Emanci- 
pation  der  Frauen  spielen  sehr  erheblich  hier  hinein.  Warum 
soll  den  Frauen  grundsätzlich  die  Theilnahme  an  einem  Plebis- 
cit  versagt  werden,  nachdem  sie  doch  schon  nach  dem  positiven 
Rechte  sehr  vieler  Kulturstaaten  active  staatsbürgerliche  Rechte 
ausüben?! 

Man  würde*es  auch  unbedingt  thatsächlich  erleben,  dass  den 
Frauen  bei  einem  zukünftigen  Plebiscite  ein  Votum  zugestanden 
werden  würde,  wenn  ein  solches  einmal  wieder  von  den  Anhängern 
des  Vemunftrechtes  in  Scene  gesetzt  würde,  als  welche  jetzt  vor- 
nehmlich die  Socialdemokraten  erscheinen.  Und  weiter :  warum 
sollte  heutzutage  an  derjenigen  Altersgrenze  festgehalten  wer- 
den, welche  etwa  vor  hundert  Jahren  bei  den  Plebisciten  beliebt 
wurde,  da  inzwischen  doch  sicher  die  allgemeine  Bildung  erheb- 
lich gewachsen  ist?!  .  .  .  Bedenkt  man  das  Alles,  so  muss  man 
einsehen,  dass  es  heutzutage  nur  Eine,  in  sich  wahrhaft  conse- 
quente  Richtung  gibt,  welche  ein  „Bevölkerungsrecht"  anerkennt; 
nämlich  den  „Anarchismus".  Schon  der  Name  dieser  erquicken- 
den politischen  Secte  bezeugt  es,  dass  sie  unerschrocken  als  ,,ober- 
stes  Gesetz"  die  Gesetzlosigkeit  erklärt.    .   .    .    Der  Anarchismus 
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ist  daher  auch  der  einzig  berufene  Vertreter  des  „Bevölkerungs- 
rechtes"; aber  auch  er  kann  vernünftigerweise  nicht  bei  der  „Ple- 
biscittheorie"  stehen  bleiben,  da  diese  letztere,  wie  gezeigt  wurde, 
eben  doch  nicht  die  völlige  „Organisationslosigkeit"  bedeutet.  — 
Das  Dynamit  ist  die  Quelle  allen  Rechtes ;  jeder  hat  nur  für 
sich  selbst  zu  leben  und  zu  sehen,  wie  er  am  besten  auf  Kosten 
der  anderen   durchkommt.    Wäre   es  möglich,  dass  eine  solche 
Carricatur  allen  vernünftigen  Denkens  überhaupt  die  ernste  Be- 
achtung fände,  welche  sie  heutzutage  auf  sich  lenkt,  wenn  nicht 
schliesslich  die  Kulturwelt  an  einer  anderen  Stelle,  nämlich  im 
internationalen  Verkehre  selbst  ganz  genau  eben  der  Lehre  des 
Anarchismus  thatsächlich  huldigte?!    Sei  dem  jedoch,    wie  ihm 
wolle,  die  Theorie  des  Bevölkerungsrechtes,  dass  jederzeit  durch 
ein  „Plebiscit"  die  jeweilige  Ordnung  der  Dinge  in  einem  Kultur- 
staate zerstört  oder  geändert  werden  könne,  ist  und  bleibt  eine 
verfehlte,  in  sich  begriffswidrige.  Das  „Plebiscit"  entspricht  über- 
haupt nicht  denjenigen  Anforderungen,  welche  consequenterweise 
nach  der  ihm  zu  Grunde  liegenden  falschen  Theorie   zu   stellen 
sind,  und  noch  viel  weniger   der  richtigen  Theorie    von  Wesen 
und  Ursprung  allen  Rechtes;  jedes  Plebiscit  ist  darum  auch  in 
Wahrheit  gar  nichts  anderes  als  eine  politische  Comödie,  welche 
freilich,  so  belustigend  sie  auch  erscheint,  doch  andererseits  zeit- 
weise durch    die  Verhältnisse    geradezu    herausgefordert   wurde, 
nämlich  durch  den  dauernden  Wechsel  der  Regierungsform.  Wenn 
bald  eine  rothe  Republik,    bald  ein    legitimes  Königthum,   mit 
den   verknöchertesten  Principien  eines  für  alle  Zeiten  abgestor- 
t>enen  Feudalismus,  bald  ein  demokratisches  Königthum,  bald  eine 
vollendete  Dictatur  —  wenn  auch  mit  manchem,  den  Kern  der  Sache 
verdeckenden  Beiwerke  —  und  schliesslich  auch  eine  „conservative" 
Republik  dauernd  einander  ablösen,  so  erscheint  allerdings  das 
Volk,  ohne  irgend  eine   dieser  Organisationen  gedacht,  als  der 
einzig  feste  Punkt  in  der  Erscheinungen  Flucht,  von  dem  aus 
diese   letzteren  schliesslich   zu  dirigiren  sind;  und  man  gelangt 
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daraufhin  sehr  leicht  dazu,  das  Volk  —  eben  losgelöst  von  jeder 
concreten  verfassungsrechtlichen  Form  — ,  mit  a.  W.  den  Willen 
der  „BeTÖlkerung^^  als  die  eigentliche  Quelle  allen  BechteB  zu 
betrachten,  und  sich  ein  ganz  willkürliches  Schema  zurechtzulegen, 
mittelst  dessen  man  wähnt,  den  Willen  der  Bevölkerung  fest- 
stellen zu  können. 

Es  braucht  hier  nicht  lange  auseinandergesetzt  zu  werden, 
dass  dieses  „Bevölkerungsrecht"  nicht  etwa,  wie  die  Franzosen 
meinen,  der  prägnanteste  Ausdruck  für  die  wahre  politische  Frei- 
heit, vielmehr  eine  geradezu  grundsätzliche  Vorbereitung  auf  die 
unumschränkte  Dictatur  einer  einzelnen  Persönlichkeit  ist ;  denn 
die  „Bevölkerung",  da  sie  doch  eben  als  solche  organisirt  ist. 
tritt  niemals  von  selbst  in  Action,  sondern  immer  erst  auf  einen 
Anstoss  von  aussen  her;  es  muss  immer  eine  treibende  Kraft  vor- 
handen sein,  welche,  mit  den  Zuständen  des  positiv  geltenden 
Rechtes  unzufrieden,  an  die  „Bevölkerung"  appellirt  und  ein 
Plebiscit  in  Scene  setzt ;  also  in  Wahrheit  ist,  trotz  aller  schönen 
Redensarten,  nicht  die  „Bevölkerung",  sondern  derjenige,  welcher 
als  Drahtzieher  hinter  ihr  steht,  der  wahre  „Meister  der  verfas- 
sungsmässig berufenen  Regierung";  und  es  ist  daher  nur  allzu 
erklärlich,  dass,  wie  es  ausnahmslos  zugetroffen  ist,  jedesmal, 
wenn  die  „Bevölkerung"  gesprochen  hatte,  nicht  etwa  eine  Periode 
der  Freiheit  und  Gleichheit  anbrach,  in  welcher  die  „ewig  un- 
verjährbaren Menschenrechte"  ein  allen  Angriffen  trotzendes  Boll- 
werk fanden,  sondern  das  Regiment  politischer  Abenteurer,  wel- 
chen durch  das  Plebiscit  der  Weg  zur  Macht  in  bequemster  Weise 
freigelegt  worden  war. 

Aber  auch,  wenn  dem  nicht  so  wäre,  d.  h.  wenn  wirklich 
das  „Bevölkerungsrecht"  immer  und  unter  allen  Umständen  die- 
jenige politische  Wirkung  hätte,  welche  man  davon  zu  erwar- 
ten pflegte  —  so  wäre  es  trotzdem  ein  juristisches  Unding. 
mit  welchem  weder  auf  staatsrechtlichem  noch  völkerrechtlichem 
Gebiete  gerechnet  werden  darf;  und,  wenn  das  richtig  ist,  dann 
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muss  auch  allenthalben,  da,  wo  es  sich  um  das  politische  Schick- 
sal, den  Status  eines  bestimmten  Landestheiles  in  völkerrecht- 
licher Hinsicht  handelt,  zunächst  und  prima  facie  nur  das  Ge- 
biet, als  solches,  als  Sache  in  Betracht  kommen,  weil  es  eben 
kein  „Volk",  sondern  nur  eine  „Bevölkerung"  desselben  und  kein 
in  sich  bestehendes  „Recht"  der  letzteren  gibt.  Das  Völkerrecht 
ist  der  gerade  Gegensatz  zum  „Bevölkerungsrechte";  und  die 
Uebertragung  der  Plebiscittheorie  auf  Gebietsannexionen  oder 
Cessionen,  bei  denen  man  daraufhin  eine  Abstimmung  der  Be- 
völkerung für  unerlässlich  erklärte,  ist  an  sich  ebenso  widersinnig, 
wie  die  ganze  Theorie  selber.  — 

Nachdem  diese  allgemeinen  Grundsätze  entwickelt  worden 
sind,  welche  sich,  ganz  objectiv  betrachtet,  aus  dem  Wesen  der 
Sache  ergeben,  wird  es  nun  nicht  schwer  fallen,  festzustellen, 
was  in  den  verschiedenen  einzelnen  Fällen  zu  gelten  hat,  in  denen 
eine  Verschiebung  der  Länderconfiguration  dadurch  stattfindet, 
dass  der  internationale  Status  eines  bisher  der  Souveränetät  eines 
bestimmten  Staates  zugehörigen  Landestheils  eine  Aenderung  er- 
fährt. — 

Es  kann  das,  wie  schon  oben  gesagt,  zunächst  stattfinden 
durch  eine  blosse  Absonderung  dieses  Landestheils  von  dem  be- 
treffenden Staate,  durch  eine  „Separation",  auf  Grund  deren  das 
fragliche  Gebiet  zu  selbstständiger  politischer  Existenz  gelangt; 
und  dieser  Vorgang  wieder  ist  in  sich  auf  zweierlei  Art  möglich, 
indem  nämlich  diese  Separation  sich  vollziehen  kann  entweder 
auf  Grund  eines  Entschlusses,  welcher  von  der  Regierui^  des  be- 
treffenden Staates  selbst  gefasst  wird,  oder  gegen  den  Willen 
dieser  Regierung. 

Die  Separation  eines  Landestheiles  von  dem  Gebiete  eines 
Staates  auf  Grund  eines  flntschlusses,  welchen  die  Regierung  des 
betreffenden  Staates  fasst,  wird  man  treffend  als  „Dereliction" 
bezeichnen  können;  diese  aber  ist  ein  durchaus  legaler  Act,  denn 
nach  jeder  modernen  Staatsverfassung  muss  es  Factoren  geben, 
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welche  über  die  Grenzen  des  Staatsgebietes  zu  entscheiden  hal)en, 
und  die  darum  zuständig  sind  nicht  nur  über  eine  Erweiterung, 
sondern  auch  über  eine  Einschränkung  des  Gebietes  zu  beschlies- 
sen;  die  Üereliction  aber  ist,  begrifflich,  nichts  anderes  als  eine 
derartige  Einscliränkung.  — 

Thatsächlich  sind  Derelictionen,  in  dem  gedachten  Sinne, 
innerhalb  der  KuHurwelt  kaum  zu  erwarten,  denn  die  praktische 
Staatskunst  steht  auf  dem  Standpunkte,  eine  möglichst  grosse 
Ausdehnung  des  Staatsgebietes  grundsätzlich,  wenn  nicht  für 
einen  materiellen  Vortheil,  so  doch  für  eine  „Ehrensache",  d.  h. 
einen  Begriff  anzusehen,  der  freilich  mitunter  wenig  Fassbares 
bietet,  aber  doch  darum  nicht  minder  eingreifend  und  nachhal- 
tig wirkt,  und  ist  jedenfalls  immer  geneigt,  in  dem  Verzichte 
auf  die  Souveränetät  über  ein  bestimmtes  Gebiet  ein  untrüg- 
liches Anzeichen  für  den  Mangel  an  Lebensfähigkeit  des  betref- 
fenden Staates  zu  finden.  Immerhin  ist  eine  Dereliction  ziem- 
lich häufig  mit  Bezug  auf  coloniale  Gebiete;  und  ebenso  wenig 
unstatthaft  wie  sie  in  dieser  Hinsicht  erscheint,  ist  sie  es  gegen- 
über Landestheilen,  welche,  wie  man  sich  regelmässig,  aber  durch- 
aus nicht  ganz  geschickt  auszudrücken  beliebt,  zum  „unmittel- 
baren Staatsgebiete"  gehören,  denn  solche  Landfsstheile  und  Colo- 
nien  stehen,  der  richtigen  Ansicht  nach,  in  ganz  gleichem  staats- 
rechtlichen Verhältnisse,  wenn  auch  die  Organisation  beider  in 
den  meisten  Fällen  eine  verschiedene  sein  wird.  — 

Die  Einwendungen,  welche  man  gegen  die  Zulässigkeit  der 
Dereliction  erhoben  hat,  gehen  zunächst  darauf  hinaus,  dass  es 
nicht  angängig  sei,  irgend  ein  Stück  der  Kulturwelt  ohne  staat- 
liche Organisation  zu  belassen;  dieser  Gedanke  ist  an  sich  durch- 
aus richtig,  aber  führt  doch  nur  dazu,  die  Nothwendigkeit  an- 
zuerkennen, dass  auf  jedem  derelinquirten  Gebiete  sofort  eine 
neue  staatliche  Organisation  Platz  greifen  muss,  sobald  es  aus 
seinem  bisherigen  Staatsverbande  ausscheidet;  nicht  aber  dazu, 
die  Dereliction   an   sich  als  einen  Widerspruch   gegen  die  geläu- 
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terten,  modernen  Rechtsanschauungen  anzusehen.  In  der  That: 
das  ganze  Problem  bietet  insofern  keine  begrifflichen  Schwierig- 
keiten; eine  solche  kann  aber  entstehen  durch  die  Frage,  ob  es 
zu  einer  derartigen  Dereliction  der  Genehmigung  durch  die  Be- 
völkerung des  zu  derelinquirenden  Gebietes  bedürfe?  —  Diese 
Frage  jedoch  ist  unbedingt  zu  verneinen,  denn  sie  würde  bejaht 
werden  können  überhaupt  nur,  wenn  es  ein  „Bevölkerungsrecht" 
gäbe ;  da  ein  solches  aber,  wie  zur  Genüge  erwiesen  worden  sein 
dürfte,  schon  überhaupt  nicht  einmal  für  einen  Kulturstaat  in 
seiner  Gesammtheit  anerkannt  werden  kann,  so  noch  viel  weniger 
für  einen  bestimmten  Theil  desselben.  Ein  Widerspruch  der  Bevölke- 
rung würde  sich  immer  qualificiren  müssen  als  ein  rein  staatsrecht- 
licher Act  und  die  Bevölkerung  eines  „Gebietstheils"  ist  eben, 
als  solche,  keine  staatsrechtlich  organisirte  Gemeinschaft.  Uebri- 
gens  aber  wäre  es  auch  schon  sehr  schwer,  gerade  bei  einer  in 
Aussicht  genommenen  Dereliction  genau  diese  „Bevölkerung"  an 
sich  oder  doch  zu  bestimmen,  wer  dazu  gerechnet  werden  müsse.  Man 
hat  stellenweise  gemeint,  diejenigen  darunter  begreifen  zu  sollen, 
welche  daselbst  im  juristisch-technischen  Sinne  ihren  Wohnsitz 
haben,  allein  das  ist  im  Wesentlichen  ein  rein  privatrechtlicher 
Begriff,  während  es  sich  bei  der  Dereliction  um  einen  Act  han- 
delt, welcher  als  Ausfluss  der  staatlichen  potestas  aufzufassen 
Lst;  und  eben  darum  kann  man  auch  nicht  etwa  diejenigen  als 
Bevölkerung  ansehen,  welchen  das  Eigenthum  an  dem  Grund 
und  Boden  gehört,  denn  das  blosse  private  Eigenthumsrecht 
gibt  selbstverständlich  den  Eigenthümem  keine  Befugniss,  über 
den  völkerrechtlichen  Status  des  gesammten  Gebietes  zu  verfü- 
gen, das  übrigens  auch  zum  Theile  gar  nicht  nur  aus  Grund- 
stücken, welche  einzelnen  privaten  Rechtssubjecten  gehören,  son- 
dern auch  aus  solchen  bestehen  wird,  über  welche  dem  Staate 
oder  einer  öffentlichen  Körperschaft  das  dominium  zusteht.  Wie 
immer  man  also  auch  die  Sache  drehen  und  wenden  mag, 
man  wird  unbedingt  dazu  gelangen,   dass  ein  Widerspruch  „der 
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auf  dem  zu  derelinquirenden  Gebiete  ansässigen  Bevölkerung^^ 
die  Dereliction  nicht  aufhalten  kann,  weil  es  eben  einen  sol- 
chen öfiFentlich-rechtlich  wirksamen  Widerspruch  überhaupt  gar 
nicht  gibt. 

Die  Dereliction  bezieht  sich  also  immer  nur  auf  ein  bestimm- 
tes Gebiet,  als  solches;  und  die  Rechtsverhältnisse  der  in  Be- 
tracht kommenden  Bevölkerung  ergeben  sich  erst  mittelbar  aus 
denjenigen  des  Gebietes  selbst.  Der  Beschluss  zur  Dereliction, 
welcher  in  der  verfassungsmässig  vorgeschriebenen  Weise  von 
der  Regierung  des  derelinquirenden  Staates  gefasst  wird,  betrifft 
überhaupt  nicht  unmittelbar  die  in  dem  betreffenden  Ge- 
biete wohnhaften  oder  begüterten  Individuen;  dieselbe  spielen 
dabei  nur  eine  secundäre  Rolle,  wenn  es  auch  ohne  Weiteres 
klar  werden  muss,  dass  eine  allgemeine  Theorie  erforderlich 
wird,  nach  welcher  die  Rechtsverhältnisse  der  Bevölkerung  zu 
bestimmen  sind.  Diese  Theorie  wird  jedoch  besser  erst  später 
entwickelt,  nachdem  noch  die  übrigen  hier  in  Betracht  zu  ziehen- 
den Fälle  erörtert  worden  sein  werden,  weil  sie  sich  in  dieser 
Verbindung  leichter  und  verständlicher  begründen  lässt,  als 
hier.  — 

Das  Gegenstück  zur  Dereliction  ist  die  Separation  eines 
Landestheils  von  dem  Staatsgebiete,  welche  sich  ohne  oder  gegen 
die  Zustimmung  der  Regierung  vollzieht:  „die  Secession". 

Man  spricht  vielfach  von  Secession  in  solchen  Fällen,  in 
welchen  es  sich  um  die  Lostrennung  eines  politischen  Gemein- 
wesens von  einem  grösseren,  auf  staatsrechtlicher  Grundlage  ruhen- 
den Verbände  mehrerer  derartiger  Gemeinwesen  d.  h.  aus  dem 
Verbände  eines  zusammengesetzten  Staates  handelt  Besonders 
bekannt  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Secession,  durch  welche  im  An- 
fange der  sechziger  Jahre  die  Südstaaten  der  Nordamerikanischen 
Union  ihre  Verbindung  mit  den  Nordstaaten  zu  lösen  versuchten 
und  die  daim  zu  dem  grossen  Bürgerkriege  führte. 
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Allein  es  handelt  sich  hier  nicht  um  die  Secession  aus  einem 
derartigen  Staatsrerbande,  dessen  juristischer  Charakter  in  jedem 
einzelnen  Falle  ein  sehr  yersehiedener  zu  sein  pflegt,  so  dass  hier 
das  „Secessionsrecht"  immer  nach  ganz  besonderen  Gesichtspunkten 
beurtheilt  werden  muss,  sondern  lediglich  um  die  Secession  eines 
bestimmten  Landestheiles  aus  einem  streng  in  sich  geschlosseneu 
völligen  Einheitsstaate. 

Nach  allem  bisher  Vorgetragenen  aber  muss  sich  ergeben^ 
dass  ein  Secessionsrecht ,  d.  h.  ein  Recht,  ohne  oder  gegen  den 
Willen  des  Gesanmitstaates,  aus  diesem  letzteren  sich  loszulösen, 
unter  keinen  Umständen  anerkannt  werden  darf.  Um  das  zu 
verstehen,  braucht  man  sich  wirklich  nur  die  Consequenzen  zu 
vergegenwärtigen,  zu  welchen  man  gelangen  müsste,  wenn  man 
ein  derartiges  Recht  zugestehen  wollte.  Es  wäre  alsdann  ver- 
nünftigerweise jeder  beliebigen  Anzahl  von  Personen  dieses  Se- 
cessionsrecht zu  gewähren,  welche  etwa  zufällig  neben  einander 
iliren  Wohnsitz  haben  oder  Eigenthümer  neben  einander  liegender 
Grundstücke  sind;  nach  einer  solchen  Theorie  könnte  unschwer 
jeder  Quadratkilometer  Landes  einzeln  von  dem  Staate  getrennt 
werden,  sobald  nur  hinsichtlich  desselben  die  gedachten  Voraus- 
set^ningen  zuträfen;  und  wenn  man  dies  etwa  als  einen  Ausfluss 
eines  übermässig  spitzfindigen  Sophismus  hinstellen  wollte,  welcher 
für  die  praktische  Staatskunst  nicht  in  Anwendung  zu  bringen 
sei,  so  ist  doch  dem  gegenüber  einfach  darauf  hinzuweisen,  dass 
es  gar  nicht  möglich  ist,  eine  ganz  bestimmte  Grenze  nach  unten 
zu  ziehen,  d.  h.  vielleicht  einen  Minimalflächeninhalt  festzusetzen, 
auf  welchen  das  Secessionsrecht  zu  beschränken  wäre.  Würde 
man  ein  solches,  gleichviel  in  welcher  äusseren  mathematischen 
Beschränkung  überhaupt  anerkennen,  so  wäre  damit  die  beliebige 
Auflöslichkeit  jedes  Staates  möglich  und  den  öffentlich-rechtlichen 
Verhältnissen  eine  so  schwankende  Grundlage  gegeben,  dass  über- 
haupt alle  geordneten  Zustände  in  Frage  gestellt  erschienen. 

Die  Secession  ist  also  immer  ein  illegaler  Act,  sie  bedeutet 

15» 
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nichts  anderes  als  den  Zerfall  eines  Staates;  wenn  und  wo  Hie 
sich  vollzieht,  da  ist  in  dem  Äugenblicke,  da  sie  eintritt,  die 
Regierung  des  Staates  ihrer  Souveränetät,  wenigstens  über  das 
secedirende  Gebiet,  entkleidet,  und  dieses  letztere  erscheint  im  Augen- 
blicke der  Secession  als  ein  unorganisirtes  Territorium,  auf  wel- 
chem nunmehr  ein  neuer  Staat  sich  zu  bilden  hat.  Die  Secession 
ist  also  ein  Vorgang,  für  welchen  sich  nun  und  nimmermehr  eine 
formelle,  aus  dem  Rechte  des  Staates  selbst  herzuleitende  Con- 
struction  ermöglichen  lässt ;  sie  ist  lediglich  ein  historischer  Act, 
der,  vom  Standpunkte  des  formellen  Rechtes  her,  immer  als  re- 
volutionär erscheint.  Wo  er  sich  vollzieht,  ist  er  lediglich  ein 
Beweis  für  den  Mangel  an  politischer  Lebensfähigkeit  eines 
Staates  in  seiner  bisherigen  räumlichen  Ausdehnung,  aber  nichts, 
was  in  der  Verfassung  eines  Kulturstaates  von  vornherein  vor- 
gesehen werden  könnte  und  dürfte,  da  jede  Verfassung  selbst- 
verständlich die  Lebensfähigkeit  des  Staates,  für  welchen  sie  gilt, 
zur  Voraussetzung  hat. 

Trotzdem  die  ganze  Sache  so  ungemein  klar  liegt,  kann  man 
sich  aber  darauf  gefasst  machen,  gelegentlich  den  Versuch  einer 
derartigen  Secession  an  verschiedenen  Stellen  Europas  unter  dem 
Vorwande  in  Scene  gesetzt  zu  sehen,  dass  es  für  gewisse  Theile 
der  Bürgerschaft,  namentlich  aus  Gründen  der  Nationalität  —  ein 
unantastbares  „Recht  der  Secession"  gebe.  Das  Belustigendste 
dabei  wird  sein,  dass  , derartige  Versuche,  für  welche  sich  die 
Welt  bei  der  historischen  Schule  mit  ihrer  extremen  Hervor- 
kehrung des  Nationalitätsprincips  würde  zu  bedanken  haben, 
dann  begründet  werden  würden  mit  der  herrlichsten  Errungen- 
schaft des  revolutionären  Vemunftrechtes ,  dem  Bevölkerungs- 
rechte, da  das  „Recht  der  Secession"  auch  nichts  anderes  ist  als 
eine  besondere  Erscheinungsform  dieses  Bevölkerungsrechtes,  das 
freilich  keinesweges  für  derartige  Eventualitäten  erfunden  worden 
ist,  aber  dabei  trotzdem  sehr  erspriessliche  Dienste  leisten  könnte. 

Uebrigens  aber  ist  bei  einer  „Secession"  durchaus  nicht  er- 
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forderlich,  dass  der  secedirende  Theil  schlechthin  zu  einem  selbst- 
ständigen,  von   dem   bisherigen    Staatsverbande   gänzlich  unab- 
hängigen  politischen  Gemeinwesen    sich    herausbildet;    er   kann 
vielmehr  zu  jenem  Staatsverbande  sehr  wohl  in  eine  engere  Ver- 
bindung treten,  wie  das  beispielsweise  zutraf  bei  dem  Verhält- 
nisse Oesterreichs  zu  Ungarn.    Das  letztere  war  bis  zum  Jahre 
1866  ein  integrirender  Bestandtheil  des  österreichischen  Einheits- 
staates, aus  welchem  es  alsdann  secedirte,  ohne  völlig  seine  Ver- 
bindung mit  dem   österreichischen    Staate  aufzugeben ;   die  Se- 
cession  ging  von  Anfang  an  darauf  hinaus,   aus  Ungarn  einen 
autonomen  Staat  zu  bilden,  der  alsdann  als  solcher  wieder  Fühl- 
ung  mit  dem  cisleithanischen  Gebiete   suchte  und  fand.     Mag 
aber  immerhin,  wie  in  diesem  Falle,  die  Secession  veranlasst  und 
von  höherem  politischen  Standpunkte  aus  auch  wohl  begründet 
erscheinen,  durch  nationale  Beweggründe;   rein  formell-juristisch 
aufgefasst,   ist  und  bleibt  sie  ein  rechtswidriger,   revolutionärer 
Act,  den   man    durch  schöne  Redensarten  dieses  seines  Wesens 
nicht  entkleiden    kann.     Den  revolutionären  Charakter  verliert 
die  Secession  nur  dann,  wenn  sie  gleichzeitig  sich  vollzieht  mit 
der  Dereliction,  in   dem   vorher  gedachten  Sinne,   die  ja  in  der 
That  sehr  wohl  im  Interesse  des  derelinquirenden  Staates  selbst 
geboten  erscheinen  kann;  aber  das  rechtliche  Moment  ist  unter 
diesen  Umständen   doch  eben  immer  in  der  Dereliction  aÄ  sich 
zu  suchen,  deren  Beweggrund  an  der  begrifflichen  Auffassung  der- 
selben nichts  ändert.     Die  Dereliction  bleibt  in  sich  ein  formeller 
R«chtsact,  an  welchen  sich  die  Constituirung  des  derelinquirten 
Theiles  zu  einem  neuen  autonomen  Staate  als  zweiter,  und  danach 
vielleicht  noch  die  Statuirung  eines  Rechts  verbau  des  zwischen  den 
nunmehr  entstehenden  zwei  Staaten  als  dritter,  durchaus  legaler 
Act  anschliesst. 

Der  dritte  Fall  endlich,  der  hier  in  Betracht  kommt,  ist  der 
Uebergang  eines  Landestheils  von  einem  Staate  an  einen  andern^ 
„die  Tradition"  bzw.  Cession. 
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HiorlM'i  hnn<lolt  e«  »ich  um  eine  „derivative'*  Erwerbsart  im 
Huhmon  do«  VölkerrochtoH,  während  Dereliction  undSecession  — 
^loiohviol  oh  hio  hIh  legale  oder  revolutionäre  Acte  erscheinen  — 
(u'^ritFlieh  iiunier  nur  eine  „originäre  Staatenbildung''  d.  k  die  Her- 
nUHliililung  eines  neuen  Staates  auf  einem  Gebiete  bedeuten,  welches 
in  einem  bestimmten  Augenblicke  sich  ohne  politische  Organisation 
betindet  und  erst  aus  sich  seilest  heraus  eine  solche  su  schaffen  hat. 
Uie  Ti'aditiou  macht  daher  alleniings  gani  besonders  den  Ein- 
druck eines  ,,jiri>atrtvhtüchen  Geschäftes**,  bei  welchem  nicht  nar 
das  l«and«  um  das  es  sich  handelt«  sondern  auch  die  Bewohner* 
Schaft  desselU^n  wie  irgend  ein  beliebiges  Vermögensobject  er- 
scheint,  und  das  man  gerade  deshalb  gleichsam  instinctiT.  ü*^* 
tur  zulässig  erachten  will 

l>as  ist  der  Standpunkt ,  der  offenbar  auch  in  dem  •.<9«f!i 
erwähnten  Sat/x'  Kants  lum  Ausdrucke  gelangt«  denn,  venn 
mal  der  IW^riff  der  >olkerTVchtUchen  Tradition  oderCesj^i-  a 
ei^annt  wirvi.  ^lann  miiNi^'n  selbc>tven>t>jUKllich  auch  Kauf.  ^xJ£^'^l 
\Hler  Sv  heukuu^  stciutiuvlen  U^nnen.  da  diet>  alles  nur 
Kx^^vhcmuu^vtoruicu  xKt  ^nÄdl:^^*n  sind,  wvkhe  sis:h  disiarä 
stitutttv  tt ,  ob  l\sw.  livlcli^'^s  Knt^I:  etwa  von  de 
StAvt?c  an  de«  ctxiirvt^ka  tUr  die  Tradition  ^»^iahlI  wiri.  -dui 
dvrx'U  A!^'ri.v:::iuu4   djLrjiui  trxilui  arLSr<tnri:bar  !?eir  i^UL-ir  »^ 

^kviv^u  wv-c'V  ait  3*.»  X' '.^  e -Irr  krir.^^v:  :»fa  FtrLeuiciü 
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liehe  Tradition  als  eine  derivative  Erwerbsart  verwerfen,  allein 
den  Uebergang  eines  Landestheiles  von  einem  Staate  an  einen 
anderen  nichtsdestoweniger  für  zulässig  erklären,  indem  sie  gerade 
mit  Bezug  hierauf  die  Plebiscittheorie  in  rigoroseste  Anwendung 
gebracht  wissen  wollen;  aber  sie  legen  auf  Grund  derselben 
dann  einem  solchen  Vorgänge  einen  andern  juristischen  Charakter  , 
bei  als  den  eines  derivativen  Erwerbsactes.  So  viel  Richtiges 
nun  auch  bei  oberflächlicher  Betrachtung  in  diesem  Systeme  zu 
liegen  scheint  und  so  bestechend  es  namentlich  überall  da  wirkt, 
wo  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Völker  ganz  ausschliesslich 
in  den  Vordergrund  gerückt  wird  —  so  verfehlt  ist  es  trotz 
alledem  und  alledem  in  sich  selbst;  und  man  braucht  sich  bei 
der  Beurtheilung  der  einschlägigen  Fragen  nur  nicht  durch  un- 
klare Grefühlsregungen  leiten  zu  lassen,  von  dem  sich  die  Franzosen 
auch  selbst  auf  dem  Gebiete  der  nüchternsten  Jurisprudenz,  sehr 
selten  völlig  frei  zu  machen  verstehen,  sondern  sich  streng  an 
die  Gesetze  der  Logik  zu  halten,  um  einzusehen,  an  welchen 
Mängeln  die  französische  Auffassung  leidet. 

Der  Gedanke,  welcher  derselben  am  letzten  Ende  zu  Grunde 
liegt,  ist  —  wenn  man  sich  darüber  auch  bisher  vielleicht  nicht 
genügende  Rechenschaft  zu  geben  verstand,  einfach  der,  dass  es 
überhaupt  nur  „originäre"  Staatenbildungen  gibt  und,  nach  der 
geläuterten  völkerrechtlichen  Anschauung  auch  nur  geben  kann. 
Darum  glaubt  man  denn  auch  in  allen  Fällen,  wo  sich  äusser- 
lich  der  Uebergang  eines  Landestheiles  von  einem  Staate  an  den 
andern  vollzieht,  darin  nicht  einen  begrifflich  einheitlichen  Rechts- 
act,  sondern  mehrere  selbstständige  Acte  finden  zu  sollen,  welche 
allerdings  ineinander  greifen,  um  zu  dem  gewünschten  Ergebnisse 
zu  führen.  Man  sieht  also  in  einem  derartigen  Vorgange  zu- 
nächst eine  Secession  des  betreffenden  Landestheils  aus  dem  bis- 
herigen Staatsverbande,  sodann  eine  Constituirung  desselben 
zu  einem  selbstständigen  politischen  Gemeinwesen,  und  schliess- 
lich eine  regelrechte  Fusion  desselben  mit  dem  „erwerbenden" 
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Staate.  Aus  praktischen  Gründen  aber  meint  man,  auf  ein 
derartig  umständliches  Verfahren  verzichten  zu  dürfen,  indem 
man  diese  drei  Vorgänge  wieder  in  einen  einzigen  zusammen- 
zieht, nämlich  in  das  Annexionsplebiscit ,  denn  dieses  ist  ja 
allerdings,  ganz  folgerichtig  vom  Standpunkte  des  revolutio- 
nären Vemunftrechtes  aus,  dazu  angethan,  eine  „legale"  Seces- 
sion  zu  bewirken;  es  ist  femer  der  Ausdruck  des  „natürlichen 
Verfassungsrechtes",  welches  überall  gilt,  wo  eine  positive,  con- 
crete  Verfassung  jeweilig  fehlt,  wie  das  auf  dem  „secedirenden 
Gebiete"  zunächst  zutrifft;  und  es  ersetzt  endlich  von  selbst 
dementsprechend  auch  diejenige  Willensäusserung,  welche  zur 
Fusion  eines  selbstständigen  Gemeinwesens  mit  einem  andern  er- 
forderlich wird.  .  .  . 

Dieser  Gedankengang,  welcher  ja  an  sich  ausserordentlich 
plausibel  klingt,  leidet  nun  aber  in  Wahrheit  an  so  vielen 
Irrthümem,  dass  es  ganz  unmöglich  ist,  sie  alle  zu  erschöpfen 
und  es  hier  genügen  muss,  nur  einige  der  wesentlichsten  her- 
vorzuheben. 

Zunächst  gibt  es  keine  „legale  Secession".  Das  ist  des  Nähe- 
ren schon  oben  dargelegt  worden;  und  gerade  die  Franzosen, 
welche  im  Uebrigen  das  Volk  der  politischen  Centralisation  sind 
und  den  „Staat"  ganz  besonders  als  ein  in  sich  einheitliches 
festgefügtes  Ganze  auffassen,  würden  sich  bedanken,  die  logi- 
schen Consequenzen  zu  ziehen,  welche  sich  ergeben  müssen,  wenn 
wirklich  ein  „Recht  der  Secession"  bestünde.  Nun  könnte  man 
ja  allerdings  einwenden,  dass  man  dann  in  Fällen  der  hier  in 
Rede  stehenden  Art  nicht  eine  „Secession",  sondern  eine  „Dere- 
liction"  anzunehmen  habe;  allein  das  wäre  ein  Widerspruch 
in  sich,  denn  die  Dereliction  ist  eben  begrifflich  mit  dem  „Be- 
völkerungsrecht" unverträglich,  als  dessen  logischer  Ausfluss 
andererseits  das  ganze  Verhältniss  erscheint,  wie  es  die  Franzosen 
an  die  Stelle  der  Tradition  gesetzt  wissen  wollen.  In  Wahrheit  frei- 
lich handelt  es  sich  trotzdem  immer  und  in  jedem  fraglichen  Falle 
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um  eine  Dereliction,  denn  die  Lostrennung  eines  Gebietes  wird 
in  einem  solchen  Falle  nicht  von  der  Bevölkerung  des  betreifenden 
Gebietes,  sondern  ausnahmslos  von  dem  Staate,  als  solchen,  in 
Scene  gesetzt.  Dieser  gibt  thatsächlich  denAnstoss  dazu,  gleich- 
viel aus  welchen  Beweggründen,  welche  natürlich  für  die  theo- 
retische Construction  des  Ganzen  vollkommen  gleichgiltig  sind; 
er  bestimmt  den  Umfang  des  Gebietes,  dessen  er  sich  entäussem 
will,  und  kümmert  sich  nicht  im  Mindesten  darum,  ob  etwa  auch 
die  Bevölkerung  eines  weiteren  Gebietes  denselben  Wunsch  hat, 
wie  gerade  die  Bevölkerung  desjenigen,  dessen  Umfang  einfach 
durch  eine  internationale  Abmachung  mit  dem  erwerbenden 
Staate  bestimmt  wird.  .  .  .  Das  kann  nicht  nur  so  sein,  das 
muss  vernünftigerweise  so  sein;  und  das  ganze  Plebiscit  ist  dar- 
um, thatsächlich,  nur  eine  Manifestation,  welche  man  aufführt, 
um  bei  den  politischen  Philistern  keinen  Zweifel  aufkommen  zu 
lassen,  dass  es  sich  dabei  ausschliesslich  um  einen  Ausfluss  des 
„Selbstbestimmungsrechtes^^  handelt,  welches  den  Völkern  unter 
keinen  Umständen  geschmälert  werden  dürfe. 

Stünde  wirklich  und  im  eigentlichsten  Sinne  dieses  Selbst- 
bestimmungsrecht in  Frage,  dann  müsste  auch  der  „Bevöl- 
kerung^'  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  zu  entscheiden  nicht 
nur  über  die  Alternative,  welche  ihr  bei  einem  Annexionsplebis- 
cit  gestellt  wird,  ob  sie  in  dem  bisherigen  Staatsverbande  ver- 
bleiben oder  einem  ganz  bestinmiten  andern  sich  angliedern  will, 
sondern  zum  Mindesten  auch  darüber,  ob  sie  es  nicht  vorzieht, 
sich  zu  einem  selbstständigen  Staate  aufzuthun,  wenn  ihr  nicht 
—  wie  es  weiter  ganz  folgerichtig  wäre  —  die  Gelegenheit  gebo- 
ten werden  soll,  auch  den  Uebertritt  zu  irgend  einem  anderen 
Staate  zu  beschliessen,  welcher  der  Majorität  vieUeicht  besser 
gefällt,  als  derjenige,  für  welchen  sie  allein  zu  votiren  be- 
fugt ist. 

Das  allerwichtigste  Bedenken  aber  gegen  die  Plebiscittheorie 
ist   das,   dass   sie   in   sich   selber   gerade    am  heftigsten   gegen 
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denjenigen  BegriflF  verstösst,  den  sie  andererseits  so  überaus  pein- 
lich gewahrt  wissen  will,  nämlich  gegen  das  „Selbstbestimm- 
ungsrecht"  welches  in  Wahrheit  nur  dahin  verstanden  werden 
kann,  dass  kein  Individuum  zwangsweise  zu  einer  Aenderung 
seiner  Staatszugehörigkeit  genöthigt  werden  darf.  Hier  kommt 
ganz  insbesondere  in  Betracht,  was  an  früherer  Stelle  schon  ganz 
im  Allgemeinen  ausgeführt  wurde,  dass  es  keinen  vernünftigen 
Anhalt  dafür  gibt,  eine  bestimmte  Minorität  bezw.  den  in  ihr 
vertretenen  Theil  einer  Bevölkerung  dem  Belieben  einer  bestimm- 
ten Majorität  bedingungslos  preiszugeben,  namentlich  wenn,  wie 
das  bei  den  Plebisciten  ausnahmslos  zugetroffen  ist,  von  der  Ab- 
stimmung eine  grosse  Zahl  von  Individuen  ausgeschlossen  wird, 
welche,  nach  der  heutigen  Weltanschauung,  unzweifelhaft  auch 
dabei  gehört  werden  sollten,  die  Frauen,  und  vielleicht  Personen 
unter  der  Altersgrenze,  welche  man  ganz  beliebig  festzusetzen 
für  gut  befand.  Man  kann  immer  nur  wiederholen,  dass  inner- 
halb eines  fest  organisirten  Staates  auf  Grund  seiner  Verfassung 
derartige  Grundsätze  wohl  ganz  zutreffend  als  giltig  anerkannt 
werden  können  .  .  .,  dass  aber,  wenn  diese  staatliche  Oi^anisa- 
tion  aufhört,  wie  das  ja  gerade  nach  der  französischen  Auf- 
fassung in  den  hier  fraglichen  Fällen  zutrifft,  und  somit  da> 
„Naturrecht''  schlechthin  in  Geltung  treten  soll,  dann  das  Prin- 
cip  der  Majorität,  namentlich  angesichts  der  genannten  Beschränk- 
ungen nichts  anderes  bedeutet,  als  eine  dem  Wesen  allen  Rech- 
tes widersprechende  Vergewaltigung  derjenigen,  welche  sich  gegen 
diese  Majorität  entscheiden,  durch  die  letztere.  — 

Aus  alle  dem  folgt,  dass  die  Tradition  nicht  so  aufgefasst 
werden  kann  und  darf,  wie  es  zutreffen  würde,  wenn  es  ein  „Be- 
völkerungsrecht'' gäbe,  auf  Grund  dessen  durch  das  Plebisdt  zu- 
nächst die  Secession  des  zu  tradirenden  Gebietes,  sodann  seine 
Constituirung  zu  einem  selbstständigen,  sei  es  auch  nur  auf  ganz 
vorübergehende  Dauer  berechneten,  Gemeinwesen  und  endlich 
die  Fusion  des  letzteren  mit   dem  erwerbenden  Staate   eisetxt 


—    231    — 

werden  könnte.     Vielmehr  liegt   bei    der  Tradition   in  Wahrheit 
lediglich   zunächst  eine,    wie    oben    auseinander  gesetzt  wurde, 
durchaus  dem  Wesen  des  Rechtes  entsprechende  Dereliction  vor, 
auf  Grund  deren  sich  die  Oberhoheit  des  bisher  über  ein  be- 
stimmtes Gebiet  souveränen  Staates,  dessen  potestas,  aus  diesem 
Gebiete  zurückzieht  in  der  Art,  dass  dieses  Gebiet  im  Augen- 
blicke der  Dereliction,  als  ein  „Land  ohne  staatsrechtliche  Orga- 
nisation^' erscheint,  welches  eben  darum  ohne  Weiteres  von  irgend 
einem  andern  beliebigen  Staate  occupirt  werden  kann;  aber  diese 
Entäusserung  von  Seiten  des  derelinquirenden  Staates  erfolgt  in 
den   hier   fraglichen  Fällen   ausdrücklich  in   Hinblick   auf  diese 
Occupation,   gerade  durch  einen  andern  ganz  bestimmten  Staat; 
und,  sobald  man  diese  Analyse  gelten  lässt,   gegen  welche  be- 
griffliche Einwände  nicht  recht  denkbar  sind,   dann  kann  man 
die  Tradition  auch  sehr  wohl  als  eine  durchaus  den  Grundbe- 
griffen alles  Rechtes  entsprechende    „derivative  Erwerbsart"  an- 
sehen, d.  h.  die  Sache  so  auffassen,  dass  in  der  Tradition  eines 
Landestheiles  nichts  anderes  enthalten  ist,  als  die  nach  den  ein- 
schlägigen Yerfassungsbestimmungen  eines  Staates  bewirkte  Ueber- 
tragung  der  demselben  bisher  über  ein  gewisses  Gebiet  zustehen- 
den potestas  an  die  Regierung  eines  andern  Staates,  welcher  auf 
Grund  der  entsprechenden,  in  dem   letzteren  geltenden  Verfass- 
ungsgrundsätze diese  potestas  nunmehr  ihrerseits  erwirbt. 

Die  Lehre,  dass  sich  eine  legale  Veränderung  in  der  jeweiligen 
Länderconfiguration  der  Kulturwelt  ausser  durch  Fusion  zweier 
itelbstständiger  Staaten,  auch  durch  Dereliction  und  insbesondere 
durch  Tradition  eines  Gebietstheiles  von  einem  Staate  an  den 
andern  vollziehen  kann,  würde  längst,  gerade  in  der  Auffassung, 
wie  sie  hier  entwickelt  worden  ist,  von  Theorie  und  Praxis  an- 
erkannt worden  sein,  wenn  nicht  gerade  hierbei  wieder  jenes 
Moment  mit  in^s  Spiel  käme,  auf  welches  im  Eingange  dieser  Ab- 
handlung hingewiesen  wurde,  d.  h.  weim  nicht  gerade  hier  sich 
ilie  Folgen  geltend  machten,  zu  welchen  die  unglückliche  Wahl 
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des  Ausdruckes  „Völkerrecht"  in  nur  allzu  erklärlicher  Weise 
fuhrt.  Man  glaubt  nämlich,  dass  die  Auffassung,  welche,  wie  die 
hier  vertretene,  allerdings  fast  ausschliesslich  von  dem  „Gebiets- 
rechte" ausgeht,  dem  Wesen  des  Völkerrechtes  darum  wider- 
spreche, weil  bei  Lösung  aller  dem  letzteren  zugehörigen  Fragen 
der  Hauptnachdruck  auf  das  Recht  der  Völker,  d.  h.  der  Imli- 
viduen,  welche  ein  bestimmtes  Gebiet  bewohnen,  gelegt  werden 
müsse,  und  in  dieser  Ansicht  wird  man  darum  bestärkt,  weil 
man  fürchtet,  mit  der  nachdrücklichen  Betonung  des  Gebiets- 
rechtes einen  Rückfall  in  überlebte  Anschauungen  zu  erleiden, 
nämlich  in  diejenigen  des  Feudalrechtes.  Dieses  letztere  vertrat 
allerdings  die  Lehre  von  der  unbedingten  Zugehörigkeit  der  Men- 
schen zu  dem  Lande,  zu  der  Scholle,  auf  welcher  sie  leben,  und 
folgerte  daraus,  dass,  wenn  das  Land  in  andern  Besitz  übergeht, 
das  Nämliche  zutrifft  bezüglich  seiner  Bewohner.  Diese  Lehr»^ 
hat  in  der  That  eine  gewisse  äussere  Aehnlichkeit  mit  der  Theorie 
des  „Gebietsrechtes",  wie  es  im  Obigen  als  massgebend  für  d;i> 
moderne  Völkerrecht  hingestellt  wurde,  und  hat  sich  merkwür- 
digerweise, um  das  hier  nebenbei  zu  bemerken,  wenn  auch  niclit 
in  feudalem  Sinne,  so  doch  in  einer  den  Begriffen  der  neueren 
Rechtsphilosophie  angepassten  Anschauung,  bis  in  die  Gegenwart 
hinein  gerade  bei  dem  allermodemsten  Volke  ziemlich  unbeeinflus^t 
erhalten,  bei  den  Amerikanern,  welche  allerdings  das  System  ihre> 
Territorialrechtes  ganz  besonderen,  für  die  übrige  Kulturwelt  nicht 
in  gleicher  Weise  gegebenen  Voraussetzungen  anbequemen  mussten 
und  immer  ein  grosses  Geschick  bewiesen  haben,  die  zwingenden 
Forderungen  der  Theorie  den  jeweiligen  Ansprüchen  der  Praxis 
unbedenklich  aufzuopfern.  Bei  ihnen  gilt  im  Wesentlichen  n«vh 
der  Grundsatz:  „on  the  transfer  of  territory  the  relations  of  it> 
inliabitants  with  the  former  sovereign  are  dissolved;  the  samir 
act  which  transfers  their  country  transf ers  the  allegiance  of  those  who 
remain  in  it,"  so  dass  irgend  eine  Unterscheidung  für  die  mannich- 
fachen  Arten  der  „Uebertragung"  überhaupt  nicht  gemacht  und 
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nur  das,  sogleich  näher  zu  besprechende  Auswanderungsrecht  als 
Milderung  des  im  Uebrigen  ganz  stricte  durchgeführten  Princips 
anerkannt  wird. 

Es  ist,  wie  gesagt,  unverkennbar,  dass  die  Lehre  der  Fran- 
zösischen Schule  mit  ihrem  Bevölkerungs-  und  Plebiscitrechte  sich 
gerade  und  ganz  insbesondere   gegen  das  alte  Feudalstaatsrecht 
wandte  und  diesem  gegenüber,  wie  man  auch  sonst  immer  denken 
mag,  einen  ungeheuren  Fortschritt  enthielt.     Immerhin  sind  die 
Franzosen    aber    in    ihrem   reformatorischen   Eifer    auf   halbem 
Wege  stehen  geblieben  und  zwar  schon  insofern,   als  sie  nicht 
einmal  alle  Schlussfolgerungen  aus  ihren  eigenen  Prämissen  zu 
ziehen  wagten,  denn,  wenn  sie  das  gethan  hätten,  mussten  sie  un- 
weigerlich zu  dem  Grundsatze  gelangen,  dass,  sobald  ein  für  den 
Anschluss  an  einen   fremden  Staat   günstiges  Plebiscit  vorliegt, 
also  die  Bevölkerung  als  solche  auf  Grund  eines  ihr  unter  keinen 
Umständen  zu  verkümmernden  naturrechtlichen  Befugniss  ihren 
Willen  geäussert  hat  —  die  einzelnen  Individuen,  aus  welchen  sich 
die  Bevölkerung  zusammensetzt,   damit  ipso  jure  in  den  neuen 
Staatsverband  eintreten,  während  diese  Idee   stellenweise   nicht 
zur  Anwendung  gelangte,   da  man  auch  nach  einem  Annexions- 
plebiscit   noch    den   Einzelnen   das   Recht   zugestand    bezw.   die 
PHicht  auferlegte,   sich  insbesondere  für  ihre  Person  über  diese 
Veränderung   in  ihrem  völkerrechtlichen  Status  zu  entscheiden, 
also    dem   Plebiscit   nicht    die    entscheidende   Kraft   zurechnete, 
welche    ihm    unbedingt   beizumessen   wäre,   wenn   es   überhaupt 
irgend  eine  praktische  Bedeutung  haben  soll.     So,  wie  die  Sache 
jetzt  liegt,  kann  es  geschehen,  dass  eine  Person,  welche  bei  dem 
Plebiscit  für  den  Anschluss  an  einen  fremden  Staat  gestimmt  hat, 
nachträglich  wieder,  gleichsam  privatim,  diese  Abstimmung  für 
siich    als    unverbindlich    erklärt,    während    consequenter   Weise 
kr>chstens  das  Umgekehrte  zutreffen  könnte  und  müsste,  dass  die 
Staatsangehörigkeit  auch  jeder  Person,  welche  bei  dem  Plebiscit 
in    der   Minorität    war,    durch    dieses    letztere   selbst   unmittel- 
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bar  bestimmt  wird,  weil  dasselbe  eben  als  Aeusserung  einer  nach 
naturrechtlichen  Grundsätzen  über  die  gesammte  Bevölkerunjc 
souveränen  Macht  anzusehen  ist.  Versagt  man  aber  dem  Ple- 
biscit  diese  unbedingte  Wirkung,  dann  ist  überhaupt  damit  nicht 
mehr  ernstlich  zu  rechnen. 

Man  ersieht  aus  alledem  nur  allzu  deutlich,  dass  den  Fran- 
zosen selbst  der  Werth  der  Plebiscittheorie  anfängt  einiger- 
massen  zweifelhaft  zu  werden,  dass  sie  die  darin  enthaltene  Ver- 
gewaltigung der  Minorität  durch  die  Majorität  am  letzten  Ende 
selbst  für  bedenklich  halten  und  damit  im  besten  Zuge  sind,  sich 
der  Anschauung  zu  nähern,  von  welcher  die  moderne  Wissen- 
schaft sich  sollte  leiten  lassen.  Wenn  nämlich  auch  diese  Auf- 
fassung sich,  wie  gesagt,  anscheinend  wieder  der  des  Feudal- 
rechtes nähert,  indem  sie  lediglich  das  „Recht  am  Staatsgebiete", 
ohne  Rücksicht  auf  die  Rechtsverhältnisse  seiner  Bewohner  in's 
Auge  fasst,  so  entfernt  sie  sich  doch  in  Wahrheit  viel  erheblicher 
davon  als  die  ganze  Plebiscittheorie:  der  Unterschied  der  Auf- 
fassung, welche  hier  für  richtig  erklärt  wird,  und  des  Feudal- 
rechtes beruht  nämlich,  um  es  ganz  kurz  zu  sagen,  einfach  darin, 
dass  das  letztere  die  Rechtsverhältnisse  der  Bevölkerung  aus^^er 
Acht  liess,  weil  diese  durch  die  Rechtsverhältnisse  des  Landes 
von  selbst  mit  bestimmt  wurden,  während  jene  Auffassung  sif 
ausser  Acht  lässt,  weil  die  Rechtsverhältnisse  der  Bevölkerun«: 
durch  diejenigen  des  Landes  unmittelbar  überhaupt  gar  nicht  be- 
rührt werden  und  nicht  berührt  werden  können. 

Das  ist  freilich  so  unverblümt  noch  kaum  jemals  ausge- 
sprochen worden,  aber  in  Wahrheit  die  letzte  Consequenz,  zu 
welcher  man  gelangen  muss,  wenn  man  das  begriffliche  Wesen 
des  modernen  Staates  unmittelbar  im  Auge  behält,  und  zu  der 
sich  denn  auch  in  Theorie  wie  Praxis  so  vielerlei  Ansätze  vor- 
finden, dass  man  hoffen  darf,  sie  über  kurz  oder  lang  allent- 
halben anerkannt  zu  sehen. 
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Die  Grundlage  des  modernen  Staates  ist  nämlich,  nicht  nur 
äusserlich,  mechanisch  aufgefasst,  sondern  auch  rein  und  streng 
begrifflich  gedacht  —  die  Individualität  des  einzelnen  Rechtssub- 
jectes.      Der  Staat  ist  nur- für  die  Individuen  vorhanden,   und 
jedes  Individuum   der  Träger'  einer  staatsbürgerlichen  Qualität, 
welche  ihm  überhaupt  nicht  gegen  seinen  Willen  genommen  oder 
geselimäiert  werden  kann;   darum  braucht  auch  das  Individuum 
durchaus  nicht  auf  dem  Gebiete  des  einzelnen  concreten  Staates, 
welchem  es  zugehört,  seinen  Wohnsitz  zu  haben,   und  es  bleibt 
dennoch  hie  et  ubique  terrarum  Bürger  dieses  Staates.    Darüber 
hat  die  neuere  Wissenschaft  auch   nicht  den  geringsten  Zwei- 
fel mehr.     Stellt  man  sich  nun  aber  eine  Verschiebung  in  der 
jeweiligen    Länderconfiguration    einer    gegebenen    Staatengesell- 
schaft vor  in  der  Art,   dass    ein   bestimmter  räumlicher  Theil 
eines  Staates  an  einen  andern  übergeht,  so  wäre  damit  die  dar- 
auf   ansässige  Bevölkerung    allerdings   gleichsam    in  einen  ihr 
fremden  Staat  hineingeschoben ;  es  ist  aber  schlechterdings  nicht 
abzusehen,  warum  in  diesem  Falle  die  Dinge  anders  behandelt 
werden   sollen,   als   in  demjenigen,   da  das  einzelne  Individuum 
sich   selbst  ausser  Landes  begibt  in  die  Machtsphäre  eines  an- 
deren Staates  hinein.    Daraus  folgt  einfach,  dass  bei  jeder  Tra- 
dition die  Bewohner  des  tradirten  Gebietes  Bürger  des  tradiren- 
(len  Staates  bleiben,  weil  vernünftigerweise  in  der  Tradition  nicht 
die  Ausübung  eines  Herrschaftsactes  über  die  Individuen,  son- 
dern nur  eines   solchen   über    das  Landesgebiet   vorliegt.     Der 
neue   Staat  erwirbt  damit  die  potestas,  die  Souveränetät   über 
dieses  Gebiet  und  damit  allerdings  gewisse  Hoheitsrechte  über 
die    Bewohner   dieses    Gebietes,   wie   sie   ohne   Weiteres  jedem 
Staate  über  die  in  seiner  räumlichen  Machtsphäre  befindlichen 
Individuen,  8elbst,^wenn  diese  nicht  seine  Unterthanen  sind,  auf 
Grund  der  blossen  Thatsache  zustehen,   dass  dieselben  eben  auf 
seinem    Gebiete   sich   aufhalten,    die   aber   keineswegs   so   weit 
gehen,  dass   auf  Grund   dieser  blossen  Thatsache  der  Einzelne 
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ohne   Weiteres  zum  Bürger   des  Staates  wird,    in   welchem   er 
sich  zufällig  befindet. 

Andererseits  aber  besteht  im  Falle  einer  Gebietscession  für 
den  erwerbenden  Staat  die  unbedingte  Pflicht,  die  auf  diesem 
Gebietstheile  ansässigen  Individuen  zu  naturalisiren,  wenn  sie  es 
wünschen.  Das  folgt  aus  der  Theorie,  nach  welcher  die  origi- 
näre Staatenbildung  zu  analysiren  ist,  denn,  wenn  es  auch  ein 
durchaus  verfehltes  Unterfangen  der  vernunftrechtlichen  Schule 
war,  eine  Schablone  für  die  „Entstehung  des  Staates"  zu  ent- 
werfen,  von  der  aus  man  zu  jener  bekannten  Lehre  vom  Gresell- 
schaftsvertrage  gelangte,  so  ist  immerhin  unverkennbar,  das^ 
die  Tendenz  aller  ursprünglichen  Staatenbildung,  gleichviel  ob 
immer  von  vornherein  völlig  bewusst  oder  anfänglich  nur  in- 
stinctiv,  darauf  hinausgeht,  aus  einer  Mehrzahl  von  Menschen, 
welche,  und  sofern  sie  ein  bestimmtes  in  sich  zusammenhängen- 
des Landgebiet  bewohnen,  und  durch  diesen  gemeinsamen  Wohn- 
sitz zunächst  nur  äusserlich  auf  einander  angewiesen  sind,  eine 
organisirte  Gemeinschaft  in  der  Art  zu  formen,  dass  sie  auch 
grundsätzlich  in  ihren  gesammten  Lebensbedingungen  sich  mit 
einander  verbunden  fühlen.  Die  blosse  Stammesgemeinschaft 
genügt  nicht  als  Vorbedingung  zur  Gründung  eines  Staate>; 
erst  wenn  die  Stammesgemeinschaft  sesshaft  wird,  also  als  solcht» 
ein  bestimmtes  Landgebiet  in  Besitz  nimmt,  ist  die  begriff- 
liche Voraussetzung  für  die  Ausgestaltung  eines  politischen  (ie- 
meinwesens  gegeben,  welches  man  in  Wahrheit  als  Staat  bezeich- 
nen kann  und  dessen  wesentliches  Kennzeichen  die  denselben 
beherrschende  „souveräne  Gewalt"  bildet.  Daraus  aber  folsrt 
wieder  der  Rückschluss,  dass,  wenn  eine  an  anderer  Stellt», 
ausserhalb  eines  Staatsgebietes,  geschaffene  derartige  Gewalt 
sich  auf  dieses  Gebiet  überträgt,  diejenigen,  welche  auf  dem 
letzteren  ansässig  sind,  auch  ohne  Weiteres  in  der  Lage  sein 
müssen,  sich  als  seiner  Gewalt  voll  und  ganz  unterworfen  zu  Ih^ 
trachten,  wenigstens  von  dem  Augenblicke  an,   da  sie  das  Herr- 
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schaftsrerhältnisa  der  bisher  über  sie  souverainen  Staatsgewalt 
als  nicht  mehr  für  sich  bindend  anerkennen.  Lösen  sie  dieses 
Yerhältnisa,  treten  sie  also  aus  ihrem  bisherigen  Staatsverbande 
aus,  so  müssen  sie,  nach  der  ganzen  Grundanschauung  des 
modernen  Rechtes,  einer  andern  Staatsgewalt  unterthan  werden,  ] 
weil  der  Kulturmensch  ohne  Staatsbürgerqualität  gar  nicht  denk- 
bar ist ;  und  als  diese  moderne  Staatsgewalt  erscheint  nach  allem, 
was  soeben  über  die  Entstehung  der  Staaten  vorgetragen  worden 
ist,  nothwendigerweise  diejenige,  welcher  die  Territorialhoheit 
über  den  Wohnsitz  des  Einzelnen  zusteht;  aber  umgekehrt  ent- 
spricht dieser  unbedingten  Pflicht  des  Einzelnen  nimmermehr  ein 
unbedingtes  Recht  für  die  Regierung  eines  Staates,  welcher 
von  einem  andern  ein  bestimmtes  Gebiet  erwirbt,  die  Bewohner  des 
letzteren  ohne  Weiteres  als  ihre  Unterthanen  auch  dann  zu  be- 
trachten, wenn  dieselben  sich  nach  wie  vor  als  Bürger  des  Staates 
fühlen  wollen,  welcher  das  Gebiet  cedirte,  denn,  wenn  einmal  der 
Einzelne  eine  nach  allen  Regeln  der  Kunst  voll  und  ganz  anzu- 
erkennende Staatsbürgerqualität  besitzt,  so  wird  diese  gleichsam 
ein  integrirender  Bestandtheil  seiner  Individualität,  und  da,  wie 
schon  einmal  hervorgehoben  wurde,  das  moderne  Recht  seinem 
ganzen  Wesen  nach  nichts  anderes  sein  und  enthalten  kann, 
als   die  unbedingte  Anerkennung  der  Individualität^,   so  kann 


7)  Aus  dieser  Pflicht  des  Staates  zur  nubeduigten  Anerkennung  der  In- 
dividualitftt  folgt  ohne  Weiteres  auch  die  in  der  modernen  Wissenschaft 
abrigena  allgemein  best&tigte  Theorie,  dass  bei  einer  Aenderung  der  Länder- 
vertheUnng  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  des  Einzelnen  schlechterdings 
unberflhrt  bleiben  mfissen;  und  daraus  wieder  ergibt  sich,  dass  das  auf 
einem  Gebiete  geltende  Privatrecht  überhaupt  zunächst  seine  Giltigkeit  be* 
fa&lt,  während  natürlich  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  von  der  Regierang 
dee  exwerbenden  Staates  fQr  nothwendig  erachtete  Modification  erfahren 
und,  soweit  eine  solche  Modification  nicht  eintritt,  ihren  begrifflichen  Grqnd 
oor  in  der  ausdr&cklichen  Genehmigung  durch  die  neue  Regierung  finden 
icönnen. 

Vgl.  im  Uebrigen  Ober  den  hier  behaupteten  „unausldschlichen  Charakter 
der  Staatsbargerqualität"  Stoebk  a.  a.  0.  S.  153  ff.,   wo  es  heisst,  dass  die 

ArehiT  Ar  Offentlichet  Recht.  VIII.  2.  3.  16 
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im  Wege  Rechtens  kein  Mensch  zwangsweise  seiner  Staatserage- 
hörigkeit  entkleidet  werden,  weder  von  der  Regierang,  deren 
Unterthan  er  nun  einmal  ist,  noch  von  derjenigen,  wekhe  ans 
sonstigen  allgemeinen  Gründen  ohne  Weiteres  den  Betreffenden 
für  sich  in  Beschlag  nehmen  könnte  und  möchte,  wenn  er  eben 
nicht  bereits  einem  anderen  Staatsverbande  zngehörte. 

Das  sind  die  Grundsätze,  nach  welchen  sich  im  FaUe  einer 
Gebietscession  die  Rechtsverhältnisse  der  auf  dem  cedirten  Ge- 
biete ansässigen  Bevölkerung  bestimmen.  Zu  denselben  treten 
dann  noch  besondere,  praktische  Rücksichten,  welche  dabei  noth- 
wendigerweise  werden  beachtet  werden  müssen,  aber  an  dem 
Wesen  der  Sache  natürlich  nichts  ändern  können. 

Es  werden  nämlich  bei  Gebietscessionen  selbstverständlich  sehr 
viele  Individuen  den  Wunsch  haben,  ihre  bisherige  Staatsbürger- 
qualität aufzugeben,  und  in  den  Verband  des  erwerbenden  Staates 
aufgenommen  zu  werden ;  das  liegt  zu  sehr  in  der  Natur  der  Dinge, 
als  dass  es  einer  weiteren  Begründung  bedürfen  würde;  und 
andererseits  wird  selbstverständlich  auch  die  Regierung  des 
erwerbenden  Staates  die  Absicht  haben,  ihrerseits  einen  mög- 
lichst grossen  Theil  dieser  Bevölkerung  zu  naturalisiren,  denn, 
wenn  es  ihr  auch  am  Ende  gleichgiltig  sein  kann,  dass  sich  inner- 
halb ihres  Landes  einzelne  Fremde  vorübergehend  aufhalten  oder 
dauernd  ihren  Wohnsitz  nehmen,  so  liegen  die  Dinge  doch  weit- 
aus anders,  wenn  die  Bevölkerung  eines  bestimmten  Lande^^ 
theils  sich  ausschliesslich  oder  auch  nur  zum  bei  Weitem  über- 


Annahme  dieses  Charakters  sowohl  «dem  Begriffe  der  persdnlicfaen  Freiheit 
als  der  Zweckidee  des  Staates  widerspreche.*  Das  ist  richtig,  wenn  man  die 
,Unaiisl98chliehkeit*  so  absolut  fasst,  dass  der  Einzelne  der  Staatsbfirger- 
qnalität,  die  er  einmal  besitzt,  überhaupt  nicht  verlustig  gehen  kann,  aach 
mit  seinen  Willen  nicht;  aber  den  Begriff  in  dieser  Abstraetion  an  tmaaen. 
wird  schwerlich  jemandem  einfallen,  denn  sonst  wftre  auch  jede  Naturalisa- 
tion unmöglich.  Wohl  aber  wird  ganz  allgemein  behauptet  werden  können, 
dass  Niemand  ohne  seine  persönliche  Einwilligung  seiner  Staatsbfirgerqnalüät 
yerlustig  gehen  könne. 
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ipriegenden  Theile  aus  Angehörigen  eines  anderen  Staatsverbandes 
zusammensetzt.  Aus  alledem  folgt,  dass  bei  einer  Gebietscession 
eine  Massennaturalisation  zu  erwarten  steht,  bei  welcher  es  sich 
aus  praktischen  Gründen  empfiehlt,  die  Formalitäten  möglichst 
«infach  zu  gestalten,  so  dass  schliesslich  auch  ein  Verfahren  als 
zulässig  erscheinen  muss,  welches  streng  genommen^  allerdings  die 
Verhältnisse  geradezu  umkehrt,  aber  immerhin  durch  die  beson* 
deren  begleitenden  Umstände  gerechtfertigt  werden  kann. 

An  sich  nämlich  wäre  es  im  Falle  einer  Gebietscession,  um 
die  Rechtsverhältnisse  der  Bevölkerung  möglichst  klar  zu  stellen, 
nach  allem  Gesagtem  für  die  Regierung  des  erwerbenden  Staates 
durchaus  zulässig  und  empfehlenswerth,  zu  erklären,  dass  jeder  Ein- 
zelne innerhalb  einer  bestimmten  Frist  sich  ausdrücklich  für  die  Auf- 
nahme in  den  neuen  Staatsverband  zu  entscheiden  habe,  widrigen- 
falls er  als  in  seinem  bisherigen  Staatsverbande  verbleibend  gelten 
iwürde.  Regelmässig  aber  h^t  man  den  gerade  entgegengesetzten 
Weg  eingeschlagen  und  der  Bevölkerung  eines  im  Wege  der  Cession 
erworbenen  Landestheiles  des  Präjudiz  gestellt,  dass  jeder  Einzelne 
innerhalb  einer  solchen  Frist  sich  ausdrücklich  für  den  Verbleib 
in  seinem  bisherigen  Staatsverbande  erklären  müsse,  widrigenfalls 
er  ohne  Weiteres  als  freiwillig  in  den  neuen  Staatsverband  über- 
tretend angesehen  werden  würde ;  dieses  Präjudiz  ist,  wie  gesagt, 
an  sich  nicht  durchaus  folgerichtig  vom  Standpunkte  der  oben 
entwickelten  Theorie  her,  aber  keines  Falls  geradezu  verwerflich, 
denn  es  enthält  schliesslich  keine  directe  der  Sache  wider- 
sprechenden Pression  auf  die  Individualität. 

So  gelangt  man  zu  dem  Institute  der  Option,  welches  aller- 
dings, wie  man  sieht,  ein  nahezu  unerlässliches  Correlat  der  Lehre 
von  der  völkerrechtlichen  Gebietscession  enthält  und,  streng  ge- 
nommen, die  Plebiscittheorie  der  Franzosen  vollkommen  überflüssig 
macht,  da  es  an  sich  so  viel  als  irgend  denkbar,  dem  Zwecke  ent- 
spricht, die  Härten  zu  mildem,  welche  ein  derartiger  Gebietsüber« 

16* 
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gang  für  die  davon  betroffene  Bevölkerung  immer  nothwendiger- 
weise  im  Gefolge  haben  wird.^) 


8)  Selb8tv4rftt&nd]ich  kommt  es  fflr  die  vorliegende  Abhandlung,  in 
welcher  nur  die  allgemeinen  Grandsätce  der  Theorie  von  den  Aendeningen 
der  Länderconfignration  entwickelt  werden  sollen,  nicht  darauf  an,  die  Technik 
der  Option  in  ihrftn  Einzelheiten  darzustellen,  obgleich  sich  auch  dabei  sehr 
viele  Fragen  ergebm,  welche  bisher  noch  keinesweges  gelöst  sind. 

Besonders  wichtig  erscheint  unter  denselben  diejenige,  fflr  welche  dritte 
Personen  die  Erklftmng  eines  Optanten,  ausser  fttr  diesen  selbst,  ev.  wirk- 
sam wird!  Allein  gerade  hier  dfirfte  die  richtige  Antwort  nicht  schwer  zu 
finden  sein:  denn  soweit  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates,  ftlr  welchen 
Jemand  optirt,  der  Status  dritter  Personen  Überhaupt  von  demjenigen  des 
Optanten  abhängig  ist,  hat  die  Option  der  letzleren  auch  fflr  die  ersteren  die 
Wirkung,  sie  zu  Bflrgem  des  beir.  Staates  zu  machen,  denn  hierbei  liegt  die 
Sache  doch  begrifflich  gar  nicht  anders,  als  bei  jeder  andern  Naturalisation 
eines  Auslftnders. 

Soweit  also  nach  den  Gesetzen  des  betr.  Staates  die  Ehefrau  und  die 
Hauskinder  dem  Status  des  Ehemannes  bezw.  Vaters  folgen,  wird  die  von  dem 
letzteren  für  sich  abgegebene  Option  auch  fflr  die  ersteren  giltig  bezw.  ver- 
bindlich. 

Dagegen  müaste  in  der  That  heutzutage  allen  Personen,  welche  so 
selbstständig  sind,  dass  sie  nach  den  Gesetzen  des  betr.  Staates  flberhaapt 
in  demselben  auf  ihren  Antrag  naturalisirt  werden  kennen,  also  auch  alle 
grossjährigen  Personen  weiblichen  Geschlechtes,  das  Optionsrecht  znerkamit 
bezw.  die  Optionspflioht  auferlegt  werden. 

Viel  umstritten  ist  femer  die  Frage,  wie  weit  die  Option  fttr  Jemandeo 
durch  dessen  Vormund  oder  sonstigen  gesetzlichen  Vertreter  ausgefibt  wer- 
den könne  ?  Dass  hierauf  nicht  ohne  Weiteres  die  Grundsätze  von  der  Wirk- 
ung der  durch  den  Vater  oder  Familienvorstand  geübten  Option  auf  die  Fa- 
milienglieder  massgebend  sein  dOrfen,  ist  klar,  denn  es  handelt  sich  bei  ledig- 
lich bevormundeten  Personen  um  selbstständige  Träger  von  Statusrechten, 
wenn  sie  auch  aus  thatsächlichen  Gründen  nicht  in  der  Lage  sind,  ihr  Recht 
persönlich  auszuüben.  Der  richtigen  Ansicht  nach  aber  ist  das  Institat  der 
Vormundschaft  nur  ein  privatrechtliches,  welches  auf  öffentlich-rechtlich« 
und  Statusverhältnisse  keinen  Einfluss  haben  kann  und  ebensowenig,  wie 
Jemand  per  procura  naturalisirt  werden  kann,  kann  er  durch  seinen  Vormand 
die  Option  ausüben. 

Minderjährige  und  Handlungsunfähige  bleiben  daher  in  ihrem  altes 
Staatsverbande,  und  man  konnte  sie  höchstens  nach  erlangter  Grossjähri^keit 
«der  HandlungsfUiigkeit  zur  Option  zulassen  bezw.  nöthigen. 
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Das  Institut  der  Option  so,  wie  es  soeben  entwickelt  wurde, 
würde  völlig  genügen,  um  die  Bechtsverhältnisse  einer  Bevölkerung 
bei  einer  Gebietscession  zu  regeln;  bedauerlicherweise  aber  hat 
sich  nun  damit  noch  eine  andere  wissenschaftliche  Theorie  ver- 
quickt, welche  die  einfachen,  bisher  aufgestellten  Grundsätze 
wieder  stellenweise  durchkreuzt  und  oft  genug  in  ihr  Gegentheil 
zu  verdrehen  geeignet  ist. 

Man  hat  dabei  die,  allerdings  nach  der  ganzen  modernen  Welt- 
anschauung begründete,  sowie  auch  thatsächlich  durch  die  Gesetze 
der  meisten  Kulturstaaten  anerkannte  Auswanderungsfrei- 
heit zum  Ausgangspunkte  genommen,  und  demgemäss  behauptet, 
dass,  da  diese  Auswanderungsfreiheit  dem  Einzelnen  natürlich 
auch  im  Falle  einer  Gebietscession  nicht  beschränkt  werden  dürfe, 
bei  derartigen  Gelegenheiten  eine  Art  von  Contumaz  statuirt  werden 
kann,  auf  Grund  deren  Jeder,  welcher  nicht  von  dem  Auswan- 
derungsrechte Gebrauch  macht,  gleichsam  stillschweigend  zu  er- 
kennen gebe,  in  den  Staatsverband  des  erwerbenden  Staates  ein- 
treten zu  wollen.  Dadurch  ist  den  Bewohnern  eines  cedirten 
Gebiets  nicht  mehr  die  Alternative  gestellt,  welche  streng  ge- 
nommen einzig  und  allein  in  der  Natur  der  Sache  liegt:  entweder 
für  ihre  bisherige  Staatszugehörigkeit  oder  die  Zugehörigkeit  zu' 
dem  erwerbenden  Staate  zu  optiren,  sondern  nur  noch  die  andere: 

Auf  alle  andern  Punkte,  wie  Fristbestimmangen,  WorÜaut  der  Options- 
erkllrong  n.  8.  f.  n.  8.  f.  brancht  hier  nioht  eingegangen  sa  werden. 

Im  Allgemeinen  mflsaen  der  Nator  der  Sache  nach  snr  Option  berechtigt 
besw.  Yerpfliobtet  angesehen  werden  alle  diejenigen,  welche  im  Angenbliclte 
der  Cesflion  nach  den  Gesetzen  des  oedirenden  Staates  als  Bflrger 
desselben  anznaehen  sind  und  nach  eben  diesen  Gresetzen  ihren  Wehnaits,  im 
techniach-joristischen  Sinne,  innerhalb  des  cedirten  Gebietes  haben,  und  femer 
Allev  welche  flberhaapt  in  dem  cedirten  Gebiete  geboren  sind,  und  nioht  im 
Übrigen  Gebiete  des  cedirenden  Staates  ihren  Wohnsitz  haben,  vorausgesetzt, 
daaa  sie  nicht  in  einem  andern  Staate  naturalisirt  sind. 

Der  blosse  umstand,  dass  Jemand  in  dem  cedirten  Gebiete  geboren  ist, 
•der  aich  znfUlig  vorflbergehend  in  demselben  anlhftlt,  selbst  wenn  er  Bürger 
des  cedireoden  Staates  ist,  genfigt  nicht,  ihn  den  Vorschriften  ftber  die  Option 
za  nnterwerfen. 
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entweder  aus  der  angestammten  Heimath  auszuwandern')  oder 
Bürger  des  Staates  zu  werden,  welcher  die  Territorialgewalt  über 
das  fragliche  Gebiet  erwirbt. 

Man  mag  über  diese  Theorie  denken,  wie  immer  man  will^ 
unerfindlich  bleibt  jedenfalls,  welchen  Zweck  es  hat,  dieselbe 
noch  mit  der  Option  zu  yerknüpfen,  wie  das  von  Seiten 
der  Publicistik  und  der  Praxis  fast  ausnahmslos  geschieht,  denn 
was  soll  das  Mgentlich  heissen,  dem  Einzelnen  die  Option  für 
seinen  bisherigen  Staatsrerband  zu  gestatten,  gleichzeitig  aber  zu 
bestimmen,  dass,  wenn  er  in  diesem  Sinne  optirt,  er  innerhulb 
einer  bestimmten  Frist  das  Land  zu  yerlassen  habe,  widrigenfalls 
die  Option  ungiltig  und  er  doch  als  Optant  für  den  erwerbenden 
Staat  angesehen  werden  solle  ?  In  dieser  Hinsicht  sind  die  Ameri- 
kaner, wie  so  oft,  die  praktischen  Leute,  welche  den  Kern  der 
Sache  treffen  und  sich  die  Mühe  sparen,  sich  oder  Anderen  ein 
X  für  ein  U  zu  machen.  Will  man  schon  die  Gesichtspunkte, 
welche  soeben  angedeutet  wurden,  ganz  ausschliesslich  zur  Geltang 
bringen,  dann  kann  man  auf  die  ganze  Option  überhaupt  ver- 

9)  Wie  wenig  stichhaltig  sich  diese  ganze  Theorie  yon  der  ^^Answuider- 
ungsfreiheit  nnd  ihrer  Bedentong  bei  Gebietscessionen"  darsiellt,  geht  sehen  ans 
den  weiteren  Fragen  hervor,  welche  damit  nothwendigMweiae  verim^pll  wer- 
den mOssen,  aber  eine  befriedigende  LOsong  ansschliessen.  Man  behauptet» 
nftmlich,  dass  die  Aoswandening  auch  eine  .ernstliche'  sein  mtUse,  wenn  m» 
die  gewünschte  Wirkung  üben  solle,  also  vor  sich  zu  gehen  habe:  sine  aiümo 
revertendi  oder  com  animo  non  revertendi.  Damit  aber  gelangt  man  so  ^its- 
findigkeiten,  die  nnn  und  nimmermehr  einen  befriedigenden  praktischen  £r^ 
folg  verqnrechen.  Man  weise  eben  einfach  diejenigen  Einwohner  eines  mnt- 
erworbenen  Gebietes,  welche  ihre  bisherige  Staatszustindigkeit  beibehalten 
wqIImi,  ans»  sobald  sie  thatsiohlich  anfangen  sich  Ifistig  zn  machen,  nnd 
sage  ihnen  die  Erlanbniss  znr  Rückkehr,  wenn  sie  spftterhin  eine  solche 
suchen.  Damit  ist  der  Staat  offenbar  in  der  Lage,  alle  Yoraussetznngen  zu 
erfttllen,  deren  er  für  seine  eigene  Sicherheit  bedarf.  Die  Rücksicht  auf  den 
in  solchen  Fällen  ja  an  sich  ganz  erklärlichen  und  berechtigten  Wunsdi  eoMS 
Staates,  inneriialb  seiner  BevOlkerang  möglichst  schnell  eine  einliche  Scheid- 
ung eintreten  xu  lassen,  kann  yon  der  Yülkerrechtswissenschafb  aber  nicht  so 
weit  getrieben  werden,  dass  sie  eine  Verletzung  ihrer  fundamentalsten  Gnmd- 
Sätze  als  legales  Princip  anerkennen  dürfte. 
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ziehten  und  einfach  den  Satz  aufstellen,  auf  den  schon  vorher 
Bezug  genommen  wurde;  The  same  act  which  confers  the  terri- 
tory confers  the  allegiance  of  those  who  remain  in  it. 

Dass  man  aber  eben  trotzdem  noch  nicht  sich  bis  zu  einem 
TöUigen  derartigen  Verzichte  zu  versteigen  wagte,  zeigt  zur  Genüge 
dafür,  dass  man  genau  erkannt  hat,  nach  welcher  Richtung  hin 
die  Wahrheit  gelegen,  ist  und  sich  den  Weg  zu  derselben  unter 
allen  Umständen  offen  halten  will.  Wie  die  Plebisciiheorie  auf 
das  Institut  der  Option  zurückkommt,  trotzdem  sie  dasselbe, 
streng  genommen,  als  überflüssig  verwerfen  musste,  so  auch  die 
Theorie  der  Contumaz  wegen  Verzichtes  auf  das  Auswan- 
derungsrecht. 

Fasst  man  alles  bisher  Vorgetragene  zusammen,  so  er- 
gibt sich,  dass  im  Falle  einer  Gebietscession  diejenigen,  welche  für 
ihren  bisherigen  Staatsverband  und  nicht  für  den  erwerbenden 
Staat  optiren,  von  dem  letzteren  lediglich  als  Ausländer  betrachtet 
werden  müssen,  welche  sich  innerhalb  seines  Gebietes  aufhalten 
und  denen  gegenüber  er  einfach  die  Grundsätze  des  „Fremden- 
rechtes'^  in  Anwendung  zu  bringen  hat.'^) 

Das  „Fremdenrecht'^  freilich  ist  noch  ein  sehr  wenig  im 
Sinne  der  modernen  Rechtsanschauungen  kultivirtes  Gebiet,  und 
erst  in  der  allerjüngsten  Zeit  ist  von  zuständigster  Seite  her  der 
Gedanke  angeregt  worden,  ein  eingehenderes  dem  Stande  der 
jetzigen  Wissenschaft  entsprechendes  System  dieses  Rechtes  zu 

10)  Dieser  Anschaaung  widerspricht  Stoebk  a.  a.  0.  S.  158,  wo  es  heisst, 
daas  ,4er  Staat  bei  JeDen,  die  im  Falle  der  gewaltsamen  (und  doch  wohl 
auch  der  friedlichen?)  Qehietserwerbang  in  sein  Territorium  gelangt  sind, 
und  darin  dauernd  verbleiben,  eine  fremde  Staatsbürgerqualitftt  nicht  an- 
erkennen kann  .  .  .*  Warum  nicht?  Derartige  Personen  werden  ihm  unter 
ümstinden  yielleichi  weniger  zu  schaffen  machen,  als  andere  AoslAnder,  die 
er  nach  den  Grandafttien  des  modernen  Völkerrechtes  ruhig  innerhalb  seiner 
Orenzen  an  dulden  hat  •  .  .  Es  handelt  sich  aber  immer,  wie  aus  den  Aua- 
ft&hrungen  im  Texto  und  in  der  vorigen  Anm.  hervorgeht,  um  eine  quaestio 
facti  •  •  .  Wer  sich  lästig  macht,  wird  ausgewiesen,  die  andern  sind  im 
Lande  m  lassen. 
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entwickeln.  Dabei  werden  selbstverständlich  auch  diejenigen  Ge- 
sichtspunkte näher  festzustellen  sein,  nach  welchen  das  Fremden- 
recht gerade  im  Falle  einer  Gebietscession  zu  handhaben  ist; 
und,  ohne  den  Ergebnissen  vorgreifen  zu  wollen,  zu  welchen  diese 
Untersuchungen  noch  führen  werden,  darf  man  doch  schon  jetzt 
den  Lehrsatz  aufstellen,  dass  dieses  Recht  nicht,  wie  man  bisher 
gemeint  hat,  in  solchen  Fällen  besonders  straff,  sondern  umge- 
kehrt so  nachsichtig,  als  möglich,  gehandhabt  werden  sollte,  denn, 
wenn  auch  einerseits  allerdings  gerade  hiebei  der  erwerbende 
Staat,  um  seines  eigenen  Bestandes  willen,  sich  zu  den  weit- 
gehendsten Yorsichtsmassregeln  wird  genöthigt  erachten  'dürfen, 
so  sollte  doch  andererseits  nicht  übersehen  werden,  dass  eine 
ganze  Bevölkerung  sich  unter  solchen  Umständen  einer  Zwangslage 
gegenüberbe  findet,  welche  mit  den  elementarsten  Anforderungen 
der  Rechtsidee  nur  sehr  schwer  und  künstlich  in  Einklang  zu 
bringen  ist  und  deren  übermässig  rücksichtslose  Ausnützung  durch 
den  erwerbenden  Staat  schliesslich  diesem  selbst  mehr  Nachtheil 
als  Vortheil  bringen  würde. 

Sicherlich  hat  jeder  Staat  die  Befugniss,  solche  Fremde  aus 
seinem  Gebiete  auszuweisen,  welche  sich  lästig  machen;  aber  es 
geht  nicht  an,  nach  Gebietscessionen  etwa  eine  allgemeine  Rechts- 
anschauung dahin  aufzustellen,  dass  alle,  welche  für  ihren  bis- 
herigen Staatsverband  optiren,  schon  dadurch  sich  eines  mit  der 
Sicherheit  und  dem  Bestände  des  Staates  unerträglichen  Betragens 
schuldig  machen;  und  das  Ausweisungsrecht  sollte  erst  dann 
in  Anwendung  gebracht  werden,  wenn  es  durch  die  besonderen 
Umstände  des  einzelnen  Falles  geboten  erscheint.  Viel  wird 
natürlicli  ganz  im  Allgemeinen  davon  abhängen,  in  welcher  Weifte 
die  Cession  überhaupt  vor  sich  ging:  ob  auf  Grund  einer  ge- 
waltsamen Aneignung,  einer  Eroberung,  oder  eines  freiwilligen 
Actes  von  Seiten  des  cedirenden  Staates ;  aber  ganz  abgesehen 
davon,  bleibt  es  unter  allen  Umständen  richtig,  dass  durch  Vor- 
gänge, welche   doch  nur  durch   politische  Interessen   geboten 
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erscheinen,  die  Grundlage  allen  Rechtes,  die  Anerkennung  der 
Individualität,  im  ganzen  umfassenden  Sinne  dieses  Begriffes 
—  nicht  einfach  schlechthin  über  den  Haufen  geworfen  werden 
darf.  — 

Es  erübrigt  nun  hier  nur  noch,  in  wenigen  Strichen  die 
rechtlichen  Folgen  der  Dereliction  und  Secession  für  die  Be- 
wohner der  davon  betroffenen  Gebietstheile  zu  skizziren;  man 
wird  sich  dabei  um  so  kürzer  fassen  dürfen,  als  sich  die  ein« 
schlägigen  Fragen  nach  Allem,  was  bisher  über  die  Gebietscession 
vorgetragen  worden  ist,  nahezu  von  selbst  beantworten. 

Was  zunächst  die  Dereliction  anbetrifft,  so  muss  sich  hierbei  der 
Natur  der  Sache  nach  auf  dem  derelinquirten  Gebiete,  wenn  das- 
selbe nicht  von  einem  andern  Staate  occupirt  wird,  in  welchem 
Falle  regelmässig  eine  directe  Tradition  anzunehmen  sein  dürfte  — 
sofort  und  unmittelbar  ein  neuer,  selbständiger  Staat  heraus^ 
bilden,  der  dann  den  Bewohnern  dieses  Gebietes  gamicht  anders, 
als  bei  der  Gession  der  erwerbende  Staat  der  Bevölkerung  des 
cedirten  Gebietes,  gegenübersteht,  wenn  auch  allerdings  ein  poli- 
tischer Unterschied  vorhanden  ist,  insofern,  als  bei  der  Derelic- 
tion der  neu  entstehende  Staat  überhaupt  gar  keine  Bürger 
haben  würde,  wenn  die  Bewohner  des  betreffenden  Gebietes  sich 
etwa  ausnahmslos  für  den  Verbleib  in  ihrem  alten  Staatsver- 
bande entschieden.  Doch  das  ist  natürlich  nur  eine  Spielerei  der 
Theorie:  denn  thatsächlich  würde  die  überwiegende  Mehrzahl 
derer,  welche  überhaupt  die  Absicht  haben  ihren  Wohnsitz  im 
Lande  beizubehalten,  sich  natürlich  immer  für  den  neuen  Staat 
entscheiden,  schon  um  eben  eine  sachentsprechende  Organisation 
desselben  zu  ermöglichen,  welche  schliesslich  am  Allermeisten  im 
Interesse  der  betreffenden  Personen  gelegen  wäre,  und  man 
könnte  daher  in  diesem  Falle,  wenn  ein  solcher  überhaupt  ein- 
mal wider  Erwarten  eintreten  sollte,  —  vielleicht  sogar  von  einer 
Option  überhaupt  absehen,  nicht  darum,  weil  dieselbe  hierbei 
nicht  ebenso  gerechtfertigt  oder  nothwendig  ist,  wie  bei  irgend 
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einer  sonstigen  Aenderung  der  Territorialgewalt  — ,  sondern  ledig- 
lich aus  dem  thatsächliclien  Grunde,  weil  sJe  überhaupt  Toraus- 
sichtlich  ohne  praktische  Bedeutung  wäre.  Es  dürfte  also  gerade 
hierbei,  mit  Rücksicht  auf  die  in's  Spiel  kommenden  besonderen 
Umstände,  vielleicht  die  blosse  Anwendung  jener  Theorie  genügen, 
welche  vorher  als  die  Statuirung  einer  Contumaz  wegen  Verzichtes 
auf  das  Auswanderungsrecht  bezeichnet  wurde,  und  die  natürlich 
durch  ihre  Anerkennung  in  diesem  einzelnen  Falle  keinesweges 
als  allgemein  giltig  oder  berechtigt  hingestellt  werden  soll.  — 

Bei  der  Secession  aber,  welche  freilich,  streng  genommen, 
hier  ebensowenig  wie  die  Annexion  im  Wege  der  Eroberung  in 
Betracht  kommt,  weil  sie  keine  legale  Veränderung  der  Länder- 
configuration  enthält,  läge  die  Sache  einigermassen  anders; 
zwar  wäre  auch  hier  ohne  Weiteres  anzunehmen,  dass  die  über* 
wiegende  Mehrzahl  derjenigen,  welche  das  secedirende  Gebiet  be- 
wohnen, sich  für  den  auch  in  diesem  Falle  sofort  und  unmittel- 
bar auf  demselben  neu  entstehenden  Staat  entscheiden  würde, 
weil  ohne  stillschweigende  Zustimmung  dieser  Mehrheit  eine  Se- 
cession thatsächlich  gamicht  möglich  wäre:  allein  es  wird  anderer- 
seits hier  doch  ein  erheblich  stärkeres  Interesse  der  Minderheit 
denkbar,  ihre  alte  Staatszugehörigkeit  gewahrt  zu  sehen,  als  das 
bei  der  Dereliction  zutrifft,  bei  der  der  derelinquirende  Staat  ja 
geradezu  darauf  hinarbeitet,  seine  Bürger  gleichsam  von  sich  &b- 
zustossen;  und  hier  also  liegt,  wenn  man  so  sagen  darf,  für  die 
Regierung  des  neu  entstehenden  Staates  eine  wesentlich  höhere^ 
moralische  Verpflichtung,  als  bei  der  Dereliction,  vor,  jedwede 
Zwangsnaturalisation  etwa  widerstrebender  Elemente  zu  vermeiden. 
Es  würde  jedenfalls,  vom  Standpunkte  der  objectiven  Wissen- 
schaft aus,  hier  verfehlt  erscheinen,  nicht  ganz  ausdrücklich  und 
auf  das  Peinlichste  jedem  Einzelnen  das  Recht  der  Option  für 
seinen  bisherigen  Staatsverband  zu  wahren. Selbst  inner- 
halb einer  festgefügten  völkerrechtlichen  Staatengesellschaft  also 
kann   eme   Veränderung   in   der  jeweiligen   Länderconfiguration 
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auf  TöUig  legalem  Wege  vor  sidi  gehen;  es  köimen  zwei  Staaten 
sicli  zu  einem  Ganzen  Tereinigen  oder  von  einem  Staate  Theile 
seines  Gebietes  derelinquirt,  oder  an  einen  andern  Staat  ver* 
schenkt y  verkauft  oder  vertauscht  werden;  und  es  gibt  kein  in 
sich  begründetes  Recht  der  auf  solchen  Gebieten  ansässigen  Be^ 
völkemngen,  welches  dieselben  befugte,  ihrerseits  gegen  einen 
derartigen  Act  Einspruch  zu  erheben;  wohl  aber  gibt  es  ein  Recht 
der  Individualität,  welches  die  Zugehörigkeit  des  Einzelnen  zu 
einem  bestimmten  Staatsverbande  gegen  den  Willen  des  ersteren 
als  schlechterdings  unauflöslich  erscheinen  lässt  und  das  aller- 
dings in  allen  Fällen  einer  starken  Gefahrdung  ausgesetzt  ist, 
da  die  Territorialgewalt  eine  Aenderung  erfährt;  ebenso  wie  jede 
derartige  Aenderung,  wenn  sie  auch  formell  vollkommen  ein* 
wandsfrei  erscheint,  doch  sehr  leicht  thatsächlich  dazu  fuhren 
kann,  die  guten  Beziehungen  der  Staaten  zu  einander  und  das 
heisst  in  Wahrheit  nichts  anderes,  als  eine  geordnete  Rechtsge* 
meinschaft  derselben  zu  zerstören.  Es  ist  daher  unzweifelhaft 
Aufgabe  der  Wissenschaft,  so  paradox  das  auch  an  sich  klingen 
mag,  solche  Grundsätze  aufzustellen,  welche  zwar  nicht,  wie  ge- 
vnsse  Vertreter  des  radicalen  Vemunftrechtes,  jede  Aenderung 
der  Länderconfiguration  schlechthin  verbieten,  aber  doch  einem 
Staate,  wenn  er  zu  seinen  Gunsten  eine  derartige  Aenderung  an- 
strebt, möglichst  erschweren,  sich  mit  den  Folgen  eines  derartigen 
Vorganges  in  befriedigender  Weise  abzufinden,  denn  dadurch 
allein  kann  bewirkt  werden,  dass  solche  Aenderungen  nicht  will- 
kürlich, nach  den  augenblicklichen  Launen  der  Machthaber  oder 
der  Völker,  sondern,  wie  es  zum  Segen  der  Kulturwelt  unerläss- 
lich  ist,  immer  nur  aus  den  gewichtigsten  und  zwingendsten 
Gründen  angestrebt  werden  und  zu  Stande  kommen. 

Das  Völkerrecht,  als  wirkliches  Staatengesellschaftsrecht  ge- 
dacht, bedingt  also  durchaus  nicht  jene  absolute  Stabilität, 
welche  ihm  so  vielfach  zum  Vorwurfe  gemacht  worden  ist,  und 
nur   ein   oberflächliches   Urtheil  kann   behaupten,    dass  es  den 
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Stillstand  der  Weltgeschichte  bedeute.  Es  würde  höchstens  den 
Erfolg  haben,  dass  zeitweilig,  so  lange  ein  ganz  bestiminter  Kreis 
Yon  Staaten  als  Träger  eines  solchen  Rechtes  erschiene,  die 
Weltgeschichte  bei  der  unablässigen  Ausgestaltung  und  Verände- 
rung, welcher  sie  alle  irdischen  Zustände  unterwirft  und  so  auch 
die  Schicksale  jeder  Staatengesellschaft  unterworfen  würde,  sich 
einer  etwas  andern  Form  bediente,  als  derjenigen,  in  welcher 
sich  bisher  das  internationale  Leben  zu  entwickeln  pflegte, 
während  dabei  weder  von  einem  ewigen,  noch  auch  nur  von 
einem  allgemeinen  Frieden  gesprochen  werden  könnte  oder  sollte. 
Welche  dieser  Formen  als  die  bessere  anzusehen  ist,  das  zu  ent- 
scheiden, muss  dem  Geschmacke  jedes  Einzelnen  überlassen 
bleiben;  die  Antwort  der  Jurisprudenz,  als  einer  lediglich  auf 
den  Regeln  des  logischen  Denkens  fussenden  Wissenschaft  ohne 
politische  Hintergedanken  und  Nebenzwecke,  kann  nicht  zweifel- 
haft sein. 
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Das  Fremdenrecht  und  die  Lehre  des  internationalen 
Sachenrechts  mit  Berücksichtigung  der  geltenden 

Codificationen^), 

Von 
Dr,  iur.  Ludwig  Donle  in  Nürnberg. 


§  1.    Allgemeines*    Lex  rei  sitae. 

a)  Immobiliarsachenrecht. 

Im  Vergleiche  zu  den  andern  Rechtsmaterien  ist  der  Raum, 
den  das  Sachenrecht  im  internationalen  Privatrechte  einnimmt, 
immerhin  ein  engerer.  Seine  dingliche  Natur  gibt  ihm  vor  der 
Herrschaft  der  Rechtsnormen  die  Beständigkeit  gegenüber  den 
Rechtsverhältnissen,  in  denen  Inländer  oder  Ausländer  zu  ihm 
stehen  mögen.  Dem  Menschen  als  Rechtssubjecte  wohnt  die 
Energie  zur  Bildung  und  Formung  des  Rechts  inne.  Er  ist  das 
wirklich  belebende  Element  in  der  Lehre  der  Collision  der  Rechts- 
normen. Der  Sache  als  Rechtsobjecte  mangelt  diese  Energie. 
Aus  dieser  Objectivität  des  Sachenrechts,  die  die  subjectiven  Be- 
ziehungen weit  überwiegt,  erklärt  sich  aber  auch  die  Nothwen- 
digkeit  des  Schlusses,  dass  im  internationalen  Sachenrechte  nur 
dasjenige  Recht  die  principielle  Herrschaft  führen  kann,  welches 
dieser  concreten  Natur  gerecht  wird. 

Können  gegen  diese  Gedanken  schwerlich  ernste  Einwend- 
ungen  erhoben  werden,   so  gehört   gleichwohl  die  Wahl   dieses 

1)  VergL  zu  den  folgenden  AasfBhrungen  das  grandlegende  Werk  Babs, 
Theorie  und  Praxis  des  Internationalen  Privatrechts.  2.  umg. 
Auflage  in  zwei  Bänden.    Hannover,  HAHN'sche  Buchhandlung.    1889. 
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Hechts  zu  den  umstrittenen  Fragen  des   mtematioiuden  Pn^«: 
rechts. 

Allein  praktisch  anerkannt,  theoretisch  nur  tob  der  vßokv^ 
italienisch-französischen  Schule  bestritten,  hat  fiir  Immobilies  i' 
lex  rei  sitae  den  Sieg  errungen. 

Um  so  verschiedener  sind  aber  die  doctrinellen  Begrändansi 
•dieses  aufgestellten  Grundsatzes. 

Die   ältere  Doctrin   suchte   sich   mit   der    Dreitheihn^  '^ 
Statutenlehre  nach  statuta  realia,  personalia  und   mixU  zn  l- 
helfen.    In  Beobachtung  der  statuta  realia  solle  der  GesetK»^' 
über  in  fremdem  Rechtsgebiete  belegene  Sachen  keine  recbtlirb^: 
Bestimmungen  erlassen  können.     Beschränkt  wurden  die  sUtct. 
realia  übrigens  auf  das  Immobiliarrecht.    Diese  Begründnus  'i^' 
lex  rei  sitae  ist  in  der  heutigen  Doctrin  so  ziemlich  allgemeiB  y^ 
unzutreffend  verlassen. 

Einen  völligen  Umschlag  brachte  die  Theorie  Satkxt^s.  W    \ 
Dreitheilung  der  Statutenlehre  wurde  umgestossen.      Bei  je^ka 
Rechtsverhältnisse  solle  dasjenige  Rechtsgebiet  aufgesucht  wenks. 
welchem  dieses   Rechtsverhältniss   seiner   eigenthümlichen  ^jX^i: 
nach  angehöre  oder  unter^'orfen  sei,  worin  dasselbe  seinen  Nt: 
habe').     Für  das  Sachenrecht  bestimme  sich  dieser  Sitz  nach  iler 
Lage  der  Sache,  beschränkt  nur  in  einzelnen  Fällen  für  MobiUt^ 
Abgesehen  hievon  sei  die  nothwendige  Anwendung  der  lex  rei  siw 
-auch  in  der  freiwilligen  Unterwerfung  der  Person  hierunter  zu 
erklären. 

Der  Erfolg  dieser  Aufstellung  war  ein  durchschlagender,  b;s> 
erst  die  neuere  Zeit  die  grossen  Fehler  daran  erkannte,  so  dass- 
5ich  die  Anhänger  immer  mehr  vermindern.  Aus  der  Lage  der 
Sache  selbst  folgert  Savigny  die  Nothwendigkeit  der  lex  rei  sita*? 


c)  Savigny,  System  des  heutigen  römischen  Rechts  1849  Bd.  VIII  S.  2& 
and  108.  Die  Lehre  von  der  freiwilligen  ünterwerfong  der  Petoon  onter  dma 
Ortarecht  der  belegenen  Sache  geltende  Recht,  behandeln  wir  swi 
Webe  bei  der  Besprechung  des  Mohiliarsachenrechta. 


v^ 


Tv 


»i' .  - 
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F:  ■  V ;  licht.  Ein  Rechts  yerhältniss  aber  hat  abstract  genommen  über^ 
laupt  keinen  Sitz;  concret  genommen — und  das  war  wohl  die  Mein-- 
.  mg  Satignt's  — nur  da,  wo  seine  Wirkungen  zu  Tage  treten.  Hierin 
■  liegt  aber  eben  der  Irrthum  der  SAViGNT^schen  Anschauung.  Die 
Wirkungen  sind  eben  Folgen  des  rechtsbegründenden  oder  rechts- 
verändemden  Willens.  Die  Frage  der  rechtlichen  Beurtheilung 
dieses  Willens  in  der  GoUision  der  Rechtsnormen  würde  aber  auch 
für  das  Sachenrecht  zur  Anwendung  des  Personalstatuts  und  nicht 
der  lex  rei  sitae  führen.  Durch  das  Ziehen  dieser  Schlussfolgerung, 
ohne  es  zu  wollen  und  zu  ahnen,  auf  dem  Fehler  Sayignt's  ba- 
sirend,  hat  nun  die  neue  italienisch  -  französische  Doctrin  das 
Princip  der  Nationalität,  wie  allgemein  im  internationalen  Privat- 
rechte, so  auch  für  das  Sachenrecht  aufgestellt').  Das  Personal- 
statut, in  seinem  Gehalte  nach  der  Nationalität  bemessen,  soll  das 
allein  dominirende  sein,  modificirt  nur  durch  den  ordre  public. 
Wie  Eingangs  erwähnt,  hat  durch  diese  Theorie  die  italienisch- 
französische Schule  theoretisch  auch  für  das  Sachenrecht  die 
Herrschaft  des  Personalstatuts  zu  begründen  versucht.  Praktisch 
aber  haben  die  Rücksichten  auf  den  ordre  public  ebenfalls  zur 
rückhaltlosen  Anerkennung  der  lex  rei  sitae  als  Grundprindps 
fiir  die  Herrschaft  der  Rechtsnormen  im  Sachenrechte  gefuhrt. 

s)  pASQUALB  FiOBB,  Droit  international  priv^,  traduit  par  P.  Pradisb 
TootBä  Paris  1875  S.  58:  La  conservation  du  Droit  public  est  d'nn  tr^s  grand 
int^rd^  Cest  le  d^p6t  des  aotee,  loa  plus  aolennels  de  la  vie  politiqne  de 
chaque  peaple,  et  ü  r^vdle  ses  coatumeB,  aes  traditiona,  l'empreinte  de  sa 
▼ie  politiqae  et  sociale.  Ancan  souverain  ^tranger  ne  peat  attenter,  si  lagere- 
ment  qoe  ce  aoit,  au  Droit  public  d'un  autre  Etat,  parceque  l'exercice  des 
droita  de  aonvenunetä,  dans  ce  cas,  deviendrait  v^ritablement  nuisible  aux 
int^rdta  g^n^ranx  de  oet  Etat  Par  consöqnent  toutea  les  peraonnes,  qne  ce 
soient  des  sujets,  oudes  naturalis^,  oa  des  ^trangers,  toutes  les  cboses 
existantes  dana  Ie  territoire»  qnelque  seit  le  proprietaire, 
aaqael  ellea  appartiennent,  et  toutes  les  actione  de  quelque  nature  qu*elles 
Boient  OQ  an  yerin  de  qnelque  droit  qu'elles  s*  exercent,  sont  soumiaes  aux 
principea  ^tablis  pour  conserver  l'ordre  public  et  l'int^rftt  ^conomique, 
politiqne,  moral,  religieux,  qui  servent  de  baae  k  cette  association  particuli^re. 
Ferner  ibidem  8.  929  Nr.  195. 
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Die  Antwort  auf  die  Frage,  was  ordre  public  eigentlich  sei,  sind 
uns  freilich  die  Anhänger  dieser  Richtung  schuldig  geblieben.  Für 
den  SAviGNT'schen  Sitz  des  Rechtsverhältnisses  hat  uns  diese  Schule 
den  eben  so  unbestimmbaren  ordre  public  gegeben.  Mit  dieser 
Aufstellung  hat  eben  diese  Theorie  das  praktische  Fundament 
des  Rechts  verlassen  und  sich  auf  den  schlüpfrigen  Boden  der 
Rechtsphilosophie  begeben,  welche  für  praktische  Entscheidungen 
niemals  den  Anhalt  bieten  kann,  welchen  ein  Gesetz  verschaffen 
soll.  Abgesehen  hievon  gelangen  fast  sämmtliche  Vertreter  dieser 
Anschauung  in  Folge  der  Unbestimmbarkeit  des  ordre  public, 
wie  Weiss  und  Fiore  auch  ausdrücklich  anerkennt^),  zu  dem 
Schlüsse,  der  Begriff  des  ordre  public  und  seine  Feststellung  unter- 
liegen im  einzelnen  Falle  dem  richterlichen  Ermessen.  Dies  zeigt 
so  recht  die  Unzulänglichkeit  dieser  Theorie ;  denn  damit  verliert 
das  Grundprincip  des  ordre  pubUc  seine  Widerstandsfähigkeit. 
Eine  weitere|Schwäche  liegt  femer  in  dem  Grunde,  den  wir  später 
bei  der  Verwerfung  der  Regel  mobilia  personam  sequuntur  für 
das  Mobiliarrecht  kennen  lernen  werden,  nämlich  in  der  Frage, 
welches  Nationalitätsgesetz  im  CoUisionsfalle  entscheiden 
solle.  Die  Verknüpfung  des  Sachenrechts  mit  der  Person,  sei  es 
des  Eigenthümers,  sei  es  des  Besitzers,  führt  zu  unlösbaren  Schwie- 
rigkeiten. Von  der  Unzulänglichkeit  des  ordre  public  als  Mass- 
stabes überzeugt,  suchen  vergeblich  Fioke  und  besonders  Fusinato 
den  Begriff  des  ordre  public  durch  Specialisirungen,  wie  interet 
economique,  politique,  moral,  religieux  eine  greifbarere  Gestalt 
zu  geben. 

Zur  Rettung  des  ordre  public  als  Quelle  der  Anwendbarkeit 
der  lex  rei  sitae  im  Sachenrechte  hat  Laurent  noch  den  Versuch 
durch  Aufstellung  der  lois  d'ordre  social  gemacht*).    Die  Gesell- 


4)  Weiss,  Andb£,  Trait^  ^l^mentaife  de  droit  intematioiial  privd,  Paris 
1885  S.  516,  Pradier  Fod^^  a.  a.  0.  S.  55. 

&)  Vgl.  Laurent  Avantprojet  de  revision  du  code  civil  beige  art  26. 
Les  lois  relatives  aux  droits  de  la  sociöt^  re^oivent  leur  application  quelqoe 
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Schaft  habe  auch  Rechte,  weil  sie  Pflichten  habe,  eine  Mission, 
die  sie  nicht  erfüllen  könne,  wenn  sie  nicht  gewisse  Verbindlich- 
keiten und  Einschränkungen  ihren  Mitgliedern  auferlegen  könne. 
Daher  gebe  es  zwei  collidirende  Gesetze,  was  die  Modification  des 
einen  durch  das  andere  in  sich  schliesse.  Das  Recht  des  Eigen- 
thtimers  sei  dahin  modificirt,  dass  er  beschränkt  sei  in  dem  Ge* 
brauche  seines  Eigenthums ;  das  Recht  der  Gesellschaft  sei  dahin 
modificirt,  dass  sie  vorbehaltlich  des  Grundes  der  allgemeinen 
Nützlichkeit  einem  Bürger  sein  Gut  nicht  nehmen  könne.  Mit 
diesen  Restrictionen  erklärt  sich  dann  das  von  Laurent  als  An- 
hänger der  italienisch-französischen  Schule  in  art.  13  Avantprojet 
ausgesprochene  Princip:  Les  biens  meubles  et  immeubles  sont 
regis  par  la  loi  nationale  de  celui  ä  qu^ils  appartiennent. 

Ebenso  wenig  vermag  uns  der  Versuch  Brogheb's  zu  be- 
friedigen. Derselbe  spaltet  die  Lehre  des  ordre  public  in  einen 
ordre  public  interne  und  einen  ordre  public  international.  Aus- 
gehend von  der  sog.  extensiven  Kraft  der  Gesetze  behauptet 
Bbogher,  seine  Lehre  resultire  d^une  force  repulsive  opposee 
par  TEtat  sur  le  territoire  duquel  Textension  devrait  se  faire. 
Die  Nothwendigkeit  der  lex  rei  sitae  für  das  Sachenrecht  sei 
im  ordre  public  interne  begründet.  Prüft  man  aber  die  Lehre 
Brocher's  des  Näheren,  so  erkennt  man  ihre  Construction  aus 
dem  Territorialitätsprincipe  und  der  Annahme  eines  absoluten, 
über  alle  Einzelrechte  erhabenen  internationalen  Privatrechts, 
in  harmonischen  Einklang  gebracht  durch  die  indispensable  har- 
monie  qui  doit  regner  entre  les  nations,  also  durch  die  comitas 
nationum"). 


floient  le  liea  da  conirat,  la  nationalit^  des  parties  int^ress^s  et  la  nature 
des  bians.  Ferner  Laubent,  le  droit  civil  international  Vol.  YII  S.  335 ;  Vol.  II 
S.  262. 

6)  Brochrr,  Nouveaa  trait^  de  droit  international  priv^.  Paria  1876 
S.  65.  La  nature  des  choaes  parait  constater  l'existence  de  deux  ordre  pu- 
blica. Tan  interne  et  Tautre  externe.  Ibidem  S.  210.    C'est  la  loi  de  la  sitaa- 

ArchiT  fflr  Öffentliches  Recht.  Vm.  2.  3.  ^7 
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Brocher  nennt  selbst  seine  Aufstellung  ein  sujet  fort  delicat. 
Und  in  der  That  ist  dieselbe  auch  nicht  geeignet,  Klarheit  im 
Systeme  des  internationalen  Privatrechts  zu  schaffen.  Die  Frage 
der  Collision  ist  nicht  gelöst.  Die  Annahme  eines  absoluten  inter- 
nationalen Privatrechts  ist  falsch.  Letzteres  ist  stets  nur  ein 
Theil  des  Einzelrechts.  Ein  ordre  public  international  könnte 
aber  nur  als  Folgezustand  aus  einem  selbständigen  internationalen 
Rechte  gedacht  werden.  Denn  ordre  ist  nur  die  Wirkung  eine«; 
bestehenden  Rechts.  Die  Harmonie  oder  comitas  nationum  ist 
aber  nicht  im  Stande  Conflictsfälle  nach  Rechtsgrundsätzen 
zu  lösen.  Ueberdies  führt  die  Lehre  BROCHiai's  dazu,  dass  ein 
weiteres  Recht  als  collidirend  zu  beachten  wäre,  indem  nicht  nur 
die  verschiedenen  ordres  publics  internes,  sondern  auch  diese  mit 
dem  ordre  public  externe  coUidiren  müssten. 

Allen  diesen  Aufstellungen  fehlt  das  Rückgrat.  Die  Herr- 
schaft der  Rechtsnormen  läge  nicht  im  Rechte  selbst,  sondern 
im  Ermessen  des  Richters.  Sein  Richterspruch  begrenzt  die 
Herrschaft  jenes  ordre  public,  interet  economique,  moral  etc.  oder 
jener  lois  d'ordre  social.  Rien  de  plus  vague,  en  effet,  que  Fidee 
d' ordre  public,  de  moralite  publique,  de  droit  public  non  ecrit- 
rien  de  plus  arbitraire  qu'un  jugement  reposant  sur  Tappreciation 
personnelle  du  juge  a  l'egard  de  ces  notions  peu  precises'). 


tion  des  choses  qai  est  comp^tente  pour  r^lementer  la  natore  et  les  effets 
des  droits  r^Is. 

Bbocheb,  Cours  de  droit  international  privä  Paris  1882  S.  25.  Le  droit 
international'  privd  peat  dtre  consid^r^  comme  ^tant  la  loi  des  lois.  Ibidem 
S.  109.  L'ordre  public  interne  se  d^veloppe  dans  le  sein  d'nne  senle  et  m^me 
legialation.  —  C'est  entre  souverainetäs  diverses  qa*il  faat  en  traoer,  qqand 
il  8*agit  d'ordre  pnblic  international. 

Vgl.  andererseits  Brocher,  Nouveau  trait^  S.  352 :  II  importe  aux  Etats 
de  ne  pas  trop  s'entraver  r^ciproquement  dans  Texeroice  de  leor  sonverainete. 

7)  AssBR  in  der  Revue  de  Droit  International  Bd.  YU  S.  889.  Vgl.  im 
allgemeinen  Bab,  Internationales  Privatrecbt  Bd.  I  S.  97  ff.  Auch  Lai^rsnt 
a.  a.  0.  Bd.  VIl  S.  289  nennt  den  ordre  public  «vague* ;  on  peut  Ini  faire 
dxre  a  peu  pr^s  tout  ce  que  Ton  vent.    Siehe  auch  Tobbes  Camtos,  Eetadios 
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Unannehmbar  erscheint  änch  der  Versuch,  den  Böhlau®)  untei*- 
nimmt,  die  Sachenrechte  principiell  aus  den  Quellen  des  römischen 
Rechts  nach  dem  forum  rei  sitae  zu  beuitheilen,  wobei  unter  der 
Herrschaft  desselben  wohlerworbene  Eechte  auch  nach  Ueber- 
fuhrung  der  Sache  in  einen  andern  Rechtssprengel  aufrecht  er- 
halten werden  sollen.  Wenn  Böhlau  seine  Ansicht  auf  den 
Quellen  des  römischen  Rechts  zu  fundiren  sucht,  so  übersieht  er 
ToUständig,  dass  die  von  ihm  citirte  1.  3  C.  ubi  in  rem  actio  III, 
19  lediglich  den  Ort  der  Klagerhebung  festsetzt,  über  das  anzu- 
wendende Recht  aber  gar  nichts  bestimmt.  Denn  dadurch,  dass 
der  Kläger  ausser  an  dem  Forum  des  Beklagten,  auch  noch  da 
klagen  kann,  wo  die  eingeklagte  Sache  sich  dauernd  befindet,  ist 
die  materielle  Rechtsanwendung  der  lex  situs  nicht  erklärt.  Es 
wird  durch  Böhlau  dieser  Stelle  auch  im  materiellen  Rechte  eine 
Tragweite  gegeben,  die  sie  sicherlich  nicht  besitzt. 

Feinsinnig  ist  die  Untersuchung  Bab's,  ausgehend  von  dem 
lüERiNG'schen  Zwecke  der  Gesetze,  schliessend  in  der  Dinglichkeit 
des  Sachenrechts  im  Gegensatze  zum  Obligationenrechte  und 
Familienrechte').  Allein  eine  befriedigende  Erklärung  der  recht- 
lichen Nothwendigkeit  der  historischen  Entwicklung  der  lex 
rei  sitae  im  internationalen  Rechte  vermag  uns  seine  Ansicht  nicht 
zu  gewähren.  Vorerst  ist  es  unrichtig,  dass  der  Zweck  im  Rechte 
das  entscheidende  Merkmal  im  internationalen  Privatrechte  liefere. 
Eben  der  Zweck  der  Gesetze  ist  das  CoUidirende  im  internationalen 
Rechtsverkehre.  Es  hat  das  inländische,  wie  das  ausländische 
(besetz  seinen  Zweck.  Dieser  interpretirt  die  innere  Natur  des 
einzelnen  Gesetzes,  nicht  aber  mangels  ausdrücklicher  Bestimmung 
»eine  Herrschaftsgrenzen.  Aber  vereinigen  wird  der  Zweck  zwei 
«ich  widersprechende  Gesetze    niemals.      Auch    bleibt  Bar    den 


de    derecho  internaoional  privado,  Madrid  1891  S.  44:  £1  aspecto  practico 
eonfirma  la  vagaedad  inconveniente  de  la  doctrina  del  orden  püblico. 

S)  BöHLAr,  Mecklenbiirgiacfaea  Landreofat  1871  Bd.  I  S.  464  ff. 

•)  Bab  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  117  und  594  ff. 

17* 
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Nachweis  schuldig,  warum  eben  der  Zweck  der  lex  rei  sitae  und 
nicht  derjenige  der  collidirenden  lex  der  massgebende  sein  solle  ^% 
Mit  einer  petitio  principii  behauptet  er,  dieser  Zweck  könne  im 
Sachenrechte  nur  durch  Nichtberücksichtigung  des  Personalstatuts 
und  der  lex  loci  contractus,  also  durch  Anwendung  der  lex  rei 
sitae  erreicht  werden. 

Des  weiteren  fuhrt  Bar  aus,  die  Geltung  der  lex  rei  sitae  sei 
vollkommen  selbstverständlich  nicht;  es  lasse  sich,  wie  das  frühere 
Mittelalter  zeige,  immerhin  ein  Rechtszustand  denken,  bei  welchem 
z.  B.  Eigenthum  nach  dem  Rechte  des  bisher  Berechtigten  auf 
den  neuen  Erwerber  übertragen  werde  und  wo  z.  B.  ein  bestimm- 
tes territoriales  Recht  fehle;  in  einem  Lande,  welches  erst  an- 
fange, von  Colonisten  verschiedener  Nationalität  in  Besitz  ge- 
nommen zu  werden.  Allein  es  ist  nicht  richtig,  wenn  Bar  meint, 
in  solchen  Fällen  müsse  man  seine  Zuflucht  zum  Personalstatute 
nehmen.  Sind  diese  Colonisten  einer  und  derselben  Nationali- 
tät, so  verpflanzen  sie  das  in  ihrer  ursprünglichen  Heimath  geltende 
Recht  natürlicherweise  in  ihre  Colonie,  allein  nicht  vermöge  ihres 
Personalstatuts,  sondern  kraft  eines  in  dem  rechtsbildenden  Be- 
streben des  einzelnen  begründeten,  die  stillschweigende  Zustimmung 
sämmtlicher  Colonisten  voraussetzenden,  rechtlichen  Willküracts. 
In  den  heutigen  Zeiten  bildet  die  Colonisation  durch  den  Staat 
die  RegeL  Jener  Act  wird  daher  in  solchen  Fällen  meistens 
vom  Staate  ausgehen.  So  erinnern  wir  beispielsweise  hinsicht- 
lich der  deutschen  Schutzgebiete  an  §  2  des  R.-Ges.  vom  17.  April 
1886  im  Zusammenhalt  mit  §  3  des  R.-Ges.  vom  10.  Juli  1879. 

Sind  nun  die  Colonisten  verschiedener  Nationalität« 


10)  Bar  widerspricht  sich  selbst  übrigens  in  diesem  Punkte  Bd.  I  8.  hOS 
Anm.  5  bei  der  Widerlegung  Whabtom's:  Daher  darf  man  die  nationalOkono- 
mischen  Gesichtspunkte  nicht  als  die  in  Wahrheit  entscheidenden  betrachten. 
Es  würde  daraus  der  falsche  Satz  folgen,  dass,  wenn  zwei  Terschiedene  Ge- 
setzgebungen nachweislich  dieselben  nationalOkonomisehen  Zielpunkte 
verfolgen,  die  Ausschliesslichkeit  der  lex  rei  sitae  nicht  in  dem  sonst  er- 
forderlichen Maasse  festzuhalten  würe. 
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80  ist  ebenfalls  bei  obigen  Voraussetzungen  nicht  die  principielle 
Geltung  des  Personalstatuts  begründet.  Das  Recht  im  objectiven 
Sinne  als  die  durch  den  allgemeinen  Willen  aufrecht  erhaltene 
Ordnung  der  Lebensverhältnisse^^)  wird  dann  eben  nicht  von  den 
früheren  Angehörigen  eines  und  desselben  Rechtsgebiets,  sondern 
von  denen  verschiedener  Rechtsgebiete  getragen.  Die  Majorität 
der  Colonisten  wird  dann  die  Rechtsbildung  regelmässig  mass- 
gebend beeinflussen.  Im  übrigen  kann  ja  auch  der  Ausländer 
auf  die  Bildung  des  Gewohnheitsrechtes  Einfluss  nehmen.  Allein 
nie  wird  bei  dieser  Entwicklung  das  Personalstatut,  auch  nicht 
im  Anfange,  als  rechtliches  Institut  eine  Ausnahme  im 
Sinne  Bar^s  begründen,  dass  auch  der  Verkehr  des  Sachenrechts 
der  lex  rei  sitae  entzogen  sein  würde. 

Die  Prämisse  der  BAR^schen  Anschauung  ist  demzufolge  un- 
richtig. Nichtsdestoweniger  sind  die  weiteren  Ausführungen  des- 
selben dahin  zutreffend,  als  sie  unanfechtbar  diejenigen  dog- 
matischen Gründe  klarstellen,  welche  der  lex  rei  sitae  im 
Sachenrechte  den  inneren  rechtlichen  Halt  geben  d.  h.  die  Unmög- 
lichkeit einer  künftigen  Abweichung  von  der  principiellen  An- 
wendung des  Ortsrechts  der  belegenen  Sache  im  internationalen 
Sachenrechte  auseinandersetzen.  Die  Dinglichkeit  im  Sachen- 
rechte d.  h.  die  unmittelbare  Unterw-erfung  der  körjierlichen 
Sachenrechte  unter  die  menschliche  Herrschaft  mit  rechtlicher 
Fixirung  dieses  Verhältnisses  auch  Dritten  gegenüber  untergräbt 
die  Möglichkeit  des  Personalstatuts,  welches  sich  nicht  nur  aus 
sich  selbst,  sondern  oft  auch  mit  dem  Wechsel  des  Berechtigten 
verändert,  damit  aber  im  Sachenrechte  zu  unhaltbaren  Zuständen 
führen  müsste. 

Wir  kommen  nun  zur  Besprechung  derjenigen  Autoren,  welche 
nicht,  wie  die  vorgenannten,  die  Begründung  der  lex  rei  sitae 
für  das  Sachenrecht  im  positiven  Recht  selbst  suchen,  sondern 
vielmehr  diese  Regel  aus  der  staatssouveränen  Territorialität  als 

11)  Drbnburo,  Pandekten,  Berlin  1888  Bd.  I  S.  43. 
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allgemeiner  Basis  im  internationalen  Rechte  ableiten.  Ausgleichen- 
der Factor  soll  hiebei  die  internationale  Courtoisie  sein**).  Ab- 
gesehen davon ^  dass  es  unerträglich  erscheint,  die  Grundlagen 
internationalen  Rechts  in  der  Courtoisie  suchen  zu  wollen,  die 
überdies  nur  Sache  des  guten  Willens  des  einzelnen  Staats  wäre*^, 
bildet  auch  die  Territorialgewalt  des  Staats  keine  Rechtsgrund- 
lage in  der  Frage  der  Statutencollision.  Es  ist  die  Möglichkeit 
gegeben,  dass  unter  derselben  Territorialgewalt  in  deren  räum- 
lichen Herrschaftssphäre  mehrere  verschiedene  Rechtsgebiete  neben 
einander  bestehen.  Bei  der  CoUision  dieser  Rechtsgebiete  hin- 
sichtlich des  anzuwendenden  Rechts  müsste  man  bei  Zugrund- 
legung  dieser  Theorie  zu  dem  widersinnigen  Zwiespalt  einer  in 
sich  selbst  zerrissenen  Staatssouveränetät  gelangen.  Immerhin 
sind  die  Anhänger  dieser  Theorie  noch  sehr  zahlreich  und  insbe- 
sondere fast  die  gesammte,  sehr  bedeutende  englisch-amerikanische 
Schule  spricht  ihr  zu. 

Wheaton")  im  Anschlüsse  an  Ulrich  Hubbrus  spricht  sich 
besonders  zu  Gunsten  des  sog.  Territorialitätsprincips  aus  und 
es  ist  auf  dessen  Grundlage,  dass  er  die  Anwendung  der  lex  rei 
sitae  für  Immobilien  verlangt,  da  sonst  die  Vitalitätsinteressen 
jedes  Staats  gefährdet  würden.  PfflLLiMORE  auf  der  andern  Seite 
kann  sich  gleichfalls  nicht   von   dem   Banne   dieser   Anschauung 


i2)  Portalis,  Second  expos^  des  motifs  da  titre  pr^liminaire  n.  14  et  15. 
—  Foelix  traitö  du  droit  international  priv^  t.  I  S.  117  ff.  —  ScHÄjrrsrER, 
Entwicklung  des  internationalen  Privatrechts  1841  8.  65.  Siehe  auch  Klöppel 
in  Böhm's  Zeitschr.  f.  intern.  P.-R.  Bd.  I  S.  195. 

1 8)  Laurent  a.  a.  0.  S.  261 :  Or  la  courtoisie  n'est  pas  un  droit,  e]]e 
depend  du  bon  vouloir  de  chaque  ^tat  .  .  . 

14)  Wheaton,  Elements  of  international  law  London  1880  §  81:  That 
State,  where  this  real  property  is  situated,  cannot  suffer  its  own  lawa  in  Üiis 
respect  to  be  changed  by  these  dispositions ,  without  groat  confumon  and 
prejudice  to  its  own  interests.  Hence  it  foUows,  tbat  the  law  of  a  place. 
where  real  property  is  situated  govems  exclusively.  §  77.  Every  independent 
State  is  entitled  to  the  exclusive  power  of  legislation  in  respect  to  aU  real 
and  personal  property  situated  within  its  territory. 
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lostrennen.  Die  Begriffe  sovereignty  und  comity  sind  in  der 
englischen  Doctrin  zu  eingewurzelt.  Allein  er  zeigt  bei  der  Be- 
arbeitung des  Sachenrechts  die  grösste  Neigung  zur  SAViGNT'schen 
Theorie  und  scheint  damit  einverstanden,  die  Anwendbarkeit  der 
lex  rei  sitae  als  Grundprincip  für  das  Sachenrecht,  insbesondere 
hier  für  das  Immobilienrecht  aus  dem  positiven  Rechte  selbst 
—  aus  dem  Sitze  des  Rechtsverhältnisses  —  herzuleiten^). 

Wharton*^  dagegen  legt  wiederum  das  Hauptgewicht  auf 
die  Staatssouveränetät,  da  der  Grund  und  Boden  ein  wesentlicher 
Bestandtheil  des  Staates  sei.  Die  Berufung  Wharton's  auf  national 
{lolicy  bedeutet  nicht  einen  Anschluss  an  den  ordre  public  im 
Sinne  der  französisch-italienischen  Schule.  Sie  bedeutet  nur  die 
ungetheilte  Kraft  der  Staatssouveränetät. 

Auch  DüDLEY  FiELD  geht  von  der  Territorialgewalt  des  Staats 
als  Quelle  der  lex  rei  sitae  für  das  Immobiliarsachenrecht  aus, 
ohne  eine  nähere  Begründung  zu  versuchen*'). 

Wenden  wir  uns  schliesslich  noch  zu  der  Tlieorie  von  Torres 
Campos,  als  Vertreters  des  internationalen  Rechts  in  der  spanischen 
Rechtswissenschaft,  so  finden  wir  auch  bei  ihm  das  Anerkenntniss 


i&)  PinLLiMORE,  Commentaries  upon  international  law  London  1874 
Bd.  lY  S.  2  ff. :  Sovereignty  anited  with  Domain  establishes,  as  a  fandamen- 
tal  mle  of  International  Law  the  exclasive  Jurisdiction  of  a  State  over  all 
persona,  acta  and  things  within  its  territories.  S.  450:  The  things  occapy  a 
definite  place,  and  that  place  is  the  aeat  of  the  Legal  Relation  (Rechtsver- 
hältnias)  of  which  they  are  the  object. 

16)  Not  merely  is  land  so  essential  to  the  exiatence  of  a  state,  that 
for  a  State  to  part  with  its  control  of  ita  land  would  be  to  part  with  its 
sovereignty  .  .  .  The  tennre  of  land,  also,  is  a  matter  of  national 
policy  .  .  . 

1 7)  DuDLBY  FiBLD,  Draft  Oatlines  of  an  international  Code:  New*  York  1872 
S.  875:  Kaoh  nation  ought  to  be  allowed  to  regulato  all  transactions  affecting 
the  ownership  of  its  own  seil  .  .  «  These  principles  are  oommended  alike 
by  their  recognition  of  the  fundamental  doctrine  of  the  territorial  sovereignty 
of  naüona ...  S.  895 :  The  law  of  the  place  where  immovables  are  sitoate, 
exclosiTely  regulates  and  detennines  the  rights  of  parties  .  .  . 
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der  Staatssouveränetät,  als  im  internationalen  Privatrechte  wirken- 
der Kraft.  Andererseits  verkennt  Torres  Gampos  nicht,  dass  die 
Nähe  Frankreichs,  die  Kenntniss  der  französischen  Sprache  in 
der  spanischen  Doctrin  dem  Nationalitätsprincipe  eine  ausschlag- 
gebende Stellung  verschaffte.  Allein  Torres  Campos  führt  das 
Souveränetätsprincip  nicht  streng  durch,  er  sucht  die  Lösung  der 
Conflicte  im  internationalen  Privatrechte  hauptsächlich  in  einer 
Versöhnung  des  Territorial-  und  Personalprincips  **).  Grundlegende 
Bedeutung  verleiht  Torres  Campos  gleichwohl  nur  dem  indivi- 
duellen Willen.  Hat  sich  dieser  ausgesprochen,  so  sei  jedes  Rechts- 
verhältniss  stillschweigend  der  Staatssouveränetät  unterworfen. 
Theoretisch  verwirft  Torres  Campos  sowohl  die  Theorie  Savigny's 
als  die  der  französisch-italienischen  Schule. 

Will  man  den  Ursprung  der  Begründung  der  Regel,  dass  die 
lex  rei  sitae  das  Immobiliarsachenrecht  grundsätzlich  normiren, 
aufsuchen,  so  kann  allein  eine  historische  Untersuchung  zu  einem 
Ziele  führen.  Abgesehen  von  der  dogmatischen,  von  uns  ver- 
worfenen Theorie  Savigny's**)  suchen  sämmtliche  Theorien  ihren 
historischen  Stützpunkt  für  das  Sachenrecht  im  Territorialis- 


is) TöBRBs  Campos,  filementos  de  derecho  internacional  privado,  Ma- 
drid 1887  S.  44,  S.  48.  Las  relaciones  jurldicas  y  los  derecfaos  y  deberes 
deben  tener  cierta  permaDenoia.  EI  principio  territorial,  aplicado  ä  los  actoe. 
tiende  ä  lograrla  .  .  .  Es,  pues,  preciso  admitir  una  condliaciön  entte  los 
principios  personal  y  territorial.  Todos  los  derechos  se  refieren  &  la  penona 
y  por  ella  son  ejercidos.  —  Gegen  Saviony  S.  50:  No  es  criterio  realmente 
pr&ctico.  £1  asiento  de  la  relaciön  juridica,  admitiendo  qne  paeda  ser  di- 
stingoido,  se  halla  &  veces,  no  en  un  solo  lugar,  sino  en  varios,  y  por  lo 
mismo  debe  bascarse  otro  criterio  .  .  . 

19)  Savigny  geht  ans  von  einer  völkerrechtlichen  Oemeinacfaaft,  d.  h. 
von  einem  absoluten  über  den  Einzelrecbten  stehenden  intwnationaIeD 
Rechte.  Auch  Brochrr  spricht  eine  ähnliche  Ansicht  ans,  behauptet  die 
Existenz  einer  loi  des  lois,  wiewohl  er  die  drei  Begriffe  Droit,  Soaverainet«- 
und  Compötence  an  die  Spitze  seiner  Ausführungen  stellt.  Bbocheb,  Code 
a.  a.  0.  S.  14.  Es  würde  hier  zu  weit  abführen,  die  Ansichten  der  eioseloeB 
Schriftsteller  über  die  Begründung  des  staatssouverftnen  Territorialisnins  ra 
untersuchen. 
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mu8  und  Feudalismus.  Die  Betrachtung  der  Entwickelung  des 
internationalen  PriTatrechts  wird  uns  zeigen,  dass  Territorialismus 
und  Feudalismus  nicht  als  primäre  Quelle  in  der  Anerkennung 
der  lex  rei  sitae,  sondern  nur  als  Bindeglied  gedient  haben. 
Innerhalb  der  Zeit,  für  welche  die  Rechtssätze  gelten,  gelten  sie 
Rir  einen  gewissen  Raum.  Dieser  Raum  kann  mit  dem  Räume, 
welchen  ein  bestimmter  Staat  einnimmt,  zusammenfallen,  er  kann 
enger,  er  kann  weiter  sein'^).  Allein  keineswegs  ist  in  der  Herr- 
schaft des  Staats  die  Herrschaft  der  einzelnen  Rechte  begründet. 
Wohl  ist  in  der  Gegenwart  die  Gesetzgebung  ein  Zweig  der  staat- 
lichen Verwaltung.  Doch  das  Gesetz,  sei  es  durch  Staatsact  oder 
durch  Gewohnheit  entstanden,  herrscht  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit. Seine  Herrschaft  ist  nicht  an  die  des  Staats  ge- 
bunden. Die  innere  Kraft  des  Rechtes  zeigt  sich  in  seiner  Ent- 
wickelung. Die  staatliche  Befugniss  der  Gesetzgebung  wurde  erst 
später  secundäre  Quelle  der  Rechtsbildung,  primäre  blieb  die 
Gewohnheit,  sie  könnte  sonst  staatliches  Gesetz  nicht  abändern, 
die  Existenz  des  Staates  selbst  auch  nicht  überdauern. 

Hieraus  ergibt  sich  aber  der  von  der  Staatssouveränetät 
unabhängige  Begriff  der  Rechtssouveränetät.  Dieselbe  definirt 
sich  als  die  vom  Gemeinwillen  getragene,  von  ihm  aber  auch  be- 
grenzte, in  diesem  Sinne  alle  Sachen,  Personen  und  Rechtsver- 
hältnisse beherrschende,  innere  Kraft  des  Rechts.  Ihre  Herr- 
schaft neben  der  Souveränetät  des  Staates  erklärt  sich  aus  der 
möglichen  Unabhängigkeit  der  Grenzen  des  Rechtsgebiets  von 
denen  des  Staatsgebiets. 

Die  Begrenzung  dieser  Rechtshoheit  ergibt  sich  sowohl 
aus  dem  Aufkommen  des  Gesetzesrechts  als  auch  aus  der  histo- 
rischen Entwickelung  des  Rechts  überhaupt. 

Im  römischen  Reiche  allerdings  decken  sich  Herrschaft 
des  Staates  und  Herrschaft  des  Rechtes,  wenngleich  eine  selbst- 


io)  Windscheid,  Pandekten  1891  Bd.  I  S.  77. 
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ständige  Rechtshoheit  dadurch  ausdrücklich  anerkannt  wurde,  dass 
das  Gewohnheitsrecht  dem  Gesetzesrechte  als  derogirend  über- 
geordnet wurde '^).  In  Ermangelung  der  f actischen  Möglichkeit 
einer  Rechtscollision  blieb  die  Rechtssouveränetät*^)  unangetastet, 
sie  herrschte  in  gleicher  Weise  unbeschränkt  im  Personen-,  Sachen- 
und  Vertragsrechte. 

Diesen  Zustand  fand  die  Völkerwanderung  vor.  Die  siegenden 
germanischen  Stämme,  an  und  für  sich  schon  nach  einzelnen 
Stammesrechten  lebend,  schlugen  den  allein  möglichen  Weg  ein. 
Sie  konnten  den  in  der  Cultur  weit  höher  stehenden  Besiegten 
nicht  ihr  barbarisches  Recht  aufoctroyiren.  Die  Herrschaft  des 
römischen  Rechts  widerstand  dem  siegreichen,  den  Staat  vernich- 
tenden Anprall.  Auf  der  andern  Seite  war  es  natürlich,  dass  die 
Sieger  ihr  angestammtes  Recht  nicht  aufgaben.  War  es  unmög- 
lich ersteres  durch  das  letztere  zu  beseitigen,  da  die  Germanen 
nicht  den  für  die  Rechtshoheit  essentiellen  Gemeinwillen  reprä- 
sentirten,  so  nehmen  sie  doch  hinfort  Einiiuss  auf  die  Recht«- 
bildung  in  den  eroberten  Gebieten,  sodass  die  starre  Herrschaft 
des  römischen  Rechts  durchbrochen  war,  und  neben  ihm  das 
germanische  bestand. 

Die  Lösung  der  Conflicte  zwischen  beiden  Rechten  fand  ihre 
Ausgleichung  vorerst  nicht  in  einer  Verschmelzung,   sondern   in 


21)  1.  32  §  1  D.  de  legibus  1,3. 

^^)  Man  möchte  hinsichtlich  der  Bezeichnung  RechtssouverftnetAt  ein- 
wenden, dass  die  Souveränetftt  untheilbar  sei,  dass  also  Aber  und  neben  dem 
Staate  nicht  noch  eine  weitere  souveräne  Gewalt  bestehen  könne.  Mit  dieser 
Bezeichnung  liegt  uns  jedoch  ferne,  der  staatlichen  verwaltenden  Gewalt 
eine  Concnrrentin  zu  schaffen.  Die  Rechtssouverftnetät  ist  eben  gar  kein 
Theü  der  Staatssouveränetftt,  folglich  kann  letztere  durch  erstere  nicht  ge- 
theilt  werden.  Es  dürfte  f&r  jene  innere  Kraft  kaum  ein  besserer  Ansdnick 
zu  finden  sein,  zumal  übrigens  unsere  Auseinandersetzungen  deutlich  ei^ 
kennen  lassen,  welchen  Charakter  jene  Rechtssouverftnet&t  an  sich  trage.  £s 
handelt  sich  eben  in  diesem  Gebiete  nicht  um  staatliche  Verhältnisse, 
wie  viele  Commentatoren  des  internationalen  Privatrechts  zu  glauben  scheinen, 
sondern  um  rein  rechtliche. 
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den  Trägem  dieser  Rechte.  Damit  entstand  das  System  der  per- 
sönlichen Rechte  —  der  Germane  lebte  nach  germanisch^lm,  der 
Römer  nach  römischem  Rechte.  Dieses  System  entschied'lm  Per- 
sonen-, im  Vertrags-r  und  Sachenrechte.  Mehr  und  mehr  mit  der 
Assimilation  der  germanischen  Völkerschaften  vernarbte  ange- 
sichts der  Unhaltbarkeit  dieser  Zustände  jener  Riss  im  Rechte. 
Hatte  die  centrifugale  Gewalt  der  Völkerstürme  zur  einseitigen 
Betonung  des  Individuums  und  zur  räumlichen,  wie  sachlichen 
Begrenzung  der  Rechtshoheit  nach  dem  System  der  persönlichen 
Rechte  geführt,  so  entstanden  nach  Beruhigung  der  Zeiten  einzelne 
Krystallisationspunkte  an  denen  der  Ausgleich  zwischen  den 
Stammesrechten  die  Ausscheidung  eines  localen  Rechtsgebiets 
erzeugte.  Mit  der  Consolidirung  der  Verhältnisse  bildete  sich 
ein  den  Inländern  gemeinsames  Recht  aus.  Wechselte  das  Recht, 
nach  welchem  die  Sachen  zu  beurtheilen  waren,  zur  Zeit  des 
Systems  der  persönlichen  Rechte,  mit  der  Person  des  zur  Sache 
Berechtigten  je  nach  seiner  Stammesangehörigkeit,  so  ist  es  klar, 
dass  mit  dem  Verschwinden  jenes  Systems  die  Immobilien  infolge 
ihrer  Neutralität  gegenüber  den  Personen  im  Rechtsverkehre  nach 
dem  nun  mittlerweile  entstandenen,  einheitlichen  Rechte  beurtheilt 
wurden.  Denn  die  Bildung  localer  Rechtsgebiete  hatten  eben 
die  natürliche  Folge,  dass  diejenigen  Personen,  welche  dasselbe 
Kechtsgebiet  bewohnten,  diejenigen  Sachen,  welche  sich  darin  be^ 
fanden,  nach  jenem  Rechte  bemessen  wurden.  Falsch  wäre  es, 
zu  behaupten,  dass  das  Verlassen  des  Systems  der  persönlichen 
Rechte  zum  Territorialitätsprincipe  geführt  habe.  Die  Herrschaft 
eines  einheimischen  Rechts  erstreckte  sich  nunmehr  wohl  auf  sämmt- 
liche  Rechtssubjecte  und  Rechtsobjecte,  allein  das  Recht  der  Frem- 
den wurde  dadurch  keineswegs  berührt.  Es  ist  andererseits  selbst- 
verständlich, dass  die  Spuren  des  Systems  der  persönlichen  Rechte 
nicht  über  Nacht  verschwinden  konnten,  und  dass  die  berechtigten 
(vrundsätze  desselben  ihre  weitere  Geltung  behielten.  Daher  folgt 
aus  der  Behauptung  des  einheimischen  Rechtsgebiets  nothwendiger- 
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weise  die  Anerkennung  des  fremden  Kechtsgebiets  und  dessen 
Herrschaft  über  die  dortigen  Rechtsverhältnisse,  wie  aus  der  Be- 
hauptung des  eigenen  persönlichen  Rechts  zuvor  die  Anerkennung 
des  persönlichen  Rechts  des  andern  sich  ergeben  hatte. 

Die  historische  Existenz  eines  absoluten  Territorialrechts, 
wie  sie  zur  Zeit  des  römischen  Reichs  im  römischen  Recht  be- 
standen hat,  ist  daher  entgegen  der  Anschauung  mancher  Schrift- 
steller von  nun  an  unbedingt  zu  verneinen.  Aus  alledem  ergilit 
sich  der  nothwendige  Schluss,  dass  Immobilien  zu  jener  Zeit  nach 
der  lex  rei  sitae  zu  beurtheilen  waren.  Was  die  Mobilien  anlan^^. 
so  kommen  wir  hierauf  unten  zu  sprechen. 

Der  Abschluss  dieser  Periode  führt  uns  in  die  Zeit  des  Sachsen- 
und  des  Schwabenspiegels,  in  denen  zahlreiche  Stellen  auf  die  8elb.st- 
ständige  rechtliche  Behandlung  des  Ausländer,  sowie  auf  die  lex 
rei  sitae  hinweisen").  Wohl  führt  aber  die  Besetzung  der  (Be- 
richte mit  Laien-Schöffen  zu  einer  einseitigen  Betonung  des  lex 
fori,  da  dieselben  natürlich  in  ihrer  Rechtssprechung  eine  Neigiin«; 
zeigte,  das  im  Gerichtsorte  geltende,  ihnen  geläufige  Recht  anzu- 
wenden. Doch  war  dies  ohne  grossen  Einfluss  auf  die  Weiter- 
entwicklung, da  die  Reception  des  römischen  Rechts  alsbald  die 
Existenz  der  Schöffengerichte  untergrub. 

23)  Vgl.  Sachsenspiegel  III  25  §  2,  8;  besonders  aber  III  79,  §  2. 
Niechein  nzwendic  man  en  ist  oach  phlichtig  in  deme  dorfe  zn  antwortene 
nfth  inne  sonderlichen  dorfrechte,  indr  n&h  gemeineme  lantrechte,  her  en 
clage  dftr  uf  erbe  oder  uf  gut  oder  nmb  schalt  Femer  ibid  I  §  30  und  III. 
33  §  5:  Der  kung  aal  ouch  rihten  ambe  eigen  nicht  n&h  des  maiines 
rechte,  wen  n&h  des  landes,  —  fd&r  ez  inne  ligt|. 

Schwabenspiegel  cap.  XXXII.  Ein  iegelich  man,  der  ns  einem  lantif 
in  das  andere  kamt,  nnd  wil  vor  gerihte  reht  nemen  umb  ein  gat,  daz  u 
dem  lande  lit,  er  muz  reht  nemen  nach  des  landes  rehte,  and  nihi  nmck 
sines  landes  rehte.  Weiter  cap  CCXLVI  §  I  nnd  2:  Sprichet  ein  mar 
eines  mannes  eigen  an,  da  sol  er  niht  ambe  antworten,  wan  an  der  stat  da 
ez  lit.  Der  künne  sol  oach  niht  rihten  nach  des  mannes  rehte.  Er  sol  iiikt 
rihten  wan  nach  des  landes  rehte,  da  er  ie  danne  inne  ist.  Vgl.  hieza  di«- 
Bemerkang  Gbngt.eb's  in  seiner  Ausgabe  des  Schwabeospiegels,  der  in  zu- 
treffender Weise  die  Worte  ,am  egen''  einschalten  will. 
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Mit  diesen  Erörterungen  schliessen  ivir  den  Nachweis  einer 
historischen  Begründung  der  lex  situs  in  der  Entwicklung  der 
RechtssouTeränetät  unter  Verwerfung  der  Annahme,  des  absoluten 
Territorialitätsprincips. 

Aber  auch  die  Grundlage  des  Feudalismus  für  die  lex  rei 
sitae  aufzustellen,  wäre  unrichtig.  Denn  erstens  haben  wir  ge- 
sehen, dass  das  Recht  der  belegenen  Sache  sich  nothwendig  aus 
sich  selbst  entwickelte,  zweitens  wäre  es  verkehrt,  aus  der  publi- 
zistischen Natur  des  Feudalismus  Schlüsse  auf  privatrechtliche 
Verhältnisse,  insbesondere  für  örtliche  Herrschaftsgrenzen  der 
Rechtsnormen,  ziehen  zu  wollen.  Die  Anwendung  der  lex  rei 
sitae  für  das  Lehenswesen  ist  allerdings  analog,  allein  die  Gründe 
für  deren  Anwendung  liegen,  wie  wir  später  sehen  werden  im 
ciffentlichen  Rechte. 

Fassen  wir  das  Ergebniss  unserer  Untersuchungen  zusammen, 
so  gelangen  wir  zu  folgenden,  auch  das  internationale  Sachen- 
recht regelnden  Grundsätzen. 

1.  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  beruht  in  der 
Uechtssouveränetät.  Dieselbe  ist  die  historische  Folge  der  Rege- 
neration eines  einheitlichen  im  Räume  (nicht  mehr  nach  dem 
System  der  persönlichen  Rechte)  herrschenden  Rechts. 

2.  Unbeschadet  der  Rechtssouveränetät  blieb  als  historischer 
(Gegensatz  daneben  das  System  der  persönlichen  Rechte  fort- 
bestehen. 

3.  Die  CoUision  zwischen  Rechtssouveränität  mit  dem  System 
der  persönlichen  Rechte  entscheidet  sich  nicht  nach  allgemeinen 
«grossen  Grundsätzen,  sondern  durch  Lösung  der  Einzelfragen. 

4.  Dogmatisch  wäre  ein  Abgehen  von  der  lex  rei  sitae  im 
Sachenrechte  unmöglich. 

Hiemit  sei  aber  nicht  wieder  eine  neue  Theorie  aufgestellt, 
sondern  die  Erklärung  aus  der  geschichtlichen  Rechtsentwicklung 
selbst  versucht,  deren  Verfolgung  jedoch  augenscheinlich  die  Auf- 
stellung grosser  Principien   überflüssig  macht.     Es  bleibt  gleich- 
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wohl  der  Doctrin  noch  hinlänglich  Baum,  durch  Aufstellung  ein- 
heitlicher Gesichtspunkte  in  den  Detailfragen  endlich  Sichtung  zu 
treffen^ 

Um  zunächst  zu'  den  Gesetzgebungen  Deutschlands  überzu- 
gehen^  so  finden  wir  die  Anerkennung  der  lex  situs  für  das  Im- 
mobilienrecht mangels  positiver  Normen  des  römischen  Rechts  in 
dessen  gemeinrechtlicher  Doctrin  durchgeführt'^). 

Das  preussische  Landrecht '^)  huldigt  gleichfalls  diesem  (rrund- 
satze.  Ebenso  bemisst  das  sächsische'^)  bürgerliche  Gesetzbuch 
die  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  nach  den  Gesetzen  des  Orts^ 
wo  die  Sachen  liegen,  welchem  Grundsatze  sich  das  badische '^) 
und  bayrische'^)  Landrecht  anschliessen. 

Zur  Interpretation  dieser  Gesetze  werden  wir  für  das  preu- 
ssische, badische  und  bayerische  Landrecht  die  Statutentheorie 
benützen  müssen,  während  das  sächsische  bürgerliche  Gesetzbuch 
auf  der  Thorie  Savigny's  zu  basiren  scheint. 

Auch  der  code  Napoleon**)  geht  von  der  alten  Statutentheorie 
aus.  Grundlegend  für  viele  der  auswärtigen  Gesetzgebungen, 
erkennt  er  ebenfalls  die  lex  rei  sitae  für  Immobilien  ausdrück- 
lich an. 


94)  Windscheid  a.  a.  0.  §  85,  2.  —  Dernbubg,  Pandekten  II.  Aufl. 
Bd.  I  §  47;  Saviomy  a.  a.  0.  S.  169  ff.;  Sbüffert,  Pandekten  1852  §  17. 

86)  Pr.  L.-R.  £inl.  §  32:  In  Anaehimg  des  onbewegKehen  Vermögens 
gelten  ohne  Rflcksicht  auf  die  Person  des  EigenthtUners  die  Gesetze  der  Ge- 
richtsbarkeit, unter  welcher  sich  dasselbe  befindet. 

>8)  §  10:  Die  Rechte  an  beweglichen  nnd  nnbeweglichen  Sachen,  in- 
gleichen der  Besitz  derselben,  werden  nach  den  Gesetzen  des  Orts  beurtheiit 
wo  die  Sachen  liegen. 

27)  Die  Liegenschaften,  auch  jene  nicht  ausgenommen,  welche  Aus- 
länder inne  haben,  werden  in  allen  Fällen  nach  den  inländischen  Gesetzen 
gerichtet 

^8)  Cap.  II  §  17  . .  .  und  endlich  in  realibas  vel  mixtis  anf  die  Rechten 
in  loco  rei  sitae  ohne  Unterschied  der  Sachen,  ob  sie  beweglich  oder  onbe- 
weglich,  körperlich  oder  ankörperlich  seynd,  gesehen  und  erkannt  werden. 

20)  §  3:  Les  immeubles,  möme  ceux  possed^s  par  des  ^trangers,  sont 
rögis  par  la  loi  fran^aise. 
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In  denjenigen  Rechtsgebieten,  in  welchen  der  code  Napoleon 
noch  heute  gilt  als  gesetzgeberisches  Denkmal  der  Napoleonischen 
Kriege,  wie  in  Belgien,  Rheinpreussen,  Genf,  Waadt  unterliegt  ^^ 
keinem  Zweifel,  dass  eben  die  Statutentheorie  zur  Interpretation 
herbeigezogen  werden  muss. 

Anders  steht  es  allerdings  in  jenen  Rechtsgebieten,  welchen 
der  code  Napoleon  als  Vorbild  in  der  Gesetzgebung  diente,  und 
in  welchen  bezüglich  der  das  internationale  Recht  betreffenden 
Nonnen  unverkennbar  sich  der  Einlluss  der  neueren  Schulen  zeigt. 

.  So  stellt  das  italienische  bürgerliche  Gesetzbuch  für  Immo- 
bilien gleichfalls  das  Ortsrecht  der  belegenen  Sache  auf  ^).  Allein 
sicher  müssen  wir  zur  Interpretation  seiner  Bestimmung  den  ordre 
public  und  das  Nationalitätsprincip  anziehen.  Das  gleiche  gilt 
bezüglich  der  Erklärung  des  lex  situs  für  Immobilien  im  codigo 
civil  espaftoP*)  und  portuguez'*). 

In  gleicher  Weise  lehnt  sich  die  niederländische  Gesetzgebung 
an  den  code  Napoleon  an.  Die  Wet  houdende  Algemeene  Bepa- 
lingen  van  Wetgevi^ig  bekennt  sich  entsprechend  zur  lex  rei  sitae 
für  unbewegliche  Güter**). 

Das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch**)  steht  dagegen 
unter  Anerkennung  des  Ortsrechts  der  belegenen  Sache  wieder 
auf  dem  Boden  der  Statutentheorie. 


30)  DispoBizioni  snlla  pnbblicazione,  interpretozione  ed  applicazione  delle 
leggi  in  generale  art.  7:  I  beni  immobiU  sono  soggetti  alle  leggi  del  luogo 
dove  sono  ritnatt. 

*i)  Art.  10:  Los  biens  immuebles  (estin  snjetos),  k  las  leyes  del  pafs 
en  qae  est&n  sitos. 

32)  Art  24:  Os  portagnezea,  qae  viajam  oa  residem  em  paia  estran- 
geiro,  conservam  se  sujetos  äs  leis  portoguezas  conoementes  ...  &  sua  pro- 
priMlade  immobiliaria  sitoado  no  reino  .  .  . 

S8)  Ten  opziehte  van  onroerende  goederen,  geldt  de  wet  van  het  land 
of  der  plaats,  alwaar  die  goederen  gelegen  zijn. 

S4)  §  800:  Unbewegliche  Sachen  sind  den  Gesetzen  des  Bezirks  unter- 
worfen, in  welchem  sie  liegen. 


' 
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Auch  die  meisten  Schweizerkantone^)  fassen  hierauf,  nur 
der  codice  civile  des  Cantons  Tessin  trägt  offenbare  Spuren  der 
französisch-italienischen  Schule. 

Das  schwedische  Civilrecht  beurtheilt  ebenfalls  die  unbew^- 
liehen  Güter  (fast  gods)  nach  der  lex  situs*^). 

Die  Einleitung  die  uns  Schrevixids  bei  Behandlung  des  inter- 
nationalen Privatrechts  gibt,  lässt  keinen  Zweifel  darüber  auf- 
kommen, dass  in  Schweden  strengstens  Territorialitätsprincip  gilt, 
durch  Verordnung  den  schwedischen  Gerichten  ausdrücklich 
alleinige  Anwendung  des  schwedischen  Rechts  vorgeschrieben  sei, 
die  Anwendung  ausländischer  Normen  dagegen  lediglich  auf  der 
ausschliesslichen  Macht  eines  jeglichen  Staats  über  sein  Terri- 
torium sich  gründe. 

Dem  absoluten  Territorialitätsprincipe  stimmt  das  englischtr 
Recht  zu  '^.  Seit  der  Gleichstellung  der  Ausländer  und  Inländer 
durch  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1870  ist  dieses  Princip  nur  ins4»- 
weit  durchbrochen,  als  die  englische  Jurisprudenz  sich  auch  für 
im  Inlande  vollzogene  Rechtsacte  der  eventueUen  Anwendung  aus- 
ländischer Rechte  zugänglich  erweist.  Die  Anwendung  der  le\ 
situs  ist  für  Immobilien  unbestritten. 

Was  Russland  anbelangt'^),  so  ist  hier  zu  unterscheiden^  «i*r 
folgt :  In  Polen  gilt  der  code  Napoleon  mit  geringfügigen  Aendr- 


Sft)  Zürich  §  4,  Zag  §  5,  Schaffhausen  §  4,  Graabünden  §  1,  2,  Unterwaiac 
§  4,  Bern  Satzimg  4,  Luzem  §  6,  Solothum  §  4,  Aargan  §  6,  Wallis  Art  . 
Freiburg  Art.  2.  —   Siebe  dagegen  codice  civile  di  Tessino  (1882).     art. 
Con  neaanna  privata  convenzione  pu6  derogarsi  aUe  leggi  che  riagnardar 
Tordine  pabblico  ed  i  bnoni  costumi;  cf.  art.  6. 

86)  ScHREVKLiüs,   Lärabok  i   sveriges  GivU*Rfttt,   Land   1851    IL  AizJ 
S.  35  a.  S.  39. 

37)  Vgl.  Lehr,  ^l^menis  de  droit  civil  anglaia  Paria  1885  Nr.  53;  fcrs-r 
Wheaton  a.  a.  0.  §  81.    Wharton  a.  a.  0.  §  299:  By  the  Engliah  comn 
law  immovables  are  govemed  by  the  lex  rei  aitae. 

38)  Lehr   ölt^ments  de  droit  civil  rasse  Paris  1877  introdaction  VL  V 
VIII,  IX. 


I 

i 
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Hingen.  Die  lex  situs  für  das  Immobiliarrecht  beruht  hier  dem- 
gemäss  auf  der  Statutentheorie. 

Der  Svod,  die  Compilation  der  russischen  Einzelrechte,  redi- 
girt  unter  Kaiser  Nikolaus  I.,  vertheidigt  die  lex  situs  dagegen 
vom  Standpunkte  der  Staatssouveränetät. 

Das  liv-,  esth-  und  curländische  Privatrecht  stellen  die- 
selben Grundsätze  auf,  betonen  jedoch,  wie  wir  entsprechend  bei 
der  Entwicklung  der  deutschen  Rechtsbücher  beobachteten,  die 
lex  fori,  wenn  sie  auch  für  Immobilien  die  lex  rei  sitae  als  un- 
bestritten gelten  lassen. 

Aus  dem  Grunde  der  absoluten  Territorialität  bekennt  sich 
auch  das  finländische  Recht  zu  unserem  Grundsatze  der  lex  situs. 
Sie  findet  ihren  deutlichen  Nachweis  in  dem  Fortbestande  des 
ius  albinagii,  wonach  die  Erbschaft,  sei  sie  beweglich  oder  unbe- 
weglich, mangels  finländischer  Erben  oder  mangels  der  Reciprocität 
an  den  Souverän  fällt. 

Unter  den  aussereuropäischen  Gesetzgebungen  besteht  der 
gleiche  Einklang  in  der  Anwendung  der  lex  situs  für  das  Immo- 
bi  liarsachenrecht . 

Die  Ableitung  dieser  Regel  aus  der  Staatssouveränetät  folgt 
klar  nach  den  Erörterungen  der  Doctrin  für  die  vereinigten 
Staaten  für  Nordamerika**). 

Auch  Costa-Rica*^)  und  Chile *^)  scheinen  sich  dieser  doctrinären 
Auffassung  der  lex  situs  anschliessen  zu  wollen.  Nur  Argenti- 
nien**) macht  hier  eine  bemerkenswerthe  Ausnahme,  indem  es 
^V'  oifen  sichtlich  auf  dem  Boden  der  Theorie  Savigny's  steht. 


k^'  89)  Whkaton  u.  a.  0.  §  81. 

40)  §  8:  Loa  bienes  immaebles,  aunqae  se  posean  por  extranjeros  ser&n 
>^  rejidos  por  la  ley  del  Estado. 

41)  §  16:   Lob  bienes  sitaados  en  Chile  estän  snjetos  k  las  leyes  chile- 
0^'  ins,  aanqae  aas  daenos  sean  estranjeros  y  no  residan  en  Chile. 

^'  42)  Art.  10:    Los  bienes  raices  sifcuados  en  la  Repüblica  son  esciusiva- 

nenie  regidus  por  las  leyes  del  paia  .  .  .  cf.  art.  11  ibidem  s.  n.  (Theorie  Sa- 

,yi-^'  -IGKY's). 

ArchiT  f&r  OffonUtehes  Recht.  VUI.  2.  3.  18 
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Zum  Schlüsse  erwähnen  wir  noch  jene  praktischen  Vor- 
schläge, welche  zwar  nicht  Gesetz  sind,  aber  seitens  ihrer  Autoren 
dazu  bestimmt  sind,  eventuellen  praktischen,  positiven  Gestal- 
tungen eines  internationalen  Privatrechts  zur  Basis  zu  dienen. 

Auch  hier  sind  Rocholl  *'),  Mommsen,  DoMiN-PETRUSHCVixs:  be- 
züglich der  lex  situs  für  Immobilien  einig. 

Die  Vertragsprojecte  zwischen  Peru,  Argentinien,  Chile,  Bo- 
livia,  Ecuador,  Venezuela,  Costarica,  Lima*^)  und  z^vischen  Ar- 
gentinien, Bolivia,  Brasilien,  Chile,  Paraguay,  Peru,  Uruguay*^) 
halten  an  der  lex  situs  fest.  Eine  bestimmte  theoretische  Rich- 
tung hat  in  keinem  der  beiden  Projecte  das  entschiedene  Ober- 
gewicht. Der  Einfluss  Savigny's  ist  jedoch  in  beiden  Entwürfen 
bemerklich. 

§  2.    b)  Mobilien. 

So  einig  die  Praxis  von  jeher  in  der  principiellen  Aner- 
kennung der  lex  rei  sitae  für  Immobilien  gewesen,  so  sehr  hat 
doch  die  Geltung  der  lex  rei  sitae  für  das  Mobiliarsachenreclit 
geschwankt.  Allein  wir  werden  sehen,  dass  auch  hier  weder  theo- 
retische noch  praktische  ernstliche  Bedenken  bestehen,  welche  es 
für  wünschenswerth  erachten  lassen,  dass  für  Mobilien  ein  anderes 
Recht  gelte,  als  eben  das  der  belegenen  Sache. 

Um  wiederum  von  der  Prüfung  der  einzelnen  aufgestellten 
Theorien  und  damit  auch  der  diesen  huldigenden  Gesetzgebungen 
auszugehen,  beginnen  wir  zuerst  mit  der  alten  Statutentheorie. 


48)  RocHOLL,  Yorsohl&ge  zur  Abänderung  des  Entwurfes  eines  deatsdiefl 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  etc.  I.  Breslau  1890  §  2  lit.  c.  —  Mommsen,  Civilist 
Archiv  61  8.  197  ff.  §  5.  —  Domin-Petbushevbcz,  Pröcis  d'nn  Code  dn  droit 
international  Leipzig  1861.  Seoonde  partie  I  art.  186. 

<*)  Art.  3:  Die  Rechtsverhältnisse  in  Ansehung  der  unbeweglichen  Gfiter, 
welche  sich  in  einem  Staate  befinden,  bestimmen  sich  nach  den  Gesetzen  des 
betreffenden  Staates  (Uebersetzung  bei  Mbili   intern.  Godifik.  Leipzig  1891;. 

4&)  Art.  26:  Los  bienes,  cualqueira  que  sea  su  naturaleza,  soo  ezcln- 
sivemente  regidos  por  la  ley  de!  lugar,  donde  existen  .  .  . 
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Wir  finden,  dass  diese  Theorie  entgegen  der  sich  aus  ihr 
selbst  ergebenden  natürlichen  Schlussfolgerung  für  das  Mobiliar- 
sachenrecht von  dem  statutum  reale  abging  und  sich  durch  Auf- 
Stellung  der  beiden  Sätze  mobilia  ossibus  inhaerent  oder  mobilia 
personam  sequuntur  zum  statutum  personale  bekannte.  Der 
Grund  hiefür  lag  nicht  in  dem  Durchbruche  des  Princips  der 
lex  rei  sitae,  sondern  vielmehr  in  der  erkünstelten  Durchführung 
gerade  dieses  Princips  unter  Zuhilfenahme  einer  Fiction**).  Man 
wollte  für  Sachen  principiell  die  statuta  realia  aufstellen.  Die 
facti  sehe  Beweglichkeit  der  Mobilien  stand  aber  mit  dem  Hange 
der  Statutentheorie  zur  starren  Rechtsangehörigkeit,  d.  h.  zur 
Verbindnng  der  Sache  mit  dem  einmal  erworbenen  Statut  bis  zur 
anderweiten  rechtlichen  Erwerbung  eines  neuen  Realstatuts  im 
Widerspruche.  Man  griff  daher  zu  dem  Mittel,  dass  man  das- 
jenige Realstatut  für  Mobilien  als  das  massgebende  erklärte,  wo 
das  Subject  zur  Sache,  sei  es  der  Eigenthümer  oder  der  Besitzer, 
domicilirte.  Auf  diesem  indirecten  Wege  lässt  sich  allein  obiger 
Satz  erklären. 

Die  Schwächen  dieser  Theorie  liegen  wesentlich  auf  prak- 
tischem Gebiete.  Die  Dinglichkeit  des  Sachenrechts  einerseits, 
die  Unbestimmbarkeit  der  Person  andererseits,  welche  das  er- 
forderliche Statut  bestimmen  sollte,  widerlegen   aus   sich   selbst 


46)  Kuppel  sacht  in  Böhm'b  Zeitschrift  für  internationales  Recht 
Bd.  I  S.  195  den  Nachweis  zn  liefern,  der  Satz  mobUia  ossibns  inhaerent 
entspr&nge  einer  Verwechslung  des  Vermögens,  welches  als  Inbegriff  der 
wirthschaftlichen  Macht  einer  Person  nur  durch  diese  zur  Einheit  zusammen- 
geechloBsen  werde  und  demnach  auch  als  rechtliche  Einheit  von  der  Person 
unzertrennlich  sei,  und  den  einzelnen  Sachen,  welche  unbeschadet  jener  Ein- 
heit ans  derselben  ausgeschieden,  nie  eingef&gt  werden  können.  Dies  ist  un- 
richtig. Zur  Zeit  der  Entwicklung  dieses  Satzes  m.  o.  i.  lag  die  wirthschaft- 
liehe  Macht  des  Menschen  hauptsächlich  im  Immobiliarbesitze.  Eben  diese 
Verwechslung,  wie  sie  Klippel  annimmt,  hätte  doch  mit  besonderer  Noth- 
wendigkeit  fftr  das  unbewegliche  Vermögen  zu  den  Personal-  und  nicht  Real- 
stataten führen  müssen. 

18* 


—    272    — 

die  Möglichkeit  der  Anwendung  der  Regel:  mobilia  ossibns  in- 
haerent*'). 

Die  Theorie  Savigny's  der  freiwilligen  Unterwerfung  der 
Person  unter  das  Recht  des  Ortes,  wo  die  Sache  liege,  hat  im 
Mobiliarsachenrechte  ihre  besondere  Bedeutung  erfahren.  Aliein 
ist  es  für  das  erste  willkürlich,  ohne  weiteres  eine  solche  Unter- 
werfung zu  fingiren,  so  ist  es  andererseits  unmöglich,  den  inneren 
Widerspruch  dieser  Behauptung  zu  lösen.  Es  wäre  ja  doch  denk- 
bar, dass  eine  Person  erklärte,  sie  wolle  sich  eben  nicht  jener 
lex  rei  sitae  unterwerfen.  Dann  würde  uns  die  Ansicht  Savignt's 
zu  einer  erzwungenen  Unterwerfung,  und  damit  zur  Unterwerfung 
der  Person  unter  das  Recht  der  Sache  führen,  ein  Schluss,  der 
aber  wie  von  Savigny^  so  von  sämmtlichen  Richtungen  verwor- 
fen wird. 

Die  französisch-italienische  Schule*®)  erhebt  getreu  ihren  oben 
erwähnten  Grundsätzen  das  Nationalitätsgesetz  zum  Leitsterne 
auch  für  Mobilien.  Allein  praktisch  hat  sie  wiederum  aus  Rück- 
sichten auf  den  ordre  public  das  Ortsrecht  der  belegenen  Sache 
anerkannt*®),  eine  Unterscheidung  hinsichtlich  der  Anwendbarkeit 
der  Rechtsnormen  zwischen  dem  Mobiliar-  und  Immobiliarsachen- 
rechte  damit^verworfen. 

Zur  Widerlegung  der  wissenschaftlichen  Begründung  dies«^r 
Theorie  können  wir  uns  auf  das  oben  in  §  1  gesagte  beziehen- 

Besonders  einseitig  betont  Laurent*®)  die  Geltung  des  Natio- 

47)  Siehe  besonders  Bar  I  S.  602.    Savigny  a.  a.  0.  S.  176. 

4B)  Fbadibr  Fod£r£  a.  a.  0.  S.  837:  La  loi  nationale  du  propri^taire 
r^gira  les  biens  menbles,  quand  üs  sont  an  acoessoire  de  la  peraonne  et 
qnand  les  rapports  jaridiques  qa*on  veut  ötablir  ou  les  droits  qii*on  exerrc 
ne  blessent  pas  les  droits  de  la  sonverainetä  territoriale.  Mais 
puisqne  le  möme  principe  doit  s'appliqoer  aox  immenblea,  la  distiiietioD, 
dans  notre  Systeme,  reste  sans  auonne  importance.  Ebenso  Wkisb  a.  a.  O. 
S.  754. 

4d)  Laubekt  a.  a.  0.  Bd.  VII  S.  226:  C^est  nn  senl  et  m^nse  Statut 
qni  r^git  les  meubles  et  les  personnes,  ibidem  S.  239:  Le  Statut  territorial 
domine  le  Statut  personnel  lorsqu'  il  est  fonde  sur  nne  consideration  d*inter^t 
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nalitätsprincips  für  das  Mobiliarrecht.  Er  bestreitet  aufs  hef- 
tigste dessen  Begründung  in  der  Fiction,  die  die  Mobilien  am 
Domicile  des  Eigenthümers  belegen  sein  .lasse.  Seine  Greltung 
beruhe  vielmehr  darin,  dass  die  Mobilien  den  Gesetzen  der  Per- 
sonen nachfolgen. 

Laurent  stützt  sich  hiebei  unter  Bekämpfung  Rodenburgh's, 
BouLi£NOis\  BoNHiER^s  auf  die  traditionelle  Vertretung  seines 
Princips  durch  d'ARGENTR^,  Pothier  und  den  nicht  in  Geltung  ge- 
tretenen Livre  preliminaire  des  code  civil:  „Le  mobilier  du  ci- 
toyen  fran^is  residant  ä  Tetranger  est  regle  par  la  loi  fran^aise 
comme  sa  personne'^  Andererseits  aber  kehrt  Laurent  doch  wieder 
zum  Ortsrecht  der  belegenen  Sache  zurück.  Dann  solle  nämlich 
das  Statut  reel  über  das  Statut  personnel  auch  bei  Mobilien 
herrschen,  wenn  das  sociale  Interesse  es  erheische. 

Allein  wenn  Laurent  obiger  Fiction  aus  dem  Wege  zu  gehen 
sucht  und  sie  trotz  ihrer  Natürlichkeit  verwirft,  so  setzt  er  doch 
an  ihre  Stelle  nichts  besseres,  indem  er  selbst  wieder  eine  Fiction 
vertheidigt,  die  noch  weniger  begründet  sein  kann.  Der  von  uns 
oben  vertheidigten  Fiction  unterliegt  wenigstens  diejenige  that- 
sächliche  Stütze,  dass  bewegliche  Sachen  eine  Lage  im  Räume 
haben;  die  fictive  Annahme  der  Forderungen  und  idealer  Rechte 
als  unkörperlicher  Mobilien  darf  man  aber  zur  Begründung  nicht 
heranziehen.  Dass  aber  der  von  Laurent  vertheidigte  Satz  gleich- 
falls eine  Fiction  enthält,  die  nur  in  einer  willkürlichen  Behauptung 
den  Stützpunkt  sucht,  geht  klar  aus  der  einen  Formulation  her- 
vor, dass  nämlich  hier  das  Nationalitätsprincip  darauf  beruhe, 
dass  die  Sachen  dem  Gesetz  der  Person  folgen. 

Ebenso  entscheidet  sich  Brocher  bezüglich  des  Mobiliarsachen- 
rechts für  die  principielle  Anwendung  der  lex  rei  sitae.  Er  be- 
social; je  me  sers  de  cette  ezpression  plat6t  que  de  oelle  d'ordre  public, 
parce  que  celle  ci  est  si  vague. 

So  kam  auch  Laurent  im  Avantprojet  art.  18  zu  dem  Principe,  dass 
Immobilien,  wie  Mobilien  nach  dem  Personalstatate  zn  benrtheilen  seien.  Siehe 
hierQber  oben  §^1. 
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gründet  diese  Nothwendigkeit  mit  dem  ordre  public.  Den  Vor- 
behalt, den  Brogher  im  Erbrecht  macht,  werden  wir  unten  gleich- 
falls berücksichtigen.  Früher  im  nouveau  traite  lehnte  sich 
Brogher  bezüglich  der  Nothwendigkeit  der  lex  rei  sitae  noch  an 
das  Territorialitätsprincip  an  ^.  An  anderer  Stelle  wiederum  re- 
currirt  Brogher  speciell  auf  den  ordre  public  interne,  der  zur 
nothwendigen  Anerkennung  der  lex  rei  sitae  auch  im  Sachenrechte 
fuhren  müsse. 

Zur  Widerlegung  der  Begründung  Böhlaü's,  der  übrigens 
ebenfalls  allgemein  der  lex  rei  sitae  im  Sachenrechte  Geltun;; 
verschaffen  will,  berufen  wir  uns  auch  bezüglich  der  Mobilien 
auf  das  im  vorigen  Paragraphen  erörterte. 

Auch  bezüglich  Bar's,  der  sich  der  principiellen  Xothwendij;- 
keit  der  lex  rei  sitae  auch  für  Mobilien  anschliesst,  glauben  wir 
auf  die  hinlänglichen  Erörterungen  des  vorigen  Paragraphen  Be- 
zug nehmen  zu  dürfen. 

Unter  den  Anhängern  des  staatssouveränen  Territorialitäts- 
princips  erklären  sich  Schaffner  **)  und  Foelix  **)  zu  Anhängern 
der  Regel  mobilia  personam  sequuntur.  In  dem  Bande,  das  die 
Mobilien  mit  dem  Eigenthümer  verbinde,  sehen  sie  den  Ausweg 
aus  der  Herrschaft  der  Staatssouveränetät,  die  durch  die  Herr- 
schaft über  die  Person  dadurch   auch  indirect   die  Mobilien  he- 


60)  Bbochbr,  Goors  etc.  a.  a.  0.  Bd.  I  S  122:  Les  valeurs  mobiMöras 
8ont  r^gies  par  la  loi  du  lieu  oü  elles  se  trouvent  individuellemeDt  engagees 
dans  tel  ou  tel  rapport  special. 

Dagegen  Brocher,  Nouveaa  Traitö:  Chaque  souverainet^  paralt  seule 
comp^tente  ponr  regier  Tordre  öconomiqne  da  territoire  .  .  .  Qnels  qae 
aoient  la  r^idence,  le  domicüe  ou  la  nationalitä  des  parties  int^resa^  c*est 
la  loi  de  la  Situation  des  choses  qui  est  comp^tente  pour  r^glementer  la  n^- 
tore  et  les  effets  des  droits  röels.  Ibidem  S.  343 :  S'agitri]  de  la  natnre  et  de» 
eflfets  des  droits  r^els?  C'est  ä  la  loi  du  lieu  de  la  Situation  des  chgses  qn*il 
faut  reoourir  (ordre  public  interne). 

51)  Schaffner  a.  a.  0.  S.  82. 

52)  Foelix  a.  a.  0.  Nr.  61:  Le  Statut  personnel  gouveme  les  menbles 
corporels  ou  incorporels. 
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herrsche.  Auch  hier  bedarf  es  keiner  weiteren  Widerlegungen, 
da  obige  Ausfuhrungen  genügen  dürften. 

Andererseits  machte  sich  die  englisch  -  nordamerikanische 
Schule,  wenn  sie  auch  dem  Principe  der  Souveränetät  des  Staates 
im  Rechte  zustimmt,  hinsichtlich  des  Mobiliarrechts  doch  frei  von 
der  lex  situs. 

So  erklärt  zwar  zuvörderst  Wharton^*),  trotz  des  Ausspruches 
englischer  und  nordamerikanischer  Autoritäten  für  die  lex  domicilii, 
dass  nunmehr  die  bessere  Meinung  sei,  auch  für  die  Mobilien  die 
lex  situs  anzuerkennen.  Hiebei  stützt  er  sich  auf  national  policy, 
ohne  übrigens  hiemit  sich  an  den  ordre  public  der  französisch-italie- 
nischen Schule  anlehnen  zu  wollen,  wie  der  Zusammenhang  deutlich 
er^'eist.  Ausserdem  stützt  sich  Wharton  noch  auf  die  Dinglichkeit 
des  Sachenrechts.  Die  Vermittlung  des  Territorialitätsprincips 
durch  die  national  policy  vermag  uns  nicht  zu  überzeugen  von 
der  Nothwendigkeit  der  lex  rei  sitae.  Die  Staatssouveränetät 
würde  durch  die  national  policy  auch  das  Personalstatut  aus- 
schliessen  auf  Gebieten,  wo  es  seine  unumstrittene  Geltung  hat. 

Wheaton  dagegen  bekennt  sich  als  Anhänger  der  lex  domi- 
cilii für  das  Mobiliarsachenrecht,  ohne  sich  auf  eine  nähere  Begrün- 
dung einzulassen,  sodass  lediglich  sein  Anschluss  an  Huberus  und 
damit  an  die  Staatssouveränetät  hiefür  Erklärung  geben  mag'^^). 

Phuximore^*),  ohne  die  unbedingte  Herrschaft  der  lex  rei  sitae 
als  durch  die  Doctrin  allgemein  gebilligt  anzuerkennen,   bekennt 


58)  Whabton  a.  a.  0.  §  304:  The  prevalent  opinion  now  is  that  mo- 
vables  are  govemed  by  the  lex  rei  sitae  .  .  .  Public  policy  requires  ibat 
property  so  eztended  and  valnable  as  movables  now  are,  shonid  be  under  the 
general  control  of  the  sovereign  by  whom  sach  property  is  protected  and  in 
conformity  to  whoae  laws  transfers  of  such  property  are  to  be  made. 

54)  Whbaton  a.  a.  0.  §  83:  Äs  to  personal  property,  the  lex  domicilii 
of  ita  owner  prevails  over  the  law  of  the  conntry,  where  such  property  is 
Bitoated. 

55)  Phillimorb  a.  a.  0.  Bd.  IV  S.  37 :  It  may  be  that  this  nile  will 
one  day  be  adopted  (lex  situs)  —  very  much  is  to  be  said  for  it;  but  that 
day  can  hardly  be  said  to  have  yet  arrived. 
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sich  doch  seinerseitB  zu  dem  Ortsrechte  der  belegenen  Sache  als 
dem  für  Mobilien,  wie  für  Immobilien  allein  gerechtfertigten 
Grundsatze.  Der  Anschluss  an  Savigny,  der  in  der  Behandlung 
dieser  Frage  klar  hervortritt,  lässt  dahin  schliessen  — ,  wenn 
Philumore  es  auch  nicht  direct  ausspricht,  dass  auch  er  der 
Fiction  der  freiwilligen  Unterwerfung  der  Person  unter  das  Recht 
der  Sache  huldige. 

DcDLCY  FiELD  dagegen  bemisst  grundsätzlich  das  MobiUar* 
recht  nach  der  lex  domicilii  des  Eigenthümers.  In  der  Begrün- 
dung dieser  Anschauung  lehnt  er  sich  zunächst  an  Stört  an.  Die 
Unbestimmbarkeit  der  Lage  der  beweglichen  Sache  verführt  ihn 
hiezu.  Er  bedenkt  nicht,  dass  der  Vorwurf,  den  er  der  lex  situs 
macht,  dass  nämlich  oft  die  Parteien  die  gegenwärtige  Lage  und 
deren  Gesetz  nicht  kennen,  doppelt  schwer  auf  die  lex  domicilii 
zurückfällt,  da  die  Bestimmbarkeit  des  Eigenthümers  und  seinem 
Statuts  noch  weit  mehr  problematischer  Natur  sind*®). 

Diese  Klippe  sucht  Dudlet  Field  dadurch  zu  umgehen,  dass  er 
die  Veräusserung  einer  bisher  in  fremdem  Gebiete  belegenen 
Mobilie  nach  der  lex  situs  beurtheilt  sehen  will.  Wird  Dcdlet 
Field  hiemit  seinem  Principe  freilich  untreu,  da  er  den  Haupt- 
fall der  CoUisionsmöglichkeit  dem  Ortsrechte  der  belegenen  Sache 


S.  457:  That  the  lex  domicüü  governs  the  moveable  or  personal  pro- 
perty,  that  ia  certainly  the  abstraot  opinion  which  the  greateat  namber  of 
accredited  authors  and  juriats  conspire  to  recoromend.  But  then  in  practioe 
and  eapecially  in  recent  practice  a  great  approach  haa  been  made  to  Savignt^s 
dootrine  of  Üie  lex  situs. 

&6)  DuDLBT  FiBLD  a.  a.  0.  S.  396:  Subjeot  to  the  provisions  of  thk 
Part  movablea  are  deemed  to  foilow  the  person  of  their  owner;  and  the 
validity  and  e£fect  of  any  transaotion  by  him  affectbg  the  same,  wether  by 
«ots  between  living  persons,  or  by  will,  depend  exclusively  upon  the  law 
of  the  place  where  the  transaction  is  had.    cf.  so  No.  583.  8.  402: 

The  exception  for  the  protection  of  creditors  stated  in  the  above  Artiole 
turns  not  on  the  validity  of  the  transfer,  but  on  the  superior  power 
ofa  State  to  apply  property  within  its  limita  to  the  aatiafaetioa  of  debta 
due  to  its  Citizens. 
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unterstellt,  so  löst  er  damit  doch  nicht  die  übrigen  Schwierig- 
keiten. Eine  weitere  specielle  Unterwerfung  der  Mobilien  unter 
die  lex  rei  sitae  lässt  Dudlet  Field  zu,  dadurch,  dass  er  es  jedem 
Staate  anheimstellt  im  Falle  der  Verpfändung  einer  einem  Aus- 
lander gehörigen  Mobilie  die  Pfandgläübiger  des  Inlands  durch 
die  lex  rei  sitae  zu  schützen.  Es  bedarf  nur  der  Erwähnung, 
dass  derartige  Grundsätze  lediglich  eine  unerschöpfliche,  aus  ihnen 
selbst  unlösbare  Casuistik  ergeben  würden,  ohne  zu  positiven  An- 
haltspunkten im  internationalen. Rechte  zu  gelangen. 

Was  nun  die  von  uns  vertretene  Aüsicht  der  Rechtssouve- 
ränetät  betrifft,  so  leitet  sie  zu  einer  genügenden  Erklärung  der 
lex  Situs  auch  für  die  Mobilien.  Dieselben  Gründe,  welche  wir 
oben  des  weiteren  für  unbewegliche  Sachen  erörterten,  rechtfer- 
tigen ihre  Geltung  im  Mobiliarrechte.  Auch  Mobilien  unterliegen 
der  Herrschaft  des  Rechtsgebiets,  in  welchem  sie  sich  befinden. 
Die  Beweglichkeit  derselben  zwingt  jedoch  zu  der  Erhebung  der 
Frage,  wann  der  Eintritt  der  Mobilien  in  ein  bestimmtes  Rechts- 
gebiet erfolge.  Zur  Lösung  dieser  Frage  werden  wir  erst  im 
Folgenden  gelangen. 

Man  möchte  zwar  einwenden,  die  historische  Entwicklung 
des  Rechts  habe  die  Regel  mobilia  personam  sequuntur  begründet. 
Wenn  auch  nicht  widersprochen  werden  kann,  dass  in  vielen 
Rechten  diese  Anschauung  zum  Siege  gelangt  ist,  so  beweist  die 
(veltung  der  lex  situs  in  anderen  Gebieten  doch  gegen  die  Ex- 
clusivität  einer  Bildung  im  ersteren  Sinne. 

Beim  Widerstreite  historischer  Bildungen  im  Rechtsverkehre 
kann  allein  die  dogmatische  Schule  den  Ausschlag  dahin  geben, 
welcher  Richtung  für  die  Zukunft  beizupflichten  sei.  Es  besteht 
hier  aber  kein  Zweifel,  dass  die  Theorie  der  realen  Noth wendig- 
keit, wie  sie  unter  anderen  von  Bar  vertreten  wird,  durchdringen 
muss,  für  deren  endgültigen  Erfolg  dieselben  dogmatischen  Gründe 
für  Mobilien  sprechen,  wie  wir  sie  oben  für  Immobilien  kennen 
lernten.     Stichhaltige  Gründe  für  das  Princip  der  lex  domicilii 
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vermochte  auch  keiner  der  Anhänger  desselben  beizubringen. 
Diejenigen,  die  noch  jetzt  der  Kegel  mobilia  ossibus  inhaerent 
zustimmen,  scheinen  ihren  Hauptgrund  hiefiir  darin  zu  suchen, 
dass  es  eben  die  Person  des  Eigenthümers  oder  Besitzers  sei. 
welche  die  Beweglichkeit  der  Mobilien,  die  Veränderung  ihrer 
Ortslage  bewirke.  Dies  läuft  auf  eine  Attractionskraft  der  Persern 
auf  die  Sachen  hinaus,  eine  Lehre,  die  doch  allseits  verworfen 
wird.  Es  ist  nun  zwar  richtig,  dass  der  Wille  des  Individuums  die 
Lage  beweglicher  Sachen  verändert.  Allein  es  ist  falsch,  hieraus 
das  massgebende  Recht  bestimmen  zu  wollen.  Der  Eintritt  in 
ein  fremdes  Rechtsgebiet  alterirt  principiell  um  deswillen  nicht 
das  Personalstatut,  weil  die  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  einer 
Person  sich  darstellt  als  Ausfluss  des  persönlichen  Willens,  der 
durch  die  Veränderung  des  Aufenthalts  der  Person  angesichts 
der  historischen  Rechtsentwicklung  nicht  weiter  als  nothwendi^ 
modificirt  wird.  Für  das  Sachenrecht  fällt  dieses  nothwendige 
Moment  weg,  das  es  Object,  nicht  Subject  des  Willens  ist. 

Wenn  wir  zu  den  einzelnen  Codificationen  übergehen,  so  ist 
für  das  gemeine  römische  Recht,  wenn  auch  nicht  ausnahmslos, 
so  doch  weit  überwiegend  auch  für  Mobilien  das  Ortsrecht  der 
belegenen  Sache  anerkannt. 

Dagegen  stimmt  das  preussische  Landrecht  der  lex  domicilii 
zu.  Subsidiär  soll  der  Aufenthaltsort  und  bei  doppeltem  Wohn- 
sitze derjenige  entscheiden,  wo  sich  die  Sache  befindet  d.  h. 
principiell  das  Personalstatut,  secundär  das  Realstatut.  Der  ge- 
setzliche Ausdruck  „Gerichtsbarkeit"  bezieht  sich  auf  die  ehe- 
maligen „eximirten  Gerichtsstände"  und  es  ist  unbedenklich  seit 
deren  Aufhebung  durch  Verordnung  von  1849  darunter  kurzhin 
die  lex  domicilii  zu  verstehen*^). 

Die  Unhaltbarkeit  dieses  Grundsatzes  in  der  Praxis  veran- 
lasste  die  Doctrin   einen  Ausweg   zu   suchen,   der  künstlich  die 

57)  FOERSTER-Eccius ,  Preusslsches  Landrecht,  V.  Aufl.  Berlin  IS'^T. 
Bd.  I  S.  58  u.  Anm.  21.  ibidem. 
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Erhebung  der  lex  rei  sitae  zum  leitenden  Anhaltspunkte  auch 
für  das  Mobiliarsachenrecht  zulasse.  So  versucht  Förster-Ecciüs 
in  der  Interpretation  des  Wortes  „Vermögen"  nur  das  Vermögen 
als  „Ganzes"  zu  [verstehen  und  unterwirft  damit  die  Mobilien 
als  „einzelne"  der  lex  situs. 

Dass  diese  Auslegung  willkürlich  ist,  zeigt  der  Hinweis  auf 
§  32  all.  Ges.,  wo  der  Ausdruck  „Vermögen"  für  das  Immobiliar- 
recht  wiederkehrt.  So  wenig,  wie  hier,  hatte  dort  die  Praxis 
unter  „Vermögen"  das  Gesammtvermögen  zu  begreifen,  allein 
thatsächlich  folgt  sie  der  Autorität  Förster- Eccius  und  stellt 
auch  für  Mobilien  entgegen  den  positiven  Rechtsvorschriften  das 
Ortsrecht  der  belegenen  Sache  für  Mobilien  auf. 

Das  sächsische  Civil-Gesetzbuch  unterstellt  die  beweglichen 
Sachen  im  Anschluss  an  die  Theorie  Savigny's  der  lex  situs. 

Als  epochemachend  müssen  wir  das  bayerische  Landrecht 
bezeichnen,  indem  es  entgegen  der  damaligen  Zeitströmung  auf 
Befolgung  der  lex  domicilii,  „ohne  Unterschied  der  Sachen,  ob 
sie  beweglich  oder  unbeweglich  seynd"  dieselben  den  Rechten  in 
loco  rei  sitae  unterstellt. 

Das  badische  Landrecht  steht  auf  dem  Grundsatze  der  Regel 
mobilia  ossibus  inhaerent.  Diese  Interpretation  hält  u.  a.  Ruef^*) 
in  seinem  Commentare  aufrecht  und  stützt  sich  hiebei  auf  oberst- 
richterliche Entscheidungen. 

Des  badischen  Landrechts  Mutterrecht  der  code  Napoleon 
bekennt  nach  der  Angabe  vieler  Commentatoren**)  sich  gleichfalls 
zur  lex  domicilii.  Sie  folgern  dies  aus  dem  Umstände,  dass  der 
code  civil  lediglich  für  Immobilien  ausdrücklich  die  lex  situs  be- 
stimmen. Sein  Schweigen  betreffs  der  Mobilien  mache  letztere 
von    dem   allgemeinen  Grundsatze  des  Nationalitätsgesetzes  ab- 


M)  RuEF,  Badisches  Landrecht  zu  L.  R.  S.  3.  Anin.  7. 

&9)  RooRON-BoNKiBR  S.  7:  La  raisoo  en  est  qne  les  meubles,  n'ayant 
pas  d'asdette  fixe  ne  peuvent  dtre  rögis  par  d'antres  lois,  qne  oelles  qui 
goavemeDt  la  peraonne  du  propri^taire. 
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hängig.  Auch  Laurent^)  schliesst  aus  dem  Schweigen  des  code 
Napoleon  das  principe  de  nationalite.  Allein  er  schliesst  dieses 
aus  für  die  Fälle,  in  denen  es  sich  um  possession,  privilege, 
execution,  also  um  den  yon  Laurent  yertheidigien  Begriff  des 
interet  general  handelt. 

Dieser  Auffassung  widerspricht  Brocher.  Er  schliesst  aus 
dem  Schweigen  des  code  civil,  dass  er  die  Lösung  dieser  Frage 
der  Theorie  überlassen  habe.  Theoretisch  löst  Brocher  die  Col- 
lision  im  Realstatute  dann  dahin,  „dass  die  mobilen  Wertbe 
regiert  seien  durch  das  Domicilsgesetz,  wenn  sie  integrirende  Be- 
standtheile  eines  Erbguts  seien,  dass  sie  aber  durch  das  Ort«- 
recht  der  belegenen  Sache  dann  beherrscht  seien,  wenn  sie  indi- 
viduell in  dieser  oder  jener  Specialbeziehung  stehen^S 

Die  Ansicht  Laürent^s  ist  für  das  französische  Recht  die 
richtigere.  Ihr  scheinen  auch  die  Entscheidungen  des  franzr^ 
sischen  Cassationshofes  zuzustimmen^^).  Es  zeigt  sich  in  der 
neueren  französischen  Rechtsprechung  eine  deutliche  Hinneigung 
zum  ordre  public. 

Der  codice  civile  italiano  bezeugt  seine  Zustimmung  zur  Lehre 
der  italienisch-französischen  Schule  nirgends  deutlicher,  als  gerade 
im  Mobiliarrechte.  Nach  seinen  Bestimmungen  sind  die  beweg- 
lichen Sachen  nach  dem  Nationalitätsgesetze  des  Eigenthümers  zu 
beurtheilen,  vorbehaltlich  der  entgegengesetzten  Bestimmungen  der 
lex  in  loco  rei  sitae®*).  Dieser  Widerspruch  lässt  sich  lediglieh 
durch  Beschränkung  der  „contrarie  dispozioni^'  als  Gesetze  des 
„ordre  public"  erklären,  welches  Princip  die  disposizioni  in  art.  11 
wiederholen. 


60)  Laurent,  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  275.  319.  824.  385.  Bd.  VII  S.  1«5. 

61)  Vgl.  fflr  das  8t«tat  personDel  arrftt  de  la  oonr  da  18.  III.  1850;  llkr 
das  Statut  r^el  arrdt  du  25.  V.  1852 ;  ferner  den  von  Laübrnt  Bd.  VIII  Nr.  176 
besprochenen  arr^t  de  1872;  siehe  ferner  Roobon-Bonnisr  a.  a.  0.  S.  8. 

62)  Disposizioni  snlla  pubblicazione  etc.  Art.  7:  I  beni  mobil!  sono  sog- 
getti  alla  legge  della  nazione  del  proprietario,  salve  le  contrarie  iif^p^«i*ift 
deila  legge  del  paese  nel  quäle  si  trovano. 
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.  Praktisch  wird  auch  hier  die  lex  situs  fast  durchgängig  ob- 
siegen, da  ein  den  interet  prive  stets  überwiegender  interet 
pubUc  Torhanden  sein  wird*'). 

Das  niederländische  Recht  schweigt  über  das  für  CoUisionen 
im  Mobiliarrechte  anzuwendende  Recht.  Es  ist  hieraus  im  An- 
schluss  an  die  Ansicht  Assers  •^j  zu  entnehmen,  dass  der  Gesetz- 
geber bewegliche  Sachen  der  lex  rei  sitae  nicht  unterworfen  er- 
achtet. 

Ausdrücklich  setzt  das  österreichische  allgemeine  bürgerliche 
Gesetzbuch**)  für  die  beweglichen  Sachen  die  Regel  mobilia  ossibus 
inhaerent  fest.  Aber  sowohl  die  Praxis,  wie  die  Theorie  lenken 
hier  ein.  ünger  erscheint  dieser  Sf^tz  zu  starr  und  will  bei  unlös- 
baren Widersprüchen  und  Verwicklungen,  welche  aus  der  Auf- 
stellung und  Anwendung  desselben  entstehen  und  mit  Hülfe  jenes 
Grundsatzes  nicht  gelöst  werden  können,  das  Recht  des  Terri- 
toriums, in  welchem  die  Sache  liege,  zulassen**). 

Die  lex  domicilii  hat  nach  Mittheilung  Bar's  auch  eine 
Entscheidung  des  ersten  oberösterreichischen  Gerichtshofes  vom 
12.  XII.  1876  durchbrochen  *0. 

Unter  den  Gesetzbüchern  der  Schweizerischen  Cantone**)  unter- 
stellen die  Mobilien  dem  Ortsrechte  der  belegenen  Sache  die 
Cantone  Zürich,  Zug,  Schaffhausen,  Graubünden,  Unterwaiden, 
Bern,   Luzem,   Solothum,  Aargau,   Freiburg,   während  Genf*^), 


63)  A.  Pradier-Fod^b^  (Fiore)  a.  a.  0.  Nr.  195.  196. 

64)  Asser  a.  a.  0.  S.  59. 

«6)  §  800:  .  .  .  aUe  fibrigen  Sachen  hmgegen  stehen  mit  der  Person  ihres 
Eigeothfimers  unter  gleichen  Gesetzen. 

66)  UxQER,  System  des  österr.  allg.  Priv.  R.  Leipzig  1856  S.  174. 

67)  Siehe  Bar  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  604. 

68)  Zflrich  §  4;  Zug  §  2;  Schaff  hausen  §  4;  Graubanden  §  1,  2;  unter- 
walden  §  4;  Bern,  Satzung  4;  Luzem  §  6;  Solothum  §  4;  Aargau  §  6;  Frei- 
burg ari.  2. 

69)  Diese  Cantonsgesetzgebungen  wiederholen  die  S&tze  des  code  Na- 
poleon, auf  dem  sie  beruhen. 
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Waadt,  Neuenbürg,  Wallis  durch  den  Mangel  einer  Bestimmung 
der  lex  domicilii  zu  huldigen  scheinen.  Für  den  Canton  Tessin 
ist  es  zweifelhaft,  da  die  Wirkung  der  Bechtsgeschäfte,  sobald 
sie  im  Cantone  hervortreten  müsste,  zur  Anwendung  der  Cantons- 
gesetze  gemäss  art.  6  zwingen  müsste. 

Das  schwedische  Civilrecht  verwirft  ebenfalls  die  lex  rei  sitae 
für  das  Mobiliarsachenrecht.  Entgegen  der  Autorität  Savignt's, 
meint  Schrevelius^^),.  bestehe  für  das  schwedische  Landes-  und 
Stadtrecht  der  Grundsatz,  dass  bewegliche  Sachen  nach  dem  (ie- 
setze  des  Domicils  des  Eigenthümers  oder  Besitzers  bemessen 
werden. 

Was  das  englische  Recht'*)  betriflft,  so  ist  zunächst  hervorzu- 
heben, dass  die  Ausdrücke  real  und  personal  prdperty  für  das 
interne  englische  Recht  eine  ganz  andere  Bedeutung  haben,  als 
im  internationalen  Rechtsverkehre.  Real  property  ist  dort  ein 
Ausdruck  für  Immobilien,  welche  beim  Tode  des  Erblassers  al> 
„tenements"  oder  „things  held"  unbedingt  auf  den  Erben  über- 
gehen. Personal  property  ist  dort  ein  Ausdruck,  der  lediglieh 
den  Gegensatz  zur  real  property  anzeigt.  Die  real  property  ist 
das  lehnbare  Eigenthum.  Personal  property  ist  alles,  wa> 
nicht  lehnbar  ist.  Dieses  wird  wieder  unterschieden  in  chattel 
reel  und  chattel  personnel.  Ersteres  bedeutet  wiederum  Immo- 
l)iliarrechte,  letzteres  Mobiliarrechte. 

Diese  Unterscheidungen  liegen  dagegen  nicht  der  englischen 
und  auch  nicht  der  nordamerikanischen  Theorie,  noch  Praxis  für 
das  internationale  Recht  zu  Grunde.  Hier  schliessen  sich 
erstere  wie  letztere  den  allgemeinen  Anschauungen,  wie  sie  all- 
gemein allen  Rechten  unterliegen,  an*. 

In  letzterem  Sinne  ist  auch  der  in  der  englischen  und  nord- 
amerikanisclien    Theorie    gebrauchliche    Satz    personal    property- 


70J  ScHREvELirs  a.  a.  0.  S.  39. 

71)  Lehr,  el^meots  de  droit  civü  aoglais  a.  a.  0.  S.  130.    Pbilumosk 
a.  a.  0.  Bd.  IV  S.  428. 
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has  no  locality  zu  interpretiren.  Dieser  bekundet  offen  die  Zu- 
stimmung der  englisch-nordamerikanischen  Praxis  zur  lex  domi- 
cilii. Nach  Angabe  PHn.UMORE's '*)  urtheilen  die  Gerichtshöfe  des 
Staats  Louisiana  nach  der  SAViGNY'schen  Theorie  und  damit 
nach  der  lex  rei  sitae  auch  für  Mobilien.  Wiewohl  sich  die 
Theorie  dem  Einflüsse  der  lex  situs  nicht  verschliesst,  bekennt 
sich  doch  die  Praxis  im  übrigen  noch  fortgesetzt  zur  lex  do- 
micilii. 

Im  russischen  Rechte  ^')  gilt  für  Polen  durch  den  code  Napo- 
leon das  Nationalitätsgesetz  im  Mobiliarrechte.  Derselbe  Grund- 
satz gilt  im  Herrschaftsbereiche  des  Svod.  Das  Liv-,  Esth-  und 
Curländische  Privatrecht  bestimmt  in  art.  XXXIII  ausdrücklich, 
dass  Rechte  an  beweglichen  Sachen  und  deren  Besitz  nach  den- 
jenigen Gesetzen,  denen  der  Eigenthümer  oder  Besitzer  seinem 
persönlichen  Gerichtsstande  nach  unterworfen  ist  zu  beurtheilen 
seien.  Ebenso  gilt  die  lex  domicilii  für  bewegliche  Sachen  im 
tinnländischen  Rechte. 

Der  cödigo  civil  espailoF*)  bemisst  gleichfalls  die  Mobilien 
nach  dem  Nationalitätsgesetze  des  Eigenthümers. 

Wenn  auch  der  cödigo  civil  portuguez'*)  wohl  ebenfalls  auf 


7«)  Phillihobe  a.  a.  0.  Bd.  IV  S.  434.  456.  f.  Dudlby  Field  a.  a.  0. 
S.  394.    Wharton  a.  a.  0.  §  804. 

'S)  Lehr,  ^l^ments  de  droits  civil  rasse  a.  a.  0.  S.  5—9. 

T*)  Art.  10:  Los  bienes  muebles  estän  sujetos  ä  la  ley  de  la  naciön  del 
proprietario. 

lotereasant  sind  uns  die  Aufklärungen  Torrbs  Campos,  fistudios  de  de- 
recbo  intemacional  privado,  Madrid  1891  S.  27.  Danacb  batte  der  cödigo 
eapanol  dieselbe  Bestimmung  in  seiner  ersten  Redaction  aufgenommen,  wie 
sie  der  codice  italiano  in  art.  7  fOr  Mobilien  kennt:  Segün  el  Cödigo,  en  su 
redaeciön  primera,  los  bienes  muebles  estän  sujetos  ä  la  ley  del  proprie- 
tario, salvas  las  disposiziones  contrarias  del  pais  en  quo  se 
encuentren.  £1  Cödigo  reformado  ha  suprimado  esta  salvedad.  Der  Stand- 
punkt des  Cödigo  espanol  auf  dem  principio  di  nationalita  und  ordre  public 
ist  damit  offenkundig,  ebenso  die  Notb wendigkeit  der  Auslegung  seiner  Be- 
stimmungen auf  Grund  dieser  Grundsätze. 

75)  Art.  24.  26.  s.  oben. 
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dem  Boden  der  französisch-italienischen  Schule  steht,  so  lässt 
die  Interpretation  seiner  Bestimmungen  dennoch  die  Aufstellung 
der  lex  rei  sitae  für  Mobilien  zu.  Er  unterstellt  die  Portugiesen 
nur  hinsichtlich  des  Immobiliarbesitzes  in  Portugal  dem  portu- 
giesischen Rechte.  Mobilien  sind  an  diese  Vorschrift  also 
nicht  gebunden  und  es  erscheint  zulässig,  nachdem  die  Fremden 
in  Portugal  mit  den  Inländern  gemäss  art.  26  gleichberechtigt 
sind,  für  die  beweglichen  Sachen  die  lex  rei  sitae  anzuwenden. 

Die  Gesetzgebung  Costa-Ricas  schweigt  über  das  bezügli(*li 
RechtscoUision  im  Mobiliarrechte  anzuwendende  Princip  und 
schliesst  sich  hiemit  anscheinend  der  lex  domicilii  an. 

Die  allgemeine  Fassung  des  art.  16  des  codigo  civil")  von 
Chile  beweist  die  Durchführung  der  lex  situs  auch  für  bewegliclie 
Sachen. 

Das  höchste  Interesse  gewährt  das  argentinische  Gesetzbuch  '^. 
da  es  vollkommen  der  Theorie  Savigny's  sich  anschliessend,  dessen 
Thesen  als  Rechtssätze  in  sein  Civilgesetzbuch  aufnahm  und  so 
die  lex  situs .  für  Mobilien  aufstellt.  Unter  den  privaten  Projecten 
zur  Regelung  eines  internationalen  Privatrechts  sind  MoincsE.\, 
DoMiN-PcTRUSHEVECZ  uud  RocHOLL  (letzterer  für  das  deutsche  Reich) 
in  dem  Vorschlage  des  Ortsrechts  der  belegenen  Sache  auch  für 
das  Mobiliarrecht  einig. 

Auch  die  Vertragsentwürfe  zwischen  den  südamerikanischen 
Staaten  bekennen  sich  zu  der  lex  situs. 

Entgegen  dem  bereits  besprochenen  Avantprojet  Laurent'?: 
hat  auch  die  belgische  Gesetzgebungsconmiission  der  Revision  de< 
code  Napoleon'®)  für  Immobilien,  wie  MobiHen  die  lex  in  lo4i> 
rei  sitae  aufgestellt. 

76)  Siehe  oben  Anm.  40. 

77)  Art.  11  siebe  unten. 

78)  Vgl.  Avantprojet  art.  13.  Entwurf  der  belgischen ^Gesetzgebangs- 
commission  art.  5:  Los  biens  meubles  et  immeubles  sont  soamis  k  la  loi  du 
Heu  de  leur  Situation  .... 
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Urheberrecht  und  Verlapgsrecht. 


Von 

Albert  Osterrieth. 


Die  Entwickelung  des  Urheberrechts  bestätigt  den  allgemeinen 
Satz,  dass  die  wahren  treibenden  Kräfte  der  Kechtsbildung  nicht 
in  der  Welt  der  juristischen  Principien,  sondern  in  den  Be- 
dürfnissen des  Yerkehrslebens  zu  finden  sind. 

So  lange  das  Urheberrecht  nicht  Gegenstand  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  war,  entwickelte  es  sich  ungezwungen  und 
zweckentsprechend^).  Ein  Wechsel  trat  ein  im  vorigen  Jahr- 
hundert. Die  Schwierigkeit,  das  neue  Rechtsgebilde  in  die  Formen 
des  herrschenden,  d.  i.  des  römischen  Rechtssystems  einzufügen, 
hatte  seine  Beschränkung  auf  das  äusserste  Mass  zur  Folge.  Als 
um  den  Anfang  dieses  Jahrhunderts  Buchhändler  und  Autoren  die 
Wahrung  ihrer  berechtigten  Interessen  forderten,  und  die  Gesetz- 
gebung diesem  Verlangen  zögernd  und  nur  unvollkommen  nach- 
kam, trat  die  Nothwendigkeit  ein  mit  dem  neuen  Rechtsinstitut 
zu  rechnen  und  ihm  eine  Stellung  im  Rechtssystem  zu  geben.  Zur 
Förderung  des  Urheberrechts  hat  die  Wissenschaft  bis  heute  wenig 
beigetragen;  um  so  mehr  mühte  sie  sich  um  seine  Bestimmung. 

Es  ist  staunenswerth ,  wie  viel  Fleiss  und  Scharfsinn  hierzu 
aufgewendet  worden  ist;  und  doch  ist  heute  weniger  als  jemals 


t)  Vgl  hieza  die  Schriffc  des  Verfassers  Altes  und  Neues  zur  Lehre  vom 
Urheberredit.  Leipzig,  Hirschfeld  1892.  S.  45. 

AzebiT  rar  QlllintliehM  Recht  Vm.  2.  3.  19 
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Aussicht  auf  Einigung  der  verschiedenen  Urheberrechtstheorien 
vorhanden. 

Unterdessen  hat  das  sclinellwachsende  Wesen  einen  solchen 
Umfang  angenommen,  dass  die  dürftige  gesetzliche  Hülle,  mit 
der  man  es  bekleidete,  nicht  mehr  genügt.  Bevor  dem  Kind  ein 
Namen  gegeben  ist,  müssen  wir  für  seine  weitere  Ausbildung 
sorgen.  Es  muss  anerkannt  werden,  dass  zur  Vorbereitunj: 
hierzu  schon  viel  geschehen  ist,  im  Inland  von  Seiten  der  Bucii- 
händler  und  Autoren,  und  besonders  im  Ausland,  wo  von  Be- 
theiligten und  Juristen  auf  eine  internationale  Neuregelung  Ae> 
Urheberrechts  hingearbeitet  wird*). 

Ob  letztere  Bestrebungen  von  baldigem  Erfolge  begleitet  sein 
werden,  ist  fraglich,  so  sehr  es  zu  wünschen  wäre.  In  erster 
Reihe  kommt  für  uns  die  inländische  Gesetzgebung  in  Betracht. 
Und  hierbei  stossen  wir  auf  grosse  Schwierigkeiten,  als  deren 
bedeutendste  wir  die  Uneinigkeit  zwischen  den  betheiligten  Inter- 
essentenkreisen, Verlegern  und  Schriftstellern  bezeichnen  müssen. 

Während  in  den  ersten  Zeiten  der  Urheberrechtsentwickeluni: 
die  Buchhändler  als  einzige  Betheiligte  in  Betracht  kamen,  sind 
seit  dem  vorigen  Jahrhundert  die  Autoren  zu  Trägem  des  l Ur- 
heberrechts, und  ihre  Interessen  für  seine  Gestaltung  fast  au?«- 
schliesslich  massgebend  geworden.  Heute  wird  von  beiden  Seiten 
über  ungenügenden  Schutz  geklagt  und  die  Forderung  weitgehen- 
derer Berücksichtigung  ihrer  Interessen  erhoben. 

Es  sind  sociale  und  wirthschaftliche  Gründe,  die  in  die  Er- 
örterung gezogen  werden:  die  Förderung  der  Litteratur  und  Kunst, 
die  Erhaltung  des  um  seine  Zukunft  besorgten,  bis  jetzt  w^^n 
seiner  vortrefflichen  Organisation  gepriesenen  Buchhandels.  Natur- 
gemäss  verdichtete  sich  der  Interessenzwiespalt  zu  einem  Princi- 


8)  Ygl.  hierüber  die  vom  intemationalen  Bareau  in  fiem  heraoagegeben« 
Zeitschrift  Le  droit  d'auteur,  Jahrgang  1892. 
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• 

pienstreit :  Primäres,  ausgedehntes  Recht  des  Uphebers  und  selbst- 
ständiges Verlagsrecht  der  Verleger  stehen  sich  gegenüber. 

Der  Weg  zum  Richtigen  ist  schwer  zu  finden.  Man  kann 
weder  die  Forderungen  auf  einer  Seite  ganz  abweisen ,  noch 
scheint  eine  Vereinigung  der  angerufenen  Interessen  möglich. 
Unseres  Erachtens  liegt  einer  der  Fälle  vor,  wo  wir  den  Stand 
unserer  gesellschaftlichen  und  wirthschaftlichen  Verhältnisse  noch 
nicht  unbefangen  genug  würdigen  können,  um  aus  dieser  Be- 
trachtung allein  in  dem  Widerspiel  streitender  Interessen  das 
Richtige  herauszufinden. 

Um  zu  einem  Standpunkt  zu  gelangen,  ziehen  wir  uns  auf 
die  Höhe  der  juristischen  Doctrin  zurück.  Damit  soll  nicht  ge- 
sagt sein,  dass  wir  auf  constructivem  Wege  aus  dem  schul- 
mässigen  römischen  System  zur  Erkenntniss  der  leitenden  Grund- 
sätze gelangen  wollen.  Wir  werden  vielmehr  versuchen  zu  er- 
mitteln, welchen  allgemeinen  socialen  und  wirthschaftlichen  Zwecken 
das  Urheberrecht  dient,  um  hiemach  das  Wesen  der  Rechte  fest- 
zustellen, das  diese  Zwecke  verwirklichen  soll.  Zugleich  wird 
sich  der  Weg  zur  Umgestaltung  und  Weiterbildung  des  bestehen- 
den Zustands  ergeben. 

Der  in  unserem  öffentlichen  Leben  wirkende  socialistische 
Zug  macht  sich  auch  im  Privatrecht  fühlbar.  Die  wellenförmig 
furtschreitende  Entwickelung  unserer  Verhältnisse  zeitigt  Zu- 
stände, wo  der  sociale  und  wirthschaftliche  Wettkampf  eine 
solche  Schärfe  annimmt,  dass  der  Staat  der  eigenen  Erhaltung 
wegen  den  Individuen,  deren  Selbsthilfe  zu  erlahmen  droht,  seinen 
besonderen  Schutz  gewährt.  Ein  Beispiel  gibt  die  moderne 
Arbeitergesetzgebung.  —  Indessen  ist  es  eine  Täuschung,  wenn 
man  glaubt,  dass  die  Erweiterung  des  Staatsschutzes  auf  das 
engere  Gebiet  der  sogenannten  socialen  Frage  beschränkt  sei. 
Die  Erörterungen  über  unser  künftiges  bürgerliches  Gesetzbucli 
werden  dies  bestätigen.  Wir  greifen  um  bei  der  Sache  zu  bleiben 
<Ias  Gebiet  des  Immaterialgüterrechts  heraus. 

19* 
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Das  römische  Recht,  auch  in  seiner  neueren  Ausbildung, 
steht  dieser  Materie  gegenüber  noch  auf  dem  Standpunkt  des 
laisser  faire,  indem  es  die  Concurrenz  in  weitestem  Massstab 
walten  lässt,  auch  die  unlautere.  .  Was  in  der  neueren  Zeit  an 
gesetzlicher  Regelung  geschehen  ist  auf  dem  Gebiet  des  Urheber- 
rechts, des  Patentrechts,  des  Marken-  und  Musterschutzrechts 
hat  im  System  keinen  Platz  gefunden;  das  Urheberrecht  ist 
immer  noch  eine  gräce  fondee  en  justice,  wie  es  im  arret  de 
privilege  von  1777  heisst').  Und  doch  handelt  es  sich  hierbei 
um  den  Schutz  von  Gütern,  die  im  heutigen  Verkehrsleben  die- 
selbe Bedeutung  haben,  wie  die  körperlichen  Sachen,  denen  das 
römische  Recht  und  leider  auch  der  Entwurf  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  allein  den  vollen  gesetzlichen  Schutz  gewährt,  das 
Eigenthumsrecht. 

Die  sociale  Forderung:    Jeder  Arbeit  gebührt  als  Lohn  das 
durch  sie  geschaifene  Gut,  hat  in  die  Eigenthumslehre  insofern 
Eingang  gefunden,  als  vielfach  die  rechtsphilosophische  Begründung 
des  Eigenthums  auf  Arbeit  zurückgeführt  wird.    Wenn  nun  auch 
die  Arbeitstheorie  als  nicht  erschöpfend  abzuweisen  ist,  darf  nicht 
übersehen  werden,  dass  die  Erkenntniss  dieses  socialen  Postulats 
dazu  geführt  hat,   den  im  Eigenthum  enthaltenen  Schutz  auch 
auf  immaterielle  Güter  auszudehnen.     Und   das  können  wir  als 
einen  Hauptfortschritt  unseres  neueren  Rechts  bezeichnen,  dass 
es  den  Versuch  gemacht  hat,  dieser  socialen  Strömung  Rechnung 
zu  tragen  und  die  Immaterialgüter  in  den  Kreis  der  vom  Recht 
geschützten   Objecte   aufzunehmen.      Die   Wissenschaft   hat   mit 
dieser  Entwicklung  nicht  gleichen  Schritt  gehalten.    Sie  sträubt 
sich  noch,    die  Consequenz    aus   dem  Zugeständniss   zu   ziehen, 
welches  die  Gesetzgebung  der  Umgestaltung  unserer  socialen  Ver- 
hältnisse gemacht  hat;   sie  sträubt  sich  noch  den  Eigenthums- 
begriff  auf  die  Immaterialgüter  auszudehnen. 


3)  Altes  and  Neues.  S.  25. 
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Nach  dieser  allgemeinen  Vorbemerkung  wird  es  nun  unsere 
Aufgabe  sein  zu  untersuchen,  welche  Bedeutung  die  verschiedenen 
Interessen  der  Autoren  und  Verleger  für  das  Recht  haben,  und 
welchen  Schutz  die  Rechtsordnung  diesen  Interessen  zu  ge- 
währen hat. 

Wie  wir  anderorts  bei  Untersuchung  des  Wesens  des  Ur- 
heberrechts genauer  ausgeführt  haben  ^),  lässt  sich  die  Schöpfung 
und  Verbreitung  eines  Geisteswerks  von  zwei  Gesichtspunkten 
aus  betrachten. 

Die  geistige  Schöpfung  ist  eine  sociale  That.  Der  Autor 
(Künstler)  offenbart  die  Ergebnisse  seines  Denkens  und  Empfindej^s, 
er  gibt  die  Vorstellungen  Preis,  welche  die  Eindrücke  und  Be- 
obachtungen des  Lebens  in  ihm  geweckt  haben.  Er  lässt  in 
seinem  Werk  seine  Individualität  an  die  Aussenwelt  treten.  Darin 
hegt  die  sociale  Bedeutung  des  geistigen  Schaffens.  In  dieses 
enge  Verhältniss  zwischen  Schöpfer  und  Schöpfung  kann  und 
darf  sich  kein  Dritter  eindrängen.  Sonst  wird  das  Band  zer- 
rissen und  der  Autor  wdrd  in  der  Bethätigung  seiner  Individualität 
gehemmt.  Der  Schutz,  den  das  Recht  der  Individualität  gewährt, 
der  Individualsc)iutz,  äussert  sich  auf  dem  Gebiet  der 
geistigen  Arbeit  darin,  dass  dem  Autor  gewährleistet  wird  allein 
zu  bestimmen,  ob,  wann,  in  welchem  Umfang  und  in  welcher 
Form  seine  Schöpfung  Verbreitung  finden  soll.  Dieser  Schutz, 
dessen  Berechtigung  —  wenn  auch  nur  unvollkommen  —  aner- 
kannt wird,  ist  bisher  seinem  Wesen  nach  meist  verkannt  worden. 
Kohler  fasst  ihn  als  ein  besonderes  Recht,  „das  Idealrecht'^,  auf. 
Wir  halten  diese  Begriffsbestimmung  für  zu  weitgehend.  Der 
Individualschutz  ist  ein  durch  Strafdrohung  zu  verwirklichendes 
Verbot  unbefugter  Eingriffe  in  eine  fremde  Individualität.  Aus 
dem  Wesen  dieses  Rechtsbegriffs  ergibt  sich  ohne  Weiteres,  dass 
der  Individualschutz  nur  dem  Autor  zukommt.  So  wenig  Je- 
mand die  Individualität  eines  Anderen  ausleben  oder  ersetzen  kann, 

«)  Altes  und  Neues.  S.  61  ff. 
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80  wenig  kann  man  den  ihr  verliehenen  Schutz  auf  einen  anderen 
übergehen,  oder  für  einen  anderen  entstehen  lassen.  Diese  in- 
time Verbindung  zwischen  Autor  und  Werk  tritt  wenig  hervor 
und  macht  sich  höchstens  bei  einer  Verletzung  geltend. 

Dagegen  erwächst  dem  Autor  zu  seinem  Werke  eine  greif- 
bare Beziehung  dadurch,  dass  er  in  ihm  ein  Gut  schafft.  Der 
Uenuss  dieses  Guts,  die  Verfügung  darüber,  bildet  den  Inhalt  eines 
Rechts,  das  wir  mit  dem  Eigenthum  identificiren:  Der  Autor  hat 
an  dem  von  ihm  geschaffenen  Geistesgut  ein  geistiges  Eigen- 
thum. Auf  die  Begründung  unserer  Theorie  des  Näheren  einzu- 
gehen ist  hier  nicht  der  Platz  ^).  Welche  Bedeutung  sie  für  die 
Praxis  hat,  wird  sich  später  erweisen.  Hier  sei  nur  hervorgehoben, 
dass  das  Geistesgut  vom  Autor  losgelöst  werden  kann  und  unier 
Berücksichtigung  seiner  Unkörperlichkeit  wie  eine  andere  Sache 
Gegenstand  von  Verträgen  sein  kann,  die  seine  ganze  oder  theil- 
weise  Uebertragung  und  Belastung  zum  Zweck  haben. 

Indem  wir  so  kurz  das  Wesen  des  geistigen  Eigenthums  in 
Umrissen  wiedergaben,  sind  wir  davon  ausgegangen,  dass  das 
Geistesgut  durch  die  Thätigkeit  des  Autors  geschaffen  werde. 
Dies  darf  jedoch  nicht  zu  der  Annahme  verleiten,  als  ob  das 
geistige  Schaffen  die  Eigenthumsnatur  des  Rechts  am  Geistesgut 
bedinge.  Dieses  —  sagen  wir  —  ideale  Moment  dient  nur  dazu, 
um  die  Rechte  an  den  Geistesgütem  zusammenzufassen,  um  eine 
auf  die  Gleichartigkeit  der  Objecte  gegründete  Kategorie  zu  ge- 
winnen. —  Massgebend  ist  für  die  Begründung  des  geistigen 
Eigenthums ,  dass  der  Autor  in  seinem  Werk  ein  Gut  ge- 
schaffen hat. 

Diese  Erwägung  bildet  die  Brücke  zum  Verlagsrecht.  S*> 
weit  die  Tliätigkeit  der  Verleger  bisher  rechtlich  in  Betracht 
kam,  handelte  es  sich  in  neuerer  Zeit  immer  nur  darum,  das^ 
sie  ihnen  von  den  Autoren  übertragene  Originalwerke  veröff'ent- 

&)  Altes  und  Neaes.  S.  78  ff. 
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liehen  und  verbreiten.  Sie  dienen  als  Vermittler  zwischen  dem 
Autor  und  dem  Publikum,  wesswegen  ihnen  auch  ein  selbständiges 
Verlagsrecht  abgesprochen  wurde.  Anders  war  es  in-  der  Ent^ 
stehungszeit  des  Urheberrechts,  wo  das  Verlagswesen  für  die  Ge- 
staltung des  Rechtszustandes  massgebend  war*).  Während  der 
Nachdruck  eines  Originalwerks  auch  ohne  ausdrückliche  Gesetzes- 
bestimmung nach  gemeinem  Recht  für  unrechtmässig  galt,  war 
der  den  Verlegern  in  den  Privilegien  verliehene  Schutz  gewerb» 
lieber  Natur').  Er  hatte  den  Zweck  das  aufstrebende  Drucker- 
und Verlegergewerbe  zu  schützen.  So  wurden  im  Anfang  einzelnen 
Druckern  Monopole  gewährt,  oder  ihnen  der  ausschliessliche  Ver- 
lag der  „Bücher^',  die  keine  Originalwerke  waren,  garantirt.  In 
Folge  des  Aufschwungs  der  Originalliteratur  und  der  Ausbildung 
des  Urheberrechts  verschwand  der  gewerbliche  Schutz  des  Bücher- 
fiewerbes.  —  Unterdessen  hat  letzeres  in  neuerer  Zeit  eine  neue, 
eigenartige  Ausbildung  erfahren,  welche  die  Frage  nahelegt,  ob 
der  heutige  Zustand  nicht  eine  Erweiterung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften erheischt. 

Der  heutige  Verlagsverkehr  fördert  in  seiner  Vielgestaltig- 
keit eine  Masse  von  Verlagsuntemehmungen  zu  Tage,  die  wir 
nicht  als  Geisteswerke  bezeichnen  können,  die  aber  doch  eine 
selbständige  wirthschaftliche  Bedeutung  haben.  Wir  sprechen 
dabei  nicht  etwa  von  Sammlungen  wie  Anthologien,  wo  in  der 
Anordnung  des  Stoffs  sich  eine  geistige  Thätigkeit  geltend  macht, 
sondern  wir  meinen  Verlagsuntemehmungen,  die  nach  einem 
eigenartigen  Geschäftsplan  angelegt  sind  und  durch  diesen  zu  einer 
t'oncreten  Einheit  werden.  Solche  Verlagswerke  neuerer  Zeit 
sind  die  Sammlungen  von  Teubner,  Weidmann,  Tauchnitz,  Spemann, 
Kngelhom,  oder  Kalender  und  Zeitschriften  aller  Art^).  Abge- 
sehen von  dem  einzelnen  Stück  einer  derartigen  Sammlung  kann 

0)  Vgl.  den  geschichtlichen  Abriss  in  Altes  u.  Neues.  S.  4  ff. 

7)  Altes  und  Neues.  8.  26  ff. 

S)  VoigtlAndsr,  Zar  Entwickelang  des  Verlagsrechts.  Leipzig  1892.  S.  17. 
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auch  das  ganze  Werk  von  einer  illoyalen  Concurrenz  getroffen 
werden,  indem  wie  dort  das  einzelne  Stück  nachgedruckt,  hier 
der  ganze  Plan  des  Unternehmens  derartig  nachgeahmt  wird, 
dass  das  zweite  Unternehmen  nur  durch  den  fremden  Plan  zu 
einer  wirthschaftlichen  Einheit,  zu  einem  Gut  wird.  Damit 
haben  wir  den  Punkt  getroffen,  der  für  die  Begründung  des 
geistigen  Eigenthums  ausschlaggebend  war:  Der  Verleger  schafft 
in  einem  Verlagswerk,  das  auf  einem  eigenartigen  Greschäftsplan 
beruht,  ein  Gut. 

Die  Hauptschwierigkeit  bei  dieser  Frage  liegt  darin  zu  er- 
kennen, nach  welchen  Merkmalen  sich  die  concreto  Einheit  eines 
solchen  Yerlagsuntemehmens  bestimmt,  wodurch  es  zu  einer  Re- 
alität, einer  Sache  wird.  Während  wir  uns  bei  dem  geistigen 
Eigenthum  darauf  berufen  können,  dass  das  Geistesgut  mit  dem 
Geisteswerk  identisch  ist,  und  dass  die  reale  Natur  des  letzteren 
auch  jenem  ein  selbständiges  Dasein  verleiht,  das  uns  vermiß 
seiner  Wertheigenschaft  als  Gut  erscheint,  müssen  wnr  uns  hier 
mit  der  Aufstellung  eines  allgemeinen  Massstabes  begnügen. 

Als  dem  Geisteswerk  entsprechenden  Begriff  haben  wir  Ge- 
schäftsplan gewählt.  Wir  haben  aber  auch  gleich  beigefügt,  dass 
dieser  Geschäftsplan  ein  eigenartiger  sein  muss.  Es  ist  ja  durch- 
aus natürlich,  dass  in  Folge  einer  herrschenden  literarischen 
Strömung  zwei  Verleger  selbständig  den  Plan  fassen  ein  dieser 
Geschmacksrichtung  des  Publicums  entgegenkommendes  Verlags- 
untemehmen  ins  Leben  zu  rufen.  Auch  können  beide  durch  den- 
selben Gedanken  angeregt  sein.  Die  Ausführung  des  Plans  wird 
aber  in  jedem  Fall  nach  dem  Bildungsstand  des  Verlegers,  nach 
dem  Grad  seiner  geschäftlichen  Erfahrung,  seines  Geschmack^ 
u.  s.  w.  eigenartig  ausfallen. 

Zwei  Momente  kommen  bei  der  Betrachtung  eines  Verlags- 
werkes in  Betracht :  der  Zweck  und  die  Ausführung.  Die  Letztere 
wird  durch  den  Zweck  bestimmt;  in  ihr  tritt  die  Eigenart 
des  Plans  zu  Tage.     Sie  umfasst  sowohl  die  Auswahl  und  Zu- 
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sammenstellung  des  Stoffs,  als  auch  die  äussere  Ausstattung 
des  Werks.  Diese  letztere  darf  hiebei  durchaus  nicht  als  neben- 
sächlich betrachtet  werden,  da  sie  für  den  aesthetischen  und 
praktischen  Werth  des  Yerlagswerks  von  grosser  Bedeutung 
sein  kann. 

Zur   niustrirung    dieser   Ausführungen    diene    ein   Beispiel. 
Von  der  Verlagsbuchhandlung  Spemann  wurde  vor   einer  Reihe 
von  Jahren  die  nach  ihr  benannte  Collection  herausgegeben.   Als 
Zweck  des  Unternehmens  wurde  bezeichnet  dem  Publicum  eine 
Hand-  und  Hausbibliothek  zu  bieten,  ihm  gegen  billigen  Preis  die 
bedeutendsten  Erzeugnisse  der  Literatur  des  In-  und  Auslandes 
zugänglich  zu  machen.    In  Ausführung  dieses  Zwecks  wurde  eine 
Zusammenstellung  von  Romanen,  Novellen  und  Dramen,  schildern- 
den und  sachlich  belehrenden  Reisebeschreibungen,  Memoiren  und 
Geschichtswerken,  von  naturwissenschaftlichen  und  medicinischen 
Schriften  veröffentlicht.    Zur  genaueren  Gharakterisinmg  theilen 
wir  noch  mit,  welche  Verfasser  Werke  zur  ersten  Serie  stellten: 
Louise  von  Fran^ois,  Immermann,  Gervantbs,  Biernatzki,   August 
Becker,  Gogol,  SopmE  Junohans,  Lesage,  Achim  von  Arnim,  Zolling, 
Homer,  Leyin  Schügking,  Biörnson,  Silberstein,  Cooper,  Platter, 
Irving,  Goethe  und  Schiller.  (Briefwechsel).    Man  sieht,  Schrift- 
steller aller  Zeiten  und  aller  Nationen  sind  vertreten ;  aber  nicht 
mit   ihren  sämmtlichen  ViTerken,    denn   das  würde  den  Umfang 
des  Unternehmens  ins  Ungemessene  steigern.    Es  ist  eine  Aus- 
wahl   getroffen    der   besten   oder  für  ihren  Verfasser  typischen 
Werke,  die  bisher  dem  Publicum  schwer  zugänglich  und  daher 
mehr  oder  minder  unbekannt  waren,  so  dass  jedes  einzelne  Werk 
auf  ein  besonderes  Interesse  rechnen  kann.     Auf  die  Lieferung 
guter  Texte  war  besonders  Gewicht  gelegt.   Die  einzelnen  Exem- 
plare waren  gleichförmig  in  stylisirten,  blauen  Einbänden  mittel- 
grossen, handlichen  Formats  gebunden  und  hatten  einen  schönen, 
gut  lesbaren  Druck  auf  starkes  weisses  Papier.    Auf  weitere  Ein- 
zelheiten der  Ausstattung  wollen  wir  verzichten ;  es  soll  nur  noch 
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bemerkt  werden,  dass  jeder  Band  zu  1  Mark  einzeln  verkäuflich 
war.  Doch  konnte  man  sich  auch  auf  Serien  von  je  20  Bänden  abon- 
niren,  wobei  ein  Gratisband  zugegeben  wurde.  Durch  alle  diese 
Merkmale  war  der  Geschäftsplan  des  Unternehmens  indiriduali- 
sirt,  so  dass  man  es  auch  von  ähnlichen  Yerlagswerken,  wie 
etwa  der  in  demselben  Format  erschienenen,  in  der  Ausstattung 
ähnlichen  CoTTA'schen  Bibliothek  der  Weltliteratur  wohl  unter- 
scheiden konnte. 

Ein  so  beschaffenes  Unternehmen  bildet  eine  von  den  ein- 
zelnen Stücken  der  Sammlung  verschiedene,  durch  den  Geschäfts- 
plan zusammengehaltene  wirthschaftliche  Einheit,  ein  Gut.  Die 
Verwerthung  dieses  Guts  wird  illusorisch,  wenn  ein  auf  denselben 
Geschäftsplan  aufgebautes  Concurrenzuntemehmen  ins  Leben 
tritt.  Um  mit  dem  ersten  Unternehmen  identisch  zu  sein,  musi; 
es  sich  mit  ihm  nach  Zweck  und  Ausführung  decken.  Eine  ver- 
änderte Ausstattung  gibt  auch  dem  Yerlagswerk  einen  anderen  Cha- 
rakter. So  könnte  die  Auswahl  der  SPEMANN^schen  CoUection  im 
Format  der  RsKLAM^schen  Universalbibliothek  herausgegeben 
werden,  ohne  dass  von  einer  Gleichheit  beider  Untemehungen 
gesprochen  werden  könnte. 

Gegen  die  Concurrenz  eines  identischen  Verlagswerks  ist  der 
Verleger  heute  in  Deutschland  nicht  geschützt.  Unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  die  einzelnen  Werke  nachgedruckt  werden  dürfen» 
dass  also  keine  Verletzung  des  geistigen  Eigenthums  vorliegt,  kann 
heute  eine  Sammlung  in  derselben  Auswahl,  in  demselben  Format, 
in  derselben  Ausstattung  u.  s.  w.  nachgeahmt  werden,  ohne  dafö 
der  erste  Verleger  dagegen  einschreiten  kann.  Und  doch  ist  es 
klar,  dass  der  Nachahmer  sein  Geschäft  durch  illoyale  Concurrenz 
macht,  dass  er  den  Geschäftsplan  des  andern,  dessen  Arbeitspro- 
duct  ausbeutet.  Denn  der  Geschäftsplan  ist  es,  der  in  seiner 
Ausführung  den  wirthschaftlichen  Erfolg  des  Verlagswerks  be- 
dingt. Ebensowenig  wie  der  Nachdrucker  wird  sich  der  After- 
verleger darauf  berufen  können,    dass  er,   wie  dort  durch  den 
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Nachdmck,  hier  durch  seine  AfterverlagBthätigkeit,  nur  den 
Lohn  der  eigenen  Arbeit  gewinne.  Denn  er  arbeitet  mit  frem- 
der Kraft. 

Warum  soll  nun  der  Schutz,  der  dem  Autor  gewährt  wird, 
nicht  auch  dem  Verleger  zukommen?  Durch  die  illoyale  Con- 
currenz  wird  der  Verlagsbuchhandel  ebenso  geschädigt,  wie  durch 
den  im  vorigen  Jahrhundert  wuchernden  Nachdruck«  Auch  für 
das  grosse  Publicum  ist  an  einer  Sicherstellung  der  Verlagsunter- 
nehmungen ein  Interesse  vorhanden,  da  es  bei  der  steigenden 
literarischen  Production  und  der  wachsenden  Theilnahme  für 
ältere  und  ausländische  Literatur  auf  derartige  grössere  LTnter- 
nehmungen  angewiesen  ist.  Der  Schutz  des  Verlagseigenthums 
entspringt  denselben  wirthschaftlichen  und  socialen  Zwecken,  wie 
der  des  geistigen  Eigenthums.  Ebenso  entspricht  auch  die  Be- 
gründung und  Begriffsbestimmung  des  Verlagseigenthums  der  des 
geistigen  Eigenthums:  Schaffung  eines  Guts,  und  ein  mit  dem 
Eigenthum  identisches  Recht. 

Gegenstand  des  Verlagseigenthums  ist  das  auf  einem  eigen- 
artigen Geschäftsplan  beruhende  Verlagsuntemehmen,  das  Ver- 
lagswerk. Inhaber  ist  der  Verlagsuntemehmer  oder  sein  Rechts- 
nachfolger. Inhalt  des  Verlagseigenthums  ist  die  ausschliessliche, 
vollkommene  Beherrschung  des  Verlagswerk's  zum  Zweck  der 
Verwerthung  des  in  ihm  enthaltenen  Guts.  Das  Recht  des  Ver- 
legers umfasst  das  Unternehmen  als  Ganzes.  Eingriffe  in  das 
Verlagseigenthum  sind  ebenfalls  nur  an  dem  Verlagswerk  als 
Ganzem  möglich.  Die  Ausnützung  des  zu  Grunde  liegenden  Ge- 
dankens oder  einzelner  Punkte  der  Ausführung  können  den  Ver- 
leger nicht  verletzen.  Es  muss  sich  vielmehr  zum  Beweis  eines 
Eingriffs  die  Identität  beider  Unternehmungen  ermitteln  lassen, 
nach  den  angeführten  Merkmalen. 

Wir  haben  in  Vorstehendem  gesehen,  dass  die  Forderung 
der  Verleger  auf  Anerkennung  eines  Verlagsrechts  begründet  ist. 
Ihr  weitergehendes  Verlangen  müssen  wir  abweisen,  nämlich,  dass 
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dem  Verleger  durch  den  Verlag  eines  fremden  Geisteswerkes  ein 
originäres  Verlagsrecht  erwachse.  Wie  wir  gesehen  haben,  sind 
die  Objecte  des  geistigen  Eigenthums  und  des  Verlagseigenthums 
verschieden.  Der  Irrthum  der  Verleger  rührt  daher,  dass  sie 
oifenbar  auch  an  einem  Geisteswerk  ein  Verlagseigenthum  zu 
haben  glauben.  Indessen  erleidet  das  Gei^tesgut  durch  seine 
Uebertragung  vom  Autor  auf  den  Verleger  keine  Veränderung 
seines  wirthschaftlichen  Charakters ;  der  Verleger  wirkt  auf  seine 
wirthschaftliche  Natur  nicht  ein.  Das  Geisteswerk  ist  an  sich 
ein  Geistesgut,  da  es  wirthschaftlich  verwerthbar  ist.  Aber  diese 
Verwerthbarkeit  tritt  gleich  mit  seinem  Entstehen  ins  Leben, 
während  der  Verleger  nur  den  vorhandenen  Werth  verwirklicht. 
Wenn  auch  selbstverständlich  die  Art  und  Weise  des  Verlags 
für  den  wirthschaftlichen  Erfolg  .eines  Geistesguts  von  grosser 
Bedeutung  ist,,  so  ist  die  Thätigkeit  des  Verlegers  doch  nur  auf 
Förderung  der.  Verwerthung  gerichtet.  Geschaffen  wird  das  Gut 
durch  den  Autor,  und  nur  dadurch  wird  das  originäre  Eigen- 
thum  am  Geistesgut  bestimmt.  Wo  das  Geisteswerk  sich  in  ein 
Verlagswerk  einschiebt,  bestehen  das  geistige  Eigenthum  und  das 
Verlagseigenthum  nebei)  einander,  ohn^.  dass  eines  das  andere 
beeinflusst.  Der  Verleger  wird  nicht  ^Is  Eigenthümer  des  Ver- 
lagswerks auch  solcher  der  ihm  übarlassenen,  einen  Theil  seines 
Unternehmen^  bildenden .  Geisteswerks.,  noch  wird  das  Verlags- 
eigenthiun  dadurch  beeinträchtigt,  dass  der  Autor  an  einem  Theil 
geistiges  Eigenthum  hat.  Der  Grund  liegt,  um  es  zu  wiederholen, 
in  der  Verschiedenheit  der  Objecte.  Das  geistige  Eigenthum 
haftet  am  Geisteswerk  als  solchem,  während  das  Verlagseigenthum 
sich  auf  die  das  Geisteswerk  umfassende  höhere  Einheit  bezieht. 
Beide  Objecte  sind  selbständige  Güter,  von  denen  jedes  nnal>* 
hängig  verwerthet  wird.  In  manchen  Fällen,  so,  wenn  der  Ver- 
leger zugleich  Herausgeber  ist,  sich  also  in  der  Sichtung  und  An- 
ordnung des  Stoffs  eine  geistige  Arbeit  geltend  macht,  kann  der 
Verleger  auch  an  dem  Gesammtwerk  geistiges  Eigenthum  haben. 
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wie  bei  der  Herausgabe  einer  Anthologie  u.  s.  w.  Dabei  kann  es 
schwierig  sein  zu  unterscheiden,  ob  für  den  Verleger  ein  geistiges 
Eigenthum  oder  ein  Yetlagseigenthum  in  Betracht  kommt.  Es  ist 
zu  beachten,  dass  unter  Geisteswerk  ein  Product  geistiger,  indi* 
vidualisirender  Thätigkeit  zu  verstehen  ist,  während  wir  —  ohne 
den  Verlegern  zu  nahe  treten  zu  wollen  — ,  das  Moment  des  geistigen 
Schaffens  nicht  zum  wesentlichen  Merkmal  des  Verlagswerks 
machen  können.  Bei  letzterem  handelt  es  sich  vielmehr  um  eine 
geschäftliche,  auch  die  technischen  Erfordernisse  eines  Verlags 
mit  umfassende  Schöpfung,  bei  der  die  geistige  Thätigkeit  aller- 
dings insofern  in  Betracht  kommt,  als  die  Eigenart  und  Einheit- 
lichkeit des  Geschäftsplans  einer  solchen  ihr  Dasein  verdankt. 
Während  sie  dort  wesentlich  ist,  tritt  sie  hier  accidentiell  hinzu. 

In  den  bisherigen  Ausführungen  haben  wir  kurz  das  Wesen 
der  den  Autoren  und  den  Verlegern  zustehenden  Rechte  gekenn- 
zeichnet. Es  ist  nun  des  Weiteren  zu  erörtern,  welche  Rechts- 
l)eziehungen  zwischen  Autoren  und  Verlegern  bestehen.  Wir  gehen 
zum  Verlagsvertrag  über. 

Der  Autor  verwirklicht  die  Bestimmung  eines  Geisteswerks 
und  verwerthet  das  in  ihm  enthaltene  Gut  dadurch,  dass  er  es 
einem  Verleger  in  Verlag  gibt.  Der  Verlagsvertrag  bezweckt 
somit  Veröffentlichung  und  Verbreitung  des  Geisteswerks.  Bei 
der  Ausdehnung  die  das  Verlags-  und  Buchhandelswesen  heute 
angenommen  hat,  ist  der  Autor  dabei  vollständig  auf  den  Ver- 
leger angewiesen;  er  ist  von  seinem  Geschick  bei  der  Ausführung 
der  Veröffentlichung  und  bei  dem  Vertrieb  abhängig.  Daher  rührt 
die  selbständige  Stellung  des  Verlegers,  der,  nachdem  ihm  das 
Manuscript  übergeben  ist,  abgesehen  von  einzelnen  dem  Autor 
vertragsmässig  vorbehaltenen  Befugnissen,  das  Weitere  verfügt. 
Dafür  trägt  er  auch  in  der  Regel  die  Verantwortung  für  den 
Verlag  und  für  das  mit  jedem  Verlag  verbundene  finanzielle 
Risico;  nicht  der  Autor,  dem  die  geschäftlichen  Fähigkeiten  fehlen, 
und  der  sich  den  Wechselfällen  des  Verlagsgewerbes  nicht  aussetzen 
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kann.  Die  eigentliche  Verwerthung  des  Geistesguts  findet  daher 
durch  den  Verleger  statt,  während  der  Autor  es  in  der  Regel 
nur  dadurch  ausbeutet,  dass  er  vom  Verleger  ein  —  meist  voraus- 
bestimmtes —  festes  Honorar  bezieht. 

Den  Verlagsvertrag  in  der  soeben  angedeuteten  Form  können 
wir  als  Normalfall  bezeichnen;  wenigstens  wird  sich  später  bei 
Berücksichtigung  der  Abweichungen  ergeben,  dass  er  sich  meist 
wieder  auf  diesen  Fall  zurückführen  lässt. 

Der  Verlagsvertrag  ist  aus  unserem  heutigen  Verkehr8lel)eii 
erwachsen;  es  ist  daher  sehr  begreiflich,  dass  wir  in  den  uns  aus 
dem  römischen  Recht  überlieferten  Verlagsformen  keine  passende 
Form  für  ihn  finden.  Immerhin  ist  der  Versuch  häufig  unter- 
nommen worden,  und  zwar  aus  dem  verzeihlichen  Wunsch  heraus 
eine  für  das  Verständniss  des  Wesens  und  der  Folgen  des  Ver- 
lagsvertrags geeignete  Handhabe  dadurch  zu  gewinnen,  dass  man 
ihn  unter  diejenigen  Schulbegriife  unterbringt,  die  unser  ganzes 
juristisches  Denken  beherrschen.  Auch  wir  wollen  uns  den  Vor- 
theil  einer  solchen  Handhabe  nicht  entgehen  lassen,  machen  aber 
den  ausdrücklichen  Vorbehalt,  dass  es  uns  nicht  um  eine  Con- 
struction,  sondern  nur  um  die  Gewinnung  von  Analogien  zu  thun  ist. 

Der  Autor  überlässt  dem  Verleger  das  in  seinem  Eigenthuni 
stehende  Geistesgut  gegen  Honorar  zur  Verwerthung,  d.  h.  zum 
bestimmungsgemässen  wirthschaftlichen  Genuss.  Der  Verleger 
hat  die  Veri)flichtung  der  zweckentsprechenden  Veröffentlichung 
und  Verbreitung.  Diese  Fassung  des  zwischen  Autor  und  Ver- 
leger bestehenden  Rechtsverhältnisses  genügt,  um  zu  erkennen. 
<lass  wir  es  mit  keinem  einheitliehen  Rechtsverhältniss  zu  thun  haben. 
Wir  gelangen  vielmehr,  indem  wir  die  vollen  Consequenzen  daraus 
ziehen,  dass  wir  das  Geistesgut  als  eine  Sache  betrachten*),  zii 
folgendem  Ergebniss:  Der  normale  Verlagsvertrag  entspricht  einer 
Vereinigung  von  Sachmiethe  und  Mandat. 


»)  Altes  und  Neues.  S.  80. 


—    299    — 

Der  Autor  gibt  dem  Verleger  das  Ueistesgut  in  Miethe, 
indem  er  ihm  den  vollständigen  wirthschaftlichen  Genuss  daran 
überlässt.  Das  Yerhältniss  wird  klarer,  wenn  man  aus  der  Be-, 
griffsbestimmung  des  geistigen  Eigenthums  die  schulgemässen 
Folgerungen  ableitet,  nämlich,  dass  die  Thatsache  der  ausschliess- 
lichen Beherrschung  der  —  unkörperlichen  —  Sache  den  Besitz 
am  Geistesgut  darstellt.  Der  Autor  setzt  hiemach  den  Verleger 
in  den  Besitz  des  Geistesguts  zum  Zweck  seines  Genusses,  zum  Ge- 
brauch der  Sache  ^®).  Dieser  Gebrauch  der  Sache,  der  in  der  Ver- 
werthung  des  G^istesguts  durch  Veröffentlichung  und  Verbreitung 
des  Geisteswerks  besteht,  ist  das  Recht  des  Miethers.  In  ihm 
liegt  aber  nicht  nur  die  wirthschaftliche  bestimmungsgemässe  Ver- 
werthung  des  Geistesguts,  sondern  auch  das  Mittel  zur  Vemirk- 
lichung  der  Bestimmung  des  Geistes  wer  ks.  Das  Uecht  des  Ver- 
legers auf  Gebrauch  des  Geistesguts  verstärkt  sich  im  Verlags- 
vertrag zur  Pflicht  zweckentsprechender  Veröffentlichung  und 
Verbreitung.     Zur  Sachmiethe  tritt  das  Mandat  hinzu. 

Auf  dieser  Gnindlage  ergeben  sich  die  weiteren  Rechtsbe- 
ziehungen aus  dem  Verlagsvertrag  von  selbst. 

Der  Autor  überlässt  dem  Verleger  den  Besitz  des  Geistesguts 
zum  Gebrauch.  Der  Besitz  an  einer  unkörperlichen  Sache  ist 
tliatsächlich  nicht  realisirbar^^);  er  bezeichnet  aber  die  vom  Recht 
garantirte  Position  der  Ausübung  des  geistigen  Eigenthums.  — 
In  der  Uebertragung  des  Besitzes  liegt  also  der  Verzicht  auf  alle 
Handlungen,  welche  auf  Verwerthung  des  übertragenen  Gutes 
gerichtet  sind.  Der  Autor  kann  somit  sein  (leisteswerk  nicht 
mehr  einem  anderen  Verleger  übertragen,  auch  nicht  in  ver- 
ämlerter  Form.  Wegen  Vornahme  einer  Bearbeitung,  Ueber- 
i>etzung  u.  8.  w.  wird  er  sich  mit  dem  Verleger  auseinander 
setzen  müssen^*).   Indessen  geben  wir  zu,  dass  sich  diese  Folgerung 


10)  Vgl.  WiKDSCHBiD,  Pandekten  V.  Aufl.  II.  S.  498  ff. 

11)  Altes  nnd  Neues.  S.  80  ff. 
K)  Vgl.  Altes  und  Neues.  S.  92. 
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nicht  unter  allen  Umständen  auf  die  Spitze  treiben  lässt.  In 
Fällen,  wo  aus  der  Natur  des  Verlags  von  vornherein  ausge- 
schlössen  ist,  dass  der  Verleger  die  Veröffentlichung  einer  Ueber- 
setzung  oder  Bearbeitung  mitübernehme,  wie  etwa  bei  Aufnahme 
in  eine  Sammlung,  wird  auch  ohne  Vertragsclausel  aus  den  be- 
sonderen Umständen  ein  stillschweigender  Vorbehalt  angenommen 
werden  können. 

Zum  Vollzug  des  Verlagsvertrags  gehört  hiemach  von  Seiten 
des  Autors  Uebertragung  des  Geistesguts,  d.  h.  Gewährung  der 
Möglichkeit  mit  der  Verwerthung  zu  beginnen,  meist  durch  Aus- 
händigung des  Manuscripts,  und  Unterlassung  eigener  auf  Ver- 
werthung des  Guts  gerichteter  Handlungen. 

Die  hauptsächliche  Pflicht  des  Verlegers  besteht  in  zweck- 
entsprechender Veröffentlichung  und  Verbreitung.  Was  darunter 
zu  verstehen  ist,  lässt  sich  nicht  nach  juristischen  Merkmalen 
feststellen.  Dalür  sind  nur  die  buchhändlerischen  Usancen 
massgebend.  Das  eine  bleibt  als  Hauptsache  bestehen:  Der  Ver- 
leger muss  das  Werk  verlegen,  auch  wenn  er  für  sich  keinen 
finanziellen  Erfolg,  selbst  wenn  er  einen  Misserfolg  voraussieht. 
Immerhin  wird  der  voraussichtliche  Ausfall  in  gewisser  Beziehung 
die  Ausführung  des  Verlags  beeinflussen,  vorausgesetzt,  dass  der 
Zweck  der  Veröffentlichung  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Als  weitere  Pflicht  des  Verlegers  kommt  nach  den  obigen 
Ausfuhrungen  die  Honorarzahlung  in  Betracht.  Wenn  Voigt- 
LANDER  bei  Aufstellung  der  wesentlichen  Punkte  des  Verlags- 
vertrags die  Honorarzahlung  hiervon  ausgeschlossen  hat,  ist  er 
nur  in  gewissem  Sinn  im  Recht.  In  vielen  Fällen  wird  dem  Autor 
für  Werke,  die  keinen  Erfolg  versprechen,  ein  Honorar  thatsäch- 
lich  nicht  gezahlt.  Jedoch  muss  in  dem  Umstand,  dass  der  Ver- 
leger unentgeltlich  die  Lasten  des  Verlags  auf  sich  nimmt,  eine 
versteckte  Honorarleistung  erblickt  werden.  Wenn  wir  bei  unserer 
Analogie  bleiben,  können  wir  sagen,  dass  sich  in  diesem  Fall 
der  Entgelt  für  die  Miethe  und  der  für  das  Mandat  compensiren. 
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Wenn  wir  dies  berücksichtigen,  bleibt  die  Honorarzahlung  als 
Regel  bestehen.  Als  Ausnahmen  sind  die  Fälle  zu  bezeichnen,  wo 
das  Geistesgut  dem  Verleger  ganz  werthlos  erscheint,  und  wo  er 
vom  Autor  einen  Beitrag  zu  den  Verlagskosten  erhebt.  Hier 
überwiegen  die  Kosten  des  Mandats. 

Die  Auffassung,  als  ob  den  Verlegern  aus  dem  Verlags- 
vertrag ein  originäres  Recht  erwachse,  haben  wir  als  unrichtig 
bezeichnet.  Auch  scheint  uns  der  ganze  Streit  hierüber  bis  zu 
einem  gewissen  Grad  müssig.  Der  Verleger  hat  den  Besitz  am 
Geistesgut;  er  wird  daher  wie  der  Eigenthümer  geschützt  und  ist 
Dritten  gegenüber  im  besseren  Recht. 

In  der  Verwerthung  des  Geistesguts  ist  der  Verleger  nur 
durch  die  vom  Autor  ausgehenden  Rechte  beschränkt.  Und  zwar 
in  doppelter  Weise,  durch  Individualschutz  und  durch  das 
geistige  Eigenthum.  Der  Individualschatz  sichert  dem  Autor  die 
ausschliessliche  Verfügung  über  das  Geisteswerk.  In  dem  Verlags- 
vertrag ist  die  Bestimmung,  die  der  Autor  seinem  Werk  gibt, 
enthalten.  An  dieser  Bestimmung  darf  der  Verleger  nichts 
ändern.  Es  ist  somit  jede  Bearbeitung;  Utilisation,  Uebersetzung, 
überhaupt  jede  Veränderung  von  der  Zustimmung  des  Autors  ab- 
hängig. Ebenso  ist  der  —  im  Verlagsvertrag  —  ausgesprochene 
Wille  des  Autors  bezüglich  des  Modus  und  des  Umfangs  der  Ver- 
r>ffentlichung  zu  achten.  Diese  Beschränkung  des  Verlegers  tritt 
auch  in  dem  Fall  ein,  wenn  der  Autor  niclit  der  Verlaggeber  ist, 
sondern  da«  geistige  Eigenthum  veräussert  hat.  Denn,  da  der 
Rechtsnachfolger  des  Autors  im  geistigen  Eigenthum  auf  das 
lieisteswerk  selbst  kein  Einwirkungsrecht  hat,  —  der  bestim- 
mungsgemässe  Genuss  des  Geistesguts  liegt  eben  auf  wirthschaft- 
lichem  Gebiet  —  kann  er  auch  dem  Verleger  kein  Recht  ein- 
räumen, das  sich  mit  dem  Individualschutz  nicht  verträgt.  So  weit 
dieser  letztere  in  Frage  kommt,  kann  sich  der  Verleger  nur  auf 
eine  vom  Autor  ertheilte  Zustimmung  berufen.  Letztere  kann 
in  der  Verfügung  über  das  Geistesgut  eingeschlossen  sein. 

AroldT  fOr  OffenÜielMt  Recht.  Vm.  2.  a  20 
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Der  Rechtsnachfolger  des  Autors  im  geistigen  Eigenthum  ist 
natürlich  an  den  Verlagsvertrag  seines  Vorgängers  gebunden;  es 
bleibt  ihm  nur  das  nackte  Eigenthum.  Das  Gut  dient  ihm,  so 
lange  der  Verleger  im  Besitz  ist,   nur  mit  seinem  Tauschwert!!. 

Der  Verlagsvertrag  ist  in  Folge  seiner  Mandatseigenschaft 
ein  persönlicher  auf  Seiten  des  Verlegers;  dieser  kann  also  den 
Verlag  ohne  Zustimmung  des  geistigen  Eigenthümers  nicht  auf 
einen  Dritten  tibertragen.  Wenn  die  Verlagsfirma  in  andere 
Hände  übergeht,  darf  der  geistige  Eigenthümer  den  Verlag  auf- 
Risen,  wenn  zu  befürchten  ist,  dass  die  Miethsache  sich  ver- 
schlechtere, oder  der  Verlag  in  ungeeigneter  Weise  fortgesetzt  werde. 

Eine  besondere  Beachtung  gebührt  dem  Rechtsverhältniss 
zwischen  dem  Verleger  und  den  Erben  des  Autors  oder  gegebeneu 
Falls  dem  geistigen  Eigenthümer  nach  dem  Tode  des  Autors. 

Der  mit  der  Person  des  Autors  verknüpfte  Individualschut/. 
endet  mit  dessen  Tod.  Dem  Erben  bleibt  nur  das  geistige  Eigen- 
thum. Hieraus  ist  der  selir  wichtige  Schluss  zu  ziehen,  dass  der 
Verleger  nach  dem  Tod  des  Autors  Veränderungen  an  dem 
Geisteswerk  vornehmen  kann,  es  bearbeiten  und  übersetzen  lassen 
darf,  soweit  dadurch  die  Rechte  des  geistigen  Eigenthümers  nicht 
getroffen  werden.  Der  Bestand  des  Geistesguts  —  die  Mieth- 
sache —  muss  erhalten  bleiben.  Wenn  also  die  Bearbeitung 
eines  Geisteswerks,  die  der  Verleger  ohne  Zustimmung  der  Erben 
vornehmen  lässt,  das  Werk  dermassen  ändert,  dass  das  Geistes- 
gut ein  anderes  wird  oder  an  Werth  verliert,  können  die  Erben 
den  Vertrag  auflösen  neben  etwaiger  Schadenersatzforderung.  Be- 
arbeitungen, die  das  Wesen  des  Geistesguts  nicht  angreifen,  sind 
frei.  Eine  andere  Frage  ist,  ob  Aenderungen,  welche  den  Be- 
stand des  Guts  treffen,  von  den  Erben  erzwungen  werden  können, 
wenn  sie  zur  erfolgreichen  Fortsetzung  des  Verlags  nothwendi^' 
scheinen.  Dies  ist  zu  verneinen,  doch  wird  der  Verleger  darauf- 
hin vom  Verlag  zurücktreten  können.  — 
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An  den  Kosten  für  Bearbeitungen,  die  ohne  Zustimmung  der 
Erben  vorgenommen  werden,  haben  diese  nicht  theilzunelimen. 
Waren  sie  jedoch  damit  einverstanden,  können  sie  zur  Kosten- 
tragung beigezogen  werden  im  Verhältniss  des  Werths  des  Geistes- 
guts zum  gezahlten  Honorar.  Von  Schürmann  *•)  wird  verlangt, 
dass  den  Erben  in  diesem  Fall  die  Hälfte  des  Honorars  entzogen 
werde.  Eine  derartige  feste  Bestimmung  mag  ganz  zweckmässig 
erscheinen,  wird  aber  häufig  zu  Ungerechtigkeiten  Anlass  geben. 

Weigert  sich  der  Verleger  eine  vom  geistigen  Eigenthümer 
vorgeschlagene  nöthige  Bearbeitung  ausführen  zu  lassen,  liegt  für 
diesen  ein  Auflösungsgrund  vor. 

Wir  haben  in  Vorstehendem  unterschieden  zwischen  Bearbeit- 
ungen, die  den  Bestand  des  Guts  erfassen  und  solchen,  bei 
denen  dies  nicht  der  Fall  ist.  Um  mit  den  realen  Verhältnissen 
Fühlung  zu  behalten,  seien  hier  zwei  Beispiele  angeführt.  Wenn 
ein  wissenschaftliches  Werk  nach  dem  Tod  des  Verfassers  durch 
Ergänzung  des  Literatur-  und  Quellenmaterials  oder  durch  Be- 
richtigung von  Thatsachen,  die  seit  diesem  Zeitpunkt  sich  ge- 
ändert haben,  auf  den  neuesten  Stand  der  Wissenschaft  gebracht 
wird,  liegt  eine  dem  Ermessen  des  Verlegers  anheimstehende  Be- 
arbeitung vor.  Anders  ist  es,  wenn  ein  wissenschaftliches  Werk 
in  der  Weise  umgearbeitet  wird,  dass  der  Bearbeiter  seine  von 
den  Ansichten  des  Autors  abweichenden  Anschauungen  dem  Werk 
unterlegt;  so  dass  es  nicht  mehr  die  Lehren  des  ersten  Autors 
sind,  welche  in  dem  Werke  vorgetragen  werden,  und  ihm  sein 
individuelles  Gepräge  geben;  hier  wird  der  Bestand  des  Geistes- 
guts verändert.  Dem  Bearbeiter  erwächst  aus  der  Bearbeit- 
ung ein  geistiges  Eigenthum  und  ein  Individualschutz  für  seine 
Zusätze,  sei  es,  dass  sie  von  dem  ursprünglichen  Werk  zu  trennen 
sind  oder  nicht.     An  dem  letzteren  hat  er  kein  Recht. 

Zwei  Punkte  sind  noch  zu  berühren,  der  räumliche  und  der 

1 3)  Die  RechtsverhältniBae  der  Autoren  und  Verleger.   Halle  1889.  S.  310. 

20* 


—    304    — 

zeitliche  Umfang  der  dem  Verleger  übertragenen  Rechte.  Das 
in  neuerer  Zeit  allgemein  hervortretende  Streben  nach  einer 
internationalen  Anerkennung  und  Regelung  des  UrheberrechtK 
hat  die  Feststellung  einer  gewissen  Rechtsgleichheit  und  die  ver- 
tragsmässige  Ausdelmung  des  Urheberschutzes  auf  Ausländer  zur 
Folge  gehabt.  Hieraus  ergibt  sich,  dass  Geisteswerke  auch  über 
das  Geltungsgebiet  der  Gesetze  ihres  Ursprungslands  hinaus  als 
Güter  zu  gelten  haben.  Wird  daher  einem  Verleger  ein  Geistes- 
gut vom  Autor  übertragen,  müsste  man  folgerichtiger  Weise  dem 
Verleger  auch  die  ausschliessliche  Verwerthung  des  Geistesguts  im 
Ausland  gewähren.  Allein  ebenso  wie  wir  oben  ^^)  gesehen  haben, 
dass  in  manchen  Fällen  der  Verlagsvertrag  nach  dem  besonderen 
Zweck  seiner  Veröffentlichung  das  Verwerthungsrecht  auf  gewisse 
Veröffentlichungsarten  beschränkt,  wird  auch  hier  gegebenen 
Falls  angenommen  werden  müssen,  dass  die  Veröffentlichung  im 
Ausland  nicht  in  der  Absicht  der  Vertragsschliessenden  gelegen 
hat.  £s  muss  daher  als  zweckmässig  bezeichnet  werden,  dass  der 
Autor  sich  im  Verlagsvertrag  vorbehalte,  über  die  Verwerthunjr 
des  Geistesguts  im  Ausland  besondere  Verfügung  zu  treffen.  Andern- 
falls wird  aus  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  wie  aus  der  Ver- 
lagsfahigkeit  des  Verlegers,  auf  die  vermuthliche  Vertragsabsicht 
zu  schliessen  sein.  Ueber  die  Dauer  des  geistigen  Eigenthums 
haben  wir  uns,  um,  nicht  streng  zur  Sache  gehörige  Ausführungen 
zu  vermeiden,  nicht  ausgesprochen^*).  Es  genügt  uns  für  unsere 
Betrachtung  eine  beliebige  Veränderung  der  bestehenden  Frist  in*i 
Auge  zu  fassen.  Einfach  liegt  der  Fall,  wenn  aus  einer  besonderen 
Bestimmung  des  Verlagsvertrags  oder  aus  seinem  Wesen  eine  zeit- 
liche Beschränkung  des  Vertrags  von  vorneherein  gegeben  ist. 
Liegt  eine  derartige  bestimmte  Befristung  nicht  vor,  ist  zwischen 
folgenden  Möglichkeiten  zu  unterscheiden :  Die  Verlängerung  einer 


14)  S.  300. 
.15)  Altes  und  Neues.  S.  95  ff. 
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laufenden  Schutzfrist  wird  in  der  Regel  eine  Veränderung  des 
bestehenden  Verhältnisses  nicht  zur  Folge  haben.  Der  Vertrag 
läuft  unter  Aufrechterhaltung  der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflich- 
ten einfach  weiter.  Sollte  hieraus  eine  Benachtheiligung  für  die 
eine  oder  andere  Partei  entstehen,  etwa,  wenn  der  Autor  mit 
einer  einmaligen  Honorarzahlung  abgefunden  worden  ist,  würde 
<ler  Geschädigte  eine  der  weiteren  Ausbeutung  entsprechende  Ent- 
schädigung zu  fordern  berechtigt  sein,  widrigenfalls  er  Auflösung 
des  Vertrags  begehren  könnte.  Anders  liegt  der  Fall,  wenn 
eine  schon  abgelaufene  Frist  durch  Verlängerung  der  Schutz- 
dauer neu  zu  laufen  beginnt.  Hier  wird  sich  das  beim  Autor 
zurückgebliebene  geistige  Eigenthum  geltend  machen.  Der  Vor- 
theil  der  Verlängerung  kommt  dem  Autor  oder  seinen  Erben  zu 
gut.  —  Umgekehrt  wird  eine  Verkürzung  der  Frist  ebenfalls  den 
Autor  treflfen. 

In  vorliegenden  Ausfährungen  haben  wir  das  normale  Ver- 
lagsverhältniss  zwischen  Autor  und  Verleger  gekennzeichnet.  Unser 
heutiges  Verlagswesen  hat  den  Verlagsvertrag  in  mannigfacher 
Weise  ausgebildet,  dass  wir  es  heute  mit  einer  Reihe  von  Ab- 
arten zu  thun  haben.  An  die  Behandlung  dieser  von  dem  Nor- 
nialfall  abweichenden  Verlagsverträge  haben  die  Verleger  ilire 
liHuptsächlichen  Beschwerden  über  die  Verkennung  der  ihnen  ge- 
bührenden Rechte  und  ihre  Reformwünsche  angeknüpft.  Wenn 
wir  auch  das  Streben  der  Verleger  auf  eine  weitere  Berücksich- 
tigung der  Verlagsinteressen  als  berechtigt  anerkennen,  müssen 
wir  doch  in  diesem  Fall  ihre  Auffassung  als  unbegründet  zurück- 
weisen. Wir  wenden  uns  hierbei  gegen  die  beiden  Wortführer 
der  Verleger,  die  sich  in  mehreren  verdienstvollen  Schriften  als 
gründliche  Kenner  des  Verlagswesens  und  seiner  Geschichte  be- 
währt haben,  Sghürmann  und  VoigtlXnder.  Ersterer  hat  seinem 
Buch  „Rechtsverhältnisse  der  Autoren  und  Verleger"  als  Anhang 
eine  Grundordnung  beigefügt,  der  wir  folgende  uns  interessirende 
Bestimmungen  entnehmen: 
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,9lV.  yerlagsTertrag. 

§  5.  Die  Beziehungen  zwischen  Autor  und  Verleger  werden 
herkömmlich  in  folgender  Weise  eingeleitet: 

a)  Der  Autor  bietet  dem  Verleger  eine  Schrift  zum  Ver- 
lage an; 

b)  der  Verleger  macht  dem  Autor  unbestimmte  Verlagsan- 
bietungen,  oder  er  fordert  ihn  behufs  Verlagsübemahme 
zur  Abfassung  einer  Schrift  unter  allgemeiner  Andeutung 
von  Inhalt  und  Bestimmung  auf;  und  endlich 

c)  der  Verleger  ersucht  den  Autor  um  eine  bestimmte  Leist- 
ung: Arbeit  nach  gegebenem  Plan,  Bearbeitung,  Mitarbei- 
terschaft, Uebersetzung  und  dergl. 

S  6.  Das  in  der  einen  oder  anderen  Weise  herbeigeführte 
Uebereinkommen  wird  im  Allgemeinen  als  Verlagsvertrag  bezeich- 
net, wobei  zwischen  Verlagsverträgen  im  engeren  und  weiteren 
Sinne  unterschieden  wird. 

Durch  den  Verlagsvertrag  im  engeren  Sinn  überträgt  der 
Autor  das  Verlagsrecht  an  einem  in  freier  und  selbständiger 
Thätigkeit,  wenn  auch  unter  fremder  Anregung  geschaffenen  oder 
zu  schaffenden  Werke,  so  im  Fall  5,  au.  b;  durch  den  Verlags- 
vertrag im  weiteren  Sinn  überträgt  der  Autor  kein  Verlags- 
recht, sondern  er  leistet  bloss  Beihilfe,  so  im  Fall  5,  c. 

§  7.  Der  Verlagsvertrag  im  weiteren  Sinn  (§  5,  c)  hat  nichts 
Eigenthümliches  für  sich  und  unterliegt  in  seiner  Beurtheilung 
wesentlich  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen. 

Nur  der  Verlagsvertrag  im  engeren  Sinn  (§  6,  a  u.  b)  gilt  als 
Vertrag  besonderer  Natur.  Das  ihm  Eigenthümliche  besteht 
darin,  dass  der  Autor  einer  Schrift  das  alleinige  Recht  der  Ver- 
vielfältigung und  Verbreitung  derselben  einem  Verleger,  sei  es 
für  eine  oder  alle  Autlagen,  sei  es  auf  bestimmte  Zeit  oder  für 
unbestimmte  Zeit  überlässt,  und  diesem  dafür  die  Verpflichtung 
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zufällt,  die  Vervielfältigung  und  Verbreitung  auf  eigene  Kosten 
und  Gefahr  zu  bewirken." 
Voigtlander  ^•) '  stellt  folgende  Hauptformen  des  Verlagsver- 
trags* auf: 

„a)  Der  Autor  bietet  dem  Verleger  ein  ohne  dessen 
Anregung  und  Mitwirkung  entstandenes  Werk  zum  Ver- 
lage an.  b)  Der  Autor  empfängt  von  dem  Verleger  un- 
bestimmte Anerbietungen  oder  allgemeine  Anregungen  zur 
Verlaggabe,  c)  Der  Verleger  bestellt  beim  Autor  ein  be- 
stimmtes vom  Autor  selbständig  innerhalb  der  verabredeten 
(Frenzen  auszuführendes  Werk,  d)  Der  Verleger  erwirbt  die 
unselbständige  Mitwirkung  des  Autors  bei  Ausführung 
eines  bestimmten  buchgewerblichen  Unternehmens  (Uebersetzung, 
Bearbeitung,  Mitarbeiterschaft,  Redactionsarbeit  u.  dergl.)" 
Er  fiigt  dann  bei: 

„Der  Fehler  der  neueren  Lehre  vom  Rechte  des  „Urhebers"  be- 
steht darin,  dass  sie  diese  verschiedenen  Entstehungsarten  von 
Schriftwerken  u.  s.  w.  nicht  genügend  berücksichtigt.  Sie  be- 
schäftigt sich  einseitig  mit  dem  Fall  unter  a)  und  dem  noch 
einigermassen  verwandten  unter  b),  würdigt  aber  die  Fälle 
unter  c)  und  d)  ganz  ungenügend  oder  gar  nicht. 

Es  sind  bei  Schürbiann  die  B'ormen  c)  und  bei  Voigtlander 
die  Formen  c)  d),  um  welche  die  Meinungsverschiedenheit  sich 
dreht.  Der  thatsächliche  Vorgang  ist  also  der,  dass  der  Ver- 
leger einen  Autor  auffordert,  für  ihn  ein  Geisteswerk  nach  einem 
weiteren  oder  engeren  Plan  auszuführen.  Hieraus  wird  ge- 
schlossen, dass  nicht  der  Autor,  sondern  der  Verleger  Schöpfer 
lies  Guts  sei,  wie  dies  von  VoigtlXnder  ausgesj)rochen  wird^'): 
..Dieser  geschäftliche  Zweck  ist  aber  doch  der  des  Verlegers,  ein 
nutzkräftiges  Erzeugniss  zu  schaffen;  von  einem  ursprünglichen 
Rechte  des  Autors  auf  die  Nutzung  kann  gar  keine  Rede  sein.^' 


1«)  Zur  Entwickelung  des  Verlagsrechts.  S.  18  f. 
17)  a.  a.  0.  S.  21. 
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Diese  Ausführung  beruht  wie  die  ganze  von  Sghörmakn  und  Voigt- 
länder vertretene  Richtung  auf  einer  Verkennung  des  Wesens 
des  geistigen  Eigenthums  und  seiner  Begründung.  Der  Rechts- 
schutz knüpft,  um  es  zu  wiederholen,  an  die  SchaiFung  eines 
Guts  an;  allein  diese  findet  durch  den  Autor  statt,  gleichviel  ob 
der  Verleger  den  Autor  dazu  aufgefordert  hat  oder  nicht.  So- 
bald der  Autor  das  geistige  Werk  geschaffen  hat,  steht  ihm  das 
geistige  Eigenthum  daran  zu.  Der  vorhergehende  Vertrag  mit 
dem  Verleger  verpflichtet  ihn,  diesem  das  Geistesgut  zur  Aus- 
beutung, unter  Umständen  auch  als  Eigenthum  zu  übertragen. 
Weigert  sich  der  Autor,  —  etwa  durch  Zurückhaltung  des  Manu- 
scripts  — ,  kann  jener  höchstens  auf  Vertragserfüllung  oder 
Schadenersatz  klagen;  ein  unmittelbares  Recht  an  dem  Werk 
selbst  steht  ihm  noch  nicht  zu.  —  Dabei  spielt  es  keine  Rolle, 
dass  der  Verleger  dem  Autor  einen  Plan  vorgelegt  hat.  In  «ler 
Regel  enthält  dieser  nur  eine  Anregung,  die  der  Autor  seiner 
Thätigkeit  zu  Grunde  legt.  Wir  verweisen  hierbei  auf  einige 
Entwürfe  von  Vertragsformularen,  die  von  VoigtlXnder  zusammen- 
gestellt sind^®). 

Entwurf  Nr.  7  (Jugendschrift)  beginnt: 

§  1.  Der  Schriftsteller  Nikolaus  Müller  übernimmt  von  Herrn 
Verlagsbuchhändler  Xaver  Reisclile  den  Auftrag  zur  Abfassung; 
einer  Jugendschrift  unter  dem  Titel  „Vom  Kurhut  zur  Kaiser- 
krone". Dieselbe  soll  das  Aufsteigen  Preussens  seit  dem 
30jährigen  Kriege  bis  zum  Jahre  1871  behandeln  und  nach 
Form  und  Inhalt  geeignet  sein,  von  Knaben  im  Alter  von 
12 — 16  Jahren  mit  Verständniss  gelesen  zu  werden. 

Der  Umfang  des  Buches  darf  25  Druckbogen  gr.  8®  in  der 
Ausstattung  des  Werkes  desselben  Verfassers  „An  den  Nordpol" 
nicht  überschreiten. 


18)  Der  Verlagsvertrag.  KreuzDach  und  Leipzig  1889. 
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Herr  Müller  verpflichtet  sich,  hinsichtlich  des  Ganges  und 
Tones  der  Erzählung  Fühlung  mit  dem  Verleger  zu  halten  und 
dessen  Ansichten  zu  berücksichtigen. 

Entwurf  Nr.  16  (Kolportageroman)  beginnt: 

§  1.  Der  Schriftsteller  Friedrich  Lang  übernimmt  von  dem 
Buchhändler  Wilhelm  Hartmann  den  Auftrag  der  Abfassung 
eines  Kolportageromans. 

§  2.  Der  Roman  soll  das  abenteuerliche  Leben  eines  italie- 
nischen Briganten  behandeln,  den  Titel  führen  „Camillo  Nicolini, 
der  Räuberkönig  der  Abruzzen,  oder  Tapferkeit  und  Liebe", 
und  unter  dem  Decknamen  „Nikolaus  Graf  von  Schauenstein" 
erscheinen.  Der  Verfasser  hat  die  Darstellung  so  einzurichten, 
dass  sie  30  Hefte  zu  je  3  Druckbogen  füllt,  und  in  jedem  Heft 
mindestens  eine  aufregende,  das  Interesse  der  Leser  von  Heft 
zu  Heft  fesselnde  Scene  oder  Handlung  enthält. 

In  diesen  Fällen  wird  der  Autor  zur  Schaffung  eines  selbst- 
ständigen Geisteswerkes  durch  den  Verleger  angeregt.  Kann  sich 
zu  Nr.  7  der  Verleger  vielleicht  die  Autorschaft  des  Werkes  an- 
niassen,  weil  er  dem  Autor  einige  leitende  Gesichtspunkte  angibt  V 
Ja  selbst  bei  der  minderwerthigen  Kolportageromanfabrikation 
ist  es  die  wenn  noch  so  dürftige  Phantasie  des  Autors,  aus 
welcher  die  Gestalt  und  die  Schicksale  des  Räuberkönigs  Camillo 
Nicolini  entspringen. 

Derselbe  Fall  liegt  vor,  wenn  der  Verleger  einen  Autor  mit 
der  Bearbeitung  oder  Uebersetzung  eines  Werkes  betraut.  Wie 
wir  in  unserer  mehrfach  citirten  Schrift  „Altes  und  Neues  zur 
Lehre  vom  Urheberrecht"  ausgeführt  haben  ^*),  liegt  in  der  Ueber- 
setzung auch  eine  individualisirende  Thätigkeit.  Das  Recht  an 
der  Uebersetzung  zweigt  sich  von  dem  geistigen  Eigenthum  am 
Originalwerk  ab,  und  bildet  ein  selbständiges  geistiges  Eigenthum. 

1»)  8.  75  f. 


—    310    — 

Es  inuss  daher  dem  Verleger  vom  Uebersetzer  übertragen  werden. 
Thut  der  Autor  dies  nicht,  kann  der  Verleger  nun  auf  Erfüllung 
klagen.  Dabei  ist  aber  wohl  zu  beachten,  dass  die  Uebersetzung 
dem  Original  als  Nachbildung  gegenüber  steht  und  somit  von  der 
Zustimmung  des  Autors  oder  des  geistigen  Eigenthümers  ab- 
hängig ist.  Weigert  sich  der  Uebersetzer  dem  Verleger  die 
Uebersetzung  zu  überlassen,  kann  er  von  ihr  keinen  Gebrauch 
machen,  ohne  gegen  den  Individualschutz  oder  das  geistige  Eigen- 
thum  zu  Verstössen. 

In  einem  Fall  treffen  die  Ausführungen  Sghürmann's  und 
VoigtlXnder's  zu,  nämlich  wenn  der  vom  Verleger  Beauftragte 
keine  eigene  geistige  Thätigkeit  aufwendet,  sondern  nur  als  tech- 
nischer Gehilfe  des  ersteren  auftritt.  Einen  solchen  Fall  theilt 
VoigtlXnder  unter  Nr.  9  der  Verlagsentwürfe  mit: 

§  1.  Herr  Polizeileutnant  Felix  Winter  übernimmt  von  der 
Buchhandlung  A.  Wegener  den  Auftrag,  das  in  deren  Verlag 
erscheinende  Adressbuch  der  Stadt  X  von  dessen  zehntem  Jahr- 
gange  (1889)  an  zu  bearbeiten. 

§  2.  Herr  Winter  verpflichtet  sich  hinsichtlich  der  Bearbeit- 
ung zu  folgendem: 

a)  Die  Einrichtung  und  Druckeintheilung  des  Adressbuchs 
bleibt  die  bisherige;  jede  etwaige  Aenderung  bedarf  der 
Zustimmung  des  Verlegers. 

b)  Als  Unterlage  für  die  Bearbeitung  ist,  wie  seither,  das 
seitens  der  Behörde  zur  Verfügung  gestellte  amtliche 
Material  zu  benutzen. 

U.  s.  w. 

Hier  entsteht  an  dem  Adresskalender  kein  geistiges  Eigen- 
thum,  weil  in  der  Anordnung  des  Stoffs  nicht  nach  eigenem, 
sondern  nach  einem  vorgeschriebenen  Plan  verfahren  wird. 

Diese  letztgenannte  Möglichkeit  führt  uns  dazu,  noch  die 
Fälle  zu  erörtern,  wo  neben  dem  geistigen  Eigenthum  ein  Ver- 
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lagseigenthum  besteht.  Die  ausser  dem  letzten  Fall  angeführten 
Verträge  begründen  für  den  Verleger  kein  solches,  da  die  von 
ihm  an  den  Autor  gehenden  Weisungen  sowohl  im  Fall  Nr.  7, 
wie  in  dem  Nr  16  keinen  einheitlichen,  wirthschaftlich  selbstän- 
digen Geschäftsplan  bilden.  Die  Weisungen  an  sich  haben  keinen 
Werth;  sie  sind  keine  Güter  und  daher  auch  keine  Rechtsobjecte. 

Nehmen  wir  aber  den  Fall,  dass  ein  Verleger  den  Plan  einer 
Sammlung  bestimmter  Geisteswerke  entwirft  und  nun  in  der  Aus- 
führung dieses  Plans  verschiedene  Autoren  um  Beiträge  zu  diesem 
Unternehmen  angeht.  Dann  steht  ihm  an  dem  Verlagswerk  als 
Ganzem  ein  Verlagseigenthum  zu.  An  den  einzelnen  Beiträgen 
erwirbt  er  die  gewöhnlichen  aus  dem  Verlagsvertrag  tliessenden 
Rechte.  Nun  wird  der  Nachdruck  eines  dieser  Werke  nur  das 
geistige  Eigenthum  treffen.  Dagegen  kann  sich  der  Verleger  als 
Besitzer  wehren. 

Wird  die  ganze  Sammlung  nachgedruckt,  werden  sowohl  das 
Verlagseigenthum  als  das  geistige  Eigenthum  an  den  einzelnen 
Beiträgen  verletzt.  Wenn  die  Sammlung  sich  etwa  aus  Werken 
zusammensetzt,  die  zum  Theil  frei,  zum  Theil  noch  geschützt 
sind,  so  kann  auch  die  Veröffentlichung  der  freien  Werke  un- 
rechtmässig sein,  wenn  dieses  Afteruntemehmen  mit  dem  Haupt- 
untemehmen  als  identisch  zu  betrachten  ist. 

Eine  Erweiterung  dieses  Verhältnisses  tritt  ein,  wenn  zwischen 
dem  Verleger  und  dem  beitragliefemden  Autor  noch  ein  Heraus- 
geber tritt.  Dessen  Stellung  kann  eine  verschiedene  sein.  Ent- 
weder er  führt  den  Plan  des  Verlegers  durch;  dann  ist  er  dessen 
Gehilfe  ohne  eigenes  Recht,  —  oder  es  offenbart  sich  innerhalb 
des  Verlagswerks  seine  Individualität  darin,  dass  er  in  Auswahl 
und  Anordnung  des  Stoffs  eine  gewisse  Tendenz  verräth,  die  dem 
Ganzen  einen  eigenartigen  literarischen  oder  wissenschaftlichen 
(Hiarakter  gibt. 

Es  stehen  dann  nebeneinander:  Verlagseigenthum  an  dem 
ganzen  Verlagswerk,  etwa  einer  Zeitschrift;  ein  geistiges  Eigen- 
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thum  an  den  von  dem  Herausgeber  zu  einem  individuellen  Ganzen 
gesammelten  und  zusammengestellten  Beiträgen,  und  schliesslich 
ein  geistiges  Eigenthum  an  den  einzelnen  Beiträgen.  —  Wir  ver- 
kennen nicht,  dass  diese  Aufstellung  etwas  sinnverwirrend  scheinen 
kann;  immerhin  ist  es  nöthig  die  verschiedenen  Rechtsbeziehungeii 
im  Einzelnen  scharf  auseinander  zu  halten,  wenn  man  das  ganze 
Verhältniss  richtig  beurtheilen  will.  Die  Annahme  der  hier  ver- 
tretenen Grundsätze  würde  das  Gute  haben,  dass  in  den  Verlage* 
vertragen  die  Rechtsstellung  der  einzelnen  Betheiligten  schärfer 
betont  würde.  In  der  Praxis  wird  es  vor  allem  darauf  ankommen 
zu  prüfen,  durch  wessen  Thätigkeit  das  verletzte  Gut  sein  indi- 
viduelles Gepräge  erhalten  hat.  Aus  der  Person  des  Schöpfers 
wird  sich  die  des  Eigenthümers  und  weiter  die  des  Berechtigten 
ermitteln  lassen.  In  der  Regel  ist  der  Verleger  zur  Wahrung 
der  Rechte  aller  Betheiligten  berufen,  während  der  Herau8gel>er 
als  Mandatar  des  Verlegers  mit  dem  Autor  verhandelt. 

Eine  Eigenthümlichkeit  mancher  Verlagsverträge  ist  es,  dass 
sie  den  Verkauf  des  geistigen  Eigenthums  zum  Gegenstand  haben. 
Wir  haben,  als  wir  chis  Wesen  des  geistigen  Eigenthums  be- 
sprachen, vermieden  auf  diesen  Fall  einzugehen,  weil  er  keinerlei 
Schwierigkeiten  bietet  und  sich  die  Einzelheiten  des  Vertrags  aus 
den  allgemeinen  Gnuidsätzen  von  selbst  ergeben*®).  Der  geistige 
Eigenthümer  verzichtet  auf  jede  Verwerthung  des  Geistesguts. 
Zuwiderhandlungen  von  seiner  Seite  stellen  sich  nicht  nur  als 
eine  Verletzung  des  Vertrags,  sondern  auch  als  Eingriffe  in  das 
geistige  Eigenthum  dar.  Ilim  verbleibt  nur  der  Individualschutz, 
d.  h.  der  Verleger  ist  in  der  Verfügung  über  das  Geisteswerk  an 
die  vom  Autor  gegebene  Bestimmung  gebunden  und  bedarf  seiner 
Zustimmung,  um  darüber  hinaus  zu  gehen.  Den  Erben  des 
Autors  bleibt  kein  Recht  an  dem  (xeisteswerk. 

Im  Fall  Nr.  16  der  VoiGTLÄXDER'schen  Zusammenstellung  begibt 
.'0)  Vgl.  bei  VoiGTLANDKB  a.  a.  0.  Nr.  5.  6.  10.  16.  17. 
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sich  der  Autor  zu  Gunsten  der  Verlagshandhing  seines  gesammten 
Urheberrechts  ohne  allen  Vorbehalt,  „sodass  die  Verlagshandlung 
jederzeit  beliebige  Aenderungen  im  Inhalt  des  Werkes  anzubringen 
oder  die  Herausgabe  ganz  zu  unterlassen  berechtigt  sein  soll/' 
Hier  verzichtet  der  Autor  noch  ausdrücklich  dem  Verleger  gegen- 
über auf  den  Individualschutz;  er  ertheilt  im  Voraus  seine  Ge- 
nehmigung zu  jeder  Verfügung,  die  der  Verleger  über  das  Geistes- 
werk trifft. 

In  Vorstehendem  haben  wir  unsere  Ansichten  über  Urheber- 
recht und  Verlagsrecht  dargelegt.  Was  darüber  hinausgeht,  lässt 
sich  unseres  Eraclitens  nicht  rechtlich  normiren.  Die  angestrebte 
Reform  unserer  Urheberrechtsgesetzgebung  wird  Veranlassung 
geben  diese  Fragen  einer  gründlichen  Erörterung  zu  unterziehen. 
Wie  wir  es  schon  einmal  angedeutet  h^ben'^),  halten  wir  es  der 
Bedeutung  der  von  den  erwähnten  Recliten  geschützten  Interessen 
für  angemessen  die  civilrechtlichen  Normen  über  das  geistige 
Eigenthum  und  das  Verlagseigenthum  in  das  bürgerliche  Gesetz- 
buch aufzunehmen^  Dahin  gehört  auch  die  Lehre  vom  Verlags- 
vertrag. Die  Verletzung  des  Individualschutzes  und  des  geistigen 
und  Verlagseigenthums  würden  ihren  Platz  im  Strafgesetzbuch 
finden.  Es  würde  dadurch  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  man 
den  Werth  dieser  wichtigen  Materien  anerkennt  und  sie  als  einen 
Theil  unserer  ordentlichen  Rechte  betrachtet.  Es  fügt  sich 
diesem  auch  organisch  ein,  wenn  man  die  Vorurtheile  gegen  die 
Erweiterung  der  altelirwürdigen,  aber  zu  eng  gewordenen  Rechts- 
begriffe überwunden  hat.  Für  eine  Verlagsordnung  wäre  auch 
unter  diesen  Umständen  noch  eine  Bereclitigung  vorhanden.  Sie 
müsste  eine  Feststellung  der  Bestimmungen  enthalten,  die  der 
bucbbändlerischen  Usance  angehören.  Von  den  heute  auf  der 
Tagesordnung  des  öffentlichen  Meinungsaustauschs  stehenden 
Punkten  würden  die  Bestimmungen  über  die  Höhe  und  Zahl  der 

si)  Altes  and  Neues  S.  105. 
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Autiagen  gehören,  zu  der  die  Verleger  berechtigt  oder  verptiichtet 
sind,  wobei  eine  Definition  der  Begriffe  Auflage  und  Ausgabe  am 
Platz  wäre.  Weiter  gehört  hierher  die  Frage,  bis  zu  welchem 
Zeitpunkt  der  Autor  sein  Manuscript  zu  liefern  hat,  und  wann 
eine  Verpflichtung  zur  Honorarzahlung  beim  Felden  einer  Ver- 
tragsbestimmung anzunehmen  ist,  und  wann  das  Honorar  fällig 
wird.  Femer  unter  welchen  Umständen  die  Bearbeitung  eines 
Werks  dessen  Bestand  ergreift,  und  wann  sie  nothwendig  er- 
scheint. Weiter  wäre  zu  erörtern,  was  als  zweckmässige  Ver- 
öffentlichung eines  Werks  anzusehen  ist;  in  welchem  Fall  die 
Zusammenstellung  einzelner  Werke,  oder  die  Einzelveröffentlichung 
eines  zu  einer  Sammlung  gehörigen  Beitrags  erlaubt  ist,  und  nach 
welchem  Zeitpunkt  dies  geschehen  darf.  —  Und  anderes  mehr. 

Zum  Schluss  wollen  wir  unter  Hinweis  auf  die  in  neuester 
Zeit  hervorgetretenen  Bestrebungen  das  Verlagsrecht  international 
zu  regeln,  bemerken,  dass  wir  den  in  unserem  Aufsatz  behandel- 
ten Rechtsverhältnissen  sehr  wohl  eine  internationale  Ausdehnung 
geben  können,  da  sie  von  den  besonderen  Einrichtungen  des  Ver- 
lagswesens in  den  verschiedenen  Ländern  unabhängig  ist.  Die 
Verlagsordnung  dagegen  steht  auf  dem  Boden  unseres  eigenthüm- 
lichen  Verlagsverkehrs. 
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Das  preussische  Zwangsemehungsrecht. 

Mit  besonderer  BerQcksichtigiiiiif  der  Entwürfe  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  nnd  eines  Kinffihrnngsgesetses 

zü  demselben. 


Von 
Amtsrichter  Dr.  Muskat  in  Gottesberg  i.  Schi. 


P:  r  s  t  e  r    T  h  e  i  1. 

Das  materielle  Zwangserziehungsrecht. 

A.  Dos  geltende  Recht. 

Grundlegend  für  das  jetzt  in  Preussen  geltende  materielle 
Zwangserziehungsrecht  ist  das  Reichsstrafgesetzbuch.  Nach  §  56 
Abs.  2  das.  hat  das  einen  jugendlichen  Angeschuldigten  im  Alter 
von  12  bis  18  Jahren  lediglich  wegen  Mangels  der  Strafbar keits- 
erkenntniss  freisprechende  Urtheil  zu  bestimmen,  ob  der  Ange- 
schuldigte seiner  Familie  überwiesen  oder  in  eine  Erziehungs- 
oder Besserungsanstalt  gebracht  werden  soll.  Nach  §  55  Abs.  2 
femer,  der  dem  Abs.  1  erst  durch  die  Novelle  vom  26.  Februar 
1876  hinzugefügt  worden  ist,  können  gegen  Kinder,  welche  bei 
Begehung  einer  an  sich  strafbaren  Handlung  das  zwölfte  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  hatten,  nach  Massgabe  der  landesge- 
setzlichen Vorschriften  die  zur  Besserung  und  Beaufsichtigung 
geeigneten  Massregeln  getroffen  werden.     Insbesondere  kann  die 
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Unterbringung  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  erfolgen, 
nachdem  durch  Beschluss  der  Vorm  und  Schaftsbehörde  die 
Begehung  der  Handlung  festgestellt  und  die  Unterbringung  fiir 
zulässig  erklärt  ist/^ 

Der  Vorbehalt  flir  das  Landesrecht  hat  in  Preussen  das  (ie- 
setz,  betreffend  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder,  vom 
13.  März  1878  gezeitigt,  in  dessen  §  16  wiederum  diejenigen 
gesetzlichen  Bestimmungen  aufrecht  erhalten  werden,  „wonach 
die  zwangsweise  Unterbringung  von  Kindern  in  eine  geeignete 
Familie  oder  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  auch 
ohne  die  Voraussetzung  einer  verübten  strafbaren  Handlung  zu- 
gelassen ist/^ 

Das  Gesetz  vom  13.  März  1878  erfuhr  dann  durch  die  Ge- 
setze vom  27.  März  1881  und  vom  23.  Juni  1884  verschiedene 
Ergänzungen  bezw.  Abänderungen.  Hiernach  gestaltet  sich  das 
materielle  Zwangserziehungsrecht  in  Preussen,  wie  folgt: 

I.  Begriff,   Zweck   und  Wesen    der  Zwangserziehung. 

1.  Unterbringung  zur  Zwangserziehung  ist  die  durch  ge- 
richtliche Entscheidung  angeordnete  zwangswei.se 
Unterbringung  eines  verwahrlosten  Kindes  in  eine  fremde 
Familie  oder  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt ').  Nicht 
unter  diesen  Begriff  fällt  also  beispielsweise  die  behördlicherseits 
angeordnete  Unterbringung  der  Waisen  als  solcher  in  Waisen- 
oder Rettungshäuser,  wenngleich  letztere  auch  zur  Aufnahme  von 
Zwangszöglingen  bestimmt  sind,  ebensowenig  die  private  Unter- 
bringung eines  Kindes  Seitens  der  Eltern  oder  sonstigen  Er- 
ziehungsberechtigten in  eine  fremde  Familie  oder  Verpflegungs- 
oder Erziehungsanstalt. 

2.  Die  Zwangserziehung  bezweckt,  der  „Verwilderung  der 
heranwachsenden  Jugend"  zu  steuern  *),  einerseits  um  ihrer  selbst 

1)  Vgl.  §  1  des  Zw.-Erz.-Ges.  in  Verb,  mit  §  2  und  §  16. 

2)  Mot  S.  6,  7. 
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willen,  also  zu  ihrem  Schatze,  andererseits  aber  auch  im  öffent- 
liehen  Interesse  zur  Sicherung  der  Gesellschaft  vor  schädlichen 
Elementen,  zur  Wahrung  der  staatlichen  Rechtsordnung'). 

3.  Aus  dieser  Zweckbestimmung  ergibt  sich  zugleich  das 
Wesen  der  Zwangserziehung.  Sie  ist  lediglich  eine  Präven- 
tivmassregel, nicht  ein  Mittel  zur  Wiederherstellung  der 
verletzten  Rechtsordnung;  sie  ist  eine  sittenpolizeiJiche 
Massnahme,  nicht  Strafe.  Den  Charakter  einer  Strafe  kaim 
sie,  wie  Olshausen*)  sehr  richtig  bemerkt,  nach  §  66  Abs.  2  Str.- 
G.-B.  schon  darum  nicht  haben,  weil  sie  ja  gerade  für  den  Fall 
einzutreten  hat,  dass  der  Angeschuldigte  freigesprochen  ist. 
Ebensowenig  entspricht  dieser  Charakter  der  Vorschrift  des  §  55 
Abs.  1  Str.-G.-B.,  nach  welcher  die  strafrechtliche  Verfolgung 
von  Kindern  unter  12  Jahren  eben  ausgeschlossen  ist.  Der 
später  hinzugekommene  Abs.  2  will  nicht  etwa  eine  Ausnahme 
hiervon  statuiren,  sondern  die  inzwischen  aufgetauchten  Zweifel*), 
ob  die  Unterbringung  zur  Zwangserziehung  eine  dem  Abs.  1 
widersprechende  strafrechtliche  Verfolgung  bilde,  in  ver- 
neinendem Sinne  entscheiden.  Richtig  ist  allerdings,  dass  die 
Zwangserziehung  sowohl  von  den  davon  betroffenen  Jugendlichen 
und  deren  Eltern  als  auch  von  der  Allgemeinheit  als  ein  einer 
Strafe  ähnliches  Uebel  empfunden  wird,  insbesondere  dann, 
wenn  ihre  Anordnung  im  Zusammenhange  mit  der  Feststellung 
einer  strafbaren  Handlung  erfolgt;  diese  Wirkung  ist  jedoch 
nicht  mit  dem  Charakter  der  Massregeln  zu  identificiren'). 


3)  Vgl.  WiLUTZKY,  die  preuss.  Vonn.-Ord.  Berlin  1892  za  §  1  Zw.-Erz.- 
6eB.  Note  4  und  Entsch.  des  Kammergerichts  bei  Johow  Bd.  10  S.  308. 

«)  Commentar  zu  §  56  Str.-6.-B.  Note  14. 

d)  Vgl.  Olshausen  a.  a.  0.  zu  §  55  Str.-G.-B.  Note  1. 

6}  Während  u.  A.  Olshausen  (a.  a.  0.),  Meyer,  Lehrbach  des  Verwal- 
tungsrechts  Bd.  II  S.  258  und  Mäbckeb,  Die  Nachlassbehandlung  Note  2  za 
§  1  des  Zw.-£rz.-6e8.  die  im  Text  vertretene  Auffassong  theilen  and  anderer- 
seits WiLVTZKY  a.  a.  0.  wiederholt  den  Straf  Charakter  der  Zwangserzieh- 
ung betont  (vgl.  Note  4  za  §  1  und  Note  1   zu  §  16  Zw..Erz.-Ge8. ,  S.  180 

Archiv  mr  Öffentliches  Recht,  vni.  2.  3.  21 
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11.   Voraussetzungen. 

A.  Zwangserziehung  gegen  den  Willen  der  Eltern  oder 
sonstigen  Erzieher. 

Dieselbe  findet  entweder  in  dem  Verhalten  der  Erzieher  oder 
in  dem  des  Kindes  ihren  Hauptrechtfertigungsgrund. 

1.  „Eingeschränkt  wird  die  väterliche  üewalt  in  Ansehung 
der  Erziehung,  wenn  der  Vater  dieselbe  vernachlässigt,  die 
Kinder  grausam  missliandelt,  sie  zum  Bösen  verleitet  oder  ihnen 
den  nöthigen  Unterhalt  versagt."  (§  266  II  2  A.L.-R.)  In  diesem 
Falle  geht  die  Erziehungsgewalt  auf  die  Mutter  über.  Sollten 
aber  beide  Eltern  „ihre  Kinder  grausam  misshandebi  oder  zum 
Bösen  verleiten  oder  ihnen  den  nothdürftigen  Unterhalt  versagen, 
so  ist  das  vormundschaftliche  (xericht  schuldig,  sich  der  Kinder 
von  Amtswegen  anzunehmen."  „Nach  Befund  der  Umstände  kann 
den  Eltern  in  einem  solchen  Falle  die  Erziehung  genommen  und 
auf  ihre  Kosten  anderen  zuverlässigen  Personen  anvertraut 
werden."  (sj§  90,  91,  II  2  A.L.-R).  Durch  letztere  Ausdrucksweise 
dürfte  die  Unterbringung  des  Kindes  in  eine  Erziehungsanstalt 
(im  Gegensatze  zur  Unterbringung  in  eine  Familie)  wohl  nicht 
ausgeschlossen  sein.  Die  Unterbringung  ist  femer  nicht  auf 
Kinder  eines  bestimmten  Alters  beschränkt,  erscheint  jedoch 
selbstverständlich  nur  bei  Kindern,  die  überhaupt  noch  der  Er- 
ziehung bedürfen,   bezw.  sich  noch  nicht  selbst  ihren  Unterhalt 


bezw.  190  und  Note  4  zu  §  28  Yorm.-Ord.  S.  52),  schwankt  TnümiEL  in 
seiner  Abhandlung  über  die  Zwangserziehung  im  Gerichtssaal  Bd.  40  S.  40  ff. 
zwischen  beiden  Auffassungen  hm  und  her.  S.  43  bemerkt  er:  ^Die  Unter- 
bringaog  soll  also  keine  Strafe  sein,  sie  ist  es  aber  naturgemfiss  in  fielen 
Fällen  doch.*  Auf  S.  50  lesen  wir,  es  zeige  sich  «der  begrifiOich  nach  dem 
Gesetz  als  Strafe  aufzufassende  Charakter  der  Unterbringung  (auch)  darin, 
dass  u.  s.  w.*,  auf  S.  64  hinwiederum,  die  Zwangserziehung  stelle  sich  bei 
späteren  gleichartigen  Delicten  nicht  als  eine  die  Anwendung  der  R&ck- 
f Ji  1 1  s bestimmungen  bedingende  Vorstrafe  dar,  ,.da  eben  die  Unterbringnos 
keine  Strafe,  das  Kind  mithin  noch  nicht  bestraft  ist.*  Das  sind  offenbar 
unlösliche  Widersprüche  I 
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verdienen  können,  also  jedenfalls  nicht  bei  grossjährigen  Haus- 
kindem  zulässig. 

Die  Erziehung  eines  bevormundeten  Minderjährigen, 
welche  nach  §28  der  Vonn.-Ord.  dessen  Mutter  unter  der  Auf- 
sicht des  Vormundes  zusteht,  kann  derselben  aus  beliebigen  er- 
heblichen Gründen  durch  das  Vormundschaftsgericht  entzogen 
werden.  Diese  Vorschrift  geht  also  weit  über  §  90  II  2  A.L.-R. 
hinaus  und  rechtfertigt  beispielsweise  die  Absprechung  des  Er- 
ziehungsrechts  schon  wegen  blosser  unverschuldeter  Erziehuhgs- 
unfähigkeit  der  Mutter. 

2.  Vornehmlich  durch  das  Verhalten  des  Kindes  begründet 
ist  dessen  Unterbringung  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungs«- 
anstalt  oder,  was  auch  durch  §  56  Str.-G.-B.  nicht  ausgeschlossen 
ist^,  in  eine  Familie  in  dem  Falle,  dass  dasselbe  eine  straf- 
bare Handlung  begangen  hat  und  entweder  strafmündig,  aber 
wegen  mangelnder  Einsicht  freigesprochen,  oder  noch  nicht 
strafmündig  ist.  Der  letztere  Fall  allein  ist  derjenige,  auf  welchen 
i\sLS  Zwangserziehungsgesetz  vom  13.  März  1878  Anwendung  findet. 

Nach  §  1  dieses  Gesetzes  ist  die  Unterbringung  unter  fol- 
genden Voraussetzungen  zulässig: 

a)  Das  Kind  muss  im  Alter  von  6 — 12  Jahren  eine  straf- 
bare Handlung  begangen  haben. 

In  Consequenz  der  u.  E.  falschen  Grundauffassung  über  den 
Charakter  der  Zwangserziehung  bestreitet  Wilützky,  dass  eine 
strafbare  Handlung  auch  bei  eingetretener  Verjährung  oder 
beim  Fehlen  des  sonst  erforderlichen  Strafantrages  festgestellt 
werden  könne,  weil  „Alles,  was  die  Strafverfolgung  hemmt, 
auch  die  Verfolgung  aus  dem  Zwangserziehungsgesetze  hindere  ®)''. 
Nach  dem  klaren  Wortlaut  des  §  1  in  Verbindung  mit  55  2  des 
Gesetzes  ist  nur  festzustellen,  ob  die  gesetzlichen  Merkmale  des 


7)  Vgl.  Olshausen  Note  8  zu  §  55  Str.G.-B. 

8)  a.  a.  0.  Note  4  zu  §  1  des  Zw.-Erz.-Ges.  (S.  178  ff.) 

21* 
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objectiven  und  subjectiven  Thatbestandes  einer  Strafthat  vorliegen, 
ohne  Rücksicht  auf  etwaige  noch  ausser  der  Jugend  des  Thäters 
vorhandene  Gründe,  welche  die  Strafverfolgung  ausschliessen. 
Wie  dahßr  einerseits  mangelnder  Strafantrag  und  Verjährung 
tur  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Zwangserziehung  unerheb- 
lich sind,  so  sind  andererseits  die  in  den  §§  51 — 54  Str.-G.-B. 
aufgeführten  Straf ausschliessungsgründe,  (Zurechnungsun- 
lahigkeit.  Zwang,  Nothwehr,  Nothstand),  welche  das  Vorhanden- 
sein der  strafbaren  Handlung  selbst  ausschliessen,  von  Belang'). 

b)  Es  muss  die  Gefahr  weiterer  sittlicher  Verwahrlosung 
vorliegen,  mithin  schon  gegenwärtig  Verwahrlosung  festgestellt 
sein.  Das  Gesetz  gibt  nur  für  die  Beurtheilung  jener  Gefahr 
weiterer  Verwahrlosung  bestimmte  Anhaltspunkte.  Es  sind 
dies:  die  Beschaifenheit  der  strafbaren  Handlung,  die  Persönlich- 
keit der  Eltern  oder  sonstigen  Erzieher  des  Kindes  und  dessen 
übrige  Lebensverhältnisse.  Die  Beurtheilung  aller  dieser  Kriterien 
unterliegt  dem  freiesten  richterlichen  Ermessen.  Bevor  wir 
jedoch  auf  dieselben  eingehen,  werden  wir  die  Frage  zu  beant- 
worten haben:  Wann  ist  das  im  Gesetze  stillschweigend  voraus- 
gesetzte Vorhandensein  von  sittlicher  Verwahrlosung  anzu- 
nehmen? Dem  strengen  Wortsinne  nach  bedeutet  „Verwahr- 
losung^' eigentlich  keinen  Zustand,  sondern  eine  Handlung  oder 
Unterlassung,  nämlich  die  schuldhafte  Verletzung  oder  Nichtan- 
wendung der  dem  „Verwahrer"  einer  Sache  oder  Person  oblie- 
genden Sorgfalt.  In  diesem  Sinne  würde  die  sittliche  Verwahr- 
losung eines  Kindes  stets  gleichbedeutend  sein  mit  einem  schuld- 
haften Verhalten  des  Erziehungspflichtigen.  Das  ist  aber  nicht 
die  Meinung  des  Gesetzgebers;  vielmehr  ist  „sittliche  Verwahr- 
losung" im  volksthümlichen  Sinne  von  „sittlicher  Verdorben- 
heit" gebraucht,  welche  zwar  regelmässig  die  Folge,  das  Ergeb- 

*•>)  Ebenso  WiEDEMANX,  Comnientar  zu  §  1  des  Zw.-Erz.-Ges.,  Th^mmel 
a.  a.  0.  S.  48. 
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niss  der  scliuldhaften  Verletzung  der  Erziehungspilicbt  ist,  manch- 
mal aber  auch  lediglich  im  Charakter  des  Kindes  wurzelt  und 
der  sorgfältigsten  Erziehung  Hohn  spricht.  Dies  folgert  Asc:hrott  *®) 
mit  Recht  ohne  Weiteres  aus  dem  in  den  Motiven  der  Re- 
gierungsvorlage ausgesprochenen  Gedanken,  dass  der  Staat  recht- 
zeitig an  die  Stelle  der  Eltern  treten  müsse,  „um  'An  verhüten,  dass 
die  Kinder,  herangewachsen,  den  Strafgefängnissen  verfallen".  Von 
diesem  Standpunkte  aus  erscheine  es  gleichgültig,  ob  die  Eltern  bei 
der  Erziehung  ein  Verschulden  treffe  oder  nicht.  Uebrigens 
steht  das  preussische  Gesetz  mit  seiner  Terminologie  nicht  allein 
da;  denn  auch  das  badische  und  das  hessische  Gesetz  über  die 
Zwangserziehung  vom  4.  Mai  1886  bezw.  11.  Juni  1887  lassen 
letztere  einerseits  nur  bei  sittlicher  „Verwahrlosung"  des 
Kindes,  andererseits  aber  auch  ausdrücklich  schon  im  Falle  der 
blossen  Unzulänglichkeit  der  Erziehungsgewalt  der  Für- 
sorger zu. 

Ueber  die  sittliche  Verwahrlosung  eines  Kindes  kann  nun 
naturgemäss  nur  das  Sit  t  enge  setz  entscheiden.  Zwar  entbehrt 
das  Sittengesetz  jener  Bestimmtheit  und  Festigkeit,  welche  das 
geschriebene  Recht  auszeichnen;  aber  dieser  Mangel  macht  hier, 
wo  es  sich  um  Kinder  unter  12  Jahren  handelt,  kaum  besondere 
Schwierigkeiten,  da  für  deren  Verhalten  doch  nur  die  obersten, 
allgemein  gültigen  und  ihnen  selbst  schon  verständlichen  Grund- 
sätze der  Moral  als  Richtschnur  dienen  können. 

Selbstverständlich  kann  jedoch  nicht  jeder  Verstoss  des 
Kindes  gegen  ein  allgemein  gültiges  und  ihm  fassbares  Moral- 
gesetz als  Symptom  sittlicher  Verwahrlosung  angesehen  werden; 
vielmehr  ist  das  Gesammtverhalten  des  Kindes,  seine  ganze 
Charakteranlage,  seine  völlige  Widerstandslosigkeit  gegen  schlechte 
äussere  Einflüsse,  sein  Hang  zum  Bösen  entscheidend.  So  bildet 
z.  B.  nicht  eine  vereinzelte  Lüge,  wohl  aber  die  Lügenhaftig- 

10)  a.  a.  0.  S.  19  f.  Vgl.  auch  Motive  z.  Entw.  e.  b.  G.-B.  zu  §  1546 
Bd.  IV  S.  806  f. 
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keit  des  Kindes,  nicht  ein  ein-  oder  mehrmaliges  bewuseies  Zu* 
widerhandeln  gegen  Gebote  oder  Verbote  der  Eltern  oder  Lehrer, 
wohl  aber  Widerspenstigkeit  ein  Kennzeichen  sittlicher  Ver- 
wahrlosung. Die  Feststellung  der  letzteren  erfordert  daher  eine 
gewisse  Vertrautheit  des  Richters  mit  dem  Vorleben  und  dem 
innersten  Wesen  des  Kindes. 

Kehren  wir  nunmehr  zu  den  Merkmalen  zurück,  deren  Be- 
achtung das  Gesetz  bei  der  Beurtheilung  der  Gefahr  des  weiteren 
Fortschreitens  der  Verwahrlosung  vorschreibt,  so  ist  zunächst 
die  Beschaffenheit  der  strafbaren  Handlung  von  Belang. 
Es  genügt  also  nicht  die  Feststellung  einerseits  der  sittlichen 
Verwahrlosung  des  Kindes,  andererseits  einer  beliebigen  straf- 
baren Handlung  desselben,  sondern  letztere  selbst  muss  eine 
einzelne  Manifestation  der  Verwahrlosung  bilden.  Der  Sinn  des 
Gesetzes  ist  aber  meines  Erachtens  nicht  der,  dass  gewisse  De- 
lictsarten  an  sich  auf  sittliche  Verwahrlosung  schliessen  lassen, 
andere  nicht,  sondern  die  einzelne  That  mit  allen  ihren  äusseren 
und  irmeren  Momenten,  den  Motiven,  aus  denen  sie  entsprang, 
den  Zwecken,  die  sie  verfolgte,  u.  s.  w.  ist  es,  deren  Beschaffen- 
heit für  die  Beurtheilung  der  Verwahrlosung  massgebend  sein 
soll.  Nicht  der  Betrug  oder  Diebstahl  als  solcher,  wohl  aber  ein 
mit  besonderer  Raffinirtheit  verübter  Betrug  oder  Diebstahl  ist 
Kennzeichen  sittlicher  Verwahrlosung.  Wenn  nach  dem  Justiz- 
ministerialrescript  vom  17.  April  1885**)  die  blosse  Feststellung, 
dass  die  betreffenden  Kinder  gebettelt  und  ihre  verarmten 
Eltern  sich  ausser  Stande  gesehen  hatten,  sie  zu  ernähren,  zur 
Anordnung  der  Zwangserziehung  nicht  ausreichen  soll,  während 
umgekehrt  Thümmel"),  der  dieses  Rescript  übersehen  zu  haben 
scheint,  in  dem  Betteln  „last  immer  ein  schwerwiegendes  Symp- 
tom für  eine  schädliche  »Erziehung ,   für  schlechte  häusliche  An- 


11)  Mitgetheilt  durch  Erlasa  des  Min.  des  Innern  vom  B.Juli  1885  (Idin. 
Bl.  f.  d.  innere  Verw.  S.  187). 

12)  a.  a.  0.  S.  49. 
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leitong^^  erblickt,  so  dürfte  diese  «rhebliche  Differenz  beweisen, 
wie  wenig  mit  einer  solchen  Generalisirung  gewonnen  ist.  Meines 
Erachtens  muss  die  Beschaffenheit  jedes  einzelnen  Falles  des 
liettelns  besonders  geprüft  werden,  z.  B.  auch  nach  der  Richtung 
hin,  ob  das  Xind  dabei  falsche  Thatsachen  vorgespiegelt,  ob  es 
den  Eltern  den  Empfang  des  Geldes  verheimlicht,  zu  welchen 
Zwecken  es  dasselbe  verwandt  hat  u.  s.  w. 

In  zweiter  Linie  ist  die  Persönlichkeit  der  Eltern  oder 
K<in8tigen  Erzieher  des  Kindes  zu  berücksichtigen.  Nur  wenn 
diese  keine  ausreichende  Gewähr  für  eine  gute  Erziehung  und 
Znrückführung  des  Kindes  auf  den  rechten  Weg  bietet,  ist  die 
Zwangserziehung  zulässig.  Dabei  ist  aber,  wie  schon  früher  be- 
merkt wurde,  nach  dem  geltenden  Rechte  ein  Verschulden  der 
Kltem  oder  sonstigen  Erzieher  nicht  unbedingt  erforderlich ;  es  ge- 
nügt, dass  die  erziehliche  Einwirkung  derselben  und  der  Schule  sich 
zur  Verhütung  weiterer  sittUcher  Verwahrlosung  der  Kinder  als  un- 
zulänglich erweist^').  Andererseits  erscheint  aber  die  Erziehungs- 
unfahigkeit  eines  einzelnen  Eltemtheils  nicht*  ausreichend,  wenn  die 
Persönlichkeit  des  anderen  Theiles  ein  hinreichend  schweres  Gegen- 
jjewicht  bietet.  Ist  z.  B.  der  Vater  ein  Trunkenbold,  die  Mutter 
jil>er  eine  ordentliche  Frau,  die  sowohl  die  Energie  als  auch  die 
Mmstige  Fähigkeit  besitzt,  die  bisher  in  zu  weitem  Umfange  dem 
Ehemanne  überlassene  Erziehung  eines  ungerathenen  Kindes  zu 
leiten,  so  ist  die  Unterbringung  des  letzteren  zur  Zwangserziehung 
nicht  gerechtfertigt.  Derartige  Fälle  sind  aber  äusserst  selten; 
es  müssen  aussergewöhnlich  starke  Naturen  sein,  welche  den 
l>emiciösen  Einüuss  des  moralisch  gesunkenen  Ehegatten  von  den 
Kindern  fern  zu  halten  vermögen,  und  die  bereits  bestehende 
sittliche  Verwahrlosung  eines   Kindes   rechtfertigt   in   der  Regel 


13)  Die  spftteren  Gresetze,  nftmlich  das  badische  vom  4.  Mai  1886,  das 
hessische  vom  11.  Juni  1887  und  das  Hamburger  Gesetz  vom  6.  April  1887, 
heben  dies  ausdrQcklioh  hervor. 
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die  Präsumtion,   dass   der   bessere  Eltemtheil   nicht  zu  jenen 
starken  Naturen  gehöre. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Persönlichkeit  der  Eltern  fallen 
etwaige  von  denselben  erlittene  Criminalstrafen  selbstverständ- 
lich in's  Gewicht;  man  hüte  sich  aber,  solche  Strafen  als  allein 
massgebend  anzusehen.  Das  ganze  sittliche  Niveau,  auf  welchem 
die  Eltern  stehen,  die  ganze  sittUche  Atmosphäre,  in  welcher 
die  Kinder  leben,  ist  in  Betracht  zu  ziehen.  Die  Moralität 
eines  Mannes,  der  in  einer  unseligen  Stunde  zu  einem  schweren 
Delict  sich  hinreissen  Hess,  kann  eine  ungleich  höhere  sein 
als  die  eines  Säufers  oder  Wüstlings,  der  das  Strafgesetz  noch 
nicht  verletzte.  Ein  Mann  wie  der  zuerst  geschilderte  wird 
gewiss  seine  Kinder  durch  sorgsame  Erziehung  von  jenem  Al>- 
gründe  fernzuhalten  suchen,  in  welchen  er  selbst  gestürzt  war. 
Wenn  das  Kind  eines  solchen  Mannes,  vielleicht  gerade  in  Folge 
der  während  der  Gefangenschaft  des  Vaters  eingetretenen  Ver- 
wahrlosung, demnächst  eine  strafbare  Handlung  begeht,  so  ist  es 
sicherlich  hart  und  \ingerechtfertigt,  Letzterem  lediglich  in  An- 
betracht seiner  Bestrafung  die  Erziehungsgewalt  zu  nehmen.  Hier 
mag  übrigens  daran  erinnert  werden,  dass  nach  §  255  H  2  A.  L.-R. 
die  Verurtheilung  des  Vaters  zu  harter  und  schmählicher  Zucht- 
hausstrafe oder  zu  zehnjährigem  Gefängniss  ohne  weiteres  den 
Verlust  der  väterlichen  Gewalt,  also  auch  des  Erziehungsrechts, 
zur  Folge  hat. 

Das  dritte  Postulat,  dass  die  gesammten  übrigen  Lebens- 
verhältnisse des  Kindes  zu  berücksichtigen  seien,  bedarl' 
keiner  weiteren  Erörterung. 

B.  Zwangserziehung  mit  dem  Willen  der  Eltern  oder  son- 
stigen Erzieher. 

Nach  {}§  86 — 89  H  2  A.  L.-R.  sind  die  Eltern  „berechtigt,  zur 
Bildung  der  Kinder  alle  der  Gesundheit  derselben  unschädlichen 
Zwangsmittel  zu  gebrauchen.    Finden  sie  diese  nicht  hinreichend. 
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so  muss  ihnen  das  vormundschaftliche  Gericht  auf  gebührendes 
Ansuchen  hilfreiche  Hand  leisten.  Dies  Gericht  muss  das  Ver- 
halten der  Eltern  sowohl  als  des  Kindes  summarisch  und  ohne 
Zulassung  eines  förmlichen  Prozesses  untersuchen.  Nach  Befinden 
der  Umstände  muss  alsdann  die  Art  und  Dauer  der  anzuwenden- 
den Besserungsmittel  von  ihm  bestimmt  werden."  An  diese  Vor- 
schriften knüpfte  sich  unter  anderen  Streitfragen  besonders  die, 
ob  auch  die  gefängliche  Einsperrung  in  eine  öffentliche  Anstalt 
als  Zwangsmittel  statthaft  sei.  Auf  Grund  eines  Rescripts  vom 
11.  März  1806,  welches  die  Auffassung  vertrat,  dass  die  Gesetze 
,,es  dem  Vater  nicht  ausdrücklich  gestatten,  sein  Züchtigung]^ 
recht  bis  auf  die  Einsperrung  in  eine  öffentliche  Straf-  oder 
Besserungs- Anstalt  auszudehnen^',  und  dass  letztere  deshalb  nicht 
auf  Beschluss  des  Vormundschaftsgerichts,  sondern  nur  auf  Grund 
einer  (als  Specialgesetz  aufzufassenden)  Allerhöchsten  Ordre  er- 
folgen könne,  bildete  sich  allmählich  eine  dementsprechende 
Praxis.  Diese  Praxis  wurde  jedoch  durch  die  Ausführung  Stoel- 
ZELS**),  dass  das  ihr  zu  Grunde  liegende  Rescript  von  1806  durch 
die  Verfassung  gegenstandslos  geworden  sei,  insofern  heutzutage 
die  eingeholte  KönigUche  Genehmigung  nicht  mehr,  wie  ehedem, 
die  Wirkung  eines  Specialgesetzes  haben  könne,  wesentlich  er- 
schüttert. Auch  Dernburg^*),  welcher  im  Uebrigen  Stoelzels  Aus- 
führung als  bestreitbar  erachtet,  erkennt  deren  Eintiuss  auf  die 
heutige  Praxis  an  und  bemerkt,  dass  heutzutage  eine  bezügliche 
Einsperrung  nicht  leicht  mehr  vorkomme.  Er  selbst  hält  die 
Eltern  für  befugt,  „die  Kinder,  wenn  dies  erforderlich  wird,  auf 
Grund  des  Beschlusses  des  Vormundschaftsgerichts  in  öffentliche 
Besserungs-  und  Erziehungs- Anstalten  unterbringen  zu  lassen, 
falls  die  Administration  dieselben  zu  diesem  Zweck  eröffnet'^ 
Dieser  Ansicht   möchte   ich  beipflichten.     Da  das  A.  L.-R.   dem 


14)  Einzelfragen  aus  dem  Recht  der  väterlichen  Gewalt  im  Jostizmini- 
sterialUatt  pro  1875  S.  22  ff.,  26  ff. 

1»)  Prensa.  Privatr.  Bd«  III  §  51  Note  28. 
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Vormundschaftsgericht  die  Wahl  der  anzuwendenden  Besserungs- 
mittel  ohne  jede  Beschränkung  überlässt,  so  ist  dieses  nicht  ge- 
hindert, ein  Kind  auf  Antrag  der  Eltern  in  eine  Zwangserziehungs- 
anstalt  unterbringen  zu  lassen  ^^).  Ausgeschlossen  sind  nach  §  57 
ai.  2  Str.-G.-B.  nur  solche  Anstalten,  welche  ausschliesslich  zur 
Verbüssung  von  Strafen  jugendlicher  Personen,  und  ferner  nach 
^  8  des  Zw.-Erz.-Ges.  solche  Anstalten,  welche  zur  Detention  der 
Landstreicher,  Bettler  und  sonstigen  im  §  362  Str.-G.-B.  bezeich- 
neten Personen  oder  zur  Unterbringung  von  Kranken,  Idioten, 
Landarmen  und  Gebrechlichen  bestimmt  sind^^. 

Stoelzel  theilt  eine  Anzahl  von  Fällen  mit,  in  denen  bereits 
grossjährige  Hauskinder  auf  Antrag  des  Vaters  nach  Einholung 
der  Allerhöchsten  Genehmigung  in  eine  Besserungsanstalt  ein- 
gesperrt wurden.  Die  heutige  Praxis  kennt  derartige  Fälle  über- 
haupt nicht  mehr,  und  es  erübrigt  sich  deshalb  ein  Eingehen  auf 
die  uralte  Streitfrage,  ob  die  in  den  §§  86 — 89  II  2  A.L.-R.  zuge- 


10)  Vgl.  die  Aeusserung  des  Gesetzesrovisore  bei  Stoelzel  a.  a.  0.  8.  27. 

17)  Die  von  Wilitzxy  (Note  4  za  g  28  yonn.-Ord.  u.  Note  1  zu  §  16 
des  Zw.-Erz.-6es.)  gemachte  Unterscheidung  zwischen  reinen  Zwaagaer- 
ziehnngsanstalten ,  in  welchen  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13.  März  1878 
nur  Zwangszöglinxe ,  und  sog.  Rettungshftusem ,  in  welchen  auch  Waisen 
und  hilflos  verlassene  Kinder  untergebracht  werden ,  erscheint  mir  in  der 
hier  fraglichen  Beziehung  verfehlt.  Wenn  Wilutzky  die  Unter- 
bringung in  eine  reine  Zwangserziehnngsanstalt  darum  fftr  unzalfiasig  er- 
klärt, weil,  wo  keine  strafbare  Handlung  vorliege,  ein  Straf  mittel  nicht 
verhftngt  werden  könne,  so  beruht  dies  auf  der  schon  früher  zorfickge- 
wiesenen  Auffassung  der  Zwangserziehung  als  eines  Strafmittels.  Ueber- 
dies  bewegt  sich  Wilvtzky  in  einem  vitiGsen  Zirkel,  wenn  er  aasffihrt, 
dass  die  Unterbringung  in  eine  Zwangserziehungsanstalt  „in  Ermangelung 
anderer  gesetzlicher  Bestimmungen*'  von  der  vorgftngigen  Be- 
gehung einer  strafbaren  Handlung  abhängig,  mithin  ein  Strafinittel  und 
als  solches  nur  unter  den  Voraussetzungen  des  Gesetzes  vom  18.  Mirz 
1878  zulftssig  sei.  Nach  §  16  dieses  Gesetzes  ist  eben  die  zwangsweise 
Unterbringung  in  eine  beliebige  Erziehnngs-  oder  Besserungsanstalt  auch 
ohne  die  Voraussetzung  einer  verübten  Straf^iat  nicht  ausgeschlossen. 
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laseen^fi  Zwangsmassregeln  auch  g  r  o  s  Bjährigen  Hauskindem 
gegenüber  Platz  greifen.  Dagegen  ist  die  Frage  von  praktischer 
Wichtigkeit,  ob  dieselben  auch  dem  Vormund  gegenüber  seinen 
Mündeln  zustehen.  Nach  §§  240—243  II  18  A.L.-R.  konnte  dies 
nicht  zweifelhaft  sein;  aber  auch  vom  Standpunkte  der  §§  27  if. 
der  Vormundschaftsordnung  aus  muss  die  Frage  bejaht  werden, 
da  die  Erziehung  der  Jugend,  mag  sie  nun  in  den  Händen  des 
Vaters  oder  der  Mutter  oder  des  Vormundes  liegen,  immer  den- 
selben Zweck  verfolgt,  (die  Kinder  zu  künftigen  brauchbaren  Mit- 
gliedern des  Staats  heranzubilden  §  108  II  2  A.L.-R),  dieser  Zweck 
aber  allseitig  nur  erreicht  werden  kann,  wenn  den  verschiedenen 
Erziehern  grundsätzlich  die  gleichen  Zuchtmittel  zu  Gebote 
stehen**).  Zu  weit  geht  aber  m.  E.  Dernburg*^),  wenn  er  behauptet, 
ilass  der  Vormund  die  Unterbringung  des  Mündels  in  eine  öffen- 
tliche Corrigendenanstalt  bei  deren  Verwaltung  direct  (also  ohne 
vorgängigen  Beschluss  des  Vormundschaftsgerichts)  beantragen 
könne,  und  daäs  letztere  dem  Antrage  erforderlichenfalls  stattzu- 
geben habe.  Denn  die  Erziehungsgewalt  des  Vormundes  kann 
naturgemäss  nicht  über  diejenige  des  Hausvaters  hinausgehen; 
diesem  aber  stehen  nach  §§  86  ff.  II  2  A.L.-K.  wenn  die  häuslichen 
Erziehungsmittel  nicht  ausreichen,  aussergewöhnliche  Zuchtmittel 
nur  mit  Bewilligung  des  Vormundschaftsgerichts  zu  Ge- 
bote. Auch  würde  Dernburg's  Ansicht  praktisch  dahin  führen, 
dass  ein  gewissenloser  Vormund  darnach  trachten  könnte,  durch 
die  (gegebenenfalls  nicht  erforderliche)  Unterbringung  des  Mündels 
in  eine  solche  Corrigendenanstalt,  deren  Vorstand  nach  S  13  der 
Yorm.-Ord.   die    Rechte    eines   gesetzlichen   Vormundes   hat, 


1 8)  So  aach  Hbbse,  die  Vorraundschaftsordnang,  Anmerk.  za  §  16,  Zw.- 
Krz.-6eB.  nnd  Maerckbr,  die  Nachlassbehandlang  Abschnitt  II  §  3  Note  a. 

1»)  Das  Yormundschaftsrecht  §  63  Note  33.  —  Vgl.  über  die  hier  be- 
handelten Fragen  noch  Boas  bei  Grlchot,  Bd.  20  S.  767  ff.  nnd  Neümann 
die  prenas.  Vorm.-Ord.  zu  §  27. 
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«ich  selbst  gemäss  §  62  al.  2  Vorm.-Ord.  der  ihm  unbequemen 
Vormundschaftsfuhning  zu  entziehen. 


III.  Rechtswirkungen. 

1.  Auf  Grund  des  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom 
13.  März  1878  vom  Vormundschaftsgericht  erlassenen  Be- 
schlusses sind  die  im  §  7  des  Gesetzes  und  in  dem  Ergänzungs- 
gesetze vom  27.  März  1881  näher  bezeichneten  Communalver- 
bände  verpflichtet,  die  Unterbringung  zur  Zwangserziehung 
herbeizuführen,  und  zwar  nach  näherer  Bestimmung  der  gemäss 
§  13  des  Ges.  zu  erlassenden  Verwaltungsreglements.  In  offen- 
barem Widerspruche  mit  dieser  ausdrücklichen  Vorschrift  des 
§  7  cit.  behauptet  Thümmel"®),  dass  die  ausführende  Verwaltungs- 
behörde auf  Grund  des  Gerichtsbeschlusses  „nur  das  Recht, 
nicht  aber  die  unbedingte  Pflicht"  habe,  die  Unterbringung  zu 
bewirken,  dass  sie  vielmehr  die  Zweckmässigkeit  der  letzteren 
von  Neuem  prüfen  dürfe.  Er  folgert  dies  aus  den  Worten  im 
§  2  des  Ges.  „kann  von  Obrigkeitswegen unterge- 
bracht werden".  Als  ob  diese  Worte  sich  lediglich  auf  die  Thätig- 
keit  der  ausführenden  Verwaltungsbehörde  bezögen  und  nicht 
vielmehr  die  allgemeine  Frage  beantworteten,  unter  welchen  Vor- 
aussetzungen die  Unterbringung  überhaupt  zulässig  sei.  Die 
unbedingte  Ausfuhrungspflicht  der  Verwaltungsbehörde  ist  übrigens 
auch  schon  aus  den  Worten  im  §  2  des  Ges. :  die  Unterbringung 
zur  Zwangserziehung  erfolgt,  nachdem  u.  s.  w.  .  .  .  ",  sowie 
daraus  herzuleiten,  dass  das  Vormundschaftsgericht  nach  §  2  cit. 
(abweichend  von  §  56  al.  2  Str.-G.-B.)  die  Unterbringung  nicht 
blos  für  zulässig,  sondern  für  erforderlich  zu  erklären  hat. 
Dem  discretionären  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  untersteht 
lediglich  die  Frage,  ob  das  Kind  in  einer  Familie  oder  in  einer 


SO)  Gerichtssaal  Bd.  40  S.  45  und  61. 
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Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  untergebracht  werden 
soU*^).  Dabei  wird  jedoch  die  Verwaltungsbehörde  die  im  §  1 
des  Ges.  absichtlich  getroffene  Voranstellung  der  Familie  vor 
die  Anstalten'')  zu  beobachten  haben. 

Die  Kosten  der  Zwangserziehung  vertheilen  sich  nach  §  12 
des  Ges.,  soweit  sie  nicht  aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Zög- 
lings getragen  oder  von  den  aus  privatrechtlichen  Titeln  zur 
Alimentation  Verpflichteten  eingezgoen  werden  können,  zwischen 
dem  Ortsarmenverbande,  dem  höheren  Communalverbande 
und  dem  Staate.  Ersterem  fallen  die  Kosten  der  Einlieferung  in 
die  Familie  oder  Anstalt,  femer  der  reglementsmässig  erforderlichen 
ersten  Ausstattung  und  der  späteren  Rückreise  des  Zöglings,  dem 
höheren  Communalverbande  und  dem  Staate  dagegen  alle 
übrigen  Kosten  je  zur  Hälfte  zur  Last. 

Der  auf  Unterbringung  zur  Zwangserziehung  lautende  Ge- 
rich tsbeschluss  entzieht  naturgemäss  dem  Vater,  bezw.  wenn 
dieser  nicht  mehr  lebt,  oder  das  Kind  ein  uneheliches  ist^  der 
Mutter  bezw.  dem  Vormund  oder  Pfleger  das  Erziehungsrecht. 
Insofern  ersetzt  dieser  Beschluss  der  Mündelmutter  gegenüber 
den  nach  §  28  der  Vorm.-Ord.  zu  erlassenden  Beschluss,  durch 
welchen  ihr  das  Erziehungsrecht  entzogen  wird*'). 

Der  Anstaltsvorstand  wird  gesetzlicher  Vormund,  während 
das  Amt  des  bisherigen  Vormundes  ohne  Weiteres  erlischt.  (§  62 
h1.  2  Vorm.-Ord.)  Das  Vormundschaftsgericht  kann  jedoch  einen 
anderen  Vormund  bestellen  bezw.  den  bisherigen  in  seinem  Amte 
belassen  (§  13  Vorm.-Ord.). 


21)  §  12  des  Ges.,  vgl.  Wilutzky  Note  1  zu  §  2  des  Ges.  und  Entsch. 
des  Eammergerichts  Bd.  7  S.  19. 

88)  Commission  des  A.-H.;  vgl.  Wilutzky  Note  2  zu  §  1   des  Ges. 

a»)  Vgl.  Hesse,  Vorm.-Ord.  Note  2  zu  §  2  Zw.-Erz.-Ges.  und  Märckkr 
Note  1  zu  §  3  Zw.-Erz.-Ges. 
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2.  In  allen  ausserhalb  des  Gesetzes  vom  13.  März  187H 
liegenden  Fällen  der  Zwangserziehung  fehlt  eine  gesetzliche 
Garantie  der  Durchführung  des  Unterbringungsbeschlusses.  Eine 
dem  §  7  des  Zw.-£rz.-Ges.  analoge  Verpflichtung  der  Communal- 
verbände  besteht  hier  nicht.  Besitzen  weder  die  fr.  Kinder 
selbst  noch  deren  alimentationspfiichtige  Angehörige  Vermögen, 
—  und  in  der  Regel  handelt  es  sich  gerade  um  Kinder  aus 
ärmeren  Volksklassen,  —  so  scheitert  oftmals  schon  hieran  die 
Aufnahme  der  Kinder  in  eine  andere  Familie  oder  Anstalt*,  denn 
auch  die  Ortsarmenverbände  sind  weder  in  der  Lage  noch  ver- 
pflichtet, so  hohe  Kosten  zu  bestreiten**). 

IV.  B  e  e  n  d  i  g  u  n  g. 

1.  Die  auf  Grund  strafrichterlichen  Urtheils  gemäss 
§  56  Abs.  2  Str.-G.-B.  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt 
untergebrachten  jugendlichen  Uebelthäter  sind  daselbst  so  lange 
zu  behalten,  als  die  der  Anstalt  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde 
solches  für  erforderlich  erachtet,  jedoch  nicht  über  das  vollendete 
zwanzigste  Lebensjahr.  (§  66  Abs.  2  Satz  2  Str.-G.-B.)  —  Die 
Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Verwaltungsbehörde  die  Ent- 
lassung des  Zwangszöglings  zu  beschliessen  hat,  sind  hier  gesetz- 
lich nicht  geregelt. 

2.  Das  Recht  der  Zwangserziehung  der  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  13.  März  1878  in  eine  Familie  oder  Anstalt  unter- 
gebrachten Zöglinge  hört  nach  $5  10  dieses  Gesetzes  in  der  Fass- 
ung des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1884  bezw.  nach  §§  4  und  5  auf: 

a)  wenn  der  Unterbringungsbeschluss  im  Wege  der  Be- 
schwerde oder  des  Wiederaufnahmeverfahrens  aufgehoben  ^ird, 

b)  mit  dem  vollendeten  achtzehnten  Lebensjahre  des  Zög- 


24)  WiLüTZKY  a.  a.  O.  Note  2  zu  §  16  Zw.-Erz.-Ges.  ~  AecuROTT,  die 
Behandlung  der  verwahrlosten  und  verbrecherischen  Jugend.  Berlin  1892  S.  14. 
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Kngs,  in  aussergewöhnlichen  Fällen  jedoch  zufolge  vormimdschafts- 
gerichtlichen  Beschlusses  erst  mit  einem  späteren  Zeitpunkte, 
spätestens  aber  mit  der  Grossjährigkeit, 

c)  wenn  die  Eltern  bezw.  Grx)sseltem,  der  Vormund  oder 
Pfleger  die  Entlassung  beantragen  und  beim  Widerspruch  des 
Communalverbands  auf  Anrufen  des  Antragstellers  das  Vor- 
mnndschaftsgericht  bezw.  auf  die  Beschwerde  des  Verbandes 
das  Beschwerdegericht  dieselbe  beschliesst. 

d)  wenn  der  verpflichtete  Kommunalverband  die  Entlassung 
des  Zöglings  beschliesst.  In  diesem  Falle  steht  dessen  Ange- 
hörigen oder  sonstigen  Vertretern  ein  Widerspruchsrecht  nicht 
zu.  Der  Communalverband  hat  nun  die  Entlassung  zu  be- 
schliessen,  sobald  die  Erreichung  des  Zweckes  der  Zwangser- 
ziehung anderweit  sichergestellt  oder  dieser  Zweck  erreicht  ist. 
Ist  dies  zweifelhaft,  so  kann  von  dem  Verbände  eine  widerruf- 
liche Entlassung  verfügt  werden,  welche  das  Recht  zur  Zwangs- 
erziehung nicht  berührt.  —  Wie  aber  einerseits  die  definitive 
Entlassung  des  Zöglings  unter  den  eben  angegebenen  Voraus- 
setzungen obligatorisch,  so  ist  sie  andererseits  nur  unter 
diesen  Voraussetzungen  zulässig.  Kraft  seiner  discretionären 
Entlassungsbefugniss  ist  der  veri)flichtete  Communalverband  that- 
sächlich  allerdings  in  der  Lage,  die  vom  Vormundschaftsgericht 
für  erforderlich  erklärte  Zwangserziehung  zu  vereiteln  und  sich 
der  Erfüllung  seiner  gesetzlichen  Verpflichtung  zu  entziehen ;  ein 
solches  Verfahren  wäre  aber  eben  ein  gesetzwidriges.  Er- 
achtet der  Kommunalverband  im  Gegensatze  zum  Vormundschafts- 
gericht  die  Zwangserziehung  nicht  für  erforderlich,  so  hat 
letztere  dennoch  so  lange  stattzufinden,  bis  eine  Veränderung 
der  Umstände  dem  freien  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  Raum 
bietet. 

3.  In  den  Fällen  der  ^^^  86—89  II  2  A.L.-R.  bestimmt  gemäss 
§  89  das.  das  Vormundschaftsgericht  die  Dauer  der  Zwangs- 
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erziehung.    Dasselbe  wird  in  den  Fällen  der  §§  90,  91  das.  an- 
zunehmen sein. 


B.  Das  zukünftige  Recht. 

I.  Der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das 
Deutsche  Reich  enthält  folgende  auf  das  materielle  Zwangser- 
ziehungsrecht bezügliche  Vorschriften: 

§  1504. 

„Die  Sorge  für  die  Person  umfasst  insbesondere  die  Sorge 
für  die  Erziehung  des  Kindes  und  die  Aufsicht  über  dasselbe. 
Sie  gewährt  die  Befugniss,  bei  Ausübung  des  Erziehungsrechtes 
angemessene  Zuchtmittel  anzuwenden. 

Das  Yormundschaftsgericht  hat  den  Berechtigten  auf  dessen 
Antrag  durch  geeignete  Zwangsmassregeln  in  der  Ausübung  des 
elterlichen  Zuchtrechtes  nach  verständigem  Ermessen  zu  unter- 
stützen." 

S  1646. 

„Wenn  der  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  durch  Missbrauch 
des  Rechtes,  für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen,  insbesondere 
durch  Missbrauch  des  Erziehungsrechtes,  oder  durch  Vernach- 
lässigung des  Kindes  dessen  geistiges  oder  leibliches  Wohl  ge- 
fährdet, oder  wenn  eine  solche  Gefährdung  in  Folge  ehrlosen 
oder  unsittlichen  Verhaltens  des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt 
für  die  Zukunft  zu  besorgen  ist,  so  hat  das  Vormundschaftsge- 
richt die  zur  Abwendung  der  Gefahr  erforderlichen  Massregeln 
zu  treffen.  Das  Vormundschaftsgericht  kann  insbesondere  an- 
ordnen, dass  das  Kind  zum  Zwecke  der  Erziehung  in  einer  ge- 
eigneten Familie  oder  in  einer  Erziehungsanstalt  oder  Besserungs- 
anstalt unterzubringen  sei.  Sofern  das  Interesse  des  Kindes  es 
erfordert,    kann    das  Vormundschaftsgericht  auch  die  elterliche 
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(iewalt   mit  Ausnahme   der   elterlichen  Nntzmessnng  ganz  oder 
theilweise  entziehen." 

§  1655. 

,  » 

„Auf  die  Pflicht  und  das  Recht  des  Vormundes,  für  die  Per- 
son des  Mündels  zu  sorgen,  finden  die  Vorschriften  der  ^  §§  1504, 
(1505,  1509)  entsprechende  Anwendung." 

§  1685. 

„Das  Vormundschaftsgericht  kann,  auch  gegen  den  Willen 
des  Vormundes,  anordnen,  dass  der  Mündel  zum  Zwecke  der  Er- 
ziehung in  einer  geeigneten  Familie  oder  in  einer  Erziehungsan- 
stalt oder  Besserungsanstalt  unterzubringen  sei.  Soweit  jedoch 
ein  Eltemtheil  die  Pflicht  und  das  Recht  hat,  für  die  Person 
des  Kindes  zu  sorgen,  finden  in  Ansehung  der  Zulässigkeit  einer 
solchen  Anordnung  die  Vorschriften  des  §  1546  entsprechende 
Anwendung." 

Nach  Art.  16  des  Entwurfs  eines  Einführungsgesetzes  zum 
B.  G.-B.  soll  femer  §  55  des  Reichsstrafgesetzbuches  durch 
folgende  Vorschrift  ersetzt  werden: 

.  §55. 
„Wer  bei  Begehung  der  Handlung  das  zwölfte  Lebensjahr 
nicht  vollendet  hat,  kann  wegen  derselben  nicht  strafrechtlich 
verfolgt  werden.  Gegen  denselben  können  jedoch  nach  Mass- 
gabe der  landesgesetzlichen  Vorschriften  die  zur  Besserung 
und  Beaufsichtigung  geeigneten  Massregeln  getroffen  werden.  Die 
Unterbringung  in  eine  Familie,  Erziehungsanstalt  oder  Besserungs- 
anstalt kann  nur  erfolgen,  nachdem  durch  Beschluss  des  Vor- 
nmndschaftsgerichtes  die  Begehung  der  Handlung  festgestellt  und 
die  Unterbringung  für  zulässig  erklärt  ist. 

IL  Die  allegirten  Vorschriften  des  Entwurfes  eines  B.  G.-B  und 
eines  Einführungsgesetzes  werden  von  drei  Eintheilungsprin- 
tipien  beherrscht.    Es  kommt  einmal  darauf  an,  ob  ein  Minder- 

ArchiT  für  Offontlicfaet  Recht.  VUl.  2.  3.  22 
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jähriger  unter  elterlicher  Gewalt  steht  oder  nicht,  sodann 
darauf,  ob  dem  Erziehungsberechtigten  ein  Verschulden  in  An- 
sehung der  Erziehung  zur  Last  fällt  oder  nicht,  endlich  darauf, 
ob  das  Kind  eine  strafbare  Handlung  begangen  hat  oder  nicht. 

A.  Zwangserziehung  von  Kindern,  welche  unter  elterlicher 
Gewalt  stehen  und  eine  Strafthat  nicht  begangen  haben. 

1.  Das  Vormundschaftsgericht  ist  nur  dann  in  die  Erziehungs- 
gewalt der  Eltern  einzugreifen  befugt,  bezw.  verpflichtet,  wenn 
diese  entweder 

a)  durch  Missbrauch  des  Rechtes,  für  die  Person  des  Kindes 
zu  sorgen,  dessen  geistiges  oder  leibliches  Wohl  gefährden 
(§  1546)  oder 

b)  durch  ehrloses  oder  unsittliches  Verhalten  die  Be- 
sorgnis s  einer  solchen  Gefährdung  für  die  Zukunft  rechtfertigen 
(§  1546)  oder  endlich 

c)  das  Eingreifen  des  Vormundschaftsgerichts  zu  ihrer  Unter- 
stützung  in  der  Ausübung  des  elterlichen  Zuchtrechts  nach- 
suchen (§  1504  Abs.  2). 

Zwangserziehung  wider  den  Willen  der  Eltern  (Fälle  a 
und  b)  ist  also  nur  bei  einem  Verschulden  derselben  möglich: 
liegt  ein  solches  nicht  vor,  so  kann  das  Gericht  nur  auf  Antrag 
des  Berechtigten  einschreiten.  Die  gleichen  Grundsätze  finden 
nach  §  1685  Satz  2  auf  solche  Kinder  entsprechende  Anwendung, 
welche  zwar  unter  Vormundschaft  stehen,  deren  Eltern  oder 
eine  Eltemtheil  aber  noch  am  Leben  sind,  (z.  B.  Kinder,  deren 
Vater  selbst  noch  minderjährig  ist;  vgl.  §  1554  Abs.  2). 

2.  Die  Art  der  Zwangsmassregeln  ist  in  allen  Fällen  vom 
Vormundschaftsgericht  zu  bestimmen.  In  den  Fällen  a  und  b 
kann  dasselbe  insbesondere  die  Unterbringung  in  eine  geeignete 
Familie  oder  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  anordnen. 
(§  1546  Satz  2.)     Hinsichtlich  des  Falles  c  heben  die  Motive  zu 
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§  1504**)  hervor,  dass  „die  nähere  Bestimmung  der  dem  Vor- 
mundschaftsgerichte zu  Gebote  stehenden  Zwangs-  und  Correc- 
tionsmittel  den,  sei  es  reichsgesetzlich,  sei  es  landesgesetzlich  zu 
treffenden  Vorschriften  über  das  Verfahren  der  Vormundschafts- 
gerichte zu  überlassen^^  sei,  dass  aber  die  Vorschriften  des  §  1504 
dem  Erziehungsberechtigten  insbesondere  auch  die  Möglichkeit 
gewähren,  „das  verwahrloste  Kind  mit  Hilfe  des  Vormundschafts- 
gerichtes in  einer  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  unterzu- 
bringen/^ 

B.  Zwangserziehung  bevormundeter  elternloser  Minder- 
jähriger, welchen  eine  Strafthat  nicht  zur  Last  fällt.  Dieselbe 
tritt  ein  entweder 

a)  auf  Antrag  des  Vormundes  (§§  1655,  1504),  oder 

b)  gegen  dessen  Willen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihm  in 
Ansehung  der  Erziehung  eine  Pflichtwidrigkeit  zur  Last 
fällt  oder  nicht  (§  1685). 

Die  materiellen  Voraussetzungen  der  Zwangserziehung  sind 
hier  gänzlich  in  das  Ermessen  des  Vormundschaftsrichters  ge- 
stellt; die  Motive  zu  §  1685  scheinen  aber  als  selbstverständlich 
anzunehmen,  dass  sie  nur  „zur  Verhütung  weiterer  sittlicher  Ver- 
wahrlosung eines  Mündels"  angeordnet  werden  kann. 

Auch  hier  ist  für  den  Fall  a  die  Bestimmung  der  Zwangs- 
und Correctionsmittel  den  Verfahrensvorschriften  vorbehalten, 
während  im  Falle  b  das  Vormundschaftsgericht  jedenfalls  die 
Unterbringung  in  eine  geeignete  Familie  oder  in  eine  Erziehungs- 
oder Besserungsanstalt  anordnen  kann. 

Eine  Verpflichtung  zur  Ausführung  des  vormundschaftsge- 
richtlichen Beschlusses  event.  auf  öffentliche  Kosten  ist  im  Ent- 
würfe für  keinen  der  vorstehend  sub  I  und  II  erörterten  Fälle 
der  Zwangserziehung  vorgesehen,  ebensowenig  findet  sich  eine 
Vorschrift  über  Dauer  bezw.  Beendigung  der  letzteren. 

26)  Bd.  IV  S.  752. 

22* 
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C.  Zwangserziehimg  von-  Kindern,  welche  eine  strafbare 
Handlung  begangen  haben. 

Diese  bestimmt  sich  gemäss  §  55  Str.-G.-B.  in  der  neuen 
Fassung  des  Art.  16  dtes  Einfi-Gesetz-Entwurfs  nach  den  landes- 
gesetzlichen Vorschriften.  Gemäss  Art.  3  das.  bleiben  abo  die 
bestehenden  landesgesetzlichen  Vorschriften,  z.  B.  das 
preussische  Gesetz  vom  13.  März  1878  mit  den  späteren  Ergän- 
zungs-  und  Abänderungsgesetzen,  in  Kraft  und  können  neue 
landesgesetzliche  Vorschriften  erlassen  werden.  Ausser  Kraft  da- 
g^^n  treten  diejenigen  landesgesetzlichen  Vorschriften,  welche 
die  Unterbringung  von  Kindern  über  12  Jahren  oder  von  Kin- 
dern, welche  zwar  das  zwölfte  Lebensjahr  noch  nicht  zurückge- 
legt, aber  eine  strafbare  Handlung  nicht  begangen  haben,  zur 
Zwangserziehung  zulassen.  Insoweit  sind  künftig  allein  die  Vor- 
schriften des  B.  G.-B.  (§§  1546,  1685)  massgebend««). 

in.  Eine  Vergleichung  der  Vorschriften  des  Ent- 
wurfes mit  denen  des  preuss.  A.  L.-R.  ergiebt,  dass  beide  in  den 
Grundzügen  übereinstimmen:  Der  §  1546  des  Entwurfes,  welcher 
die  Fälle  eines  pflichtwidrigen  Verhaltens  der  Eltern  regelt 
(s.  oben  sub  A  a  u.  b),  entspricht  im  Wesentlichen  den  Vorschrif- 
ten der  §§  90,  91,  266  II,  2  A.  L.-R.,  der  oben  sub  A  c  erörterte 
Fall  der  beantragten  Unterstützung  des  Erziehungsberechtigten 
feiaer  ist  im  §  1504  Abs.  2  des  Entwurfes  in  ähnlicher  Weise 
wie  in  den  §§  87 — 89  II  2  A.  L.-R.  normirt.  In  zwei  Punkten 
weicht  jedoch  der  Entwurf  von  dem  geltenden  preussischen  Rechte 
ab:  Einmal  nämlich  kann  heutzutage  dem  Vormund,  der  sich 
keine  Pflichtwidrigkeit  zu  Schulden  kommen  Hess,  nicht  ohne 
Weiteres  gegen  seinen  Willen  die  Erziehungsgewalt  genommen 
werden,  wie  dies  nach  §  1685  des  Entwurfes  möglich  ist*').  Anderer- 

J!6)  Vgl.  Motive  zu  Art.  16  Einf.-Ges.  (§  55  Str.-G.-B.)  8.  124. 

S7)  Nach  §  63  der  preuss.  Vorm.-Ord.  bildet  nur  die  im  §  21  ditf. 
Dormirte  gesetzliche  UnfUiigkeit  des  Vormundes  einen  von  seinem  An- 
trage unabhängigen  Entlassungsgrund. 
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seits  aber  schneiden  die  §§  1&46  und  1685  Satz  2  des  Entwurfes 
die  zur  Zeit  nach  §  28  Abs.  1  der  preuss.  Vorm.-Ord.  bestehende 
Möglichkeit  ab,  der  Mutter,  auch  wenn  dieselbe  die  Erziehung 
nicht  vernachlässigte,  dennoch  diese  aus  erheblichen  anderen 
Gründen  zu  entziehen.  Diese  der  Mutter  günstigere  Auffassung 
des  Entwurfes  erklärt  sich  daraus,  dass  nach  letzterem  die  Mutter 
in  Ermangelung  des  Vaters  die  elterliche  Gewalt  über  ihre  minder- 
jährigen Kinder  besitzt,  und  dass  die  Erziehungsgewalt  einen  Be- 
standtheil  bezw.  ein  residuum  der  elterlichen  Gewalt  bildet.  (Vgl. 
Mot.  zu  §  1685.) 

I\\   Kritik. 

A.  Der  hauptsächlichste  Vorwurf,  den  ich  gegen  die  neue 
Codification  in  Ansehung  des  Zwangserziehungsrechts  erheben 
muss,  ist  der,  dass  sie  die  Materie,  durch  theilweise  Ueben^^eisung 
derselben  an  die  Landesgesetzgebung,  ohne  zwingenden  Grund 
zerreisst. 

Es  kann  in  Frage  kommen,  ob  überhaupt  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  diese  Materie  zu  regeln  habe,  und  die  Ent- 
scheidung dieser  Frage  wird  davon  abhängen,  ob  man  das 
Zwangserziehungsrecht  seinem  Schwerpunkte  nach  dem  öffent- 
lichen oder  dem  Privatrechte  zuweist.  Die  Zwangserziehung 
bezweckt:  einerseits  das  Kind  vor  sittlichem  Verfall,  anderer- 
seits die  Gesellschaft  vor  dem  aus  der  verwahrlosten  Jugend 
sich  später  entwickelnden  Verbrecherthum  zu  schützen.  Insoweit 
ihrem  Zwecke  nach)  gehört  sie  zweifellos  dem  öffentlichen 
Rechte  an.  In  ihrer  Wirkung  charakterisirt  sich  aber  die  An- 
ordnung der  Zwangserziehung  als  ein  tiefer  Eingriff  in  bestehende 
Privatrechte,  wenigstens  insoweit  sie  nicht  elternlose  Kinder 
betrifft.  Denn  die  Erziehungsgewalt  der  Eltern  ist  eines  ihrer 
wichtigsten  Privatrechte,  das  ihnen  nicht  ohne  oder  gar  gegen 
ihren  Willen  entzogen  werden  kann,  und  auch  den  Kindern 
steht  das  der  Erziehungspflicht  der  Eltern  correspondirende  Recht, 
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von  den  Eltern  oder  den  von  diesen  selbst  gewählten  Substi- 
tuten erzogen  zu  werden,  als  ein  wohlerworbenes  Privatrecht  zu*'). 

Bei  dieser  Verquickung  öffentlich-rechtlicher  und  privat- 
rechtlicher  (lesichtspunkte  ist  eine  Trennung  beider  vom  legis- 
latorischen Standpunkte  aus  meines  Erachtens  durchaus  unthun- 
lich.  Erachtet  man  die  socialpolitischen  Gesichtspunkte  im 
Vergleiche  zu  den  privatrechtlichen  für  überwiegend,  —  und  dies 
wird  das  Richtige  sein,  —  dann  scheide  man  die  ganze  Materie 
aus  dem  Entwürfe  aus  und  regle  sie  in  einem  besonderen,  zu- 
gleich die  Vorschriften  über  das  Verfahren  enthaltenden  und 
dadurch  die  Einheitlichkeit  vollendenden  Reichsgesetze  *•).  Legt 
man  aber  dem  Privatrechte  das  Hauptgewicht  bei,  nun,  dann 
bleibe  man  nicht  bei  einer  Halbheit  stehen  und  regle  das  ganze 
—  wenigstens  materielle  —  Zwangserziehungsrecht  im  Bürger- 
lichen Gesetzbuches^). 

Selbst  wenn  man  die  Unterscheidung,  ob  das  Kind  eine 
strafbare  Handlung  begangen  hat  oder  nicht  (s.  unten  ad  C),  bei- 
behalten will,  erweist  sich  der  Vorbehalt  für  die  Landesgesetz- 
gebung als  zwecklos  und  verkehrt. 

a)  Zwecklos  ist  jener  Vorbehalt,  weil  die  Vorschriften  des 
B.  G.-B.  für  den  Fall,  dass  eine  Strafthat  des  Kindes  vorliegt, 
ausreichen.  Steht  das  Kind  unter  Vormundschaft,  so  kann  es 
gemäss    {J    1685   ohne   Weiteres   zur   Zwangserziehung    gebracht 


28)  Nach  §§  74  ff.  11,  2  A.  L.-R.  ist  die  Sorge  fOr  die  Erziehung  des  Kindes 
ein  HestandtheU  der  väterlichen,  nach  §  1504  dea  Entw.  n,  B.  G.-B.  ein  Be- 
standtheü  der  elterlichen  Gewalt  (Vgl.  Mot.  zu  §  1504  des  Entw.  Bd.  IV 
S.  750).  —  Unhaltbar  ist  daher  der  Ausspruch  Wilützky's  a.  a.  0.  Note  2 
zu  §28  Vorm.-Ord.:  „Die  Erziehnngsfrage  ist  ganz  und  gar  nicht  Privat-  und 
durchaus  Offentlichrechtlicher  Natur.** 

iiv)  In  diesem  Sinne  hat  sich  die  deutsche  Landesgruppe  der  interDaHo- 
naien  criminalistischen  Vereinigung  ausgesprochen;  vgl.  die  Beschlösse  vom 
December  1891  ad  g  bei  Aschkott  a.  a.  0.  S.  64. 

30)  Vgl.  AscHROTT  a.  a.  0.  S.  20. 
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werden,  selbst  wenn  der  Vormund  pllichtgetreu  handelte  und 
der  Unterbringung  widerspricht.  Leben  die  Eltern  oder  ein 
Eltemtheil  des  Kindes,  so  ist  die  Unterbringung  sowohl  dann  zu- 
lässig,  wenn  die  Eltern  die  Verwahrlosung  des  Kindes  verschul- 
det haben  (§§  1546  und  1685  Satz  2),  als  auch  dann,  wenn  sie 
frei  von  Schuld,  aber  mit  der  Zwangserziehung  einverstanden 
sind  (§  1504).  Die  Motive  zu  §  1546**)  gehen  sogar  noch  weiter. 
Sie  fuhren  aus,  dass,  wenn  der  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt 
sich  weigere,  gemäss  §  1504  die  Unterbringung  des  sittlich  ver- 
wahrlosten Kindes  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt 
beim  Vormundschaftsgerichte  zu  beantragen,  dieses  hierin  unter 
l.'mständen  eine  Vernachlässigung  der  Erziehung  erblicken  und 
nunmehr  von  Amtswegen  nach  Massgabe  des  §  1546  eingreifen 
könne.  Hiemach  versagen  die  Vorschriften  des  B.  G.-B.  nur  da, 
wo  der  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  weder  die  Verwahrlosung 
des  jugendlichen  Uebelthäters  verschuldet  hat,  noch  in  die 
Unterbringung  desselben  zur  Zwangserziehung  willigt,  noch 
durch  diese  letztere  Weigerung  die  Erziehung  vernachlässigt. 
Allein  um  des  praktisch  sehr  seltenen  Falles  willen,  wo  in  jener 
Weigerung  kein  Verschulden  liegt,  erscheint  der  Vorbehalt  für 
die  Landesgesetze  um  so  weniger  erforderlich,  als  in  diesem  Falle, 
wie  später  zu  erörtern  sein  wird,  die  Zwangserziehung  meines 
Erachtens  überhaupt  nicht  gerechtfertigt  ist. 

b)  Der  Vorbehalt  für  die  Landesgesetze  kann  aber  femer  in 
seinen  Con8e(iuenzen  zu  ganz  unhaltbaren  Ilechtszuständen  führen. 
Da  er  nämlich  ausschliesslich  für  den  Fall,  dass  ein  noch 
nicht  12  Jahre  altes  Kind*  eine  strafbare  Handlung  be- 
dangen hat,  gemacht  ist,  können  die  Landesgesetze  in  diesem 
Falle  die  Zulässigkeit  der  Zwangserziehung  an  strengere  Er- 
fordernisse  knüpfen  als   das  B.  G.-B.   dies  ohne  Rücksicht  auf 


31)  Bd.  IV  S.  807;  vgl.  auch  Mot.  zu  Art.  16  Einf.-Ges.  (§  55  Str.-G.-B.) 
S.  124. 
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das  Vorliegen  einer  strafbaren  Handlung  thut.  So  ist  nacli  dem 
preussisclien  Gesetze  vom  13.  März  1878  die  Unterbringung  eines 
elternlosen  jugendlichen  Delinquenten  nur  zulässig«  wenn  mit 
Bücksiclit  auf  die  Beschaffenheit  der  Strafthat,  die  Persön- 
lichkeit der  Erzieher  u.  s.  w.  die  Gefahr  weiterer  sittlicher  Ver- 
wahrlosung anzunehmen  ist,  während  nach  §  168Ö  des  Entwurfes 
eines  B.  6.-B.  derselbe  Knabe,  wenn  er  eine  strafbare  Handlung 
nicht  begangen  oder  noch  nicht  das  sechste  oder  bereits  das 
zwölfte  Lebensjahr  zurückgelegt  liat,  ohne  Weiteres  nach 
freiem  Ermessen  des  Vormundschaftsgerichts  zur  Zwangserziehung 
gebracht  werden  kann.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  Kindern, 
welche  der  Erziehungsgewalt  der  Eltern  oder  eines  Eltemtheiles 
unterstehen.  Solche  Kinder  können,  wenn  sie  im  Alter  von  6  bis 
12  Jahren  ein  Delict  b^angen  haben,  nur  unter  den  Voraus- 
setzungen der  das  bürgerliche  Gesetzbuch  insoweit  durchbrechen- 
den Vorschriften  des  preuss.  Zwangserziehungsgesetzes,  w^in  sie 
dagegen  jene  Altersgrenze  noch  nicht  erreicht  oder  bereits  über- 
schritten oder  eine  Strafthat  innerhalb  jener  Altersgrenze  nicht 
begangen  haben,  unter  den  wesentlich  abweichenden  Voraus- 
setzungen des  §  1546  B.  G.-B.  zur  Zwangserziehung  gebracht 
werden.  Ein  solcher  Zwiespalt  besteht  bereits  gegenwärtig  zwischen 
dem  Zwangserziehungsgesetze  und  den  dem  Entwürfe  eines  B.  G.-B. 
vielfach  correspondirenden  Vorschriften  des  preussischen  A.  L.-IL 
bezw.  den  Vorschriften  der  preussischen  Vormundscliaftsordnung. 
Ich  erinnere  nur  an  §  28  V.-O.,  wonach  das  Vormundschaftsge- 
richt allgemein  aus  „erlieblichen  (Gründen"  der  Mutter  eines 
minderjährigen  Kindes  das  Erziehungsrecht  entziehen  und  dessen 
Unterbringung  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  anord- 
nen kann,  während,  wenn  das  Kind  im  Alter  von  6  bis  12  Jahren 
ein  Delict  beging,  die  Special  Vorschriften  des  Zwangserziehungs- 
gesetzes Platz  greifen.  Weim  dieser  Zwiespalt  sich  bisher  in  der 
Praxis  nicht  besonders  fühlbar  machte,  so  ist  dies  wohl  dem 
Umstände  zuzuschreiben,  dass  speciell  die  landrechtlichen  Be- 
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«timmungen  sich  praktisch  als  nabazu  bedeutungslos  erwiesen  und 
,^ur  in  den  .allerextremsten  Fällen^^  Anwendung  gefunden  haben"). 

B.  Wenn  oben  gesagt  ist,  dass  die  Vorschriften  des  Ent- 
wurfes über  das  materielle  Zwangserziehungsrecht  ausreichen 
würden,  und  dass  es  eines  Vorbehalts  für  die  Landesgesetze  nicht 
bedürfe,  so  bezieht  sich  dies  nur  auf  die  Voraussetzungen  der 
Zwangserziehung.  Dagegen  weist  der  Entwurf  in  Ans^ung  der 
Kechtswirkungen  des  Unterbringungsbeschlusses  eine  unbegreif- 
hche  Lücke  auf,  eine  Lücke,  welche  sich  auch  schon  im  preuss. 
A.  L.'R.  fühlbar  machte  und  nicht  zum  geringsten  Theile  die  Un- 
Popularität  und  Unanwendbarkeit  seiner  bezüglichen  Vorscliriften 
in  der  Praxis  verschuldete.  Die  vortrefflichsten  Anordnungen  des 
Vormundschaftsgerichts  sind  zwecklos,  wenn  sie  nur  auf  dem 
Papiere  stehen  und  ihre  Durchführung  nicht  erzwingbar  ist.  Wie 
soll  aber  das  Vormundschaftogericht  die  Unterbringung  eines 
Kindes  in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  erzwingen, 
wenn  bei  völliger  Mittellosigkeit  des  Kindes  und  seiner  Eltern 
Niemand  für  die  Kosten  der  Zwangserziehung  aufzukommen  ver- 
pflichtet ist?  Allein  es  wäre  verkehrt,  darum  zu  dem  Vorbe- 
halt für  die  Landesgesetze,  welche  ja,  wie  z.  B.  das  preuss. 
Gesetz,  die  Durchführung  der  Zwangserziehung  garantiren,  seine 
Zuflacht  zu  nehmen'^);  denn  eine  Garantie,  welche  nur  auf  einen 
bestimmten  Kreis  von  Zwangserziehungsfällen  sich  erstreckt  und 
dadurch  einen  gesetzlichen  Unterschied  zwischen  erzwingbaren 
und  nicht  erzwingbaren  Anordnungen  der  Zwangserziehung  be- 
gründet, ist  völlig  unzureichend.  Es  ist  unter  allen  Umständen 
dafür  Vorsorge  zu  treffen,  dass  alle  Zwangserziehungsbeschlüsse 
ohne  Unterschied,  eventuell  auf  öffentliche  Kosten,  zur  Ausfüh- 
rung gelangen. 

C.  Die  Frage,  ob  das  Kind  eine  strafbare  Handlung  be- 
gangen hat  oder  nicht,  sollte  meines  Erachtens  auf  die  Gestaltung  des 

3>)  Vgl.  AscHBOTT  a.  a.  0.  S.  14  und  15. 

3»)  Vgl.  die  Mot.  zu  Art.  16  fiinf.-Ges.  (§  55  Str.-G.B.). 
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Zwangserziehungsrechts  völlig  einflusslos  bleiben**).  Die  strafbare 
Handlung  an  sich  ist  kein  Kriterium  der  sittlichen  Verwahrlosung; 
mit  anderen  Worten :  ein  Kind  kann  verwahrlost  sein,  obne  ein 
Delict  begangen  zu  haben,  und  ein  Kind  kann  umgekehrt  gegen  das 
Strafgesetz  Verstössen  haben,  ohne  verwahrlost  zu  sein.  Es 
kommt  aber  noch  hinzu,  dass  man  bei  einem  noch  nicht  straf- 
mtindigen  Kinde  nur  selten  den  subjectiven  Thatbestand  einer 
strafbaren  Handlung  feststellen  kann.  Dass  ein  solches  Kind  die 
zur  Erkenntniss  der  Strafbarkeit  der  Handlung  erforderliche 
Einsicht  noch  nicht  besitze,  ist  eine  praesumtio  iuris  et  de 
iure,  welche  die  strafrechtliche  Verfolgung  desselben  ausschliesst 
(5$S  55 — 57  Str.-G.-B.).  Wenn  nun  auch  diese  Einsicht,  psycholo- 
gisch betrachtet,  sich  mit  dem  Begriffe  der  Zurechnungsfähigkeit 
nicht  deckt**),  und  wenn  auch  nicht  bestritten  werden  kann,  dass 
Kinder  unter  12  Jahren  mitunter  „bereits  derartig  entwickelt 
sind,  dass  sie  strafbare  Handlungen  mit  dem  erforderlichen  Dolus 
begehen",  so  bilden  doch  diese  Fälle  immer  nur  Ausnahmen**). 
Der  Regel  nach  wird  ein  strafunmündiges  Kind  einen  Delictsthat- 
bestand  nach  der  subjectiven  Seite  hin  nicht  erfüllen.  Das  Kind 
fühlt  wohl  beispielsweise  instinctiv,  dass  es  eine  fremde  Sache  nicht 
wegnehmen  dürfe;  aber  es  weiss  nicht,  warum  dies  verboten  ist. 
Der  Rechtsbegriff  des  Eigenthums,  überhaupt  das  Bestehen 
einer  Rechtsordnung  ist  seinem  Verständnisse  der  Regel  nach 
noch  nicht  erschlossen,  und  damit  entfällt  ohne  weiteres  das  Be- 
wusstsein  der  Rechtswidrigkeit.  Ja,  man  kann  sagen:  Je 
weniger  die  Erzieher  es  sich  angelegen  sein  lassen,  das  Verständ- 
niss  des  Kindes  für  die  Begriffe  des  Rechts  und  der  Moral  zu 
wecken,  je  mehr  also  das  Kind  verwahrlost  ist,  um  so  geringer 


94)  So  auch  AscHROTT  S.  19  f.,  S.  37;  vgl.  ferner  die  Beachiasse  der 
deutschen  Landesgruppe  der  intern,  crim.  Vereinigung  bei  Aschrott  a.  a.  O. 
S.  60  ad  III,  S.  63  ad  d. 

35)  Vgl.  Aschrott  a.  a.  0.  S.  23  Anra.  und  die  daeelbat  Citirten. 

36)  Anders  freilich  Olshausen  zu  §  55  Str.-G.-B.  Note  5. 
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ist  sein  Unterscheidungsvennögen  in  Ansehung  von  Recht  und 
rnrecht  und  um  so  weniger  ist  es  fähig,  den  zu  einem  be- 
stimmten Delictsthatbestande  erforderlichen  Dolus  zu  fassen«  — 
Noch  seltener  ist  der  subjective  Thatbestand  eines  Fahrlässig- 
keit sdelicts  bei  einem  Kinde  feststellbar,  da  ja  die  Fahrlässig- 
keit begrifflich  eine  Unvorsichtigkeit  bei  Vornahme  einer 
Handlung  und  die  Yoraussehbarkeit  des  eingetretenen  rechts- 
widrigen Erfolges  erfordert,  also  nicht  blos  auf  einem  Willens-, 
sondern  auch  auf  einem  Verstandes  fehler  beruht  •'),  der  Ver- 
stand eines  noch  nicht  strafmündigen  Kindes  aber  noch  nicht  so 
weit  entwickelt  zu  sein  pflegt,  dass  es  die  Folgen  seiner  Hand- 
hingen vorhersehen  muss. 

Ausserdem  sprechen  noch  zwei  Momente  für  die  Beseitigung 
des  in  Rede  stehenden  Kriteriums.  Einmal  ist  die  gerichtliche 
Feststellung  einer  Strafthat,  insbesondere  eines  Verbrechens,  auch 
w^enn  dieselbe  zu  einer  Bestrafung  des  Kindes  nicht  führt,  ge- 
eignet, es  mit  einem  dauernden  Makel  zu  behaften,  ein  Erfolg, 
der  um  so  mehr  zu  bedauern  ist,  als  er  nicht  alle  verwahrlosten, 
jugendlichen  Uebelthäter  gleichmässig,  sondern  nur  diejenigen 
trifft,  deren  Eltern  oder  sonstige  Erzieher  nicht  die  Gewähr  der 
Verhütung  weiterer  Verwahrlosung  bieten.  Sodann  aber  erfor- 
dert jene  Feststellung  gerade  deshalb,  —  wie  später  noch  ge- 
nauer zu  erörtern  sein  wird,  —  ein  im  Wesentlichen  die  Cautelen 
des  Straf processes  bietendes  Verfahren,  während  man 
l>eim  Fallenlassen  des  Requisites  der  strafbaren  Handlung  mit 
einem  viel  einfacheren,  kürzeren  und  billigeren  Verfahren  aus- 
kommen kann. 

D.  Aschrott'*)  tadelt  es,  dass  der  Entwurf  eines  B.  G.-B.  das 
Kingreifen  des  Staates  in  die  elterlichen  Erziehungsrechte  von  irgend 
einem  schuldhaften  Verhalten  des  Inhabers  derselben  abhängig 
mache.     Da  die  Unterbringung  des  Kindes  „keineswegs  als  Be- 

37)  Vgl.  OiMArsEN  Note  17  zu  §  59  Str.-G.-B.  und  die  dort  Citirten. 
SS)  A.  a.  0.  S.  17  f. 
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strafong  der  Eltern,  sondern  im  öffentlichen  Interesse  eintreten 
solle,  um  den  Staat  vor  dem  Heranwachsen  verbrecherischer  Ele- 
mente zu  schützen,^^  müsse  das  Eingreifen  „auch  unabhängig  von 
«inem  Verschulden  der  Eltern  überall  da  eintreten,  wo  die  erzieh- 
lichen Einwirkungen  der  Eltern  und  der  Schule  sich  als  unzu- 
reichend erwiesen  haben^^  Ich  halte  jedoch  den  Standpunkt  des 
Entwurfes  für  den  richtigen.  Einmal  deshalb,  weil  ich  mir  in 
dem  zuletzt  ermähnten  Falle  einen  Erfolg  von  der  Zwangser- 
ziehung nicht  verspreche.  Entweder  ist  das  Kind  moralisch  so 
schlecht  veranlagt,  dass  an  ilim,  vulgär  ausgedrückt,  Hopfen  und 
Malz  verloren  ist ;  dann  wird  auch  die  strengste  Zwangserziehung 
den  Hang  zum  Bösen  in  ihm  nicht  zu  ersticken  vermögen;  oder 
es  ist  noch  besserungsfähig:  dann  ist  sein  Verbleiben  im  Eltern- 
hause, —  vorausgesetzt  eben,  dass  die  Eltern  ihm  eine  ordent- 
liche Erziehung  zu  geben  bestrebt  sind,  —  erst  recht  geboten. 
Denn  das  Elternhaus  besitzt  ein  Heilmittel,  das  weder  in 
einer  Erziehungs-  noch  Besserungsanstalt  noch  in  einer  fremden 
Familie  zu  finden  ist,  das  ist  die  das  Herz  des  Kindes  erleuchtende 
und  edlere  Regungen  in  ihm  zu  wecken  geeignete  Liebe  der 
Eltern  und  Geschwister.  In  den  Anstalten  und  fremden  Familien 
—  die  ja  doch  meist  nur  ihres  pecuniären  Vortheils  wegen  sich 
zur  Annahme  eines  solchen  Kindes  entschliessen  —  geht  da^t 
Herz  desselben  leer  aus;  das  ist  ein  Mangel,  dem  gegenüber  die 
Unzulänglichkeit  der  elterlichen  Erziehungsmittel  um  so  weniger 
in  die  Wagschale  fallen  kann,  als  die  zunehmende  Verstandes- 
reife  des  Kindes  die  erziehlichen  Einwirkungen  der  Eltern  und 
Lelirer  allmählich  erleichtert  und  fördert**).  —  Der  Standpunkt  des 
Entwurfes  dürfte  aber  auch  darum  der  richtige  sein,  weil  bei 
dem  hier  vorliegenden  Conflicte  des  öffentlichen  und  des  Privut- 
rechts  das  letztere  sich  als   das   stärkere  erweist.     Auch   wenn 


S9)  Mir  erscheint  die  neuerdings  vielfach  hervortretende  Tandeu  nach 
gröestmöglicher  Ausdehnung  der  Zwangserziehung  auch  schon  wegen 
ihres  stark  socia listischen  Greprftges  bedenklich. 
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man  den  obigen  Ansfiihnmgen  über  die  Nutzlosigkeit  der  Zwangs- 
erziehung in  den  hier  vorausgesetzten  Fällen  nicht  beipflichtet^ 
S4>  wird  man  doch  jedenfalls  so  viel  zugeben  müssen,  dass  der 
Krfolg  derselben  durchaus  nicht  verbürgt  ist.  Eines  unsicheren 
Itesserungsversuches  wegen  aber  ein  Kind  den  Armen  der  Eltern 
zu  entreissen,  die  sein  Bestes  wollen,  und  nur  zu  schwach  sind, 
es  auf  den  Pfad  der  Tugend  zurückzuführen,  wäre  nicht  blos  un- 
gerecht, sondern  grausam;  es  läge  hierin  eine  exorbitante  Ver- 
letzung nicht  blos  eines  der  allerwichtigsten  Privatrechte,  (des  Er- 
ziehungsrechts), sondern  auch  der  Gefühle  der  Eltern,  eine  Ver- 
letzung, zu  welcher  der  zweifelhafte  Vortheil  der  Allgemeinheit  in 
^ar  keinem  Verhältnisse  steht.  —  Aus  diesem  Grunde  halte  ich  auch 
die  Vorschrift  des  §  28  der  preuss.  Vorm.-Ord.,  welche  es  ermög- 
licht, der  Mutter  eines  Mündels  auch  ohne  ein  Verschulden  das  Er- 
/iehungsrecht  (noch  dazu  durch  blossen  Beschluss  eines  einzelnen 
Richters)  zu  entziehen,  desgleichen  die  Vorschrift  des  §  56 
Abs.  2  Str.-G.-B.  und  die  Bestimmungen  der  Landesgesetze  über 
Zwangserziehung,  wonach  beim  Vorliegen  einer  strafbaren  Hand- 
lung der  Straf-  bezw.  Vormundschaftsrichter  auch  ohne  Fest- 
stellung eines  Verschuldens  der  Eltern  die  Unterbringung  an- 
ordnen kann,  für  verfehlt*^).  Sollte  die  sittliche  Verwahrlosung 
des  Kindes  sich  in  einer  so  schweren  Strafthat  äussern,  dass 
si*hon  gegenwärtig  die  Unschädlichmachung  desselben  im  In- 
teresse der  Allgemeinheit  unumgänglich  nothwendig  erscheint,  so 
wird  in  der  Weigerung  der  Eltern,  das  Kind  gemäss  §  1504 
in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  bringen  zu  lassen, 
immer  ein  Verschulden  zu  finden  und  demgemäss  die  Möglich- 
keit der  Unterbringung  nach  §  1546  gegeben  sein**).  Anders 
verhält  es  sich  mit  elternlosen  und  mit  solchen  Kindern,  deren 
Poltern  mit  der  Unterbringung  derselben  in  eine  andere  Familie 

«0)  Siehe  oben  S.  321  und  323. 

«1)  Vgl.  Mot  zu  i$  1546  a.  E.  n.  oben  S.  339. 
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oder  Anstalt  einverstanden  sind.  Bei  letzteren  enthält  die 
Unterbringung  keinen  gewaltsamen  Eingriff,  und  bei  erstereii 
überhaupt  keinen  Eingriff  in  eine  Privatrechtssphäre,  da  ja  das 
Erziehungsrecht  des  Vormundes  oder  Pflegers  lediglich  eine 
öffentlich-rechtliche  Befugniss  bildet,  also  eine  Befugniss, 
welche,  im  Interesse  der  Allgemeinheit  gegeben,  einem  entgegen- 
gesetzten  stärkeren  Interesse  derselben  unbedingt  weichen  muss. 
Es  ist  daher  nur  zu  billigen,  dass  der  Entwurf  dem  Vormund 
gegenüber  unbedingt  und  dem  Inhaber  der  elterlichen  (ie- 
walt  gegenüber  im  Falle  seiner  Zustimmung  die  Unterbringung 
zulässt.    (§§  1685  und  1504.) 

E.  In  redactioneller  Hinsicht  giebt  §  1546  des  Entwurfs  meines 
Erachtens  zu  folgenden  Ausstellungen  bezw.  Bemerkungen  Anlasse: 

a)  Satz  1  erwähnt  nur  das  geistige  und  leibliche,  —  warum 
nicht  auch  das  sittliche  Wohl  des  Kindes? 

b)  Satz  1  setzt  voraus,  dass  der  Inhaber  der  elterlichen  Ge- 
walt das  Wohl  des  Kindes  gefährdet,  oder  dass  eine  solche 
Gefährdung  für  die  Zukunft  zu  besorgen  ist.  Die  letztere 
Alternative  enthält  einen  Pleonasmus;  denn  der  Ausdruck  „Ge- 
fährdung^'  besagt  schon  für  sich  allein,  dass  eine  Verletzung 
oder  Beeinträchtigung  des  Wohles  des  Kindes  noch  nicht  statt- 
funden  hat,  sondern  erst  „für  die  Zukunft  zu  besorgen  ist." 
Andererseits  besagt  die  erstere  Alternative  zuwenig;  denn  das 
Kind  soll  doch  nicht  blos  vor  künftigen  Schäden,  vor  künf- 
tiger Verwahrlosung  geschützt,  sondern  auch  aus  der  etwa 
schon  eingetretenen  Verwahrlosung  herausgerissen  werden. 
Dass  dies  in  der  That  der  Sinn  der  Vorschrift,  ergeben  die  Mo- 
tive (Band  IV  S.  804),  wie  denn  auch  die  Motive  zum  Art.  16 
des  Entwurfes  eines  E.-G.  (S.  123)  zwischen  der  sittlichen  Ver- 
wahrlosung und  der  Besorgniss  einer  solchen  unterscheiden. 

c)  Im  55  1504  Abs.  2  ist  ausdrücklich  das  „verständige  Er- 
messen'' des  Vormundschaftsgerichts  hervorgehoben,   im  §  1546 
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dagegen  nicht,    obwohl  dasselbe  auch   hier   entscheiden  soll^^). 
Ich  halte  die  Hervorhebung  im  ij  1504  für  überflüssig. 

d)  Ein  „Missbrauch  des  Rechtes  für  die  Person  des 
Kindes  zu  sorgen'^  insbesondere  ein  „Missbrauch  des  Erziehungs- 
rechtes^^  deckt  sich  stets  mit  der  Verletzung  der  diesem  Rechte 
entsprechenden  Pflicht;  ebenso  stellt  sich  die  „Vernachlässi- 
gung des  Kindes ^^  als  eine  solche  Pflichtverletzung  dar. 

e)  Nach  alledem  würde  ich  der  schwerfälligen  Fassung  des  ersten 
Satzes  des  §  1646  Entw.  folgende  in  der  ersten  Alternative  dem 
hessischen  Gesetze  vom  11.  Juni  1887  entsprechende  Fassung  vor- 
ziehen: „Wenn  der  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  böslich  oder 
fahrlässig  seinen  Pflege-  und  Erziehungspflichten  zuwiderhandelt 
oder  dieselben  verabsäumt  oder  in  Folge  ehrlosen  oder  unsittlichen 
Verhaltens  das  sittliche  Wohl  des  Kindes  gefährdet,  so  hat  das 
Vormundschaftsgericht  die  zur  Beseitigung  oder  Verhütung  der 
Verwahrlosung  erforderlichen  Massregeln  zu  treffen." 

Diese  Fassung  umschliesst  auch  die  Fälle,  wenn  den  Kindern 
„von  ihren  Eltern  in  böslicher  oder  fahrlässiger  Weise  fortgesetzt 
die  nöthige  Nahrung  oder  Pflege  entzogen  wird,  oder  wenn  sie 
fortgesetzt  schweren  Misshandlungen  von  Seiten  der  Eltern  oder 
eines  Elterntheils  ausgesetzt  sind"  und  macht  daher  die  besondere 
Hervorhebung  dieser  Voraussetzungen,  wie  sie  in  dem  hessischen 
Gesetze  unter  No.  1  enthalten  ist,  entbehrlich. 

Der  von  mir  vorgeschlagene  Folgesatz  schliesst  sich  an  die 
Voraussetzungen,  dass  Verwahrlosung  entweder  schon  vorhanden 
oder  erst  für  die  Zukunft  zu  besorgen  ist,  an.  Für  den  ersteren 
Fall  genügt  nicht  die  Fassung  des  §  1546,  „so  hat  das  Vormund- 
schaftsgericht die  zur  Abwendung  der  Gefahr  erforderlichen 
Massregeln  zu  treffen";  dieselbe  passt  vielmehr  nur  für  den 
zweitenFall.  Ebensowenig  ist  meines  Erachtens  die  Ausdrucksweise 
im  §  1  des  preussischen  Gesetzes  vom  13.  März  1878  zu  billigen, 

*«)  Vgl.  Motive  Bd.  IV  S.  805. 
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nach  welcher  die  Zwangserziehung  „znr  Verhütung  weiterer 
sittlicher  Verwahrlosung^'  erforderlich  sein  muss.  Es  konunt 
doch  nicht  blos  darauf  an,  ein  Fortschreiten  der  Verwahr- 
losung zu  inhibiren,  sondern  darauf,  das  schon  vorhandene  Uebel 
bei  der  Wurzel  zu  fassen  und  gänzlich  auszurotten  und  das  erst 
im  Entstehen  begriffene  im  Keime  zu  ersticken.  Diesem  Postuhit 
entspricht  schon  eher,  aber  auch  nicht  vollkommen  die  Fassung 
des  Hamburger  Gesetzes  vom  11.  Juni  1887,.  nach  welcher  die 
Zwangserziehung  „zur  Verhütung  weiterer  sittlicher  Verwahrlosung 
und  im  Interesse  der  Besserung''  erforderlich  sein  muss. 

Vielleicht  dürfte  die  von  mir  vorgeschlagene  Fassung  einer- 
seits die  blosse  Besorgniss  künftiger  Verwahrlosung  genügend 
würdigen,  andererseits  auch  auf  den  Fall  der  körperlichen 
Verwahrlosung  eines  Kindes  passen. 


Zweiter   Theil. 
Das  Zwangserziehungsverfahren. 

A.  Das  geltende  Recht 

Die  folgende  Darstellung  wird  sich  im  Wesentlichen  auf  die 
Verfahrensvorschriften  des  preussischen  Zwangserziehungsgesetzes 
zu  beschränken  haben,  da  für  die  ausserhalb  des  Rahmens  dieses 
Uesetzes  liegenden  Fälle  der  Zwangserziehung  fast  gar  keine 
Verfalirensvorschriften  bestehen.  Im  Allgemeinen  unterliegen 
diese  Fälle,  da  überall  das  Vormundschaftsgericht  entscheidet, 
den  für  das  Verfahren  in  Vormundschaftssachen  geltenden  Vor- 
schriften. Allein  auch  die  bezüglichen  Vorschriften  des  mehrer- 
wähnten Gesetzes  sind  so  lückenhaft,  dass  sie  nicht  einmal  die 
nothwendigsten  Umrisse  des  Verfahrens  erkennen  lassen.  Diese 
stiefmütterliche  Behandlung  der  formellen  Seite  des  Zwangser- 
ziehungsrechts im  Gegensatze  zur  materiellen  macht  sich  wunder- 
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barerweise  audi  in  den  Vorschlägen  für  die  künftige  Gesetz- 
gebung bemerkbar:  die  zahlreichen  auf  das  Zwangserziehungs- 
recht bezüglichen  Beschlüsse  internationaler  und  einheimischer 
Vereinigungen *•)  suchen  das  materielle  Zwangserziehungsrecht 
der  Zukunft  nach  allen  Richtungen  hin  auszugestalten,  entwickeln 
auch  wohl  die  Grundsätze  für  die  Ausführung  der  Zwangs- 
erziehung, enthalten  aber  nur  wenige  Andeutungen  über  das 
Verfahren.  Und  doch  ist  dieses  nicht  minder  wichtig  als  das 
materielle  Recht,  da  das  beste  materielle  Recht  verkümmern 
muss  unter  einem  schlechten  Verfahren**). 

In  der  Praxis  macht  sich  die  oben  gedachte  Lückenhaftig- 
keit des  Gesetzes  in  redit  unangenehmer  Weise  fühlbar,  da  das 
l)e8tändige  Umhertappen  des  Vormundschaftsrichters  im  Dunklen 
ein  zielbewnsstes  Fortschreiten  desselben  ausschliesst.  Die  zahl* 
reichen  von  den  Ministem  der  Justiz  und  des  Innern  zu  dem 
Gesetze  erlassenen  Rescripte  bieten  ihm  eine  zwar  dankenswerthe, 
aber  doch  keineswegs  ausreichende  Handhabe,  und  es  bleibt  ihm 
daher  oft  nichts  Anderes  übrig  als  die  Vorschriften  der  Reich s- 
Strafprocess-Ordnung  analog  anzuwend^i.  Versuchen  wir 
nun,  uns  in  dem  Gange  des  Verfahrens  zurechtzufinden. 

I.  Zuständig  für  das  Zwangserziehungsverfaliren  ist  das 
als  solches  zuständige  Vormundschaftsgericht,  also  nicht 
das  Gericht  des  Thatortes**).  Bei  Kindern,  die  unter  väterlicher 
Gewalt  stehen,  wird  die  örtliche  Zuständigkeit  des  Vormund- 
sfhaftsgerichts  bestimmt  durch  den  Wohnsitz  des  Vaters  zu  der- 
jenigen Zeit,  in  welcher  das  Einschreiten  des  ersteren  erforder- 
lich geworden  ist;  es  entscheidet  mithin  weder  die  Zeit  der 
Begehung  der  Strafthat,  (da  diese  nicht  die  alleinige  Voraus- 
setzung der  Unterbringung  bildet),  noch  etwa  die  Zeit,  zu  wel- 

^s)  Vgl.  die  Zusammenstellung  derselben  bei  Aschbott  a.  a.0.  S.  50  ff. 
*<)  Vgl.  V.  Bar,  Das  deutsche  Civilprozessrecht,  Leipzig  1880  S.  3. 
<&)  Vgl.  Maerckbr,  Nachlassbehandlung,   Note  2  zu  g  2  des  Zw.-Erz.- 
Ges.,  WiKDBBCANN  a.  a.  0.  zu  §  2  Ges.,  Thümmel  a.  a.  0.  S.  54. 

AzcUt  Ar  OJfontUohM  Recht.  Vm.  2.  8.  23 
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eher  die  Staatsanwaltschaft  dem  Yormundschaftsgericht  von  der 
strafbaren  Handlung  Mitth eilung  gemacht  hat^^. 

IL  Das  Verfahren  wird  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag 
eingeleitet.    (§  3  Abs.  1  Satz  1  des  Ges.) 

1.  Von  Amtswegen,  wenn  der  Vormundschaftsrichter  von 
einer  strafbaren  Handlung  des  Kindes  Kenntniss  erlangt,  welche 
auf  sittliche  Vemv'ahrlosung  schliessen  lässt.  Sind  jedoch  dein 
Vormundschaftsrichter  Umstände  bekannt,  aus  welchen  von  vorn- 
herein das  Fehlen  einer  der  übrigen  Voraussetzungen  des  S  1 
des  Gesetzes  sich  ergibt,  kennt  er  z.  B.  den  Vater  des  Kindes 
als  einen  ordentlichen  Mann,  dessen  andere  Kinder  wohlerzogen 
sind,  —  namentlich  in  kleineren  Städten  eignet  sich  ja  der  Vor- 
mundschaftsrichter leicht  derartige  Personalkenntnisse  an  — ,  fso 
wird  er  selbstverständlich  von  der  Einleitung  des  Verfahrens  Al>- 
stand  nehmen  und  sich  auf  die  Registrirung  seiner  Beobachtungen 
in  den  Akten  beschränken  müssen.  Von  einem  einseitig^forma- 
listischen  Standpunkte  aus  zieht  Thümmel^^  „aus  dem  Geiste  des 
ganzen  Gesetzes  (?)  und  aus  den  Worten  des  §  3:  „„Das  Vor- 
mundschaftsgericht beschliesst  von  Amtswegen  oder  auf  An- 
trag"" .  .  .  „„Der  Vormundschaftsrichter  soll  vor  der  Beschluss- 
fassung die  Eltern  .  .  .  sowie  in  allen  Fällen  die  OrtspoUzei- 
behörde  .  .  .  hören""  und  der  Verbindung  dieser  beiden  Stellen 
miteinander"  den  Schluss,  „dass  auf  eine  jede  derartige  Anzeige 
hin  der  Vormundschaftsrichter  das  Verfahren  eintreten  lassen 
muss."  Dasselbe  könne  allerdings  abgekürzt  werden,  müsse  al>er 
durch  einen  zu  verkündenden  Be schluss  seinen  Abschluss  er- 
halten. Darauf  ist  zu  erwidern,  dass  die  allegirten  Vorschriften 
des  §  3  doch  nur  auf  den  Fall  bezogen  werden  können,  dass  der 


*6)  £Dt8ch.   des   Kammergerichts  bei  Johow  Bd.  9  S.  55,  Wilctzky 
Note  3  zu  §  2  des  Ges. 
*7)  A.  a,  0.  S.  46  f. 
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Vormundschaftsrichter  das  Verfahren   eingeleitet  hat,    sei   es 
durch  einen  formellen  Einleitungsbeschluss  oder  durch  sachliche 
Ermittelungen,  dass  aber  daraus  eine  Pflicht  zur  Einleitung 
des  Verfahrens  nicht  zu  folgern  ist.    üeberdies  müsste  Thümmel\s 
Argumentation    dahin    führen,    dass   der   Vormundschaftsrichter 
nicht  bloss  auf  Mittheilung  der  Staatsanwaltschaft,    sondern 
auch   auf  Antrag  der  Lokalbehörden  und  der  Angehörigen  des 
Kindes  das  Verfahren  einleiten  müsse;  ThDmbiel  selbst  behauptet 
dies   aber  nur  für  den  ersteren  Fall.     In  den  anderen  Fällen 
stellt  er  die  Einleitung  des  Verfahrens  darum  in  das  Ermessen 
des  Vormundschaftsgerichts,  weil  die  Regierungsvorlage  bestimm- 
ten  Angehörigen   und    Lokalbehörden   ein  Antragsrecht   habe 
einräumen  wollen,  wonach  auf  ihren  Antrag  jedenfalls  das  förm- 
liche Verfahren  habe  eingeleitet  werden  sollen,  —  diese  Bestim- 
mung aber  abgelehnt  worden  sei.    Das  Gesetz  regelt  indessen 
das  Verfahren,  gleichviel,  ob  es  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag 
stattfindet,   einheitlich,  und  es  ist  deshalb  sicher  unstatthaft, 
die  von  Thümmel  beliebte  Unterscheidung  in  dasselbe  hineinzutragen. 
Dafür,  dass  das  Vormundschaftsgericht  von  strafbaren  Hand- 
lungen der  Kinder  rechtzeitig  Kenntniss  erhalte,  ist  schon  gegen- 
wärtig so  ziemlich  gesorgt.  Bei  bevormundeten  Kindern  ist  nach 
^  27  der  Vorm.-Ord.  der  Vormund,  und,  wenn  dieser  sich  passiv 
verhält,    nach    §   31    Abs.    2   das.    der    Gegenvormund,    ferner 
principaliter    nach    §   53   das.    der    Waisenrath    zur    Anzeige 
verpflichtet.      Hierzu    tritt   die   allgemeine    Verpflichtung    der 
Behörden    und    Beamten    des    Polizei-    und    Sicherheitsdienstes, 
strafbare    Handlungen    aller    Art,    auch    die    gerichtlich    nicht 
verfolgbaren,  zu  erforschen  und  ihre  Verhandlungen  der  Staats- 
anwaltschaft zu  übersenden  (§   161  Str.-P.-O.),   welche  ihrerseits 
wegen  aller  gerichtlich  strafbaren  und  verfolgbaren  Hand- 
lungen, sofern  zureichende  thatsächliche  Anhaltspunkte  vorliegen, 
gemäss  §    152   Abs.   2  Str.-P.-O.   einzusclueiten,   von  den  nicht 
verfolgbaren  Strafthaten  der  Kinder  zwischen  6  und  12  Jahren 

23» 
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aber  gemäss  §  3  Abs.  1  des  Zw.-Erz.-Ges.  dem  Vormmidschaft«^ 
gericht  Mittfaeilung  zu  machet  hat. 

2.  Antragsberechtigt  ist  .Tedermann *^).  Insbesondere  kann 
der  Antrag,  wie  die  Motive  des  Gesetzes  hervorheben**),  von  den 
Vorstehern  der  Gemeinde-  und  Gutsbezirke,  den  Polizeibehörden, 
der  Schulbehörde,  den  Eltern  und  Vormündern  gestellt  werden. 
Ein  offenbar  unbegründeter  Antrag  kann  ohne  Weiteres  durchr 
Verfügung  zurückgewiesen  werden**). 

III.    Ein   formeller    Einleitung s-   oder  Eröffnungsbe- 
schluss  ist  zwar  nicht  vorgeschrieben,   aber  auch  nicht  aus^e- 
sdilossen  und  schon  darum  empfehlenswerth,  weil  durch  ihn  ein 
fester    Ausgangspunkt    für    die    Nothwendigkeit    eines    weiteren 
Verfahrens  gewonnen  wird**).     Ein  solcher  den  Eltern  oder  son- 
stigen Vertretern  des  Kindes  mitzutheilender  Beschluss  entspricht 
aber  auch  durchaus  der  BilUgkeit.     Wenn  im  Strafprocesse  die 
Anklageschrift  bezw.  der  Beschluss  über  die  Eröffnung  des  Haupt- 
verfahrens   dem    Angeschuldigten    rechtzeitig    zugestellt    werden 
muss,   so  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  nicht  auch  die  Vertreter 
eines  noch  nicht  strafmündigen  Kindes   von   dem  auf  letzterem 
ruhenden  Verdachte  einer  —  vielleicht  sehr  schweren  —  Straf- 
that  so  zeitig  in  Kenntniss  gesetzt  werden  sollen,  dass  ihnen  die 
sofortige  Reinigung    des  Kindes   von    diesem  Verdachte    ermög- 
licht wird. 

III.  Nach  Zustellung  des  Einleitungsbescfahisses  an  die  natür- 
lichen oder  gesetzlichen  Vertreter  des  beschuldigten  Kindes  wird 
der  Vormundschaftsrichter  zweckmässig  zunächst  das  Alter  <tes 
letzteren  durch  Eanholnng  der  Geburtsurkunde  festzustellen  und 


48)  Vgl.  Märckbk  a.  a.  Q.  Note  2,  Wilützky  a.  a.  0.  Note  1  zu  §  3. 
4»)  S.  10  u.  11. 

50)  Vgl   JoHOW,  Jahrb.   f.  Entsch.  der  App. -Ger.  Bd.  8  S.  124  and 
WiLCTZKY  a.  a.  0.  za  §  3  Note  1. 
61)  Siebe  oben  S.  S50  f. 


—    353    — 

sodann  alle  zur  Feststellung  der  strafbaren  Handlung  und  der 
9ittUohen  Verwahrlosung  desselben  erforderlichen  Ermitteluiigen, 
insbesondere  durch  selbstgeleitete  Vernehmungen ,  vorzunehmen 
kaben. 

Die  im  ordentlichen  Processe  unerlässliche  Zuziehung  eines 
Protokollführers  ist  hier  nicht  vorgeschrieben.  Da  sie  aber 
andererseits  auch  nicht  ausgeschlossen  ist,  wird  der  Vormund- 
schaftsrichter schon  um  seiner  selbst  willen,  damit  ihn  nicht 
später  der  Vorwurf  eines  Irrtbums  oder  Missverständnisses  in 
Ansehung  der  protokoUirten  Thatsachen  treffe,,  sich  eines  Proto- 
kollführers bedienen.  Die  Zuziehung  eines  solchen  erscheint  auch 
durch  das  Interesse  der  eidlich  zu  vernehmenden  Zeugen  geboten, 
welche  ohne  dieselbe  in  Folge  eines  Irrthums  des  Vormundschafts- 
richters leichter  der  Gefahr  eines  Meineidsprocesses  ausgesetzt 
sein  würden.  Dass  bei  eidlicher  Zeugenvernehmung  (im  Gegen- 
satz zur  uneidlichen)  die  Vorschriften  der  Str.-P.-O.  über  die 
Zuziehung  eines  Gerichtsschreibers  (§§  166,  185  und  186)  unbe- 
dingt Anwendung  finden  müssten,  wie  Thümbiel**)  behauptet,  ist 
nicht  einzusehen. 

IV,  Das  Gesetz  vom  13.  März  1878  geht  in  der  Jgnorirung 
der  Vertheidigungsrechte  des  beschuldigten  Kindes  so  weit,  dass 
es  nicht  einmal  dessen  Vernehmung  vorschreibt.  Das  Kind 
kann  also  für  sein  ganzes  Leben  mit  dem  Makel,  ein  schweres 
Verbrechen  verübt  zu  haben,  behaftet  werden,  ohne  gehört  zu 
sein!  Das  ist  meines  Erachtens  ein  ganz  unhaltbarer  Rechtszu- 
stand, unhaltbar  auch  schon  darum,  weil  der  Vormundschafts- 
richter nur  durch  die  persönliche  Vernehmung  des  Kindes  einen 
richtigen  Einblick  in  dessen  Gemüths-  und  Verstandesleben  zu 
gewinnen  und  das  Vorhandensein  bezw.  den  Grad  seiner  sitt- 
lichen Verwahrlosung  zu  beurtheilen  vermag. 


ft»)  a.  a.  0.  S.  52  ff. 
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V.  Auch  die  Anhörung  der  Eltern  oder  sonstigen  Vertreter 
des  Kindes  ist  nur  instnictionell  („soll")  und  nur  für  den  Fall 
vorgeschrieben,  dass  dieselbe  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  er- 
folgen kann.  Die  Nichtanhörung  involvirt  aber  nicht  nur  eine 
grosse  Härte  gegen  das  Kind,  das  zu  seiner  Vertheidigung  doch 
noch  eines  Beistandes  bedarf,  sondern  auch  gegen  die  Eltern,  deren 
Erziehungsrechte  und  heiligste  Gefühle  durch  das  Verfahren  be- 
droht sind. 

Das  Gesetz  (§  3  Abs.  2)  drückt  sich  in  Ansehung  der  zu 
hörenden  Personen  nicht  ganz  klar  aus.     Es  bestimmt: 

„Das  Vormundschaftsgericht  soll  vor  der  Beschlussfassnng 
die  Eltern,  oder,  sofern  diese  nicht  leben,  die  Grosseltem,  den 
Vormund,  den  Pfleger,  den  Gemeindevorstand  hören,  falls  deren 
Anhörung  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  erfolgen  kann,  sowie 
in  allen  Fällen  die  Ortspolizeibeliörde  oder  einen  anderen,  durch 
den  Minister  des  Innern  zu  bestimmenden  Vertreter  der  Staats- 
regierung". 

Es  fragt  sich:  Sind  nur  „die  Grosseltern"  oder  auch  der 
Vormund,  Pfleger  und  (iemeindevorstand  lediglich  dann  zu  hören, 
wenn  die  Eltern  nicht  leben,  oder  sollen  die  drei  Letztgenannten 
unbedingt  gehört  werden?  Die  grammatische  Interpretation  führt 
zur  ersteren  Annahme,  und  liir  diese  sprechen  anscheinend  auch 
die  Worte  „sowie  in  allen  Fällen  die  Ortspolizeibehörde",  wo- 
fern man  nämlich  diesen  Worten  den  Sinn  unterlegt  „gleichviel, 
ob  die  Eltern  des  Kindes  leben  oder  nicht?'.  Allein  die  entgegen- 
gesetzte Annahme  ist  die  richtige.  Jene  Worte  „in  allen  Fällen" 
bilden  meines  Erachtens  einen  Gegensatz  zu  den  unmittelbar 
vorhergehenden  „falls  deren  Anhörung  ohne  erhebliche  Schwierig- 
keiten erfolgen  kann"  und  besagen  mithin,  dass  die  Ortspolizei- 
behörde ohne  Rücksicht  auf  etwa  entgegenstehende  Hindemisse 
gehört  werden  soll.  —  Es  wäre  doch  auch  sonderbar,  wenn  in 
dem  Falle,   dass  die  eheliche  oder  uneheliche  Mutter  des  Kindes 
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lebt,  nur  diese,  nicht  auch  der  nach  §  28  Abs.  1  V.-O.  die  Er- 
ziehungsaufsicht fährende  Vormund,  oder  in  dem  Falle,  dass  dem 
Vater  die  Erziehung  abgenommen  und  einem  Vormund  oder 
Pfleger  anvertraut  ist,  dennoch  nur  der  Vater  und  nicht  die  Er- 
zieher gehört  werden  sollten,  —  und  dies  um  so  mehr,  als  doch 
nach  §  1  des  Zw.-Erz.-Ges.  nicht  bloss  die  PersönUchkeit  der 
Eltern,  sondern  auch  die  der  sonstigen  Erzieher  auf  den  Be- 
schluss  von  Elinfluss  ist.  Für  ersteren  Fall  ist  schon  durch  §  28 
V.-O.  die  Anhörung  des  Vormundes  vorgeschrieben,  und  zwar 
nicht  bloss  instructionell,  sondern  sogar  obligatorisch.  —  Nicht 
minder  verkehrt  wäre  es,  den  Gemeindevorstand,  der  doch  in 
der  Regel  gerade  über  die  Persönlichkeit  der  Eltern  Auskunft 
zu  geben  in  der  Lage  ist,  nur,  wenn  diese  nicht  leben,  zu  hören. 
Ungenau  bezeichnet  Thümmel*®)  die  Anhörung  der  Ortspolizei- 
behörde oder  eines  Begierungs Vertreters  als  eine  „nothwendig 
vorgeschriebene  Handlung  der  Untersuchung".  Dem  steht  das 
instructionelle  „soll"  entgegen.  Die  Nichtanhörung  hat  ebenso- 
wenig wie  die  Nichtanhörung  der  genannten  Privatpersonen  die 
Nichtigkeit  des  Beschlusses  zur  Folge");  für  ersteren  Verstoss 
ist  überhaupt  kein  Rechtsnachtheil  angedroht,  letzterer  kann 
nach  §  5  den  Anspruch  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  be- 
gründen. 

Nicht  vorgeschrieben  ist  die  Anhörung  des  Waisenrathes 
und  des  Schul  Vorstandes.  Dies  muss  um  so  mehr  befremden 
als  beide  Organe  —  gleich  den  zu  hörenden  Privatpersonen  und 
Behörden  —  von  dem  späteren  Schlussverhandlungstermine 
in  Kenntniss  zu  setzen  und  in  demselben  oder  vorher  schriftlich 
ihre  Meinung  zu  äussern  berechtigt  sind  (§  3  Abs.  4  des  (jes.). 
In  der  That  erscheinen  gerade  der  Schulvorstand  und,  sofern  es 
sich  um  bevormundete  Kinder  handelt,  der  Waisenrath  vorzugsweise 


58)  a.  a.  0.  S.  53. 

54)  So  auch  WiLüTZKY  zu  §  3  Note  4. 


--    366    — 

dazu  befähigt  and  berufen,  ein  massgebendes  Urtheil  über  den 
Charakter  und  die  Lebensverhältnisse  des  Kindes  abzugeben. 
Die  Schule  insbesondere  weiss  genau,  ob  das  junge  Reis  verdorren 
müsste,  wenn  es  nicht  in  einen  anderen  Boden  verpflanzt  würde. 
Der  Vormundschaftsrichter  wird  daher,  wenngleich  ihm  dies  nicht 
zur  Pflicht  gemacht  ist,  doch  sehr  gut  daran  thun,  kraft  der  das 
Verfahren  beherrschenden  Officialmaxime  zunächst  den  Schulvor- 
stand und  den  Waisenrath  um  ihre  Meinung  zu  befragen.  Für 
den  Fall  übrigens,  dass  durch  den  Zwangserziehungsbeschluss  der 
Mutter  eines  bevormundeten  Kindes  das  Erziehungsrecht  entzogen 
würde,  ist  die  Anhörung  des  Waisenrathes  durch  §  28  V.-O.  aus- 
drücklich vorgeschrieben. 

VI.  In  Ansehung  der  Beweismittel  ist  der  Vormundschafts- 
richter nicht  beschränkt.  Da  er  nach  §  2  des  Gesetzes  die  straf- 
bare Handlung  unter  Bezeichnung  der  für  erwiesen  erach- 
teten Thatsachen  festzustellen  hat,  müssen  ihm  alle  im  Straf- 
processe  zur  Feststellung  eines  Thatbestandes  dienenden  Be- 
weismittel zu  Gebote  stehen.  Allerdings  erwähnt  §  3  Abs.  3  des 
(Gesetzes  nur  die  Befugniss  des  Vormundschaftsgerichts,  Zeugen 
eidlich  zu  vernehmen;  hieraus  kann  jedoch,  eben  mit  Rücksicht 
auf  §  2,  nicht  durch  argumentum  e  contrario  eine  Beschränkung 
hinsichtlich  anderer  Beweismittel  gefolgert  werden.  Insbe- 
sondere ist  häufig  die  Anhörung  medicinischer  Sachverständiger 
zur  Feststellung  etwaiger  geistiger  Defekte  des  Kindes  uner- 
lässlich;  man  denke  nur  an  hochgradig  epileptische  Kinder,  in 
welchen  erfahrungsmässig  oft  ein  Hang  zum  Bösen  wurzelt, 
deren  Handlungen  aber  wegen  Mangels  der  freien  Willensbe- 
stimmung sich  als  nicht  strafbar  qualificiren  können.  Audi 
die  Einnahme  des  richterlichen  Augenscheines  kann  —  z.  B.  bei 
Brandstiftungen  —  erforderlich  werden**).    Wenn  ThOmmel**)  aus- 


ftÄ)  Vgl.  ThCmmel  a.  a.  0.  S.  52. 
*«)  a.  a.  0.  JS.  50. 
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führt,  dass  ^nur  solche  Strafthaten  hier  zur  Anzeige  zu  kommen 
pflegen,  deren  Thäter  durch  Ergreifung  auf  frischer  That  und 
unvriderlegliche  directe  Zeugenschaft  zu  überfuhren  sind",  und  dass 
„weder  die  Nothwendigkeit  noch  die  Möglichkeit  eines  ver- 
wickelten Indicienbeweises  hier  vorzuliegen  pflege,'^  so  kann  ich 
ihm  auf  Grund  meiner  eigenen  Erfahrungen  entgegenhalten, 
dass  die  Fälle  zwar  häufig,  aber  nicht  regelmässig  so  ein- 
fach liegen.  Unter  welchem  Präjudiz  übrigens  die  Zeugen  und 
Sachverständigen  zu  laden  sind,  und  welche  Zwangsmassregeln 
dem  Vormundschaftsrichter  gegen  ungehorsame  Zeugen  und  Sach* 
verständige  zustehen,  ob  femer  auch  in  diesem  Verfahren  ge- 
wisse Personen  berechtigt  sind,  ihr  Zeugniss  bezw.  Gutachten  zu 
verweigern,  ob  der  Vormundschaftsrichter  sie  auf  dieses  Becht 
hinweisen  muss,  —  über  diese  und  zahlreiche  andere  praktisch 
wichtige  Fragen  schweigt  das  Gesetz  vollends.  Dasselbe  enthält 
nicht  einmal  eine  Bestimmung  über  die  Eidesnorm.  Die  Praxis 
sieht  sich  genöthigt,  hier  überall  die  Lücken  des  Gesetzes  aus 
der  Strafprocessordnung  zu  ergänzen*'). 

VII.  Dem  der  Beschlussfassung  vorangehenden  Verfahren 
folgt  die  Schlussverhandlung,  welche  mit  der  Verkündung 
des  Beschlusses  endigt.  (§  3  Abs.  4  Satz  1  des  Ges.)  „Von 
dem  zur  Schlussverhandlung  anberaumten  Termine  sind  ausser 
den  im  zweiten  Absätze  dieses  Paragraphen  genannten  Personen 
und  Behörden  der  Schulvorstand  und  der  Waisenrath  zu  be- 
nachrichtigen" (§  3  Abs.  4  Satz  2).  Hier  wiederholt  sich  die 
oben  zu  V  erörterte  und  wie  oben  zu  bejahende  Frage,  ob  auch 
dann^  wenn  die  Eltern  leben,  der  Vormund,  Pfleger  und  Ge- 
meindevorstand zu  benachrichtigen  sind.  Die  blosse  Benach- 
richtigung, auf  Grund  deren  die  Betheiligten  allerdings  in  der 
Lage  sind,  über  den  Gegenstand  der  Verhandlung  ihre  Erklärung 
im  Termine  oder  vorher  schriftlich  abzugeben  (§  3  Abs.  4  Schluss- 


ft')  Vgl.  WiuTZKY  R.  a.  0.  Note  5  zu  §  3. 
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satz),  erweist  sich  in  der  Praxis  oft  als  zwecklos.  Entweder  hat 
das  Vormundschaftsgericht  schon  vor  der  Sclilussverhandlung 
alles  Erhebliche  festgestellt  und  ist  die  Sache  bereits  beschluss- 
reif, dann  erscheint  die  ganze  Schlussverhandlung  entbehrlich 
und  könnte  die  Yerkündung  des  Beschlusses  durch  dessen  Zu- 
stellung ersetzt  werden.  Oder  es  bedarf  noch  weiterer  Feststell- 
ungen, —  dann  entspricht  es  gewiss  nicht  dem  Zwecke  der 
Schlussverhandlung,  das  Erscheinen  in  derselben  einfach  in  das 
Belieben  der  Betheiligten  zu  stellen.  Die  Erfahrung  lehrt,  das« 
dieselben  sich  oft  genug,  obwohl  ihre  Meinungsäusserung  erwartet 
wird,  passiv  verhalten.  Da  Niemand  zur  Schlussverhandlung  zu 
laden,  also  auch  Niemand  zu  erscheinen  verpflichtet  ist, 
kann  die  Abhaltung  der  Schlussverhandlung  unter  Umständen 
unmöglich  werden.  Und  doch  ist  gerade  sie  und  die  Benach- 
richtigung der  Betheiligten  von  dem  Termine  die  einzige  obli- 
gatorische Formvorschrift,  welche  das  Gesetz  enthält!  —  Er- 
gibt übrigens  die  Schlussverhandlung  neue  erhebliche  Thatsachen, 
welche  einer  weiteren  Feststellung  bedürfen,  so  steht  der  Ver- 
tagung des  Schlussverhandlungstermins  selbstverständlich  nichts 
entgegen. 

VIII,  Der  Beschluss  hat  die  Unterbringung  des  Kindes 
zur  Zwangserziehung  entweder  für  erforderlich  oder  für  nicht 
erforderlich  zu  erklären.  Derselbe  hat  sich  darüber,  ob  die 
Unterbringung  in  einer  Familie  oder  in  einer  Anstalt  erfolgen 
soll,  nicht  auszusprechen ;  dies  zu  entscheiden,  ist  lediglich  Sache 
der  Verwaltungsbehörde^®).  Ebensowenig  hat  derselbe  über 
den  Kojstenpunkt  Bestimmung  zu  treffen,  da  die  gerichtlichen 
Verhandlungen  gebühren-  und  stempelfrei  sind  und  die  haaren 
Auslagen  stets  der  Staatskasse  zur  Last  fallen  (§11  des  Gres.). 
—  Der  Beschluss  ist  mit  Gründen  zu   versehen.     Lautet  der- 


*8)  Vgl.  WiLiTZKY  Note  1  zu  §  2  des  Ges.,  Entsch.  des  Kammergerichts 
Bd.  7  S.  19  u.  Just.-Min.-Rescr.  v.  2.  März  1885.  I.  631. 
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selbe  auf  Unterbringung,  so  müssen  nach  §  2  des  Gesetzes  die 
Griinde,  wie  im  Strafurtheil  (§  266  Str.-P.-O.),  die  für  erwiesen 
erachteten  Thatsachen  angeben,  in  welchen  die  gesetzlichen 
Merkmale  der  strafbaren  Handlung  gefunden  werden.  Inso- 
weit dieser  Beweis  aus  anderen  Thatsachen  gefolgert  wird,  em- 
pfiehlt es  sich  jedenfalls,  entsprechend  der  weiteren  Vorschrift 
des  §  266  Str.-P,-0.,  auch  diese  Thatsachen  anzugeben,  des- 
gleichen eyentuell  über  etwaige  Strafausschliessungsgründe  sich 
auszusprechen.  Auch  das  vorgeschriebene  Alter  des  Kindes  muss 
festgestellt  sein.  Ausserdem  hat  aber  der  auf  Unterbringung 
lautende  Beschluss  auch  die  zur  Zeit  bestehende  Verwahrlosung 
und  die  Gefahr  des  weiteren  Fortschreitens  derselben  unter 
Bezeichnung  derjenigen  für  erwiesen  erachteten  Thatsachen,  aus 
welchen  diese  Verwahrlosung  resp.  diese  Gefahr  zu  folgern  ist, 
festzustellen.  In  jedem  Falle  ist  diese  Feststellung  insbesondere 
auf  die  Beschaffenheit  der  strafbaren  Handlung,  die  Persönlich- 
keit der  Eltern  oder  sonstigen  Erzieher  des  Kindes  und  dessen 
übrige  Lebensverhältnisse  zu  gründen*®). 

IX.  Der  Beschluss  ist  in  der  Schlussverhandlung  zu  ver- 
künden. Eine  Zustellung  desselben  an  die  nicht  erschienenen 
Interessenten  ist  nicht  vorgesehen.  Das  Justizministerialrescript 
vom  8.  Juli  1887®^)  ordnet  an,  dass  der  Ortspolizeibehörde, 
falls  deren  Vertreter  der  Schlussverhandlung  nicht  beigewohnt 
haben,  Ausfertigung  des  Beschlusses  ertheilt  werde.  Als  Grund 
ist  angegeben,  dass  die  Ortspolizeibehörde  sonst  nicht  in  der 
Lage  sei,  den  Gerichtsbeschluss  vorkommenden  Falls  in  Gemäss- 
heit  des  §  4  des  Gesetzes  mit  der  Beschwerde  anzufechten.  Der- 
selbe Grund  dürfte  aber  auch  die  Ertheihmg  von  Ausfertigungen 
des  auf  Unterbringung  lautenden  Beschlusses  an  die  Eltern 
oder  Grosseltem  des  Kindes  rechtfertigen. 

59)  Vg).  über  die  Erfordernisse  des  Beschlusses  Wilutzky  Note  1  za 
§  1  a.  Kntsch.  des  Kammergerichts  Bd.  7  S.  19. 

60)  Mitgetheilt  im  Min.-Bl.  fflr  die  innere  Yerw.  pro  1887.  S.  181. 
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X.  Zur  Durchfuhrung  der  Zwangserziehung  hat  das  Vor- 
nundschaftsgericht  gemäss  §  6  des  Ges.  seinen  auf  Unterbring- 
ung lautenden  Beschluss  durch  Vennittelung  des  Landrathes 
bezw.  des  Gemeindevorstandes  dem  nadi  §  7  des  Ges.  bez%v  nach 
Art.  I  des  Ergänzungsgesetzes  vom  27.  März  1881  zur  Unter- 
bringung verpflichteten  Communalverbande  zu  übersenden.  Nach 
dem  Justizministerialrescript  vom  28.  October  1878  (I.  3863)  sollen 
dem  Beschlüsse  „die  Verhandlungen,  auf  Grund  <leren  die  Be- 
schlussfassung erfolgt  ist,  alsbald  beigefügt  und  auf  diese  Weise 
den  gedachten  Verbänden  die  in  jenen  Verhandlungen  enthaltenen, 
für  die  Beurtheilung  der  Sachlage  werthvollen  Nachrichten  über 
die  PersonaUen,  die  Familien-  und  bisherigen  Lebensverhält- 
nisse der  unterzubringenden  Kinder  sogleich  zugänglich  gemacht 
werden." 

XI.  Gegen  den  Beschluss  des  Vormundschaftsgerichts  findet 
nur  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  statt.  Dieselbe  steht 
allen  gemäss  §  3  Abs.  2  und  4  zum  Verfahren  zuzuziehenden 
Personen  und  Behörden  zu,  den  Eltern  bezw.  Grosseltem  jedoch 
nur  dann,  wenn  der  Beschluss  auf  Unterbringung  lautet  (§  4 
Abs.  1  des  Ges.).  Die  Beschwerde  ist  formlos  und  an  sich  an 
eine  Frist  nicht  gebunden.  Sie  hat  jedoch  nur  dann  Suspensiv- 
eflfect,  w^enn  sie  binnen  einer  Woche,  von  der  Verkündung  des 
Beschlusses  an  gerechnet,  und  zwar  bei  dem  Vormundschafts- 
gericht eingereicht  wird.  Sonst  genügt  nach  ^11  Abs.  2  des 
Ges.  und  §  10  Abs.  2  der  Vorm.-Ord.  die  Einlegung  bei  dem  Be- 
schwerdegericht, d.  i.  bei  dem  dem  Vormundschaftsgericht  über- 
geordneten Landgericht.  (§  40  A.-G.  z.  Ger.-Verf.-Ges.  vom 
24.  April  1878).  Ist  die  Beschwerde  erst  nach  Ablauf  der  Frist 
eingelegt  und  das  Kind  inzwischen  zur  Zwangserziehung  unter- 
gebracht, so  ist  die  Unterbringung  rückgängig  zu  machen,  sobald 
das  Beschwerdegericht  den  Beschluss  abändert  oder  auch  nur  die 
Sache  zur  nochmaligen  Verhandlung  und  Entscheidung  in  die 
erste   Instanz   zurückverweist.     Für   das  Verfahren    in   der  Be- 
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schwerdeinstanz  sind  die  Vorschriften  des  i^  3  des  Ges.  nicht 
massgebend.  Gegen  die  Entscheidung  des  Landgerichts  findet 
weitere  Beschwerde  beim  Kammergericht  statt  (§11  Abs.  2  des  Ges. 
und  §§  40,  51  ff.  A.-G.  zum  Ger.-Verf.-Ges.  vom  24.  April  1878)"). 
XII.  Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  kann  nur 
von  den  Eltern  (bezw.  wenn  diese  nicht  leben,  den  Grosseitem), 
sowie  von  dem  Vormund  und  Pfleger  verlangt  werden,  und  zwar 
dann,  wenn  ihre  Anhörung  nicht  hat  stattfinden  können^  „also 
aus  irgend  welchen  Gründen  thatsäx^hlich  unmöglich  war"^).  Ist 
sie  aus  einem  anderen  Grunde  unterblieben,  so  kann  dies  nur 
im  Beschwerdewege  gerügt  werden.  Eine  Frist  ist  kiicht  vorge- 
sehen ^). 

B.  Erwägungen  de  lege  ferenda. 

Die  Verschiedenheit  der  Zwecke  des  Zwangserziehungs-^ 
Verfahrens  und  die  Verschiedenheit  der  sich  darin  kreuzenden 
Interessensphäre!  wird  auf  die  künftige  Gestaltung  desselben  von 
entscheidendem  Einflüsse  sein  müssen.  ' 

1.  Das  Kind  soll  im  eigenen  Interesse  gebessert  und  vor 
wetterer  sittlicher  Verwahrlosung  geschützt  werden.  Zur  An- 
ordnung dieser  Schutzmassregeln  ist  der  Vormundschafts- 
richter berufen. 

2.  Die  Unterbringung  zur  Zwangserziehung  ist  aber  in  Be-^ 
zug  auf  das  Kind  nieht  blos  ein  Schutz-,  sondern  auch  ein 
Zwangsmittel  und  als  solches  zugleich  ein  Mittel  zum  Schutze 
der  Gesellschaft  vor  schädlichen  Elementen,  welches,  wenn- 
gleich ihm  das  Gesetz  nicht  den  Charakter  einer  Strafe  bei- 
legt, doch  vom  Kinde,  dessen  Eltern  und  der  Allgemeinheit  als 
ein  Strafubel  empfunden  wird®*).    Besonders  stark  macht  sich 

61)  Vgl.  die  eingehenden  firiVrterangen  von  Wildtzrt  a.  a.  0.  Note  1 
bis  4  zn  §  4  des  Zw.-Erz.-Ges.  und  die  Noten  zu  §  10  Vorm.-Ord. 

62)  WiLUTZKY  Noto  1  ZU  §  5  Zw.-EiTZ.-Ges. 
««)  WiLUTZKY  ebenda. 

«4)  Siebe  oben  S.  317. 
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diese  Empfindung  geltend,  wenn  die  Feststellung  einer  straf- 
baren Handlung  des  Kindes  die  Voraussetzung  der  Unter- 
bringung bildet.  In  diesem  Falle  sind  die  Formen  des  Straf- 
processes  ganz  unentbehrlich;  denn  nur  der  Straf process  ge- 
währt der  Staatsgewalt  die  zur  Erforschung  der  strafbaren  Hand- 
lung erforderlichen  Mittel,  nur  er  gewährt  dem  Kinde  (und  dessen 
Vertretern)  den  nöthigen  Schutz  vor  einer  ungerechten  Schuldig- 
sprechung. Es  ist  auch  unerfindlich,  weshalb  in  dem  vorausge- 
setzten Falle  die  Unterbringung  eines  über  12  Jahre  alten,  aber 
wegen  mangelnder  Einsicht  freigesprochenen  Kindes  vom 
Strafrichter,  die  eines  sträfunmündigen  Kindes  dagegen 
vom  Vormundschaftsrichter  angeordnet  werden  soll.  Beiderlei 
Anordnungen  gründen  sich  doch  auf  dieselben  Voraussetzungen: 
das  Vorliegen  einer  strafbaren  Handlung,  bezüglich  deren  dem 
Kinde  die  zur  Erkenntniss  ihrer  Strafbarkeit  erforderliche  Ein- 
sicht fehlt,  und  die  Gefahr  weiterer  Verwahrlosung;  nur  dass 
hier  der  Mangel  jener  Einsicht  vom  Gesetze  präsumirt,  dort  erst 
festgestellt  wird. 

Andererseits  reichen  aber  die  Formen  des  Strafprocesses 
noch  nicht  aus,  da  derselbe  doch  nur  auf  Feststellung  der  Straf- 
that,  nicht  auch  auf  Ermittelung  der  für  die  Beurtheilung  der 
Verwahrlosung  erheblichen  Lebensverhältnisse  des  Kindes  abzielt. 
Im  heutigen  Strafprocesse  wird  daher  die  dem  erkennenden  Ge- 
richt nach  ä5  56  Abs.  2  Str.-G.-B.  obliegende  Bestimmung,  ob  der 
jugendliche,  wegen  mangebider  Einsicht  freigesprochene  Ange- 
schuldigte seiner  Familie  überwiesen  oder  in  eine  Erziehungs- 
oder Besserungsanstalt  gebracht  werden  soll,  öfter  den  Stempel 
einer  gewissen  Oberflächlichkeit  tragen,  da  die  Hauptverhandlung 
doch  nicht  immer  ein  klares  Bild  von  dem  Vorleben  des  Kindes 
und  der  Umgebung,  in  welcher  es  aufgewachsen  ist,  entrollt. 

3.  Vom  Gesichtspunkte  des  Eingriffes  in  die  Privatrechts- 
sphäre der  Eltern  aus  betrachtet  müsste  endlich  das  Zwangs- 
erziehungsverfahren   mit    allen    denjenigen    Cautelen    umgeben 
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werden,  welche  der  Civilprocess  für  den  Schutz  der  verletzten 
oder  bedrohten  Privatrechte  bietet,  —  ähnlich  dem  Entmündig- 
ungsverfahren, welches  ebenfalls  dem  Ineinandergreifen  öffent- 
licher und  privater  Interessen  Rechnung  trägt. 

4.  Keine  der  vorstehend  unter  No.  1  bis  3  erörterten  Ver- 
fahrensarten genügt,  da  keine  derselben  allen  zu  berücksichti- 
genden Interessen  gerecht  wird.  Die  Unzulänglichkeit  des  gegen- 
wärtigen vormundschaftsgerichtlichen  Verfahrens  hoffe  ich  bei 
dessen  Darstellung  hinlänglich  dargethan  zu  haben.  Ein  eigent- 
licher förmlicher  Strafprocess  aber  würde  auch  schon  darum 
nicht  ganz  am  Platze  sein,  weil  doch  eben  nicht  die  Verhängung 
einer  Strafe  in  Frage  steht.  Entschlösse  man  sich  nun  gar 
dazu,  die  Zwangserziehung  auch  ohne  das  Vorliegen  einer  straf- 
baren Handlung  zuzulassen,  so  würde  das  Verlangen  nach  den 
durch  den  Strafprocess  allein  gebotenen  Cautelen  für  die  Her- 
heischaffung des  vollständigen  Be-  und  Entlastungsmaterials  gegen- 
standslos. Das  Zwangserziehungsverfahren  aber  endlich  in  die 
Formen  des  Civilprocesses  zu  kleiden  wäre  auch  darum  be- 
denklich, weil  die  privatrechtlichen  Interessen  der  Eltern  gegen- 
über der  Schutzbedürftigkeit  der  Gesellschaft  und  des  Kindes 
trotz  ihrer  schwerwiegenden  Bedeutung  immerhin  meist  nur  secun- 
därer  Natur  sind  und  überdies  bei  elternlosen  Kindern  in 
Wegfall  kommen. 

Nur  in  einem  eigenthümlich  combinirten  Verfahren  würden 
alle  jene  vielgestaltigen  Interessen  genügende  Berücksichtigung 
Anden  können.  Die  Grundzüge  eines  solchen  Verfahrens  zu  ent- 
werfen, würde  über  das  mir  hier  gesteckte  Ziel  hinausgehen.  Nur 
dies  sei  bemerkt,  dass  mir  Aschrott's  Vorschlag  ®*),  das  Verfahren 
vor  einem  aus  dem  Vormundscliaftsrichter  als  Vorsitzenden  und 
je  einem  Vertreter  der  Staats-  und  der  Localbehörde,  der  Geist- 
lichkeit und  der  Schule  als  Beisitzern  bestehenden  Collegium  (Er- 


«6)  a.  a.  0.  S.  37  ff. 
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ziehungsamt)   stattfinden  zu    lassen,    höchst   beachtenswerth    er- 
scheint.    Leifler    enthalten    auch    Aschrott's    Vorschläge    keine 
näheren  Andeutungen   über   den  Gang   dieses   Verfahrens.     Die 
Vorermittelungen  über  die  Fälle,  in  denen  Verwahrlosung  vorliegt, 
will  AsGHROTT  in  die  Hand  eines  eigens  hierzu  bestellten  Beam- 
ten, eines  Jugendanwalts,  legen,  welcher  darüber  an  das  Er* 
ziehungsamt   berichten   und  demnächst   den  Verhandlungen  des 
Erziehungsamtes  behufs  Vertretung  einerseits  der  Interessen  des 
Kindes,    andererseits   des   staatlichen  Interesses   gegenüber   den 
Eltern  beiwohnen  soll.    Ich  kann  mich  mit  einer  solchen  Einricht- 
ung, wenigstens  soweit  sie  die  Ermittelung  der  Verwahrlosungs- 
falle betrifft,  nicht  befreunden.    Diesem  Zwecke  würde  schon  die 
heutige  Organisation  genügen  ^^),   wenn  man  die  Aufsichtsgewalt 
des  Waisenrathes,  die,  abgesehen  von  Zwangszöglingen,  zur  Zeit 
nur  auf  bevormundete  Kinder  sich  erstreckt*'),  auf  alle  Kinder 
eines  gewissen  Alters  nach  der  Richtung  hin  ausdehnen  wollte, 
dass  der  Waisenrath  bei  Gefahr  von  Verwahrlosung  einzuschrei- 
ten  befugt   und  verpflichtet  sei.     Eine  derartige  Ueberwacbung 
der   elterlichen  Erziehung  durch  ein  lediglich  zur  Fürsorge  für 
die  Jugend  bestimmtes,  oft  schon  durch  die  blosse  Gemeindemit- 
gliedschaft mit  den  Verhältnissen  des  Kindes  vertrautes  Gemeinde- 
organ würde  bd  weitem  nicht  so  viel  böses  Blut  machen  wie  das 
rücksichtslose  —  und  mitunter  vielleicht  grundlose  —  Eindringen 
in  die  intimsten  Familienbeziehungen  Seitens  eines  eigens  hierzu 
berufenen,  vornehmlich  das  Interesse  des  Staates  vertretenden 
Beamten.  Und  wenn  derselbe  Jugendanwalt  demnächst  die  Inter- 
essen des  Kindes  vor  dem  Erziehungsamte  wahrnehmen  soll,  so 
ist  seine  Stellung  nicht   sowohl,    wie  Asghrott   bemerkt,    „eine 
ausserordentlich  vielseitige"  als  vielmehr  eine  in  sich  widerspruchs- 
volle;  der  Jugendanwalt  kann  nicht  gleichsam  Staatsanwalt  und 
Vertheidiger  in  einer  Person  sein. 

66)  S.  oben  Seite  351  f. 

67)  Vgl.  WiuiTZKY  zu  §  53  V.O.  Note  4. 
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Die  Neugestaltung  der  beschliessenden  Behörde  im  Sinne 
Aschrott's  würde  es,  wie  dieser  zutreffend  hervorhebt,  ermög- 
lichen, jener  Behörde  auch  die  Entscheidung  über  die  Art  der 
Unterbringung  (in  eine  Familie  oder  Anstalt)  und  die  Aus- 
führung derselben  anzuvertrauen.  Damit  wäre  viel  gewonnen; 
denn  der  zur  Zeit  bestehende  Dualismus  zwischen  den  Entscheid- 
ungen des  Gerichts  und  der  Verwaltungsbehörde  gereicht  dem 
ganzen  Institute  der  Zwangserziehung  nur  zum  Nachtheil.  —  Ein 
ähnhcher  Nachtheil  erwächst  aber  andererseits,  wie  schon  früher 
bemerkt,  aus  der  Vereinigung  der  Entscheidungen  über  die  Straf- 
that  und  die  Unterbringung  zur  Zwangserziehung  in  der  Hand 
des  über  die  Lebensverhältnisse  des  Kindes  zu  wenig  informirten 
Strafrichters.  Deshalb  sollte,  wie  auch  die  strafrechtliche  Be- 
handlung der  verbrecherischen  Jugend  in  Zukunft  geregelt  werden 
mag,  unter  allen  Umständen  eine  Trennung  des  straf  gericht- 
lichen von  dem  Zwangserziehungsverfahren  eintreten.  Das  Ham- 
burger Gesetz  vom  6.  April  1887  kann  in  dieser  Hinsicht  als 
Vorbild  dienen;  darnach  ist  gegen  Jugendliche,  welche  wegen 
einer  strafbaren  Handlung  verurtheilt  worden  sind  und  ent- 
weder die  gegen  sie  erkannte  Strafe  verbüsst  oder  Strafaufschub 
erhalten  haben  oder  begnadigt  sind,  nachträglich  ein  besonderes 
Zwangserziehungsverfahren  zulässig*®).  Nach  dem  Vorhergesagten 
halte  ich  natürlich  auch  die  Trennung  in  dem  Falle,  dass  der 
Jugendliche  lediglich  wegen  mangelnder  Einsicht  freigesprochen 
wurde,  für  erforderlich.  Die  zur  Zeit  bestehende  wichtige  Streit- 
frage, ob  mit  Rücksicht  auf  §  56  Abs.  2  Str.-(T.-B.  eine  jugend- 
liche Person  auch  dann  unter  Anklage  zu  stellen  ist,  wenn  ihre 
Freisprechung  auf  Grund  des  §  56  Abs.  1  von  vornherein  zu  er- 
warten steht  *•),  wird  durch  jene  Trennung  des  Straf-  und  Zwangs- 
erziehungsverfahrens  gegenstandslos  werden.  —  Ist  übrigens  der 


<9)  Aehnlich  das  Lübecker  Qesetz  v.  20.  März  1884;  vgl.  Aschroth  a. 
a.  0.  8.  25. 

«»)  Vgl   Omhausen  Commentar  zu  g  56  Str.G.-B.  Note  18. 

ArdkiT  mr  Cffentlicliet  Recht.  VUI.  2.  3.  24 
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Stiaf lichter  nicht  die  zur  Entscheidung  über  die  Zwangserziehung 
geeignete  Instanz,  so  dürfte  sich  die  von  Asghrott^^)  vorgeschlagene 
Einführung  der  Zwangserziehung  als  Straf  mittel  von  vornherein 
als  unannehmbar  en^-eisen. 

Anhang. 

Einige   Fragen,   betreffend   das   internationale  Zwangs- 
erziehungsrecht. 

I.  Kann  ein  ausländisches  und  im  Auslande  bevormun- 
detes, aber  in  Preussen  in  Pflege  und  Erziehung  befindliches 
Kind  hier  zur  Zwangserziehung  gebracht  werden,  wenn  es  hier 
eine  strafbare  Handlung  begangen  hat? 

Der  vorausgesetzte  Fall  hat  sich  erst  kürzlich  in  dem  AmtK- 
gerichtsbezirke ,  in  welchem  Verfasser  amtirt,  ereignet.  Bei  der 
Entscheidung  desselben  dürfte  davon  auszugehen  sein,  dass  nach 
§  3  Str.-G.-B.  die  Strafgesetze  des  deutschen  Reiches  auf  alle 
im  Gebiete  desselben  begangenen  strafbaren  Handlungen  An- 
wendung finden,  auch  wenn  der  Thäter  ein  Ausländer  ist.  Hier- 
nach ist  auch  §  55  Str.-G.-B.  und  folgeweise  das  Gesetz  vom 
13.  März  1878  auf  jugendliche,  in  Preussen  delinquirende  Aus- 
länder anwendbar.  Allein  diese  Anwendung  ist  nur  insoweit  mö«;- 
lich,  als  ein  preussisches  Vormundschaftsgericht  in  Gemässheit 
des  §  6  der  Vorm.-Ord.  für  ein  ausländisches  Kind  überhaupt 
thätig  werden  kann,  also  namentlich  dann,  wenn  der  Heimaths- 
staat  des  Kindes  die  Sorge  für  dasselbe  nicht  übernimmt.  Ist 
aber  das  Kind,  wie  in  unserem  Falle,  bereits  im  Auslande  be- 
vormundet, so  kann  das  inländische  Gericht  des  Aufenthalts 
allenfalls  vorläufige  Massregeln  ergreifen,  hat  aber  alle  weiteren 
Schritte  den  Behörden  des  Heimathsstaates  zu  überlassen.  Halten 
nun  diese  die  Unterbringung  zur  Zwangserziehung  nicht  für  er- 

70)  a.  a.  0.  S.  26  ff. 
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forderlich  bezw.  zulässig  (sei  es,  weil  in  dem  betr.  Staate  das 
Zwangserziehungsverfahren  überhaupt  nicht  oder  unter  anderen 
Voraussetzungen  zulässig  ist,  oder  aus  anderen  Gründen),  so  hat 
es  hierbei  sein  Bewenden.  Das  ist  ein  bedenklicher  Rechtszu- 
stand. Wie  der  erwachsenen  Verbrecher,  so  müsste  sich  der 
Staat  auch  der  jugendlichen  Uebelthäter  erwehren  können, 
gleichviel,  welcher  Nation  sie  angehören.  Und  wenn  die  Unter- 
bringung zur  Zwangserziehung  als  das  geeignetste  Mittel  hierzu 
befunden  ist,  so  müsste  ihre  Anwendung  auch  auf  ausländische 
Kinder  unbedingt  statthaft  sein'*). 

IL  Kann  ein  in  Preussen  bevormundetes  preussisches 
Kind  auf  Grund  einer  (z.  B.  während  der  Schulferien)  im 
Auslande  begangenen  Strafthat  zur  Zwangserziehung  gebracht 
werden? 

Wer  die  Unterbringung  als  ein  Strafmittel  auffasst,  muss 
folgerichtig  diese  Frage  im  Princip  verneinen,  da  hiernach 
Alles,  was  die  Strafverfolgung  hemmt,  auch  das  Zwangserziehungs- 
verfahren hindert,  nach  §§  4  u.  6  Str.-G.-B.  aber  wegen  der  im 
Auslande  begangenen  Strafthaten  in  der  Regel  keine  Ver- 
folgung stattfindet.  Von  dem  oben  vertheidigten '*)  entgegenge- 
setzten Standpunkte  aus  gelangt  man  dagegen  zu  dem  entgegen- 
gesetzten Resultate.  Der  Umstand,  dass  die  That  im  Auslande 
begangen  ist,  hat  als  ein  die  Strafverfolgung  ausschliessender 
Gnmd  so  wenig,  wie  die  Jugend  des  Beschuldigten  auf  das 
Zwangserziehungsverfahren  Einfiuss.  ^  1  des  Gesetzes  vom  13.  März 
1878  fordert  seinem  klaren  Wortlaut  nach  nur  die  Begehung 
einer  strafbaren  Handlung,  ohne  zu  unterscheiden,  ob  letztere  im 
In-  oder  Auslande  begangen  ist. 

71)  Nach  der  Entsch.  des  Kammergerichts  Bd.  XI  S.  88  ff.  soll  die 
ZwaDgserziehang  aach  gegen  nichtpreossische  im  Auslande  bevormundete 
Kinder  statthaft  sein ;  die  ZustAndigkeitsfrage  ist  jedoch  in  dieser  Kntscheid- 
ung  nicht  gelOst. 

72)  S.  oben  S.  317. 

24* 
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Studien  aus  dem  deutschen  Zollrecht. 

Von 
Conrad  Thümmel,  AmtÄgerichtsrath  in  üörlitz. 


Für  die  Herkunft  von  Begriffen  gibt  diejenige  der  sie  be- 
zeichnenden Worte  immer  einen  bedeutsamen  Anhalt.  Der  Be- 
griff des  Zollrechtes,  das  heisst  des  Hoheitsrecktes  des  Staates^ 
von  allen  durch  den  Handel  über  seine  Grenzen  transportirten 
Gütern  eine  bestimmte  Abgabe  zu  erheben,  aus  keinem  andern 
Grunde,  als  weil  sie  eben  über  seine  Grenze  gebracht  werden, 
scheint  uns  heute  so  natürlich  und  selbstverständlich  aus  dem 
Staatsbegriffe  selbst  zu  folgen,  dass  wir  leicht  geneigt  sind,  auch 
geschichtlich  rückwärts  schliessend  das  Zollrecht  als  in  den  ersten 
Anfängen  des  Staatslebens  schon  enthalten  anzunelimen. 

Das  ist  nun  aber  wenigstens  für  die  Staaten  germanischen 
Ursprungs  keineswegs  der  Fall.  Der  germanische  Staat  ist  in 
seiner  ersten  Entwicklung  nicht  ein  Territorialstaat,  sondern  ein 
Nationalstaat:  nicht  ein  auf  den  Gedanken  räumlicher  Abgrenzung 
des  Wohnsitzes,  sondern  auf  den  der  Stammes-Zusammengehörig- 
keit  gegründeter.  Dies  hängt  augenscheinlich  mit  dem  diesen 
Völkern  so  tief  eingewurzelten  uralten  Wandertriebe  zusammen, 
und  unterscheidet  deutlich  die  hier  sich  entwickelnde  Staatenbild* 
ung  von  der  des  dassischen  Alterthums,  in  welchem  sie  sich 
bestimmt  und  deutlich  an  die  Entwicklung  grosser  städtischer 
(temeinwesen  mit  fest  bestimmtem  Wohnsitz  einer  dicht  gedrängten 
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Stadtbevölkerung  anknüpft.  Solche  Gemeinwesen  haben  von  Vorn- 
herein bestimmtere  und  festere  (xrenzen,  als  eine  das  Schwerge- 
richt ihres  wirthschaftlichen  Lebens  in  den  Ackerbau  legende  und 
ein  weites  Gelände  gleichmässiger,  aber  zerstreut  bewohnende 
Bevölkerung  von,  in  und  trotz  dieser  Zerstreuung  sich  gleichbe- 
rechtigt und  zusammengehörig  fühlenden  Stammesgenossen. 

So  war  es  natürlich,  dass  auch  der  oben  angegebene  Begriff 
des  Zolles  in  seiner  engen  Anlehnung  an  und  Bedingtheit  durch 
den  der  Grenze  sich  in  jenen  Städte-Staaten  des  Alterthums  ver- 
hältnissmässig  weit  früher  entwickeln  musste,  als  in  den  Stammes- 
Staaten  des  deutschen  Mittelalters.  Aber  wie  dieses  so  oft  die 
ihm  nur  geschichtlich  bekannten  Erscheinungen  jener  alten  abge- 
schlossenen und  versunkenen  Cultur  in  zuweilen  kindlich-naiver 
Weise  herüber  nehmen  zu  können  glaubte,  so  geschah  dies  auch 
sehr  bald  mit  dem  im  alten  Griechenland  und  Rom  hoch  ent- 
wickelten System  der  Zölle,  da  der  Staat  mit  demjenigen,  was  er 
an  directer  Steuer,  und  zwar  für  die  Zwecke  des  Heerwesens 
erhob,  nicht  lange  auskommen  konnte.  Das  Wort  „Steuer^'  als 
Bezeichnung  einer  directen  persönlichen  Abgabe  ist  ein  uralt  ein- 
heimisch deutsches.  Die  allgemeine  Bedeutung  „Stütze,  Hülfe'S 
die  es  schon  im  althochdeutschen  stiura  hat,  erhielt  im  mittel- 
hochdeutschen stiure  die  besondere  der  Unterstützung  des  Staates 
oder  des  Oberherrn  für  den  Kriegsfall,  weshalb  es  lateinisch  mit 
stipendia  wiedergegeben  und  durch  heristiura,  Heersteuer,  erklärt 
niiirde  *).  Man  sieht  also,  dass,  wenn  wir  heute  den  Druck  unserer 
Steuerlast  als  durch  die  Heeresausgaben  begründet  schwer  em- 
pfinden, wir  auf  streng  geschichtlichem  und  nationalem  Boden 
stehen.  Aber  was  diese  Steuer  sehr  wesentUch  von  unserer  heu- 
tigen unterschied,  war  der  Umstand,  dass  sie  ursprünglich  eine 


1)  S.  Lexek,  Mittelhochdeatsches  Taschenwörterbuch.  Leipzig  S.  Hirzel 
1881  n.  d.  W.  stiure,  stiur,  stiuwer.  Gkihm,  deutsches  Wörterbuch  u.  d.  W. 
Steuer.  Moritz  Heyne  deutsches  Wörterbuch.  Leipzig.  S.  Hirzel  1893  u.  d. 
W.  Steuer. 
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freiwillige  war,  deren  Quelle  also  wohl  nur  in  den  Zeiten  eines 
grossen  „nationalen  Aufschwungs^'  floss,  und  die  sich  erst  all- 
mählich zu  einer  Rechtsgewohnheit  entwickelte. 

Üie  fränkischen  Heerkönige  mussten  daher  bald  das  Bedürf- 
niss  empfinden,  eine  neue  stetig  fliessende  Einnahmequelle  zu  er- 
öffnen; und  eine  solche  bot  sich  in  der  Herübemahme  des  römi- 
schen Zollsystems,  welche  zuerst  von  den  Merovingem  unter  be- 
wusster  Anlehnung  an  dieses  ins  Werk  gesetzt  wurde  *). 

Üie  Herkunft  ist  an  dem  Worte  deutlich  zu  erkennen.  Das 
Wort  Zoll  stammt  unmittelbar  von  dem  griechischen  Teix)g  in  der 
Bedeutung  Ziel,  Ende,  Grenze.  Die  Einrichtung  des  Zolles  hat  der 
römische  Staat,  von  dem  es  die  Merovinger  entnahmen,  von  den 
griechischen  Städte-Republiken  herübergenommen.  Die  Grenzab- 
gabe der  Handelsgüter  war  dort  mit  dem  von  telog  gebildeten 
Worte  Tshiviov  (der  betreffende  oberste  Beamte  als  Te?j(ovid(ixos) 
bezeichnet  worden.  Dies  Wort  war  von  den  Römern  als  telo- 
neum,  telonium  übernommen  worden.  Im  späteren  Lateinisch 
des  Mittelalters  kommt  das  Wort  nun  in  der  Form  tollonium 
vor,  wohl,  weil  man  dabei  an  tollere  =  erheben  dachte,  und  das 
Wort  so  mit  dem  entsprechenden  deutschen  „Hebungen"  zu- 
sammen brachte.  Aus  dem  hiervon  dementsprechend  meist  ge- 
brauchten Plural  toUonia  bildete  sich  nun,  vielleicht  indem  man 
das  Wort  missverständlich  für  eins  der  alten  Feminina  auf  a 
des  Althochdeutschen  ansah,  das  altsächsische  Feminin  tohia  und 
das  altfriesische  tolne,  tolene,  tollen.  Das  Althochdeutsche  wan- 
delte das  Wort  in  doppelter  Weise  um;  einmal  den  Anfangs- 
buchstaben durch  Lautverschiebung  aus  t  in  Z,  und  dann,  indem 
es  das  1  n  zu  1  1  assimilirte.  So  entstand  unser  Wort  Zoll, 
später  meist  mit  einem  1  (Zol)  geschrieben,  aber  so,  dass  der 
Stamm  in  dem  Genitiv  Zolles  wieder  hervortrat.  Gleichzeitig 
musste  es  sich  einen  Wechsel  des  Geschlechtes  gefallen   lassen, 


i)  S.  K.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte  (1889)  S.  186. 
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wofür  wohl  das  des  Geldstückes,  mit  dem  er  entrichtet  wurde 
(der  Pfennig)  massgebend  gewesen  ist.  Die  so  gekürzte  und  ge- 
änderte Form  des  Althochdeutschen  hat  sich  dann  gegen  die 
andern  ausgebreitet,  so  dass  sich  schon  altsächsich  neben  tolna 
toi,  mittelhochdeutsch  zol,  mittelniederdeutsch  toi  imd  tolle, 
hierauch  noch  tolne,  aber  immer  als  männlichen  Geschlechts,  findet'). 

So  ist  unser  Zoll  unzweifelhaft  ein,  wenn  auch  vielfach  um- 
gewandeltes Lehnwort,  welches  seinen  bestimmenden  Begriflfs-Be- 
standtheil,  den  der  Grenze,  noch  so  deutlich  erkennen  lässt,  dass 
es,  wenn  uns  die  Herleitung  noch  so  deutlich  im  Bewusstsein 
läge,  wie  bei  neueren  aufgenommenen  Fremdwörtern,  eben  so  gut 
eine  Tautologie  wäre,  Grenz-Zoll  zu  sagen,  als  wir  z.  B.  nicht 
von  „Cavallerie-Reiterei"  sprechen.  Aber  noch  viel  deutlicher 
erkennbar  ist  diese  fremde  Herkunft  bei  dem  statt  des  Wortes 
Zoll  von  unseren  österreichischen  Brüdern  mit  Vorliebe  angewen- 
deten „Maut"  trotz  seines  so  urdeutschen  Klanges.  Allerdings 
scheint  bei  diesem  die  Aufnahme  noch  früher  erfolgt  zu  sein,  als 
bei  dem  erstgenannten,  da  es  sich  schon  in  der  gothischen 
Sprache  in  der  Form  mota,  motasted  (letzteres  Wort  bei  Ulfilas) 
findet.  Aber  dies  ist  lediglich  die  Anpassung  des  im  mittelalter- 
lichen Latein  gebrauchten  Wortes  muta  =  mutaticum,  woraus  neu- 
hochdeutsch mute  und  dann  die  jetzige  Form  Mauth,  Maut  ent- 
standen ist*).  Und  das  Vorkommen  und  der  Gebrauch  dieses 
Wortes  als  dieselbe  Sache,  wie  der  Zoll,  bezeichnend  ist  deshalb 
doppelt  interessant,  weil  wir  in  ihm  enthalten  und  hervorgehoben 
finden  den  zweiten  Begriff sbestandtheil ,  der  den  Zoll  ausmacht, 
nämlich  den  des  Handels,  ja  sogar  noch  mit  besonderer  Be- 
ziehung auf  noch   unentwickelte  Culturstufen   den   des  Tausch- 


3)  S.  Moritz  Heyne.  Deutsches  Wörterbach  u.  d.  W.  bei  Grimm.  Die 
Uerleitung  des  Wortes  Zoll  von  Zahl,  zahlen  durch  Klioe  ist  eine  m&ssige 
Erfindung,  die  sich  auf  keine  einzige  sprachgeschichtlich  oder  sprachver- 
gleichend nachgewiesene  Thatsache  stützt. 

*)  S.  Moritz  Heyne  a.  a.  0.  u.  d.  W. 
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handeis.  Allerdings  vermissen  wir  liier  dafür  die  Beziehung  auf 
die  Grenze;  nehmen  wir  aber  die  beiden  synonymen  Worte  Zoll  und 
Mauth  zusammen,  so  haben  wir  in  dieser  doppelten  Wortbezeich- 
nung  schon  nach  der  blossen  Wortbedeutung  beinahe  die  ganze 
rechtliche  Definition  zusammen:  eine  Handels-Abgabe,  die  an 
der  Grenze  erhoben  wird.  Und  die  fremde  Herkunft  beider 
Worte  beweist,  dass  die  Sache  nicht,  wie  die  freiwillige  Unter- 
stützung des  Kriegsherrn  im  Kriegsfalle  durch  Heeressteuer, 
auf  germanischem  Gedankenboden  gewachsen,  sondern  aus  der 
fremden  Cultur  herübergenommen  ist. 

Die  Folge  davon  war  denn  auch  eine  ganz  missverständlicht* 
Ausdehnung  dieser  Bezeichnung  auf  Sachen,  denen  von  dem  Be- 
gri£fe  bald  das  Eine,  bald  das  Andere,  bald  aber  auch  Alle> 
fehlte.  Der  Zoll  ist  zunächst,  was  er  mit  den  übrigen,  heute 
sogenannten  indirecten  Steuern  gemeinsam  hat,  eine  Abgabe,  die 
nicht  auf  Personen,  sondern  auf  Sachen  gelegt  ist;  und  dann 
femer,  was  ihn  von  diesen  übrigen  indirecten  Steuern  wieder  be- 
grifflich trennt,  eine  solche,  die  nur  an  der  Landesgrenze  erhoben 
wird.  Von  diesen  beiden  Erfordernissen  absehend  schwelgte  da> 
Mittelalter  nun  in  der  Bezeichnung  der  verschiedenartigsten 
und  in  ihrem  Wesen  noch  so  sehr  abweichenden,  aller  möglichen 
Abgaben  und  Steuern  als  „Zölle".  Nicht  nur  das  Erfordemi» 
der  Grenze,  die  sich  ja  überhaupt  erst  nach  und  nach  annähernd 
zu  ihrer  heutigen  minutiösen  Bestimmtheit  herausbildete,  wurde 
gänzlich  fallen  gelassen,  woraus  sich  die  sog.  Binnenzölle  (nach 
dem  oben  Gesagten  ein  Widerspruch  im  Worte  selbst),  Wasserzölle, 
(Rhein-,  Eibzölle),  Brückenzölle,  Wegezölle  u.  s.  w.  entwickelten, 
sondern  selbst  den  Begriff  der  sachlichen  Abgabe  vemachlässiigte 
man,  wenn  man  z.  B.  von  dem  sogenannten  Judenzoll  sprach,  d.  h. 
der  Kopfsteuer,  welche  diese  an  das  Reich  zu  entrichten  hatten. 

Dieser  weitere  und  weiteste  Gebrauch  des  Wortes  Zoll,  in 
welchem  es  fast  gleichbedeutend  mit  Steuer,  Al^abe  überhaupt 
erscheint,    ist    in    der  heutigen  Gesetzessprache  vollständig  ver- 
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mieden;  das  Wort  ist  auf  seine  Bedeutung  in  dem  Sinne,  den 
man  früher  den  engeren  nannte,  ausschliesslich  beschränkt  worden: 
eine  staatlich  an  der  Grenze  erhobene  Abgabe  von  über  sie  aus- 
oder  einzuführenden  Handelsgütern. 

In  dieser  Bedeutung  gebraucht  auch  die  deutsche  Reichsver- 
fassung  das  Wort  allein.  Sie  scheidet  die  beiden  Unterarten  der 
indirecten  Reichseinkünfte  in  Verbrauchssteuern  und  Zölle.  Die 
enge  Begriffsverbindung  der  letzteren  mit  dem  Handel  erkennt 
sie  dadurch  an,  dass  sie  in  ihren  bezüglichen  Abschnitt  VI 
überschreibt:  Zoll-  und  Handelswesen;  obgleich  von  dem  letzteren 
selbständig  in  diesem  Abschnitt  gar  nicht  die  Rede  ist.  Er 
kommt  also  für  die  Machtsphäre  des  Reiches  hier  nur  insoweit 
in  Betracht,  als  er  einen  nothwendigen  Bestandtheil  des  Zollbe- 
griffs darstellt. 

In  diesem  streng  auseinander  haltenden  Sprachgebrauche 
geht  die  Reichsgesetzgebung  in  streng  formeller  Folgerichtigkeit 
sogar  so  weit,  dass  sie  Abgaben,  welche,  wie  wir  unten  sehen 
werden,  rechtlich  durchaus  als  Zölle  zu  kennzeichnen  sind,  die 
sogenannten  Uebergangsabgaben  von  Bier  und  Branntwein,  des- 
halb nur  so,  und  nicht  Zölle  nennt,  weil  das  Reich  natürlich  nicht 
dabei  amtlich  zugeben  mag,  dass  es  innerhalb  seines  Zollgebietes 
doch  noch  eine  Grenze  gibt. 

Diese  Uebergangsabgaben  fallen  also  mit  unter  den  Begriff 
der  Zölle;  im  Uebrigen  aber  kennt  die  heutige  Gesetzgebung 
keinen  Chausseezoll,  Brückenzoll  u.  s.  w.  mehr,  sondern  spricht 
nur  von  Chausseegeld,  Brückengeld  u.  s.  w. 

Dass  diese  Begriffsvermischung  sich  in  dem  deutschen  Reiche 
des  Mittelalters  um  so  leichter  herausbilden  musste,  lag  ja  auch 
an  den  masslos  vermehrten  territorialen  Abgrenzungen  innerhalb 
seines  Gebietes.  Der  Begriff  einer  wirklichen  Staatsgrenze  konnte 
sich  in  den  Anfängen  der  staatlichen  Entwicklung  nur  da  rein 
herausbilden,  wo,  wie  bei  den  beiden  Haupt-Culturstaaten  des  clas- 
sischen  Alterthums,  das  Meer  und  mächtige  Gebirge  eine  unver- 
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auf  dem  politischen  Kampfplatz  unserer  Tage  von  den  Anhängern 
des  Schutzzolles  ebenso  oft  behauptet,  als  von  seinen  Gegnern 
verneint  worden.  Aber  man  wird  nicht  bestreiten  können,  dafis 
der  Zoll  sich  in  seinem  Wesen  und  seiner  rechtlichen  B^ründ- 
ung  nach  von  den  indirecten  Steuern  gar  nicht  unterscheiden  würde, 
wenn  er  nicht  von  der  Voraussetzung  getragen  würde,  daas  er  eine 
Abgabe  darstelle,  welche  wenigstens  hauptsächlich  den  in  den  Händen 
von  Ausländem  liegenden  Handel  treffe.  Ob  diese  Voraussetz- 
ung zutrifft,  ist  eine  in  jedem  einzelnen  Falle  offene  Frage,  die 
je  nach  den  Umständen  verschieden  zu  beantworten  sein  wird; 
aber  dass  sie  vorhanden  ist,  und  dass  der  heutige  Staat  diese 
Art  der  Besteuerung  neben  der  durch  die  directen  und  indirecten 
Steuern  in  ihrer  ganz  besondem  Form  bringt  eben  aus  dieser 
Annahme  wenigstens  der  Möglichkeit,  dadurch  auch  fremde  Staats- 
angehörige zu  treffen  —  das  ist  der  einzige  volkswirthschaftlicke 
Gesichtspunkt,  der  auf  die  formell-rechtliche  Besonderheit  und 
Gestaltung  des  Zollrechts  eingewirkt  hat.  Sonst  im  Uebrigen 
läuft  es  für  diese  Frage  auf  Eins  hinaus,  ob  wir  Schutzzoll  oder 
gar  reinen  Prohibitiv-ZoU  oder  nur  Finanzzoll  als  Volkswirt h- 
schaftlichen  Grund  für  die  einzelnen  Tarifirungen  annehmen.  Für 
das  Zollrecht  ist  jeder  Zoll  einfach  Finanzzoll;  und  ich  glaube, 
es  wird  damit  sogar  auch  politisch  das  Wesen  der  Sache  treffen. 
Man  könnte  den  Zoll  sehr  wohl  als  eine  indirecte  Steuer  auf 
einzele  bestimmte  Sachen  bezeichnen,  welche  nur  die  Besonderheit 
hätte,  dass  sie  beim  Ein-  oder  Ausgang  über  die  Grenze  an 
dieser  Stelle  erhoben  würde;  und  der  Staat  wählte  diese  Beson- 
derheit, anstatt  einfach  zu  verfügen:  von  dieser  und  jener  Saclie 
wird  in  meinem  Gebiet  einmal  eine  Steuer  von  so  und  so  viel 
erhoben  —  weil  er  hofft  und  wünscht,  dass  diese  Steuer,  d.  h. 
der  Zoll  einen  Abzug  von  dem  (reschäftsgewinn  des  ausländischen 
Händlers  oder  Producenten  darstellen  werde.  Diese  Hoffnung 
kann  man  auch  an  sich  nicht  als  von  Vornherein  unbegründet  be- 
zeichnen; sie  verwirklicht  sich  jedenfalls,  wenn  die  Waare  im  In- 
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lande  keine  Käufer  findet  oder  wenn  ihr  Marktpreis  nach  dem 
Eingange  gedrückt  wird.  Soweit  also  ausländische  sogenannte 
Specnlation  an  der  Einfuhr  betheiligt  ist,  bildet  der  Zoll  für  sie 
that«ächlich  eine  wenigstens  mögliche  Verlustziffer. 

Wo  dagegen  der  so  riesenhaft  entwickelte  internationale 
Handel  unserer  Tage  sich  in  festen  vorher  vereinbarten  Bezügen 
ins  Inland  vom  Auslande  abspielt,  sowie  in  allen  Fällen,  in  denen 
der  Inländer  die  von  ihm  schon  vor  dem  Grenzübergang  erwor- 
l)ene  Waare  einführt,  da  bleibt  jener  Grundgedanke  des  Zoll 
fordernden  Staates,  auch  den  Handel  von  Ausländem  sich  abgabe- 
pflichtig zu  machen,  nur  Theorie,  und  in  der  Wirklichkeit  tragen 
die  Inländer  den  Zoll,  ebenso  wie  jede  andere  der  von  ihrem 
^Staate  auferlegten  sogenannten  indirecten  Steuern  oder  Verbrauchs- 
Abgaben,  wie  die  deutsche  Reichsverfassung  treffender  sagt,  mit 
denen  er  nur  das  Kennzeichen  gemein  hat  im  Gegensatz  zu  den 
directen  Steuern,  dass  er  die  Sachen  trifft,  nicht  Personen,  wie 
die  letzteren. 

Aber  wenn  wir  oben  hervorgehoben  haben,  dass  alle  diese 
wirthschaftlichen  Erwägungen  und  Motive  für  die  positiv-recht- 
liche Gestaltung  des  Zolles  gleichgültig  sind,  und  er  sich  der 
Kegel  nach  mit  nur  einzelnen  besonders  bestimmten  Ausnahms- 
fällen auf  die  Sachen  erstreckt  ohne  Rücksicht  auf  deren  Zweck 
und  die  Person  ihrer  Eigenthümer  oder  Besitzer,  so  tritt  dieser 
grundsätzlichen  Allgemeingültigkeit  eine  genau  zu  bestimmende 
Beschränkung  gegenüber,  wenn  wir  auf  sein  Object,  die  Sache, 
sehen.  Nur  diejenigen  Sachen  sind  zollpflichtig,  welche  das  Ge- 
setz des  betreffenden  Staates,  in  Deutschland  also  der  Vereinszollarif 
als  solche  bezeichnet.  Analogieen  und  ausdehnende  Auslegungen 
sind  dadurch  ausgeschlossen.  Es  leuchtet  daraus  der  wichtige 
grundlegende  Satz  hervor:  Nicht  die  Zollpflichtigkeit  aller  Sachen 
ist  bei  ihrer  Einfuhr  ins  Staatsgebiet  oder  ihrer  Ausfuhr  dar- 
aus deren  vorauszusetzende  rechtliche  Eigenschaft,  sondern  ihre 
Zollfreiheit.     Mögen  die  Ausnahmen  davon  noch  so  zahlreich  sein, 
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mögen  sie  alles  nur  irgend  Denkbare  zu  treffen  suchen,  immer 
gehört  eine  bestimmte  und  besondere  Vorschrift  des  positiven 
Rechtes  dazu,  um  einer  Sache  dieses  Merkmai  der  Zollpflichti«;- 
keit  aufzudrücken.    Wenn  man  sich  an  die  mancherlei  sonder- 
baren Mittheilungen  erinnert,    die  unter  der  üeberschrift  „Zoll- 
curiosa^'    eine   stehende  Spalte  in   den  Tagesblättem  bilden,   so 
möchte  man  oft  annehmen,  dass  den  unteren  Zollaufsichtsbehör- 
den  dieser  Grundgedanke   nicht   immer   klar   zum   Bewusstsein 
kommt.     Die  Bestimmungen  des  Zolltarifs  stellen  eine  lex  specia- 
lis auf,  von  der  ausdehnende  Anwendung  zu  machen  nicht  statt- 
haft ist;  nicht  aber  geben  sie  allgemeine  Gesichtspunkte,  unter 
welche  alle   Gegenstände   gebracht    werden   müssten,    soweit  sie 
nicht  ausdrücklich  ausgenommen  sind.     Das   bezieht  sich   nicht 
nur  auf  die  Art-  und  Gattungsbestimmung  der  Waaren,  welche 
für  zollpflichtig  angesehen  werden  sollen,  sondern  muss  in  der- 
selben Weise  wirken  da,  wo  ihre  Zollpflichtigkeit  von  einer  ge- 
wissen Menge  (Quantität)  abhängig  gemacht  ist.     Wenn  also  nach 
den  Anmerkungen  zu  No.  25  g  und  25  q  des  Zoll-Tarif-Gesetzes 
vom  15.   Juli  1879  (G.-S.   S.  207—244)  die  Zollpflichtigkeit  liei 
„Mühlenfabrikaten"  (d.  h.  dem  Mehl   aller  Getreidesorten)   „für 
die  Bewohner  des  Grenzbezirks"   erst  bei  einer  Menge  von  über 
3  kg  und  bei   geschlachtetem  Fleisch  bei  einer  solchen  von  über 
2  kg  beginnt,    so  ist  es  wohl  nicht  selten  aus  einer  Verkennunj? 
des    oben    erwähnten    allgemeinen    Gesichtspunktes    seitens    der 
deutschen  Zollbehörden   zu   erklären,   wenn  das  Reiclißgericht  so 
oft  in  die  Lage  gekommen  ist,  ihre  über  die  einzige   von   dem 
Gesetz  selbst  gemachte  Einschränkung:  dass  die  Einfuhr  „für  die 
Bewohner  des  Grenzbezirks"  geschehen  muss  —  hinausgehenden 
einengenden  Bestimmungen  und  Massnahmen,  welche  in  der  Tliat 
vielmehr  eine  ausdehnende  Auslegung    der  Zollpflichtigkeit  grös- 
serer Mengen  enthalten,  als  ungesetzlich  zurückzuweisen. 

Dies  äusserte  sieh  z.  B.  in  der  Forderung:  dass  diese  Mengen 
nur  zum  eigenen  Gebrauche  des  Einführenden  oder  seiner  Familie 
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bestimmt  sein  müssten;  dass  jede  Familie  täglicli  nur  einmal  eine 
solche  Menge  einführen  dürfe;  dass  dies  aus  jeder  Familie  nur 
durch  ein  Mitglied,  bezw.  nur  Erwachsene  geschehen  dürfe;  ja 
endlich  sogar,  dass  nicht  Mehl  und  Fleisch  zusammen  mit  mehr 
als  3  kg  (statt  3  und  2  kg)  eingeführt  werden  dürften^. 

Alle  diese  Massnahmen  beruhen  offenbar  auf  der  Verkenn- 
ung des  in  unserer  Zollgesetzgebung  noch  deutlich  hervortreten- 
den (jrundprincips,  dass  nicht  die  Zollfreiheit,  sondern  die  Zoll- 
pflichtigkeit die  Ausnahme  bildet:  in  richtiger  Anwendung  des 
allgemeinen  Satzes j  dass  die  Ausnahme  nicht  ausdehnend  aus- 
gelegt werden  darf). 

Der  grundlegende  Gedanke,  dass  aus  dem  Hoheitsrecht  des 
Staates  das  Recht  zur  Erhebung  von  Abgaben  sich  ergibt  von 
allen  über  seine  (irenze  aus-  und  eingehenden  Gütern  aus  keinem 
andern  Grunde,  als  weil  sie  eben  über  die  Grenze  gehen,  kann 
heute  als  allgemein  und  insbesondere  auch  im  deutschen  Staats- 
recht feststehend  angenommen  werden,  mit  der  Einschränkung 
jedoch,  dass  die  Zollpilichtigkeit  an  sich  und  die  Höhe  des  Satzes 
für  jede  einzelne  Gattung  von  Sachen  durch  Gesetz  festgestellt 
sein  müssen.  Dem  gegenüber  können  wir  gewisse  Erscheinungen 
der  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  früheren  Jahrhunderte  wohl 
auch  mit  darauf  zurückführen,  dass  der  Gedanke  des  Zollrechts 
an  sich  noc*h  nicht  genügend  feststand  und,  der  Vorliebe  für  die 
Regalien  entsprechend,  gerne  weiter  ausgedehnt  wurde  auf  (Jegen- 

6)  Vgl.  z.  B.  dieUrtheUe  des  Reichsgerichts  vom  24.  Mai  1885  (Entsch. 
Bd.  19  S.  361)»  vom  12.  April  1889  (Entsch.  Bd.  19  S.  181),  dagegen  aber 
aach  das  Urtheü  vom  6.  December  1887  (Entsch.  Bd.  17  S.  9),  wonach,  wenn 
die  eingeffthrte  Menge  das  zulässige  Qnantnm  überschreitet ,  das  Ganze, 
nicht  blos  das  Zuviel  zu  confisciren  ist. 

7)  Diesen  Satz  als  Regel  sprechen  ganz  klar  aus  nicht  nur  die  §§  3 
und  5  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869,  sondern  auch  die  «Vorbe- 
merkungen*^ zu  dem  Vereinszoljtarif  vom  1.  October  1870  und  Nr.  44  am 
Schluss:  n Artikel,  welche  unter  keiner  der  vorstehenden  Nummern  aufgeführt 
sind  ....  frei*  (wiederholt  in  §  5  des  Tarifgesetzes  v.  15.  Juli  1879). 
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stände  und  Fälle,  bei  denen  er  uns  heutzutage  nicht  einmal  als 
begriifggemäss  ersclieinen  würde.  So  ist  wohl  anzunehmen,  das» 
der  sog.  „Abschoss",  die  besondere  Erbschaftssteuer  von  dem  zu- 
folge Erbganges  in^s  Ausland  gehenden  Vermögen,  und  das  sog. 
„Abzugsgeld",  die  von  dem  Vermögen  von  Auswanderern  zu  er- 
hebende „Nachsteuer",  auf  dem  Boden  desselben  Gedankens  er- 
wachsen sind,  der  die  Grenzabgaben  entstehen  Hess.  Man  hat 
ihre  auf  altem  Herkommen  beruhende  und  in  Reichsgesetzen 
(Keichsabschied  vom  J.  1855  §  24  und  Reichsabschied  vom  J.  1594 
SS5  82  und  84  vgl.  Authentica  Friedrichs  II.  Omnes  peregrini 
vom  J.  1220)  vielfach  anerkannte  Geltung  auch  unter  den  Ländern 
des  deutschen  Reiches  gegen  einander  aus  dem  sog.  Ober-Eigen- 
thum  erklären  wollen,  welches  der  einzelne  Staat  als  Schützer 
des  Privat-Eigenthums  auch  an  allen  Gegenständen  desselben 
habe®).  Dieser  juristisch  wie  philosophisch  unklare  und  wider- 
spruchsvolle (iedanke,  den  wir  nur  deshalb  geschichtlich  gelten 
lassen  müssen,  weil  er  thatsächlich  eine  Anzahl  deutscher  Rechts- 
institute beherrscht  und  beeinflusst  hat,  läuft  aber  für  die  ein- 
zelnen hier  gegebenen  Fälle  doch  auch  auf  das  allgemeine  Kenn- 
zeichen hinaus,  dass  der  Staat  dieses  sein  „Ober-Eigenthum"  dann 
in  der  Erhebung  besonderer  Abgaben  zu  Tage  treten  lässt  und 
ausnutzt ,  wenn  Werthgegenstände  seine  Grenze  überschreiten. 
Nur  ist  hier  der  Natur  der  besonderen  Vorgänge  entsprechend 
bloss  an  Ausführen,  nicht  an  Einfüliren  gedacht.  Man  wird  aber 
zugeben  müssen,  dass  an  sich  sowohl  Abschoss  als  Abzugsgeld 
nach  dem,  was  wir  bis  jetzt  als  staatsrechtlichen  Inhalt  des  Zoll- 
rechts gefunden  haben,  nämlich :  „die  auf  einem  Hoheitsrecht  des 
Staates  beruhende  Berechtigung  desselben,  durch  bestimmte  Ge- 
setze bestimmte  Abgaben  von  bestimmten  Gattungen  von  körper- 
lichen Sachen  zu  erheben",  sehr  wohl  und  ungezwungen  unter 
diesen  Begriff   zu   bringen    sind,    ja,    gebracht    werden    müssen. 

8)  V.  Eichhorn,  Deutsches  Privatreoht  §  77. 
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Wenn  wir  nun  aber  berücksichtigen,  dass  die  neuere  Staatsrechts- 
entwickelung schrittweise  und  consequent  dahin  geführt  hat,  dass 
diese  Institute  jetzt  für  das  deutsche  Recht  nur  noch  der  Ge- 
schichte angehören,  so  müssen  wir  darin,  selbst  wenn  wir  nicht 
auch  durch  eine  begriffliche  Untersuchung  zu  demselben  Ergeb- 
niss  kommen  würden,  schon  (da  die  Geschichte  die  vernünftige 
Beweisführung  a  posteriori  ist)  ausgedrückt  finden,  dass  unserer 
obigen  Begriffsbestimmung  noch  Etwas  fehlt,  dass  sie  noch  zu 
weit  ist. 

Die  schrittweise  Abschaffung  der  erwähnten  beiden  wilden 
Schösslinge  an  dem  Baume  des  deutschen  Zollrechts  finden  wir 
darin,  dass  sie  zunächst  durch  besondere  Verträge  der  deutschen 
Staaten  untereinander,  dann  allgemein  für  diese  durch  §  18  der 
Bundesacte  vom  8.  Juni  1815  (bezw.  Bundesbeschluss  vom 
23.  Januar  1817)  und  endlich  durch  die  Verfassungen  der  Einzel- 
staaten auch  dem  Auslande  gegenüber,  also  ganz  allgemein  (für 
l*reussen  durch  Artikel  11  der  Verfassungs-Urkunde  vom  31.  Januar 
1850)  aufgehoben  wurden.  Sollten  in  einigen  Einzelstaaten  des 
deutschen  Reiches,  wie  z.  B.  in  dem  noch  verfassungslosen 
Mecklenburg,  derartige  Gefälle  dem  Auslande  gegenüber  noch  als 
wenigstens  de  lege  ferenda  möglich  angesehen  werden  können  (für 
das  deutsche  Reich  selbst  ist  diese  Möglichkeit  durch  Artikel  3 
der  deutschen  Reichsverfassung  beseitigt),  so  würde  die  gesetzliche 
Regelung  dieser  Frage  in  Bezug  auf  die  Abzug8-(Au8wanderungs-) 
Steuer  jedenfalls  der  Zuständigkeit  des  Reiches  unterliegen  (Art.  4 
Abs.  1  der  Reichs-Verfassung).  Bezüglich  des  „Abschosses"  lässt 
sich  eine  derartige  specielle  Bestimmung  in  der  Reichsverfassung 
nicht  finden.  Aber  die  Unmöglichkeit  für  irgend  eine  der  „verbün- 
<leten  Regierungen",  eine  solche  besondere  Erbschaftssteuer  für 
in's  Reichs -Ausland  gehende  Vermögen  durch  die  besondere  Lan- 
desgesetzgebung einzuführen,  und  entsprechend  die  Zuständigkeit 
<ler  Reichs-Gesetzgebungsfactoren,  eine  solche  Steuer  selbst  da, 
wo  sie  sich  noch  in  einem  Winkel  der  particulären  Gesetzgebung 

Archir  för  (Vtfenilichei  Recht.  VIII.  2.  8.  25 
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erhalten  haben  sollte,  aufzuheben,  folgt  ohne  Weiteres  aus  dem 
wichtigen  Abänderungsgesetz  vom  20.  December  1873,  welches  das 
gesammte  bürgerliche  Recht  (an  Stelle  des  ursprünglich  in  Nr.  13 
des  Art.  4  der  R.-V.  nur  aufgeführten  Obligationen-,  Straf-,  Handels- 
und Wechsel-Rechts,  wonach  also  das  Erbrecht  ausdrücklich  aus- 
geschlossen war!)  als  der  Zuständigkeit  des  Reiches  unterworfen 
erklärte.  Daraus  folgt,  dass  wir  jene  beiden  Rechtsinstitute  wohl 
als  durchweg  und  für  immer  beseitigt  ansehen  können.  Wenn 
sie  auch  beide  als  „Steuern"  bezeichnet  werden,  so  dürften  wir 
sie  doch  nach  dem  heutigen  genaueren  und  bestimmten  Gesetzes- 
Sprachgebrauch  unter  die  Zölle  und  zwar  die  Ausfuhrzölle  ein- 
reihen; denn  deren  Kennzeichen  liegt  nicht  etwa  darin,  dass  sie 
an  der  Grenze  erhoben  werden  (dies  trifft  nicht  einmal  thatsäch- 
lich  immer  zu),  sondern  dass  sie  eben  dafür  und  aus  dem  Grunde, 
weil  die  Güter  über  die  Grenze  hinaus  in's  Ausland  gehen,  er- 
hoben werden. 

Der  innere  Grund  nun  aber,  welcher  diese  r^elmässige  Art 
der  Zollerhebung  von  jenen  Formen  der  theilweisen  Confiscirung 
alles  aus  dem  Lande  gehenden  Vermögens  begrifflich  trennt  und 
überhaupt  dem  oben  erwähnten  sachlichen  Inlialt  des  Hoheits- 
rechtes der  Zollerhebung  als  ordentlicher  Begriffsbestandtheil  hin- 
zugerechnet werden  muss,  ist  ein  wirthschaftlicher:  er  liegt  einfach 
darin,  dass  die  betreffenden  Güter  dem  Handel  dienen  müssen, 
dass  ihre  Versendung  zum  Zwecke  des  Handels  geschieht.  Frei- 
lich spricht  das  Zollgesetz  selbst  diesen  Gedanken  nicht  nackt 
und  klar  aus,  und  das  hat  seine  guten,  praktischen  Gründe. 
Denn  wenn  es  (positiv)  die  Zollpfiichtigkeit  davon  abhängig  machte, 
dass  die  Güter  zu  Handelszwecken  aus-  und  eingehen,  so  würde 
der  Handel  (dessen  Gott  ja  niclit  umsonst  Merkur  ist)  Mittel  und 
Wege  genug  linden,  um  diese  Beweisführung  auch  zu  euier  pn>- 
batio  diabolica  zu  machen.  Aber  aus  den  generellen  Ausnahme- 
bestimmungen, welche  das  Zollgesetz  trifft,  lässt  sich  jenes  Be^ 
griffserforderniss  so  gut  entnehmen,  dass  wir  höchstens  hier  sagen 
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können:  das  Zollgesetz  präsumirt  von  allen  über  die  Grenze 
ein-  und  ausgehenden  Gütern,  dass  sie  dem  Transport  zu  Zwecken 
des  Handels  dienen;  lässt  aber  den  Gegenbeweis  zu,  und  die 
Folge  seines  Gelingens  ist,  dass  die  Güter  frei  vom  Zolle  bleiben, 
selbst  ¥renn  sie  ihm  ihrer  Gattung  nach  unterworfen  wären. 

Ja,  wir  finden  sogar  liier  eine  merkwürdige  Ausnahme^), 
welche  geradezu,  wenn  auch  in  umgekehrter  Richtung,  d.  h.  in 
Bezug  auf  die  Einfuhr,  einen  Gegensatz  gegen  den  alten  „Ab- 
schoss"  darzustellen  scheint  (wenn  auch  die  Verfasser  schwerlich 
daran  gedacht  haben):  dass  „gebrauchtes  Erbschaftsgut"  frei  ein- 
gehen soll  (selbst  wenn  die  Gegenstände  an  sich  dem  Zolle  unter- 
liegen)*^). 

Wir  sehen  deutlich  in  allen  diesen  neueren  Bestimmungen 
den  Sieg  des  Grundgedankens  der  Freiheit  der  Person  an  sich 
und  ihrer  Rechtssphäre  (insbesondere  auch  soweit  sie  sich  in 
ihrem  Privateigenthum  kundgibt)  in  Bezug  auf  alle  den  Verkehr 
thatsächlich  einengenden  Bestimmungen,  welche  der  Staat  in 
Ausübung  seines  Hoheitsrechtes  auf  wirthschaftlichem  Gebiete 
und  zu  wirthschaftlichen  Zwecken  für  nothwendig  hält.  Die  Zölle 
sollen  also  nicht  den  Verkehr  an  sich  treffen,  sondern  nur  den 
Handelsverkehr  und  zwar  den  Handelsverkehr  über  die  (xrenze, 
das  heisst  von  einem  Staats-Ganzen  zum  andern.  Eben  so  wichtig, 
wie  diese  letztere  Begrifi8l)estimmung  durch  die  Abtrennung  alles 
dessen,  was  in  früheren  Jahrhunderten  als  „Binnenzölle"  bezeich- 
net wurde,  für  die  formelle  Seite  und  Entwickelung  des  Zoll- 
wesens an  sich  geworden  ist,  hat  die  Erkenntniss,  dass  nur  der 
Handel  durch  die  Zölle  getroffen  werden  soll,  dazu  beigetragen, 
die  innere  materielle  Seite  und  Begründung  des  Zollwesens  zu 
entwickeln  und  zu  vertiefen.  Indem  die  Praxis  der  Zollerhebung 
erkennen  lehrte,    dass  der  Handel  allein   die  dauernde  und  nie 


9)  Nr.  4  in  §  5  des  Zolltarifgesetzes  vom  lo.  Juli  1879. 

10)  §  5  Nr.  3  des  Zolltarifgesetzes  vom  15.  Juli  1879  (G.-S.  S.  209). 

25* 
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versiegende  Quelle  bildet  für  den  sich  aus  einem  Lande  in  das 
andere  ergiessenden  Strom  und  Wechselstrom  des  (iüteraus- 
tausches,  und  dass  sowohl  die  Richtung  als  auch  die  Mächtigkeit 
dieser  Ströme  sehr  wesentlich  beeinflusst  werden  kann  dadurch, 
dass  und  wie  der  Staat  an  der  Uebergangsstelle  aus  ihm  schöpft, 
was  naturgemäss  nicht  ohne  gewisse  Stau-Anlagen  erfolgen  kann, 
musste  man  auch  darauf  geführt  werden,  die  praktische,  wirth- 
schaftliche  Natur  der  Zölle  in  Verbindung  und  erklärenden  Zu- 
sammenhang zu  bringen  mit  der  Theorie  des  Handels  und  in 
Folge  dessen  mit  derjienigen  des  Volkswohlstandes  überhaupt. 

Da  sich  die  ersterwähnte  formelle  Abgrenzung  des  Begriffes 
der  Zölle  nur  als  Grenz- Abgaben  durch  vollständige  Ausscheid- 
ung des  Begriffes  von  Binnenzöllen  zuerst  um  die  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  in  Frankreich  vollzog  und  dort  in  der  Zolltarif- 
Ordnung  von  1667  ihren  entsprechenden  bestimmten  Ausdruck 
fand,  so  musste  auch  auf  die  materielle  Ausgestaltung  und  Be- 
gründung des  Begriffes  durch  seine  Beziehung  auf  den  Handel 
die  um  jene  Zeit  in  jenem  Lande  herrschende  volkswirthschaft- 
liche  Grundanschauung  von  bestimmendem  Eintiuss  sein.  Das 
war  bekanntlich  die,  welche  wir  mit  dem  Namen  des  Mercantil- 
systems  bezeichnen.  So  war  es  natürlich,  dass  die  Zölle  zuerst, 
wenigstens  dem  Ideal  nach,  als  die  sog.  Prohibitivzölle  gedacht 
wurden.  Die  Zölle  erscheinen  also  hier  lediglich  als  Mittel  zum 
Zwecke  der  Hebung  des  Volks-Reichthums.  Während  sie  die  eine 
Seite  des  Handels,  den  Einfuhrhandel,  so  viel  als  möglich  zu  ver- 
nichten bestimmt  waren,  sollten  sie  den  Ausfuhrhandel  möglichst 
begünstigen.  In  beiden  Beziehungen  wohnt  ihnen  dann  aber, 
genau  besehen,  eine  selbstmörderische  Tendenz  inne:  wenn  der 
Einfuhr handel  todt  ist,  gibt  es  keine  Zölle  mehr  von  der  Einfuhr 
zu  erheben,  und  der  Ausfuhrhandel  wird  schliesslich  am  meisten  l>e- 
günstigt,  wenn  auch  von  der  Ausfuhr  gar  keine  Zölle  mehr  erhoben 
werden.  Beiläufig  bemerkt  sei  schon  jetzt,  dass  die  ersterwähnte 
Function  der  Zölle  mit  dem  Gedanken  der  Staats-,  Handels-  <Mler 
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Fabrikations-Monopole  in  enger  Beziehung  steht,  und  dass  wir 
den  Rückstand  der  zweiten  Seite  jener  Ansicht  noch  in  unseren 
Ausfuhr-Vergütigungen  oder  Rückprämien  zu  erblicken  haben. 

Aber  wie  jedes  lebende  Wesen  durch  ein  innewohnendes  (ie- 
setz  vor  der  Selbstvemichtung  zurückschreckt,  so  gibt  es  auch 
bei  Begriffs-Schöpfungen,  sobald  sie  einmal  durch  menschliche 
Thätigkeit  in  der  Welt  der  Erscheinungen  Wirklichkeit  gewonnen 
haben,  ein  innewohnendes  Gesetz  der  Entwickelung,  w^elches  ihrer 
Selbstvemichtung  aus  äusseren  (iründen  und  Rücksichten  auf 
ihrem  eigenen  Wesen  fremde  Zwecke  hindernd  im  Wege  steht 
und  nur  den  natürlichen  Tod  in  Folge  der  Alters-Entartung  zu- 
zulassen scheint.  Die  Zölle,  einmal  eingeführt,  mussten  schon 
durch  ihre  Wirkung  auf  die  Staatseinnahmen  sich  als  eine  Ein- 
richtung darstellen,  deren  Fortbestehen  und  Weiterentwickelung 
im  Interesse  des  Ganzen  w^ünschenswerth  erschien.  So  kam  der 
Gedanke  wieder  zum  Durchbruch,  der  unfraglich  auch  in  der 
frühesten  und  ältesten  Entwickelung  die  Zölle  allein  entstehen 
Hess:  der  Begriff  der  Finanzzölle. 

Ausserdem  musste  man  bei  der  versuchten  Durchführung 
von  Prohibitivzöllen  nach  jenen  beiden  Richtungen  hin  sich  bald 
überzeugen,  dass  der  Handel  seine  eigenen  Daseins-Gesetze  und 
-Bedingungen  hat,  und  dass  man  nicht  ungestraft  eine  Seite  von 
ihm  schädigen  kann,  ohne  nicht  auch  zugleich  die  andere  zu  ver- 
letzen, und  dass  er  sogar  einen  in  dieser  Hinsicht  sehr  empfind- 
lichen Organismus  darstellt,  welcher  kränkelt  und  abstirbt,  wenn 
man  ihm  auch  nur  eine  Wurzel  seiner  Blüthe  durchschneidet. 
War  man  aber  erst  zu  dieser  Einsicht  gekommen,  so  vollzog  sich 
die  Aussöhnung  der  beiden  Widersprüche,  sowohl  der  der  selbst- 
mörderischen Folge  blosser  Prolübitivzölle  für  die  Zölle  selbst, 
der  zu  Finanzzöllen  führen  musste,  als  auch  der  der  Unmöglich- 
keit, den  Handel  zu  Finanzzöllen  auszunutzen,  wenn  diese  als 
Prohibitivzölle  nach  auch  nur  einer  Seite  hin  wirkten;  und  zwar 
vollzog  sich  .diese  AussiHinung  auf  dem  Boden  eines  gegenseitigen 
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Coiiipromisses,  welches  in  dem  Gedanken  der  Schutzzölle  ßeinen 
Ausdruck  fand.  Sie  suchen  die  Vortheile  beider  ersterwähnten 
Arten  zu  vereinigen  dadurch,  dass  sie  jeder  der  beiden  ihnen  zu 
(irunde  liegenden  Zweckbestrebungen  ein  gewisses  Mass  aufer- 
legen, die  eine  durch  die  andere  controliren  und  beschränken 
lassen. 

Das  ist  der  ursprüngliche  Vorgang,  der  aber,  Dank  dem 
I^nistande,  dass  wir  eine  Wissenschaft  nicht  nur  der  Volkswirth- 
Schaftslehre  selbst,  sondern  auch  ihrer  Geschichte  besitzen,  welche 
für  die  Culturstaaten  ein  Gemeingut  darstellt,  nur  einmal  voll 
durchgemacht  zu  werden  brauchte,  um  die  begriflFliche  üimaög- 
lichkeit  von  Prohibitiv-ZöUen  und  die  einfache  Wahrheit  einzu- 
sehen, dass  diese  Wortverbindung  die  Vereinigung  zweier  ein- 
ander aufhebender  Begriffe  enthält.  Wo  der  Handel  verbindert 
wird,  gibt  es  keine  Zölle  mehr,  und  wer  Zölle  haben  will,  darf 
den  Handel  nicht  schlechthin  verhindern  wollen. 

Das  neuere  Staatsrecht  kennt  daher  diesen  Begriff  nicht 
mehr.  Es  kennt  Ausfuhr -Verbote  und  Einfuhr -Verbote  als 
eine  Seite  und  eine  besondere  Function  des  dem  Staate  zustehen- 
den Zollrechts  neben  dessen  Hauptinhalt,  der  Bestimmung  von 
Abgaben  für  den  Handelsverkehr  über  die  Grenze.  Aber  es  ist 
sich  vollkommen  klar  darüber,  dass  diese  Massnahmen  zur  Förder- 
ung des  Volks-Reichthums  an  sich  Nichts  beitragen  und  dass  sie 
den  Handel  wohl  schädigen,  aber  ihn  nicht  eraeugen  können: 
weder  ist  ein  Aufblühen  des  inländischen  Handels  davon  zu 
erwarten,  dass  der  nach  dem  Auslande  verhindert  wird,  noch 
davon,  dass  der  aus  dem  Auslande  nach  dem  Inlande  abgesperrt 
wird.  Die  Gründe  für  solche  Massregeln  sucht  und  findet  die 
Staatsgewalt  heute  vielmehr  auf  anderen  (rebieten  des  Volks- 
lebens :  entweder  auf  dem  der  Gesundheitspflege  für  Mensch  und 
Vieh  zur  Verhütung  von  Seuchen-Verbreitung,  oder  zur  Bekämpf- 
ung vorübergehend  auftretender  allgemeiner  Nothstände  (wie  beim 
Verbote  der  Getreide-Ausfuhr  bei  Hungersnoth),  oder  endlich  zu 
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Zwecken   der   Erhöhung  der  Wehrkraft  zu  Angriffs-  oder  Ver- 
theidigungszwecken  (Pferdeausfuhrverbote  u.  s.  w.). 

Wenn  wir  also  den  ausgeschiedenen  Begriff  der  Prohibitiv- 
zölle hier  ausser  Acht  lassen,  so  finden  wir,  dass  das  deutsche 
Reich  in  der  kurzen  Zeit  seines  Bestehens  den  Uebergang  von 
dem  einen  der  beiden  oben  erwähnten  Systeme  von  Zöllen  zum 
andern  ziemlich  schnell  durchgemacht  hat.  Als  das  Reich  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  erstand,  fand  es  als  Erbschaft  seiner  Vor- 
gänger, des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Zollvereins,  ein  Zoll- 
system vor,  welches  im  Wesentlichen  nur  noch  auf  dem  Gedanken 
der  Finanzzölle  beruhte  und  mit  Bewusstsein  das  Ziel  einer 
schrittweise  durch  Handelsverträge  anzustrebenden  allgemeinen 
internationalen  Zollfreiheit  des  Handelsverkehrs  in's  Auge  gefasst 
hatte,  wie  es  ja  eine  solche  schon  innerhalb  der  Grenzen  des 
deutschen  Bundes  herbeigeführt  hatte.  Wie  sehr  damals  nicht 
nur  die  massgebenden  Regierungskreise  der  Schöpferin  und  füh- 
renden Macht  des  Zollvereins,  Preussens.  sondern  auch  die  ge- 
sammte  conservative  Partei  dieses  Landes  die  Ziele  und  Grund- 
sätze des  sog.  Freihandels  sich  zu  Eigen  gemacht  hatte,  lehrt 
nicht  nur  ein  Blick  in  die  Handels-Artikel  der  Kreuzzeitung  in 
den  50er  und  60er  Jahren  bis  in  die  70er  hinein,  sondern  auch 
ein  solcher  in  das  „Staats-  und  Gesellschafts-Lexicon"  ^*)  des  Wirk- 
lichen Geheimen  Ober-Regierungsrathes  Hermann  Wagener  (Berlin 
1862— -67)  unter  den  Worten  „Zoll"  und  „Handelsverträge",  bei 
welch'  letzterem  Wort  es  z.  B.  heisst:  ....  „da  hiemach  Zölle 
sich  nur  rechtfertigen  lassen,  wenn  sie  zur  Förderung  der  Pro- 
duction  und  dadurch  zur  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  bei- 
tragen'* (also  reine  Finanzzölle!),  „während  sie  unbedingt 
verwerflich  sind,  wenn  sie  den  internationalen  Tausch- 


11)  Dieees  Werk,  welches  mit  Absicht  und  BewuBstsein  gegenüber  den 
in  Rotteck  and  Welcker's  Staatslexicon  niedergelegten  Grandzügen  der 
«liberalen*  Weltanschauang  die  der  „conservativen"  aafzastellen  bestimmt 
war,  enthielt  damals  unstreitig  ein  formulirtes  Programm  der  Partei. 


—    388    — 

verkehr  erschweren".  Erst  später,  als  die  in  dieser  Partei 
80  einflussreichen  Spitzen  des  Grossgrundbesitzes  sich  durch  den 
Gedanken  der  agrarischen  Zölle  als  Compensation  für  die  Er- 
höhung und  Erweiterung  der  übrigen  hatten  gewinnen  lassea, 
gelang  es,  jene  Partei  von  diesem  Boden  abzudrängen.  Aber  jene 
„Compensation"  genügt  nicht  allein  zur  Erklärung  dieser  That- 
Sache;  der  eigentliche  Grund  liegt  tiefer  und  ist  ein  staatsrecht- 
licher, der  auch  für  den  Umschwung  in  der  Stellung  der  Regierung 
massgebend  gewesen  war,  und  für  den  sie  die  von  ihr  abhängige 
Partei  einzutreten  vermocht  hatte. 

Indess  muss  zugegeben  werden,  dass  das  Aufgeben  eines 
grossen  und  wichtigen,  so  lange  allgemein  eingenommenen  Stand- 
punktes über  eine  so  bedeutsame  Materie  vielleicht  nicht  so  leicht 
gewesen  sein  würde,  wenn  seine  begriffliche  und  volkswirthschaft- 
liche  Begründung  nicht  manche  Mängel  und  Lücken  aufzuweisen 
gehabt  hätte.  Die  Vorstellung,  es  lasse  sich  durch  vollständige 
internationale  Handelsfreiheit  ein  Zustand  erreichen,  in  welchem 
jedes  Volk  nur  die  Production  betreiben  werde,  auf  welche  es 
durch  Boden  und  Klima,  natürliche  und  erworbene  HülfsmitteL 
Geschick  und  durch  Vererbung  gesteigerte  Tüchtigkeit  besonders 
hingewiesen  erscheine,  und  es  werde  so  die  Arbeitstheilung. 
welcher  die  heutige  Industrie  ihre  grossartige  Entwickelung  ver- 
danke, auch  die  allgemeine,  internationale  Production  zu  einer 
ungeahnten  Höhe  bringen  ^^)  —  diese  Vorstellung  lässt  den 
wesentlichsten  Factor  in  der  Güterbewegung,  die  Ueberwindung 
des  Raumes  und  die  dadurch  bedingten  Kosten  unberücksichtigt. 
Es  ist  dies  imi  so  auffallender,  als  jene  Theorie  zu  einer  Zeit 
entstanden  ist,  in  der  man  noch  nicht  einmal  vermuthen  konnte, 
bis  zu  welcher  Entwickelung  und  Ausdehnung  das  heutige,  nicht 
mehr  europäische,  sondern  Welt-Eisenbalin-Netz  und  die  Ent- 
wickelung der  Dampfschiffahrt  gelangen  werde. 


12)  H.  Wageners  Staats-  und  Gesellschaftslexicon  Bd.  23  S.  80. 
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Aber  auch  für  den  noch  so  sehr  gesteigerten,  vermehrten 
und  erleichterten  Güter-Umlauf  gibt  es  eine  Grenze,  bei  welcher 
die  Waare  die  Kosten  des  Transports  nicht  mehr  trägt.  Wenn 
sie  trotzdem  noch  weiter  concurrenzfähig  mit  der  in  grösserer 
Nähe  des  Bedarfsortes  erzeugten  geliefert  wird,  so  geschieht  dies 
eben  aus  Gründen  einer  rücksichtslosen  Concurrenz,  die  sich 
später  einmal  dafür  zu  entschädigen  hofft.  Das  ist  ein  Punkt, 
welcher  gegen  die  absolute  und  unbedingte  Nützlichkeit  einer 
schrankenlosen  Freiheit  des  internationalen  Handelsverkehrs 
spricht.  Der  andere,  welcher  die  Möglichkeit  schwerer  Schädig- 
img und  Gefahren  für  einzelne  Länder  in  sich  enthält,  ist  der 
Umstand,  dass  eine  solche  gänzliche  Trennung  der  Production 
nach  räumlich  abgegrenzten  Wirthschaftsgebieten  von  den  Be- 
darfsorten die  Versuche  zu  wenigstens  zeitweiliger  Ausschliessung 
der  für  den  Consumenten  unentbehrlichen  Concurrenz  und  damit 
deren  Vernichtung  erleichtert  und  die  Versuchung  zur  Bildung 
der  sogenannten  „Ringe'"  vermehrt.  Die  Bedeutung  dieser  beiden 
Punkte  ist  gross  genug,  um  durch  sie  den  Wunsch,  es  möchte 
die  ganze  Culturwelt  sich  in  gesonderte  specielle  Arbeitsfelder 
eintheilen,  welche  ihre  Erzeugnisse  frei  von  jeder  staatlichen 
Scliranke  unter  sich  auszutauschen  hätte,  als  einen  wahren  Da- 
mokles-Wunsch  erscheinen  zu  lassen.  Die  Furcht  vor  den  mit 
einem  solchen  Zustande  verknüpften  Gefahren  würde  uns  nie  zum 
rechten  Genuss  der  daraus  vielleicht  entspringenden  Früchte 
kommen  lassen. 

Dem  gegenüber  erscheint  eine  Abgrenzung  möglichst  grosser 
und  von  der  Natur  möglichst  vielseitig  ausgestatteter  Wirth- 
schaftsgebiete  gegen  andere  gleich-  oder  verschiedenartige  mit 
massiger  Handhabung  des  Zollrechts  als  auch  vom  volkswirth- 
schaftlichen  Standpunkte  wohl  zu  rechtfertigen.  Es  ist  nur  zu 
fordern,  dass  keine  Verquickung  in  den  Begriffen  Schutzzölle  und 
Finanzzölle  bezüglich  der  Personen  der  Berechtigten  eintrete  und 
geübt  werde.     Der  Zoll   kann  und  soll  Schutzzoll  sein  für  FiUt- 
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Wickelung  und  Bestand  von  Industrie  und  Gewerbe;  aber  er  soll 
für  diese  nicht  gleichzeitig  Finanzzoll  sein,  das  heisst  eine  den 
Betreffenden  sofort  und  unmittelbar  in  die  Tasche  iliessende  Er- 
höhung der  Consumtionspreise  herbeiführen.  Diese  Wirkung  soll 
er  nur  den  Staatskassen  gegenüber  ausüben,  d.  h.  für  diese 
reiner  Finanzzoll  sein  und  bleiben.  Keinenfalls  darf  er  also  so 
hoch  sein,  um  den  ausländischen  Mitbewerb  ganz  auszuschliessen. 
Und  ganz  aus  diesem  selben  Grunde  soll  auch  der  als  reiner 
Finanzzoll  auferlegte  sich  immer  in  den  Schranken  halten,  dass 
er  nicht  als  Schutzzoll  wirkt.  Es  bedarf  hier  nicht  weiter  der 
Ausführung,  weshalb  agrarische  Zölle  schon  deshalb  schlechtbin 
verwerflich  sind,  weil  sie  keinem  dieser  Begriffe  und  Erforder- 
nisse ganz  entsprechen.  Sie  können  nicht  als  Finanzzölle  im 
Sinne  des  Zollrechts  betrachtet  werden,  weil  sie  für  das  Getreide, 
welches  ihnen  zum  Trotz  vom  Auslande  in's  Inland  gebracht  und 
hier  verzehrt  wird,  nicht  den  Handel,  sondern  die  Consumtion 
treffen  und  also  als  Verbrauchssteuer**)  erscheinen  (und  zwar  als 
eine  der  denkbar  schlechtesten  Art,  weil  sie  von  Oben  nach  Unten 
hin  progressiv  zunimmt);  und  sie  können  el>en  so  wenig  als 
Schutzzölle  im  Sinne  des  Zollrechts  angesehen  werden,  weil  die 
Production  der  Landwirthschaft  sich  nicht  willkürlich  steigern, 
und  der  Bedarf  ihrer  Erzeugnisse  sicli  eben  so  wenig  willkürlich 
einschränken  lässt. 

Wir  wollen  bei  dieser  Gelegenheit  nur  an  eine  merkwürdige 
Bestätigung  erinnern,  welche  das  gleichzeitige  Emporwachsen 
der  Gedanken  des  Schutzzollsystems  und  des  Staatssocialismus 
in  jüngster  Zeit  bei  uns  einer  fast  50  Jahre  früher  ausge- 
sprochenen Behauptung  des  National-Oekonomen  Fr.  Bastiat  zu 
geben  scheint.     In  seiner  an   Herrn  Thiers  gerichteten  Schrift: 


13)  Dass  man  sich  dieses  Charakters  der  Getreidezolle  in  den  Kreisen 
der  verbündeten  Regierungen  wobl  bewnsst  war,  daf&r  spricht  auch  die  Aof- 
nähme  des  noch  unten  zu  erwähnenden  §  8  des  Zolltarifgesetzes  vom  15.  Juü 
1879,  der  im  directen  Gegensätze  zu  Art.  38  der  Reichsverfassimg  stand. 
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Zollsehutz  und  Communismus  (Paris  1849)  führt  er  aus,  dass 
diese  beiden  Theorieen  auf  demselben  Gedanken  beruhten,  näm- 
lich auf  dem,  dass  es  erlaubt  sei,  dem  Einen  zu  nehmen,  um  es 
dem  Andern  zu  geben.  Wenn  sich  damals  allerdings  noch  Schutz- 
zoll und  Communismus  dadurch  unterschieden,  dass  beim  Schutz- 
zoll von  Oben  her  und  beim  Communismus  von  Unten  her  ge- 
nommen und  gegeben  werden  sollte,  so  fällt  sogar  dieser  Unterschied 
bei  der  Zusammenstellung  von  Staats-Socialismus  und  Schutz- 
zoll weg,  weil  bei  beiden  jene  doppelte  Thätigkeit  von  Oben  her 
geübt  werden  soll.  Allein  der  Unterschied  liegt  in  der  Ausdehn- 
ung; und  wir  würden  dem  massvoll  begrenzten  Gedanken  einer 
dehnbaren  Belastung  ausländischen  Handels  zur  Stärkung  in- 
ländischer Production  (d.  h.  der  Production  selbst,  nicht  der 
Producenten!)  Unrecht  thun,  wenn  wir  ihn  mit  einem  so  unge- 
heuerlich ausgedehnten  Gedanken  gleichstellen  wollten,  wie  es  der 
bloss  abstract  hingestellte  Grundsatz  eines  Staats-Socialismus  ist. 
Kehren  wir  jedoch  von  dieser  Abschweifung  zu  dem  Punkte 
zurück,  an  dem  das  neu  gegründete  deutsche  Reich  die  Zoll-Erb- 
schaft des  alten  Zollvereins  übernahm.  Und  sicherlich  war  es 
nach  dem  Satze,  dass  eine  besonnene  Politik,  wenn  sie  Erfolge 
für  die  Zukunft  erreichen  will,  zunächst  und  vor  Allem  die  der 
Vergangenheit  verwerthen  und  weiter  benutzen  muss,  wohlbe- 
gründet, dass  die  führende  Macht,  die  den  Zollverein  ins  Leben 
gerufen  hatte  und  jetzt  das  Reich  schuf,  dieses  bei  Antritt  jener 
Erbschaft  an  die  Mahnung  denken  Hess: 

Was  du  ererbt  von  deinen  Vätern  hast. 
Erwirb  es,  um  es  zu  besitzen! 

Die  Reichsverfassung  begnügte  sich  nicht  mit  einer  einfachen 
l^bertragung  der  Bestimmungen  und  Organisation  des  alten  Zoll- 
vereins und  seiner  Zuständigkeit  auf  das  Reich  ^*),  sondern  sie 
schuf,   wenn  auch  auf  der  (inindlage  dieser  Bestimmungen  und 


14)  Art  40  der  Reichs -Verfassung. 


—    392     - 

OrganiHHtion  aus  diesem  Vereins-Zollwesen  ein  neues  Band,  wel- 
ches das  junge  Reich  zugleich  zusammenhalten  und  kräftigen 
sollte.  Es  war  von  Vornherein  von  der  grössten  Bedeutung  für 
den  Charakter  des  neuen  Staatswesens,  mochte  man  es  nun  unter 
die  überkommenen  Begriffe  von  Bundesstaat  oder  Staatenbund 
einreihen  wollen,  insbesondere  aber  für  die  Betonung  des  wieder 
mächtig  erstarkten  Einheitsgedankens,  dass  das  Reich  auch  finan- 
ziell möglichst  „auf  eigene  Füsse  gestellt"  werde,  nicht  blos  auf 

• 

die  Umlagen,  Matricularbeiträge  der  einzelnen  Staaten  angewie- 
sen sei.  Da  man  diesen  zumal  mit  Rücksicht  auf  diese  letztere 
nicht  zu  entbehrende  Beisteuer  zu  den  Reichsausgaben  nicht  wohl 
einen  Verzicht  auf  ihre  eigenen  directen  Steuern  zumuthen  konnte^ 
so  blieben  nur  die  leichter  zu  theilenden  indirecten  Steuern  und 
die  Grenzzölle  (ausser  den  Einnahmen  der  Post-  und  Telegraphen- 
Verwaltung)  als  bequem  zugänglich  zu  machende  Hülfsquellen  des 
Reiches  übrig.  Denn  eine  directe  Reichssteuer  neben  den  bis- 
herigen directen  Steuern  der  Einzelstaaten  wäre  nicht  nur  das  sicher- 
ste Mittel  gewesen,  die  neue  Einheit  von  Vornherein  aufs  Aeusserste 
unpopulär  zu  machen,  sondern  eine  solche  einzuführen  erschien  auch, 
da  die  meisten  der  Einzelstaaten  schon,  wenn  man  die  einzelnen 
Arten  der  directen  Steuern  (Einkommen-,  Grund-,  Gewerbe-  u.  a. 
Steuern)  mit  denen  der  Gemeinden  zusammenrechnet,  schon  einen 
Satz  von  5  bis  8  und  mehr  vom  Hundert  erhoben,  vollkommen  un- 
thunlich,  wenn  man  nicht  der  alttestamentlichen  Einrichtung  des 
Zehnten  bedenklich  nahe  kommen  oder  sie  gar  übersclireiten  wollte. 
Der  Artikel  38  der  Reichsverfassung  überwies  also  den  Ertrag  der 
Zölle  und  der  Verbrauchssteuern  von  Salz,  Tabak,  Branntwein, 
Bier  und  Zucker  der  Reichskasse  (nach  Abzug  bei  den  Zöllen 
der  Rückvergütungen  und  Prämien,  sowie  der  Erhebungskosten 
einschliesslich  der  Bewachung  der  Grenzen,  welche  zunächst  von 
den  Einzelstaaten  aufgewendet  werden  ^*).    Wenn  man  die  Zalilen 

16)  Beiläufig  bemerkt  enthält  über  diesen  Punkt  die  neue  Braustaoer- 
Vorlage  auch  wieder  eine  Abänderung  der  Reichsverfassung  zu  Art.  88  bei  d. 
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berücksichtigt,  welche  unter  der  Wirkung  der  Erhöhung  der 
meisten  dieser  Verbrauchssteuern  und  vor  allen  der  Zölle  in  den 
letzten  Jahren  sich  aus  diesen  einzelnen  Positionen  ergeben,  so 
wird  es  klar,  welche  bedeutende  Rolle  diese  dem  Reiche  überwie- 
senen Hülfs^juellen,  ausser  denen  der  Post-  und  Telegraphenver- 
waltung freilich  auch  seine  einzigen  nennenswerthen  unmittel- 
baren, bei  der  Bestreitung  der  ihm  obliegenden  Aufgaben  finan- 
ziell spielen. 

Der  Ertrag  dieser  Reichseinnahmen  belief  sich  in  den  drei 
letzten,  vollständig  abgeschlossenen  Rechnungsjahren  1889/90, 
1890/91  und  1891/92  in  abgerundeten  Zahlen  und  vor  Abzug  der 
ol)en  erwähnten  Erhebungskosten  im  ersten  748^/8  Millionen 
Mark,  im  zweiten  781  Millionen  Mark  und  im  letzten  778  Mill. 
Mark,  und  davon  machen  die  Zölle  allein  ungefähr  die  Hälfte 
aus.  1889/90  fast  380  Millionen  Mark,  1890/91  über  389  Mill. 
Mark,  1891/92  ca.  4048/s  Millionen  Mark*«);  die  Zölle  allein 
l)ringen  also  für  sich  allein  noch  mehr  ein,  als  die  sämmtlichen 
Verbrauchssteuern  auf  Tabak,  Zucker,  Branntwein,  Bier  und 
Salz  zusammengenommen!  Und  dabei  noch  die  merkwürdige  Er- 
scheinung, dass  in  dem  letzten  Jahre,  in  welchem  alle  übrigen 
Positionen,  mit  Ausnahme  allein  der  sog.  Uebergangsabgabe  (vom 
Bier)  abgenommen,  die  Zölle  allein  ihre  steigende  Tendenz 
bewahrt  haben! 

Unter  diesen  Reichseinnalunen,  welche  sich  im  Uebrigen 
schon  nach  ihren  allgemeinen  Bezeichnungen  in  diese  beiden 
grossen  Gruppen  von  Grenz-Zöllen  und  Verbrauchsabgaben  deut- 
lich scheiden  lassen,  befindet  sich  nun  aber  eine  Position,  aller- 
dings mit  dem  verhältnissmässig  bescheidenen  Betrage  von  etwa 
3  Millionen  Mark    (im   Jahre   1891/92  auch  auf  3  782134  Mark 


indem  liier  statt  15  ^/o  künftig  nur  10  ^'o  an  Erhebangskosten  für  die  Einzel- 
staaten in  Abzog  kommen  3ollen. 

16)  Genau  404687298  Mk.,  wovon  273400  Mk.  für  Rückvergütungen  ab- 
gehen (Centralblatt  für  die  innere  Verwaltung  Mai  1892). 
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gestiegen)  —  dem  kleinsten  unter  allen  der  Einzelpositionen  — 
bei  welcher  die  Zugehörigkeit  zu  der  einen  oder  andern  dieser 
Gruppen  zweifelhaft  erscheinen  könnte.  Das  sind  die  sogenann- 
ten Uebergangsabgaben:  Sie  werden  erhoben  von  dem 
Biere  und  Branntwein,  welche  über  eine  bestinunte  Linie  hinaus 
von  Norddeutschland  nach  Süddeutschland  gehen  und  umgekehrt. 
Es  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden,  dass  der  Natur  der 
Sache  nach  beim  Biere  praktisch  w^ohl  nur  die  letztemähnte 
Uebergangsart  von  Bedeutung  sein  wird,  und  die  ersterwähnte 
sich  fast  nur  als  ein  platonisches  Zugeständniss  an  den  Grund- 
satz des  gleichen  Rechtes  für  alle  —  in  diesem  Falle  Biere  — 
darstellt.  Denn  gegenüber  den  Mengen  von  Bier,  welches  Nord- 
deutschland von  Süddeutschland  bezieht,  wird  die  den  umgekelir- 
ten  Weg  gehende  Menge  wohl  schwerlich  ins  Gewicht  fallen. 

Die  Linie,  an  welcher  diese  sog.  Uebergangsabgabe  erholten 
wird,  umschliesst  nun  in  Bezug  auf  das  Bier  die  Länder  der  so- 
genannten Brausteuergemeinschaft.  Sie  bildet  eine  walire  Zoll- 
Linie  und  gewährt  uns  also  das  höchst  auffallende  Bild  einer 
mitten  durch  das  deutsche  Reich  gehenden  Zoll-Grenze. 

Man  könnte  es  vielleicht  als  eine  Ironie  in  der  (beschichte 
der  deutschen  Einheitsbewegung  ansehen,  dass  gerade  auf  dem 
Gebiete,  auf  welchem  sie  bald  nach  der  Begründung  des  blossen 
Bundesstaates  (des  deutschen  Bundes)  ihren  Ausgangspunkt  wie- 
der gefunden  hatte,  auf  dem  Gebiete  der  ZoU-Eixügung  ^'j,  sich 
noch  über  die  vollendete  Wiederanschliessung  zu  einem  Reiche 
hinaus  eine  solche  Anomalie  einer  Zollgrenze  erhalten  hat;  abge- 
sehen davon,  dass  sie  auch  wieder  gerade  einen  Stoff  betrifft, 
der  sich  schon  von  den  ältesten  Zeiten  her  bei  den  germanischen 
Völkern  als  erprobtes  Einigungs-  und  Bindemittel  bei  und  zu 
allen  mciglichen  Vereinigungen  erwiesen  hatte  —  das  Bier. 

Diese  irebergangsabgabe  werden  wir,  trotzdem  sie  von  dem 
sonst   streng  durchgeführten  Sprachgebrauche  der  Reichsverfass- 

17)  Vgl.  V.  Kirch ENHBiM,  Staatsrecht  S.  71. 
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ung  abweichend  sich  der  Bezeichnung  als  „Zoll"  verschämt  ent- 
hält, doch  ihrer  rechtlichen  Natur  nach  als  einen  solchen  he- 
trachten  müssen.  Auch  die  Linie,  an  welcher  sie  erhoben  wird, 
hat,  entgegen  der  für  die  Hansestädte  Bremen  und  Hamburg  hin- 
sichtlich de}*  sie  ausschliessenden  deutschen  Zollgrenze  in  Art.  34 
der  Reichsverfassung  ausdrücklich  aufgenommenen  Bestimmung 
in  dieser  keine  ausdrückliche  Erwähnung  gefunden;  der  das 
ganze  Institut  der  Brau-  und  Branntweinsteuergemeinschaft  he- 
gründende  Art.  35  Absatz  2  und  der  letzte  Absatz  des  Art.  38, 
welcher  Bayern,  Württemberg  und  Baden  von  dem  Antheile  an 
den  in  die  Reichskasse  fliessenden  Abgaben  von  Bier  und  Brannt- 
wein ausschliesst,  erwähnen  diese  Zollgrenze  nicht. 

Diese  schliesst  sich  nun  zwar,  was  ebenfalls  ihren  Charakter 
als  solche  etwas  verschleiert,  nicht  unmittelbar  und  einfach  an 
die  Grenzen  der  drei  genannten  Länder  an;  sie  wird  gebildet 
durch  eine  ideelle  Linie,  welche  die  Ortssitze  der  bestimmten 
Uebergangsämter  verbindet.  Die  Orte,  in  denen  diese  Aem- 
ter  sich  befinden,  liegen  abwechselnd  in  dem  betreffenden  nord- 
deutschen oder  süddeutschen  Lande  und  bilden  zugleich  die  ein- 
zigen erlaubten  Uebergangsstellen  für  Bier  und  Branntwein  aus 
Bayern,  Baden  und  Württemberg  (bezw.  auch  für  Elsass-Loth- 
ringen  bezügl.  des  Bieres,  während  dieses  bezügl.  des  Brannt- 
weins zu  der  norddeutschen  Branntweinsteuergemeinschaft  gehört) 
nach  einem  der  nördlich  davon  gelegenen  Länder  des  deutschen 
Reiches;  wir  haben  hierin  wieder  eines  der  charakteristischen 
Merkmale  einer  wahren  Zollgrenze,  welche  ebenfalls  den  Verkehr 
„von  einem  Lande  zum  andern"  nur  an  den  besonders  bestimm- 
ten Uebergangsstellen  gestattet.  Diese  Orte  sind  nun :  A.  zwischen 
Bayern  und  Preussen  links  des  Rheins:  Rentrisch,  Spiesen,  Neun- 
kirchen, St.  Wendel,  Rothweiler,  Grumbach,  Meisenheim,  Sobem- 
heim,  Kreuznach:  B.  zwischen  Bayern  und  Hessen  (links  des 
Rheins) :  Worms,  Pfeddersheim,  Oifstein,  Monzheim,  Wachenheim, 
Melzheim,  Flomborn,  Alzey,  Vierfeld,  Worms ;  C.  zwischen  Baden 
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und  Hessen :  Worms,  Lamperzheim,  Vierenheim,  Hüttenfeld,  Hep- 
l)enheim,  Birkenau,  Gorxheim,  Neckarsteinbach,  Oberabtsstein- 
bach,  Hirschhorn,  Unterschönmattenwaag,  Gammelsbach,  Schel- 
lenbach, Mittelstadt,  Wimpfen;  D.  zwischen  Württemberg  und 
Hessen:  Wimpfen;  E.  zwischen  Bayern  und  Hessen,  (rechts  des 
Rheins):  Babenhausen,  Herbach,  Michelstadt,  Vielbrunn,  Seck- 
mauem,  Hainstadt,  Moosbach,  Schafhain,  Babenhausen,  Main- 
Hingen,  Seligenstadt;  F.  zwischen  Bayern  und  Preussen  (rechts 
des  Rheins):  Hanau,  Neue-Wirthshaus,  Gelnhausen,  Kempfen- 
brunn,  Burgjoss,  Alten-Gronau,  Jossa,  Mottgers,  Zintersbach; 
G.  zwischen  Bayern  und  Thüringen:  Melpers,  Meiningen,  Röm- 
hild,  Heldburg,  Coburg,  Sonneberg,  Gräfenthal,  Probstzella,  I-iehe- 
sten.  Lobenstein,  Hirschberg,  Gefell;  H.  zwischen  Bayern  und 
Sachsen:  Hof,  Gassenreut,  UUitz,  Delbach,  Altenhof,  Wüstensach- 
sen, Gersfeld. 

Die  diese  Orte  verbindende  Linie  bildet  also,  wenn  auch  nur 
in  Bezug  auf  Bier  und  Branntwein,  eine  wahre  Zollgrenze  mitten 
im  deutschen  Reiche.  Denn  an  ihr  wird  von  den  über  diese 
Linie  gehenden  Gütern  der  gedachten  Art  aus  keinem  andern 
Grunde,  als  weil  sie  eben  über  diese  Grenze  gehen,  eine  Ab- 
gabe erhoben,  und  es  findet  sogar  auch  gleichzeitig,  wenn  auch 
nur  für  bestimmte  grössere  Mengen,  eine  Rückvergütung  statt; 
in  der  Wirkung  also  gleich  einer  Ausfulirprämie,  welche  dem 
Ausführenden  für  den  Eingangszoll  nach  Norddeutschland  und 
umgekehrt  eine  Entschädigung  bieten  soll. 

Diese  üebergangsabgabe  beträgt  für  Bier  jetzt  3,25  Mk.  für 
den  Hektoliter  Bier,  welches  aus  Bayern  nach  den  nördlich  ge- 
legenen Ländern  über  diese  Linie  geht,  w^obei  eine  Rückvergütung 
von  (nach  der  Grösse  der  betr.  Brauerei  verschieden)  2,10  Mk. 
bis  2,85  Mk.  für  den  Hektoliter  Braun-  und  1  Mk.  für  den  Hekto- 
liter Weissbier  gewährt  wird^**). 

18)  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  29.  Mai  1890  (G.-S.  S.  69) 
in  Verbindung  mit  der  Bekanntmachung  vom  27.  December  1883  (G.-S.  von 
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Diese  Sätze  gelten  aber  nur  für  das  Bier,  welches  aus  Bayern 
in  die  Länder  der  Brausteuergemeinschaft  geht;  für  das  dort- 
hin aus  Württemberg  gehende  werden  3  Mk.  vom  Hektoliter 
braunen  und  1,65  Mk.  vom  Hektoliter  weissen  Bier  erhoben,  wo- 
bei die  Rückvergütung  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  dem  Ver- 
hältnisse des  Malzverbrauchs  zu  der  Fabrikationsmenge  besonders 
berechnet  wird.  Für  das  nach  den  nördlichen  Ländern  aus 
Baden  gehende  Bier  beträgt  die  Uebergangsabgabe  3,20  Mk.  und 
die  Rückvergütung  2,50  Mk.,  während  endlich  für  Elsass-Loth- 
ringen  Uebergangsabgabe  und  Rückvergütung  ganz  die  gleiche 
Höhe  haben,  nämlich  2,30  Mk.  vom  Hektoliter  starken  und 
0,58  Mk.  vom  Hektoliter  Dünnbier! 

Für  das  in  umgekehrter  Richtung,  nämlich  aus  den  Ländern 
der  Brausteuergemeinschaft  nach  Bayern,  Baden,  Württemberg 
und  Elsass-Lothringen  gehende  Bier  beträgt  vom  Hektoliter  die 
Uebergangsabgabe  2  Mk.,  die  Rückvergütung  1  Mk. 

Schon  die  geringen  Differenzen,  welche  diese  sich  gegenseitig 
beinahe,  oder,  wie  bei  Elsass-Lothringen  ganz,  gegeneinander  auf- 
hebenden Sätze  von  Uebergangsabgaben  und  Rückvergütungen 
übrig  lassen,  zeigen  deutlich,  dass  es  sich  hier  eigentlich  und  im 
Grunde  nur  um  Ausgleichungen  handelt,  welche  zwischen  den 
Staatskassen  und  bezw.  Gemeindekassen  jener  drei  Länder  Süd- 
deutschlands und  der  Reichskasse  stattfinden  sollen. 

Der  formelle  Grund  für  die  Aufrechterhaltung  aller  dieser 
Verschiedenheiten,  der  oben  bezeichneten  Zollgrenze  und  dieser 
eigenartigen  süddeutschen  Reservatrechte  überhaupt  (welche  trotz 
des  ihnen  gleich  in  ihre  Wiege,  den  Absatz  2  des  Art.  35  der 
Reichsverfassung  miteingelegten  Wunsches  eines  baldigen  Endes 
heute  nach  21   Jahren  fester  dazustehen  scheinen  als  je)  wird 


1881  S.  8),  welche  erst  eine  übersichtliche  Zasammenstellung  der  bis  dahin 
ein  wahres  Chaos  bildenden  zerstreuten  und  eine  die  andere  abändernden 
Kinzelbestimmungen  gab. 

AxühiT  fOr  QffonÜicheB  Recht.  VIII.  2.  B.  26 
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bekanntlich  in  dem  Umstände  angegeben,  das«  diese  Länder  eine 
bedeutend  höhere  und  zugleich  in  anderer  Weise  und  nach 
anderen  Grundsätzen  zu  erhebende  Bier-,  bezw.  Brausteuer  haben. 
als  die  Länder  der  norddeutschen  Brausteuergemeinschaft. 

Der  innere  Grund  muss  indess  wohl  gesucht  werden  in  Be- 
fürchtungen der  „verbündeten"  Regierungen  dieser  drei  Länder, 
dass  sie,  wenn  sie  die  Erträge  dieser  Verbrauchssteuer  auch, 
wie  die  andern  Länder  die  ihrigen,  einfach  in  die  Reichskasse 
fliessen  lassen  würden,  sie  dieser  auf  den  Kopf  ihrer  Bevölkerung 
unverhältnissmässig  viel  mehr  geben  würden,  als  die  Länder  der 
Brausteuergemeinschaft  dies  thäten.  Sie  behalten  also  diese 
Steuern  für  sich,  und  um  ihnen  daraus  bezüglich  ihrer  Beiträge 
zu  den  durch  die  Reichseinnalmien  nicht  gedeckten  gemeinschaft- 
lichen Lasten  keinen  ungerechtfertigten  Vortheil  zu  Theil  werden 
zu  lassen,  unterwarfen  sie  sich  der  in  Art.  38  Abs.  4  entlialtenen 
Bestimmung,  wonach  sie  an  den  Erträgen  der  Steuern  von  Brannt- 
wein und  Bier  keinen  Antheil  haben.  In  die  Praxis  übersetzt, 
würde  das  heissen,  dass  die  Matrikularbeiträge  dieser  Staaten 
im  Verhältniss  ihrer  Einwohnerzahl  zu  der  der  übrigen  um  so  viel 
höher  sein  müssen,  als  der  verhältnissmässige  Antheil  dieser 
Staaten  an  den  Erträgen  dieser  beiden  Steuern  beträgt.  Dass 
durch  diese  ausserordentlich  verw^ickelten  Berechnungen  das  ohne- 
hin schon  in  seinen  Hin-  und  Herschiebungen  so  undurchsichtige 
Rechnungswesen  des  Reiches  immer  schwieriger  ^4rd,  liegt  auf 
der  Hand. 

In  weiterer  Folge  dieser  Sonden^drthschaft  der  drei  genann- 
ten Staaten  stellte  sich  nun  die  Uebergangsabgabe  lediglich  als 
ein  Mittel  dar,  um  von  dem  in  Süddeutschland  gebrauten  Biere. 
von  welchem  also  der  Staat  Bayern  u.  s.  w.  bereits  seine  Steuer 
erhoben  hat,  welches  aber  in  den  Ländern  der  Brausteuergemein- 
schaft seinen  Beruf,  getrunken  zu  werden,  erfüllt,  auch  jener 
Gemeinschaft  und  dadurch  dem  Reiche  ungefähr  das  zukommen 
zu  lassen,  was  diese  sonst  von  der  gleichen  Menge  in  ihrem  de- 


I 


—    399    — 

biete  gebrauten  Bieres  an  Steuer  bezogen  haben  würden.  Bayern 
u.  s.  w.  geben  dagegen  ihren  Bierexporteuren  nach  Norddeutsch- 
land ungefähr  das  zurück,  was  sie  als  Zuschlag  zu  der  ursprüng- 
lich geringeren  Steuer  jetzt  von  den  Brauern  erheben.  So  gibt 
die  bayerische  u.  s.  w.  Staatskasse  (bezw.  die  betr.  Gemeinde- 
kassen, da  der  Malzzuschlag  zum  Theil  Communalsteuer  ist) 
diesen  ungefähr  eben  so  viel  zurück,  was  sie  an  die  Reichskasse 
zahlen  müssen. 

Hieraus  ersehen  wir  allerdings,  dass  diese  „Uebergangsab- 
gabe"  wenigstens  nicht  als  Schutzzoll  für  norddeutsche  Biere  ge- 
dacht ist,  sondern  als  reiner  Finanzzoll  zum  Besten  der  Reichs- 
kasse, oder  vielmehr  zur  Ausgleichung  derselben  mit  den  Kassen 
der  drei  Einzelstaaten. 

Eher  könnte  man  diese  Eigenschaft  bei  der  Höhe  der  Ueber- 
gangsabgabe  für  Branntwein  als  erwiesen  annehmen,  deren  Betrag 
nach  einer  fast  unaufhörlich  in  den  Reichsgesetzsammlungsblättern 
von  1877 — 1886  wiederkehrenden  Reihe  von  Abänderungen  für 
den  aus  Bayern,  Baden  und  Württemberg  nach  den  Ländern  der 
Branntweinsteuergemeinschaft  (welche  die  der  Biersteuergemein- 
schaft und  Elsass-Lothringen  umfasst)  eingeführten  Branntwein 
endlich  durch  §  45  des  Branntweinsteuergesetzes  vom  24.  Juni 
1887  (G.-S.  S.  270)  auf  96  Mk.  vom  Hektoliter  reinen  Alkohols 
festgesetzt  wurde. 

Endlich  gibt  es  aber  noch  einen  Gegenstand  der  Ueber- 
gangsabgabe,  den  wir  bisher  noch  nicht  berührt  haben,  der  aber 
zu  dem  ersterwähnten  in  inniger  Beziehung  steht,  und  dessen 
Heranziehung  zu  dieser  Abgabe  eben  durch  die  Verschiedenheit 
der  Brausteuer-Erhebungsweise  in  den  beiden  Ländergruppen  be- 
dingt war.  Wenn  wir  darum  in  der  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers „betreffend  die  Uebersicht  der  Uebergangsabgaben  und 
Ausfuhrvergütungen,  welche  von  Staaten,  wo  innere  Steuern 
auf  die  Hen'orbringung  oder  Zubereitung  gewisser  Erzeugnisse 
gelegt   sind,    erhoben,    beziehungsweise    bewilligt    werden.     Vom 

26* 
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29.  December  1883"  (G.-S.  von  1884  S.  3)  unter  III  auch  die 
Position :  „Von  geschrotetem  Malz"  finden,  so  brauchen  wir  nicht 
zu  dem  Schlüsse  zu  kommen,  dessen  Begründetsein  allerdings 
sehr  betrübend  sein  würde,  dass  an  dieser  Zollgrenze  mitten  im 
deutschen  Reiche  auch  Getreidezölle  erhoben  würden.  Denn  das 
geschrotete  Malz  ist  als  ein  Halbfabrikat  auf  dem  Wege  der 
Bier-  bezw.  Essigbereitung  zu  betrachten  und  zu  bebandeln.  Je 
nachdem  es  dem  ersten  oder  dem  zweiten  dieser  Zwecke  dienen 
soll,  zahlt  es  6  oder  4  Mk.  Uebergangsabgabe  von  dem  Hektoliter. 

In  beiden  Ländergruppen  bildet  das  Malz  nämlich  die  (irund- 
lage  für  die  Erhebung  der  Steuer  vom  Biere;  aber  während  sie 
in  den  Ländern  der  Brausteuergemeinschaft  eben  von  dem  Malz- 
schrot, das  heisst  von  dem  zum  Einmaischen  (mit  der  sog.  Malz- 
quetsche) fertig  vor-  und  zubereiteten  Malze  erhoben  wird,  hat 
sie  in  Bayern  u.  s.  w.  der  Brauer  von  dem  Rohmaterial,  dem 
Malze  zu  entrichten.  Da  also  das  zur  Bierbereitung  bereits  vor- 
bereitete, geschrotete  Malz  bereits  in  Süddeutschland  eine  Steuer 
an  die  dortigen  Staatskassen  entrichtet  haben  muss,  so  ist  es 
eben  nach  dem  obigen  allgemeinen  Grundsatze  gerechtfertigt,  dass 
nun,  nachdem  es  in  den  Gemeinschaftsländem  verarbeitet  werden 
soll,  einen  Theil  jener  Steuer  auch  die  Reichs-Kasse  erhält. 

Doch  wir  verlieren  uns  hier  in  Einzelheiten  rein  steuertech- 
nischer Natur  aus  dem  Gebiete  der  indirecten  Steuer,  die  an 
sich  mit  dem  Zoll  Nichts  zu  thun  hat;  und  es  wird  Zeit,  dass 
wir  wieder  dahin  kommen,  wohin  dieser  allein  gehört:  an  die 
Grenze.  Wir  wollen  hierbei  nur  noch  zur  Vergleichung  mit  den 
oben  gegebenen  Zahlen  kurz  anführen,  dass  der  eigentliche  Grenx- 
Eingangszoll  an  der  Zollvereinsgrenze  für  Bier  (und  Meth)  nur 
4  Mk.  für  100  Kilogramm,  für  Wein  in  Gebinden  24  Mk.,  in 
Flaschen  48  Mk.  für  1(X)  Kilogramm  beträgt**). 

Dass  durch  jene  Uebergangsabgabe  selbst  bei  ihrem  an  sich 


19)  Nr.  25  des  Zolltarifs  vom  15.  Juli  1879  G.-S.  S.  282. 
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geringen  Betrage  doch  der  Verkehr  erschwert  wird  und  leidet, 
liegt  auf  der  Hand  und  steht  doch  im  Widerspruch  mit  dem 
eigentlichen  Sinne  und  Geiste  des  Art.  33  Abs.  2  R.-V.,  wenn 
auch  eben  die  darin  getroffene  Ausnahme  sich  gerade  auf  diese 
Uebergangsabgaben  bezieht.  Es  ist  deshalb  sowohl  von  diesem, 
als  auch  von  dem  Standpunkte  des  Einheitsgedankens  aus  sehr 
zu  bedauern,  dass  es  selbst  jetzt  bei  Einbringung  der  neuen 
Biersteuer-Vorlage  (November  1892)  nicht  möglich  gewesen  zu 
sein  scheint,  eine  gemeinsame  Bier-  oder  Brausteuer  für  das 
ganze  Reich  vorzuschlagen,  bei  welcher  dann  die  erwähnten  Zoll- 
schranken der  Uebergangsabgaben  fallen  müssten.  In  ilirer  jetzigen 
Gestalt  trägt  die  erwähnte  Vorlage  sogar  nur  dazu  bei,  jene  Zoll- 
schranken noch  zu  vermehren,  indem  nämlich  Elsass-Lothringen, 
welches  bis  jetzt  ebenfalls  von  dieser  Zolllinie  eingeschlossen  wird, 
in  die  norddeutsche  „Brausteuergemeinschaft"  (dies  der  officielle 
wohlklingende  Name,  den  wir  dem  süddeutschen  Particularismus 
für  den  grösseren  Theil  dQs  deutschen  Reiches  zu  verdanken 
haben)  mit  einbezogen  werden  soll.  Die  Folge  davon  würde 
natürlich  die  sein,  dass  zu  den  oben  unter  A — H  aufgeführten 
70  Uebergangsämtern  noch  eine  lange  Reihe  derselben  zwischen 
Elsass-Lothringen,  Baden  und  Bayern  geschaffen  werden  müsste. 
Jedoch  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  diesem  Vorschlage  neben 
der  wirthschaftlichen  wohl  auch  eine  unitaristische  Tendenz  nicht 
abgesprochen  werden  kann;  denn  es  ist  ein  allgemeines  Gesetz 
in  der  Welt  des  Zolles,  dass,  je  mehr  ein  Gebiet  besonderen 
Zollsystems  eingeengt  wird,  um  so  weniger  es  sich  in  dieser  Be- 
sonderheit zu  erhalten  vermag. 

Wenn  v.  Kirchenheim  (Staatsrecht  S.  413)  diesen  Uebergangs- 
abgaben den  rechtlichen][Charakter  von  „Binnenzöllen"  beilegen 
will,  so  übersieht  er,  dass  dieser  Zwitterbegriff  durch  den  Ein- 
gangs erwähnten  durchgreifenden  Sprachgebrauch  des  heutigen 
Zollrechts  und  der  Reichsverfassung  beseitigt  ist.  Zum  Zoll  ge- 
hört der  Begriff  der  Grenze  untrennbar;  die  Reichsgesetzgebung 
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nennt  daher  diese  Abgabe  niemals  Zoll,  weil  sie  nicht  anerkennen 
kann,  dass  eine  dem  Artikel  33  der  Reichsverfassung  in  Absatz  1 
widersprechende,  in  Absatz  2  wenigstens  nicht  ausdrücklich  er- 
wähnte Zollgrenze  mitten  durch  das  Gebiet  des  Reiches  läuft. 
Und  doch  ist  dem  so;  und  die  Reichsverfassung  erkennt  dies 
auch  indirect  selbst  an,  da  es  sonst  keinen  Sinn  hätte,  dass  sie 
gerade  bei  dem  Artikel  33  der  R.-V.,  der  von  der  gemeinschaft- 
lichen Zollgrenze  handelt,  in  Absatz  2  ziemlich  versteckt  die  eine 
Ausnahme  bringt,  welche  nur  auf  die  beiden  hier  in  Frape 
stehenden  Objecte  der  Uebergangsabgabe  bezogen  werden  kann. 
Diese  Abgabe  wird  also  als  eine  Ausnahme  bei  der  von  der  Zoll- 
grenze handelnden  Verfassungsbestimmung  erwähnt.  Schon  dies 
in  Verbindung  mit  den  oben  erwähnten  besonderen  Kennzeichen 
dieser  Linie,  ihren  besonderen  Uebergangsstellen,  stempelt  sie  zu 
einer  wahren  Zollgrenze.  Bei  der  nahen  Verbindung,  in  welche 
der  Sprachgebrauch  der  Reichsverfassung  Zoll  und  Grenze  allge- 
mein setzt,  ist  nun  aber  diese  Abgabe  auch  als  Zoll  zu  kenn- 
zeichnen, da  ihre  Fälligkeit  lediglich  und  allein  davon  abhängt 
und  bedingt  wird,  dass  die  davon  betroffene  Waare  über  diese 
an  den  Landesgrenzen  von  Bayern,  Baden  und  Württemberg  hin- 
laufende Linie  gebracht  wird. 

Das  Vorhandensein  dieses  Zolles  und  dieser  Zollgrenze  ist 
aber  gerade  wegen  ihres  so  unbestimmt  gelassenen  Charakters 
weniger  als  eine  Ausnahme  von  Art.  33  Abs.  1  der  R.-V.  zu  be- 
trachten, als  dass  sie  einen  dieser  staatsrechtlichen  Grundlage 
innerlich  widersprechenden  Charakter  enthält,  und  "daher  die 
Rechtfertigung  und  der  Schutz,  den  ihr  die  in  Abs.  2  des  Art.  33 
am  Schluss  gemachte  Ausnahme  verleihen  will,  sich  mehr  als  eine 
wahre  Antinomie  darstellt. 

In  erfreulicherer  Weise  für  den  Freund  vollständiger  Einig- 
ung des  deutschen  Reiches  auch  auf  zollpolitischem  Gebiete 
ohne  zu  engherzige  Berücksichtigung  kleinlicher  Sonderinteressea 
hat  sich  bekanntlich  die  Ausnahme,  wenn  auch  nicht  vollständig 


—     403     — 

l)eseitigen,  doch  bis  auf  ein  Minimum  einengen  lassen,  welche 
Art.  34  der  Reichsverfassung  von  dem  Grundsatze  des  Art.  33: 
dass  Deutschland  ein  Zoll-  und  Handelsgebiet,  umgeben  von  ge- 
meinschaftlicher Zollgrenze,  bilde,  bezüglich  der  Hansestädte 
Bremen  und  Hamburg  machte.  Hier  klang  allerdings  von  Vorn- 
herein der  Ton  des  hinzugefügten  Nachsatzes :  „bis  sie  ihren  Ein- 
schluBs  in  die  Zollgrenze  beantragen"  schon  1871  zuversichtlicher, 
als  der  Pathenwunsch  bei  der  oben  erwähnten  Bestimmung  in 
Art.  35  Abs.  2  R.-V. 

Wir  wollen  bei  dieser  üelegenheit  übrigens  vorweg  noch 
kurz  darauf  hinweisen,  weil  es  noch  in  keinem  Lehrbuche  steht, 
dass  seit  dem  2.  December  1890  die  dadurch  zu  einer  gewissen 
Berühmtheit  gelangte  österreichische  Enclave  in  die  deutschen 
Zollgrenzen,  die  Gemeinde  Jungholz  in  Tirol,  nicht  mehr  allein- 
steht, sondern  in  der  zu  der  österreichischen  Provinz  Vorarlberg 
gehörenden  Gemeinde  Mittelburg  eine  Genossin  erhalten  hat  (G.- 
S.  von  1891  S.  59 — 69).  Auch  dieses  nicht  zum  deutschen  Reiche 
gehörende  Gebiet  ist  durch  den  Staatsvertrag  mit  Oesterreich- 
Ungam  vom  2.  December  1890,  welcher  am  17.  Februar  1891 
ratilicirt  worden  ist,  in  die  Zollgrenze  des  deutschen  Reiches  ein- 
bezogen worden  und  gehört  also  jetzt  zu  dessen  Zoll-System  als 
Zoll-Inland,  während  es  dem  Staate  Oesterreich-Ungarn,  dem  es 
politisch  und  staatlich  nach  wie  vor  angehört,  als  Zoll-Ausland 
gegenübersteht. 

Doch  was  will  diese  Einbeziehung  einer  kleinen  Gebirgsge- 
meinde  mit  einer  verschwindend  geringen  Einwohnerzahl  sagen 
im  Vergleich  zu  der  seit  1882  und  bezw.  1885  vollzogenen  Ein- 
verleibung einer  Einwohnerzahl  von  6 — 700  000  Menschen  in  das 
Zollgebiet  des  deutschen  Reiches  durch  den  Zollanschluss  der  bei- 
den freien  Hansestädte  Hamburg  und  Bremen!  Und  in  welchem 
Widerspruche  mit  dem  Verhältnisse  der  Bedeutsamkeit  dieser 
beiden  letzten  und  des  ersterwähnten  Ereignisses  gegeneinander 
steht  der  umstand,   dass,  während  die  Regelung  der  Zolleinver- 
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leibung  jener  kleinen  Vorarlberger  Dorfgemeinde  durch  einen 
Staatsvertrag  in  der  Gesetzsammlung  nicht  weniger  als  1 1  Seiten 
einnimmt,  jene  beiden  hochwichtigen  Errungenschaften  zunächst 
und  unmittelbar  zusammen  kaum  3  Seiten  der  Gesetzsammlunif? 
des  deutschen  Reichs  für  sich  beanspruchen!  Aber  freilich  haf 
gerade  dieser  Laconismus  eine  lange  Vorgeschichte;  und  wie  ts 
weit  schwieriger  ist,  mit  wenigen  Worten  Viel,  als  mit  vielen 
Wenig  zu  sagen,  so  pflegt  insbesondere  bei  einem  Gesetze  das, 
was  nicht  darin  steht,  viel  mehr  Kämpfe  zu  kosten,  als  was  wirk- 
lich hineinkommt.  Die  Geschichte  der  Vorkämpfe  um  das  Zu- 
standekommen der  beiden  Gesetze  vom  16.  Februar  1882  (G.-S. 
S.  39)  (betr.  Hamburgs)  und  31.  März  1885  (G.-S.  S.  79)  (betr. 
Bremens)  zeigt,  dass  es  sich  dabei  zwischen  jenen  beiden  Frei- 
staaten und  dem  Beiche  anscheinend  nur  um  eine  formelle  Ver- 
fassungsfrage des  inneren  deutschen  Staatsrechts  handelte,  der 
aber  materiell  die  Macht-  und  schliesslich,  wie  bei  jeder  Macht- 
frage, die  Geldfrage  zu  Grunde  lag. 

Nachdem  in  den  beiden  freien  Städten  hauptsächlich  auch 
durch  das  Gewicht  und  den  Einfluss  einer  grossen  inneren  Par- 
tei, vorzugsweise  aus  Handwerkern  und  Klein-Gewerbetreibenden 
bestehend,  der  Gedanke  des  Anschlusses  an  den  Zollverein  des. 
deutschen  Reiches  sich  Bahn  gebrochen  hatte,  und  daher  die  Re- 
gierungen beider  Staaten  dem  Reiche  gegenüber  ihre  Geneigtheit 
bekundeten,  die  auf  die  Zukunft  gestellte  cassatorische  Clausel 
ihrer  Ausnahmsstellung  in  Art.  34  der  Reichsverfassung  wenig- 
stens theilweise  in  Wirklichkeit  treten  zu  lassen :  da  stellte  sich 
das  Reich  zunächst  auf  den  Standpunkt,  dass  es  dazu  lediglich 
ihres  in  dem  Art.  34  bereits  vor-  und  vorausgesehenen  Antrages 
bedürfe,  ein  besonderer  Staatsvertrag  dazu  also  eben  so  wenig 
nothwendig  sei,  als  es  auch  feststehe,  dass  diese  Aenderung  der 
Zollgrenze  keine  Verfassungsänderung  enthalte  und  daher  auch 
kein  besonderes  Reichsgesetz  nöthig  mache.  Dieser  zwischen  den 
drei  Regierungen  geführte  Streit  hat  dann  schliesslich  damit  ge- 
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endet,  dass  die  Hansestädte  jenen  Standpunkt  der  Reichsregier- 
ung  formell  als  richtig  anerkannten,  und  dagegen  die  Reiclis- 
regierung  materiell  ihnen  nachgab.  Das  heisst,  sie  schloss  mit 
ihnen  keinen  Vertrag  über  den  Anschluss  selbst;  aber  sie  con- 
trahirte  mit  ihnen  dahin,  dass,  wenn  sie  diesen  in  Art.  34  vor- 
gesehenen Antrag  stellten,  das  Reich  ihnen  zu  den  ihnen  da- 
durch erwachsenden  Kosten  einen  Betrag  bis  zur  Hälfte  dersel- 
ben gewähren  würde,  der  jedoch  bei  Hamburg  nicht  die  Summe 
von  40,  bei  Bremen  nicht  von  12  Millionen  Mk.  übersteigen  dürfe. 

So  kommt  es  denn,  dass  die  Sammlung  der  Reichsgesetze 
aus  den  betreffenden  Jahren  über  den  wichtigsten  Theil,  den  po- 
sitiven des  Zollanschlusses,  Nichts  enthält.  Wenn  femer  aber 
nur  der  letzte  mit  Bremen  abgeschlossene  Vertrag,  wie  er  sich 
in  dem  Reichsgesetze  vom  31.  März  1885  darstellt,  das  reine 
Bild  eines  Finanzvertrages  gibt,  so  liegt  dies  daran,  dass  der 
Vertrag  mit  Hamburg  noch  eine  Ausnahme  von  dem  positiven 
Inhalt  des  Zollanschlusses  macht,  die  bei  Bremen  fehlt.  So  deu- 
tet das  Bremen  betreffende  Gesetz  seinen  Inhalt  in  der  Ueber- 
schrift  lediglich  dahin  an:  „Gesetz,  betreffend  den  Beitrag  des 
Reiches  zu  den  Kosten  des  Anschlusses  der  freien  Hansestadt 
Bremen  an  das  deutsche  Zollgebiet.^'  Und  etwas  Anderes,  als 
die  Regelung  dieser  Finanzfrage  enthält  es  auch  thatsächlich  nicht. 

Wenn  dagegen  die  Ueberschrift  des  Hamburg  betreffenden 
Gesetzes  vom  16.  Februar  1882  auch  noch  einen  thatsächlichen 
Inhalt  über  Regelung  des  Anschlusses  enthält,  so  beschränkt  sich 
dies  nur  auf  eine  Negative,  das  heisst  auf  eine  Ausnahme  von 
dem  vollen  Anschluss  in  Bezug  auf  das  ganze  Gebiet.  Die  Ueber- 
schrift sagt:  „Gesetz,  betreffend  die  Ausführung  des  Anschlusses 
der  freien  Hansestadt  Hamburg  an  das  deutsche  Zollgebiet.'^  Das 
Gesetz  enthält  aber  thatsächUch  nur  in  den  §§  2  und  3  diesel- 
ben finanziellen  Bestimmungen,  wie  in  dem  oben  erwähnten  Bre- 
mer Gesetz  (nur  mit  Veränderung  der  Summe  von  12  in  40  Mill. 
>fark)  und  dann  in  dem  §  1,  der  in  dem  Bremer  Gesetz  keine 
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entsprechende  Bestimmung  findet,  nicht  eine  Bestimmung  darüber, 
wie  der  Anschhiss  geschehen  soll,  sondern  nur  die  Ausnahme  be- 
züglich des  Gebietes,  welches  nicht  mit  eingeschlossen  werden 
soll:  „Auf  das  Freihafengebiet  der  Hansestadt  Hamburg,  wel- 
ches durch  den  Antrag  derselben  auf  £inschlus8  in  die  ge- 
meinschaftliche Zollgrenze  nicht  berührt  wird,  findet  Art.  34  der 
Reichsverfassung  fortdauernde  Anwendung." 

Wir  ersehen  also  daraus  zunächst,  dass  der  Art.  34  der 
Keichsverfassung  durch  den  bisher  erfolgten  Anschluss  von  Ham- 
burg und  Bremen  noch  keineswegs  zu  den  todten  geworfen  wer- 
den kann,  sondern  dass  er  noch  seine  fortdauernde  Geltung, 
wenn  auch  in  bedeutend  verkleinertem  Massstabe  zu  beanspni- 
chen  hat.  Ja,  es  kann  sogar  fraglich  erscheinen,  ob  sich  diese 
Geltung  nur  auf  den  in  dem  letzterwähnten  Gesetz  berührten  Ge- 
bietstheil  Hamburgs,  und  ob  sie  sich  nicht  vielmehr  weiter  und 
auch  auf  Bremen  erstreckt.  *  M.  ¥j.  ist  diese  Frage  auch  zu  be- 
bejahen, obgleich  das  Bremer  Gesetz  diese  Clausel  nicht  enthält. 

Es  kann  allerdings  Zweifel  erwecken,  warum  dies  letztere 
nicht  geschehen  ist,  da  doch  Bremen  eben  so  gut  wie  Hamburg 
Freihafen  geblieben  ist.  Ja,  nicht  allein  der  Hafen  von  Bremen, 
sondern  auch  der  seiner  wichtigen  Hafenstadt  Bremerhaven  und 
sogar  der  unmittelbar  neben  diesem  liegende  der  preussischen 
Stadt  Geestemünde  haben  diesen  Charakter  behalten,  so  gut  wie 
der  Hafen  von  Hamburg.  Auf  diese  Freihäfen  und  die  unmittel- 
bar an  ihnen  liegenden  Anlagen,  Kai^s,  Pack-  und  Lagerhäuser 
bis  zu  der  bestimmten  Zollgrenze  wird  also  der  Artikel  34  der 
Reichsverfassung  immer  noch  zu  beziehen  sein  (natürlich  mit  Aus- 
nahme des  Freihafens  von  Geestemünde,  der  diesen  Charakter 
lediglich  so  lange  zu  bewahren  gemäss  Art.  33  der  R.-V.  ein 
Recht  hat,  als  es  der  preussischen  Regierung  [nicht  dem  Reiche!; 
gefällt).  Wenn  aber  in  dieser  Hinsicht  Hamburg  und  Bremen, 
wie  es  der  Fall  ist,  rechtlich  gleich  stehen,  so  kann  es  auffallen, 
dass  nicht  auch  in  dem  Bremer  Gesetz,  wie  in  dem  Hamburger, 
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von  einem  Freihafengebiet  die  Rede  ist.  Die  Erklärung 
liegt  darin,  dass  unter  diesem  Ausdrucke  Etwas  anderes  zu  ver- 
stehen ist,  als  er  zu  sagen  scheint.  Nicht  der  Freihafen  selbst 
und  seine  oben  angedeuteten  unentbehrlichen  Zubehörstücke  sind 
damit  geraeint,  sondern  ein  sich  an  ihn  (nur  bei  Hamburg)  an- 
schliessender Bezirk,  den  man  passender  und  genauer  als  Frei- 
Industrie-Bezirk  bezeichnen  könnte,  und  der  sich  allerdings, 
während  er  bei  Bremen  fehlt,  in  Hamburg  sowohl  zu  Lande  als 
zu  Wasser  ausdehnt,  Zu  Wasser,  indem  ein  Theil  der  Unterelbe 
als  ausserhalb  der  Zollgrenze  des  Reichs  liegend  erklärt  ist, 
während  die  ganze  Unterweser  von  Bremerhaven  bis  Bremen 
(wie  auch  von  Bremerhaven  abwärts)  Zoll-Inland  ist  und  dass  die 
diese  Freihäfen  aufsuchenden  Schiffe  hier  also  ihre  Waaren  nur 
durchzuführen  haben*®).  Zu  Lande,  indem  ein  nicht  unbedeuten- 
des Gelände  in  und  bei  der  Stadt  Hamburg  von  der  Zollgrenze 
ausgeschlossen  ist,  mit  der  einschränkenden  Bedingung,  dass  es 
keine  eigentliche  Wohnbevölkerung  beherbergen,  sondern  nur  zu 
Industriezwecken  benutzt  werden  darf.  Diese  Ausnahme  war  bei 
Hamburg  nöthig,  wenn  man  nicht  der  dort  in  grossem  Massstabe 
eingebürgerten  Spiritus  -  Rectifications  -  Industrie  die  Lebensader 
durchschneiden  wollte;  und  ihr  also  wesentlich  hat  Hamburg 
diese  sonst  kaum  als  Vergünstigung  anzusehende  Ausnahme  zu 
verdanken. 

Die  ganze  Bevölkerung  beider  Hansestädte  wenigstens  ist 
dadurch  für  die  Zugehörigkeit  zum  Zollsystem  des  deutschen 
Reiches  gewonnen,  und  die  Ausnahmen  sind  also  rein  localer, 
örtlicher  Natur,  ohne  Einfluss  auf  die  Befriedigung  der  persön- 
lichen Bedürfnisse  aller  Einwohner.  Nur  die  erwähnte  örtliche 
Ausnahme  bezüglich  Hamburgs  ist  also  durch  Reichsgesetz  ge- 
regelt worden;  im  Uebrigen  ist  der  Einschluss  in  das  Zollgebiet 

20)  Dass  dagegen  das  Freihafengebiet  in  Bezug  auf  die  Zollgesetzgebung 
Ausland,  d.  b.  also  Zoll- Ausland  ist,  erkennt  auch  das  Urtheil  des  Reichs- 
gerichts  vom  25.  October  1890  (£nt8ch.  Bd.  21  S.  208)  ausdrQcklich  an« 
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lediglich  auf  den  Antrag  der  Senate  jener  freien  Städte  durch 
den  Bundesrath  bezw.  den  Reichskanzler  im  Verwaltungswege 
durchgeführt  worden. 

Die  Schlussfolgerung,  auf  Grund  deren  sich  die  Reichsregier- 
ung von  der  ausschliessenden  Gesetzmässigkeit  dieses  Wege* 
überzeugt  hielt,  war  jedenfalls  die:  der  Art.  34  der  R.-V.  bildet 
eine  Ausnahme  von  der  im  Art.  33  aufgestellten  grundsätzlichen 
Uebereinstimmung  der  Reichs-  und  Zollgrenze;  dieser  Ausnahme 
ist  aber  eine  ihre  Gültigkeit  bedingende  „auflösende  Bedingung** 

(„bis  sie  ihren  Einschluss beantragen^')  hinzugefügt;  tritt 

diese  Bedingung  nun  ein,  so  ist  auch  die  Ausnahme  ipso  jure 
weggefallen,  ohne  dass  es  eines  weiteren  Actes  der  Gesetzgebung 
bedarf.  —  Dieser  Schlussfolgerung  ist  nun  aber  Verschiedenes 
entgegenzuhalten. 

Zunächst  erscheint  es  überhaupt  bedenklich,  allgemeine  Regeln 
des  Privatrechts  aus  der  Lehre  von  den  Verträgen  ohne  Weiteres 
auch  auf  das  öffentliche  und  Staatsrecht  anzuwenden.  An  der  Ver- 
wischung der  Grenzen  dieser  beiden  Gebiete  und  der  unterschieds- 
losen Anwendung  der  Grundsätze  des  einen  auf  die  Institute  des 
andern  hat  das  ganze  öffentliche  Leben  des  Mittelalters  gekrankt 
und  diesem  Umstände  die  emptindlichsten  Nachtheile  zu  verdanken 
gehabt.  Aber  auch  im  Privatrecht  wird  der  Vertrag  auch  \m 
Eintritt  der  Bedingung  nicht  ganz  von  selbst  aufgehoben,  sondern 
es  bedarf  doch  mindestens  einer  Willensäusserung  der  betreffen- 
den Partei.  Die  Willensäusserung  im  vorliegenden  Falle  gestaltete 
aber  ohne  Frage  einen  neuen  Zustand  des  bestehenden  Rechts; 
für  solche  Willensäusserungen  des  Reiches  ist  dann  der  Weg 
der  (jesetzgebung,  d.  h.  die  Mitwirkung  des  Reichstags  vorge- 
schrieben. 

Zweitens  aber  war  der  Antrag  der  beiden  Hansestädte,  wie 
oben  gezeigt,  kein  einfacher,  unbedingter,  sondern  ein  verclau- 
sulirter,  ein  beschränkter  und  —  wenn  auch  nicht  in  der  Form, 
so  doch  in  der  Wirklichkeit  —  ein  an  die  Zahlung  der  betreffen- 
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den  Geldsummen  geknüpfter.  Schon  diese  Umstände  hätten  die 
Reichsregiening  abhalten  müssen,  die  thatsächlich  erfolgte  nicht 
Aufhebung,  sondern  Aend er ung  des  Art.  34  lediglich  durch  den 
Bundesrath,  das  heisst  im  Verwaltungswege,  statt  in  dem  der 
Gesetzgebung  zu  erledigen.  Der  oben  angegebene  Gedankengang 
würde  nur  dann  zu  dem  thatsächlich  erfolgten  Schlüsse  haben 
führen  müssen,  wenn  die  Hansestädte  schlechthin  und  schlecht- 
weg weiter  Nichts  gethan  hätten,  als  die  Erklärung  abgegeben: 
„Wir  beantragen  unsem  Einschluss  in  die  gemeinschaftliche 
Grenze.^'  Und  daraus  hätte  dann  nur  der  Schluss  gezogen  werden 
dürfen :  der  ganze  Artikel  34  der  R.-V.  fällt  weg.  Das  nun  aber 
lag  nicht  einmal  im  Sinne  des  Bundesrathes ,  geschweige  denn 
der  Hansestädte.  Die  Freihäfen  sollten  bleiben  und  bei  Ham- 
burg sollte  sogar  noch  ein  Theil  des  Gebietes  ausser  dem  zum 
Freihafen  gehörigen  als  Industrie-Freibezirk  bleiben.  Wenn  man 
der  letzterwähnten  Bestimmung  durch  den  oben  erwähnten  Ge- 
setzes-Paragraphen  gerecht  werden  zu  müssen  glaubte,  weshalb 
konnte  man  sie  bei  der  ersterwähnten  entbehren?  Und  wenn 
„das  Reich  ausschliesslich  die  Gesetzgebung  über  das  gesammte 
Zollwesen  übt"  (Art.  35),  aus  welchem  Grunde  wollte  man  diese 
nicht  hier  in  Thätigkeit  treten  lassen?  Jedenfalls  würde  es  etwas 
widerspruchsvoll  erscheinen,  wenn,  während  die  Abänderung  irgend 
einer  Zolltarifposition  auch  nur  um  Pfennige  der  Regelung  durch 
(lesetz  bedarf  und  theilhaftig  wird,  die  Aenderung  der  gesammten 
Zollverhältnisse  zweier  Staaten  mit  etwa  */8  Millionen  Einwohnern 
nur  im  Wege  einer  dem  Privatrecht  entlelinten  Auslegung  einer 
Verfassungs-Bestimmung  durch  einen  Factor  der  Gesetzgebung 
allein  für  ohne  Weiteres  genügend  erachtet  werden  sollte. 

So  weist  uns  diese  nachträgliche  Rechtsfrage  doch  wieder 
deutlich  auf  den  Beginn  der  fraglichen  Unterhandlungen  mit  den 
Hansestädten  und  die  dabei  zu  Tage  tretende  grundsätzliche  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten  hin.  Aus  der  Streitfrage:  ob  ein- 
facher Verzicht,  wie  die  Reichsregierung  wollte,  oder  freier  zwei- 
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seitiger  Vertrag,  wie  die  Hansestädte  ihn  beanspruchten,  ist 
schliesslich  als  Drittes  eine  Regelung  der  Frage  im  blossen  Ver- 
waltungswege herausgekommen  mit  der  einzigen  Massgabe  gesetz- 
licher Bestimmung  über  eine  Ausnahme  und  die  vom  Reiche  zu 
tragenden  Kosten. 

Schliesslich  sei  bei  dieser  Frage  noch  ein  Umstand  erwähnt, 
der  ebenfalls  auf  die  Nothwendigkeit  eines  Reichsgesetzes  hätte 
hindeuten  müssen,  da  er  geradezu  eine,  wenn  auch  nur  einmalige 
und*  vorübergehende  Ausnahme  von  der  fundamentalen  Bestimm- 
ung in  Art.  38  der  Reichsverfassung:  „dass  der  Ertrag  der  Zöllf 
in  die  Reichskasse  fliesse^'  enthielt.  Das  war  die  den  Hanne- 
städten  als  Zugeständniss  gemachte  Bestimmung,  dass  die  Be- 
träge der  nach  Einführung  des  Anschlusses  zu  erhebenden  Nach- 
steuer, d.  h.  nachträglichen  Verzollung  der  lagernden  Waaren. 
nicht  in  die  Reichskasse,  sondern  in  die  der  betreffenden  Hanse- 
stadt iiiessen  sollten. 

Doch:  mit  geschehenen  Dingen  ist  nicht  zu  rechten;  und 
schliesslich  hat  sich  der  erfolgte  Anschluss  als  ein  fiir  alle  Theile 
befriedigendes  Verhältniss  herausgestellt.  Eine  Folge  davon  war 
nun  auch,  dass  die  Hansestädte  eigene  Zollbehörden  und  -beamte 
einführen  und  anstellen  mussten.  Diese  Zollbehörden  sind  nun 
aber  keineswegs  kaiserliche,  sondern  ganz  in  üebereinstimmung 
mit  Art.  36  R.-V.  Behörden  der  betreffenden  Hansestadt,  welche 
nun,  wie  früher  schon  jeder  einzelne  der  übrigen  Bundesstuateii. 
die  Erhebung  der  Zölle  in  ihrem  Gebiete  selbst  zu  besorgen  und 
darüber  dem  Reiche  nach  Art.  39  R.-V.  vierteljährlich  Rechnun«^ 
zu  legen  hat. 

Es  ist  auffallend,  dass  v.  KmcHENHEiM  noch  in  seinem  18)^7 
erschienenen  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  (S.  412)  von 
(allerdings  fügt  er  hinzu:  sogenannten)  „kaiserlichen^^  Zollämteni 
in  Bremen  und  Hamburg  spricht,  da  doch  schon  unter  dem 
12.  März  1884  ein  Erlass  des  Kaisers  an  den  Reichskanzler  in 
der   Gesetzsammlung  (S.  24)   veröffentlicht  war,    in  welchem   es 
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heiast,  „dass  die  dem  zoilvereinsIändiRcheu  Hauptzollamt  zu 
Hamburg  ohne  Meine  besondere  Ermächtigung  beigelegte  Bezeich- 
nung „Kaiserlich"  von  demselben  in  Zukunft  nicht  mehr  zu 
führen  ist";  —  um  so  auifallender,  als  eben  dieser  Erlass  in 
dem  Lehrbuch  selbst  an  einer  andern  Stelle  (bei  Erwähnung  des 
Zollanschlusses  von  Hamburg  (S.  283)]  in  einer  Anmerkung  mit 
angeführt  wird. 

Wir  sehen  aus  diesem  Erlasse  aber  zugleich,  dass  das 
deutsche  Reich  auch  praktisch  seinen  Vorläufer,  den  Zollverein, 
noch  keineswegs  als  nur  der  Geschichte  angehörig  betrachtet, 
wie  es  ihm  ja  auch  rechtlich  durch  Art.  40  der  Reichsverfassung 
sein  Fortbestehen  sicherte.  Wenn  auch  seine  Wirkungen  durch 
die  stärkeren  und  weitergehenden,  aber  zugleich  dieselben  Mate- 
rien im  vollen  Umfange  umfassenden  der  deutschen  Reichsver- 
fassung fast  gänzlich  unerkennbar  geworden  sind,  so  wird  doch 
die  staatsrechtliche  Gnmdlage,  auf  der  er  errichtet  wurde,  als 
noch  zu  Recht  bestehend  anerkannt,  und  bildet  so  gleichsam  eine 
Reservekette,  welche  die  deutschen  Länder  auch  dann  noch  zu- 
sammenhalten müsste,  wenn  einmal  —  was  Gott  verhüten  wolle !  — 
das  jetzige  Einheitsband  der  Reichsverfassung  zerreissen  sollte. 

Im  Uebrigen  hat  ja  auch  die  Reichsverfassung  gerade  be- 
züglich des  uns  hier  beschäftigenden  Stoffes  die  wesentlichen 
Einzelheiten  der  Berechnung  und  der  Organisation  nach  Aussen 
hin  mit  herübergenommen.  Und  wenn  auch  in  dem  wesentlich- 
sten Punkte,  dem  der  bisherigen  Vertheilung  des  Ertrages  der 
Zölle  im  alten  Zollverein  an  die  Einzelstaaten  nach  Massgabe 
ihrer  Bevölkerungszahl,  die  fundamentale  Aenderung  eintrat,  dass 
die  Einnahmen  jetzt  in  der  gemeinschaftlichen  Kasse,  der  Reichs- 
kasse, auch  blieben  (d.  h.  wenigstens  so  lange,  als  sie  nicht  zu 
anderen  Zwecken  verausgabt  wurden),  so  blieben  hierbei  doch 
noch  genug  Einzelfragen  zu  regeln,  bei  deren  Bestimmung  man 
sich  möglichst  an  die  alten  bewährten  Zollvereinsgrundsätze  an- 
lehnte.    Und   es   mag  wohl  selten  in  irgend  einem  Staatswesen 
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der  Gescliiclite  ein  verwickelteres  Rechnungssystem  geherrscht 
haben,  als  in  dem  heutigen  deutschen  Reiche!  Die  Artikel  3H 
und  39  in  Verbindung  mit  Art.  70  der  Reichs  Verfassung  gehen 
nur  ein  schwaclies  Bild  von  der  Riesenarbeit  der  Hin-  und  Her- 
rechnungen, welche  demnächst  noch  durch  den  folgenschweren 
8  8  des  Zolltarifgesetzes  vom  15.  Juli  1879  (G.-S.  S.  211)  wieder 
um  eine  neue  Rückrechnung  vermehrt  wurde:  die  Vertheilung 
des  130  Millionen  Mk.  übersteigenden  Ertrages  der  Zölle  und 
der  Tabakssteuer  an  die  Einzelstaaten  (die  Bestimmung,  aus  der 
dann  u.  A.  für  Preussen  die  berühmte  lex  Huene  erwuchs). 

Zunächst  war  in  dem  Art.  38  der  R.-V.  Abs.  2  bestimmt, 
welche  Beträge  von  dem  Ertrage  der  Zölle  und  Reichsverbrauchs- 
steuem  zuvörderst  in  Abzug  zu  bringen  sind.  Die  Bestimm- 
ungen unter  den  Nummern  1  und  2  dieses  Absatzes  sind  beiden 
Kategorien  gemeinsam:  sie  bezeichnen  die  Rückvergütungen  und 
Ermässigungen  und  die  unrichtigen  Erhebungen.  Die  Erster- 
wähnten, hier  Steuervergütungen  genannt,  sind  verhältnissmässig 
nicht  bedeutend;  sie  betrugen  von  den  ca.  380  Millionen  für 
Zölle  des  Rechnungsjahres  1889/90  nur  etwa  300000  Mk.,  für 
die  ca.  389  Millionen  des  Rechnungsjahres  1890/91  etwa  333000 
Mark  und  für  die  ca.  404*/3  Millionen  des  Rechnungsjahres 
1891/92  nur  273  400  Mk.  Es  sind  dies  z.  B.  die  Ausfuhner- 
gütungen,  die  u.  A.  darauf  beruhen,  dass  der  nachgewiesener- 
massen  für  den  Rohstoff  oder  ein  Halbfabrikat  gezahlte  Eingang»:- 
zoll  zurückvergütet  wird,  wenn  das  daraus  bereitete  Fabrikat 
demnächst  ausgeführt  wird.  Ob  es  nicht  auch  zum  Theil  die 
Schwierigkeit  des  hier  erforderten  Identitätsnachweises  ist,  welche 
die  geringe  Höhe  dieser  Beträge  herbeiführt,  können  wir  hier 
nur  vermuthen. 

Die  Bestimmungen  unter  Nr.  3  in  Abs.  2  des  Art.  38  der 
R.-V.  sind  nach  einzelnen  Einnahmezweigen  getrennt,  und  die 
unter  a.  beziehen  sich  ausschliesslich  auf  die  Erhebung  der 
Grenzzone.   Die  Kosten,  welche  für  diese  Erhebung  und  allgemein 
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den  Schutz  der  Grenze  gegen  das  Ausland  hin  und  die  Controle 
in  dem  sog.  Grenzbezirk  erforderlich  sind  und  von  jedem  einzel- 
nen Bundesstaate  dafür  aufgewendet  werden  müssen,  gehen  vor- 
erst von  dem  Ertrage  der  erhobenen  Grenzzölle  ab.  Diese  wich- 
tige Bestimmung  in  Verbindung  mit  der  in  Abs.  1  des  Art.  38 
besagt  also  Nichts  mehr  und  Nichts  weniger,  als  dass  alle  Grenz- 
zollbeamten im  deutschen  Reich  thatsächlich  ihr  Gehalt  aus 
Reichsmitteln  beziehen,  wenn  es  ihnen  auch  formell  in  den  einzelnen 
Fällen  durch  die  Regierungskassen  des  einzelnen  Bundesstaates 
gezahlt  wird,  in  dessen  Dienst  sie  als  Landesbeamte  stehen.  Diese 
Bestimmung  der  materiellen  Grundlage  des  Beamtenverhältnisses 
macht  es  aber  auch  erkläxlich,  weshalb  das  Reich  ohne  jedes 
finanzielle  Bedenken  einem  einzelnen  Bundesstaate  (natürlich  nur, 
wenn  dieser  selbst  es  wünscht)  Reichsbeamte  zur  Verwendung 
in  seinem  besonderen  Grenzolldienst  stellen,  beziehungsweise  diese 
dazu  hergeben  kann.  Dies  ist  denn  auch  thatsächlich  z.  B.  bei 
Hamburg  der  Fall,  welcher  Umstand  vielleicht  zu  der  oben  er- 
wähnten irrigen  Bezeichnung  des  dortigen  Hauptzollamtes  als 
,,Kaiserlichen^^  mit  beigetragen  haben  mag.  Es  gibt  also  in  dem 
von  der  freien  Hansestadt  Hamburg  ausgeübten  Grenzzolldienst 
einige  höhere  Beamte,  welche  Reichsbeamte  sind  und  geblieben 
sind.  Das  thut  nach  dem  oben  Angeführten  der  Reichscasse 
keinen  Eintrag,  ändert  aber  Nichts  an  dem  Charakter  der  dortigen 
(irenzzoll Verwaltung  als  einer  Hamburgischen,  die  also  keine 
Reichsbehörde  ist. 

Diese  höheren  Beamten  des  Reichs,  deren  Verwendung  im 
Dienste  eines  einzelnen  Bundesstaates  also  nur  eine  zulässige 
Ausnahme  bildet,  sind  nicht  identisch  mit  den  vom  Kaiser  ge- 
mäss Art.  36  Abs.  2  zu  ernennenden  Reichsbeamten,  durch  welche 
der  Kaiser  (also  nicht  der  Bundesrath)  die  Einhaltung  des 
gesetzlichen  Verfahrens  in  der  Erhebung  und  Verwaltung  der 
Zölle  und  Verbrauchssteuern  überwacht.  Diese  Reichsbeamten, 
welche   er   (der  Kaiser)  „den  Zoll-   oder  Steuerämtem  und  den 
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Directivbehörden   der    einzelnen   Staaten  nach    Vernehmung 
des  Ausschusses  des  Bundesraths  für  Zoll-  und  Steuer- 
wesen beiordnet"  werden  im  amtlichen  Verkehr  als  Reichsbe- 
vollmächtigte  bezeichnet.    Ihre  Anstellung  erfolgt  also  durch  den 
Kaiser  lediglich  nach  Anhörung  des  Bundesraths.    In  der  Be- 
stellung dieser  obersten  Controlbeamten  für  die  ganze  Zollyerwalt- 
ung  des  Reiches  lediglich  durch  die  oberste  Spitze  haben  wir  ein 
neues  wichtiges  Band  der  Einheit  für  diesen  ganzen  grossen  Organis- 
mus mit  seinem  starken  Heere  von  Beamten,  welches  in  Verbind- 
ung mit  deren  thatsächlichen,  wenn  auch  nicht  formellen  Besold- 
ung aus  Reichsmitteln  wohl  hinreicht,  um  uns  in  diesem  ganzen 
Zoll-Organismus  einen  nahezu  einheitlichen  Factor  der  Reichsgewalt 
erkennen  zu  lassen.  Eine  directe  Disciplinargewalt  des  Kaisers  als 
solchen  über  alle  Beamten  dieser  Kategorie  ist  allerdings  durch 
den  Ausdruck  ,,übens'acht"  noch  nicht  begründet;  die  Beamten 
des  Grenzzolldienstes,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich  Reichsbeamte 
sind,  unterliegen  also  nicht  dem  Disciplinargesetz   für  Reichsbe- 
amte,   sondern   dem    ihres   besonderen  Bundesstaates,  dem  „die 
Verwaltung  der  Zölle  ....  innerhalb  seines  Gebietes  überlassen"' 
ist,  und  in  dessen  Dienst  sie  also  stehen. 

Die  oben  angeführte  No.  3  a.  des  Abs.  2  in  Art.  38  der  R.-V.  ge- 
braucht den  Ausdruck  „Schutz",  der  nach  dem  grammatischen  Wort- 
laut nur  den  folgenden  Genitiv  „der  Zölle"  (zugleich  mit  „Erhebung") 
soll  regieren  können,  der  aber  dem  Sinne  nach  offenbar  eigent- 
lich den  „Schutz  der  Grenze"  meint  (wir  haben  hier  wiederum 
ein  Beispiel,  in  welch'  nahe  Verbindung  die  R.-V.  ständig  diese 
beiden  Begriffe  setzt,  so  dass  sie  hier  sogar  den  einen  für  den 
andern  eintreten  lässt).  Denn  von  einem  „Schutz  der  Zölle" 
kann  man  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  eigentlich  nicht  anders 
sprechen,  als  dass  die  Grenze  gegen  unbefugtes  Hinüberbringen 
zollpflichtiger  Waaren  geschützt  werden  soll.  Die  Thätigkeit  der 
Beamten,  welche  zur  Erhebung  der  Zölle  berufen  sind,  fallt  auch 
thatsächlich  mit   derjenigen   des    allgemeinen    Grenzschutzes   so 
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eng  zusammen,  dass  eine  Trennung  hier  unmöglich  sein  würde. 
Nun  lässt  sich  allerdings  nicht  verkennen,  dass  es  auch  gewisse 
nur  auf  der  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  beruhende  Mass- 
nahmen gibt,  welche  einen  Schutz  der  Grenze  erfordern,  oder  doch 
die  Thätigkeit  von  Grenzzollbeamten  wenigstens  im  sog.  Grenzbezirk 
beanspruchen  können,  so  z.  B.  in  Preussen  zahlreiche  Regier- 
ungs-Polizei-Verordnungen.  Aber  wenn  es  nun  unbillig  erschei- 
nen könnte,  für  diese  Zwecke  des  einzelnen  Bundesstaates  die 
aus  der  Reichskasse  zu  besoldenden  Grenzbeamten  zu  verwenden, 
80  fallt  dieses  Bedenken  doch  weg,  wenn  man  erwägt,  dass,  wenn 
dem  Reiche  auch  nicht  grundsätzlich  und  ausschliesslich  die  Ver- 
tretung nach  Aussen  hin  durch  die  Reichsverfassung  zugespro- 
chen worden  ist,  doch  thatsächlich  alle  diejenigen  Gebiete  des 
wirthschaftlichen  und  Verkehrslebens,  welche  einen  Verkehr  über 
die  Grenze  bedingen,  der  Gesetzgebung  des  Reiches  unterliegen. 
Unter  die  Nummern  1 — 16  des  Art.  4  der  R.-V.  wird  so  ziem- 
lich Alles  zu  bringen  sein,  was  in  dem  Verkehr  von  Menschen 
und  Vieh  an  und  über  die  Grenze  überhaupt  vorkommen  kann. 
So  ist  z.  B.  Preussen  der  einzige  Bundesstaat,  der  mit  Russland 
grenzt;  alle  die  mannigfaltigen,  wechselnden  Bestimmungen  über 
die  Beschränkungen,  Erschwerungen  und  Erleichterungen,  auch 
des  persönlichen  Verkehrs  über  diese  Grenze,  selbst  wenn  sie  mit 
Zollfragen  an  sich  nichts  zu  thun  hatten,  sind,  soweit  sie  von 
Preussen  ausgingen  und  einer  gesetzlichen  Regelung  bedurften, 
nicht  durch  die  Preussische,  sondern  durch  die  Reichsgesetzgebung 
erfolgt  (so  z.  B.  die  „zur  Verhütung  der  Einschleppung  ansteckender 
Krankheiten'^  erlassenen  und  wiederaufgehobenen  Verordnungen 
vom  8.  April  und  17.  Juni  1879  [G.  S.  S.  125  und  158]  u.  a.). 
Aber  nach  einer  andern  Richtung  hin  wird  mit  mehr 
Grund  die  Frage  aufgeworfen  werden  können,  nach  welchem 
Massstabe  und  welchen  Grundsätzen  die  Kosten  einer  solchen 
Grenz-Behörde  von  Reich  und  Einzelstaat  antheilig  getragen 
werden    müssen,    wenn    dieselbe    Behörde    auch    der    Steuer- 
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erhebung  der  Finanzverwaltung  des  betreffenden  einzelnen  Bundes- 
staates zu  dienen  und  ihr  einen  Theil  ihrer  Thätigkeit  zu 
widmen  hat.  So  haben  in  Preussen  z.  B.  die  Zoll-  und  Haupt- 
Zoll- Aemter,  welche  nur  im  Grenzbezirke  liegen,  im  Uebrigen 
aber  ganz  die  Organisation,  die  Stellung,  Rang-  und  Besoldungs- 
verhältnisse der  im  Inlande  liegenden  Steuer-  und  bezw.  Haupt- 
Steuer- Aemter  besitzen,  für  ihren  Bezirk  auch  die  Functionen 
zu  versehen,  welche  den  Steuer- Aemtem  in  Bezug  auf  nicht  zu 
den  Reichssteuem  gehörende  indirecte  Steuern  obliegen;  so  z.  B. 
die  Einnahmen  aus  den  bei  Käufen  und  Auflassungen  zu  lösenden 
Mobiliar-  und  Lnmobiliar-Stempeln  u.  a.  Wenn  es  auch  natürlich 
keinen  Schwierigkeiten  unterliegt,  die  Buch-  und  Kassenführung 
bezüglich  der  Reichs-  und  der  Landes-Eiimahme  hier  streng  ge- 
sondert zu  halten,  so  erscheint  ein  Massstab,  nach  dem  man  im 
Yerhältniss  zu  dem  einen  und  dem  andern  Zweige  der  Thätigkeit 
auch  die  Tragung  der  Besoldungen  und  der  sachliche^  Ausgaben 
zwischen  Reich  und  Einzelstaat  zu  theilen  hat,  fast  unauffindbar. 
Umgekehrt  haben  aber  auch  die  Haupt-Steuer-Aemter  und  Steuer- 
Aemter,  die  ganz  im  Inlande  liegen,  zahhreiche  Zoll -Geschäfte  zu 
erledigen,  die  also  ganz  im  Interesse  der  Reichskasse  liegen. 
Man  hilft  sich  hier  in  beiden  Fällen  dadurch,  dass  eine  gewisse 
Zahl  von  Beamten,  ja  oft  (bei  kleinen  Aemtem)  nur  der  Bruch- 
theil  eines  Beamten,  d.  h.  der  Kosten  der  von  ihm  bekleideten 
Stelle,  entweder  auf  die  Zoll-Geschäfte  und  damit  auf  die  Reichs- 
kasse, oder  auf  die  Steuer-Geschäfte  und  damit  auf  die  Kasse 
des  einzelnen  Bundesstaates  gerechnet  wird. 

Wenn  nun  indess  die  von  dem  Kaiser  durch  die  oben  er- 
wähnten Reichsbevollmächtigten  geübte  „Ueberwachung"  Anlass 
zu  Erinnerungen  gibt,  welche  von  den  „Directivbehörden"  des 
Einzelstaates  nicht  anerkannt  werden,  so  entscheidet  über  die 
dadurch  hervortretenden  Differenzen  nicht  der  Kaiser,  sondern  der 
Bundesrath,  der  also  gewissermassen  hier  eine  reine  Spruch- 
behörde, oder,  wenn  man  will,  ein  Schiedsgericht  darstellen  würde. 
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An  ihn  nämlich  sind  in  einem  solchen  Falle  nach  Abs.  3  Art.  36 
R.-V.  die  „Anzeigen"  des  Reichsbevollmächtigten  über  „Mängel 
bei  der  Ausfuhrung  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung  (Art.  35)" 
(welche  „Anzeigen"  dieser  natürlich  an  den  Kaiser,  bezw.  den 
Reichskanzler,  als  seinem  Vorgesetzten  richten  wird)  abzugeben; 
sie  werden  ihm  „zur  Beschlussfassung  vorgelegt".  Die  Beschluss- 
nähme  des  Bundesraths  in  diesen  Fällen  ist  durch  Art.  7  Abs.  3 
der  R.-V.  auch  noch  ausdrücklich  bestimmt.  Suchen  w^ir  uns  nun 
das  ganze  Verfahren  bei  der  rechnungmässigen  Ermittlung  dieser 
Reichseinnahmen  in  einem  allgemeinen  Ueberblicke  zu  vergegen- 
wärtigen, so  erhalten  wir  ungefähr  folgendes  Bild: 

Die  Zölle  des  Reiches  werden  erhoben  und  gehen  ein  theils 
an  seinen  Grenzen  gleich  beim  Uebergange  der  Güter  durch  die 
Zoll-Aemter  der  betreffenden  Bundesstaaten,  theils  mitten  in 
deren  Gebiete  durch  ihre  Steuer-Aemter.  Hier  wie  dort  werden 
sie  buch-  und  rechnungsmässig  getrennt  gehalten  von  denjenigen 
indirecten  Steuern  und  Abgaben,  deren  Erhebung  gleichfalls  den 
betreffenden  Aemtern  obliegt.  Von  der  ganzen  Einnahme  werden 
nun,  da  die  Ausgaben  zunächst  ebenfalls  von  den  Kassen  dieser 
Hauptämter  zu  bestreiten  sind,  die  Gehälter  und  sonstigen  per- 
sönlichen und  sachlichen  Kosten  des  betreffenden  Amtes  in  Abzug 
gebracht  und  der  Ueberschuss  an  die  betreffenden  Centralbehörden 
(in  Preussen  die  Provinzial-Steuer-Directionen)  abgeführt.  Dort, 
oder  beziehungsweise  auf  Grund  des  von  ihnen  gesammelten  und 
zusammengestellten  Materials  bei  der  obersten  Centralstelle  des 
betreffenden  Bundesstaates  (Finanz-Ministerium)  erfolgt  nun  die 
Berechnung.  Zunächst  werden  von  dem  Ertrag  der  gesammten 
Grenzzölle  (im  engeren  Sinne)  die  unter  No.  1  und  2  Abs.  2  in 
Art.  38  der  R.-V.  genannten  Vergütungen,  Ermässigungen  und 
unrichtigen  Erhebungen  in  Abzug  gebracht.  Sodann  erfolgt  die 
Berechnung  der  unter  No.  3  a.  a.  0.  genannten  Kosten  der  Er- 
hebung und  des  Schutzes  (der  Zölle  bezw.  der  Grenze)  unter  Zu- 
grundelegung der  oben  angedeuteten  Annahme  der  Nothwendig- 


—    418     - 

keit  und  Verwendung  einer  gewissen  Zahl  von  Beamten  bei  jedem 
Zoll-  und  Steueramt  theils  für  Zoll-,  theils  für  Steuerzwecke  und 
danach  der  Abzug  des  so  ermittelten  Theiles  der  Gesammtaus- 
gäbe  für  diese  Behörde  von  dem  Ertrage  der  Zölle.  Dieser  so 
ermittelte  Theil  bleibt  nun  femer  in  der  Kasse  des  Bundesstaates; 
der  Ueberschuss  ist  an  die  Reichskasse  abzuführen.  Da  diese 
Art  der  Kostenermittlung  bei  den  übrigen  indirecten  Steuern  des 
Keiches  nicht  mehr  durchzuführen  möglich  sein  würde,  so  sind 
hier  anderweite  summarisbe  Bestimmungen  getroffen,  von  welchen 
wir  nur  die  unter  d)  a.  a.  0.  enthaltenen  erwähnen  wollen,  nach 
denen  von  dem  Ertrage  der  Bier-  und  Branntweinsteuer  für  die 
Kosten  der  Erhebung  und  des  Schutzes  die  runde  Summe  von 
15  vom  Hundert  in  Abzug  zu  bringen  ist.  Natürlich  ist  diese 
Berechnung  bei  den  beiden  Steuern  wieder,  ebenso  wie  diese 
beiden  Reichssteuem  selbst  von  allen  andern  streng  getrennt 
zu  halten,  da  der  Ertrag  der  Branntweinsteuer  der  Branntwein- 
steuer-Gemeinschaft (mit  Elsass-Lothringen),  der  Ertrag  der  Bier- 
steuer aber  der  durch  den  Wegfall  von  Elsass-Lothringen  davon 
verschiedenen  Brausteuer-Gemeinschaft  zu  Gute  kommt.  Bei  der 
letzteren  soll  nach  der  neuen  Biersteuer-Vorlage  (nach  der  Ver- 
dopplung der  Steuer)  dieser  Abzug  zur  Entschädigung  für  die 
Kosten  der  Erhebung  von  15  auf  10  vom  Hundert  ermässigt 
werden,  was  insofern  gerechtfertigt  erscheint,  als  die  Erhebung 
einer  verdoppelten  Steuer  naturgemäss  nicht  doppelte,  sondern 
nur  unerhebliche  Mehrkosten  verursacht. 

Leider  bleibt  nun  bekanntlich  der  so  schon  beschnittene  Er- 
trag der  Zölle  in  Verbindung  mit  dem  der  Tabaksteuer  nicht 
mehr  als  mit  noch  nicht  einem  Drittel  des  jetzigen  Brutto-Er- 
trages  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  des  Reiches  in  seinen  Kassen. 
Nach  dem  oben  schon  erwähnten  §  8  des  Gesetzes  vom  15.  Juli 
1879,  durch  welchen  die  Reichsverfassung  im  finanzeinheitlichen 
und  politischen  Sinne  wieder  rückwärts  revidirt  wurde,  ist  der- 
jenige  Ertrag  der   (Grenz-)Zölle  und  der  Tabakssteuer,  welcher 
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den  Betrag  von  130  Millionen  Mark  übersteigt,  ,)den  einzelnen 
Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie 
zu  den  Matrikularbeiträgen  herangezogen  werden,  zu  überweisen/' 
Das  Reich  beraubt  sich  dadurch  nach  den  oben  gegebenen  Zahlen 
also  jetzt  ungefähr  einer  Einnahme  von  vielleicht  gegen  200  Mil- 
lionen Mark  jährlich,  wenn  man  einige  50  Millionen  Mark  jährlich 
auf  die  Kosten  der  Erhebung  und  des  Schutzes  der  Zölle  rechnet.^^) 
(Diese  beiden  letzten  Zahlen  sind  nur  annähernde  Yermuthungs- 
zahlen.) 

Wie  die  Verwendung  des  auf  Preussen  z.  B.  hiervon  ent- 
fallenden Antheils  erfolgt,  ist  bekanntlich  durch  das  „Ver- 
wendungs"-Gesetz  vom  16.  Juli  1880  (Preuss.  G.-S.  S.  287)  (die 
sogenannte  „lex  Huene^')  bestimmt.  Möchten  aber  die  behaupteten 
Vortheile  dieser  Verwendung  so  gross  sein  wie  sie  wollen,  so 
bieten  sie  jedenfalls  keinen  Ersatz  für  den  ideellen  Schaden,  den 
durch  jenen  §  8  des  Reichgesetzes  vom  15.  Juli  1879  die  gerade 
auf  dem  Zollgebiete  so  erfolgreich  angebahnte  Finanzeinheit  des 
Reiches  durch  diese  Entziehung  erlitten  hat. 

Wir  wollen  zum  Schluss  noch  einen  kurzen  Blick  auf  das 
Verhältniss  werfen,  welches  Deutschland  als  Zollgebiet  zu  seinen 
neuerworbenen  Colonien  und  Schutzgebieten  einnimmt. 

Wenn  wir  zu  Eingang  unserer  Ausführungen  auch  gesehen 
haben,  dass  sich  der  Gedanke  und  Begriff  dessen,  was  wir  heute 
unter  Zoll  verstehen,  verhältnissmässig  "spät  erst  dem  werden- 
den Gedanken  des  neueren  Staates  anschliesst,  so  ist  heutzutage 
bei  Gründung  eines  neuen  Staatswesens  —  und  jede  Colonie 
ist  der  Keim  eines  solchen  —  die  Einführung  von  Zöllen  und 
die  Frage  ihrer  Erhebung  gewöhnlich  eine  der   ersten  und   für 


si)  Die  Zahlen  des  Reichshaashalts  -  Etats  geben  hierfür  leider  keinen 
Anhalt,  da  sie  nnr  die  zu  erwartenden  Ueberschttsse,  nach  Abrechnung  aller 
Abzflge,  darstellen;  sie  sind  daher  wesentlich  niedriger,  als  die  oben  (zu 
Anm.  16)  genannten  Zahlen,  welche  diegesammte  Soll-Einnahme  darstellen. 
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am  wichtigsten  erachteten  Fragen.  Der  Schiller'sche  Vers  über 
die  Theilung  der  Erde: 

Der  König  sperrt  die  Brücken  und  die  Strassen 
Und  spricht:  Der  Zehente  ist  mein! 

so  wenig  er  auch,  auf  den  Zoll  bezogen,  der  ersten  culturgeschicht- 
lichen  Entwicklung  der  Staatsanfänge  entspricht,  findet  doch 
bei  dem  sozusagen  künstlichen  Wege  der  Staatenbildung  —  wenn 
nämlich  hochstehende  Völker  einen  solclien  aus  in  der  Cultur 
mehrere  Stufen  tiefer  stehendem  Material  herzustellen  suchen  — 
seine  vorzugsweise  eilige  Bethätigung.  Und  welche  Rolle  die  Zoll- 
frage in  der  allgemeinen  Colonialgeschichte  spielt,  daran  erinnern 
wir  uns  wohl  noch  aus  der  Geschichte  des  Beginnes  des  Unab- 
hängigkeitskrieges der  heutigen  nordamerikanischen  Union  mit 
England.  Denn  mit  der  am  14.  März  1764  von  Charles  Jeshonsok 
im  Unterhause  eingebrachten  und  bereits  am  5.  April  desselben 
Jahres  von  Georg  III  sanctionirten  Acte,  welche  „Impost  auf  den 
amerikanischen  Handel"**)  zu  legen  bestinmit  war,  und  welche 
Zölle  auf  Wein,  Zucker,  Melasse,  Indigo,  Kaffee,  Leinen,  Battist 
u.  s.  w.  einführte  oder  erhöhte,  begann  die  Bewegung,  die  sich 
Anfangs  ausschliesslich  gegen  die  englischen  Zollbeamten  richtete. 
Man  zerstörte  ihre  Häuser,  man  zwang  sie,  ihren  Verzicht  auf 
ihr  Amt  und  Stelle  zu  erklären,  und  die  Volksmenge  Hess  nicht 
eher  von  ihnen  ab,  bis  sie  diesen  Entschluss,  da  sie  sich 
ihn  zu  beschwören  weigerten,  durch  dreimaliges  Ausrufen  der 
Worte:  „Freiheit  und  Eigenthum"  öffentlich  vor  der  Menge  be- 
kundet hatten.**)  Und  dabei  hatte  das  englische  Parlament  das 
Recht  der  Zollerhebung  in  dieser  Colonie  zwar  auch  als  Principien- 


28)  George  Bancroft,  Geschichte  der  amerikaniacheD  Revolation. 
Leipzig,  0.  Wigand.  1852-<1875.  Bd.  U  S.  148.  1^.  170.  214.  Bd.  m  S.  199  ff. 
S.  261  flf. 

23)  Bancroft  a.  a.  0.  II  S.  258. 
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frage,  aber  doch  gleichzeitig  nur  so  aufgefasst,  dass  durch  diese 
Zoll-Erträge  nur  die  Kosten  der  in  Amerika  unterhaltenen  eng- 
lischen Truppen  gedeckt  werden  sollten.  Seitdem  ist  England  in 
diesem  Punkte  vorsichtiger  geworden  und  überlässt  Bestimmung, 
Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  in  seinen  Colonieen  ausschliess- 
lich den  autonomen  Volksvertretungen  derselben. 

Die  Geschichte  unseres  jungen  ostafrikanischen  Schutzgebietes 
hat  schon  in  ihrem  Beginn  mit  der  Zollfrage  erheblich  zu  thün 
gehabt.  Als  die  deutsch-ostafrikanische  Gesellschaft  ihr  jetziges 
Gebiet  durch  Verträge  mit  den  eingeborenen  Häuptlingen  erworben 
hatte,  blieb  der  Küstenstrich  ausdrücklich  davon  ausgeschlossen, 
da  der  Sultan  von  Zanzibar  über  diesen  das  Hoheitsrecht  zu 
haben  behauptete  —  ein  Recht,  welches  bei  der  Natur  dieses 
sandigen  Striches  natürlich  eben  nur  in  der  Ausübung  des  Zoll- 
rechts seine  Bedeutung  fand.  Erst  durch  einen  Vertrag  mit 
diesem  hat  die  Gesellschaft  dann  auch  diesen  Küstenstrich  von 
ihm  erworben,  so  dass  sie  jetzt  zufolge  der  ihr  vom  Kaiser  über- 
tragenen Hoheitsrechte  die  Zollerhebung  an  der  Küste  ihres 
Gebietes  ausüben  kann.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  erst  durch 
diese  Möglichkeit  jenes  Recht  einen  praktischen  Werth  und  Nutzen 
erhielt.  Denn  bei  Grenzen  von  dieser  Ausdehnung  und  schwachen 
Bevölkerung  kann  eine  Ueberwachung  und  Zollschutz  naturgemäss 
nur  dann  zweckentsprechend  ausgeübt  werden,  wenn  sie  in  den 
natürlichen  und  hierzu  am  meisten  geeigneten  Grenzen  des  Meeres 
ihre  Unterstützung  finden. 

Es  ist  keine  Frage,  dass  sämmtliche  deutsche  Colonieen  und 
Schutzgebiete  dem  Reiche  gegenüber  Zoll- Ausland  sind.  Die  Noth- 
wendigkeit  hierzu  ist  einfach  gegeben  durch  die  geographische 
Unmöglichkeit  der  räumlichen  Aneinanderschliessung  dieser  Ge- 
biete, welche  ja  in  Art.  33  Abs.  1  der  R.-V.  mit  dieser  Wirkung 
sogar  für  einzelne  „wegen  ihrer  Lage  zur  Einschliessimg  in  die 
Zollgrenze  nicht  geeigneten  einzelnen  Gebietstheile"  anerkannt  ist. 
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Man  ersieht  hieraus,  dass  die  Schaffung  eines  einheitlichen  Zoll- 
gebietes nicht  lediglich  von  staatlicher  Willkür  abhängt,  sondern 
von  natürlichen  unabänderlichen  Bedingungen  in  erster  Linie  be- 
einflusst  wird. 

Kein  Land  der  Erde  ist  aus  diesem  Grunde  in  der  Lage, 
seine  Colonieen  mit  dem  Gebiete  des  Mutterlandes  zu  einem  Zoll- 
gebiete zu  vereinigen:  keines,  ausser  Russland.  Denn  es  kann 
bei  einem  Eingehen  auf  das  innere  Wesen  des  Begriffs  von 
Colonieen  nicht  bestritten  werden,  dass  alle  die  ältesten  und 
neuesten  Eroberungen,  welche  Russland  in  Asien  gemacht  hat  und 
noch  fortwährend  macht,  genau  dem  Colonialbesitze  der  anderen 
europäischen  Staaten  entsprechen.  Dieser  Charakter  wird  nur 
verschleiert,  aber  keineswegs  ausgeschlossen  durch  den  Umstand, 
dass  alle  diese  Ländererwerbungen  mit  einer  Bevölkerung  von 
untergeordneter  Kulturstufe  sich  unmittelbar  an  den  Landbesitz 
des  Mutterlandes  anschliessen;  und  andererseits  gibt  auch  gerade 
dieser  Umstand,  der  dabei  noch  die  Colonisationsarbeit  in  ausser- 
ordentlichem Maasse  erleichtert,  dem  sich  dadurch  immer  mehr 
ausdehnenden  Zollgebiet  des  Mutterlandes  eine  innere  wirth- 
schaftliche  Kraft,  die,  wenn  sie  auch  vielleicht  noch  auf  lange 
hinaus  eine  latente  bleibt,  diesem  eine  unbestreitbare  Ueberlegen- 
heit  über  alle  andern  nicht  natürlich  auszudehnenden  Zoll- 
gebiete giebt.**) 

Wenn  also  aber  die  anderen  Länder  mit  Colonialbesitz  diesen 
Vortheil  entbehren  müssen,  so  liegt  doch  auf  der  Hand,  welche 
Yortheile  der  Handel  des  Mutterlandes  mit  den  Colonieen  dadurch 
haben  kann,  dass  die  Handhabung  des  Zollrechts  in  diesen  einen 


i*)  So  hat  sich  Ruaaland  z.  B.  von  der  Einfahr  des  üngarweinea  durdi 
die  Pflege  des  dieaem  im  Charakter  ähnlichen  kaukasiachen  Weines  faat  unab- 
hängig machen  können,  dem  sich  dann  der  Weinbau  in  der  Krim  und  der 
südlichen  Tartarei ,  ja  selbst  in  Süd-Sibirien  mit  ähnlichem  Erfolg  an* 
schloas. 
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Unterschied  macht  entweder  zwischen  den  Waaren  fremder  Her- 
kunft und  denen  aus  dem  Mutterlande  oder  zwischen  den  ihre 
Einfuhr  vermittehiden  Schiffsfahrzeugen,  je  nachdem  diese  einen 
Hafen  des  Mutterlandes  oder  eines  fremden  zum  Heimathshafen 
haben.  Dies  letztere  System  begünstigt  mehr  die  heimathliche  Schiff- 
fahrt, das  ersterwähnte  mehr  den  heimathlichen  Handel  t  jenes  hat 
aber  unbestreitbar  vor  diesem  den  Vorzug  leichterer  Controlirbar- 
keit.  Das  Zollsystem  bei  Colonialbesitzungen  unterscheidet  sich  von 
dem  civilisirter  Länder  praktisch  auch  dadurch,  dass  es  der 
Regel  nach  den  Ausfuhrzöllen  mindestens  dieselbe  Bedeutung  bei- 
legen muss,  wie  den  Einfuhrzöllen,  während  die  Ausfuhrzölle  in 
den  europäischen  Zollsystemen  eine  grundsätzlich  ganz  unter- 
geordnete Rolle  spielen.  Von  der  grössten  Wichtigkeit  ist  die 
Einrichtung  des  Zollschutzes  in  Colonialbesitzungen  aber  dadurch, 
dass  sie  allein  auch  die  Möglichkeit  gewährt,  sowohl  dem  cultur- 
feindlichen  und  jeden  andern  Handel  neben  ihm  erstickenden 
Zweige  desselben,  dem  Sclavenhandel  entgegenzutreten,  als  auch 
die  Einfuhrverbote  von  Waffen  und  Munition  wenigstens  zu  einem 
kleinen  Theile  wirksam  zu  machen. 

Die  oben  erwähnte  zwingende  Nothwendigkeit  der  geeigneten 
geographischen  Lage  hat  es  endlich  auch  mit  sich  gebracht,  dass 
die  neueste  Erwerbung  des  deutschen  Reiches,  die  Insel  Helgo- 
land, von  seinem  Zollgebiete  und  seiner  Zollgrenze  ganz  abge- 
schlossen bleiben  musste.  Das  ihre  Vereinigung  mit  dem  deutschen 
Reiche  und  ihre  Einverleibung  in  Preussen  aussprechende  Gesetz 
vom  15.  Dezember  1890  (G.-S.  S.  207)  drückt  dies  in  §  2  einfach 
in  der  Weise  aus,  dass,  indem  die  Verfassung  des  deutschen 
Reichs  auf  sie  ausgedehnt  wird,  der  ganze  Abschnitt  VI  der  Reichs- 
verfassung (Artikel  33—40)  von  dieser  Geltung  ausgenommen 
wird.  Nur  der  Abs.  3  des  Art.  38  kommt  insofern  zur  Geltung, 
dass  der  Staat  Preussen  für  die  Insel  als  Ersatz  für  die  durch 
ihren  Ausschluss  von  der  Zollgrenze  der  Reichskasse  entgehenden 
Zolleinnahmen  an  diese  ein  Aversum  zahlt,  ebenso,  wie  dies  für 
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alle  ausserhalb  der  Zollgrenze  belassenen  Gebietstheile  von  den 
betreffenden  Staaten  geschieht.  Die  Insel  tritt  dadurch  in  die 
Reihe  der  in  Art.  33  Abs.  1  der  R.-V.  bezeichneten  s.g.  Exclaveno ; 
die  Folge  davon  ist,  dass  auch  ihr  Hafen  Freihafen  ist.  Das 
Reichsgesetz  am  22.  März  1891  (G.-S.  S.  21),  welches  die  auf  der 
Insel  in  Kraft  tretenden  Reichsgesetze  bezeichnet,  enthält  daher 
auch  kein  einziges  Zollgesetz  oder  einen  für  sie  geltenden  Zoll- 
tarif. 
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Die  verfassungsrechtliche  Stellung  des  deutschen 

Eaiserthums. 


Von 

Conrad  Bornhak. 


In  einer  früheren  Abhandlung  ^)  wurde  der  Nachweis  unter- 
nommen, dass  trotz  der  vertragsmässigen  Grundlagen,  auf  denen 
die  Reiehsverfassung  beruht,  das  Reich  nicht  bloss  ein  Societäts- 
verhältniss  unter  den  deutschen  Staaten,  sondern  selbst  eine  Staat- 
liehe  Rechtspersönlichkeit  ist.  Indem  man  von  den  damals  ge- 
wonnenen Resultaten  ausgeht,  handelt  es  sich  nunmehr  darum, 
den  Charakter  dieser  Staatsbildung  näher  zu  bestimmen  durch 
Erörterung  der  verfassungsrechtlichen  Stellung  ihres  Oberhauptes. 
Es  besteht  jetzt  kaum  noch  ein  Zweifel  darüber,  dass  die  Aristoteu- 
schen  Kategorien  der  Staatsverfassungen,  die  nur  all  zu  lange 
die  staatsrechtliche  Theorie  beherrscht  haben,  indem  man  höch- 
stens als  Zwischenglieder  sogenannte  gemischte  Verfassungen  ein- 
schob, für  die  unendlich  complicirten  Verhältnisse  des  modernen 
Staates  nicht  mehr  passen.  Auch  beim  deutschen  Reiche  ist  es 
ein  müssiges  Spiel,  dasselbe  durch  die  Feststellung  der  staats- 
rechtlichen Natur  des  Kaiserthums  unter  den  Begriff  der  Monar- 
chie oder  der  Republik  zwängen  zu  wollen.   Der  staatsrechtlichen 


1)  Arohiv  für  Öffentliches  Recht  Bd.  7,  S.  329  ff. 
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Bedeutung  des  Kaiserthums  kann  man  nur  gerecht  werden,  wenn 
man  es  nicht  bloss  vom  rein  logisch-juristischen  Standpunkte, 
sondern  als  eine  im  Flusse  und  in  voller  Entwickelung  begriffene 
historische  Erscheinung  auffasst.  Bei  einer  solchen  eine  einheit- 
liche juristische  Structur  zu  finden,  ist  freilich  ein  schwieriges 
und  in  manchen  Beziehungen  ein  vergebliches  Bemühen.  Wohl 
aber  vermag  man  die  einzelnen  Bausteine  zu  erkennen,  aus  denen 
das  Gebäude  besteht,  man  vermag  zu  sagen,  wie  weit  der  Bau 
gediehen  ist  und  wohin  er  strebt. 

Obgleich  das  Kaiserthum  kaum  melir  als  zwei  Jahrzehnte 
besteht,  so  hat  es  doch  eine  sehr  viel  längere  Geschichte.  Ks 
soll  hier  keineswegs  versucht  werden,  diese  Institution  des  neuen 
Reichsstaatsrechtes  anzuknüpfen  an  das  einer  ganz  anderen  staats- 
rechtlichen Ideenwelt  angehörige  Kaiserthum  im  heiligen  römi- 
schen Reiche  deutscher  Nation.  Ebenso  fem  muss  es  liegen,  die 
Kaiserideen  der  deutschen  Einheitsbestrebungen  als  Vorläuferin 
einer  Rechtsinstitution  zu  betrachten.  Wohl  aber  hat  das  Kaiser- 
thum einen  sehr  concreten  Vorläufer  in  der  Präsidialmacht  des 
ehemaligen  deutschen  Bundes.  Das  alte  Bundesrecht  muss  um 
deswillen  den  Ausgangspunkt  für  die  weiteren  Ausführungen  bil- 
den, weil  die  preussischen  Reformvorschläge  vom  10.  Juli  1866. 
aus  denen  die  norddeutsche  Bundesverfassung  und  somit  mittel- 
bar die  Reichsverfassung  hervorgegangen  ist,  im  Wesentlichen  von 
den  im  deutschen  Bunde  bestehenden  Rechtsverhältnissen  aus- 
gingen und  diese  nur  in  einzelnen  Punkten  modificirten. 

Der  deutsche  Bund  war,  wie  Art.  1  der  Wiener  Schlussacte 
vom  8.  Juni  1820  ausdrücklich  anerkennt,  ein  völkerrechtlicher 
Verein  der  deutschen  souveränen  Fürsten  und  freien  Städte.  Es 
kann  für  den  vorliegenden  Zweck  dahin  gestellt  bleiben,  ob  der 
Bund  in  privatrechtlicher,  völkerrechtlicher  oder  staatsrechtlicher 
Hinsicht  oder  in  einer  dieser  Beziehungen  ein  selbstständiges 
Rechtssubject,  oder  ob  er  nur  ein  Societätsverhältniss  der  betheUig- 
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ten  Staaten  war ').  Soyiel  leidet  jedenfalls  keinen  Zweifel,  dass 
die  Organisation  des  Bundes  —  und  auf  diese  kommt  es  hier 
allein  an  —^  einen  rein  societätsmässigen  Charakter  besass.  Dem- 
nach war  die  Gesammtheit  der  deutschen  Fürsten  und  freien  Städte 
nicht  nur  Träger  der  Bundesgewalt,  mag  diese  Staatsgewalt  oder 
Societätsgewalt  gewesen  sein,  sondern  der  Bund  hatte  auch  nur 
ein  einziges  Organ  in  dem  von  den  Mitgliedern  des  Bundes  be- 
stellten Gesandtencongresse,  der  Bundesversammlung.  In  einem 
völkerrechtlichen  Vereine  mit  societätsmässiger  Organisation  war 
offenbar  für  eine  rechtlich  anerkannte  Hegemoniestellung  eines 
einzelnen  Staates  kein  Platz.  Die  Rechtsgleichheit  aller  Bundes- 
genossen wird  daher  in  Art.  3  der  Bundesacte  ausdrücklich  aus- 
gesprochen. Der  die  Bundesangelegenheiten  leitende  Gesandten- 
congress  bedurfte  jedoch  wie  eine  bestimmte  Geschäftsordnung 
überhaupt,  so  namentlich  einen  Vorsitzenden,  und  dieser  Vorsitz 
wird  Oesterreich  eingeräumt.  Hierin  allein  besteht  die  juristische 
Bedeutung  der  österreichischen  Präsidialstellung. 

Oesterreich  hat  demnach  —  immer  von  der  politischen  Seite 
der  Frage  ganz  abgesehen  —  keinen  anderen  materiellen  Ein- 
fluss  auf  die  Bundesthätigkeit  als  die  übrigen  Staaten.  Das 
Recht  Oesterreichs,  welches  es  durch  seinen  dem  Auswärtigen 
Ministerum  unterstellten  Gesandten  beim  Bundestage  ausübte, 
beschränkte  sich  auf  die  rein  formelle  Function  des  Vorsitzes  in 
der  Bundesversammlung ").  Hierin  lagen  jedoch  noch  zwei  weitere 
Befugnisse.  Der  Vorsitzende,  also  regelmässig  der  österreichische 
Präsidialgesandte,  gab  die  Entscheidung   bei   Stimmengleichheit 


S)  Vgl.  darüber  G.  Metbb,  Deutsches  Staatsrecht  (3.  A.),  S.  94. 

8)  Vgl.  Erklftmng  des  österreichischen  Präsidialgesandten  bei  ErÖftnung 
des  Bundestages  am  5.  Noyember  1816:  „Se.  Majestftt  betrachten  sich  als 
Tollkommen  gleiches  BnndesgÜed,  Sie  erkennen  in  dem  eingerftnmten  Vor- 
sitz bei  dem  Bundestag  kein  wahres  politisches  Vorrecht,  sondern  ehren  darin 
nur  die  schOne  Bestimmung  einer  ihnen  anvertrauten  Geschftftsleitung.*  Klüber, 
Oeffentl.  Recht  §  185. 
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im  engeren  Rathe,  in  dem  an  und  für  sich  die  einCache  Mehr* 
heit  entschied^).  Die  Bundesversammlung  besass  femer  ein  be- 
sonderes Bureau  in  der  von  der  österreichischen  Gesandschafis- 
kanzlei  verschiedenen  Bundeskanzlei ,  deren  Beamte  auf  Vorschlag 
des  Präsidiums  von  dem  Bundestage  ernannt  wurden  und  über 
welche  dem  Präsidium  die  Dienstaufsicht  zustand^).  Beide  Prä- 
sidialbefugnisse, obwohl  über  die  Sphäre  rein  formeller  Functionen 
hinausreichend,  waren  doch  von  geringer  Bedeutung.  Denn  der 
Stichentscheid  bei  Stimmengleichheit,  die  an  und  fiir  sich  nicht  allzu 
häufig  vorkam,  beschränkte  sich  auf  den  engeren  Rath,  und  die 
Bundeskanzlei  war  thatsächlich  nichts  anderes  als  das  Bureau 
des  Bundestages.  Die  Stellung  des  Präsidiums  zur  Bundeskanzlei 
ist  jedoch  historisch  um  deswillen  wichtig,  weil  an  die  Umgestalt- 
ung der  Bundeskanzlei  durch  die  norddeutsche  Bundesverfassung 
sich  eine  vollständige  Veränderung  in  dem  Charakter  des  Präsi- 
diums anknüpft. 

Lediglich  für  den  Fall  des  Krieges  besass  der  deutsche  Bund 
auch  einen  von  der  Bundesversammlung  zu  wählenden  Bundes- 
feldherm,  der  jener  persönlich  verantwortlich  war'). 

Der  preussische  Entwurf  zur  Bundesreform  vom  10.  Juni  1866') 
sprach  sich,  abgesehen  von  der  in  Aussicht  genommenen  Bildung 
einer  Nationalvertretung,  über  die  Organisation  der  Bundesgewalt 
überhaupt  nicht  aus,  Hess  also  die  bisherige  Verfassung  des 
Bundestages  und  die  Stellung  des  Präsidiums  in  demselben  unbe- 
rührt. Da  jedoch  nach  dem  Entwürfe  die  österreichischen  Landes- 
theile  aus  dem  Bunde  ausscheiden  sollten,  so  verstand  es  sich 


A)  Art  7  der  Bondesacte. 

&)  Revidirte  Geachäftsordnnng  vom  16.  Jani  1854  §  81. 

6)  Bescblass  der  Bandesvereammlung ,  sog.  organisches  Bundeageseti, 
vom  9.  April  1821  Art.  13  ff.  Bekanntlich  ist  es  zar  Bestellung  eines  Bondes- 
feldherm  während  des  Bestehens  des  dentschen  Bandes  niemals  gakommeo. 

7)  Abgedruckt  bei  L.  Hahn,  Zwei  Jahre  preussisch - deutaoher  Politik^ 
1866-1867,  Berlin  1868,  S.  121  ff. 


—    429    — 

von  selbst,  dass  die  Präsidialbefugnisse  auf  Preussen  übergegangen 
wären.  Vollständig  unabhängig  von  den  Präsidialbefugnissen 
wurden  jedoch  Preussen  bezw.  Bayern  zwei  weitere  Rechte  inner- 
halb des  Bundes  eingeräumt.  Einmal  sollte  das  Bundesoberfeldherrn- 
amt  vom  Bundestage  unabhängig  und  zu  einer  ständigen  Ein- 
richtung des  Bundes  auch  in  Friedenszeiten  gemacht  werden,  in- 
dem unter  Eintheilung  der  Landmacht  des  Bundes  in  eine  Nord- 
armee und  in  eine  Südarmee  der  König  von  Preussen  Bundes- 
oberfeldherr der  ersteren,  der  König  von  Bayern  Bundesoberfeld- 
herr der  letzteren  geworden  wäre.  Ausserdem  war  für  den  König 
von  Preussen  der  Oberbefehl  über  die  Marine  vorbehalten.  Wäre 
dieser  Entwurf  zur  Durchführung  gelangt,  so  hätte  der  König 
von  Preussen  als  solcher  im  Bunde  drei  verschiedene  Befugnisse 
besessen,  die  im  wesentlichen  nur  formellen  Präsidialrechte  im 
Bundestage,  das  Bundesoberfeldhermamt  über  die  Nordarmee 
und  den  Oberbefehl  über  die  Marine.  Diese  drei  verschiedenen 
Rechte  standen  staatsrechtlich  unter  einander  in  überhaupt  keinem 
Zusammenhange,  politisch  nur  insofern,  als  sie  sämmtlich  Befug- 
nisse des  grössten  deutschen  Staates  gegenüber  den  anderen 
deutschen  Staaten  gewesen  wären. 

Als  man  nun  daran  ging,  nach  Beendigung  des  Krieges 
Norddeutschland  auf  Grund  der  preussischen  Reformvorschläge 
vom  Juni  1866  politisch  zu  konstituiren,  hatte  sich  inzwischen  die 
politische  Lage  vollständig  verändert").  Es  galt  nicht  mehr, 
einen  Gross-Staat  und  eine  Anzahl  von  Mittel-  und  Kleinstaaten, 
die  sich  beide  an  Gebietsumfang  und  Einwohnerzahl  ungefähr 
das  Gleichgewicht  hielten,  in  einer  bundesstaatlichen  Verfassung 
zu  verbinden,  sondern  in  dem  norddeutschen  Bunde  standen  den 
nunmehr  24  Millionen  Preussen  nur  6  Millionen  Nichtpreussen 
gegenüber.     Es  konnte  in  der  That  ernsthaft  die  Frage  aufge- 

«)  Vgl.  hierflber  und  ttber  das  folgende  Uänbl,  Studien  zum  dentochen 
Staataredite,  II.  Die  organisatorische  Entwicklang  der  deutschen  Jüeiohaver- 
faflsuBg,  Leipzig  1880,  S.  9  ff. 

Ai«Uv  fOr  fiffMiUicIiM  Recht.  VIII.  2.  B.  28 
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worfen  werden,  ob  bei  diesem  Missverhältniss  der  Machtmittel 
überhaupt  ein  bundesstaatliches  Verhältnis»  unter  den  deutschen 
Staaten  durchführbar  sei.  Es  erschien  als  eine  Monstrosität, 
dass  das  siegreiche  Preussen  derselben  Mediatisirung  durch  ebe 
Bundesgewalt  unterworfen  werden  sollte  wie  Reuss  ä.  L.  und 
Schauniburg- Lippe.  Eine  andere  Kombination  als  die  bundes- 
staatliche erschien  unter  den  veränderten  politischen  Verhäh- 
nissen  viel  natürlicher.  Warum  sollte  man  nicht  den  preussischen 
Staat  Air  Grundlage  der  neuen  Staatsbildung  machen  und  ihm 
die  anderen  norddeutschen  Staaten  als  Vasallenstaaten  angliedern  V 
Man  brauchte  bloss  auf  den  Gebieten,  auf  denen  einheitliches 
Recht  und  einheitliche  Verwaltung  in  ganz  Korddeutschland 
herrschen  sollten,  die  Competenz  der  preussischen  Staatsorgane 
auf  das  Territorium  der  übrigen  norddeutschen  Staaten  ausani- 
dehnen.  Für  die  allgemeine  Gesetzgebung  konnten  dann  Mitglieder 
der  anderen  Staaten  in  den  preussischen  Landtag  eintreten,  da- 
neben fand  sich  vielleicht  auch  noch  Gelegenheit,  den  Vertretern 
der  Regierungen  eine  Mitwirkung  einzuräumen*). 

Einem  solchen,  der  gegebenen  politischen  Lage  entsprechenden 
Verfassungsplane,  welcher  in  der  Herrschaft  Preussens,  der  Me- 
diatisirung der  übrigen  Staaten  gipfelte,  hätten  die  letzteren  — 
entweder  unbedeutende  Kleinstaaten  oder  eben  erst  nach  dem 
'  siegreichen  Kriege  Preussens  zum  Frieden  gezwungene  Mittel- 
staaten wie  Sachsen  und  Hessen  —  sicherlich  keinen  ernstlichen 
Widerstand  entgegensetzen  können.  Wenn  die  preussische  Re- 
gierung trotzdem  an  dem  Bundesreformplane  vom  Juni  1866  fest- 
hielt, so  geschah  dies  wesentlich  aus  Rücksicht  auf  die  süd- 
deutschen Staaten,  auf  deren  späteren  Eintritt  man  von  Anfang 
an  bedacht  sein  musste,  und  die  sich  vielleicht  einer  bundes- 
staatlichen Verbindung,  niemals  aber  einer  Mediatisirung  durch 


*  •  

9)  Vgl.  z.  B.  die  dahin  zielenden  Vorschläge,  welche  H.  v.  T.  (Tkeitstbki) 
in  den  Preuss.  Jahrb.  Bd.  18  (1866),  S.  346  ff.  machte. 
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Preussen  unterworfen  haben  würden.  Gleichwohl  machte  sich 
der  Einfluss  der  politischen  Thatsachen  derart  geltend,  dass  der 
Entwurf  der  noirddeutschen  Bundesverfassung  wesentlich  von  dem 
Juni-Entwurfe  abweicht,  und  eine  starke  unitarische  Tendenz  zu 
Gunsten  des  preussischen  Staates  in  ihm  sichtbar  ist. 

In  dei*  Organisation  der  Bundesgewalt  schloss  man  sich  zwar 
grundsätzlich  an  den  Juni-Entwurf  an.  Der  Schwerpunkt  der 
Bundesverfassung  ruhte  also  auch  weiterhin  in  dem  nunmehr  als 
Bundesrath  bezeichneten  Gesandten-Congresse  der  verbündeten 
Staaten.  Innerhalb  desselben  war  nach  der  von  den  verbündeten 
Regierungen  angenommenen  preussischen  Vorlage  der  Krone 
Preussen  eine  ähnliche  Stellung  zugedacht  wie  einst  zu  Frank- 
fürt a.  M.  der  österreichischen  Präsidialmacht.  Sie  sollte  den 
Bundesrath  und  Beichstag  berufen  und  schliessen,  die  Vorlagen 
nach  Massgabe  der  Bundesrathsbeschlüsse  an  den  Reichstag 
bringen,  die  Bundesgesetze  ausfertigen  und  verkündigen  und  durch 
den  Bundeskanzler,  der  gleich  dem  österreichischen  Präsidial- 
gesandten als  ein  dem  Auswärtigen  Ministerium  untergeordnetes 
Organ  gedacht  war,  den  Vorsitz  im  Bundesrathe  führen. 

Neben  diesen  formellen  Präsidialbefugnissen  erhält  jedoch  die 
Krone  Preussen  eine  Reihe  materieller  Rechte  für  das  ganze  Bun- 
desgebiet. Hier  gewinnt  die  vorher  geschilderte  unitarische  Strömung 
innerhalb  des  Rahmens  derBundesverfassung  die  Oberhand.  Die  aus- 
wärtige Verwaltung,  Post  und  Telegraphie,  Kriegswesen  und  Kriegs- 
marine, die  Ernennung  der  Bundesbeamten  und  die  Ueberwachung 
der  Ausfuhrung  der  Bundesgesetze  gehen  unbeschadet  der  einzel- 
staatlichen Reservatrechte  für  das  ganze  Bundesgebiet  auf  die 
Krone  Preussen  über.  Es  werden  also  einfach  die  Einzelstaaten 
zu  Gunsten  Preussens  mediatisirt,  was  um  so  leichter  möglich 
war,  als  keinem  Einzelstaate  das  Recht  eigener  diplomatischer 
Vertretung  entzogen  wurde,  Post  und  Telegraphie  schon  vertrags- 
mässig  in    den  meisten  Bundesstaaten   an   Preussen    abgetreten 

waren,  einzelne  Staaten  in  ähnlicher  Weise  schon  Militärconven- 

28* 
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tionen  mit  Preussen  geschlossen  hatten  und  endlich  kein  deutscher 
Staat  ausser  Preussen  eine  eigene  Kriegsmarine  besass. 

Gleichwohl  wählte  man  für  diese  Mediatisining  schonende 
Formen. 

Auf  militärischem  Gebiete  erregte  sie  keinen  Anstoss,  umso- 
weniger,  als  schon  der  Juni-Entwurf  den  Oberbefehl  über  die 
Nordarmee  der  Landmacht  und  über  die  Kriegsmarine  für  die 
Krone  Preussen  in  Anspruch  genommen  hatte.  So  übertrug  man 
denn  ohne  Weiteres  den  Oberbefehl  über  die  Landmacht  auf 
den  König  von  Preussen  als  Bundesfeldherm,  den  über  die  Ma- 
rine auf  den  König  von  Preussen  schlechthin. 

Anders  lag-  es  auf  den  übrigen  Verwaltungsgebieten.  Die 
schonendste  Form  für  die  Mittel-  und  Kleinstaaten  w^ar  hier  die, 
dass  man  der  Krone  Preussen  die  ihr  eingeräumten  Befugnisse 
nicht  zu  eigenem  Rechte  unter  Mediatisining  der  anderen  Staaten 
in  den  betreffenden  Zweigen  der  Staatsthätigkeit,  sondern  nur 
Namens  der  Gesammtheit  einräumte,  lliatsächlich  lief  Beides 
auf  dasselbe  hinaus.  Staatsrechtlich  war  aber  das  Prineip  der 
Bundesverfassung  gegenüber  dem  der  Mediatisining  gewahrt. 
Die  Terminologie,  welche  man  dabei  zur  Anwendung  brachte, 
w^ar  die,  dass  die  betreffenden  Befugnisse  dem  Bundespräsidium 
übertragen  wurden.  Offenbar  hatten  die  völkerrechtliche  Ver- 
tretung des  Bundes,  die  Verwaltung  von  Post  und  Telegraphie. 
die  Ernennung  der  Bundesbeamten  und  die  Ueberwachung  der 
Ausführung  der  Bundesgesetze  mit  dem  Vorsitze  im  Bundesrathe 
und  mit  der  formellen  Leitung  des  Bundes  nichts  zu  thon. 
Wenn  gleichwohl  jene  materiellen  Kegierungsbefugnisse  als  Prä- 
sidialrechte bezeichnet  werden,  so  heisst  das  nichts  anderes,  als 
dass  sie  gleich  dem  formellen  Präsidium  Attribute  sind,  die  der 
Krone  Preussen  zwar  zu  eigenem  Rechte,  aber  Namens  der  Ge- 
sammtheit der  Verbündeten  und  für  diese  zustehen  "). 

10)  Anderer  Ansicht  Häkrl,  Studien  zum  deutschen  Staatsrechte  a.  a. 
0.  'S.  13  N.  2f  wonach  die  ursprüngliche  Anlage  des  Bundesprindiams  auf 
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So  gliederten  sich  nach  dem  dem  verfassungberathenden 
Reichstage  vorgelegten  Entwürfe  die  bundesverfassungsmässigen 
Rechte  des  Königs  von  Preussen  in  zwei  Gruppen,  solche,  die 
ihm  für  sich  zustanden  —  Oberbefehl  über  das  Heer  und  über 
die  Kriegsmarine  — ,  und  diejenigen,  die  er  Namens  des  Bundes 
als  verfassungsmässiger  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen 
auszuüben  hatte  —  die  formellen  Präsidialrechte,  völkerrechtliche 
Vertretung,  Postr  und  Telegraphenverwaltung,  Beamtenemennung, 
und  oberste  Aufsicht  — .  Die  ganze  Unterscheidung  war  aber 
doch  nur  eine  rein  theoretische.  Denn  mochten  die  Befugnisse 
dem  Könige  von  Preussen  aus  eigenem  Rechte,  mochten  sie  ihm 
im  Namen  der  Verbündeten  als  deren  Vertreter  zustehen,  immer- 
hin waren  es  Befugnisse  des  Königs  von  Preussen,  in  deren 
Ausübung  die  anderen  Verbündeten  nicht  hineinzureden  hatten.' 
Eine  besondere  Bundesverwaltung  konnte  daher  gar  nicht  in 
Betracht  kommen.  Auf  den  dem  Könige  von  Preussen  über- 
wiesenen Verwaltungswegen  waren  es,  selbst  wo  er  nur  als  Ver- 
treter der  Verbündeten  handelte,  seine  Organe,  also  preussische 
Behörden,  welche  die  Verwaltung  wahrnahmen.  Im  Uebrigen 
war  die  Ausführung  der  Bundesgesetze  Sache  der  Einzelstaaten. 
Eigentliche  Bundesbeamte  konnte  es  nach  diesem  ganzen  System 
nur  in  demselben  Umfange  geben  wie  einst  bei  dem  Frankfurter 
Bundestage,  d.  h.  im  Wesentlichen  nur  für  die  Bureaugeschäfte 
der  Bundesversammlung.  Dass  trotzdem  von  Bundeskonsuln  die 
Rede  war,  welche  alle  Landesconsuln  einschliesslich  der  preussi- 
schen  ersetzen  sollten,  war  eine  von  den  Incongruenzen,  an  denen 
der  Verfassungsentwurf  nicht  arm  war. 

Da  legten  die  Beschlüsse  des  verfassungberathenden  Reichs- 
tages der  nur  theoretischen  Unterscheidung  zwischen  den  dem 


das  Recht  formeller  Repräsentatioii  in  materieller  Abhängigkeit  vom  Bundes- 
rathe  ging.  Allein  in  den  Prftaidialreohten  nur  formelle  Befugnisse  sehen 
kiMUite  man  dooh  nur  dann,  wenn  man  den  conoreten  Beatimmungen  des  Ver- 
fassttttgaentwnrfea  Zwang  anthat 
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Könige  von  Preussen  Namens  der  Verbündeten  und  aus  eigenem 
Rechte  zustehenden  Befugnissen  eine  praktische  Bedeutung  unter 
und  bahnten  damit  gleichzeitig  eine  weitere  Entwicklung  der 
Präsidialbefugnisse  in  einer  damals  nicht  geahnten  Weise  an. 

Die  Organisation  der  Bundesverfassung,  wie  sie  dem  preussi- 
schen  und  dem  dem  verfassungberathenden  Reichstage  vorgelegten 
Entwürfe  der  verbündeten  Regierungen  vorschwebte,  schlug  der 
herrschenden  Richtung  der  öffentlichen  Meinung,  welche  sich  an 
dem  constitutionellen  Einzelstaate  und  der  diesem  nachgebildeten 
Reichsverfassung  von  1849  entwickelt  hatte,  geradezu  ins  Gesicht. 
Man  war  einfach  unfähig,  sich  ein  constitutionelles  Staatswesen  in 
dem  Zusammenwirken  eines  seiner  Natur  nach  unverantwortlichen 
Gesandtencongresses  und  einer  gewählten  Vertretung  ohne  eine 
verantwortliche  Regierung  zu  denken.  Schon  bei  der  Berathung 
des  Verfassungsentwurfes  durch  die  Commissare  der  verbündeten 
Regierungen  war  von  Oldenburg  die  Einsetzung  eines  Bundes- 
ministeriums  verlangt  worden").  In  dem  verfassungberathenden 
Reichstage  nahmen  die  Anträge  Auspeld  und  Erxleben,  welche 
die  Einrichtung  eines  verantwortlichen  Bundesministeriums,  und 
Lasker  und  v.  Bennigsen,  welche  die  Bestellung  verantwortlicher 
Commissarien  und  Vorstände  für  einzelne  Verwaltungszweige 
forderten,  den  gleichen  Gedanken  wieder  auf.  Alle  diese  An- 
träge wurden  jedoch  Namens  der  verbündeten  Regierui^en  von 
dem  Grafen  Bismarck  als  mit  den  Grundlagen  der  Bundesver- 
fassung in  Widerspruch  stehend  zurückgewiesen,  da  es  nach  ihr 
ausserhalb  des  Bundesrathes  und  der  Organe  der  preussischen 
Prärogative  besondere  Bundesbehörden  gar  nicht  geben  könne, 
der  Bundeskanzler  insbesondere  nur  preussischer  Präsidialgesandter 
sei.  In  der  Organisation  einer  besonderen  Bundesverwaltung  sah 
man  eine  Mediatisirung  der  Einzelstaaten,  insbesondere  Preussens, 


II)  Vgl.   die  oldeobargische  Erklftraog  zu  dorn  SchiuBSjM'otocolle  rtna 
7.  Februar  1867  bei  L.  Hahn,  a.  a.  0.  S.  489  ff. 
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obgleich  dieses  doch  seinerseits  auf  dem  Gebiete  der  Präsidial- 
verwaltung und  des  Kriegswesens  die  anderen  Staaten  mediatisirte. 
Nichtsdestoweniger  wurde  zugestanden,  dass  die  Verwaltung  der 
Bundesangelegenheiten  eine  verantwortliche  sein  müsse,  es  sei 
eben  das  preussische  Ministerium  auch  in  Bundessachen  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  dem  preussischen  Landtage  verantwort- 
lich^*). Damit  wurde  wieder  anerkannt,  dass  die  Verwaltung 
der  Bundesangelegenheiten  durch  preussische  Behörden  nichts 
anderes  als  preussische  Verwaltung  sei. 

Um  so  auffallender  war  es,  dass  trotz  der  principiellen  Ab- 
lehnung eines  verantwortlichen  Bundesministeriums  der  Reichstag 
ohne  Widerspruch  der  verbündeten  Regierungen  ein  Amendement 
annahm,  welches  mit  den  Grundlagen  der  Verfassung  genau  ebenso 
unvereinbar  war.  Nach  Art.  18  sollten  die  Anordnungen  des 
Bundespräsidiums  im  Namen  des  Bundes  erlassen,  und,  wie  die 
verbündeten  Regierungen  hinzugefügt  hatten,  vom  Bundesraths- 
präsidenten,  dem  Bundeskanzler,  mitunterzeichnet  werden.  Das 
angenommene  Amendement  v.  Bennigsen  ersetzte  diesen  Passus 
durch  die  Bestimmung:  „Die  Anordnungen  und  Verfügungen  des 
Bundespräsidiums  werden  im  Namen  des  Bundes  erlassen  und 
bedürfen  zur  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  des  Bundeskanzlers, 
welcher  dadurch  die  Verantwortlichkeit  übernimmt.^^  Damit  war 
in  die  ganze  Structur  der  Verfassung,  fast  ohne  dass  man  es  im 
Augenblicke  bemerkte,  eine  Bresche  gelegt.  Es  gab  jetzt  ein 
Bundesorgan,  welches  sowohl  von  der  im  Bundesratbe  vertretenen 
Gesammtheit  der  verbündeten  Regierungen  wie  von  den  preussischen 
Behörden  verschieden  war.  Ueberall  da,  wo  der  König  von 
Preussen  nicht  aus  eigenem  Rechte,  sondern  im  Namen  der  ver- 
bündeten Regierungen  einen  Factor  der  Bundesverfassung  bildete, 
handelte  er  nicht  mehr  durch  preussische  Behörden,  sondern  durch 
den  Bundeskanzler,  der  von  einem  dem  preussischen  Ministerium 


IS)  Sten.  Ber.  8.  B91  ff. 


-    436    — 

des  Auswärtigen  untergeordneten  Präsidialgesandten  plötzlich  zum 
dirigirenden  Bundesminister  heraufgeschraubt  war. 

Diese  veränderte  Stellung  des  Bundeskanzlers  wirkte  aber 
nothwendig  auf  die  verfassungsmässige  Stellung  des  Bundes- 
präsidiums zurück.  Handelte  der  König  von  Preussen  nicht  mehr 
durch  Organe  des  preussischen  Staates,  so  konnten  auch  die  be- 
treffenden Acte  nicht  mehr  Handlungen  des  Königs  von  Preussen 
als  solchen  sein.  Derselbe  war  vielmehr,  indem  er  als  Bundes- 
präsident ausserhalb  des  preussischen  Staates  stehende  Organe 
erhielt,  Träger  einer  besonderen  staatsrechtlichen  Persönlichkeit 
geworden,  die  allerdings  immer  mit  dem  preussischen  Könige 
dieselbe  physische  Person  sein  musste.  Während  die  ursprüngliche 
Anlage  der  Bundesverfassung  nur  die  im  Bundesrathe  vertretene 
Gesammtheit  der  verbündeten  Regierungen  und  den  König  von 
Preussen  als  solchen  kannte,  tritt  nunmehr  das  Bundespräsidium 
als  selbständige  Rechtspersönlichkeit  hinzu. 

Es  war  natürlich,  dass  der  neue  Rechtsgedanke,  der  in  der 
Bundesverfassung  in  so  unscheinbarer  Weise  zum  Durchbruche 
gelangt  war,  sich  nicht  sofort  in  allen  seinen  Consequenzen  Geltung 
verschaffte.  Immerhin  zog  schon  der  Allerhöchste  Präsidialerlass 
vom  12.  August  1867  betreffend  die  Errichtung  des  Bundeskanzler- 
amtes aus  der  nunmehrigen  verfassungsmässigen  Organisation  die 
zutreffende  Folgerung.  Für  die  dem  Bundeskanzler  obliegende 
Verwaltung  und  Beaufsichtigung  der  durch  die  Verfassung  zu 
Gegenständen  der  Bundesverwaltung  gewordenen,  bezw.  unter  die 
Aufsicht  des  Bundespräsidiums  gestellten  Angelegenheiten,  sowie  (ur 
die  dem  Bundeskanzler  zustehende  Bearbeitung  der  übrigen  Bundes- 
angelegenheiten wurde  eine  Behörde  unter  der  Bezeichnung  Bundes- 
kanzleramt errichtet.  Dem  entsprechend  wurde  durch  Allerhöchsten 
Präsidialerlass  vom  18.  Dezember  1867  auch  die  Verwaltung  des 
Post-  und  Telegraphenwesens  und  demnächst  die  Marine-  und 
Heeresverwaltung,  soweit  es  sich  dabei   um  Präsidialbefugnisse 
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und  nicht  tun  die  dem  Könige  von  Preussen  zu  eigenem  Rechte 
zustehende  Commandogewalt  handelte,  dem  Bundeskanzler  unter- 
stellt. Im  Gegensatze  zu  der  Bundeskanzlei  des  alten  Bundes, 
dem  Bureau  der  Bundesversammlung,  wie  es  auch  nach  dem  ur- 
sprünglichen Verfassungsentwürfe  des  norddeutschen  Bundes  allein 
möglich  gewesen  wäre,  ist  das  Bundeskanzleramt  kein  Organ  des 
Bundesrathes,  sondern  des  Bundespräsidiums.  Endlich  erfolgte 
auch  seit  dem  Etat  von  1870  die  Uebemahme  der  bisher  von 
Preussen  allein  geführten  auswärtigen  Verwaltung  auf  den  Bund. 

Damit  hatte  bereits  zur  Zeit  des  norddeutschen  Bundes  das 
Bundespräsidium  als  besonderes  Bundesorgan  den  König  von 
Preussen  als  Bundespräsidenten  vollständig  absorbirt.  Ueberall, 
wo  nach  den  Verfassungsentwürfen  der  König  von  Preussen  nicht 
aus  eigenem  Rechte,  sondern  im  Namen  der  Gesammtheit  der 
verbündeten  Regierungen  handebi  sollte,  war  er  jetzt  zu  einem 
Ton  dem  Könige  von  Preussen  rechtlich  verschiedenen,  wenn  auch 
nothwendig  an  dieselbe  physische  Person  gebundenen  Bundesorgane 
geworden,  das  nur  durch  die  Bundesbehörden,  insbesondere  den 
an  der  Spitze  der  Bundesverwaltung  stehenden  Bundeskanzler 
handeln  konnte. 

Nun  hatte  aber  der  König  von  Preussen  im  Bunde  nicht  nur 
Rechte  als  Bundespräsidium.  Nicht  im  Namen  der  verbündeten 
Regierungen,  sondern  aus  eigenem  Rechte  war  er  Bundesfeldherr 
und  Oberbefehlshaber  der  Marine.  Diese  letztere  Stellung  war 
durch  die  Erhebung  des  Bundeskanzlers  zum  verantwortlichen 
Bundesminister  keineswegs  berührt  worden,  weil  diese  Aenderung 
des  Verfassungsentwurfs  durch  den  Reichstag  sich  nur  auf  die 
Anordnungen  des  Bundespräsidiums  bezog.  Neben  dem  Bundes- 
präsidium war  der  König  von  Preussen  als  solcher  Befehlshaber 
der  Land-  und  Seemacht  des  Bundes  geblieben,  so  dass  in  dieser 
Beziehung  die  übrigen  Staaten  zu  Gunsten  Preussens  mediatisirt 
waren,  während  im  Uebrigen  eine   gleichmässige   Unterwerfung 
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aller  Staaten  einschliesslich  Preussens  unter  die  Bundesgewalt 
stattfand^'). 

In  den  Versailler  Verträgen  wurde  die  verfassungsmässige 
Stellung  des  Königs  von  Preussen  als  solchen  und  als  Bundes- 
präsidenten keiner  principiellen  Aenderung  unterworfen.  Wenn 
nach  dem  Zustandekommen  der  demnächst  von  den  betheiligten 
Volksvertretungen  genehmigten  Verträge  eine  nachträgliche  Modi- 
fication  derselben  durch  Annahme  der  Kaiserwärde  seitens  des 
Königs  von  Preussen  stattfand,  so  schien  dies  nur  eine  formelle 
Bedeutung  zu  haben.  Auf  Anregung  des  Königs  von  Bayern 
wurde  allseitig  vereinbart,  dass  der  nunmehr  begründete  deutsche 
Bund  den  Namen  „Deutsches  Reich^'  erhalten,  und  dass  die  Aus- 
übung der  Präsidialrechte  des  Bundes  mit  Führung  des  Titels 
eines  „Deutschen  Kaisers"  verbunden  werde.  Anerkanntennassen 
war  mit  diesem  Abkommen,  welches  in  gleicher  Weise  die  Zu- 
stimmung der  betheiligten  Volksvertretungen  fand,  wie  die  Ver- 
sailler Verträge  selbst,  nichts  anders  beabsichtigt  als  eine  — 
politisch  zweifellos  höchst  bedeutsame  —  Aenderung  der  Bezeich- 
nungen. Es  wurde  also  dem  Könige  von  Preussen  lediglich  da, 
wo  er  bereits  eine  besondere  staatsrechtliche  Persönlichkeit  des 
Bundes  war,  als  Bundespräsidium  der  Kaisertitel  beigelegt.  Das 
Commando  der  Land-  und  Seemacht  sollte  wie  bisher  dem  Könige 
von  Preussen  als  solchen  zustehen  und  damit  ein  Recht  des 
preussischen  Staates  gegenüber  den  anderen  Verbündeten  bleiben. 

Die  Proclamation  des  Königs  von  Preussen  vom  18.  Januar 
1871,  welche  die  Annahme  der  Kaiserwürde   aussprach,  deckte 


18)  Unzutreffend  war  es  daher,  wenn  v.  RöNins  bei  seiner  Behandlung 
des  Bundesrechtes  in  der  8.  Aufl.  seines  Preuss.  Staatsrechts  Bd.  1,  Abth.  2, 
S.  779  die  Ausdrucke  „Präsidium  des  Bundes*,  , Bundesfeldherr*  und  ^Ob&t- 
befehlshaber  der  Marine*  nicht  f&r  die  Bezeichnung  einer  princapieU  ver- 
schiedenen Stellung  Preussens  im  Bunde,  sondern  für  Synonyma  erklärte. 
Dies  kann  allerdings  von  den  beiden  letzteren  Ausdrficken  gelten.  Das  Prä- 
sidium bedeutete  aber  nach  dem  Verfassungsentwürfe  wenigstens  theoretisch, 
nach  der  Bundesverfassung  selbst  auch  praktisch  etwas  durchaoa  Verschiedenes. 
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sich  aber  ihrem  Inhalte  nach  nicht  ganz  mit  der  vorangegangenen 
Vereinbarung.  Denn  es  hiess  in  der  Proclamation :  „Demgemäss 
werden  Wir  und  Unsere  Nachfolger  an  der  Krone  Preussen  fortan 
den  Kaiserlichen  Titel  in  allen  Unseren  Beziehungen  und  Angelegen- 
heiten des  Deutschen  Reiches  führen".  Nicht  also  der  Bundes- 
präsident bloss  nahm  die  Kaiserwürde  an,  sondern  auch  das 
Commando  über  die  Land-  und  Seemacht  ging  von  dem  Könige 
von  Preussen  als  solchen  auf  den  Kaiser,  das  Organ  des  Reiches, 
über.  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  der  König  von  Preussen 
auf  ihm  verfassungsmässig  zustehende  Rechte  einseitig  zu  Gunsten 
des  deutschen  Kaisers  verzichten  kann.  Jedes  Bedenken  in  dieser 
Beziehung .  ist  dadurch  beseitigt,  dass  die  neue  Redaction  der 
Reichsveriassung  vom  16.  April  1871  auch  da,  wo  früher  von 
dem  Bundesfeldherm  und  dem  Oberbefehlshaber  der  Marine  die 
Rede  gewesen  war,  den  „Kaiser",  substituirte  und  damit  den 
Inhalt  der  Kaiserproclamation  nachträglich  legalisirte. 

Durch  diese  Aenderung  war  aber,  obwohl  man  es  von  Anfang 
an  gar  nicht  beabsichtigt  hatte,  die  letzte  Spur  der  Rechtsidee, 
dass  innerhalb  der  neuen  bundesmässigen  Organisation  dem 
preussischen  Staate  und  seinem  Herrscher  als  solchen  Rechte 
gegenüber  den  anderen  Bundesstaaten  zuständen,  beseitigt.  Das 
Recht  des  preussischen  Staates  beschränkt  sich  darauf,  dass  mit 
der  Person  seines  Herrschers  nothwendig  die  Eigenschaft  eines  her* 
vorragenden  Organs  des  Reiches  verbunden  ist.  Aber  dieses  Organ, 
der  Kaiser,  ist  eine  vom  Könige  von  Preussen  verschiedene  staats* 
rechtliche  Persönlichkeit,  wenn  auch  beide  in  derselben  physischen 
Person  vereinigt  sein  müssen.  Die  Unterscheidung  der  norddeutschen 
Bundesverfassung  zwischen  den  von  dem  Könige  von  Preussen  als 
solchen  zu  eigenem  Rechte  und  den  von  ihm  als  einem  beson- 
deren Bundesorgan  Namens  der  Gesammtheit  auszuübenden  Befug- 
nissen ist  damit  im  Wesentlichen  hinfällig  geworden.  Abgesehen 
von  den  Rechten  des  Königs  von  Preussen  im  Bundesrathe  hat 
nicht  mehr  dieser,  sondern  der  von  ihm  staatsrechtlich  zu  unter- 
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scheidende   deutsche  Kaiser  als  Organ  des  Reiches  Rechte  aus- 
zuäben. 

Diese  Aenderung  in  der  Rechtsstellung  des  Königs  von  Preussen 
war  nicht  bloss  eine  Frage  der  juristischen  Construction,  sondern 
zog  ohne  Weiteres  praktische  Folgen  nach  sich.  Ein  an  den 
Reichskanzler  gerichteter  Allerhöchster  Erlass  vom  1.  Januar  1872 
übertrug  die  Marineverwaltung  wie  das  Commando  von  preussischen 
Behörden  auf  eine  Reichsbehörde,  die  Admiralität,  so  dass  die 
preussischen  Rechte  gegenüber  der  Reichsmarine  verschwanden. 
Wenn  das  gleiche  Ergebniss  auf  dem  Gebiete  des  Kriegswesens 
nicht  erreicht,  ein  Reichskriegsamt  nicht  begründet  wurde,  so  lag 
dies  einfach  daran,  dass  die  Militärverwaltung  einen  Theil  der 
den  Einzelstaaten  verbliebenen  Contingentsherrlichkeit  bildete  und 
durch  Vertrag  mit  Preussen  nur  auf  preussische  Behörden  über- 
tragen werden  konnte.  Die  Thatsache,  dass  das  Obercommando 
nicht  mehr  dem  Könige  von  Preussen,  sondern  dem  Kaiser  zu- 
steht, blieb  durch  den  Fortbestand  der  preussischen  Contingents- 
verwaltung  unberührt.  Die  Unterscheidung  zwischen  Bundes- 
präsidium und  Commando  über  Heer  und  Flotte  ist  nicht  mehr 
in  Bezug  auf  die  Rechtsstellung  des  Kaisers  überhaupt,  sondern 
nur  noch  in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  kaiserlichen  Rechte,  die 
ministerielle  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  von  Bedeutung. 

Entgegen  den  der  Abfassung  der  norddeutschen  Bundes- 
verfassung  zu  Grunde  liegenden  Intentionen,  entgegen  den  noch 
bei  Berathung  der  norddeutschen  Bundesverfassung  im  Reichs- 
tage seitens  der  verbündeten  Regierungen  abgegebenen  Erklär- 
ungen, entgegen  endlich  der  der  Uebertragung  der  Kaiserwürde 
auf  Preussen  beigelegten  Bedeutung  hat  sich  somit,  fast  ohne 
dass  die  Urheber  der  Veränderungen  sich  der  Tragweite  derselben 
bewusst  waren,  die  Institution  des  Kaiserthums  entwickelt.  Das 
Kaiserthum  umfasst  nicht  mehr  Rechte  des  preussischen  Staates 
gegenüber   den   anderen   deutschen   Staaten.     Denn   wären  die 
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kaiserlichen  Rechte  preussiscbe  Rechte,  so  müssten  sie  noth- 
wendig  durch  Organe  des  preussischen  Staates  oder  mindestens 
auf  Grund  einer  Uebertragung  seitens  desselben  ausgeübt 
werden.  Da  dies  nicht  der  Fall  ist,  so  erscheint  die  Kaiser- 
würde als  etwas  von  der  preussischen  Königswürde  rechtlich  Ver- 
schiedenes, der  Kaiser  als  eine  besondere  staatsrechtliche  Persön- 
lichkeit. 

Trotz  dieser  rechtlichen  Verschiedenheit  sollen  Kaiserthum 
und  preussisches  Königthum  stets  in  derselben  physischen  Per- 
son vereinigt  sein,  gewissermassen  eine  Realunion  der  beiden 
staatlichen  Gewalten  in  dem  jeweiligen  Träger  des  Rechtes  statt- 
finden. Wie  ist  dieses  politische  Ziel  gesetzgeberisch  zu  erreichen? 
Offenbar  nur  höchst  unvollkommen  dadurch,  dass  beide  Verfass- 
ungen über  Thronfolge  und  Regentschaft  wörtlich  übereinstimmende 
Normen  enthalten.  Denn  selbst  wörtlich  identische  Rechtssätze 
können  durch  die  dazu  berufenen  Organe  verschieden  interpretirt 
werden  und  tragen  demnach  die  Gefahr  eines  Auseinanderfallens 
von  Kaiserthum  und  Königthum  in  sich.  Absolute  Sicherheit 
gewann  man  nur  dann,  wenn  man  die  innerhalb  der  einen  staat- 
lichen Organisation  getroffene  Normirung  auch  für  der  andern 
präjudicirlich,  den  jeweiligen  Inhaber  des  Kaiserthums  auch  für 
den  Inhaber  der  preussischen  Königswürde  oder  umgekehrt  er- 
klärte. Dem  Entwicklungsgange  der  Bundes-  und  Reichsverfassung, 
welche  ursprünglich  Bundespräsidium  und  Kaiserthum  als  beson- 
dere Organe  des  Bundesstaates  gar  nicht  kannten,  entsprach  es 
allein,  die  Rechte  innerhalb  der  bundesstaatlichen  Gemeinschaft 
an  den  jeweiligen  König  von  Preussen  zu  knüpfen. 

So  wurde  nach  Art.  11  der  norddeutschen  Bundesverfassung 
die  Krone  Preussen  Inhaberin  des  Bundespräsidiums,  nach  Art.  11 
der  Reichsverfassung  der  König  von  Preussen  Inhaber  des  Bundes- 
präsidiums mit  dem  Kaisertitel.  Wer  auch  immer  als  Herrscher 
oder   als  Regent   sich   im  Besitze  der  preussischen  Staatsgewalt 
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befindet,  ist  damit  von  Rechtswegen  auch  deutscher  Kaiser  oi& 
Regent  des  Reiches**). 

Kraft  der  Reichsverfassung  ist  aber  der  von  dem  preussischen 
Könige  rechtlich  zu  scheidende  deutsche  Kaiser  ein  Organ  des 
Reiches.  Damit  ist  jedoch  nur  negativ  festgestellt,  dass  es  nicht 
der  preussische  König  als  solcher  ist,  der  Rechte  innerhalb  der 
bundesstaatlichen  Gemeinschaft  ausübt.  Was  für  eine  rechtliche 
Stellung  der  Kaiser  im  Reiche  einnimmt,  ist  mit  dieser  Negative 
noch  nicht  entschieden. 

Die  herrschenden  Anschauungen  vom  Staate  können  sich  die 
an  der  Spitze  stehende  Persönlichkeit  nur  als  Monarchen  oder 
als  Präsidenten  vorstellen.  Es  liegt  nahe,  die  kaiserliche  Stellung 
dem  einen  oder  dem  anderen  BegriiFe  unterzuordnen.  Monarch 
im  Sinne  des  deutschen  Landesstaatsrechts  ist  der  Kaiser  nun 
nicht.  In  dem  deutschen  Einzelstaate  ist  die  Staatspersönlichkeit 
verkörpert  in  der  Person  des  Herrschers  derart,  dass  jedes  staat- 
liche Recht  ein  Recht  des  Monarchen  ist  und  durch  ihn  oder  in 
seinem  Namen  ausgeübt  wird.  Gegen  die  Annahme  einer 
monarchischen  Stellung  des  Kaisers  in  diesem  Sinne  spricht  jeder 
Staatsact,  .  den  er  vornimmt.  Denn  jede  Willenserklärung  des 
Kaisers  erfolgt  im  Namen  des  Reiches  oder  im  Namen  der  ver- 
bündeten Regierungen.  Der  Kaiser  ist  nicht  Inhaber  der  Sou- 
veränetät,  in  ihm  verkörpert  sich  nicht  die  Staatspersönlichkeit 
des  Reiches,  sondern  er  ist  nur  ein  Organ  des  Reiches,  dessen 
Souveränetät  nicht  auf  ihn  übergegangen  ist.  Der  Kaiser  ist 
aber  ebenso  wenig  Bundespräsident  im  Sinne  der  republikanischen 
Verfassungen,   ein   verantwortlicher    Beamter   des   Reiches.     Er 


14)  Der  früher  angeregte  Zweifel,  ob,  nachdem  die  Reichsverfanoog 
«Krone  Prenasen''  in  «König  von  Prenaaen*  abgeftndert  hat,  aueh  noch  die 
Beatimmungen  dea  preuaaiachen  Rechiea  Ober  die  Regentaohaft  f&r  daaBaidi 
bindend  aind,  kann  jetzt  wohl  ab  im  bejahenden  Sinne  erledigt  betrachtet 
werden,  da  mit  der  Aenderung  dea  Ausdrucka  eine  sachliche  Neaerong  Dieht 
beabsichtigt  war.   Vgl.  daraber  Laband,  ReichsatHatsrecht,  2.  A.,  Bd.  1,  S.  201. 
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wird  nicht  gewählt,  seine  Amtsperiode  ist  keine  zeitlich  be- 
schränkte, er  kann  für  seine  Amtshandlungen  nicht  verantwort- 
lich gemacht  werden,  er  hat  vielmehr  ein  eigenes  verfassungs- 
mässiges Recht  auf  die  kaiserliche  Stellung. 

Was  ist  der  Kaiser  aber  sonst?  Gewiss  ist  das  deutsche 
Kaiserthum  etwas  Unfertiges  und  Widerspruchsvolles").  Aber 
diese  Eigenschaft  theitt  es  mit  anderen  Rechtsinstitutionen.  Und 
weil  es  eine  solche  ist,  muss  eine  Feststellung  des  staatsrecht- 
Hchen  Begriffes  möglich  sein.  Von  derselben  abzusehen**),  ist 
mit  dem  Anerkenntnisse  der  Thatsache^  dass  es  sich  um  eine 
Rechtsinstitution  handelt,  unvereinbar.  Den  Kaiser  femer  für 
einen  unverantwortlichen  Mitträger  der  Souveränetät  an  oberster 
Stelle  und  somit  für  das  Reichsoberhaupt,  für  den  Träger  der 
Souveränetät  mit  und  neben  dem  Bundesrathe  erklären  zu  wollen^'), 
ist  eine  Combination  disparater  Sätze  ohne  inneren  Zusammen- 
hang. Der  Kaiser  ist  allerdings  unverantwortlicher  Mitträger 
der  Souveränetät,  aber  nicht  als  Kaiser,  sondern  als  König  des 
grössten  deutschen  Staates.  Seine  Stellung  als  Reichsoberhaupt 
folgt  daraus  in  keiner  Weise.  Er  vertritt  ferner  den  Collectiv- 
souverän  des  Reiches  als  dessen  Organ.  Aber  diese  Stellung  ist 
wieder  von  der  des  Königs  von  Preussen  als  eines  Mitträgers  der 
Souveränetät  verschieden.  Aber  auch  die  Erklärung  der  Stellung 
des  Kaisers  aus  seiner  Stellung  als  König  von  Preussen  im  Reiche, 
d.  h.  als  eines  bevorrechteten,  mit  weitgehenden  Sonderrechten 
ausgestatteten  Mitgliedes  und  Mitsouveräns  des  Reiches^^)  genügt 
nicht.  Historisch  und  politisch  ist  zweifellos  die  Verbindung  der 
Kaiserwürde  mit  der  preussischen  Königswürde  von  grösster  Be- 


ift)  v.  Hkld,  Verf.  des  deutschen  Reiches,  Leipzig  1872,  S.  86  ff. 

16)  So  y.  MoHL,  Das  deatecbe  Reichsstaatsrecht,  Tflbingen  1873,  S. 
282  ff.;  Zorn  in  v.  Holtzrnoorff^s  Rechtslexikon  II,  S.  426. 

17)  H.  Schulze,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  2,  S.  37. 

18)  Labamd,  a.  a.  O.  S.  198  ff.  und  Art.  Kaiser  in  v.  Stemgel^s  Wörter- 
buch Bd.  1,  S.  700  ff. 
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deutung.  Auch  staatsrechtlich  würden  nach  dem  Entwürfe  der 
norddeutschen  Bundesverfassung  die  jetzt  unter  dem  Kaiserthum 
zusammengefassten  Befugnisse  nur  preussische  Präcipualrechte 
gewesen  sein.  Nachdem  jedoch  das  Kaiserthum  durch  die  ge- 
schichtliche Entwicklung  der  norddeutschen  Bundesverfassung  und 
der  Reichsverfassung  zu  einer  selbständigen  Institution  des  Reiches 
sich  herausgebildet  hat,  rechtlich  verschieden  von  den  preussi- 
schen  Mitgliedschaftsrechten,  kann  man  nicht  mehr  zur  Erklärung 
auf  die  letzteren  zurückgehen.  Wenn  wir  die  kaiserliche  Stellung 
betrachten,  abstrahiren  wir  von  den  sie  ergänzenden  preussiscben 
Mitgliedschaftsrechten  im  Reiche.  Allerdings  geben  erst  beide 
zusammen  das  volle  Bild  der  politischen  Stellung  des  Kaisers. 
Aber  für  die  juristische  Betrachtung  ist  dies  gleichgiltig.  Wir 
sondern  auch  Reichs-  und  Landesstaatsrecht  von  einander,  ob* 
gleich  erst  beide  zusammen  das  volle  Bild  der  Staatsthätigkeit 
darbieten. 

Um  eine  Analogie  für  d\e  staatsrechtliche  Stellung  des 
Kaiserthums  zu  finden,  braucht  man  nur  einen  Blick  über  die 
Grenzen  Deutschlands  hinauszuwerfen.  Allerdings  ist  es  den 
deutschen  Monarchien  nach  der  historischen  Entwicklung  der 
deutschen  Einzelstaaten  eigenthümlich,  dass  die  Staatspersönlich* 
keit  in  der  physischen  Person  des  Herrschers  verkörpert,  dass 
der  Herrscher  Träger  der  staatlichen  Souveränetät  und  Grund 
und  Quelle  jedes  staatlichen  Rechtes  ist.  Aber  neben  dieser 
specifisch  deutschen  Rechtsinstitution  kennt  das  Staatsrecht  der 
modernen  europäischen  Kulturwelt  eine  auf  anderen  historischen 
Voraussetzungen  erwachsene  und  unter  diesen  vollberechtigte 
Parallelbildung  der  Monarchie,  die  parlamentarische  Monarchie 
im  Staate  der  Volkssouveränetät,  für  welche  die  belgische  Ver- 
fassung von  1830  das  typische  Vorbild  darbietet. 

Grund  und  Quelle  alles  staatlichen  Rechtes  ist  hier  das 
Volk,  indem  von  ihm  alle  Gewalten  ausgehen.  Jedes  staatliche 
Recht   und  jede  staatliche  Function  wird  also  vom  Volke  abge- 
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leitet.  Die  Organe  des  mit  dem  Staate  identificirten  souveränen 
Volkes  für  die  Gesetzgebung  sind  König  und  Kammern,  für  die 
Executive  der  König,  für  die  Ausübung  der  richterlichen  Gewalt 
die  Gerichte.  Die  parlamentarische  Praxis  hat  das  monarchische 
Recht  noch  über  das  verfassungsmässige  Mass  hinaus  eingeschränkt 
und  den  König  genöthigt,  seine  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung 
und  seine  Executive  durch  das  aus  der  Parlamentsmehrheit  ge- 
nommene Ministerium  auszuüben.  Der  König  ist  daher  abgesehen 
von  der  Geltendmachung  seines  persönlichen  Einflusses,  die  ja 
nicht  Regierung  ist,  im  Wesentlichen  auf  formelle  Functionen, 
Betrauung  des  Führers  der  parlamentarischen  Mehrheit  mit  der 
Cabinetsbildung  und  Vollziehung  der  ihm  vom  Ministerium  vor- 
gelegten Regierungsacte,  beschränkt.  Trotz  dieses  Minimums  an 
staatlichen  Rechten  ist  der  parlamentarische  König  Monarch, 
und  selbst  in  dem  Schattenkönigthum  der  belgischen  Verfassung 
sind  noch  die  Spuren  der  germanischen  Monarchie  zu  erkennen. 
Auch  der  parlamentarische  König  erlangt  seine  Stellung,  wenn- 
schon er  im  Namen  und  als  Organ  des  souveränen  Volkes  func- 
tionirt,  kraft  eigenen  Rechtes.  Er  bildet  die  über  alle  gesell- 
ßchaftlichen  Aspirationen  erhabene  Persönlichkeit,  an  welche 
die  socialen  und  politischen  Kämpfe  nicht  heranreichen,  welche 
aber  allerdings  wegen  der  Geringfügigkeit  ihrer  Befugnisse  die 
Gegensätze  des  öffentlichen  Lebens  nicht  auszugleichen  vermag. 
Der  parlamentarische  König  ist  weiter  gleich  den  deutschen 
Monarchen  der  Repräsentant  seines  Staates  nach  aussen  im 
völkerrechtlichen  Verkehre.  Er  geniesst  endlich,  kraft  positiver 
Rechtsatzung  jene  Verantwortlichkeit,  welche  den  deutschen 
Monarchen  schon  um  deswillen  zusteht,  weil  es  über  ihnen  keine 
höhere  Gewalt  im  Staate  gibt,  und  einen  erhöhten  Rechtsschutz. 
Vergleichen  wir  diese  parlamentarische  Monarchie  mit  dem 
deutschen  Kaiserthume,  so  ist  die  Aehnlichkeit  eine  überraschende. 
Es  soll  damit  nicht  etwa  gesagt  sein,  dass  für  das  Reich  das 
innerhalb    der    Einzelstaaten    niemals    anerkannte    Princip    der 

ArehiT  fOr  CffentUohes  Recht.  VIII.  2.  3.  29 
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Volkssouveränetät  zur  Geltung  gelangt,  oder  dass  der  Kaiser  bei 
Auswahl  der  Organe  seiner  Regierung  an  parlamentarische  Voten 
gebunden  wäre.  Auch  die  Machtbefugnisse  des  Kaiserthunis 
dulden,  besonders  wenn  man  an  seinen  politischen  Rückhalt  in 
der  preussischen  Hausmacht  denkt,  keinen  Vergleich  mit  der 
parlamentarischen  Schattenmonarchie.  Alle  diese  äusserlichen 
und  vorwiegend  politischen  Vergleichspunkte  müssen  ausser  Be- 
tracht bleiben.  Der  rechtliche  Kern  ist  der,  dass  wir  es  in 
beiden  Fällen  mit  einem  kraft  eigenen  Rechtes  als  Organ  des 
Souveräns  berufenen  Staatsfactor  zu  thun  haben. 

Wie  in  dem  parlamentarischen  Staate  die  Substanz  der  staat- 
lichen Rechte  und  die  staatliche  Souveränetät  in  einer  Mehrheit  von 
Personen,  dem  Volke,  ruht,  so  in  dem  Reiche  in  der  Gesammt- 
heit  der  verbündeten  Regierungen.  Dieser  Rechtszustand  ist  iu 
beiden  Fällen  ein  historisch  mit  Nothwendigkeit  gegebener.  Dort 
haben  revolutionäre  Umwälzungen  die  monarchische  Souveränetät 
vernichtet  und  das  Recht  der  Staatsherrschaft  in  den  Schoss  der 
Gesellschaft  gelegt.  Hier  ist  durch  die  That  souveräner  Staaten 
ein  neuer  Gesammtstaat  geschaffen,  innerhalb  dessen  seine 
Schöpfer  das  Herrschaftsrecht  für  sich  bewahrten.  Die  deutschen 
Einzelstaaten  in  ihrer  Vereinigung  sind  daher  Träger  der  Souve- 
ränetät des  Reiches  in  positiver  und  negativer  Beziehung.  Da  ein 
solcher  CoUectivsouverän  nicht  wie  die  physische  Person  des 
Monarchen,  in  dem  sich  die  Souveränetät  verkörpert,  selbst  han- 
deln kann,  so  bedarf  er  nothwendig  verfassungsmässiger  Organe, 
während  in  dem  Staate  mit  monarchischer  Souveränetät  die  Be- 
stellung verfassungsmässiger  Organe  neben  dem  Monarchen  nicht 
geboten  ist,  im  Gegentheil  sich  das  ganze  öffentliche  Recht  in 
eine  blosse  Verwaltungsordnung  auflösen  kann. 

In  dem  Staate  mit  einem  CoUectivsouverän  wird  regelmässig 
ein  Staatsorgan  dem  Souverän  näher  stehen  als  alle  anderen  und 
deshalb  einen  präponderirenden  Einfluss  auf  die  Leitung  des 
Staatswesens  ausüben.     Wo   das  Princip  der  Volkssouveränetät 
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zur  Geltung  gelangt  ist,  tritt  als  dieses  Organ  das  Parlament  und 
zwar  speciell  die  aus  unmittelbarer  Wahl  des  souveränen  Volkes 
hervorgehende  zweite  Kammer  in  den  Vordergrund.  In  einem 
Staate,  dessen  Souverän  die  Gesammtheit  der  Einzelstaaten  bildet, 
ist  es  die  Versammlung  der  Vertreter  der  einzelstaatlichen  Regie- 
rungen, also  im  deutschen  Reiche  der  Bundesrath.  Trotz  der 
thatsächlichen  Vorherrschaft  des  betreffenden  Organs  wird  es 
nicht  zum  Träger  der  Souveränetät,  es  ist  und  bleibt  eins  von 
mehreren  Organen  des  Souveräns.  Deshalb  ist  neben  dem  un- 
mittelbaren Vertreter  des  Souveräns  Platz  für  andere  verfassungs- 
mässige Staatsorgane  in  rechtlicher  Unabhängigkeit  von  der 
Volksvertretung  im  parlamentarischen  Staate,  vom  Bundesrathe 
im  deutschen  Reiche. 

Ein  solches  selbstständiges  Staatsorgan  bildet  inbesondere 
der  König  in  der  parlamentarischen  Monarchie  und  der  deutsche 
Kaiser.  Der  Kaiser  ist  demnach  nicht  Souverän  des  Reiches, 
das  staatliche  Recht  des  Reiches  ist  nicht  in  seiner  physischen 
Person  verkörpert,  Kaiser  und  Reich  sind  nicht  identische  Be- 
griffe, sondern  der  Kaiser  ist  nur  ein  verfassungsmässiges  Organ 
der  souveränen  Reichsstaatsgewalt.  Dass  der  Kaiser,  da  die 
Reichssouveränetät  in  der  Gesammtheit  der  verbündeten  Regie- 
rungen ruht,  in  seiner  Eigenschaft  als  König  von  Preussen  gleich- 
zeitig Mitträger  der  Reichssouveränetät  ist,  fallt  hier,  da  wir  das 
Kaiserthum  in  seiner  staatsrechtlichen  Isolirung  zu  behandeln 
haben,  nicht  weiter  ins  Gewicht. 

Die  deutsche  Kaiserwürde  ist  nun  aber,  wie  wir  sahen,  nach 
der  Reichsverfassung  untrennbar  verbunden  mit  der  preussischen 
Königswürde.  Da  die  letztere  erlangt  wird  kraft  eigenen  Rechtes, 
so  wird  auch  die  Kaiserwürde,  ohne  dass  eine  weitere  Bestim- 
mung der  Reichsverfassung  in  dieser  Beziehung  nothwendig  wäre, 
in  der  gleichen  Weise  und  insbesondere  ohne  jeden  Uebertragungs- 
act  erworben.  Dass  die  Stellung  des  Kaisers  als  Organ  des 
Reiches  von  keiner  höheren  irdischen  Gewalt  abgeleitet  ist,  tindet 
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seinen  Ausdruck  darin,  dass  er  sich  „von  Gottes  Gnaden^'  deutscher 
Kaiser  nennt.  Eine  physische  Person,  welche  kraft  eigenen  Rech- 
tes berufen  ist,  ein  verfassungsmässiges  Organ  des  Staates  zu 
bilden,  bezeichnet  aber,  wie  das  Beispiel  der  parlamentarischen 
Staaten  zeigt,  das  moderne  Staatsrecht  ebenfalls  als  Monarchen. 
Der  deutsche  Kaiser  ist  demnach  der  Monarch  Deutschlands,  aller- 
dings nicht  Monarch  in  dem  Sinne  des  deutschen  Landesstaatsrechtes« 
nach  welchem  der  Herrscher  die  souveräne  Staatsgewalt  in  sich 
verkörpert  und  Grund  und  Quelle  aller  staatlichen  Rechtsbetha- 
tigungen  bildet,  wohl  aber  in  dem  Sinne  derjenigen  Bechtsauf- 
fassung  vom  Staate,  nach  welcher  der  Monarch  kraft  eigenen 
Rechtes  ein  verfassungsmässiges  Organ  des  von  ihm  begrifflich 
zu  unterscheidenden  Staates  ist. 

Die  monarchische  Stellung  des  Kaisers  findet  zunächst  ihre  An- 
erkennung in  den  mit  der  Monarchie  herkömmlich  verbundenen 
Ehrenrechten  und  in  einem  erhöhten  Strafschutz  für  die  Person 
des  Monarchen. 

Der  Titel  des  Kaisers  ist  der  für  die  Bezeichnung  eines  Mo- 
narchen übliche.     Allerdings   kommt  ja   der  monarchische   Titel 
in  Wahlmonarchien    auch   für   nicht   kraft  eigenen   verfassungs- 
mässigen Rechtes  berufene  Staatsorgane  vor.     Auch   kann   der 
ursprünglich  monarchische  Titel  in  Folge  einer  Degeneration  der 
Monarchie  zum  blossen  Amtstitel  werden  (äqxi^mf  ßaotksvg^  Doge). 
Aber  dem   europäischen  Staatsrechte  der  Gegenwart  sind  solche 
Ausnahmen  jedenfalls  fremd,  und  geradezu  als  etwas  noch  nicht 
Dagewesenes  muss  es  bezeichnet  werden,  dass  man  je  einem  neu 
geschaffenen  Staatsorgane,  welches  nicht  Monarch  sein  sollte,  einen 
monarchischen  Titel  beigelegt  und  damit  verfassungswidrige  Be- 
strebungen des  betreffenden  Staatsorganes  erweckt  hätte.      Der 
an  sich  monarchische  Titel  des  Kaisers  wird  auch  dadurch  nicht 
zum  blossen  Amtstitel  ^^),   dass  er  nicht  von    den  Objecten  der 


19)  So  Laband  a.  a.  0.  Bd.  1,  S.  206. 
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Staatsherrschaft  entnommen  ist,  sondern  „deutscher  Kaiser'^ 
lautet.  Von  den  drei  möglichen  Titeln  war  der  in  der  Reichs- 
verfassung von  1849  aufgenommene  eines  „Kaisers  der  Deutschen'^ 
schon  deshalb  ausgeschlossen,  weil  er  auf  dem  Principe  der  Yolks- 
souveränetät  beruht.  „Kaiser  von  Deutschland"  war  nicht  etwa 
deshalb,  weil  der  Kaiser  nicht  der  Monarch  Deutschlands  wäre, 
sondern  weil  der  Bundesstaat  gar  nicht  Deutschland  heisst,  un- 
möglich. Ein  „Kaiser  des  deutschen  Reiches"  wäre  nicht  nur 
äusserst  geschmacklos,  sondern  im  Widerspruche  mit  der  That- 
Sache  gewesen,  dass  unter  dem  Reiche  kein  Herrschaftsobject, 
vielmehr  der  CoUectivsouverän  zu  verstehen  ist*®).  So  blieb  nur 
der  „deutsche  Kaiser"  übrig  aus  dem  rein  negativen  Grunde, 
weil  jeder  andere  Titel  unmöglich  war.  Wo,  wie  im  völkerrecht- 
lichen Verkehre  für  den  Bundesstaat  die  Bezeichnung  „Deutsch- 
land" üblich  ist,  da  hat  sich  ohne  Weiteres  kraft  Gewohnheits- 
rechtes die  Titulatur  „Empereur  d'AUemagne"  eingebürgert.  Da- 
mit ist  aber  der  Beweis  geführt,  dass  „deutscher  Kaiser"  und 
^^Kaiser  von  Deutschland"  rechtlich  gleichbedeutende  Bezeich- 
nungen sind,  und  man  aus  der  offiziellen  Annahme  des  ersteren 
Titels  keinen  Schluss  gegen  die  monarchische  Stellung  des  Kaisers 
ziehen  kann. 

Im  übrigen  sind  die  kaiserlichen  Ehrenrechte  von  unbedeu- 
tendem Umfange,  sie  beschränken  sich  im  Wesentlichen  auf  Waj)- 
pen  und  Standarten.  Gleichwohl  wäre  eine  Schlussfolgerung  aus 
der  Geringfügigkeit  der  kaiserlichen  Ehrenrechte  gegen  die  mo- 
narchische Stellung  des  Kaiserthums  ungerechtfertigt.  Die  sonst 
für  die  Repräsentation  der  Monarchie  wesentlichen  Ehrenrechte, 
wie  Hofstaat  etc.,  sind  eben  für  das  preussische  Königthum 
schon  vorhanden  und  brauchen  daher  für  das  Kaiserthum  nicht 
noch  einmal  gewährt  zu  werden. 


20)  Wo  der  Titel  nicht  die  Hemcherstellang  bezeichnet,  wie  beim  Kron- 
prinzen, wählte  man  daher  unbedenklich  die  Titulatur  von  dem  Bundesstaate 
, Kronprinz  des  deutschen  Reiches*. 
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Mit  dem  Kaiserthum  als  solchen  sind  femer  keine  besonde- 
ren Vermögensrechte  verbunden.  Insbesondere  ist  von  einer 
kaiserlichen  Civilliste,  wie  sie  die  Reichsverfassung  von  1849  ge- 
währen wollte,  nicht  die  Rede.  Auch  hier  findet  das  Kaiserthmn 
politisch  seine  Ergänzung  in  dem  preussischen  Königthum,  dessen 
Dotation  gleichzeitig  der  kaiserlichen  Stellung  dient.  Die  Be- 
nutzung des  Kaiserpalastes  in  Strassburg  dürfte  die  einzige  den 
persönlichen  Zwecken  des  Kaiserthums  gewährte  Dotation  des- 
selben sein. 

Der  Kaiser  geniesst  femer  den  erhöhten  strafrechtlichen 
Schutz  der  Monarchen.  Nach  §  80  Str.-G.-B.  ist  Mord  und 
Mordversuch  an  dem  Kaiser  Hochverrath,  §§  94,  95  a.  a.  0.  be- 
handeln Thätlichkeiten  und  Beleidigungen  gegen  den  Kaiser  imter 
der  Ueberschrift  „Beleidigung  des  Landesherren'^  Dass  der 
Kaiser  diesen  erhöhten  Rechtsschutz  in  Bezug  auf  Leben,  körper- 
liche Integrität  und  Ehre  als  König  von  Preussen  gleich  allen 
anderen  Landesherren  geniesst,  ist  selbstverständlich  und  bedarf 
keiner  weiteren  Hervorhebung.  Aber  das  Strafgesetzbuch  geht 
darüber  hinaus.  Es  verleiht  ihm  den  erhöhten  Rechtsschutz  im 
ganzen  Reichsgebiete,  behandelt  ihn  überall  als  Landesherren.  Da- 
mit wird  aber,  wenigstens  vom  strafrechtlichen  Standpunkte,  die 
monarchische  Stellung  des  Kaisers  in  ganz  Deutschland  anerkannt. 

Wendet  man  sich  weiter  den  monarchischen  Rechten  zu,  so 
begegnet  uns  ein  principieller  Unterschied  zwischen  den  Staaten 
mit  monarchischer  Souveränetät  und  denen  mit  Collectivsouve- 
ränetät.  In  den  ersteren  vereinigt  der  Monarch  alle  Rechte  der 
Staatsgewalt  in  seiner  Hand,  nur  in  der  Ausübung  ist  er  an 
gewisse  verfassungsmässige  Formen  bei  einzelnen  Functionen  der 
Staatsgewalt  gebunden.  Die  Präsumtion  spricht  aber  immer  für 
die  freie  Regierungsthätigkeit  des  Monarchen,  jede  Beschränkung, 
die  sich  der  Monarch  erst  durch  ErlassderVerfassungsurkunde  selbst 
auferlegt  hat,  bedarf  einer  besonderen  verfassungsmässigen  Begrün- 
dung. Anders  in  den  Staaten  mit  Collectivsouveränetät  In  ihnen  findet 
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(He  monarchisclie  Stellung  in  der  Verfassung  nicht  nur  ihre 
Schranken,  sondern  auch  ihren  Rechtsgrund,  da  der  Monarch 
nicht  die  Staatspersönlichkeit  in  sich  verkörpert ,  sondern  nur  ein 
verfassungsmässiges  Organ  der  Staatsgewalt  ist.  Für  den  Staat 
mit  monarchischer  Souveränetät  bedarf  es  daher  keiner  Aufzäh- 
lung der  Rechte  des  Monarchen  —  sie  sind  identisch  mit  den 
Rechten  des  Staates  überhaupt  — ,  sondern  nur  näherer  Be- 
stimmungen über  die  Form  ihrer  Ausübung.  Dagegen  muss  jedem 
Staatsorgane  ein  rechtlich  umgrenzter  Kreis  seiner  Wirksamkeit 
zugewiesen  werden.  Dies  gilt  auch  von  dem  Monarchen,  wenn 
er  bloss  ein  Organ  des  von  ihm  rechtlich  verschiedenen  Staates 
ist.  So  kommt  die  belgische  Verfassung  von  ihrem  Standpunkte 
aus  nach  Aufzählung  aller  einzelnen  Befugnisse  des  Königs  mit 
Recht  in  Art.  78  zu  dem  Schlusssatze:  „Le  roi  n'a  d'autres  pou- 
voirs  que  ceux  que  lui  attribuent  formellement  la  Constitution  et 
les  lois  particulieres  portees  en  vertu  de  la  Constitution  meme." 

Da  die  deutsche  Reichsverfassung  nicht  auf  dem  Princip 
der  monarchischen  Souveränetät  beruht,  so  kann  sie  ihrerseits 
auch  nicht  alle  Rechte  der  Reichsstaatsgewalt  für  Rechte  des 
Kaisers  erklären  und  ihn  nur  bei  Ausübung  dieser  Rechte  an  be- 
stimmte verfassungsmässige  Formen  binden.  Sie  muss  vielmehr 
ihrerseits  die  Rechte  des  Kaisers  als  verfassungsmässigen  Staats- 
organs des  Reiches  aufzählen  und  bestimmen. 

In  dem  Staate  mit  Collectivsouveränetät,  in  dem  der  Souve- 
rän nicht  durch  die  Verfassung  beschränkt  wird,  sondern  alle 
Factoren  der  Staatsgewalt  nur  auf  Grund  der  Verfassung,  also 
eines  Gesetzes  bestehen,  wird  die  Gesetzgebung  immer  den  Aus- 
gangspunkt bei  Erörterung  der  staatlichen  Functionen  bilden 
müssen. 

Während  nun  in  dem  Staate  mit  monarchischer  Souveräne- 
tät die  Gesetzgebung  als  staatliche  Function  wenigstens  dem 
Rechte  nach  stets  dem  Monarchen  zustehen  muss,  und  dieser 
sich  nur  in  der  Ausübung  an  die  Mitwirkung  anderer  Factoren 
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binden  kann,  ist  es  in  dem  Staate,  dessen  Verfassung  nicht  auf 
dem  monarchischen  Principe  beruht,  lediglich  eine  Frage  des  eon- 
creten  Verfassungsrechtes,  inwieweit  dem  Monarchen  eine  Mit- 
wirkung bei  der  Gesetzgebung  zustehen  soll.  Insbesondere  liegt 
hier,  da  der  Act  des  Staates  nicht  identisch  ist  mit  dem  Act  des 
Monarchen,  keine  innere  staatsrechtliche  Nothwendigkeit  für  die 
Annahme  vor,  dass  ein  Gesetz  nicht  gegen  den  Willen  des  Monar- 
chen in  Kraft  treten  könnte. 

In  England,  wo  die  Souveränetät  dem  King  in  Parliament, 
d.  h.  dem  Parlamente  in  Gemeinschaft  mit  der  Krone  zugeschrie- 
ben wird,  besteht  nach  der  unter  den  englischen  Juristen  allge- 
mein herrschenden  Ansicht  weder  ein  Recht  des  Monarchen  zur 
gesetzgeberischen  Initiative,  noch  ein  absolutes  oder  suspensives 
Veto  desselben,  eine  Initiative  um  deswillen  nicht,  weil  jeder  Ge- 
setzentwurf im  Parlamente  in  der  Form  einer  Petition  an  die 
Krone,  das  Gesetz  zu  erlassen,  eingebracht  wird,  ein  Veto  nicht, 
weil  die  Krone  schon  bei  der  parlamentarischen  Berathung  der 
Bill  durch  das  Cabinet,  das  jedoch  die  Krone  nicht  frei  wählen 
kann,  ihre  Zustimmung  erklären  lasse.  Jedenfalls  ist  das  früher 
bestehende  königliche  Veto  durch  Desuetudo  beseitigt,  so  dass 
ein  Gesetz  auch  gegen  den  Willen  des  Königs  in  Kraft  treten 
kann.  Die  Thätigkeit  des  Monarchen  bei  der  Gesetzgebung  be- 
schränkt sich  daher  auf  den  Formalact  der  Vollziehung  des  Ge- 
setzes. Die  belgische  Verfassung  legt  dagegen  allerdings  trotz 
der  Anerkennung  des  Princips  der  Volkssouveränetät  die  Aus- 
übung der  gesetzgebenden  Gewalt  in  die  Hände  von  König  imd 
Kammern  gemeinschaftlich  und  gewährt  damit  dem  König  ein  ab- 
solutes Veto.  Dieses  verfassungsmässige  Recht  des  Königs  wird 
aber  eliminirt  durch  die  Praxis  der  parlamentarischen  Regierung, 
welche  den  König  bei  Ausübung  seiner  Rechte  an  die  Mitwirkung 
des  aus  der  Kammermajorität  hervorgegangenen  Ministeriums 
bindet.  Gerade  aus  diesem  Umstände  erklärt  sich  das  bei  der 
Verfassungsrevision  hervorgetretene  Streben,  dem  König  statt  des 
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ihm  thatsächlich  entgangenen  Vetos  das  inhaltlich  weit  ge- 
ringere Recht  der  Ergreifung  des  Referendums  an  das  Volk  zu 
gewähren«^). 

Für  das  Reichsstaatsrecht  ergibt  sich  hiemach  die  Folgerung, 
dass  aus  der  monarchischen  Stellung  des  Kaisers,  eben  weil  die- 
selbe nicht  auf  dem  Principe  der  monarchischen  Souveränetät 
beruht,  sich  nichts  für  den  Umfang  der  kaiserlichen  Befugnisse 
auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  ergiebt.  Die  Reichsverfassung 
kann  von  ihrem  Standpunkte  aus  ebenso  wohl  den  Kaiser  als 
das  mit  der  Gesetzgebung  betraute  Reichsorgan  bestellen,  welches 
nur  bei  Ausübung  seines  Gesetzgebungsrechtes  Namens  des  Col- 
lectivsouveräns  an  die  Mitwirkung  anderer  Reichsorgane  gebunden 
ist,  als  auch  den  Kaiser  auf  rein  formale  Functionen  bei  der 
Gesetzgebung  beschränken,  als  auch  endlich  einen  Mittelweg 
zwischen  diesen  beiden  Extremen  einschlagen.  Das  oberste  Ver- 
fassungsprincip  des  Reichsstaatsrechts  besagt  nur,  dass  der  Kaiser 
nicht  Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  sein  braucht. 
Welches  seine  Befugnisse  auf  diesem  Gebiete  sind,  ist  aus  con- 
creten  Verfassungs-Bestimmungen  und  dem  in  der  politischen 
Praxis  ausgebildeten  Gewohnheitsrechte  zu  entnehmen. 

Den  ersten  Stadien  der  bimdesstaatlichen  Verfassungsbildung, 
welche  Bundespräsidium  und  Kaiserthum  als  selbstständiges 
Bundesorgan  noch  nicht  kannten,  mussten  selbstverständlich  auch 
präsidiale  bezw.  kaiserliche  Befugnisse  auf  dem  Gebiete  der  Ge- 
setzgebung fremd  sein.  Auch  materiell  erscheint  hier  das  Kaiser- 
thum als  eine  spätere  Einschiebung  in  die  verfassungsmässige 
Organisation  der  Bundesgewalt,  ohne  dass  dadurch  die  frühere 
Rechtsauffassung  vollständig  verdrängt  worden  wäre. 

Der  preussische  Entwurf  wie  derjenige  der  verbündeten  Re- 
gierungen übertragen  demnach  die  Ausübung  der  gesetzgebenden 


<i)  Vgl.  J.  VAN  DEN  Heuvel,  De  la  r^vision  de  la  Constitution  beige, 
Broxelles  1892  p.  135  ff. 
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Gewalt  den  damals  allein  in  Aussicht  genommenen  verfassungs- 
mässigen Organen  des  Bundes,  Bundesrath  und  Reichstag,  vor- 
behaltlich einzelner  hegemonischer  Rechte  des  preussischen  Staates 
und  seines  Königs.  Grundsätzlich  wird  die  Uebereinstimmun^ 
der  Mehrheitsbeschlüsse  von  Bundesrath  und  Reichstag  zu  einem 
Bundesgesetze  für  erforderlich  und  ausreichend  erklärt.  Dem 
nach  den  Entwürfen  von  dem  Könige  von  Preussen  noch  nicht 
rechtlich  verschiedenen  Präsidium  werden  zwei  Befugnisse  bei- 
gelegt. Das  Präsidium  hat  einmal  sämmtliche  Bundesgesetze 
auszufertigen  und  zu  verkündigen.  Es  hat  aber  femer  ein  Veto 
bei  Gesetzentwürfen  über  Verfassungsänderungen  wegen  der  für 
solche  erforderlichen  Zweidrittel -Majorität,  über  Militärwesen, 
Kriegsmarine  und  indirecte  Steuern  kraft  positiver  Bestimmung. 
Dieses  Vetorecht  konnte  jedoch  nur  ausgeübt  werden  durch  die 
Stimme  des  Präsidiums  im  Bundesrathe.  Durch  die  ausdrück- 
liche Statuirung  des  Vetos  für  einzelne  Fälle  ergab  sich  umge- 
kehrt, dass  es  im  Uebrigen  nicht  bestand.  Obgleich  sowohl  bei 
den  Formalacten  der  Ausfertigung  und  Verkündigung  als  auch 
bei  den  Vetorechten  in  Kriegs-  und  Steuersachen  von  Befugnissen 
des  Präsidiums  die  Rede  war,  lag  doch  ein  wesentlicher  Unter- 
schied zwischen  beiden  vor.  Die  Ausfertigung  und  Verkündigung 
der  Bundesgesetze  konnte  die  Krone  Preussen  in  der  That  als 
Präsidium  in  dem  oben  festgestellten  Sinne  d.  h.  Namens  der 
Gesammtheit  der  Verbündeten  vornehmen.  Dagegen  konnten  die 
Vetorechte  im  Bundesrathe  nie  etwas  anderes  sein  als  eigene 
Befugnisse  der  preussischen  Krone,  da  im  Schoosse  des  Bundes- 
rathes  nur  die  einzelnen  Staaten  vertreten  waren.  Präsidium 
bedeutete  in  diesem  Zusammenhange  nichts  anderes  als  den 
Präsidialstaat,  Preussen. 

Wenn  nunmehr  in  Folge  der  Beschlüsse  des  verfassnngbe- 
rathenden  Reichstages  das  Bundespräsidium  zu  einem  selbst- 
ständigen verfassungsmässigen  Bundesorgane  erhoben  wurde,  ^o 
gingen  auf  dieses  nur  die  Formalbefugnisse  bei  der  Gesetzgebung. 
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nämlich  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Bundesgesetze,  über. 
Die  Vetorechte,  welche  gar  keine  wirklichen  Präsidialbefugnisse 
waren,  blieben  Sonderrechte  des  Königs  von  Preusseü  im  Bundes- 
rathe.  Sie  kommen  also  hier,  wo  wir  von  der  Rechtsstellung 
des  Königs  von  Preussen  als  solchen  im  Reiche  absehen,  nicht 
weiter  in  Betracht.  Die  Reichsverfassung  beschränkt  sich  nun- 
mehr nach  der  Festsetzung  in  Art.  5,  dass  die  Reichsgesetzgebung 
durch  Bundesrath  und  Reichstag  ausgeübt  wird,  in  Bezug  auf 
die  Theilnahme  des  Kaisers  an  der  Gesetzgebung  auf  die  dürftige 
Bestimmung  des  Art.  17,  wonach  dem  Kaiser  die  Ausfertigung 
und  Verkündigung  der  Reichsgesetze  im  Namen  des  Reiches 
und  unter  Gegenzeichnung  des  verantwortlichen  Reichskanzlers 
zusteht. 

Nicht  diese  Verfassungsbestimmungen  allein  bilden  jedoch 
die  Quellen  des  geltenden  Rechtes.  Aus  der  politischen  Praxis 
von  mehr  als  zwei  Jahrzehnten  hat  sich  in  einzelnen  Beziehungen 
ein  anerkanntes  Gewohnheitsrecht  entwickelt,  welches  die  Reichs- 
verfassung in  einem  ihrer  ursprünglichen  Structur  entgegen- 
gesetzten Sinne  ergänzt  und  fortgebildet  hat,  so  dass  man  bei- 
nahe von  einem  dem  geschriebenen  Verfassungsrechte  derogiren- 
den  Reichsherkommen  sprechen  kann. 

Eine  gesetzgeberische  Initiative  konnte  die  Bundesverfassung 
nach  ihrer  ursprünglichen  Anlage  nur  den  einzelnen  Bundes- 
gliedem  im  Bundesrathe  und  dem  Reichstage  einräumen,  da  sie 
ausser  diesen  beiden  Factoren  der  Gesetzgebung  überhaupt  keine 
verfassungsmässigen  Bundesorgane  kannte.  Trotzdem  der  letztere 
Grund  fortgefallen  ist,  sind  die  Bestimmungen  in  die  Reichsver- 
fassung Art.  7,  23  unverändert  übergegangen.  Abgesehen  von 
den  hier  nicht  weiter  interessirenden  Initiativanträgen  des  Reichs- 
tages, die  verhältnissmässig  selten  vorkommen,  würde  also  nach 
dem  geschriebenen  Verfassungsrechte  nicht  der  Kaiser,  sondern 
gleich  allen  übrigen  Bundesgliedem  der  König  von  Preussen  und 
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zwar  berathen  von  den  preussischen  Ministem  Gesetzentwürfe  im 
Bundesrathe  einbringen  können. 

Dieser  Zustand  war  ein  naturgemässer,  soweit  es  keine  eigene 
Bundesveni-altung,  sondern  nur  den  Bundesrath  mit  seinen  Aus- 
schüssen und    die  preussische  Verwaltung   im  Bunde    gab.     Im 
Laufe  der  Jahrzehnte  hat  sich  nun  aber  auf  fast  allen  Verwal- 
tungsgebieten aus  dem  Reichskanzleramte,  wie  es  der  Verfassung- 
berathende  Reichstag  zuerst  geschaffen  hatte,  eine  selbstständige 
Reichsregierung  des  Kaisers  in  den  einzelnen  obersten  Reichsämtern 
entwickelt.     Es  ist  nicht  anders  möglich,   als  dass  die  obersten 
Reichsämter  auch  die  Ausarbeitung  der  in  ihr  Ressort  einschla- 
genden Gesetzentwürfe,  welche  sie  für  erforderlich  erachten,  über- 
nehmen.    Wie    sollte    z.   B.    das   preussische   Finanzministerium 
statt    des  Reichsschatzamts    den  Reichshaushaltsetat    aufstellen, 
das  preussische  Handelsministerium  statt  des  Reichspostamtes  ein 
Post-  und  Telegraphengesetz  ausarbeiten?    Erfolgt  aber  die  Vor- 
bereitung der  meisten  Gesetzentwürfe  durch  die  obersten  Reichs- 
behörden,  so  können  sie  nicht  vom  Könige  von  Preussen,  l)e- 
rathen   durch    die    preussischen  Behörden,   eingebracht  werden. 
Allerdings    werden    in   allen   wichtigeren   Fragen    die    obersten 
Reichsämter  noch  vor  der  Einbringung  einer  Vorlage  im  Bundes- 
rathe Fühlung  und  Verständigung  mit  dem  preussischen  Mini- 
sterium zu  gewinnen  suchen.     Allein  eine   solche  ist  weit  ver- 
schieden von  der  Uebemahme   der  Verantwortlichkeit  durch  die 
letzteren.     So  bleibt  kein  anderer  Ausweg,  als  dass  das  voi^esetzte 
verfassungsmässige  Organ  der  obersten  Reichsämter,  der  Kaiser,  die 
Gesetzesvorlagen  im  Bundesrathe  einbringt.    Die  kaiserliche  Initia- 
tive bei  der  Gesetzgebung,  neben   der  die  der  Einzelstaaten  im 
Bundesrathe  und  die  des  Reichstages,  obgleich  dem  geschriebenen 
Verfassungsrechte    allein   bekannt,    thatsächlich    die    Ausnahme 
bildet,  ist  also  die  nothwendige  Folge  der  Ausbildung  einer  selbst- 
ständigen Reichsregierung.     Die  Einbringung  von  Gesetzentwürfen 
im  Namen  und  im  Auftrage  des  Kaisers  ist  auch  seit  Jaliren  von 


—    457    — 

keiner  Seite  beanstandet  worden.  Man  kann  daher  gegenwärtig 
die  kaiserliche  Initiative  bei  der  Gesetzgebung  als  gewohnheits- 
rechtlich begründet  ansehen'*). 

Der  Kaiser  hat  allerdings  die  Initiative  nur  dem  Bundes- 
rathe,  nicht  dem  Reichstage  gegenüber.  Dies  ist  jedoch  keine 
Beschränkung  des  kaiserlichen  Initiativrechtes,  sondern  nur  eine 
Folge  des  in  Art.  7  R.-V.  ausgesprochenen  Grundsatzes,  dass 
abgesehen  von  Initiativanträgen  des  Reichstages  selbst  Vorlagen 
nur  auf  Grund  eines  Bundesrathsbeschlusses  an  den  Reichstag 
gelangen  können.  Diese  Bestimmung  über  die  Ausübung  der 
kaiserlichen  Initiative  hebt  jedoch  diese  selbst  weder  ganz  noch 
theilweise  auf. 

Bei  weitem  zweifelhafter  als  die  kaiserliche  Initiative  er- 
scheint die  Frage,  ob  der  Kaiser  oder  der  Bundesrath  Träger 
der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Reiches  ist,  oder,  concret  aus- 
gedrückt, ob  der  Kaiser  oder  der  Bundesrath  den  Reichsgesetzen 
die  Sanction  zu  ertheilen  hat,  oder  endlich,  um  die  praktische 
politische  Spitze  herauszugreifen,  ob  dem  Kaiser  ein  Vetorecht 
zusteht.  Auch  hierbei  ist  wieder  zu  unterscheiden  zwischen  der 
ursprünglichen    Anlage    der  Bundesverfassung   und   ihrer   Modi- 


22)  Gegenflber  einer  Polemik  der  Nat.-Ztg.,  das  preoasische  Staatamini- 
sterium  dürfe  sich  bei  der  Militftrvorlage  nicht  in  eine  untergeordnete  Stel- 
lang drängen  lassen,  brachte  die  Nordd.  AUg.  Ztg.  vom  3.  October  1892  Abends 
folgende  Zusammenstellung  der  kaiserlichen  und  der  preussischen  Anträge 
im  Bundesrathe.    Es  ergaben  sich  danach: 


1884                41  Präsidial-, 

,  6 

preussische  Anträge, 

1885                33 

» 

7 

« 

1886                 30 

1» 

6 

n 

1887                45 

r 

3 

» 

1888                29 

ft 

— 

J» 

1889                 30 

« 

1 

• 

1890                40 

r 

1 

9 

1891                 31 

m 

n 

1892  (bis  Oct)  17 

B 

1 

« 

—    458    — 

fication  durch  Einschiebung  des  Präsidiums  und  des  Kaisertbumes 
als  verfassungsmässigen  Organes. 

WoBundesrath  und  Reichstag  die  einzigen  Terfassungsmässigen 
Organe  waren,  da  war  für  eine  positive  oder  negative  Theil- 
nahme  des  Präsidiums  an  der  Gesetzgebung  kein  Platz.  Aus 
dem  Umstände,  dass  der  Bundesrath  zu  beschliessen  hatte  über 
die  dem  Reichstage  zu  machenden  Vorlagen  und  die  von  dem- 
selben gefassten  Beschlüsse,  letzteres  auch  dann,  wenn  sie  mit 
der  Bundesraths -Vorlage  sich  deckten,  konnte  sehr  wohl  ein 
Sanctionsrecht  des  Bundesrathes  als  des  unmittelbaren  Vertreters 
des  Collectiv -Souveräns  gefolgert  werden.  Für  das  mit  dem 
Könige  von  Preussen  noch  identische  Bundespräsidium  blieben 
nur  die  formalen  Befugnisse  der  Ausfertigung  und  Verkündigung. 
Dass  der  König  von  Preussen  ein  allgemeines  Vetorecht  nicht 
besass,  ergab  sich  als  argumentum  e  contrario  aus  dem  Um- 
stände, dass  es  ihm  für  einzelne  Fälle  zugestanden  war. 

Mit  der  Erhebung  des  Bundespräsidiums  und  des  Kaiser- 
thums  zum  verfassungsmässigen  Bundesorgane  erfuhren  die  Ver- 
fassungsbestimmungen über  die  Bundes-  und  Reichsgesetzgebun^ 
keine  Veränderung.  Nach  wie  vor  sollte  die  Uebereinstimmuni; 
von  Bundesrath  und  Reichstag  zu  einem  Reichsgesetze  erforder- 
lich und  ausreichend  sein,  und  dem  Kaiser  nur  die  Ausfertigung 
und  Verkündigung  der  Reichsgesetze  zustehen. 

Der  durch  die  Reichsverfassung  festgestellte  Weg  der  Reichs- 
gesetzgebung, über  welchen  an  sich  kein  Zweifel  besteht,  ist  nun 
der  folgende.  Abgesehen  von  den  aussergewöhnlichen  Fällen,  in 
denen  eine  Gesetzesvorlage  durch  einen  Initiativantrag  des  Reichs- 
tages eingebracht  ist,  hat  zunächst  der  Bundesrath  über  die  dem 
Reichstage  zu  machende  Vorlage  zu  beschliessen  (Art.  7).  Sodann 
wird  die  Vorlage  nach  Massgabe  der  Beschlüsse  des  Bundes- 
rathes im  Namen  des  Kaisers  an  den  Reichstag  gebracht,  und 
dort  durch  Mitglieder  des  Bundesrathes  oder  Commissare  des- 
selben vertreten  (Art.  16).     Ueber  die  vom  Reichstage  gefassten 
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Beschlüsse  hat  der  Bimdesrath  wiederum  zu  beschliessen  (Art.  7). 
Dies  gilt,  da  die  Reichsverfassung  keine  Ausnahme  in  dieser  Be- 
ziehung aufstellt,  auch  dann,  wenn  der  Beschluss  des  Reichstages 
mit  der  Vorlage  des  Bundesrathes  übereinstimmt.  Daran  schliesst 
sich  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Reichsgesetze  durch 
den  Kaiser  (Art.  17). 

Zwei  praktische  Fragen  bezüglich  der  kaiserlichen  Rechte 
l>ei  der  Gesetzgebung  sind  bei  diesen  Verfassungsbestimmungen 
bestritten.  Der  Kaiser  tritt  bei  dem  geschilderten  Gange  der 
Reichsgesetzgebung  zweimal  auf.  Einmal  als  Uebermittler  der 
Beschlüsse  des  Bundesrathes  beim  Reichstag  und  zweitens  bei 
der  Ausfertigung  und  Verkündigung.  In  beiden  Fällen  fragt  es 
sich,  ob  das  verfassungsmässige  Recht  des  Kaisers  gleichzeitig 
eine  verfassungsmässige  Pflicht  desselben  ist. 

Die  Vorlagen  des  Bundesrathes  können  nur  im  Namen  des 
Kaisers  an  den  Bundesrath  gebracht  werden.  Als  nun  der  Bun- 
desrath  am  3.  April  1880  beschlossen  hatte,  die  kaiserliche  Vor- 
lage über  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  dahin  abzu- 
ändern, dass  Quittungen  über  Postanweisungen  und  Postvorschuss* 
Sendungen  steuerfrei  bleiben  sollten,  forderte  der  Reichskanzler 
am  6.  April  seine  Entlassung,  da  er  einen  gegen  Preussen, 
Bayern  und  Sachsen  gefassten  Majoritätsbeschluss  weder  vertreten 
noch  in  seiner  Stellung  als  Reichskanzler  von  dem  Beneficium 
Gebrauch  machen  könne,  welches  Art,  9  R.-V.  der  Minorität  ge- 
währe. Das  Entlassungsgesuch  wurde  mit  der  Motivirung  abge- 
lehnt, dass  anderweitig  ein  Ausgleich  gefunden  werden  müsse. 
Der  Bundesrath  änderte  demnächst  seinen  Beschluss  gemäss  den 
Wünschen  des  Reichskanzlers.  Der  letztere  nahm  also  unter  Be- 
rufung auf  seine  Verantwortlichkeit  für  sich  als  Organ  des  Kai- 
sers das  Recht  in  Anspruch,  die  Uebermittlung  von  Beschlüssen 
des  Bundesrathes  an  den  Reichstag  zu  verweigern.  Bestände 
ein  solches  Recht  in  der  That,  so  hätte  der  Kaiser  hierin  ein 
antecipirtes  Veto,  er  könnte,  noch  ehe  ein    übereinstimmender 
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Beschluss  von  Bundesrath  und  Reichstag  vorläge,  das  Zustande- 
kommen eines  Gesetzes  verhindern").  Die  weitere  Verfolgung 
dieser  Frage  kann  aber  hier  zunächst  ausgesetzt  bleiben.  Denn 
ist,  wie  später  nachzuweisen  sein  wird,  der  Kaiser  Träger  der 
gesetzgebenden  Gewalt,  so  kann  er  zweifellos  seine  Mitwirkung 
in  jedem  Stadium  der  Gesetzgebung  ablehnen. 

Es  wird  zweitens  die  Frage  aufgeworfen:  Kann  der  Kaiser 
die  Ausfertigung  und  Verkündigung  eines  Reichsgesetzes  verweigern? 
In  der  Literatur  ist  nur  vereinzelt  die  Ansicht  zum  Ausdrucke 
gelangt,  dass  dem  Ausfertigungs-  und  Verkündigungsrechte  des 
Kaisers  eine  gleichartige  Verpflichtung  nicht  entspräche,  und  so- 
mit dem  Kaiser  ein  Veto  durch  Verweigerung  der  Ausfertigung 
zustehe**).  Allgemein  wird  aus  den  Bestimmungen  der  Reichs- 
verfassung, wonach  die  Uebereinstimmung  von  Bundesrath  und 
Reichstag  zu  einem  Gesetze  erforderlich  und  ausreichend  ist,  und 
der  Bundesrath  stets  über  die  Beschlüsse  des  Reichstags  zu  be- 
schliessen  hat,  auch  wenn  sie  sich  mit  der  Vorlage  der  verbün- 
deten Regierungen  decken,  die  Folgerung  gezogen,  dass  der 
Bundesrath  als  unmittelbarer  Vertreter  des  CoUectivsouveröns 
die  8anction  ertheilt.  Somit  wäre  durch  den  letzten  Beschluss 
des  Bundesrathes  das  Reichsgesetz  bereits  zu  Stande  gekommen.  Der 
Kaiser  könnte  es  also  nicht  mehr  hindern,  müsste  vielmelir,  da 
es  seine  Pflicht  ist,  den  Gesetzen  Geltung  zu  verschaffen,  die 
Ausfertigung  und  Verkündigung  vollziehen.  Diese  Verpflichtung 
hätte  aber  der  Kaiser  nur  dann,  wenn  wirklich  ein  verfassimgs- 
mässiges  Gesetz  vorliegt.  In  letztere  Beziehung  wird  ihm  vor  der 
Ausfertigung  ein  Prüfungsrecht   und  eine  Prüfungspflicht   einge- 

23)  Vgl.  über  die  Frage  und  den  derselben  zu  Grande  liegenden  Fall 
Hänel,  Organisatorische  Entwicklung  S.  46  ff.»  Laband,  ReichsstaatBroclit 
Bd.  1,  S.  536,  Hensbl  in  Hibth's  Ann.  1882,  S.  U,  6.  Meyeb,  SUatareeht 
(3.  A.),  S.  374,  welche  sämmtlich  dieses  Recht  des  Kaisers  leugnen,  Verk 
des  Reichstages  vom  24.  Febmar  1881,  Sten.  6er.  Bd.  1,  S.  30. 

24)  V.  Martitz,  Betrachtungen  Aber  die  Verfassung  des  nordd.  Bandes 
(1868),  S.  45,  Dernbiro,  Lehrbach  der  Pandekten  §  25. 
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räumt.  Der  Kaiser  wird  also  für  berechtigt  und  verpflichtet  er- 
klärt, gegenüber  einem  formell  nicht  rechtmässig  zu  Stande  ge- 
kommenen Gesetze  durch  Verweigerung  der  Ausfertigung  sein 
Veto  einzulegen,  und  hierin  soll  die  staatsrechtliche  Bedeutung 
der  Ausfertigung  bestehen. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  herrschende  Ansicht  sich 
mit  der  geschichtUchen  Entwicklung  des  Yerfassungstextes  von 
dem  preussischen  Entwürfe  an  wie  mit  dem  gegenwärtigen  Wort- 
laute der  Reichsverfassung  in  Uebereinstimmung  befindet.  Gleich^ 
wohl  sind  zwei  principielle  Einwendungen  zu  erheben.  Es  ist 
zu  bestreiten,  dass  allein  die  herrschende  Ansicht  mit  dem  Wort- 
laute vereinbar  ist,  und  es  ist  demnächst  nachzuweisen,  dass  ein 
ausgebildetes  Gewohnheitsrecht  dem  Kaiser  eine  andere  Stellung 
in  der  Gesetzgebung  zuweist. 

Die  Sanction  umfasst  den  Erlass  des  Gesetzes,  den  eigent- 
lichen Gesetzgebungsact.  Sie  erfolgt  durch  dasjenige  Staats- 
urgan, welches  zuletzt,  nachdem  die  verfassungsmässigen  Vorbe- 
dingungen erfüllt  sind,  sich  über  den  Erlass  des  Gesetzes  schlüssig 
zu  machen  hat.  Dem  Bundesrathe  soll  nun  die  Sanction  zu- 
stehen nach  den  Grundlagen  der  Reichsverfassung,  da  die  Gesetz- 
gebung ein  Act  der  souveränen  Staatsgewalt  des  Reiches  sei,  der 
Bundesrath  aber  die  verbündeten  Regierungen  vertrete.  Richtig 
ist  allerdings,  dass  die  Reichsstaatsgewalt  einem  Collectiv- 
souverän  zusteht.  Aber  dieser  hat  drei  gleichberechtigte  ver- 
fassungsmässige Organe.  Der  Bundesrath  n^ag  dem  Souverän  des 
Reiches  politisch  näher  stehen,  er  ist  keineswegs  Träger  der 
Souveränetät.  Welches  Organes  sich  das  Reich  im  gegebenen  Falle 
zur  Ausübung  seiner  Souveränetätsrechte  bedienen  will,  ist  lediglich 
eine  Frage  des  positiven  Verfassungsrechtes.  Der  Bundesrath  soll 
femer  unter  allen  Umständen  nach  dem  Reichstage  über  eine 
Gesetzesvorlage  sich  schlüssig  machen.  Abgesehen  davon,  dass 
diese  Bestipmiung  nach  Art.  37  der  norddeutschen  Bundesver- 
fassung  nur   für  Zoll-  und  Steuei^esetze  galt,    und   die  jetzige^ 

ArcfaiT  mr  OffBntlichei  Recht.  VHI.  2.  8.  30 
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Fassung  des  Art.  7  kaum  mehr  als  eine  redactionelle  Aenderun^r 
bezweckte,  ist  doch  aber  durch  jene  Bestimmung  keineswegs  aus- 
geschlossen, dass  nach  dem  Bundesrathe  sich  noch  das  dritte 
Reichsorgan,  der  Kaiser,  nach  freiem  Ermessen  über  den  Erlass 
eines  Gesetzes  schlüssig  machen  und  somit  die  Sanction  ertheileo 
kann.  Wenn  femer  Art.  6  R.-V.  erklärt,  die  Reichsgesetzgebung 
werde  ausgeübt  vom  Bundesrath  und  Reichstag  durch  Mehrheits- 
beschlüsse beider  Versammlungen,  so  erscheint  auch  dies  nicht 
durchschlagend.  Denn  dieser  aus  einer  früheren  Phase  der 
Verfassung  unverändert  übernommene  Artikel  behandelt  die  Be- 
theiligung des  Kaisers  an  der  Gesetzgebung,  selbst  in  dem  be- 
scheidenen Umfange,  wie  ihn  Art.  17  anerkennt,  überhaupt  nicht. 
Dass  endlich  die  Vetorechte  des  preussischen  Königs  gegen- 
wärtig, wo  der  deutsche  Kaiser  und  der  preussische  König  zwei 
verschiedene  staatsrechtliche  Persönlichkeiten  ausmachen,  Ja  sogar 
Interessenconflicte  zwischen  beiden  entstehen  können,  nicht  mehr 
als  arguncentum  e  contrario  gegen  ein  kaiserliches  Vetorecht 
verwerthet  werden  dürfen,  braucht  kaum  besonders  hervorgelioben 
zu  werden. 

Es  muss  wiederholt  werden,  die  Bestimmungen  der  Reichs- 
verfassung sind  nicht  im  Widerspruche  mit  der  herrschenden 
Ansicht,  aber  sie  bilden  auch  keinen  zwingenden  Beweis  für  ihre 
Richtigkeit. 

Es  mag  die  neuerdings  aufgeworfene  Frage,  ob  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Sanction  des  Gesetzes  sich  aus  dem  B^riffe 
der  Gesetzgebung  überhaupt  ergibt  oder  bloss  positiven  Rechtens 
ist**),  ganz  dahingestellt  bleiben.  Denn  ^vie  sogleich  nachzuweisen 
sein  wird,  kann  das  Reichsstaatsrecht  nicht  mehrere,  gleichartig 
bei  der  Gesetzgebung  mitwirkende  Organe  und  ein  drittes, 
welches    den  auf   diese  Weise  zu  Stande   gekommenen   gesetz* 


86)  Vgl.  darüber  Giebes  in  Gbünhüt's  Ztschr.  Bd.  6,  S.  229;  Kolbow 
im  Archiv  Ar  Öffentliches  Recht  Bd.  5,  S.  97  ff. 


—     463    — 

geberischen  Willen  ausspricht,  sondern  nur  ein  einziges  Organ 
als  Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt,  welches  bei  seiner  ge- 
setzgeberischen Thätigkeit  an  die  Zustimmung  anderer  verfassungs- 
massiger  Organe  gebunden  ist.  Erscheint  aber  in  dieser  Weise 
die  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  ungleichmässig  vertheilt,  so 
ist  eben  der  Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt  der  eigentliche 
Gesetzgeber,  er  ertheilt  die  Sanction,  und  diese  ist  somit  posi- 
tiven Rechtes,  w^omit  sich  die  Frage  nach  ihrer  begrifflichen  Noth- 
wendigkeit  für  das  Reichsstaatsrecht  erübrigt. 

Da  wie  dargethan  wurde,  das  geschriebene  Recht  die  Frage 
nach  dem  Träger  der  Gesetzgebung  nicht  klar  entschieden  hat, 
bUeb  zum  mindesten  Raum  für  ein  Gewohnheitsrecht  praeter 
legem.  Dieses  hat  sich  nun  aber  vom  ersten  Augenblicke  des  Be- 
stehens des  Bundesstaates  an  in  einer  durchaus  gleichmässigen  Form, 
welche  von  keinem  Factor  der  Gesetzgebung  jemals  angefochten 
wurde,  Geltung  verschafft  durch  die  Eingangsformel  sämmtlicher 
Bundes-  und  Reichsgesetze.  Die  Eingangsformel  ist  keineswegs 
etwas  gleichgiltiges.  Sie  beurkundet  den  verfassungsmässigen  Her- 
gang bei  der  Entstehung  des  Gesetzes,  wie  ihn  sich  die  gesetzt 
gebenden  Factoren  selbst  vorstellen.  Mit  Recht  ist  sie  daher 
eine  andere  in  dem  monarchisch-constitutionellen,  eine  andere  in 
dem  parlamentarisch-monarchischen,  eine  andere  endlich  in  dem 
republikanischen  Staate.  Wäre  in  der  That  der  Bundesrath 
Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt  und  erliesse  die  Gesetze  mit 
Zustimmung  des  Reichstages,  so  könnte  die  Publicationsformel 
nicht  anders  lauten  als:  „Wir  verkünden,  dass  der  Bundesrath 
mit  Zustimmung  des  Reichstags  verordnet,  was  folgt.'^  Dagegen 
lautet  sie  in  Wirklichkeit:  „Wir  verordnen  im  Namen  des  Reichs, 
nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesraths  und  des  Reichstags, 
was  folgt." 

In  dieser  Publicationsformel  liegt  zweierlei  ausgesprochen. 
Der  Kaiser  erklärt,  dass  er  das  Gesetz  nicht  aus  eigenem  Rechte 
eriässt,    sondern    nur    im    Namen    des    CoUectivsouveräns,    des 

30* 


—    464    — 

Reiches,  dass  dieses  der  wahre  Inhaber  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt ist.  Er  erklärt  aber  weiter,  dass  im  Namen  dieser  an  sich 
handlungsunfähigen  Corporation  er  selbst  als  deren  verfassungs- 
mässiges Organ  verordnet,  nachdem  er  die  Zustimmung  von 
Bundesrath  und  Reichstag  eingeholt  hat.  Der  Kaiser  wird  in  der 
Publicationsformel  als  Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt  behandelt, 
während  Bundesrath  und  Reichstag  nur  in  untergeordneter  Weise, 
durch  vorgängige  Ertheilung  ihrer  Zustimmung  mitwirken.  Indem 
aber  der  Kaiser  die  gesetzgeberische  Anordnung  erlässt,  ist  er 
nach  der  Publicationsformel  das  Organ,  welches  die  Sanction  er- 
theilt  und  somit  der  eigentliche  Gesetzgeber. 

Selbst  von  jener  Seite,  die  den  Bundesrath  als  Träger  der 
gesetzgebenden  Gewalt  behandelt,  muss  zugegeben  werden,  dass 
die  Eingangsformel  der  Reichsgesetze  mit  dieser  Anschauung  im 
Widerspruch  steht,  dass  jene  ganz  so  gefasst  ist,  als  wäre  der 
Bundesrath  eine  Abtheilung  der  Volksvertretung,  und  das  Reich 
eine  Monarchie  mit  zwei  Kammern**).  Damit  fällt  aber  die  An- 
sicht von  dem  Sanctionsrechte  des  Bundesrathes  in  sich  zusammen. 
Haben  alle  Factoren  der  Gesetzgebung  in  zahllosen  Fällen  erklärt, 
dass  sie  sich  den  verfassungsmässigen  Hergang  bei  Entstehung 
des  Gesetzes  in  der  Weise  denken,  dass  der  Kaiser  als  Organ  des 
Reiches  das  Gesetz  mit  Zustimmung  von  Bundesrath  und  Reichs- 
tag gibt,  so  liegt  hierin  zwar  nicht  ohne  weiteres  eine  authen- 
tische Interpretation  der  von  der  Gesetzgebung  handelnden  Ver- 
fassungsartikel, da  der  Wille  des  Gesetzgebers  nicht  hierauf 
gerichtet  ist,  wohl  aber  eine  üsualinterpretation  der  berufenen 
Organe,  welcher  die  Bedeutung  eines  Gewohnheitsrechtes  zukommt. 

Ist  nun  aber  der  Kaiser  das  Namens  des  Reiches  unter  den 
verfassungsmässigen  Formen  als  Träger-der  Gesetzgebung  berufene 
Organ,  so  ergibt  sich  daraus  an  sich  als  nothwendige  Folgerung, 
dass    der   Kaiser  seine   Mitwirkung  zum  Erlasse  eines  von  den 


^6)  Laband,  ReichBstaatsrecht  (2.  A.),  Bd.  1,  S.  543. 
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anderen  gesetzgebenden  Factoren  vorgeschlagenen  Gesetzes  nach 
freiem  Ermessen  versagen  kann,  oder  dass  er  um  die  landläufige 
politische  Terminologie  anzuwenden,  als  Kaiser  ein  absolutes 
Veto  bei  der  Gesetzgebung  hat.  Aus  dem  geschriebenen  Ver- 
fassungsrechte, welches  dem  Kaiser  die  Ausfertigung  und  Ver- 
kündigung der  Beichsgesetze  beilegt,  kann  ein  solches  kaiserliches 
Veto  allerdings  niemals  geschlossen  werden.  Denn  hat  der  Kaiser 
keine  andere  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  als  die  Aus- 
fertigung und  Verkündigung,  so  ist  in  der  That  das  Gesetz  be- 
reits verfassungsmässig  zu  Stande  gekommen,  ehe  es  an  den  Kaiser 
gelangt.  Da  aber  der  Kaiser,  wie  jedes  Reichsorgan  berufen  ist,  die 
Gesetze  auszuführen,  so  müsste  er,  falls  die  nothwendigen  Formen 
bei  Erlass  des  Gesetzes  beobachtet  sind,  die  ihm  allein  zustehende 
Ausfertigung  und  Verkündigung  vornehmen  und  könnte  sich  nicht 
darauf  berufen,  dass  er  zu  beidem  nach  dem  Wortlaute  der 
Reichsverfassung  nur  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  sei.  Wohl 
aber  ergibt  sich  aus  der  Thatsache,  dass  der  Kaiser  Träger  der 
Gesetzgebung  ist,  in  Verbindung  mit  dem  weiteren  Umstände, 
dass  der  Gesetzgeber  regelmässig  zum  Erlasse  eines  Gesetzes 
nicht  gezwungen  ist,  an  sich  die  völlig  freie  Stellung  des  Kaisers 
zu  einer  an  ihn  nach  erfolgter  Zustimmung  von  Bundesrath  und 
Reichstag  gelangenden  Gesetzesvorlage. 

Nun  kann  aber  unzweifelhaft  eine  aus  einer  vorhandenen 
Rechtsnorm  sich  an  sich  ergebende  logische  Schlussfolgerung 
durch  einen  entgegenstehenden  Bechtssatz,  mag  derselbe  auf  Ge- 
setz oder  Gewohnheitsrecht  beruhen,  ausgeschlossen  werden. 
Insbesondere  könnte  der  Kaiser,  auch  wenn  er  anerkannter  Träger 
der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Beiches  ist,  durch  eine  Verfassungs- 
rechtsnorm genöthigt  sein,  den  unter  bestimmten  Voraussetzungen, 
d.  h.  nach  erfolgter  Zustimmung  von  Bundesrath  und  Beichstag, 
an  ihn  gelangenden  Gesetzesvorlagen  auch  seinerseits  seine  Zu- 
stimmung zu  ertheilen  und  das  entsprechende  Gesetz  zu  erlassen. 
Hierin    läge    keine    Negation    der   Bedeutung    der    kaiserlichen 
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Willenserklärung,  keine  Negation  des  kaiserlichen  Gesetzgebungsr 
rechtes,  da  auch  bei  rechtlich  gebundenem  Willen  dieser  selbst 
nicht  aufgehoben  wird,  und  noch  eine  Willenserklärung  möglich 
bleibt  und  von  rechtlicher  Bedeutung  sein  kann*^. 

Die  Ausschliessung  des  an  sich  aus  dem  kaiserlichen  Gesetz- 
gebungsrechte zu  folgernden  Vetorechtes  kann  nun  entweder 
durch  positive  Kechtssatzung  oder  negativ  erfolgen,  indem  dem 
Gesetzgebungsrechte  des  Kaisers  nicht  die  weitgehende  Bedeutung 
beigelegt  wird,  dass  in  ihm  ein  Vetorecht  enthalten  wäre. 

Die  Feststellung,  ob  dem  Kaiser  ein  Veto  bei  der  Gesetz- 
gebung zusteht,  ist  nun  deshalb  besonders  schwierig,  weil  es  sich 
um  eine  aus  dem  Gewohnheitsrechte  zu  schöpfende  Entscheidung 
handelt,  dieses  aber  zu  seiner  Ermittlung  der  Präcedenzfälle  be- 
darf, welche  im  vorliegenden  Falle  nicht  vorhanden  sind.  Die 
herrschende  Ansicht  spricht  jedenfalls  dem  Kaiser  ein  Vetorecht 
ab.  Für  die  Erkenntniss  des  Gewohnheitsrechtes  ist  aber  dieser 
Theorie  eine  entscheidende  Bedeutung  nicht  beizul^en,  weil  sie 
auf  der  rechtsirrthümlichen  Voraussetzung  beruht,  dass  der 
Kaiser  nicht  Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt  sei,  mit  der 
Voraussetzung  aber  auch  die  daraus  gezogene  Folgerung  in  sich  zu- 
sammenfällt. Ebenso  irrelevant  ist  jedoch  auch  die  entgegen- 
gesetzte, in  der  Literatur  vereinzelt  vertretene  Auffassung,  welche 
dem  Kaiser  ein  Vetorecht  zuspricht,  weil  ihm  die  Reichsverfassun^ 
keine  Verpflichtung  zur  Ausfertigung  und  Verkündigung  auflege. 
Denn  auch  sie  ist  nur  eine  aus  rechtsirrthümlichen  Voraus- 
setzungen hervorgegangene  Interpretation  aus  dem  geschriebenen 


2  7)  So  lautet  z.  B.  die  Eingaugsformel  der  englischen  Gesetze:  ,B«  it 
enacted  by  the  Queen's  most  Excellent  Majesty,  by  and  with  the  advice  and 
consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal ,  and  Gommons,  in  this  present 
Parliament  assembled»  and  by  the  authority  of  the  aame,  as  foUows.'  Die 
Königin  tritt  also  hier  als  Trägerin  der  gesetzgebenden  Gewalt  auf  und  er- 
läset das  Gesetz  mit  Zustimmung  des  Parlaments,  obgleich  sie  ihrerseits,  vie 
oben  ausgeführt  wurde,  ihre  Zustimmung  gar  nicht  verweigern  darf  und  das 
Gesetz  erlassen  mnss. 
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Rechte.  Dass  der  Kaiser  ein  von  Bundesrath  und  Reichs- 
tag angenommenes  Gesetz  zu  sanctioniren  sich  geweigert  hätte, 
ist  noch  nie  Torgekommen,  und  so  konnten  auch  die  anderen 
gesetzgebenden  Factoren  zu  einer  solchen  Weigerung  nicht 
Stellung  nehmen.  Dies  scheint  dafür  zu  sprechen,  dass  der 
Kaiser  die  Sanction  für  seine  verfassungsmässige  Pflicht  ansieht 
und  sich  kein  Veto  zuschreibt.  Andererseits  konnte  doch  in  dem 
oben  erwähnten  Falle*®)  der  Reichskanzler  unter  Billigung  des 
Kaisers  und,  ohne  nachher  im  Bundesrathe  Widerspruch  zu  finden, 
die  Beförderung  einer  vom  Bundesrathe  beschlossenen  Gesetzes- 
vorlage an  den  Reichstag  im  Namen  des  Kaisers  diesem  gegen- 
über aus  materiellen  Gründen  verweigern.  Praktisch  war  dies 
nichts  anderes  als  ein  antecipirtes  kaiserliches  Veto.  Mit  der 
gleichen  Berechtigung  konnte  dasselbe  Verfahren  auch  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  eine  Gesetzes  vor  läge  nach  erfolgter  An- 
nahme durch  den  Reichstag  und  Bundesrath  seitens  des  Reichs- 
kanzlers dem  Kaiser  unterbreitet  werden  sollte,  und  dann  war 
«las  kaiserliche  Vetorecht  bei  der  Sanction  in  vollem  Umfange 
zur  Geltung  gelangt. 

Bei  jetziger  Lage  der  Sache  muss  die  Frage  nach  der  recht- 
lichen Existenz  eines  kaiserlichen  Vetos  als  eine  offene  betrachtet 
werden.  Das  kaiserliche  Veto  entspricht  der  Rechtslogik,  es  ist 
eine  Forderung  der  politischen  und  staatsrechtlichen  Ausgestaltung 
des  Kaiserthums,  welches  als  eine  später  eingeschobene  Ver- 
fassungsformation sich  neben  und  zum  Theil  auf  Kosten  der 
beiden  anderen  verfassungsmässigen  Organe  erst  Geltung  ver- 
schaffen musste.  Die  Tendenz  der  Rechtsbildung  geht  also  auf 
ein  kaiserliches  Veto.  Erst  die  Behandlung  künftiger  Präcedenz- 
fälle  durch  die  gesetzgebenden  Factoren  des  Reiches  wird  aber 
einen  wirklichen  Rechtssatz  nach  der  einen  oder  der  anderen 
Richtung  entwickeln  können.     Da  nun  aber  die  Rechtsordnung, 


28)  Vgl.  Note  23. 


—    468    — 

mag  sie  auch  noch  unentwickelt  sein,  keine  Lücken  haben  kann, 
60  wird  man  sich  auf  die  Sätze  beschränken  müssen,  dass  erstenn 
der  Kaiser  Gesetzgeber  ist,  zweitens  an  sich  in  dem  Gesetz- 
gebungsrechte das  Vetorecht  enthalten,  drittens  kein  positiver 
Rechtssatz  nachweisbar  ist,  welcher  diese  Folgerung  für  den  ge- 
gebenen Fall  ausschliesst. 

Der  Kaiser  hat  endlich  unbestritten  das  Recht  der  Aus- 
fertigung und  Verkündigung  der  Reichsgesetze.  Hierin  liegt  zum 
mindesten  das  Recht  der  Prüfung,  ob  wirklich  ein  Gesetz  vor- 
handen, d.  h.  ob  dasselbe  in  rechtsgiltiger  Weise  zu  Stande  ge- 
kommen ist,  und  diesem  Rechte  entspricht  eine  gleich  umfassende 
Pflicht. 

Ebenso  wie  die  Gesetzgebung  ist  auch  die  Regierung  dem 
Rechte  nach  ein  Souveränetätsrecht  des  Reiches.  Nur  zu  ihrer 
Ausübung  bedarf  dieses  als  CoUectiysouverän  verfassungsmässi- 
ger Organe. 

Das  Verhältniss  von  Gesetzgebung  und  Regierung  ist  nun 
aber  in  den  Staaten  mit  monarchischer  und  mit  coUectiver  Sou- 
veränetät  ein  principiell  verschiedenes.  Dieser  Unterschied  mues 
hier  wenigstens  kurz  angedeutet  werden,  wenn  er  auch  die  kaiser- 
liche Stellung  nur  indirect  berührt. 

Der  monarchische  Staat,  welcher  sich  verkörpert  in  der 
physischen  Person  des  Monarchen,  bedarf  an  sich  der  verfassungs- 
mässigen Organisation  nicht.  Das  gesammte  öffentliche  Recht 
kann  sich  auflösen  und  hat  sich  thatsächlich  zur  Zeit  der  ab- 
soluten Monarchie  aufgelöst  in  eine  reine  Verwaltungsordnung, 
deren  Quelle  der  unbeschränkte  Monarch  war.  Wenn  nun  später 
die  Monarchen  der  deutschen  Staaten  aus  rechtlich  freier  Willem- 
entschliessung Verfassungsurkunden  erlassen  haben,  so  haben  sie 
sich  damit  in  der  Ausübung  einzelner  ihrer  Souveränetätsrechte, 
namentlich  der  Gesetzgebung  und  der  Justizgewalt  Selbstl>e- 
schränkungen  auferlegt,  sich  an  verfassungsmässige  Formen  ge- 
bunden,  die  sie  nur  in  den  nunmehr  bestehenden  Formen  ab- 
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ändern  können.  Dagegen  sind  diese  Selbstbeschränkungen  nur 
soweit  vorhanden,  als  die  Verfassungsurkunden  sie  aussprechen. 
Es  bleibt  dem  Monarchen  als  Rest  seiner  einst  absoluten  Stellung 
ein  Rest  freier  Regierungsthätigkeit,  für  welche  das  Gesetz 
nicht  Quelle,  sondern  eine  Schranke  des  staatlichen  Handelns  ist. 
Daneben  hat  der  Monarch  allerdings  auch  die  Gesetze  zu  voll- 
ziehen. Es  ergibt  sich  damit  die  Doppelgliederung  der  monar- 
chischen Regierung  in  freie  und  in  vollziehende,  die  erstere  be- 
wegt sich  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken,  die  letztere  geht 
zurück  auf  eine  gesetzliche  Ermächtigung  oder  Verpflichtung. 

Der  Collectivsouverän  als  Personenmehrheit  ist  dagegen  an 
sich  handlungsunfähig  und  insofern  von  dem  physischen  Souverän 
wesentlich  verschieden.  Wie  jede  Corporation  bedarf  daher  der 
Staat  mit  Collectivsouveränetät,  um  überhaupt  handeln  zu  kön- 
nen, der  verfassungsmässigen  Organitation.  Der  Staat  mit  Collec- 
tivsouveränetät ist  folglich  ohne  Verfassung  begrifflich  nicht 
denkbar,  sein  öffentliches  Recht  kann  sich,  da  seine  Souveränetät 
niemals  in  einer  einzigen  physischen  Person  verkörpert  ist,  auch 
nie  in  eine  blosse  Verwaltungsordnung  auflösen.  Die  Verfassung 
ist  hier  nicht  Selbstbeschränkung  des  Souveräns  in  der  Ausübung 
einzelner  Souveränetätsrechte,  sondern  nothwendige  Vorbedingung 
für  das  Handeln  der  staatlichen  Organe  überhaupt.  Eine  freie 
Regierungsthätigkeit  kann  es  somit  nicht  geben,  sondern  jeder 
Act  eines  verfassungsmässigen  Organs  muss  sich  auf  einen  ge- 
setzlichen oder  gewohnheitsrechtlichen  Rechtssatz,  in  letzter  Linie 
auf  die  Verfassung  selbst  zurückführen  lassen.  Als  Endresultat 
ergibt  sich,  dass  die  Regierung  keine  freie,  sondern  lediglich 
eine  vollziehende  Thätigkeit  zur  Ausführung  von  Rechtsnormen 
entwickelt. 

Da  das  deutsche  Reich  als  ein  Gemeinwesen  mit  Collectiv- 
souveränetät der  verbündeten  Regierungen  nur  durch  seine  Ver- 
fassung und  mit  derselben  zur  Existenz  gelangt  ist,  so  kann  es 
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-,  iD  ilim  keine  freie  Regierungsthätigkeit,  sondern  nur  einf 
/iehung  geben. 

In  weicher  Weise  nun  diese  N'oliziehung  ausgeübt  wird,  er- 
sioli  nun  nicht  aus  den  Grundprincipien  der  verfassmif;'-- 
\seo  Organisation  des  Reiches,  sondern  ist  lediglich  eine 
e  des  positiven  Rechtes.  Da  der  Kaiser  weder  Souveriin 
Üeiclies,  noch  auch  verfassungsmässig  mit  der  Ausübung  dir 
priinetiitsrecht  des  Reiches  in  complexu  betrant  ist,  ergibt 
von  vom  herein  negativ  nur  soviel,  dasa  die  Ausübung  der 
ning  nicht  dem  Kaiser  ausschliesslich  zuzustehen  braucht, 
rn  durch  die  Verfassung  auch  anderen  verfassungsmäsRigfii 
leo  ganz  oder  zum  Theil  übertragen  sein  kann. 

lach  den  Grundsätzen  der  ursprünglichen  Verfassungsentwürl'e 
e  es  eine  eigentliche  Bundesregierung  ebenso  wenig  geben 
ne  Bundesverwaltung,  da  man  in  beiden  eine  Mediatisirun;; 
inzelstaaten  zu  sehen  glaubte.  Der  Bund  hatte  allerdini^^ 
jesetzgebende  Gewalt,  aber  die  Vollziehung  der  Bundes- 
)  sollte  entweder  in  der  Hand  der  Einzelstaaten  oder  fiir 
le  Angelegenheiten  innerhalb  des  ganzen  Bundesgebietes  in 
ind  des  preussischen  Staates  liegen.  .Vllein  noch  weniger 
e  Bundesverwaltung  war  eine  Bundesregierung  wenigstens 
inzelnen  Richtungen  innerhalb  der  bundesverfassungsmässi- 
rganisation  entbehrlich.  So  zeigt  denn  schon  die  nord- 
le  Bundesverfassung  erhebliche  Ausätze  zu  einer  vollziehen- 
iwa.lt  des  Bundes.  Es  übertrug  Art.  35  ff.  der  Bündel- 
ung dem  Bundesrathe  die  Beschlussfassung  über  Verwal- 
jrschriften  und  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  der  Zölle 
idirecten  Verbrauchssteuern,  sowie  über  Mängel,  welcLe 
i  Ausführung  der  betreffenden  Gesetze  herausgestellt  hatten, 
räsidium  stand  dagegen  die  völkerrechtliche  Vertretnn): 
ndes  gegenüber  dritten  Staaten,  die  Ernennung  und  Ent- 
:  der  Keiohsbeamten  zu,   während   die   militärischen  Com- 
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mandobefugnisse  über  Kriegsheer  und  Kriegsmarine  hegemonische 
Rechte  des  Königs  von  Preussen    innerhalb   des  Bundes  blieben. 

Die  ReichsTerfassung  hat  demgegenüber  einige  rechtlich  nicht 
besonders  erhebliche  Modificationen  durchgeführt.  Sie  hat  die 
Befugnisse  des  Bundesrathes  verallgemeinert,  indem  sie  dieselben 
aus  dem  Abschnitte  über  das  Zoll-  und  Handelswesen  in  den 
allgemeinen  Theil  stellte,  und  sie  hat  die  Commandobefugnisse 
von  dem  Könige  von  Preussen  auf  den  deutschen  Kaiser  über- 
tragen. 

Eine  klare  Auseinandersetzung  zwischen  Bundesrath  und 
Kaiser  über  ihre  beiderseitigen  ßegierungsbefugnisse  nach  einem 
logisch  und  juristisch  fassbaren  Eintheilungsgrunde  hat  hiemach 
keineswegs  stattgefunden.  Politische  Opportunitätsgesichtspunkte 
haben  die  klare  Formulirung  der  Rechte  gegen  einander  ver- 
hindert. Man  kann  die  verschiedenen  Regierungsrechte  nach  ge- 
wissen Hauptgesichtspunkten  zusammenfassen,  aber  in  keiner 
Gruppe  schliesst  die  Zuständigkeit  des  einen  verfassungsmässigen 
Organes  die  des  anderen  ganz  aus,  überall  vertreten  sie  erst  in 
ihrer  Vereinigung  die  volle  Regierungsgewalt  des  Reiches. 

Als  die  eigentliche  Domäne  der  bundesräthlichen  Regierung 
kann  man  denjenigen  Theil  der  Vollziehung  betrachten,  der  in 
unmittelbarem  Zusammenhange  mit  der  Gesetzgebung  steht.  Dem- 
gemäss  soll  der  Bundesrath  beschliessen  über  die  zur  Ausführung 
der  Reichsgesetze  erforderlichen  allgemeinen  Verwaltungsvor- 
schriften und  Einrichtungen  und  über  Mängel,  welche  bei  Aus- 
fuhrung der  Reichsgesetze  oder  der  erwähnten  Vorschriften  und 
Einrichtungen  hervortreten.  Durch  den  ersteren  Passus  ist  dem 
Bundesrathe  die  Befugniss  zum  Erlasse  von  Ausführungsverord- 
nungen und  das  Organisationsrecht  zugesprochen,  soweit  beide 
Rechte  überhaupt  vom  Reiche  in  Anspruch  genommen  und  nicht 
<ien  Einzelstaaten  überlassen  werden.  Auf  Grund  des  zweiten 
Passus  erscheint  der  Bundesrath  berufen,  diejenigen  Massregeln 
anzuordnen  oder,  soweit  dies  über  seine  Competenz  hinausgeht, 
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wenigstens  anzuregen,  welche  zur  Abstellung  der  Mängel  erforder- 
lich sind. 

Selbst  auf  diesem  eigensten  Gebiete  der  Regierung  des  Bundes- 
rathes  wird  aber  sein  Kecbt  durchbrochen  durch  die  kaiserliche 
Prärogative.  Allerdings  soll  der  Bundesrath  die  zur  Ausführung 
der  Reichsgesetze  erforderlichen  Verwaltungsvorschriften  und  Ein- 
richtungen beschliessen,  aber  doch  nur,  sofern  nicht  durch  Reichs- 
gesetz etwas  anderes  bestimmt  ist.  Schon  die  Reichsverfassung 
selbst  enthält  in  dieser  Beziehung  Ausnahmen  zu  Gunsten  des 
Kaisers  auf  dem  Gebiete  des  Post-  und  Telegraphenwesens  (Art.  50), 
die  Organisation  und  Zusammensetzung  der  Kriegsmarine  (Art.  53) 
und  die  Organisation  des  Landheeres  (Art.  63).  Aber  auch  abge- 
sehen davon  ist  es  bei  einzelnen  Kategorien  von  Gesetzen,  nament- 
lich solchen,  die  sich  auf  das  Kriegsheer  und  die  ICriegsmarine 
beziehen,  geradezu  üblich  geworden,  den  Erlass  der  Ausführungs- 
verordnungen und  die  Bestimmung  über  die  erforderlichen  Ein- 
richtungen statt  dem  Bundesrathe  dem  Kaiser  zu  übertragen. 
Der  Bundesrath  soll  femer  über  die  vorerwähnten  Mängel  be- 
schliessen.  Allein  da  nach  Art.  17  R.-V.  dem  Kaiser  die  üel>er- 
wachung  der  Ausführung  der  Reichsgesetze  zusteht,  so  kann  der 
Bundesrath  regelmässig  von  Mängeln,  über  welche  er  zu  be- 
schliessen  hat,  falls  nicht  die  Beschwerde  eines  Betheiligten  vor- 
liegt, auf  keinem  anderen  Wege  als  durch  den  Kaiser  Kenntniss 
erlangen. 

Der  Kaiser  andererseits  ist  das  verfassungsmässige  Oi^an 
der  Reichsregierung  überall  da,  wo  die  letztere  nicht  in  luimittel- 
barem  Zusammenhange  mit  der  Gesetzgebung  steht.  Hierher 
gehören  namentlich  die  formellen  Präsidialrechte  des  Kaisen> 
gegenüber  den  beiden  anderen  verfassungsmässigen  Organen,  dem 
Bundesrathe  und  dem  Reichstage,  die  Vertretung  des  Reiches 
gegenüber  fremden  Mächten,  die  Ernennung  und  Entlassung  der 
Reichsbeamten,  das  Commando  über  Heer  und  Flotte  und  die 
Execution   gegen   die   ihre   verfassungsmässigen   Pflichten   nicht 
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erfüllenden  Bundesglieder.  Aber  wie  der  Kaiser  in  die  Regie- 
ningsthätigkeit  des  Bundesrathes  übergreift,  so  wird  er  seiner- 
seits innerhalb  seiner  Sphäre  der  Vollziehung  nach  verschiedenen 
Richtungen  durch  die  gesetzlich  Yorgeschriebene  Mitwirkung  der 
beiden  anderen  Yerfassungsfactoren,  namentlich  des  Bundesrathes 
beschränkt.  So  darf  der  Kaiser  kraft  seiner  formellen  Präsidial- 
rechte den  Reichstag  nur  auflösen  auf  Grund  eines  Beschlusses 
des  Bundesrathes,  als  völkerrechtlicher  Repräsentant  des  Reiches 
ist  er  bei  gewissen  Kriegserklärungen  an  die  Zustimmung  des 
Bundesrathes,  bei  gewissen  Vertragsabschlüssen  an  die  von  Bundes- 
rath  und  Reichstag  gebunden,  für  die  Ernennung  einzelner  Kate- 
gorien von  Reichsbeamten  hat  der  Bundesrath  ein  Vorschlags- 
recbt,  welches  die  Emennungsbefugniss  des  Kaisers  thatsächlich 
häufig  auf  ein  blosses  Formalrecht  reducirt^  die  Reichsexecution 
gegen  säumige  Bundesglieder  darf  nur  auf  Grund  eines  Bundes- 
rathsbeschlusses  vollstreckt  werden. 

Die  Regierung  des  Bundesrathes  und  die  des  Kaisers  ergän- 
zen und  durchdringen  sich  also  wechselseitig  in  einem  Masse, 
dass  jeder  Versuch  einer  juristischen  Scheidung  sich  als  eitel  er- 
weist. Fasst  man  das  Bild  als  ein  ganzes,  wie  es  im  wirklichen 
Staatsleben  thatsächlich  hervortritt,  so  muss  die  Stellung  des 
Kaisers  auf  dem  Gebiete  der  Reichsregierung  gegenüber  dem 
Bundesrathe  für  die  bei  Weitem  hervorragende  und  die  den 
Bundesrath  immer  mehr  in  den  Hintergrund  drängende  erklärt 
werden.  Namentlich  die  Eigenschaft  des  Kaisers  als  völkerrecht- 
licher Repräsentant  des  Reiches,  als  Oberbefehlshaber  über  Heer 
und  Flotte  und  als  vorgesetztes  verfassungsmässiges  Organ  der 
gesammten  Reichsverwaltung  gibt  dem  Reichsoberhaupte  so  um- 
fassende Regierungsrechte,  dass  die  politische  Betrachtung  der 
deutschen  Verfassungsbildung  die  staatsrechtliche  Thatsache,  dass 
nicht  ausschliesslich  der  Kaiser  Inhaber  der  Reichsregierung  ist, 
fast  vergessen  kann.  Diese  bereits  sehr  erhebliche  Regierungs- 
gewalt des  Kaisers  hat   aber  eine  verfassungsmässig  nicht  be- 
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scliränkte  Tendenz  zu  weiterem  Wachsthum.  Wie  sich  aus  dem 
Bundeskanzleramte  eine  ganze  Reihe  von  Reichsämtem,  eine  um- 
fangreiche Reichsverwaltung  herausgebildet  hat,  so  hat  die  eigene 
Verwaltung  des  Reiches  ein  beständiges  Streben  nach  Ausdehnung 
auf  Kosten  des  Bundesrathes  und  seiner  Ausschüsse  und  auf 
Kosten  der  Einzelstaaten.  Da  aber  der  Kaiser  der  verfassungs- 
mässige Chef  der  Reichsverwaltung  ist,  so  muss  deren  Erweite- 
rung auch  auf  die  Stellung  des  Kaisers  zurückwirken.  Das 
Kaiserthum  tritt  uns  hiermit  als  eine  im  vollen  Flusse  der  Rechts- 
entwickelung begriffene  Erscheinung  entgegen,  es  bildet  eine 
Rechtsinstitution,  welche  an  innerer  Kraft  und  Consistenz 
stetig  zunimmt  und  damit  das  monarchische  und  unitarische 
Element  der  Reichsverfassung  verstärkt. 

Wenn  auch  politisch  vom  Kaiserthum  schon  jetzt  bei  weitem 
überragt,  bildet  doch  staatsrechtlich  der  Bundesrath  einen  ver- 
fassungsmässigen Mitträger  der  Reichsregierung.  Ist  nun  aber 
die  Regierung  unter  zwei  verschiedene  Träger  vertheilt,  so  er- 
scheint bei  der  von  Anfang  an  gar  nicht  vorauszusehenden 
Mannigfaltigkeit  der  Regierungsacte  eine  Bestimmung  darüber 
unentbehrlich,  wer  präsumtiv  zum  Erlasse  eines  Begierungsacta» 
zuständig  ist.  Man  sollte  meinen,  es  müsste,  um  die  kanonlstische 
Terminologie  anzuwenden,  dem  einen  Factor  die  Plenitudo  po- 
testatis,  dem  anderen  nur  ein  Regimen  minus  plenum  zugewiesen 
werden,  um  schon  verfassungsmässig  für  jeden  Regierungsact  das 
zuständige  Organ  zu  bezeichnen.  Eine  solche  Formulirung  der 
Rechte  beider  Organe  wäre  in  der  That  für  einen  Einheitsstaat 
mit  voller  Regierungsgewalt  eine  zwingende  Nothwendigkeit.  Das 
Reich  besitzt  jedoch  selbst  keine  Plenitudo  potestatis,  sondern 
nur  einzelne,  ihm  verfassungsmässig  zugewiesene  Rechte.  So 
war  es  möglich,  überall  da,  wo  das  Reich  ein  Regierui^^recht 
für  sich  in  Anspruch  ninmxt,  das  für  dessen  Ausübung  zuständige 
verfassungsmässige  Organ  zu  bestimmen.  Thatsächlich  stellt  die 
Reichsverfassung  eine  Präsumtion  zu  Gunsten  des  einen  oder  des 
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anderen  Organes  nicht  auf.  Weder  der  Kaiser,  dessen  über- 
ragende Stellung  mehr  auf  politischem  als  auf  staatsrechtlichem 
Gebiete  liegt,  noch  der  Bundesrath,  der  wohl  politisch,  nicht 
aber  staatsrechtlich  dem  Collectivsouverän  näher  steht  als  dessen 
andere  verfassungsmässige  Organe,  hat  eine  solche  allgemeine 
Vennuthung  für  sich.  Nur  für  einzelne  Materien,  so  z.  B.  beim 
Erlass  von  Ausführungsverordnungen  zu  Gunsten  des  Bundes- 
rathes,  bei  Beamtenernennungen  zu  Gunsten  des  Kaisers,  bestehen 
derartige  Rechtsvermuthungen. 

Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  von  der  Reichsver- 
fassung beliebte  Form  der  Abgrenzung  der  Regierungsrechte  von 
Bundesrath  und  Kaiser,  wie  durchschlagend  auch  das  dafür  mass- 
gebende politische  Motiv  sein  mochte,  der  Rechtsstellung  keines 
von  beiden  zu  Gunsten  des  anderen  zu  präjudiciren,  in  der 
Praxis  namentlich  gegenüber  neu  auftauchenden  Aufgaben  des 
Reiches  zu  Schwierigkeiten  führen  kann.  Es  ist  in  dieser  Be- 
ziehung namentlich  an  die  bei  Begründung  der  deutschen  Colo- 
nien  viel  umstrittene  Frage  zu  erinnern,  wer  der  Vertreter  der 
souveränen  Reichsstaatsgewalt  innerhalb  der  Schutzgebiete  sei. 
Lücken  der  Gesetzgebung,  die  sich  in  derartigen  Fällen  heraus- 
stellen, sind  aber  immerhin  noch  nicht  solche  der  Rechtsordnung. 
Die  Fragen  müssen  auf  Grund  analoger  Bestimmungen  des  aner- 
kannt geltenden  Verfassungsrechtes  entschieden  werden.  Politisch 
vorzuziehen  ist  allerdings  immer  eine  Lösung  durch  die  Gesetz- 
gebung, wie  sie  auch  in  dem  oben  erwähnten  Falle  erfolgt  ist. 

Das  Reich  ist  nun  aber  nicht  durchgängig  auf  einzelne,  ihm 
durch  die  Reichsverfassung  zugesprochene  Hoheitsrechte  be- 
schränkt. In  den  Gebieten,  für  welche  das  Supplement  des  Ein- 
zelstaates fehlt,  übt  es  die  Fülle  der  Staatsgewalt.  Hier  musste 
bei  der  rechtlich  gar  nicht  formulirbaren  Mannigfaltigkeit  der 
Staatsaufgaben  für  ein  verfassungsmässiges  Reichsorgan  eine 
Bechtsvermuthung  der  Zuständigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Regie- 
rung aufgestellt  werden.  Dies  ist  in  der  That  geschehen  und  zwar 
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in  beiden,  hier  in  Betracht  kommenden  Fällen  zu  Gunsten  des 
Kaisers.  Das  Reichsgesetz  vom  9.  Juni  1871,  betreffend  die  Ver- 
einigung von  Elsass-Lothringen  mit  dem  deutschen  Reiche,  §  3 
überträgt  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  Elsass- Lothringen 
und  damit  die  ausserhalb  der  gemeinrechtlichen  Competenz  des 
Reiches  liegende  Regierungsgewalt,  das  Reichsgesetz  vom  17.  April 
1886  über  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutzgebiete  die 
Schutzgewalt  auf  den  Kaiser  ausschliesslich  als  das  verfassungs- 
mässige Organ  des  CoUectivsouveräns. 

Die  monarchische  Regierung  erfordert  endlich  für  den  Mo- 
narchen das  Recht,  gewisse  Ehrenauszeichnungen  ausschliessUch 
zu  gewähren.  Das  geschriebene  Verfassungsrecht  weiss  von  einem 
solchen  Rechte  des  Kaisers  nichts,  eben  weil  in  ihm  der  Begriff 
der  monarchischen  Regierung  noch  nicht  voll  entwickelt  ist.  Drei 
Rechte  kommen  hier  vorzugsweise  in  Betracht,  die  Befugniss, 
Titel,  Orden  und  Adel  zu  verleihen. 

Die  Titel  sind  zum  Theil  mit  einem  Amte  unmittelbar  ver- 
bunden. Soweit  dies  der  Fall  ist,  kommt  die  Titelverleihung  als 
selbstständiges  monarchisches  Regierungsrecht  nicht  in  Betracht, 
sondern  bildet  nur  einen  Ausfluss  des  Aemterbesetzungsrechtes. 
Davon  rechtlich  losgelöst  wird  die  Titelverleihung  nur  dann, 
wenn  einem  Beamten  ein  höherer  als  der  mit  seinem  Amte  an 
sich  verbundene  Titel,  oder  wenn  einem  Nichtbeamten  ein  Titel 
beigelegt  wird.  Aus  der  Befugniss,  die  Beamten  zu  ernennen  imd 
die  Aemter  zu  besetzen,  hat  nun  der  Kaiser  zunächst  fiir  sich 
das  Recht  entnommen,  den  Beamten  nach  der  in  Preussen  üb- 
lichen Weise  höhere  Titel  beizulegen  und  wenigstens  in  Elsass- 
Lothringen  Titel  auch  Nichtbeamten  zu  gewähren.  Wenn  der 
Kaiser  als  solcher  einen  Titel  verleiht,  so  wird  er  dies  nur  thun 
können,  soweit  es  sich  um  Beziehungen  des  Reiches  handelt. 
Mit  dieser  Beschränkung  wird  aber  das  Recht  der  Titelverleihanc 
vom   Kaiser   seit    Jahrzehnten    unbeanstandet   geübt   und   kann 
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gegenwärtig  als  gewohnheitsrechtlich  feststehend  betrachtet  wer- 
den. Die  praktische  Bedeutung  der  Titelverleihung  als  eines 
kaiserlichen  Regierungsrechtes  besteht  darin,  dass  sie  von  dem 
Landesherren  des  deutschen  Einzelstaates,  dessen  Angehöriger  der 
Beliehene  ist,  nicht  durch  Ertheilung  oder  Versagung  der  Ge- 
nehmigung in  Frage  gestellt  werden  darf.  So  hat  der  vortragende 
Kath  eines  obersten  Reichsamtes,  der  bayerischer  Staatsange- 
höriger ist,  nicht,  wenn  ihm  der  Charakter  als  Geh.  Ober-Regie- 
rungsrath  beigelegt  wird,  zur  Annahme  dieser  Auszeichnung  die 
Genehmigung  des  Prinzregenten  von  Bayern,  ein  in  Metz  ansässi- 
ger Arzt,  der  aus  Reuss  ä.  L.  stammt,  bei  Ertheilung  des  Charac- 
ters  als  Sanitätsrath  nicht  die  Genehmigung  seines  Fürsten  nach- 
zusuchen. 

Mit  dem  gleichen  Rechte  wie  die  Titelverleihung  könnte  der 
Kaiser  auch  die  Befugniss  zur  Verleihung  von  Orden  und  zur 
Versetzung  in  den  Adel  für  sich  insoweit  in  Anspruch  nehmen, 
als  es  sich  dabei  um  Beziehungen  des  Reiches  handelt.  Wegen 
der  Verbindung  der  Kaiserwürde  mit  der  preussischen  Königs- 
würde hat  sich  aber  in  dieser  Hinsicht  ein  praktisches  Bedürf- 
niss  noch  nicht  herausgestellt,  und  es  sind  bisher  keine  Präce- 
denzfalle  für  Ausübung  dieser  Rechte  vorhanden.  Insbesondere 
werden  an  Reichsbeamte  und  in  Elsass-Lothringen  von  dem  Kaiser 
nur  preussische  Orden  in  seiner  Eigenschaft  als  König  von 
Preussen  verliehen,  und  auch  die  vereinzelt  vorgekommene  Ver- 
setzung von  Reichsbeamten  in  den  Adelstand  ist  seitens  des 
Königs  von  Preussen  erfolgt "). 

Wie  Gesetzgebung  und  Regierung,  steht  auch  die  Justizge- 
walt des  Reiches  der  Substanz  nach  dem   Collectivsouverän  zu. 


S9)  Von  staatsrechtlichem  Interesse  wftre  eine  Feststellnng  darfiber,  wer 
die  Verleihungen  prenssischer  Orden  in  filsass-Lothringen  gegenzeichnet  und 
ob  nicht  preussische  Reichsbeamte  zur  Annahme  preussischer  Orden  die  Ge- 
nehmigung ihres  Landesherm  nachsuchen. 

AichiT  fSr  OflbnUichM  Rocht  vm.  2.  3.  31 
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Nicht  wie  in  den  deutschen  Einzelstaaten  mit  monarchischer  Sou- 
veränetät  im  Namen  des  Monarchen,  sondern  im  Namen  des 
Reiches  wird  daher  dessen  Gerichtsbarkeit  ausgeübt.  Die  Aus- 
Übung  der  Gerichtsbarkeit  selbst,  die  Einwirkung  auf  die  Ent- 
scheidung des  concreten  Falles  ist  nun  aber  schon  nach  dem  con- 
stitutionellen  Yerfassungsrechte  der  deutschen  Einzelstaaten  dem 
Monarchen  entzogen  und  in  die  Hände  unabhängiger  Gerichte 
gelegt.  Das  Reichsrecht  weicht  von  diesen  im  Landesstaatsrechte 
ausgebildeten  Grundsätzen  nicht  ab.  Da  nun  die  Substanz  der 
Justizgewalt  dem  Reiche  als  CoUectivsouverän,  ilire  Ausübung  un- 
abhängigen  Gerichten  zusteht,  so  ist  damit  principiell  jedes  Recht 
des  Kaisers  auf  dem  Gebiete  der  Justizgewalt  negiert  in  ähnlicher 
Weise  und  aus  denselben  Gründen,  wie  ein  solches  monarchische 
Recht  auch  in  den  auf  der  Volkssouveränetät  beruhenden  Ver- 
fassungen keine  Anerkennung  finden  kann. 

Gleichwohl  ist  der  Kaiser  nicht  von  jeder  Theilnahme  an 
der  Ausübung  der  Justizgewalt  des  Reiches  ausgeschlossen.  Auch 
hier  hat  sich  sein  monarchisches  Recht,  von  dem  die  Reichsver- 
fassung noch  nichts  weiss,  mit  der  unwiderstehUchen  GewaU 
einer  historischen  Nothwendigkeit,  Geltung  und  Anerkennung 
verschafft. 

Der  Kaiser  wirkt  zunächst  an  der  Ausübung  der  Justizgewah 
mit,  indem  er  als  Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Reiche?; 
die  zur  Ausübung  der  Rechtsprechung  bestimmten  Gerichte  unt^r 
Zustimmung  der  beiden  anderen  gesetzgebenden  Factoren  orgam- 
sirt,  und  indem  er  das  erforderliche  Beamtenpersonal  ernennt  oder 
durch  die  Organe  seiner  Regierung  ernennen  lässt.  Doch  ist  ge- 
rade in  letzterer  Beziehung  sein  monarchisches  Recht  durch  die 
Vorschlagsbefugnisse  des  Bundesrathes,  namentlich  durch  die  bei 
Besetzung  der  Stellen  am  Reichsgerichte  übliche  Praxis,  welche 
die  Ernennung  materiell  in  die  Hand  der  Einzelstaaten  legt,  be- 
deutend beschränkt. 

Wie  alle  unmittelbare  Verwaltung  des  Reiches  in  dem  Kaiser 
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ihren  verfassungsmässigen  Chef  bildet,  so  muss  auch  die  mit  der 
Justizgewait  des  Reiches  nothwendig  verbundene  Justizverwaltung 
desselben  von  ihm  ausgehen  und  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken  nach  seinen  Anweisungen  ausgeübt  werden.  Eine 
innere  Verschiedenheit  der  Justizverwaltung  von  der  übrigen  Ver- 
waltung des  Reiches  besteht  in  dieser  Beziehung  nicht. 

In  der  Hand  des  Kaisers  endlich  liegt  das  eminent  monar- 
chische Recht  der  Begnadigung  überall  da,  wo  das  Reich  Inhaber 
einer  eigenen  Strafgerichtsbarkeit  und  zwar  nicht  bloss  einer 
solchen  oberster  Instanz  ist  *®).  Bei  dem  vollständigen  Schweigen 
der  Reichsverfassung  sprechen  die  über  die  Ausübung  der  Reichsge- 
richtsbarkeit ergangenen  speciellen  Gesetze  und  Verordnungen 
dem  Kaiser  das  Begnadigungsrecht  ohne  Rücksicht  auf  die  Staats- 
angehörigkeit des  Verurtheilten  durchgängig  zu. 


:<«))  Vgl,  aber  die  einzelnen  Fälle  Lab  and,  Reicbsstaatsrecht  Bd.  2,  S.  487, 


31* 
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Aus  dem  Volksschulrechte  des  Eönigreichs  Bayern. 

Von 
Dr.  Grassmann,  Rechtsrath  der  Stadt  Augsburg. 


Litteratar:  Enolhann,  Handbach  des  bayerischen  Volksschillrechtes, 
München  1888.  v.  Seydel,  bayer.  Staatsrecht,  1887—1892  (noch  nicht  yoH- 
ständig,  München  jetzt)  Freibarg*).  Reger,  das  Schalbedarfsgeseä,  Ansbach 
1886.  Kbais,  Handbach  der  inneren  Verwaltong,  Wttrzbarg  1891/92,  BUiter 
für  administrative  Praxis  (heraasgegeben  von  A.  Lttthardt)  42  Binde.  Mtkn- 
eben.  £ntscheidangen  des  bayer.  Verwaltongsgeriohtshofes.  Sammlang  Band 
I— XIII.  München. 

Das  bayerische  Volksschulwesen  ist  naturgemäss  nicht  durch 
einheitliche  gesetzliche  Vorschriften  geregelt;  die  hiefür  mass- 
gebenden Bestimmungen  sind  in  der  Verfassungsurkunde,  in  ein- 
zelnen Gesetzen,  überwiegend  in  Verordnungen,  die  zum  Theil 
bis  in  die  Anfänge  dieses  Jahrhunderts  zurückreichen,  und  in 
Vollzugserlassen  zerstreut. 

Der  im  Jahre  1867  von  der  Regierung  gemachte  freisinnige 
Versuch,  „die  äusseren  Verhältnisse  der  Schule,  welche  in  dem 
öffentlichen  Rechtsleben  wurzeln  und  mit  demselben  im  Zusammen- 
hange stehen,  welche  dauernde  Berechtigungen  oder  dauernde  Ver- 
pflichtungen für  alle  Staatsglieder   oder  bestimmte  Kategorieen 

*)  Seydel's  bayer.  Staatsrecht  VI.  Bd.  II.  AbtL  konnte  nor  mehr  bei  der 
Correktur  allegirt  werden ;  eine  Aenderang  des  Textes  war,  wie  ich  mit  Freode 
konstatire,  gegenüber  Seydel's  Ansführangen,  die  sich  fast  überall  mit  obigen 
Dariegangen  decken,  nicht  veranlasst. 
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derselben  begründen",  durch  ein  Gesetz  zu  ordnen,  scheiterte 
daran,  dass  die  Kammern  in  Folge  confessioneller  Bedenken  in 
der  Sache  keinen  Gesammtbeschluss  erzielen  konnten. 

Das  Volksschulwesen*)  war  schon  vor  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts von  der  kurfürstlichen  Regierung  nicht  als  eine  kirch- 
liche, sondern  als  eine  wichtige  Polizei -Anstalt  betrachtet  und 
durch  mehrere  Verordnungen,  insbesondere  über  Schulzwang,  Ziele 
des  Unterrichtes  etc.,  und  Instructionen  als  staatliche  Einrichtung 
organisirt  worden.  Ein  Recht  der  Kirchengesellschaften,  über  die 
Volksschule  (etwa  unter  Berufung  auf  den  westfälischen  Frieden) 
eine  Herrschaft  auszuüben,  wurde  nicht  zugestanden.  Bis  zur 
Verordnung  vom  22.  Januar  1815  über  die  Bildung  der  Schul- 
sprengel galt  die  gemischt -confessionelle  Gemeindeschule  als 
Regel,  die  genannte  Verordnung  aber  bestimmte,  dass  die  Volks- 
schulen nach  Confessionen  getrennt  und  die  Schulsprengel  nach 
den  Pfarrsprengeln  gebildet  werden  sollen. 

Die  bayerische  Verfassungsurkunde  vom  26.  Mai  1818  hat 
an  dem  staatlichen  Charakter  der  Volksschule  gegenüber  dem 
im  Jahre  1818  bestehenden  Rechtszustande  nichts  geändert, 
sondern  nur  das  Recht  des  Staates  auf  die  Schule  ausdrücklich 
gewahrt. 

Die  Verfassungsurkunde,  welche  die  Materien  des  Schul- 
rechtes nicht  regeln  wollte*)  und  hiefür  auch  keine  Programmsätze 
wie  die  preussische  Verfassung  aufstellte,  enthält  nämlich  nur 
folgende,  die  Kirchen  berührende  Bestimmungen  über  das  Volks- 
schulwesen : 

Beilage  II  zu  Titel  IV  §  9  der  Verfassungsurkunde  bezeichnet 
in  §  38  als  innere  Kirchenangelegenheiten,  deren  Anordnung  den 
genehmigten  Privat-  oder  öffentlichen  Kirchengesellschaften  nach 


1)  Die  nachstehende  Abhandlung  bezieht  sich  zunächst  nur  auf  das 
reehtnrlieiniflche  Bayern. 

s)  Vgl.  Seydel's  Kritik  des  sog.  Protestantenedictes,  Staatsrecht  Bd.  VI 
8.  88  unten  S.  854 ;  Spies,  Beleuchtung  der  V.-U.  S.  259. 
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der  Formel  imd  der  von  der  Staatsgewalt  anerkannten  Verfassang 
ihrer  Kirche  unter  der  obersten  Staatsaufsicht  zukommt,  „die 
Gegenstände  des  religiösen  Volksunterrichtes"  (litt.  d). 

§  39  e.  I.  lautet:  „Den  kirchlichen  Obern,  Vorstehern  oder 
ihren  Repräsentanten  kömmt  demnach  das  allgemeine  Recht 
der  Aufsicht  mit  den  daraus  hervorgehenden  Wirkungen  zu, 
damit  die  Kirchengesetze  befolgt,  der  Cultus  diesen  gemäss  auf- 
recht erhalten,  der  reine  Geist  der  Religion  und  Sittlichkeit  be- 
veahret  und  dessen  Ausbreitung  befördert  werde.  Der  Antheii, 
welcher  jedem  Einzelnen  an  dieser  Aufsicht  zukömmt,  wird  durch 
seine  Amtsvollmacht  bestimmt." 

Diesen  Vorschriften  entspricht  einerseits  Artikel  V  Abs.  4 
des  als  „Staatsgesetz"  geltenden,  mit  dem  Papste  abgeschlossenen 
Concordates,  andrerseits  stimmen  die  §§  11  und  14  des  Edictes 
über  die  inneren  Angelegenheiten  der  protestantischen  Gesammt* 
gemeinde  in  dem  Königreiche  hiemit  überein. 

An  der  erwähnten  Stelle  des  Concordates  heisst  es: 

„Da  den  Bischöfen  obliegt,  über  die  Glaubens-  und  Sitten- 
lehre zu  wachen,  so  werden  sie  in  Ausübung  dieser  Amtspflicht 
auch  in  Beziehung  auf  die  öffentlichen  Schulen  keineswegs  ge- 
hindert werden." 

§  11  des  Protestanten-Edictes  weist  nur  die  Aufsicht  über 
die  Ertheilung  des  Religions-Unterrichtes  in  den  Schulen  dem 
Wirkungskreise  des  Oberconsistoriums  und  der  Consistorien  zu*). 

§  14  a.  a.  0.  lautet:  „Demselben  (Oberconsistorium),  sowie 
den  unteren  Consistorien  in  ihren  Bezirken,  verbleibt,  wie  schon 
in  den  früheren  Edicten  verordnet  war,  die  Aufsicht  über  den 
protestantischen  Religionsunterricht  in  den  Schulen.  Die 
Aufsicht  und  die  Verordnungen  über  den  übrigen  Un- 


8)  EKGLMAN17  a.  a.  0.  S.  117  A.  4  folgert  hieraus  mit  Ünreeht,  dam  die 
Schollehrer,  soweit  sie  Religionsunterricht  ertheilen,  .Diener  der  Kirche'  seien. 
Seydel  a.  a.  0.  VI.  Bd.  S.  356  Anm.  9  und  S.  357. 
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terricht,  sowohl  in  den  Volksschulen  als  Studienanstalten, 
gehören  als  ein  Staatspolizeigegenstand  lediglich  zur 
Competenz  der  Regierungen  und  des  Staatsministe- 
riums des  Innern,  nach  den  darüber  bestehenden  ge- 
setzlichen Einrichtungen.  In  den  Kreisen,  in  welchen  die 
grössere  Mehrheit  der  Einwohner  protestantischer  Confession  ist, 
soll  jedoch  das  Referat  in  Schulangelegenheiten  einem  Rathe  von 
dieser  Confession  übertragen,  auch  soll  unter  den  Ober-Studien- 
räthen  jederzeit  Einer  von  der  protestantischen  Confession  an- 
gestellt werden." 

Weiterhin  bestimmt  §  6  des  Protestanten-Edictes ,  dass  die 
bisherige  Verfassung  der  Districts-Schulinspectionen  beibehalten 
werde. 

In  dem  Titel  IV  d.  V.-U.  sind  ausserdem  allen  Religions- 
theilen  besondere  Garantieen  „für  das  Eigenthum  der  Stiftungen 
und  den  Genuss  ihrer  Renten  nach  den  ursprünglichen  Stiftungs- 
urkunden und  dem  rechtmässigen  Besitz"  gegeben,  „sie  seien  für 
den  Cultns,  den  Unterricht  oder  die  Wohlthätigkeit  bestimmt." 

Die  V^.  ü.  hat  nach  ihrem  Wortlaute  (die  Bestimmungen 
sind  zum  Theil  an  unrichtiger  Stelle  eingereiht)  den  Kirchenge- 
sellschaften nur  das  Recht  der  Anordnung  und  Beaufsichtigung 
des  religiösen  Volksunterrichtes  eingeräumt  und  alle  anderen 
Schulangelegenheiten  als  Gegenstand  der  Staatspolizei  d.  h.  der 
Staatsverwaltung  bezeichnet.  Die  Kirchengesellschaften 
haben  hiernach  kein  verfassungsmässiges  Recht  auf 
die  Errichtung  confessioneller  Schulen*).  Die  Staats- 
regierung hat  an  dieser  Auslegung  seit  Beginn  des  Jahrhunderts 
festgehalten,  wenn  sie  auch  in  der  Verordnung  vom  22.  Januar 
1815  und  neuerdings  in  der  z.  Z.  bezüglich  der  Errichtung  von 
Volksschulen    und    der   Bildung   von    Schulsprengeln    geltenden 


4)  Vgl.  aach  Entsch.  d.  Verw.-G.-H.  Bd.  IV  S.  142.     Seydel  a.  a.  0. 
Bd.  VI  S.  857. 
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Verordnung  vom  26.  August  1883  die  Confessionsschule  als  Regel 
erklärt  hat. 

Mannigfache  Angriffe  erfuhr  der  in  der  Verordnung  vom 
29.  August  1873  zu  Gunsten  der  Simultanschule  von  der  Re- 
gierung eingenommene  Standpunkt.  Hier  soll  vorbehaltlich  weiterer 
Beweisführung  über  die  Rechtsbeständigkeit  und  Verfassungs- 
mässigkeit dieser  Verordnung^)  nur  die  Ansicht  ausgesprochen 
werden,  dass  die  in  dem  oben  erwähnten  §  14  enthaltenen  Worte 
„nach  den  darüber  bestehenden  gesetzlichen  Einrichtungen"  weder 
eine  Stabilisirung  der  z.  Z.  der  Erlassung  der  Verfassungsurkunde 
bestehenden  Organisation  des  Volksschulwesens  überhaupt  be- 
deuten noch  die  Wirkung  haben  können,  dass  ältere  Vorschriften, 
welche  nach  ihrem  Inhalte  sich  nicht  als  „Gesetz"  im  Sinne  des 
neueren  konstitutionellen  bayerischen  Staatsrechtes  darstellen, 
ihren  Charakter  als  „Verordnungen"  verlieren  und  „Verfassungs- 
gesetze" werden.  Die  Vorschriften  über  Sprengelbildung  und 
Errichtung  von  Schulen  können  nach  ihrem  Inhalte  nicht  als 
Gesetze  charakterisirt  werden,  weder  die  Vorschriften  von  1815. 
noch  jene  von  1873  oder  1883;  denn  sie  enthalten  nur  Direc- 
tiven  für  die  zur  Bildung  der  Schulsprengel  zuständigen  Ver- 
waltungsorgane, als  welche  die  Formationsverordnung  vom  17.  De- 
cember  1825  in  §  44  Abs.  2  die  Kreisregierungen,  Kammer  des 
Innern,  bezeichnet*).  Diese  Vorschriften  können  daher  auch  ohne 
Zustimmung  des  Landtages  geändert  werden. 


6)  Die  Verordnung  gab  zu  Vorstellungen  des  kath.  Episcopates  u.  der 
protestantischen  Generalaynode ,  sowie  zu  mehreren  Erörterungen  in  den 
Kammern  Anlass.    Seydel  a.  a.  0.  VI.  Bd.  S.  388  ff. 

6)  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  15.  Dec.  1882.  8. 
Bd.  IV  S.  262.  Ausführungen  des  Staatsministers  von  Lutz  in  der  Sitzung 
der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  18.  Febr.  1878,  Sten.  Her.  1877/78  IL  Bd. 
S.  575.  Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht.  Bd.  III  S.  573  u.  ff.,  Bd.  II  S.  262. 
Motive  zum  Entwürfe  eines  Gesetzes  Aber  das  Volksschulwesen.  Verh.  d.  K. 
d.  Abgeord.  1866/68.  Beil.  Bd.  III  S.  18.  Verhandlungen  der  K.  d.  AbgeonL 
1881 '82.  Sten.  B.  Bd.  I  S.  69  Sp.  1. 
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Die  Verfassung  hat,  wie  erwähnt,  nur  die  damals  gel* 
tende  Organisation  der  Districts-Schulinspectionen  unter  ver- 
fassungsmässigen Schutz  gestellt;  das  Organisationsrecht  der  Re- 
gierung ist  in  dieser  Beziehung  gebunden;  Aenderungen  der  er- 
lassenen Vorschriften  über  diese  Einrichtungen  können  nur  mit 
mit  Zustimmung  des  Landtages  und  zwar  in  der  in  Tit.  X  §  7 
der  V.-U.  vorgeschriebenen  erschwerenden  Form  der  Gesetzgebung 
vorgenommen  werden. 

Durch  die  im  Wesentlichen  in  Geltung  gebliebenen  Amts- 
instructionen  vom  15.  September  1808  für  die  Districts-Schul- 
inspectoren  und  für  die  Local-Schulinspectionen  ist  dem  katholi- 
schen und  protestantischen  Clerus  ein  weitgehendes  Recht  auf 
Mitwirkung  bei  der  Beaufsichtigung  der  Volksschule  eingeräumt 
worden.  Hiemach  ist  nämlich  das  Amt  der  Districts-  und  Local- 
Schul-Inspectoren  „in  der  Regel"  den  Pfarrern  und  Decanen  zu 
übertragen;  aber  auch  in  diesem  ganz  einzelnen  Falle  hat  der 
Staat  sein  Recht  auf  die  Schule  gewahrt  dadurch,  dass  diese 
Schulin^pectoren  in  ihrem  schulaufsichtlichen  Wirkungskreise  als 
öffentliche  Beamte  ausschliessUch  den  Organen  der  Staatsgewalt, 
nicht  den  geistlichen  Behörden  unterstellt  worden  sind.  Diese 
nicht  bestrittene  Stellung  der  Schulinspectoren  kommt  auch  darin 
zum  Ausdrucke,  dass  dieselben  das  Prädicat  „königlich''  (die 
Districts-Schulinspectionen  überdies  ein  Amtssiegel  mit  dem  kgl. 
bayer.  Wappen)  füliren**). 

Grundsätzlich  hat  mithin  die  Staatsregierung  nach  geltendem 
Staatsrechte  die  Befugniss,  den  Charakter  der  Volksschulen  — 
ob  confessionell  oder  simultan  —  ebenso  zu  bestimmen  wie  die 
Ziele  des  Unterrichtes,  wenn  nur  durch  die  Einrichtung  der 
Schulen  das  Princip  der  Gewissensfreiheit  und  das  Recht  der  ge- 
minnten  Kirchengesellschaften  auf  Ertheilung  und  Beaufsichtigung 


6  ft)  SBYDio.  a.  a.  0.  Bd.  Vi  S.  404. 
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des  religiösen  Volksunterrichtes ')  bezw.  auf  Schutz  ihrer  Stiftungen 
nicht  verletzt  werden. 

Die  Forderung  der  Beseitigung  aller  Simultanschulen  kann 
also  nicht  auf  ein  Recht  der  Religionsparteien  gestützt  werden; 
es  liegt  vielmehr  unter  den  erwähnten  Voraussetzungen  im  aus- 
schliesslichen Ermessen  der  Staatsgewalt,  ob  sie  den  Kirchen- 
gesellschaften mehr  oder  weniger"  Einfluss  auf  die  Organisation 
der  Schule  und  die  Art  des  Unterrichtes  einräumen  will. 

Das  Recht  der  Mitwirkung  der  Kirchengesellschaften  an  der 
Schule  ist  durch  die  Staatsgewalt  eingeräumt  worden;  die  Er- 
theilung  des  Religionsunterrichts  erfolgt  durch  die  Religions- 
genossenschaften kraft  besonderer  staatlicher,  verfassungsmässiger 
Ermächtigung®).  Vor  Abschluss  des  Concordates  bezw.  vor  Erlass 
der  Verfassungsurkunde  stand  es  unzweifelhaft  kraft  der  Sou- 
veränetät  des  Staates  im  ausschliesslichen  alleinigen  Ermessen 
des  Herrschers,  zu  bestimmen,  ob  und  welche  Mitwirkung  an  den 
staatlichen  Unterrichtsanstalten  den  Kirchen  zugestanden  werden 
wollte.  Die  Verfassungsurkunde  hatte  ein  Recht  auf  Er).heilung 
des  Religionsunterrichtes  in  den  staatlichen  Volksschulen  im  In- 
teresse der  religiösen  Erziehung  der  Jugend  begründet;  es  darf 
aber  nicht  übersehen  werden,  dass  der  Herrscherwille  die  einzige 
Quelle  dieses  Rechtes  ist. 

Auch  die  Erziehung  in  den  Glaubenslehren  erzwingt  aus- 
schliesslich der  Staat,  welcher  die  Schulpflicht  bestimmt;  die 
Gesetze  des  Staates  geben  die  Norm,  wann  und  wie  der  Unter- 
richt gegeben  werden  soll  und  auch  (H.  Verf.-Beilage),  in  welchem 


7)  Verordnung  vom  26.  Aug.  1888  §  7  Abs.  Y. 

8)  SsYBEX,  Bayer.  St.-R.  Bd.  VI  S.  109, 1522u.40iff.  Ohne  diese  ▼erfassong»' 
massige  Concession  hätten  die  Eirchengesellschaften  Überhaupt  keinen  Rechts* 
Anspruch  darauf,  dass  der  Unterricht  im  Glauben  gerade  mit  dem  Unter- 
rieht  in  den  staatlicben  Scbulanstalten  verbunden  wird.  Es  giebt  staatsrecht- 
lich kein  Hindemiss  für  den  Staate  zu  bestimmen,  dass  der  Rehgionsunterricht 
wie  die  Unterweisung  durch  Predigt  ausserhalb  der  Schule  stattfinden  ma». 
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Glaubensbekenntniss  die  Schulpflichtigen  zu  unterrichten  sind  — 
dies  alles,  weil  Herr  über  die  Volksschule  nach  geltendem  bayeri- 
schen Staatsrechte  —  politische  Programme  kommen  hier  nicht 
in  Betracht  —  der  Staat  ist.  Hervorgehoben  muss  hier  auch 
werden,  dass  die  Trennung  der  Schulen  nach  Confessionen  auf 
dem  rein  weltlichen,  vom  Staate  —  nicht  von  den  Glaubens- 
gesellschaften —  als  Rechtssatz  aufgestellten  Grundsätze  der 
Gewissensfreiheit  und  der  Gleichberechtigung  der  Confessionen 
beruht;  wäre  z.  B.  das  Kirchenrecht  der  katholischen  Kirche  in 
Bayern  für  die  Schulen  massgebend,  so  gäbe  es  wohl  nur  Schulen 
einer  einzigen  Confession  (der  herrschenden  Kirche). 

Die  Volksschulen  sind  staatliche  ünterrichtsanstalten,  deren 
Organisation,  Leitung  und  Beaufsichtigung  in  oberster  Instanz 
dem  k.  Staatsministerium  des  Innern  für  Kirchen-  und  Schul- 
angelegenheiten zukommt;  in  den  Regierungsbezirken  führen  die 
Kreisregierungen  die  Oberaufsicht,  während  in  den  einzelnen  Ver- 
waltungsbezirken besondere  Districtsschulbehörden,  bezw.  Local- 
schulcommissionen  für  die  Beaufsichtigung  und  Leitung  der  Schulen 
bestehen. 

Dem  öffentlichen  Charakter  der  Schulen  entsprechend  gelten 
die  Schullehrer  als  öffentliche  Diener  (so  genannt  im  Gegensatze 
zu  den  pragmatischen  Staatsdienem ,  deren  Dienstverhältnisse 
sich  hauptsächlich  nach  den  Bestimmungen  der  IX.  Verfassungs- 
beilage regeln);  die  Schullehrer  sind  keine  Gemeinde-Beamte  oder 
Bedienstete,  sondern  Staatsdiener**;;  deren  eigenartige  Dienstes- 
verhältnisse und  den  Zusammenhang  des  Schul-Dienstes  mit  dem 
niederen  Kirchen-  und  Messner-Dienste  darzustellen,  ist  nicht 
Zweck    dieser  Zeilen;    es    genügt   für   die  Charakterisirung   der 


9)  Sbydel  a.  a.  0.  III  S.  385  u.  490  u.  VI  S.  427  ff.  Schnlgesetzentwurf, 
Motive  zu  Art  47.  Unrichtig  Dr.  Englhank  a.  a.  0.  S.  188  u.  Entsch.  d.  Yerw.- 
Gerichishofea.  Samml.  Bd.  XIII  S.  107.  Es  giebt  nur  Gemeindebedienstete  im 
Sinne  der  Gemeindeordnung. 
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dienstlichen  Stellung  der  Lehrer  die  Bemerkung,  dass  die  An- 
stellung, Versetzung,  Pensionirung  und  Entlassung  des  gesammten 
Lehrerpersonals,  sowie  die  Genehmigung  von  Lehrer-Präsentationen 
welche  auf  Grund  besonderer  Rechte  durch  Gemeinden  oder 
Private  erfolgen,  gemäss  §  46  der  Formationsverordnung  vom 
17.  December  1825  den  Kreisregierungen  zusteht^®). 

Dem  staatlichen  Charakter  der  Schule  entspricht  die  allge- 
meine Schulpflicht,  welche  sich  auf  alle  innerhalb  des  Staats- 
gebietes befindlichen  Kinder  gewisser  Altersklassen,  ohne  Unter- 
schied der  Staatsangehörigkeit  oder  der  Confession,   bezieht"*). 

Die  allgemeine  Schulpflicht  wurde  in  den  kurfürstUch- 
bayerischen  Landestheilen  schon  mit  Generalmandat  vom  5.  Fe- 
bruar 1771  und  vom  3.  Januar  1795  eingeführt  und  auch  in  den 
späteren  Verordnungen  (mit  Gesetzeskraft)  vom  23.  December 
1 802,  12.  September  1803  und  Normati v-E ntsch Messung  vom 
26.  Februar  1838  aufrecht  erhalten.  Neuerdings  wurde,  um  eine 
rechtliche  Grundlage  für  die  Festsetzung  des  Schulzwanges  zu 
geben,  durch  das  Polizeistrafgesetzbuch  (Axt.  58)  der  Staatsregierung 
ausdrücklich  das  Recht  eingeräumt,  bis  zum  Erlasse  eines  Schul- 
gesetzes die  Schulpflicht  (auch  für  die  Pfalz)  durch  Verordnung 
zu  regeln. 

EineMinisterial-Entschliessung  vom  7.  Februar  1835  hatte  ein- 
geschärft, dass  der  Schulzwang,  insbesondere  auch  für  alle  Aus- 
länder, gleichviel  ob  sie  kürzere  oder  längere  Zeit  in  einer  Ge- 
meinde sich  aufhalten,  gelte  und  rücksichtslos  durchzuführen  sei"). 


IC)  Vgl.  Verh.  d.  K.  d.  Abgd.  1859 '61.  Sten.  B.  Bd.  III  S.  471  u.  ff.  iaa- 
bes.  S.  488. 

loa)  Vergl.  Seydel  a.  a.  0.  Bd.  VI  S.  405. 

11)  Webeb,  Neue  Gesetz-  und  Verordnungen  -  Sammlung  Bd.  3  S.  10. 
Die  Durchführung  dieses  Grundsatzes  bringt  für  viele  Gemeinden,  in  deneo 
sich  vorübergehend  viele  ausländische  Kinder  und  jugendliche  Arbeiter 
(Ziegeleien)  aufhalten,  grosse  Lasten,  die  umsomehr  gefühlt  werden,  als  die 
Unterhaltnngspfücht  keineswegs  mit  der  Interessengemeinschaft  (Schulbedarfo- 
gesetz)  begründet  werden  kann. 
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Eine  eigenthümliche  Theorie  findet  sich  im  Entwürfe  des 
Schulgesetzes  (1867).  Art.  13,  Abs.  IV  sagt :  „Diese  Bestimmungen 
(über  Schulpflicht)  erstrecken  sich  auch  auf  die  im  Königreich  sich  auf- 
haltenden Kinder  von  Angehörigen  derjenigen  fremden  Staaten, 
mit  welchen  in  dieser  Beziehung  eine  Uebereinkunft  besteht.'' 
Die  Motive  bemerken  hiezu:  „Auch  in  allen  übrigen  deutschen 
Staaten  ist  dieses  Princip  schon  seit  langer  Zeit  zur  Geltung 
gelangt.  Dieser  allgemeinen  Verpflichtung  können  jedoch  nur 
die  Staatsangehörigen,  über  die  sich  der  Machtbereich  der  Staats- 
gewalt erstreckt,  unterworfen  werden.  Sie  auf  die  im  Inland 
sich  aufhaltenden  Fremden  auszudehnen,  gebricht  es  an  einem 
hinreichenden  Rechtsgrund.  Nur  wo  durch  besondere  Verträge 
ein  solches  geboten  wird,  ist  hiezu  Anlass  gegeben." 

Dem  gegenüber  ist  zu  bemerken,  dass  nach  der  modernen 
Auffassung  der  Souveränetät  die  Staatsgewalt  zweifellos  berechtigt 
ist,  alle  in  ihrem  Gebiete  sich  befindlichen  Ausländer  den  näm- 
lichen Gesetzen  zu  unterwerfen  wie  die  Inländer.  Ermessenssache 
aber  ist  es,  ob  sie  hiervon  Gebrauch  machen  will. 

Die  Bildung  der  Schulsprengel,  welche  auch  für  die  Auf- 
bringung des  Schulbedarfes  in  Betracht  kommen,  die  Errichtung 
und  Aufhebung  von  Schulen  erfolgt  im  Verwaltungswege. 

Für  die  Bildung  der  Schulsprengel  waren  zu  verschiedenen 
Zeiten  —  je  nach  dem  Einflüsse  der  Kirchengesellschaften  auf  die 
Staatsregierung  —  verschiedenartige  Vorschriften  gegeben,  deren 
Wirkungen  in  der  gegenwärtigen  Eintheilung  der  Schulsj)rengel 
zum  Theil  noch  fortdauern. 

Die  kurfürstliche  Entschliessung  vom  26.  November  1804 
hatte  bestimmt,  dass  die  Schulen  künftig  nicht  nach  Confessionen 
getrennt  werden  sollen.  Diesen  Grundsatz  enthält  auch  die 
allerdings  fast  nirgends  vollzogene  Ministerial-Entschliessung  vom 
10.  Mai  1810  (DoELL.  Ges.-Samml.  Bd.  9,  S.  1294),  wonach  der 
Schulsprengel  einer  Ortschaft  durch  die  Grenzen  des  Gemeinde- 
Gebietes  bestimmt  werden  und,  yfo  nur  eine  Schule  sei,  die  Kinder 
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aller  Confessionen  umfassen  sollte.  Aus  Bedenken,  die  sich  aus 
der  Confessionsverschiedenheit  ergäben,  sollte  der  Besuch  einer 
in  der  Nachbarschaft  befindlichen  confessionsverwandten  Schule 
gestattet  werden  —  aber  ohne  Ausschulung  aus  dem  Schulsprengel 
des  Wohnortes,  bezw.  ohne  Befreiung  von  den  Beiträgen  zur 
Schule  des  Wohnortes. 

Eine  Ministerial  Entschliessung  vom  4.  September  1813  be- 
tont die  Nothwendigkeit  des  Besuches  der  „Pfarrschule".  Die 
Regel,  dass  Gemeindebezirk  und  Schulsprengel  zusammenfallen 
sollen,  wurde,  wie  erwähnt,  i.  J.  1815  aufgehoben;  der  Schul- 
sprengel bestimmte  sich  nunmehr  wahrscheinlich  wegen  ungenügen- 
der Organisation  der  politischen  Gemeindeverbände  nach  demPfarr- 
sprengel;  die  Errichtung  gemeinsamer  Parochialschulen  für  mehrere 
nicht  derselben  Pfarrei  angehörige  Ortschaften  wurde  gestattet, 
die  Aufhebung  bestehender  Simultanschulen  von  dem  Verlangen 
einer  der  betheiligten  Confessionen  abhängig  gemacht;  die  Bildung 
neuer  Simultanschulen  war  nicht  mehr  vorgesehen.  Die  Ver- 
änderungen der  Pfarrsprengel  bewirkten  jedoch  nicht  ohne  weiteres 
Aenderungen  der  Schulsprengel;  mit  der  Umpfarrung  aus  einem 
Pfarrsprengel  in  einen  anderen  trat  die  Umschulung  in  den  neuen 
Pfarrsprengel  nur  dann  ein,  wenn  sie  von  der  Kreisregienmg  al> 
zuständiger  Schulaufsichtsstelle  verfügt  wurde'*).  Die  Gestaltung 
der  Schuleinrichtungen  blieb  jedoch  auch  nach  der  Verordnung 
vom  22.  Januar  1815  ausschliesslich  Ermessenssache  der  Ver- 
waltungsbehörden; weder  dem  Einzelnen  noch  den  Gemeinden 
oder  Kirchengesellschaften  war  ein  Rechtsanspruch  auf  die  Organi- 
sation der  Schulen  eingeräumt"). 

Diese  Directiven  für  die  Bildung  der  Schulsprengel  und  Er- 
richtung von  Schulen  veranlassten  eine  mannigfache  Zusamnien- 


li)  Entscheidung  des  Verw.-G.-U.  Samml.  Bd.  III.  S.  517. 

13)  Entscheidung  des  Verw.-G.-H.  Samml.  Bd.  I  S.  48,    Bd.  IV  S.  6(>S, 
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Setzung  der  Schulsprengel;  die  Schulverbände  waren  zum  grossen 
Theile  von  den  Gemeindeverbänden  verschieden  geworden. 

Auch  das  Gesetz  vom  10.  November  1861,  die  Aufbringung 
des  Bedarfs  für  die  deutschen  Schulen  betreffend,  brachte  hierin 
keine  Aenderung.  Wohl  war  an  die  Spitze  des  Gesetzes  der 
Grundsatz  gestellt:  „Die  deutschen  Schulen  sind  Gemeindean- 
stalten", allein  hiemit  sollte,  wie  später  darzulegen  ist,  nur  aus- 
gesprochen werden,  die  deutschen  Schulen  seien  von  den  Gemein- 
den zu  unterhalten.  Das  Gesetz  bewirkte  weder  eine  Aufhebung 
des  confessionellen  Charakters  der  Schulen^*),  noch  eine  Umbil- 
dung der  Schulsprengel  nach  Gemeindebezirken  ^^);  denn  bis  zimi 
Jahre  1873  blieb  die  Verordnung  vom  22.  Januar  1815  in  Kraft. 

Nun  enthält  aber  Art.  2  Abs.  4  des  letztgenannten  Gesetzes 
folgende  Bestimmung: 

„Befinden  sich  in  einer  Gemeinde  oder  in  einer  Ortschaft 
oder  in  melireren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Gemein- 
den oder  Ortschaften  zusammen  nach  einem  fünfjährigen  Durch- 
schnitte 25  oder  mehr  schulpflichtige  Kinder,  welche  eine  über 
eine  Stunde  entfernte  Schule  besuchen  müssen,  so  können  die  be- 
treffenden Gemeinden  zur  Errichtung  einer  neuen  Schule  ange- 
halten werden." 

Den  Gemeinden,  welchen  auf  Grund  dieser  Bestimmung  die 
Errichtung  neuer  Schulen  angesonnen  wird  —  nicht  aber  den 
einzelnen  Gemeindeangehörigen  oder  Kirchengesellschaften  —  ist 
ein  Beschwerderecht  an  den  Verwaltungsgerichtshof  eingeräumt 
worden,  wenn  sie  bestreiten,  dass  diese  Voraussetzungen  gegeben 
seien.  Sind  die  Voraussetzungen  gegeben,  so  ist  es  dem  aus- 
schliesslichen Ermessen  der  Schulaufsichtsbehörden  anheimgestellt, 
ob  sie  von  der  eingeräumten  Befugniss  Gebrauch  machen  wollen. 


14)  Das  eioschlftgige  Material  ist  allegirt  iD  der  £DtBoh.  d.  Verw.-G.-H. 
Bd.  XUI  S.  10. 

i&)  Bl&tter  f.  adm.  Praxis  Bd.  15  S.  398  u.  ff. 
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Die  Regierung  ^^)  hat  seit  Erlass  des  Gesetzes  stets  an  der 
Ansicht  festgehalten,  dass  das  freie  Organisationsrecht  der  Ver- 
waltungsbehörden neben  dieser  Ausnahmebestimmung  fortbestehe, 
und  dass  sie  in  der  Anordnung  bezüglich  der  Errichtung  einer 
neuen  Schule  nur  beschränkt  sei,  wenn  die  Errichtung  gerade 
auf  Grund  der  im  Gesetze  genannten  Voraussetzungen  gefordert 
werde. 

Der  Wortlaut  des  Gesetzes  besagt  lediglich,  dass  der  Regie- 
rung in  dem  einen  normirten  Falle  ein  gesetzliches  Recht  zur 
weiteren  Belastung  der  betheiligten  Gemeinden  zustehe.  Dass 
das  Recht  der  Regierung  zur  Organisirung  der  Schulsprengel 
etc.  überhaupt  nur  mehr  in  diesem  einzigen  Falle  eingeräumt 
werden  sollte,  steht  nicht  im  Gesetze.  Man  müsste  zum  Nach- 
weise dieser  weittragenden  Einschränkung  eines  der  Staatsregie- 
rung z.  Z.  der  Erlassung  dieses  Gesetzes  zweifelos  in  vollem 
Umfange  zustehenden  Organisationsrechtes  sich  doch  auf  den 
klaren  Ausspruch  des  Gesetzes  berufen  können.  Das  Gesetz 
schliesst  aber  die  Auffassung  keineswegs  aus,  dass  hier  nur  in 
einem  einzigen  Falle  eine  Untergrenze  für  die  Verpflichtung  der 
Gemeinden  geschaffen  werden  sollte.  Wie  nun  das  Gesetz  diese 
allgemeine  Einschränkung  nicht  ausdrücklich  vorschreibt,  so  bieten 
auch  die  Verhandlungen  über  diesen  vom  Ausschussreferenten  *T 
ohne  nähere  Begründung  zum  Gesetzentwurfe  eingefugten  Absatz 
(4)  keinerlei  Anhaltspunkte  dafür,  dass  die  umfassende  Befugniss 
der  Regierung  aufgehoben  werden  wollte.  Art.  5  des  Regienmgs- 
entwurfes,    welcher    sich  ausschliesslich   mit   der   Dotation   der 


16)  Verhandlungen  der  Kammer  der  Abgeordneten  1875/76.  Sten.  Ber. 
Bd.  I  S.  236  ff.  Q.  257.  Blätter  f.  adm.  Pr.  Bd.  15/404,  25/198,  28/885.  Ver. 
Ordnungen  vom  29.  Aug.  1873  u.  26.  Aug.  1888.  Motive  za  Art  5  o.  6  des 
Scholgesetzentwurfes.  Motive  zum  Gesetzentwurfe,  die  Errichiang  eines  Ver- 
waltangsgerichtshofes  etc.  betr.  Not  7  Ziff.  46.  Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1877  78. 
BeU.  Bd.  in  S.  19.    Seydel  a.  a.  0.  Bd.  VI  S.  409. 

17)  Verh.  der  Kammer  d.  Abg.  1859/61.  Beil.  Bd.  VII  S.  204. 
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Schulen  befasste,  hatte  nur  eine  Bestimmung  über  Besetzung  der 
Schulstellen  mit  wirklichen  Lehrern  enthalten;  zu  dem  vom  Aus- 
schusse angenommenen  Abs.  4  bemerkte  der  Referent  **) :  „Der 
Gesichtspunkt  (den  dieser  Absatz  hervorhebt)  äussert  sich  dahin, 
wie  es  zu  halten  sei,  wenn  ein  Schulsprengel  allzu  gross  und  es 
den  Kindern  deshalb  nicht  möglich  ist,  die  Schule  zu  besuchen 
etc.  Dieser  ganze  Artikel  gehört  eigentlich  in  ein  Schulgesetz. 
Da  wir  jedoch  ein  solches  noch  nicht  sobald  zu  erwarten  haben, 
im  Regierungsentwurf  aber  im  Art.  5  diese  Materie  (?)  behandelt 
wird,  so  glaubte  der  Ausschuss  im  Interesse  der  Gemeinden  und 
Schulen  demselben  noch  einige  weitere  Bestimmungen  beifügen 
zu  müssen."  — 

Weiter  erklärte  der  Referent,  dass  viele  Schulbezirke  im  In- 
teresse des  Unterrichtes  verkleinert  und  neue  Schulen  errichtet 
werden  sollen.  „Ist  aber  hierüber  keine  nähere  Bestimmung  im 
Gesetze  enthalten,  so  werden  sich  die  Gemeinden  auch  nicht  so 
leicht  dazu  bequemen,  neue  Schulen  zu  errichten." 

Der  Abg.  Hirschberger  beantragte  die  Streichung  des  ge- 
nannten Absatzes,  da  diese  Bestimmung  nicht  nothwendig,  wohl 
aber  gefährlich  sei,  sobald  sie  eine  gesetzliche  werde.  Man  solle 
es  bei  der  bisherigen  Uebung  belassen,  denn  dann  hätten  die 
Ciemeinden  mehr  Hoffnung,  dass  ihre  Verhältnisse  von  Seiten  der 
Verwaltung  mehr  gewürdigt  werden,  als  wenn  letztere  sagen 
könne:  „Wir  können  die  Gründung  dieser  Schule  auf  Grund 
dieser  Gesetzesstelle  verlangen  und  thun  es  deshalb." 

Abg.  Dr.  Weis,  der  die  Anregung  zu  der  Bestimmung  ge- 
geben hatte,  entgegnete,  dass  eine  allmählige  Vermehrung  der 
Schulen  nöthig  sei,  wofür  der  Artikel  gewisse  Anhaltspunkte, 
nicht  imperative  Vorschriften  geben  wolle.  Die  vom  Ausschusse 
vorgeschlagenen  Zusätze  bezweckten  den  Schutz  der  Gemeinden. 
,, Werden  diese  Bestimmungen  in  das  Gesetz  aufgenommen,  so 


18)  Verh.  der  Kammer  d.  Abg.  1859'61.  Stenogr.  Ber.  IV.  Bd.  S.  1. 
ArehiT  Ar  Offentliehet  R«cht  Yin.  2.  &  32 
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„kann  das  Ministerium  eine  Gemeinde  nur  dann  anhalten,  eine 
„neue  Schule  zu  errichten,  wenn  die  im  Gesetze  gegebenen  Voraus- 
„Setzungen  gegeben  sind.''  Würden  diese  Zusätze  gestrichen,  so  würde 
in  dieser  Beziehung  alles  Ermessen  der  Regierung  überlassen. 

Dieser  Auffassung  trat  Abg.  Hirsghberger  mit  der  Erklämn^ 
entgegen,  dass  durch  die  Einstellung  der  fraglichen  Facultative 
die  Regierung  eben  ein  gesetzliches  Recht  erhalte,  schon  für 
25  Kinder  auf  Gründung  einer  Schule  unter  der  gegebenen  Vor- 
aussetzung bestehen  zu  können.  Die  Nichtertheilung  dieser  ge- 
setzlichen Volhnacht  werde  die  Regierung  in  den  einzelnen  Fällen 
zur  eingehenderen  Prüfung  der  Frage,  ob  eine  Schule  für  eine 
geringere  Kinderzahl  errichtet  werden  solle,  veranlassen. 

Der  Vertreter  der  Regierung  berührte  in  seinen  Darlegungen 
zu  Art.  2  (Entwurf  5),  obwohl  eine  ausdrückliche  Wahrung  der 
Organisations-Rechte  der  Regierung  nicht  zwecklos  gewesen  wäre, 
diesen  Zusatz  gar  nicht,  Abs.  4  wurde  von  der  Kammermehrheit 
angenommen. 

Der  Ausschuss-Referent  der  Reichsrathskammer  meinte,  bei  der 
Anwendung  dieser  Bestimmiing  müssten  auch  noch  andere  Mo- 
mente, wie  Beschwerlichkeit  der  Wege  etc.  en^'ogen  werden; 
im  Uebrigen  sei  die  Bestimmung  zur  Beseitigung  schwerer  Uel)el- 
stände  geeignet. 

Die  Reichsrathskammer  stimmte  ohne  Debatte  dem  Zusätze  liei. 

Man  kann  weder  mit  diesen  sich  widerstreitenden  Dar- 
legungen einzelner  Redner  noch  mit  dem  Schweigen  der  Regie- 
rung oder  mit  dem  Zwecke  des  Gesetzes  eine  Interpretation  be- 
gründen, welche  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nicht  entspricht. 
Es  darf  auch  nicht  subsumirt  werden,  dass  der  Gesetzgeber  eme 
für  das  Volksschulwesen  verderbliche  Vorschrift  geben  wollte.  Die 
Beschränkung  des  Organisationsrechtes  in  dem  behaupteten  Masse 
würde  die  Vermehrung  der  Schulen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die 
Zunahme  der  Bevölkerung  nothwendig  ist,  in  das  Ermessen  der  j 
(iemeinden   stellen;   denn  die  Regierung   könnte  die   Errichtung 
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neuer  Schulen  nur  unter  den  fixirten  —  tbatsächlich  aber  fast 
niemals  vorhandenen  ^')  —  Voraussetzungen  gegen  den  Willen  der 
Gemeinden  erzwingen.  Es  ist  aber  zweifellos,  dass  durch  das 
Gesetz  eine  Verschlechterung  des  Schulwesens  nicht  herbeigeführt 
werden  wollte. 

Das  freie  Organisationsrecht  der  Regierung  besteht  mithin 
—  von  dem  Ausnahmsfalle  des  Art.  2  Abs.  4  abgesehen  —  un- 
beschränkt fort*^).  Gegen  den  von  Kreisregierungen  geübten 
Zwang  zur  Errichtung  einer  Schule  (abgesehen  von  dem  Aus- 
nahmsfalle) kann  die  Gemeinde  Verwaltungs- Beschwerde  an  das 
Cultusministerium  ergreifen.  Wird  aber  die  Errichtung  einer 
Schule  ausschliesslich  auf  diese  Ausnahme -Bestimmung  gestützt, 
so  kann  die  betreffende  Gemeinde  die  Verfügung  —  sonderbarer 
Weise  —  im  Verwaltungsrechtswege  anfechten. 

Erwähnenswerth  ist  die  seltsamer  Weise  im  Schulbedarfsge- 
setze  enthaltene  Bestimmung,  dass  Klosterschulen,  d.  h.  von  sog. 
Schulbrüdem  oder  Schulschwestem  geleitete  Schulen,  in  einer  Ge- 
meinde ohne  Zustimmung  der  Gesammtgemeinde  bezw.  aller  an 
einem  combinirten  Schulsprengel  betheiligten  Gemeinden  nicht  ein- 
geführt (wohl  aber  belassen  und  beseitigt)  werden  können*^).  Die 
Gemeinden  haben  kein  Recht  auf  Einführung  von  Klosterschulen. 

Von  diesem  Organisationsrechte  hat  die  Staatsregierung  Ge- 
brauch gemacht,  indem  sie  in  der  (jetzt  aufgehobenen)  Verord- 


1^)  Minister  von  Lutz  Verhandlungen  der  Kammer  der  Abgeordneten. 
1875/76.  Sten.  Ber.  Bd.  I  S.  287. 

20)  A.  A.  ßläU.  f.  ad.  Pr.  Bd.  XXV.  S.  200.  Schümann  in  d.  Zeitschrift 
f.  Kirchenrecht  von  Dovs,  Bd.  VI.  S.  432 ;  übereinstimmend  Entsch.  d.  Verw.- 
6.-H.  Samml.  Bd.  I  S.  50.  Kbais,  Commentar  zum  Gesetze,  den  Verw.-G.-H. 
betr.,  S.  139,  Nachtrag  S.  394. 

st)  Die  Absicht  des  Antragstellers  (Verh.  d.  Kamm.  d.  Abg.  Sten.  Ber. 
1859 '61  Bd.  IV  S.  iS  n.  5)  und  der  Mehrheit  der  Abgeordneten  war  zweifellos, 
dass  auch  dem  Verlangen  der  Gemeinden  nach  Beseitigung  eingeführter  Kloster- 
schulen stattgegeben  werden  mflsse;  allein  ein  Recht  auf  Beseitigung  giebt 
das  Gesetz  nicht.  Bl.  fOr  adm.  Praxis  Bd.  16  S.  73  übereinstimmend  Setdel 
a.  a.  0.  Bd.  VI  S.  425. 

32* 
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nung  vom  29.  August  1873  und  dann  in  der  Verordnung  vom 
26.  August  1883  neue  Directiven  an  die  Schulaufsichtsbehörden 
bezüglich  der  Errichtung  der  Volksschulen  und  Bildung  der  Schul- 
sprengel erliess. 

Beide  Verordnungen  schreiben  vor,  dass  jede  Gemeinde 
wenigstens  eine  Volksschule  besitzen  und  mit  ihrer  Gemarkung 
einen  Schulsprengel  bilden  soll. 

Die  Errichtung  einer  gemeinsamen  Schule  für  mehrere  Ge- 
meinden ist  zulässig;  bei  Bildung  neuer  Schulsprengel  soll  neben 
den  räumlichen  Verhältnissen  in  erster  Linie  die  Confession  der 
Schulpflichtigen  entscheidend  sein  (seit  1883). 

Der  Sprengel  einer  Volksschule  erstreckt  sich  auf  alle 
innerhalb  der  Grenzen  desselben  wohnenden  Familien  ohne  Unter- 
schied des  Glaubensbekenntnisses. 

Bestehen  jedoch  in  Gemeinden  mit  confessionell  gemischter 
Bevölkerung  confessionell  gesonderte  Schulen,  so  erstrecken  sich 
die  Bezirke  der  einzelnen  Schulen  nur  auf  die  innerhalb  der- 
selben wohnenden  Familien  derjenigen  Kirchengesellschaft,  fiir 
welche  die  betr.  Schule  errichtet  ist.  Die  Gemeindeangehörigen 
können  dann  nicht  gezwungen  werden,  ihre  Kinder  in  etwa  da- 
neben bestehende  gemischte  Schulen  zu  schicken. 

Die  Umwandlung  der  (regelmässig)  confessionellen  Schulen  in 
confessionell  gemischte,  und  die  Umwandlung  letzerer  in  con- 
fessionelle  darf  nur  auf  Antrag  der  Gemeindebehörde  und  mit 
Zustimmung  der  Gemeindevertretung  bezw.  Gemeindeversammlung 
erfolgen. 

Vor  Umwandlung  confessioneller  Schulen  in  confessionell  ge- 
mischte ist  überdies  das  Gutachten  der  (betheiligten)  kirchlichen 
Ortsbehörden  darüber  zu  erholen,  ob  der  Ertheilung  des  Reügion^s- 
unterrichtes  kein  Hindemiss  im  Wege  steht ;  wo  ein  solches  con- 
statirt  ist,  ist  die  Genehmigung  zu  versagen  (seit  1883). 

Ausgeschlossen  bleibt  die  Umwandlung,  wenn  bei  einer  con- 
fessionellen Schule  stiftungsgemässe  Bestimmungen  (im  Sinne  der 
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Eingangs  erwähnten  Verfassungsvorschrift)  durch  die  Aenderung 
des  confessionellen  Charakters  des  Schule  verletzt  würden. 

Gegen  die  Anordnung  der  Umwandlung  einer  confessionellen 
Schule  in  eine  confessionell  gemischte  steht  nicht  nur  den  be- 
theiligten, sondern  (seit  1883)  auch  den  kirchlichen  Oberbehörden, 
insoweit  das  eingeholte  Gutachten  unberücksichtigt  geblieben  ist, 
die  Beschwerdeführung  zum  Cultusministeriura  zu. 

Aus  dem  oben  festgestellten  Character  dieser  Bestimmungen 
ergibt  sich,  dass  hierdurch  weder  den  Gemeinden  noch  den 
Kirchengesellschaften  ein  unentziehbares  Recht  auf  die  Bildung 
von  Confessions-  oder  Simultan-Schulen  gewährt  worden  ist;  die 
Staatsregierung  kann  diese  Directiven  jederzeit  und  ohne  Zu- 
stimmung der  Kammern  abändern. 

An  den  Normen  des  Schulbedarfsgesetzes  konnte  diese  Ver- 
ordnung 1873/83  nichts  ändern. 

Wenn  es  daher  nach  §  11  der  Verordnung  den  betheiligten 
Eltern,  welche  ihre  Kinder  nicht  in  die  allgemeine,  confessionell 
gemischte  Schule  schicken  wollen  oder  in  die  benachbarte  Schule 
ihrer  Confession  nicht  schicken  können,  unbenommen  bleibt,  eine 
Schule  ihrer  Confession  für  sich  allein  oder  in  Verbindung  mit 
Confessionsverwandten  benachbarter  Orte  aus  eigenen  Mitteln  zu 
gründen,  so  ist  diese  Schule  keine  Privat-  oder  Kirchengemeinde- 
Anstalt,  sondern  eine  Anstalt  der  politischen  Gemeinde  und  in 
Bezug  auf  Dotation,  Organisation,  Besetzung  und  Leitung  wie  die 
öffentlichen  Volksschulen  zu  behandeln. 

Diese  Verordnungen  sind  bestimmt,  eine  allmähliche  Um- 
bildung der  z.  Z.  bestehenden  Schulsprengel  im  Anschlüsse  an 
die  Gemarkungen  der  politischen  Gemeinden  zu  veranlassen. 

Der  Grundsatz,  dass  die  Volksschulen  eine  staatliche  Ein- 
richtung sind,  wird  auch  durch  den  Umstand,  dass  ein  grosser 
Theil  des  Schulbedarfes  nicht   durch  Mittel  des  Staates  gedeckt 
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wird,  nicht  alterirt*^*).  Denn  das  Recht,  über  die  Gestaltung  des 
Schulwesens  zu  entscheiden,  ist  der  Staatsgewalt  verblieben;  die 
Autonomie  der  Gemeinden  erstreckt  sich  nicht  auf  die  inneren 
Verhältnisse  der  Schule,  auf  die  äusseren  Verhältnisse  nur  unter 
Controle  der  Schulaufsichtsbehörden.  Die  Gemeinden  müssen  daher 
—  bei  Vermeidung  aufsichtlichen  Zwanges  —  alle  jene  Aufwen- 
dungen machen,  welche  die  Ausführung  des  ausschliesslich  von 
den  Schulbehörden  aufgestellten  Unterrichtsprogrammes  verur- 
sacht, z.  B.  Erbauung  von  Schulräumen  nach  behördlicher  Vor- 
schrift, Aufstellung  von  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbei- 
ten etc.*  2)  Die  Einrichtungsgegenstände  verbleiben  im  Eigen- 
thum  der  Gemeinde,  haben  jedoch  dem  Unterrichtszwecke  zu 
dienen. 

Die  Mittel  für  die  Unterhaltung  der  einzelnen  Schulen  fliessen 
aus  mannigfachen  Quellen.  Für  die  Aufbringung  des  Schul- 
bedarfes entscheidet  das  mehr  erwähnte  Gesetz  vom  10.  November 
1861.  Hiemach  obliegt  den  politischen  (Orts-)  Gemeinden  die 
Verpflichtung  zur  Bestreitung  des  gesammten  Aufwandes  inso- 
weit, als  nicht  dieser  Aufwand  von  dritten  vermöge  privatrecht- 
licher Verpflichtung  geleistet  werden  muss  oder  aus  den  für 
Schulzwecke  bestehenden  örtlichen  Stiftungen,  dann  aus  den  für 
diese  Zwecke  (durch  öflFentlich-rechtliche  Vorschriften)  bestimmten 
besonderen  Einnahmen  gedeckt  werden  müss.  Wird  die  Er- 
füllung dieser  privatrechtlichen  Verpflichtungen  verweigert  oder 
verzögert,  so  hat  zunächst  die  Gemeinde  für  die  Ergänzung 
des    Schulbedarfes  einzutreten*^*).     Vorbehalten  ist  im  Gesetze 


21»)  Aehnlich  sind  die  Verhältnisse  im  Königreich  Prenasen,  wo  der 
staatliche  Charakter  der  Schalen  (Landreoht  Th.  II  Titel  12),  deren  Unter- 
haltung ebenfalls  den  Gemeinden  obliegt,  unzweifelhaft  feststeht.  Graf  HrE 
DE  Grais,  Handbuch  der  Verf.  und  Verw.  in  Preussen.  §§  304  n.  305.  Sbtdel 
a.  a.  0.  Bd.  VI  S.  368,  398  ff.,  442. 

^i)  Entsch.  d.  V.-G.-H.  Samml.  Bd.  V  S.  188;  meine  ErOrtening  in 
Bl.  f.  adm.  Praxis  Bd.  41  S.  253. 

22a)  Entsch.  d.  V.-G.-H.  Bd.  X  S.  319. 
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die  Unterstützung  überbürdeter  Gemeinden  aus  der  budgetmässig 
von  der  Staatskasse  zu  entrichtenden  Kreisschuldotation**)  und  aus 
Kreisfonds  (mit  Zustimmung  der  Vertretungen  der  Kreisgemeinden). 
Die  Leistungen  des  Staates  (aus  Centralfonds)  an  die  deutschen 
Schulen  beruhen  entweder  auf  privatrechtlicher  Verpflichtung, 
über  welche  im  Streitfalle  die  Civilgerichte  zu  erkennen  haben, 
oder  sind  freiwillige  Zuschüsse. 

In  §  35  des  ßeichsdeputationshauptschlusses  vom  25.  Februar 
1803  hat  der  bayerische  Staat  sich  verbindlich  gemacht,  einen 
Theil  des  eingezogenen  Vermögens  der  Stifte  und  Klöster  für  die 
Dotation  der  Schulen  zu  verwenden.  Will  indessen  auf  Leistungen 
des  Staates,  welche  in  Folge  der  Säcularisation  an  einzelne  ehe- 
malige Klosterschulen  erfolgen,  ein  privatrechtlicher  Anspruch 
erhoben  werden,  so  ist  der  Nachweis  zu  erbringen,  dass  eine 
privatrechtliche  Verpflichtung  zu  einer  derartigen  Leistung  schon 
vor  der  Säcularisation  dem  eingezogenen  Stifte  oder  Kloster  ob- 
gelegen hat.  (Urtheil  des  k.  Appellationsgerichtes  Bamberg  vom 
16.  Oktober  1876.)  Eine  klagbare  Verbindlichkeit  ist  überhaupt 
durch  diesen  Reichsdeputationshauptschluss  nicht  begründet  worden, 
da  das  Vennögen  der  aufgehobenen  Klöster  und  Stifte  der  freien 
und  vollen  Disposition  der  Landesherren  sowohl  zum  Behufe  des 
Atifwandes  für  Gottesdienst,  Unterrichts-  und  andere  gemeinnützige 
Anstalten  als  zur  Erleichterung  ihrer  Finanzen  überlassen 
wurde. 

Die  staatlichen  Zuschüsse  zum  persönlichen  und  sachlichen 
Schulbedarf  sind  daher  regelmässig  stets  widerruflich-^*). 

Für  den  Unterhalt  der  activen  Lehrer  haben  die  Gemeinden 
insoweit  zu  sorgen,  als  nicht   deren  gesetzlich  fixirter  Mindest- 


es) Sktdbl  a.  a.  0.  Bd.  IV  S.  608.  Die  Gemeinden  haben  auf  diese  Zn- 
schüaae  keinen  rechtlichen  Anspruch. 

28»)  üeber  die  Widerruflichkeit  von  Staats-  u.  Kreisfondszuschüssen 
an  Schulen  vergl.  das  (im  Wesentlichen  von  mir  concipirte)  Gutachten  in  den. 
Verhandlungen  des  oberbayerischen  Landrathes  1890  S.  250  u.  253  ff. 


—    500    — 

gekalt  durch  das  Erträgniss  der  mit  dem  Schuldienste  rechtlich 
verbundenen  Kirchendienste,  durch  das  Schulgeld,  welches  für 
die  schulpflichtigen  Kinder  erhoben  wird,  und  durch  die  Ge- 
währung einer  Wohnung  aufgebracht  wird^*). 

Ausserdem  werden  zum  Lehrereinkommen  freiwillige  Zu- 
schüsse aus  Staats-  und  Kreismitteln  geleistet. 

Nach  §  49  der  IL  Yerfassungsbeilage  kommen  auch  Bei- 
träge vermöglicher  Kirchenstiftungen  für  Schüler  der  betr.  Con- 
fessionen  in  Betracht. 

Zur  Tragung  der  Kosten,  welche  für  die  der  einschlägigen 
Pfarrgeistlichkeit  obliegende  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes 
entstehen,  sind  die  politischen  Gemeinden  nicht  verpflichtet. 

Besondere  Bestimmungen  enthält  Artikel  7  d.  G.  für  jene 
Schulen,  deren  Sprengel  sich  mit  dem  Bezirke  einer  politischen 
Gemeinde  nicht  decken.  Die  vielgestaltigen  und  unklaren  Detail- 
bestimmungen über  die  Aufbringung  des  Schulbedarfes  in  diesen 
Schulsprengel  gehören  nicht  in  diese  Darstellung.  Bemerkt  mag 
nun  werden,  dass  diese  Schulsprengel  keine  Schulgemeinden,  keine 
Corporationen  des  öffentlichen  Rechtes  sind,  überhaupt  keine 
rechtliche  Persönlichkeit  besitzen.  Diese  Sprengel  sind  zwar  für 
die  persönliche  Zugehörigkeit  zu  einer  Schule,  für  die  Vertheilung 
des  Aufwandes  von  Bedeutung,  sind  aber  eigentlich  nur  staatliche 
Schulverwaltungsbezirke. 

Die  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Aufbringung  des  ge- 
sammten  Schulbedarfes  war  längst  durch  die  ältere  bayerische 
Gesetzgebung  festgestellt^*).  Schon  in  jener  Zeit,  wo  der  jetzige 
gesetzliche  Begriff  einer  Gemeinde  noch  nicht  gegeben  war,  be- 
auftragten die  landesherrlichen  Verordnungen  für  die  älteren 
Provinzen  die  Magistrate,  Landgerichte  und  Klöster,  die  Stadt-, 
Markts-,  Hofmarchs-  und  andere  den  Schulen  vorgesetzte  Orts- 


84)  Plenarentscheidung  des   Verw.-G.-H.  vom  23.  März  1892  Bd.  im 
Seite  99,  angefochten  durch  Sbydel  a.  a.  0.  Bd.  VI  S.  436. 

2A)  Verhandl.  der  Kammer  d.  Abg.  1859/61.  Beil.  Bd.  IV  S.  17. 
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Obrigkeiten  zur  eifrigsten  Sorge  für  die  Schule  (kurfürstl.  Mandat 
vom  18.  September  1770).  In  gleicher  Weise  wurden  die  damals 
den  Gemeinde -Verband  repräsentirenden  Ortsobrigkeiten  i.  J. 
1771  u.  1783  angewiesen. 

Den  Ortsgemeinden  lag  zunächst  die  Beschaffung  des  sach- 
lichen Bedarfes  im  Allgemeinen  ob. 

Der  §  130  des  Edictes  vom  24.  September  1808  über  das 
Gemeindewesen,  durch  welches  Gesetz  die  Grundlagen  der  ge- 
meindlichen Organisation  geschaffen  wurden,  bezeichnete  die  Aus- 
gaben, welche  die  Gemeinden  zur  Ergänzung  der  Unterrichtsanstal- 
ten zu  leisten  hatten. 

Das  Gemeinde-Edict  vom  17.  Mai  1818,  dessen  Bestimmungen 
über  das  Schulwesen  bei  der  Revision  des  Edictes  i.  J.  1834 
keine  Aenderung  erfuhren,  betrachtete  die  Unterhaltung  der 
Schulen,  bezw.  die  Ergänzung  der  hierfür  vorhandenen  Mittel 
(Stiftungen  etc.),  als  eine  auf  dem  gesellschaftlichen  Zwecke  der 
Gemeinden  beruhende  Verpflichtung  derselben  und  räumte  den 
Gemeindebehörden  die  Verwaltung  des  Schulvermögens  und  Theil- 
nahme  an  der  Beaufsichtigung  der  Schulen  ein. 

Hieran  anschliessend  erklärte  das  Gesetz  vom  22.  Juli  1819,  die 
Umlagen  für  Gemeindebedürfnisse  betr.,  die  Erhebung  von  Localum- 
lagen  für  Aufbringung  des  Schulbedarfes  als  zulässig,  jedoch  nur 
imter  Voraussetzungen,  welche  die  Geltendmachung  der  damals 
zweifellos  gegebenen  gemeindlichen  Verpflichtung  nahezu  unmöglich 
machte.  Insbesondere  ist  hervorzuheben,  dass  gemäss  Art.  1 
Ziff.  10  des  Uml.-G.,  mit  welcher  Bestimmimg  §  34  des  revidirten 
Gemeinde-Edictes  übereinstimmte,  die  Erhebung  von  Gemeinde- 
umlagen für  Schulrequisiten  und  Ergänzung  der  Lehrergehalte 
nur  in  Frage  kam,  „nach  den  hierüber  bestehenden  Verträgen, 
Urkunden,  Herkommen  und  geltenden  Gesetzen,  insofeme  nämlich 
die  auf  dem  Finanzetat  hierzu  gesetzlich  bestimmten  Summen 
und  das   hierzu  geeignete  Stiftungsvermögen  nicht  ausreichen." 

Hiemach  war  die  primäre  Deckungspflicht  des  durch  beson- 


—    502    — 

dere  Einnahmen  der  Schulen  nicht  gedeckten  Bedarfes  nicht  den 
Gemeinden,  sondern  dem  Staate  übertragen. 

Dieses  Verhältniss  zu  schaflFen,  lag  zwar  nicht  in  der  Ab- 
sicht des  damaligen  Gesetzgebers  —  die  Gemeinden  sollten  selhä 
in  erster  Linie  für  ihre  eigenen  Bedürfnisse  aufkommen  —  allein 
der  Wortlaut  des  Gesetzes  verhinderte,  wie  erwähnt,  in  den  meisten 
Fällen  die  Erhebung  von  gemeindlichen  Umlagen  für  Schulzwecke. 

Ueberdies  war  darauf  keine  Rücksicht  genommen  worden, 
dass  die  Schulsprengel  den  Pfarrsprengeln,  nicht  aber  den  (ie- 
meindebezirken  angepasst  waren;  die  Praxis  half  sich  deshalb 
mit  der  Fiction,  dass  Schulgemeinden,  die  im  bayerischen  Rechte 
keine  Grundlagen  als  öffentliche  Corporation  hatten  und  hal)en. 
für  die  Schulzwecke  nach  „Analogie"  der  politischen  Gemeinden 
aufzukommen  hätten.  Dieser  praktische  Nothbehelf  fand  u.  a. 
in  dem  Gesetze  vom  24.  December  1849  über  die  Heimath  und 
Unterstützung  der  Schullehrer  eine  gewisse  Anerkennung. 

Der  Entwurf  des  Schulbedarfsgesetzes  sollte  zur  Geltend- 
machung der  gemeindlichen  Verpflichtung  bessere  rechtliche 
Grundlagen  schaffen  und  weniger  neue  Bestimmungen  treffen  als 
viehnehr  die  bestehenden  ergänzen  sowie  deren  zweckentsprechen- 
den Vollzug  ermöglichen. 

Deshalb  wurde  in  Artikel  1  des  Entwurfes  der  Satz  einge- 
stellt: „Die  deutschen  Schulen  sind  Gemeinde -Anstalten  und  e< 
liegt  deshalb  die  Verpflichtung  zur  Bestreitung  des  gesammten 
Aufwandes  —  vorbehaltlich  besonderer  Verpflichtungen  und  Ein- 
nahmen —  für  die  Errichtung  und  für  den  Unterhalt  derselben 
den  poütischen  Gemeinden  ob*®)."  Diese  Verpflichtung  sollte  in 
Anlehnung  an  die  erwähnte  Praxis  den  Schulsprengeln  als  Cor- 
porationen  des  öffentlichen  Rechtes  übertragen  werden,  wenn 
diese  mit  den  Bezirken  der  politischen  Gemeinden  nicht  zu- 
sammenfallen. 


26)  Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1859/61.  Beil.  Bd.  VU  S.  200. 
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Als  subsidiäre  Deckungsmittel  waren  in  Art.  3  Umlagen  be- 
stimmt; Unterstützungen  unbemittelter  Gemeinden  aus  Staats- 
und Kreismitteln  wurden  vorgesehen. 

Die  Motive  zum  Entwürfe  lassen  entnehmen,  dass  die  Schulen 
nur  in  finanziell-rechtlicher  Beziehung  und  in  ihren  äusseren 
Verhältnissen  als  Gemeinde-Anstalten  characterisirt  werden  sollten. 

Der  Ausschuss-Referent  der  Abgeordnetenkammer  fasste  die 
Bedeutung  des  Artikels  1  dahin  zusammen:  „Es  wird  damit  den  Ge-- 
meindebehörden  nicht  nur  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Schule, 
sondern  auch  ihre  Mitwirkung  zur  Ordnung  sämmtlicher  Verhält- 
nisse der  Schulen  zuerkannt.  Die  Autonomie  der  Gemeinden  in 
der  Regelung  der  äusseren  Schulangelegenheiten  ist  gewahrt.^' 

Die  Absicht,  dieses  Princip  zu  wahren,  veranlasste  den  Aus- 
schuss  zur  Beseitigung  der  erwähnten  Bestimmung  bezüglich  der 
nicht  mit  den  Gemeinden  zusammenfallenden  Schulsprengel  und 
zur  Aufnahme  von  Vorschriften,  wonach  derartige  Sprengelschulen 
als  Anstalten  jener  politischen  Gemeinden,  in  welchen  sie  ihren 
Sitz  haben,  betrachtet  werden  sollten. 

Bei  der  Berathung  des  Entwurfes  in  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten erklärt«  Abg.  Hirschberger:  „das  Gesetz  sagt  einmal, 
.,wem  die  Schule  angehört,  worüber  bisher  Zweifel  war;  denn 
«.sobald  es  sich  um  das  Zahlen  gehandelt  hat,  waren  die  Schulen 
.,6emeindeanstalten;  in  anderer  Beziehung  galten  sie  bald  als 
.^Anstalten  der  Kirche,  bald  als  Staatsanstalten,  jetzt  erst  erfahren 
.,wir  aus  Art.  1,  dass  sie  Gemeindeanstalten  sind." 

Diese  Auffassung  des  bezeichneten  Grundsatzes  veranlasste 
den  genannten  Abgeordneten  zur  Stellung  eines  —  im  Laufe 
der  Debatte  modificirten  und  von  der  Mehrheit  abgelehnten  — 
Antrages,  wonach  den  Gemeinden  ein  gesetzliches  Recht  der  Mit- 
wirkung bei  der  Besetzung  der  Schulstellen  als  Aequivalent  für 
ihre  Verpflichtungen  eingeräumt  werden  sollte.  Diesem  Antrage 
wurde  mit  Recht  von  mehreren  Seiten  entgegengehalten,  dass 
die    Regelung    dieser    Fragen   nur   in    einem    künftigen   Unter- 
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richtsgesetze  geregelt  werden  könne.  Insbesondere  bemerkte 
V.  Steinsdorf  unter  Zustimmung  des  Ausschussreferenten  „Es  ist 
„erwähnt  worden,  dass  über  die  inneren  Verhältnisse  der  Schu- 
„len  gar  nichts  gesagt  sei,  ebensowenig  als  über  das  Recht 
„der  Gemeinden,  bei  Besetzung  der  Lehrstellen  mitzuwirken. 
„Allein,  wie  schon  die  Ueberschrift  des  Gesetzes  sagt,  so  berührt 
„es  lediglich  die  Geldfrage.  Es  wäre  allerdings  eine  Consequenz 
„gewesen,  dass,  wenn  man  die  Schulen  als  Gemeindeanstalten 
„erklärt  und  die  damit  verbundenen  Lasten  den  Gemeindeanstalten 
„überweiset,  auch  deren  Rechte  hätten  in  Erwägung  gezogen 
„werden  können.  Es  wurde  auch  dieser  Gegenstand  im  Aus- 
„Schusse  umständlich  besprochen,  allein  man  überzeugt«  sich, 
„dass  die  schwierigen  Fragen  des  Vorschlags-  und  Präsentations- 
j^echtes  nicht  so  nebenbei  durch  Modificationen  des  Gesetzent- 
„Wurfes  geregelt  werden  können.  Auch  alle  inneren  Einrichtungen 
„sind  in  der  Gesetzesvorlage  nicht  berührt  und  deren  gesetzliche 
„Regelung,  wenn  überhaupt  möglich,   der  Zukunft  vorbehalten.** 

Der  k.  Cultusminister  v.  Zwehl  erklärte,  die  Regierung  könne 
im  gegenwärtigen  Augenblick  zu  einer  so  weitgehenden  Modifica- 
tion  (Antrag  Hirschberger),  deren  Werth  für  das  Gedeihen  der 
Schule  ein  sehr  fraglicher  sei,  eine  bindende  Zusage  nicht  geben,  und 
befürwortete  die  Ablehnung  des  Antrages. 

Der  Referent  des  Ausschusses  der  Kammer  der  Reichsräthe 
von  Harless  bemerkte  in  seinem  Vortrag  über  den  von  der  Kam- 
mer der  Abgeordneten  gebilligten  Entwurf  folgendes: 

„Art.  1  bezeichnet  die  Schulen  als  Gemeindeanstalten 
„und  leitet  hieraus  die  Verpflichtung  der  politischen  Gemeinde 
„zur  Bestreitung  des  Schulaufwandes  ab.  Soweit  mit  dem  Aus- 
„druck  Gemeindeanstalt  nichts  weiter  gesagt  werden  will,  als  dass 
„die  Schule  nicht  Staatsanstalt  (!)  sei,  lässt  sich  der  Ausdruck 
,,rechtfertigen.  Andere  Folgerungen  aber,  welche  man  aus  dieser 
„Begritfsbestimmung  ableiten  wollte,  wären  abzulehnen.  Die  Com- 
,jpetenzen  des   Staates  und  der  Kirche  bei  Organisation  der 
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,,Schule,  Stellung  und  Ueberwachung  der  Unterrichtsaufgabe  und 
,,deren  Lösung  sind  festzuhalten.  Soweit  die  Schulen  Confessions- 
,.schulen  sind,  stehen  sie  nicht  bloss  in  Beziehung  zur  politischen 
„Gemeinde,  sondern  zur  Localkirchengemeinde*')  und  der  Kirche 
„überhaupt.  Auch  wird  sich  ergeben,  dass  in  Bezug  auf  den 
.,Unterhalt  nicht  die  politische  Gemeinde  in  ihrer  Gesammtheit, 
„sondern  die  Kirchengemeinde  resp.  die  Confessionsgenossen  in 
„Betracht  gezogen  werden  wollten.  (Art.  V  des  Umlagengesetzes 
„von  1819  siehe  unten.) 

„In  allen  diesen  Beziehungen  hat  die  Bezeichnung  der  deut- 
,,schen  Schule  als  Anstalt  der  politischen  Gemeinde  etwas  Missliches. 

„Jedenfalls  dürfte  es  in  keinem  anderen  Sinne  genommen 
„werden,  als  der  ist,  in  welchem  schon  das  Umlagengesetz  vom 
„22.  Juli  1819  Art.  1  ZifF.  10  der  Gemeinde  eine  Unterhaltungs- 
..pilicht  der  Schule  gegenüber  zuweist.  Am  liebsten  hätte  Refe- 
„rent  die  ganze  Definition  von  Schule  als  Gemeindeanstalt  beseitigt 
„und  lediglich  die  Unterhaltung  der  Schule  als  Pflicht  der  Ge- 
„meinde  festgestellt.  Er  ist  indessen  zweifelhaft,  ob  nicht  eine 
„Verwahrung  gegen  andere  Deutungen  und  Folgeningen  als  die 
„sind,  welche  sich  gegen  den  Charakter  der  Schule  als  Staatsanstalt 
,,für  die  Localzugehörigkeit  der  Schule  und  die  Sustentationspflicht 
„der  Gemeinden  ergibt,  im  gegebenen  Falle  ausreicht.  Unter 
„tlieser  Verwahrung  könnte  Ref.  Zustimmung  zu  Art.  1  beantragen. 
„Jede  andere  Folgerung  aber  aus  dem  BegriflF  der  Gemeindeanstalt 
„müsste  Ref.  abweisen." 

Zu  dem  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  angenommenen 
Wunsche,  die  Regierung  möchte  die  Mitwirkung  der  Gemeinden 
!iei  Anstellung  der  Lehrer,  welche  als  Gemeindebedienstete  er- 
scheinen, gesetzlich  regeln  lassen,   äusserte   der  Referent,   dass 


27)  Der  Redner  war  in  dem  allgemein  getheilten  Irrthum  befangen,  dass 
Kirchengemeinden  als  Öffentliche  Verbände  und  juristische  Personen  nach 
bayerischem  Rechte  existiren. 
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dieser  Wunsch  aus  dem  formellen  Begriffe  der  Gemeindeanstalt 
die  logisch  richtige  Consequenz  ziehe,  welche  aber  praktisch  nicht 
haltbar  sei. 

Der  Ausschuss,  dessen  Verhandlungen  nichts  für  die  be- 
sprochene Frage  zu  entnehmen  ist,  beschloss  nach  Antrag  de> 
Referenten. 

Im  Plenum  der  Reichsrathskammer  wiederholte  der  Referent 
seine  Bedenken,  „obwohl  sich  dieselben  nur  auf  einen  formellen  Aus- 
druck beziehen",  erklärte,  dass  durch  Art.  1  kein  neues  Princip 
aufgestellt  werden  sollte,  und  dass  durch  die  Verwahrungen  des 
Referates  und  die  Erklärungen  der  Regierung,  alle  diejenigen 
Möglichkeiten  und  Modalitäten  abgeschnitten  seien,  welche  etwa 
aus  dem  Ausdrucke  „Gemeindeanstalten"  die  Folgerung  gestatten 
könnten,  es  seien  die  bestimmten  gesetzlichen  Beziehungen  der 
Schule  einerseits  zur  Ueberwachung  durch  die  Staatsbehörden, 
andererseits  in  ihrem  Verhältnisse  zur  Kirche  etc.  beseitigt. 

Bischof  von  Dinkel  beantragte  die  Streichung  des  erwähnten 
Grundsatzes  und  die  Schaffung  von  Schulgemeinden,  da  er  in 
der  allgemeinen  Fassung  sehr  grosse  Bedenken  fand.  Denn  durch 
die  Deutung  des  allgemeinen  Ausdruckes  würden  die  an  den 
Schulen  betheiligten  anderen  Factoren,  Staat  und  Kirche  in  ihrem 
Rechte  bedroht.  Die  ausserordentlich  hohen  Zuschüsse  der  kath. 
Kirche  für  die  Volksschulen  könnten  auch  femer  belassen  wer- 
den, solange  die  Schulen  ihren  bisherigen  Charakter  als  con- 
fessionelle  Schulen  behalten.  Jener  Grundsatz  lasse  aber  die 
Deutung  zu,  dass  dieser  Charakter  beseitigt  werden  könne.  Würde 
die  Regierung  für  den  Fortbestand  der  confessionellen  Trennung 
der  Schulen  garantiren,  so  würde  er  seinen  Antrag  zurücknehmen. 

Hierauf  erwiderte  der  Cultusminister  von  Zwehl,  dass  der 
Gesetzentwurf  nur  ein  bisher  schon  bestandenes  Verhältniss  auf- 
recht erhalte  und  Art.  V^®)  des  Undagengesetzes  vom  22.  JuH  1819 


^8)  Dieser  Artikel  lautet:     «Kein  StaatsbOrger  ist  verbnDden,  snr  Be- 
friedigung der  Bedürfnisse  der  Kirchen  und  Schulen  einer  Religionspaitei,  n 
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als  fortbestehend  zu  erachten  sei.  Die  Wahrung  des  confessionellen 
Cliarakters  der  Schulen  scheine  in  dem  Gesetzentwurfe,  der  sich  ausr- 
schliessend  nur  mit  der  Dotation  der  Schulen  befasse,  nicht  noth- 
wendig,  zumal  der  Art.  V  d.  U.-G.  in  dieser  Beziehung  die  nöthigen 
Schranken  gezogen  habe.  „Ueber  alle  übrigen  confessio- 
nellen Verhältnisse  der  Schulen  bleiben  die  bestehen- 
den Verordnungen  massgebend.'^ 

Zur  weiteren  Beschwichtigung  fügte  der  Minister  den  Satz 
bei:  „Was  aber  im  Allgemeinen  die  angebliche  Gefahr  betrifft, 
dass  der  bisher  schon  bestandene  Grundsatz  zu  bedenklichen 
gesetzlichen  Consequenzen  fuhren  könnte,  so  brauche  ich  wohl 
nur  daran  zu  erinnern,  dass  zu  solchen  Consequenzen  die  Zu- 
stimmung der  sämmtlichen  Gesetzgebungsfactoren  nothwendig 
wäre,  und  dass  daher  gegen  diese  Gefahr  hiedurch  schon  die 
nothwendige  Abgrenzung  besteht." 

Nach  dieser  Erklärung  zog  Bischof  von  Dinkel  seinen  Antrag 
zurück  und  auch  der  Referent  bemerkte,  dass  nach  den  ertheilten 
Aufschlüssen  alle  seine  Bedenken  beschwichtigt  seien. 

Die  Reichsrathskammer  nahm  ohne  weitere  Debatte  den 
Artikel  1  nach  Beschluss  der  II.  Kammer  an. 

Dem  genannten  Wunsche  der  IL  Kammer  trat  die  Reichs- 
rathskammer nicht  bei;  der  Referent  begründete  die  seitens  des 
Ausschusses  beantragte  Ablehnung  u.  a.  damit,  dass  es  nach  der 
Formulirung  des  Wunsches  scheinen  könnte,  als  wäre  ein  ganz 
neues  Princip  über  die  Schulen  als  Gemeindeanstalten  und  die 
Lehrer  als  Gemeindebedienstete  aufgestellt,  während  in  der  That 
gar  nichts  an  dem  bisherigen  Principe  geändert  sei;  man  könne 
also  aus  diesem  Gesetze  wenigstens  nicht  neue  Folgerungen  ab- 
leiten. — 


welcher  er  nicht  gehört,  mittelst  Umlagen  beizutragen,  wenn  nicht  ein  ge- 
meinschaftlicher  Genuas  oder  ein  besonderes  Rechtsverhältniss  besieht.* 
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Die  mitgetheilten  Kammerverhandlungen  lassen  zunächst  nur 
entnehmen,  dass  von  verschiedenen  Seiten  die  Verwirklichung 
einzelner  verschiedenartiger  Wünsche  angestrebt  wurde,  welche 
nicht  durch  ein  Schuldotations-Gesetz ,  sondern  nur  durch  ein 
weitgehendes  Unterrichtsgesetz  herbeigeführt  werden  konnte. 

Die  -von  den  einzelnen  Bednem  geäusserte  Meinung,  man 
wisse  nun,  wem  die  Schule  gehöre,  ist  ebenso  irrig,  als 
die  Annahme,  die  Auslegung  des  Princips  müsse  eine  Schranke 
in  den  Verwahningen  des  Referenten  der  Reichsrathskammer 
finden.  Das  Gesetz  hat  seinem  Zwecke  entsprechend  nur  be- 
stimmt, dass  die  Schulen  in  finanziell-rechtlicher  Beziehung  An- 
stalten der  politischen  Gemeinden,  deren  Lasten  für  dieselben 
fixirt  wurden,  seien.  Daraus  kann  zunächst  nichts  weiter  abge- 
leitet werden,  als  dass  —  soweit  nicht  privatrechtliche  Verpflich- 
tungen oder  Stiftungen  etc.  bestehen  —  Träger  der  Unterhal- 
tungspflicht die  bezeichneten  politischen,  nicht  aber  kirchliche 
oder  Districts-  oder  Kreis-Verbände  —  auch  nicht  der  Staat 
—  seien. 

Abgesehen  davon,  dass  die  Verwahrungen  des  Reichsraths- 
Referenten  schon  deshalb  keinen  Auslegungswerth  beanspruchen 
können,  weil  dieselben  mit  der  Auffassung  der  Abgeordneten- 
kammer in  Widerspruch  stehen  und  weil  seine  Annahme,  die 
Erklärung  des  Cultusministers  habe  seine  und  des  Bischofs  von 
Dinkel  Bedenken  wirklich  beseitigt,  im  Wortlaute  dieser  Aeusse- 
rung  keineswegs  einen  Rückhalt")  findet,  so  ist  die  Theorie» 
die  Schule  gehöre  der  Gemeinde  vor  Allem  dem  Umstände 
gegenüber  nicht  haltbar,  dass  keine  der  für  das  Volksschulwesen 


29)  Der  Minister  hat,  wie  erwfthnt,  betont,  dass  der  kritische  Grandsatz 
nur  finanzrechtliche,  den  bisherigen  Zustand  bestätigende  Bedeutung  habe,  daaa 
das  Gesetz  mit  dem  confessionellen  Charakter  der  Schulen  nichts  zu  tbim 
habe  —  über  die  Behauptung,  aus  dem  Princip  folge,  die  Schule  sei  keine 
Staatsanstalt  und  Aber  andere  weitgehende  Fragen  hat  der  Minister  lediglich 
geschwiegen,  bezw.  sich  nicht  ganz  richtig  ausgesprochen ;  vergl.  auch  Seybel 
a.  a.  0.  VI.  Bd.  S.  371. 
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geltenden  Normen  die  thatsäehliche  Durchführung  dieses  angeb- 
lichen Principes  überhaupt  ermöglicht.  Der  Einfluss  der  politi- 
schen Gemeinde  auf  die  Schule,  auf  deren  Wirkungskreis  etc.  ist 
so  gering,  dass  man  nicht  von  einer  gemeindlichen  autonomen 
Verwaltung  dieser  „Gemeindeanstalt"  sprechen  kann. 

Das  oben  dargelegte  Verhältniss  zwischen  „Kirche"  und 
Schule***)  wird  ebenfalls  durch  das  Schulbedarfsgesetz  —  wie  der 
Minister  mit  Recht  betonte  —  nicht  alterirt.  Die  Schulen  waren 
jiuch  vor  Erlassung  des  Gesetzes  nicht  Anstalten  von  Kirchenge- 
meinden; denn  auch  durch  die  Umbildung  der  Schulsprengel  nach 
den  Pfarrsprengeln  war  die  Schule  nicht  zur  Pfarrschule  im 
Kechtssinne  geworden  *®),  ganz  abgesehen  davon,  dass  Kirchenge- 
meinden als  Corporationen  des  ötfentlichen  Rechtes  oder  Subjecte 
des  Privatrechtes  sowenig  existiren  '^)  als  die  fingirten  Schulge- 
meinden. Der  Umstand,  dass  den  Gemeinden  die  subsidiäre 
Unterhaltungspflicht  der  Schulen  obliegt,  hindert  grundsätzlich 
die  Staatsregierung  nicht,  confessionelle  Schulen  zu  belassen  und 
zu  errichten,  auch  für  eine  confessionelle  Minderheit  von  Ge- 
raeindeangehörigen  '*) ;  denn  diese  Befugniss  gründet  sich  auf  das 
staatliche  Organisationsrecht  (s.  o.).  Dieses  Recht  müsste  insbe- 
sondere dann  zur  Geltung  kommen,  wenn  die  Trennung  der 
Schulen  nach  Confessionen  streng  —  unter  Beseitigung  der  sog. 
Nothsimultanschulen  —  durchgeführt  werden  sollte. 

Der  Referent  der  Reichsrathskammer  hatte  mithin  bei  seiner 
sonst  unrichtigen  Deutung  des  Art.  1  Recht  mit  der  Erklärung, 
dass  die  Competenzen  des  Staates  und  der  Kirche  —  soweit  natür- 
lich letzterer  Competenzen  bis  dahin  zukamen    —  bei    Organisa- 


29  a)  Sbydkl  a.  a.  0.  Bd.  VI  S.  404. 

80)  Vgl.  die  Darlegung  des  Staatsministers  v.  Lutz  in  der  Sitzung  der 
Abg.-K.  V.  4.  Nov.  1881/82  Bd.  I  S.  75.  Sp.  1. 

31)  Vgl.  die  Darlegungen  in  Seydrl,  bayer.  St.-R.  Bd.  VI  S.  296  ff., 
307  u.  ff. 

82)  Uebereinstimmend  Bl.  f.  adm.  Pr.  Bd.  15  S.409  u.  ff.,  Bd.  22  S.  110 
BJ.  14  S.  48  ff.»  anders  Bd.  21  S.  251  ff. 

ArchiT  für  Öffentliches  Recht.  VIII.  2.  3.  33 
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tion  der  Schulen  Stellung  und  Uebenvachung  der  Unterrichtsjiuf- 
gäbe  vorbehalten  bleiben. 

Die  Schule  gehört  auch  nach  dem  Schulbedarfs- 
gesetz  dem  Staate*'). 

Das  Gesetz  hat  aber  nicht  einmal  in  finanz-recht- 
licher  Beziehung  den  Grundsatz,  dass  die  Schule  eine 
Gemeindeanstalt  sei,  durchgeführt:  beide  Kammern  und 
die  Regierung  haben  ausdrücklich  die  Anwendbarkeit  des  eben 
erwähnten  Art.  V  des  Umlagengesetzes  von  1819  bezüglich  der 
Schulumlagen  angenommen  und  dessen  Fortbestand  gewollt.  Für 
letztere  bestimmt  —  die  besonderen  Vorschriften  des  Art.  7  d.  (1. 
bleiben  ausser  Betracht  —  Art.  6:  „Der  Bedarf  der  deutschen 
Schulen,  welcher  durch  die  in  Art.  1  und  3  bis  5  aufgezählten 
Mittel  (besondere  Schuleinnahmen,  Nebendienste  des  Schullehrers 
etc.)  nicht  gedeckt  wird,  ist  soweit  nicht  andere  Einnahmen  der 
Gemeinde  die  Deckungsmittel  bieten,  durch  Umlagen  nach  den 
für  diese  gesetzlich  gel  tenden  Bestimmungen  aufzubringen." 

Ohne  auf  die  einzelnen  Streitfragen  über  die  Erhebung  von 
Schulumlagen  einzugehen,  sei  hier  nur  ervs  ahnt,  dass  nach  dieser 
—  z.  Z.  der  Erlassung  des  Schulbedarfsgesetzes  mit  dem  allge- 
meinen Umlagerecht  der  Gemeinden  nicht  in  Widerspruch  stehen- 
den —  Ausnahmebestimmung  die  Angehörigen  einer  jeden  Con- 
fession  die  Umlagenentrichtung  für  eine  ihnen  confessionell  fremde 
Gemeindeschule  ablehnen  konnten,  sofeme  in  der  Gemeinde  con- 
fessionell getrennte  Schulen  bestanden. 

Daraus  ergab  sich  die  Anomalie,  dass  die  politische  Gemeinde 
in  solchen  Fällen  den  Schulaufwand  tragen  musste,  wenn  zur 
Aufbringung  desselben  die  vorhandenen  Mittel  der  Gemeindekas-^e 
und  sonstige  Einnahmen  etc.  ausreichten,  dass  aber  der  Schul- 
bedarf durch   confessionelle   Umlagen    —    welche    allerdings 

.^3)  Vgl.  Cult.  -  Min.  -  Entschl.  vom  15.  Nov.  1872  Nr.  12558  in  Wkbek 
G-  u.  V.-Sammlung  Bd.  9  S.  566  u.  Bl.  f.  adm.  Pr.  Bd.  88  S.  68. 
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die  Gemeinde  festsetzte  und  einhob  —  zu  decken  war,  sobald 
die  sonstigen  Gemeindebedürfnisse  die  Erhebung  von  Gemeinde« 
Umlagen  nöthig  machten^). 

Poezl'^)  bemerkt  hiezu  ganz  treffend:  „Wenn  dieser  Artikel 
fortbesteht,  so  ist  damit  das  Princip  des  Schulbedarfsgesetzes 
wieder  negirt. 

Die  hiedurch  geschaffene  Möglichkeit  der  Ab- 
wälzung der  Schullasten  von  der  politischen  Gemeinde 
auf  die  Angehörigen  der  Confessionen  bewirkt  aller- 
dings eine  vollständige,  ungerechtfertigte  Durch- 
brechung des  Princips,  das  von  den  Kammern  so  klar 
und  rein  durchgeführt  werden  wollte,  aber  nicht  verwirklicht 
wurde.  In  den  Kammern  war  sich  niemand  der  Schaffung  dieses 
aus  confessionellen  Bedenken  hervorgegangenen  Widerspruches  klar. 

Die  nämlichen  Bedenken  brachten  es  bei  der  Berathung  der 
(iemeindeordnung  vom  29.  April  1869  zu  Stande,  dass  dieser  Art.  V 
ausdrücklich  in  den  Schlussbestimmungen  der  Genieindeordnung 
aufrecht  erhalten  wurde,  obwohl  die  Ausnahme-Vorschrift  mit  dem 
jetzt  geltenden  Umlagenrechte  der  Gemeinde  in  directem  Wider- 
spruche steht  •*) ;  die  Praxis  hat  diesen  gesetzgeberischen  Fehler 
zum  grossen  Theil  wieder  gut  gemacht,  indem  in  den  meisten 
(lemeinden,  namentlich  in  grösseren  Städten  (München,  Augsburg 
etc.),  die  Schulumiagen  im  gesammten  Betrage  seit  Bestehen  der 
(iemeindeordnung  ohne  Ausscheidung  nach  Confessionen  —  und 
zwar  ohne  Reclamationen  seitens  der  Betheiligten  —  erhoben 
werden  ■^. 


94)  Bl.  f.  adm.  Praxis  Bd.  21  S.  241,  Bd.  13  S.  49  o.  Bd.  15  S.  398. 

95)  PoEZL,  Bayer.  VerwaltungBrecht  3.  Aufl.  8.  483  Anm.  7. 

96)  Seydel  in  Bd.  88  S.  65  u.  ff.  der  Bl.  f.  adm.  Pr.  hiezo  eod.  S.  38.5. 

97)  Vgl.  aber  die  Augsborger  SchulverhftItniBse  Verh.  d.  K.  d.  Abg. 
1881/82  Sten.  B.  Bd.  I  S.  101  ff. 
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Eine  gesetzliche  Beseitigung  dieses  veralteten  Artikels  ist 
leider  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten. 

Die  vorstehenden  Mittheilungen,  welche  die  besonders  ge- 
regelten Verhältnisse  der  israelitischen  Schulen  nicht  berühren, 
zeigen,  dass  auch  in  Bayern  das  Schulwesen  eine  Fundgrube  von 
rechtlichen  Controversen  ist,  deren  Lösung  auch  künftig  über- 
wiegend von  der  politischen  Consteilation,  nicht  von  der  unbe- 
fangenen Auslegung  und  der  Weiterentwicklung  staatsrechtlicher 
Grundsätze  abhängen  wird. 
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Aufsätze. 


Das  Fremdenrecht  und  die  Lehre  des  internationalen 
Sachenrechts  mit  Berücksichtigung  der  geltenden 

Codificationen. 

(SchloBS.) 

Von 
Dr.  iur.  Ludwig  Doxle  in  Nürnberg. 


§  3.    Umfang  der  Anwendung  der  lex  rei  sitae  für  Mobilien 

und  Immobilien.    Sacheigenscliaften. 

Die  Frage,  welche  Schranken  der  Herrschaft  der  lex  rei  sitae 
im  Sachenrechte  auferlegt  werden  sollen,  löst  sich  vorerst  dahin, 
(lass  eine  Collision  mit  dem  Personalstatute  nur  insoweit  denk- 
bar ist,  als  die  subjectiven  Beziehungen  der  Person  zur  Sache 
sich  in  der  Handlungs-,  nicht  aber  in  der  Rechtsfähigkeit  äussern. 

Die  objectiven  Eigenschaften  einer  Sache,  ob  sie  beispiels- 
weise beweglich  oder  unbeweglich  sei,  bestimmen  sich  nach  dem 
Ortsrechte  der  belegenen  Sache.  Wie  die  rechtlichen  Eigenschaften 
einer  Person  nach  dem  von  ihr  selbst  behaupteten  Personal- 
statute sich  bestimmen,  so  ist  analogerweise  für  das  Sachenrecht 
zu  schliessen,  dass  die  rechtlichen  Eigenschaften  der  Sachen  sich 
nach  den  ihnen  durch  die  Personen  übergeordneten  Rechtsnormen 
zu  behandeln  seien.  Aus  der  Bestimmtheit  dieses  Rechts  folgt 
demgemäss  die  Bestimmbarkeit  der  Eigenschaften  der  Sachen. 

AzchiT  fOr  Öffentliches  Recht.    Vm.  4.  34 
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Aus  der  Feststellung  der  Eigenschaft  einer  Sache  als  hewe^i- 
liche  oder  unbewegliche,  ergiebt  sich  aber  noch  nicht  die  absolute 
exterritoriale  Wirkung  dieser  Feststellung  für  fremde  Rechtsgebiete. 
Die  derart  bestimmte  Eigenschaft  einer  Sache  ist  nämlich  bindend 
beispielsweise  auch  für  den  ausländischen  Eigenthümer  hinsicht- 
lich der  Art  der  Erwerbung,  der  Art  der  Veräusserung,  der  M(ig- 
lichkeit  ihrer  Pfändung  und  Verpfändung.  Sollte  es  also  am 
Wohnsitze  des  Eigenthümers  eine  Hypothekbestellung  an  beweg- 
lichen Sachen  nicht  geben,  sollte  dies  dagegen  in  loco  rei  sitae 
möglich  sein,  so  entscheidet  letzterer. 

Aber  andererseits  ist  die  Anwendung  der  die  Eigenschaft 
einer  Sache  feststellenden  lex  situs  dann  ausgeschlossen,  sobald 
die  Folgen  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  im  Auslandsgebiete  dazu 
führen  müssten,  dass  für  das  Inland  berechnete  Gesetzesnormen 
ausländische  Rechtsverhältnisse  selbst  dann  treffen  würden, 
wenn  ein  Einfluss  dieser  Gesetzesnormen  auf  dieselben  Recht^- 
verhältnisse,  wären  sie  im  Inlande  entstanden,  ausgeschlossen  sein 
müsste.  Die  Erklärung,  die  Bar  für  solche  Fälle  versucht,  ist 
sowohl  unklar  als  unzutreffend.  Er  behauptet*),  die  Eintheilung 
in  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen  habe  oft  nur  für  gewisse 
Rechtsmaterien,  z.  B.  für  das  eheliche  Güterrecht,  für  das  Erb- 
recht, in  gewissem  Umfange  Bedeutung.  Wir  hätten  es  dann 
lediglich  mit  einer  in  kürzerer  Form  ausgedrückten  eherecht- 
lichen, erbrechtlichen  Bestimmung  zu  thun,  und  dann  entscheide 
das  im  fraglichen  Falle  überhaupt  für  das  eheliche  Güterrecht, 
das  Erbrecht  massgebende  Gesetz,  so  z.  B.,  wenn  nach  dem  am 
Wohnorte  der  Ehegatten  geltenden  ehelichen  Güterrecht  Im- 
mobilien von  der  Gütergemeinschaft  ausgeschlossen  sind,  zu  den 
Immobilien  aber  ausstehende  hypothekarische  Forderungen,  Renten 
u.  s.  w.,  gerechnet  werden.  In  solchen  Fällen  liegt  der  Grund 
zum  Verlassen  der   lex  situs  jedoch  nicht  im  ehelichen  Güter- 


1)  Bab  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  622  f. 
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rechte,  nicht  im  Erbrechte  —  denn  es  wäre  unerklärlich,  wie 
diesen  Rechten  die  Kraft  zukommen  sollte,  die  Eigenschaft  einer 
Sache  als  beweglich  oder  unbeweglich  zu  bestimmen  —  der  Grund 
zur  Anwendung  von  Rechtssätzen,  unter  deren  localer  Herrschaft 
die  Sachen  zur  Zeit  nicht  stehen,  liegt  vielmehr  in  der  neutraliairen- 
den,  nicht  tilgenden  Wirkung  des  dann  in  Frage  kommenden  Spezial- 
gesetzes auf  die  lex  situs.  Wählen  wir  folgende  erläuternde  Beispiele : 
Nach  Art.  275  des  deutschen  Handelsgesetzbuches  sind  Verträge 
über  unbewegliche  Sachen  keine  Handelsgeschäfte.  Nach  französi- 
schem Rechte  ist  der  Usus  fructus  an  Immobilien  gleichfalls 
inmieuble.  Wenn  nun  ein  im  Gebiete  des  gemeinen  römischen 
Rechts  domicilirender  Kaufmann  in  Deutschland  einen  Vertrag 
über  einen  solchen  Niessbrauch  abschliesst,  so  hat  gleichwohl  be- 
züglich der  Frage,  welcher  Natur  dieses  Niessbrauchsrecht  sei, 
ob  beweglich  oder  unbeweglich,  das  gemeine  römische  und  nicht 
das  französische  Recht  in  Anwendung  zu  kommen.  Das  gleiche 
wäre  der  Fall,  würde  es  sich  um  die  rechtliche  Natur,  ob  be- 
weglich oder  unbeweglich,  in  Ansehung  des  Bergwerkeigentums 
im  Gebiete  des  preussischen  Landrechts  handeln,  ebenso  bezüg- 
lich der  Eigenschaft  eines  Schiffes  in  solchen  Fällen.  Nach  eng- 
lischem Rechte*)  erbt  der  älteste  Sohn  unter  Ausschluss  der 
jüngeren  die  Immobilien.  Es  ist  klar,  dass  der  Umfang  des  Be- 
griffs „Immobilien"  in  diesem  Falle  diejenige  Bedeutung  haben 
muss,  welche  ihm  das  englische  Recht  zuschreibt. 

Würde  ferner  umgekehrt  ein  unter  dem  preussischen  Land- 
rechte lebender  Kaufmann  eine  dingliche  Grunddienstbarkeit  er- 
werben, die  eine  im  Gebiete  des  gemeinen  römischen  Rechts  be- 
legene Sache  belastet,  so  würde  den  beweglichen  oder  unbeweg- 
lichen Character  jener  Dienstbarkeit  bezüglich  der  Frage,  ob 
Handelsgeschäft  vorliege,  das  preussische  Recht  entscheiden  und 
damit  die  lex  domicilii  zur  Anwendung  bringen. 


2)  vgl.  Lehr  a   a.  0.  S.  692  u.  704. 

34* 
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Zu  demselben  Schlüsse  müsste  man  in  dem  von  Bar  ge- 
wählten Beispiele  aus  dem  ehelichen  Güterrechte  gelangen.  Die 
bewegliche  oder  unbewegliche  Natur  von  Hypothekforderungen, 
Kentenforderungen  würde  sich  in  diesen  Beispielen  ebenfalls  nach 
der  lex  domicilii  bestimmen. 

Der  springende  Punkt  liegt  in  der  Interpretation  des  wahren 
Sinnes  der  hier  coUidirenden  Bestimmungen.  Knüpft  nämlich  ein 
inländisches  Gesetz  an  den  Character  einer  Sache,  ob  sie  bewegUch 
oder  unbeweglich  sei,  besondere  Folgen  für  das  Inland,  so  ent- 
scheidet über  diesen  Character,  gleichviel,  ob  die  Sache  im  In- 
lande  oder  Auslande  belegen  ist,  im  Hinblick  auf  den  Eintritt 
jener  Folgen*),  das  inländische  Recht  und  nicht  die  lex  situs. 
Ein  Eingriff  in  die  fremde  Rechtsherrschaft  ist  damit  nicht  ge- 
geben. Einen  solchen  würde  vielmehr  die  Anwendung  der  lex  rei 
sitae  involviren,  da  sie  jenes  inländische  Gesetz  beeinflussen 
würde,  den  Eintritt  solcher  besonderer  Folgen  in  Fällen  ver- 
anlassen würde,  die  der  Sinn  jenes  nicht  exterritorial  wirkend 
denkbaren  Specialgesetzes  niemals  im  Auge  hatte. 

Es  ist  klar,  dass  eine  andere  Handhabung  der  lex  situs  in 
solchen  Fällen  zu  den  grössten  Härten  führen  würde.  Die  Folgen 
müssten  sich  dahin  äussern,  dass  dem  Inländer  durch  das  in- 
ländische Recht  dem  Auslande  gegenüber  Rechte  abge- 
sprochen würden,  die  ihm  für  das  Inland  durch  den  Sinn  der 
inländischen  Gesetze  ausdrücklich  zugesichert  sind.  Dies  stünde 
mit  den  Fundamentalgrundsätzen  des  internationalen  Privatrechts 
im  Widerspruche. 

Laurent  verwirft  hier  jegliche  Unterscheidung.  Das  interet 
des  tiers  public  lasse  eine  solche  Ausnahme  nicht  zu.  Die  Rechte 
Dritter  würden  dadurch  beeinträchtigt.  Unsere  Unterscheidung 
führt  jedoch  nicht  zu  einer  Schädigung  Dritter.    Eine  Wirkung 


3)  Aber  nur  im  Hinblick  auf  jene  Folgen.  Im  Qbrigen»  also  nament- 
lich über  die  Axt  und  Webe  des  Eigenthumsttbergangs  entscheidet  die  lex 
Situs.    Vgl.  über  die  Begrenzung  der  lex  situs  auch  R.-G.  18»  45. 
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dieser  Unterscheidung  tritt  bloss  im  Inlande  zu  Tage,  dessen 
interet  public  andernfalls  benachtheiligt  würde.  Auf  Grund  des 
interet  public  gelangt  daher  Laurent^)  zu  der  absoluten  Geltung 
der  lex  rei  sitae  in  der  Frage  nach  mobiler  oder  immobiler  Natur 
der  Sache. 

Auf  dem  Gesichtspunkte  der  unbeschränkten  Geltung  der  lex 
in  loco  rei  sitae  für  die  Beurtheilung  der  beweglichen  oder  unbe- 
weglichen Eigenschaft  der  Sachen  stehen  auch  Böhm*)  und  Asser. 

Stobbe  dagegen  will  die  bewegliche  oder  unbewegliche  Natur 
der  Sachen  überhaupt  nach  dem  Gesetze  beantworten,  welches 
über  die  rechtliche  Beziehung  entscheide,  um  welche  es  sich 
handele*).  Diese  Definition  ist  sowohl  unrichtig  als  ungenau. 
Sucht  man  die  rechtliche  Beziehung  in  der  Sache,  so  kommt  man 
zur  lex  Situs,  sucht  man  sie  in  der  Person,  zur  lex  domicilii, 
sucht  man  sie  im  Vertragsrechte  allgemein  zum  Rechte  des  Er- 
füllungsortes. Abgesehen  davon  kann  eine  Sache  unter  den 
verschiedensten  rechtlichen  Beziehungen  stehen,  deren  Collision 
in  den  meisten  Fällen  ein  Zerrbild  zwischen  mobile  und  immo- 
bile ergeben  würde,  so  dass  für  die  Praxis  ein  fester  Anhalts- 
punkt mit  der  Befolgung  der  STOBBs'schen  Anschauung  ausge- 
schlossen wäre. 

Es  ist  bei  der  Erörterung  dieser  Fragen  besonders  deutlich 
die  ünhaltbarkeit  der  Regel  mobilia  personam  sequuntur  enviesen 
und  damit  der  Schwierigkeiten  Erwähnung  gethan,  mit  welchen 
jene  Codificationen  zu  kämpfen  haben,  welche  sich  noch  zu 
jenem  Grundsatze  bekennen.  Die  consequente  Durchführung  die- 
ser Regel  würde  die  lex  domicilii  als  Massstab  in  diesen  Fragen 
ergeben.    Thatsächlich  scheint  jedoch  beispielsweise  die  französische 


4)  Laükent  a.  a.  0.  Bd.  VII  No.  156  u.  159. 

6)  Böhm  a.  a.  0.  S.  85.    Asser  a.  a.  0.  S.  58.   Ersterer  theilt  die  An- 
schaunng  Bar'b  mit,  ohne  jedoch  bestimmt  sich  za  erklären. 

6)  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  ^Privatrechts  Berlin  1882  l  S.  224. 
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Praxis  unter  dem  Vortritte  Laürent's  die  Anwendung  des  Orts- 
rechts der  belegenen  Sache  zu  fordern^). 

Eine  Berücksichtigung  dieser  Punkte  enthält  in  ausdrück- 
licher Bestimmung  keine  der  von  uns  oben  angeführten  Codi- 
ficationen. 

Eine  weitere  wichtige  Frage  im  internationalen  Sachenrechte 
geht  dahin,  nach  welchem  Gesetze  die  Pertinenzeigenschaft  einer 
Sache  zu  beurtheilen  sei.  Ein  Unterschied,  ob  die  Pertinenz- 
eigenschaft auf  Gesetz  oder  Privatwillen  beruht,  hat  auf  die  An- 
wendung der  lex  situs  keinen  Einfluss.  Dieselbe  ist  daher  hier 
absolut.  Bar  will  dagegen  zwischen  diesen  beiden  Eventualitäten 
unterscheiden.  Im  Falle  der  gesetzlichen  Pertinenz  soll  die  lex 
rei  sitae,  im  Fall  der  durch  Privatdisposition  geschaflfenen  Per- 
tinenz dasjenige  örtliche  Recht,  unter  welchem  der  die  Sache  be- 
treffende Vertrag  steht,  massgebend  sein  ®).  Diese  Unterscheidung 
vergisst,  dass  Pertinenzen,  mögen  sie  durch  den  Willen  des  Ge- 
setzes oder  der  Parteien  bestehen,  den  Schicksalen  der  Haupt- 
sache auf  die  Dauer  ihrer  Pertinenzqualität  folgen  müssen  und 
mit  ihr  ein  Sachganzes  bilden.  Es  dürfte  unbestritten  sein,  dass 
die  Möglichkeit  einer  Sache  Pertinenz  einer  anderen  Sache  zu 
werden  nach  der  lex  rei  sitae  der  Hauptsache  zu  bemessen  sei. 
Durch  die  Pertinenzerklärung  tritt  aber  die  Incorporirung  der 
Pertinenzsache  in  die  Hauptsache  ein.  Erst  eine  Trennung  würde 
der  Pertinenz  wieder  eine  selbstständige  Fähigkeit  des  Erwerbs 
einer  eigenen  lex  situs  gewähren. 

Wenn  nun  aber  auch  die  Eigenschaft  einer  Sache  als  Per- 
tinenz der  lex  situs  der  Hauptsache  unterstellt  ist,  so  fragt  es 
sich  doch  andererseits,  ob  durch  Verlassung  des  Rechtsgebietes, 
in  welchem  die  Hauptsache  belegen  ist,  doch  nicht  im  aus- 
ländischen Rechtsgebiete  an  jenen  pertinenzirten  Sachen  geson- 


7)  vgl.  AssEK  a.  a.  0.  S.  59.    Laurent  a.  a.  0.  Bd.  VII  S.  204  f. 

8)  Böhm  a   a.  0.  S.  86  stimmt  der  Ansicht  Bar's  zu. 
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derte,  die  Hauptsache  dicht  berührende  Rechte  entstehen  können. 
Dass  die  Pertinenzeigenschaft  einer  Sache  durch  Verlassen  des 
Rechtsgebiets  der  Hauptsache  nicht  untergeht,  beweist  folgendes 
Beispiel.  Es  wird  ein  Schrank  von  Frankreich  nach  Berlin  ver- 
kauft. Beim  Versenden  werden  die  Schlüssel  vergessen  und  in 
Frankreich  belassen.  Trotzdem  verlieren  sie  ihre  Pertinenzqualität 
nicht.  Gleichwohl  kann  die  Pertinenzirung  einer  Sache  nicht  die- 
jenige Wirkung  haben,  dass  die  Lage  jener  Sache  in  einem  von 
dem  die  Lage  der  Hauptsache  beherrschenden  Rechtsgebiete  ver- 
schiedenen Rechtsgebiete  die  Geltendmachung  von  Rechten  gegen- 
über der  ausländischen  Pertinenz  ausschliesse,  welche  in  letzterem 
(iebiete  wohnende  Gläubiger  an  inländischen  Sachen  erwerben 
können.  Die  Nothwendigkeit,  dass  der  Inländer  dem  Ausländer 
gegenüber  unbedingt  gleichberechtigt  sei,  führt  wieder  zu  dem 
Grundsatze,  dass  pertinenzirte  Sachen,  wenn  auch  die  Haupt- 
sache im  Auslande  liegt,  in  Ansehung  gewisser  Beziehungen,  deren 
Voraussetzung  Gleichberechtigung  zwischen  Inländer  und  Aus- 
länder ist,  gleichwohl  der  lex  situs  der  Pertinenzsache  unter- 
worfen sind.  Solche  Beziehungen  bestehen  in  der  selbstständigen 
Pfändbarkeit  und  Verpfändbarkeit,  in  der  Möglichkeit  solche 
Sachen  ausserhalb  der  lex  situs  der  Hauptsache  an  dem  Lageorte 
der  Zubehörung  selbstständig  zu  veräussem.  Eine  solche  Be- 
ziehung ist  aber  auch  darin  zu  erblicken,  dass  eine  solche  Perti- 
nenz nach  inländischen  Gesetzen  vindicirt  werden  kann,  wenn  sie 
beispielsweise  Ungerechtfertigtermassen  in  den  Besitz  des  die 
Sache  zur  Pertinenz  der  ausländischen  Hauptsache  erklärenden 
Eigenthümers  der  letzteren  gelangt  wäre.  Sonst  würde  man  be- 
liebig inländische  Sachen  durch  Pertinenzirung  derselben  zu  einer 
ausländischen  Sache  einheimischen  gerechten  Ansprüchen  ent- 
ziehen können. 

Zu  dieser  Entscheidung  kommt  auch  der  bayerische  oberste 
Gerichtshof  in  seinem  Urtheile  vom   11.  November  1882  (Seüff. 
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Arch.  Bd.  38,  S.  214),  wenn  auch  aus  wesentlich  anderen,  for- 
mellen, unserer  Ansicht  nach  unzureichenden  Gründen. 

Der  jener  Entscheidung  unterliegende  practische  Fall,  wo- 
nach die  Pfändung  ausländischer,  nach  ausländischem  Rechte 
pertinencirter  Eisenbahnwagen  zu  Gunsten  inländischer  Gläubiger 
entgegen  jener  Pertinenzirung  gepfändet  werden  durften,  ist  aller- 
dings durch  die  neuere  Reichsgesetzgebung  und  auch  durch  inter- 
nationales Uebereinkommen  für  die  Zukunft  hinfällig  geworden. 

Das  deutsche  Reichsgesetz  vom  3.  Mai  1886  verfügt  näm- 
lich, dass  die  Fahrbetriebsmittel  der  Eisenbahnen,  welche  Per- 
sonen oder  Güter  in  öffentlichem  Verkehr  befördern,  von  der 
ersten  Einstellung  in  den  Betrieb  bis  zur  endgiltigen  Ausscheidung 
aus  den  Beständen  der  Pfändung  nicht  unterworfen  sind.  Auf 
die  Fahrbetriebsmittel  ausländischer  Eisenbahnen  findet  diese  Be- 
stimmung insoweit  Anwendung,  als  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 
Eine  österreichische  kaiserliche  Verordnung  vom  19.  Sept.  18S6 
fügte  im  Anschluss  an  dieses  deutsche  Reichsgesetz  für  Oester- 
reich  dieselbe  Bestimmung,  während  eine  deutsch-österreichische 
vereinte  Erklärung  vom  17.  März  1887  die  Gegenseitigkeit  zwi- 
schen diesen  beiden  Territorien  verbürgt.  Praktisch  ist  dies 
alles  wiederum  hinfällig  durch  das  internationale  Ueberein- 
kommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890, 
R.-G.-B1. 1892  S.  813  f.  ^).  Danach  sind  nunmehr  auch  aus  dem 
internationalen  Transporte  herrührende  Guthaben  (creances)  der 
Eisenbahnen  unter  einander,  wenn  die  schuldnerische  Eisenbahn 
einem  andern  Staate  angehört,  als  die  forderungsberechtigte 
Eisenbahn  nicht  mit  Anrecht  belegt  oder  gepfändet  werden,  ausser 
in  dem  Falle,  wenn  der  Arrest  oder  die  Pfändung  auf  Grund 
einer  Entscheidung  der  Gerichte  des  Staats  erfolgt,  dem  die 
forderungsberechtigte  Eisenbahn    angehört.      In   gleicher  Weise 


9)  Vertragssignatare    sind    Deutschland,    Belgien,    Frankreich,    lUlieD, 
Luxemburg,  Niederlande»  Russland,  Oesterreich-Ungam  und  die  Schweix. 
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kann  das  rollende  Material  der  Eisenbahnen  mit  Einschluss  sämmt- 
licher  beweglicher  der  betreffenden  Eisenbahn  gehörigen  Gegen- 
stände, welche  sich  in  diesem  Materiale  finden,  in  dem  Gebiete 
eines  anderenStaates  als  desjenigen,  welchem  die  betreffende  Eisen* 
bahn  angehört,  weder  mit  Arrest  belegt,  noch  gepfändet  werden 
ausser  in  dem  Falle,  wenn  der  Arrest  oder  die  Pfändung  auf 
Grund  einer  Entscheidung  der  Gerichte  des  Staates  erfolgt,  dem 
die  forderungsberechtigte  Eisenbahn  angehört.  Diese  gesetzlichen 
und  vertragsmässigen  Bestimmungen  enthalten  eine  Ausnahme 
von  der  allgemeinen  Regel,  wie  deren  Sinn  klar  erkennen  lässt. 
Als  Regel  wird  aber  durch  diese  aus  Rücksichten  des  öffentlichen 
Wohles  ergangene  Specialgesetzgebung  stillschweigend  anerkannt, 
dass,  wenn  auch  im  allgemeinen  Pertinenzien  der  lex  in  loco  rei 
sitae  der  Hauptsache  unterworfen  sind,  doch  nach  bestimmten 
Richtungen  eine  Unterwerfung  derselben  unter  diejenigen  Ge- 
setze nothwendig  ist,  in  deren  räumlichen  Herrschaftsgebiet  jene 
im  Auslande  belegene  Zubehörungen  liegen.  Es  sind  nur  Rück- 
sichten öffentlichen  Wohls,  welche  hier  eine  Ausnahme  gestatten, 
so  dass  der  ausländischen  Eisenbahngesellschaft  hier  an  sich  ein 
Vorrecht  im  Yerhältniss  zu  anderen  inländischen  Schuldnern  ge- 
währt wird.  Mit  der  Erlöschung  der  Eigenschaft  als  rollendes 
Material  erlischt  jenes  Privileg,  nicht  aber  die  Pertinenzeigen- 
schaft  jener  Sachen  und  das  ius  commune  tritt  wieder  an  seine 
SteUe. 

Zu  unterscheiden  ist  hier  wieder  der  Fall,  dass  eine  aus- 
ländische Gesellschaft  im  Inlande  eine  Fortsetzung  ihrer  aus- 
ländischen Bahnlinie  besitzt.  Eine  solche  Bahn  ist  in  den  privat- 
rechtlichen Verhältnissen  den  Inländern  gegenüber  ungeachtet  des 
Sitzes  der  Verwaltung  als  inländische  Bahn  zu  betrachten,  so- 
dass für  inländische  Verhältnisse  die  lex.situs  unbeschränkt  Platz 
greift. 

Demgemäss  vermögen  wir  auch  hier  bei  der  ünzukömmlich- 
keit    seiner  Durchführung    nach   obigen  Erörterungen   das    von 
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Laurent  ^^)  betonte  Princip  der  stricten  Territorialität  der  Gesetze 
für  die  immeubles  par  destination  nicht  anzuerkennen.  Auch 
hier  soll  die  Vermittlung  des  interet  de  la  societe  zur  Stütze 
dienen,  während  seine  Beachtung  gerade  in  mancher  Hinsicht  die 
lex  rei  sitae  untergraben  müsste. 

Auch  Brooher^^)  schliesst  sich  der  absoluten  Geltung  des 
Ortsrechts  der  belegenen  Hauptsache  für  die  Zubehörung  an. 

Die  einzelnen  Gesetzgebungen  haben  in  dieser  Frage  wieder- 
um nirgends  Stellung  genommen,  sodass  die  den  einzelnen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  unterliegenden  Theorien  bei  einer  Inter- 
pretation ausschlaggebenden  Werth  äussern. 

Die  Eigenschaft  einer  Sache,  ob  sie  fungibel  oder  nicht  sei. 
bestimmt  ohne  Rücksicht  auf  irgendwelche  exterritoriale  Bezieh- 
ungen allein  die  lex  in  loco  rei  sitae,  da  hiebei  eine  Veranlass- 
ung von  dem  Grundprincipe  abzugehen  sich  nirgends  erweisen 
lässt. 

Die  Expropriationsmöglichkeit  einer  Sache  unterliegt  nach 
unseren  Ausführungen  gleichfalls  ohne  Zweifel  der  Herrschaft  des 
lex  rei  sitae,  ebenso  aber  auch  die  Eigenthumsbeschränkungen. 
wie  Nachbarrechte,  Retraktrechte,  Legalservituten  etc. 

In  demselben  Sinne  entscheidet  sich  die  Verkehrsfähigkeit 
einer  Sache.  Auch  hier  würde  es  an  jeglicher  Voraussetzung 
fehlen,  um  den  Charakter  einer  Sache  als  extra  commercium  ex- 
territorial wirken  zu  lassen. 

Welche  Sachen  herrenlos  seien,  ist  ebenfalls  nach  dem  Orts- 
rechte der  belegenen  Sache  zu  beurtheilen.      Dieses  stellt  daher 


10)  Laurent  a.  a.  0.  Bd.  VII  S.  207:  rimmobiiisation  par  destination 
concerne  les  immeubles,  eile  augmente  leur  valeur,  donc  le  territoire  re^oit 
une  extensioDi  en  ce  sens  que  son  exploitation  est  am^lioräe:  votlä  certaio«- 
ment  un  ini^rH  de  souveramet^,  ou,  en  termes  plus  gönöranx,  an  interft 
social. 

11)  Brocher  Bd.  I.  a.  a.  0.  S.  875:  Les  choses  accessoires  snivent  le  sort 
de  Celles  auxquelles  elles  se  rattachent:  elles  leur  empmntent  en  qoelqae 
Sorte  leur  nature. 


—    523    — 

den  Begriff  des  Schatzes,  sowie  gefundener  Sachen,  die  Jagd- 
barkeit der  Thiere,  das  Recht  der  Jagdnacheile  u.  s.  w.  fest.  Es 
kann  daher  der  ausländische  Finder  eines  Schatzes  nicht  mehr 
davon  beanspruchen,  als  ihm  das  inländische  Recht  zuspricht. 

Nach  denselben  Grundsätzen  bemisst  sich  auch  die  Frage, 
ob  Sachen  theilbar  oder  untheilbar  und  consumptibel  oder  nicht 
seien. 

Wichtig  ist  die  Frage,  welchem  Rechte  der  Begriff  des  uni- 
Tersitas  iuris  unterworfen  sei.  Hier  ist  die  lex  domicilii  als 
massgebend  zu  erachten,  sobald  sich  die  universitas  iuris  (z.  B. 
ein  Handlungsgeschäft,  eine  Mitgift,  ein  peculium)  in  mehreren 
Rechtsgebieten  als  einheitliches  Ganzes  befindet,  ohne  in  einzelne 
Theile  (einzelne  Geschäftsniederlassungen,  einzelne  Sonder  vermögen, 
Pekulien)  zu  zerfallen.  Andernfalls  würde  der  lex  situs  wieder 
principielle  Bedeutung  zuzuschreiben  sein.  Eine  Bestellung  einer 
solchen  dos,  eine  üebertragung  eines  solchen  Handlungsgeschäftes 
unterliegt  daher  hinsichtlich  der  Art  und  Weise  des  Eigenthums- 
überganges,  der  Formvorschriften,  entgegen  den  sonstigen  Regeln 
im  internationalen  Sachenrechte  dem  Personalstatute.  Vollkommen 
eximirt  ist  in  dieser  Beziehung  das  Erbrecht,  da  die  hereditas, 
gleichfalls  eine  universitas  iuris,  mag  sie  aus  einzelnen  Sonderver- 
mögen bestehen  oder  nicht,  stets  der  lex  domicilii  des  Erblassers 
untersteht,  indem  die  Gesetze  über  das  Erbrecht  principaliter  die 
Person  und  nur  mittelbar  auch  Sachen  zum  Gegenstand  haben  ^'). 
Der  Begriff  der  universitas  facti  untersteht  dagegen  vollkommen 
der  lex  situs,  da  Sachgesammtheiten  als  solche  nicht  Gegenstand 
eines  Vermögens  sind,  vielmehr  für  ein  Vermögen  nur  als  einzelne, 
in  sich  selbstständige  Bestandtheile  in  Betracht  kommen. 

Für  alle  diese  Einzelfälle  ist  es  indess  selbstverständlich,  dass  die 
bei  der  Besprechung  der  beweglichen  oder  unbeweglichen  Natur 
der  Sachen    und  deren  Pertinenzqualität  erörterten  Grundsätze, 


12)  Savigäy,  a.  a.  0.  S.  296. 
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in  allen  letztgenannten  Detailfragen  dann  zur  Anwendung  kommen^ 
sobald  es  sich  nur  um  die  Eigenschaft  der  Sachen  als  Mobilie  oder 
Immobilie  und  als  Pertinenz  bei  den  einzelnen  Punkten  handelt. 


§  4.    Einwirkung  des  Personalstatuts. 

Haben  wir  in  dem  vorigen  Paragraphen  lediglich  von  den 
Eigenschaften  der  Sachen  in  objectivem  Sinne  gesprochen,  so  ge- 
langen wir  hier  zu  den  Beziehungen  der  Person  zur  Sache,  d.  h. 
zur  Erwerbs-  und  Veräusserungsfähigkeit  einer  Person  in  ihrer 
Beziehung  zum  Sachenrechte. 

Ob  eine  Person  fähig  sei,  an  einer  Sache  dingliche  Rechte 
zu  erwerben,  müssen  wir  gleichfalls  nach  der  lex  in  loco  rei  sitae 
beantworten.     Diese  Annahme  ist  jedoch  in  der  Theorie  bestritten. 

Savigny^')  zuvörderst  w^ill  hier  die  lex  domicilii  angewendet 
wissen,  weil  diese  Fähigkeit  nur  einzelner  Zweig  der  allgemeinen 
Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  sei,  also  zum  persönlichen  Zu- 
stande gehöre.  Eine  Ausnahme  w^ill  Savigny  nur  dann  zu  Gunsten 
der  lex  rei  sitae  gestatten,  wenn  eine  Beschränkung  der  Erwerbs- 
fähigkeit vorgeschrieben  werde  durch  streng  positive,  zwingende 
Gesetze.  —  Denselben  Standpunkt  mit  derselben  Begründung 
theilen  Seuffert's  B1.  f.  R.  A.  Bd.  14,  S.  409.  Es  liegt  nun  ausser 
allem  Zweifel,  dass  die  Fähigkeit  einer  Person,  Rechte  zu  er- 
werben, mit  deren  persönlichen  Stand  auf  das  engste  verbunden 
ist.  Allein  hieraus  rechtfertigt  sich  keineswegs  für  das  Sachen- 
recht die  Verwerfung  des  lex  situs.  Der  Grund  hiefür  liegt  darin, 
dass  es  sich  hier  nicht  um  die  absolute  Rechtsfähigkeit  der  Per- 
son, sondern  nur  um  eine  relative  Fähigkeit  im  Hinblick  auf  die 
territoriale  Kraft  der  im  Sachenrechte  herrschenden  Nonnen 
handelt.  Im  Gegensatze  zur  Dispositionsfähigkeit  hat  die  Rechte 
fähigkeit  in  vorliegender  Materie,  bedingt  durch  die  räumliche 


13)  Savigny  a.  a.  0.  182  f. 
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Lage  der  Sachen  einen  lokalen  Charakter.  Der  Erwerb  einer 
Sache  regelt  die  Beziehungen  des  Erwerbers  (kraft  der  Dinglich- 
keit der  im  Sachenrechte  zur  Entstehung  gelangenden  Rechte)  zu 
allen  Personen,  welche  im  Gebietskreise  des  Ortsrechtes  der  be- 
legenen Sache  sich  aufhalten.  Wenn  nun  das  inländische  Recht 
im  Hinblick  auf  die  individuelle  Rechtsfähigkeit  oder  Rechtsun- 
fähigkeit den  Erwerb  dinglicher  Rechte  zulässt  oder  ausschliesst, 
so  ist  kein  Grund  abzusehen,  weswegen  ausländischen  Gesetzen 
hier  eine  Wirkung  zuerkannt  werden  sollte.  Die  Dinglichkeit  im 
Inlande  entstandener  Rechte  an  Sachen  wirkt  allerdings  auch  dem 
Ausländer  gegenüber.  Das  ausländische  Recht  jedoch  kann  nie- 
mals Einiluss  dahin  üben,  dass  es  im  Inlande  erworbenen  ding- 
lichen Rechten  im  Hinblick  auf  eigene  abweichende  Gesetze  die 
Anerkennung  versagen  würde.  Demzufolge  ist  zu  unterscheiden 
der  Erwerb  dinglicher  Rechte  von  deren  Wirkung  ").  Infolge  der 
unveränderlichen  Lage  der  Immobilien  deckt  sich  bei  ihnen  Er- 
werb und  Wirkung.  Bei  Mobilien  unterliegt  unseren  Ausführ- 
ungen  gemä88  der  Erwerb  demjenigen  Rechte,  an  welchem  die 
Sache  zur  Zeit  des  Erwerbs  belegen  war,  der  Inhalt  des  Rechts 
an  der  Sache  demjenigen  Rechte,  von  welchem  die  Mobilie  jeweiUg 
beherrscht  wird. 

Die  Richtigkeit  dieser  Anschauung  ist  auch  von  Stobbe,  Bar 
und  BöHM^^)  ausdrücklich  anerkannt.  Aus  dieser  principiellen 
Auffassung  ergiebt  sich  aber  die  Ueberäüssigkeit  eines  Rück- 
greifens auf  „streng  positive  Gesetze  des  öffentlichen  Wohles", 
um  der  Geltung  der  lex  rei  sitae  für  unsere  Fragen  Leben  zu 
verschaffen. 


14)  d.  h.  der  Erwerb  dinglicher  Rechte  kann  nicht  von  exterritorialer 
Wirkung  sein,  weü  die  Wirkungen  solchen  Erwerbes  an  dem  Orte  wo  die 
Sache  liegt»  zu  Tage  treten.  Aus  denselben  Grttnden  kann  auch  die  Bescbr&nk- 
ang  der  Rechtsfähigkeit  im  Aaslande  dem  Inlande  gegenüber  für  das  Sachen- 
recht nichfc  von  Wirkung  sein. 

16)  Stobbb  a.  a.  0.  I  S.  227;  Bab  a.  a.  0.  I  S.  713  f.  626.  Böhm 
a.  a.  0.  8.  86.    Vgl.  aaoh  R.-G.  XI  S.  55. 
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Dernburg^^)  will  die  Fälligkeit  zum  Erwerbe  wie  zur  Ver- 
äusserung  von  Sachen  allgemein  dem  Personalstatute  unterwerfen, 
eine  Ausnahme  nur  insoweit  zu  Gunsten  der  lex  rei  sitae  zulassen, 
als  bei  Immobilien  deren  Erwerb  oder  Veräusserung  von  be- 
sonderen Erfordernissen  abhängig  sei.  Was  unter  diesen  be- 
sonderen Erfordernissen  zu  verstehen  sei,  darüber  lässt  sich 
Dernburg  nicht  aus.  Sucht  man  diese  besonderen  Erfordernisse 
auf  Seite  des  Personalstatus,  so  ist  hinsichtlich  des  Erwerbes 
von  dinglichen  Rechten  nicht  einzusehen,  weshalb  solche  beson- 
dere Erfordernisse  exterritorial  wirken  sollen;  sucht  man  dag^en 
diese  besonderen  Erfordernisse  auf  Seite  des  Immobiliarstatats 
—  und  das  scheint  die  Ansicht  Dernburg^s  zu  sein,  wie  das  von 
ihm  gewählte  Beispiel  beweist  —  so  würde  in  diesem  Falle  die 
lex  rei  sitae  zur  Geltung  unter  Ausschluss  des  Personalstatuts 
berufen.  Dies  würde  bedeuten,  dass  das  Personalstatut,  so  lange 
die  Fähigkeit  zum  Erwerbe  dinglicher  Rechte  bestimmen  würde, 
als  eben  das  Immobiliarstatut  nichts  anderes  besonderes  verfugt, 
was  thatsächlich  auf  die  Herrschaft  des  letzteren  hinausläuft. 

Was  nun  die  Dispositionsfähigkeit  im  internationalen  Sachen- 
rechte anlangt,  so  wird  dieselbe  zweifelsohne  von  dem  Personal- 
statute und  nicht  von  der  lex  rei  sitae  bestimmt.  Die  Fähigkeit, 
eine  Sache  zu  enverben,  hat  nur  um  deswillen  örtliche  Natur,  weil 
der  Erwerb  rechtliche  Beziehungen  im  Herrschaftsgebiete  der 
lex  Situs  erzeugt.  Die  Verfügungsfähigkeit  dagegen  ist  absoluter 
Natur.  Sie  äussert  sich  nicht  lediglich  in  lokal  bestimmbaren 
Handlungen,  sondern  sie  stellt  die  der  Persönlichkeit  selbst  ent- 
fliessende  Herrschaft  des  Menschen  über  die  Aussenwelt  dar. 

Die  Richtigkeit  dieser  Anschauung  erhellt  besonders  aus 
Folgendem.  Durch  die  Veränderung  der  örtlichen  Lage  werden 
an  einer  Sache  erworbene  dingliche  Rechte,  insbesondere  das 
Eigenthum  principiell  nicht  beeiniiusst ;  das  gleiche  gilt  bezüglich 


1 6)  Dernbi  RG,  Pandekten  II,  Aufl.  Bd.  I  S.  105. 
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der  Veränderung  des  Domicils  der  jene  Rechte  ausübenden  Person. 
Dagegen  wird  die  Verfügungsfähigkeit  einer  Person  durch 
Wechsel  des  Personalstatus  wesentlich  alterirt.  Daher  ist  die 
Verfügungsfähigkeit  in  Sachenrechte  eine  lebendige,  im  Rechts- 
leben thätige,  gestaltende  Kraft  des  Individuums.  Die  Fähigkeit, 
dingliche  Rechte  zu  erwerben,  ist  dagegen  die  Rückstrahlung  der 
durch  die  Energie  jener  Kraft  geschaffenen,  thatsächlichen  und 
rechtlichen,  aber  auch  dadurch  lokalisirten  Verhältnisse. 

Bar  sucht  die  Geltung  des  Personalstatuts  für  die  Dispo- 
sitionsfähigkeit allgemein  auf  ein  europäisches  kontinentales  Ge- 
wohnheitsrecht zurückzuführen.  Was  die  historische  Erklärung 
anbelangt,  stimmen  wir  ihm  nach  unseren  obigen  Ausführungen 
rückhaltlos  zu.  Nur  leiten  wir  jenes  Gewohnheitsrecht  nicht  aus 
der  allmähligen  Entwicklung  der  selbstständigen  Souveränetäts- 
idee  in  den  einzelnen  Territorien  Europa's  ab  —  wie  Bar  dies 
thut  —  sondern  wir  erklären  jenes  Gewohnheitsrecht  als  eine 
innere  Entwicklung  aus  der  Verschmelzung  des  Systems  der 
persönlichen  Rechte  mit  der  territorialen  Rechtshoheit. 

Da  diese  Entwicklung  demnach  einen  internen,  das  Rechts- 
territorium als  solches  berührenden  Charakter  trägt,  so  erscheinen 
damit  auch  hinlänglich  die  Bedenken  Klöppels  in  der  Zeitschrift 
für  internationales  Recht  beseitigt.  Klöppel  vergisst,  wenn  er  in 
jenem  Gewohnheitsrechte  eine  völkerrechtlich  bindende 
Gewohnheit  nicht  sieht,  da  der  europäische  Kontinent  keine  be- 
sondere Rechtsgemeinschaft  innerhalb  des  Bereichs  des  europäi- 
schen Völkerrechts  sei,  dass  hier  von  einem  absoluten,  inter- 
nationalen Rechte  (loi  des  lois  nach  Brocher)  nirgends  die  Rede 
sein  kann,  sondern  dass  die  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts  lediglich  Bestandtheile  des  einzelnen  Territorial- 
rechts bilden. 

Demgemäss  ist  es  vollkommen  vereinbar,  dass  in  England 
und  Nordamerika  die  Entwicklung  jenes  Gewohnheitsrechts  an- 
gesichts der  abgeschlossenen  geographischen  Lage  einerseits,  und 
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der  bedeutenden  Betonung  des  Feudalismus  auch  noch  im  mo- 
dernen englischen  Rechte  andererseits  gerade  die  entgegengesetzte 
Richtung  angenommen  hat,  so  dass  thatsächlich  in  jenen  beiden 
Gebieten  die  Geltung  der  lex  loci  contractus  für  die  Handlnngs- 
fähigkeit  auch  im  Sachenrechte  bindend  erscheint.  Im  Uebrigen 
ist  Doktrin  wie  Praxis  prinzipiell  dahin  einig,  dass  die  Handlungs- 
fähigkeit des  Ausländers  nach  seinen  ausländischen  Gesetzen  zu 
beurtheilen  sei.  Immerhin  ist  dieser  Satz  nicht  ausnahmslos 
richtig. 

Der  Inländer,  der  sich  bei  dem  Abschlüsse  eines  Rechte- 
geschäftes  in  Unkenntniss  der  Beschränkung  des  Ausländers  be- 
züglich dessen  Dispositionsfähigkeit  arglos  auf  dessen  nach  in- 
ländischen Gesetzen  vorhandene  Handlungsfähigkeit  verlässt,  darf 
nicht  schlechthin  durch  Unkenntniss  jener  Gesetze  benachtheüigt 
werden. 

Die  französische  Theorie  und  Praxis  hat  hier  ein  Vermitt- 
lungsprinzip eingeschlagen,  dem  sich  auch  Bar^^  anschüesst. 
Von  hervorragender  Bedeutung  ist  hier  der  arret  de  rejet  de  la 
cour  de  Cassation  du  16  janvier  1861  und  de  Bourges  du  26  mai 
1868.  Letzterer  spricht  sich  dahin  aus:  L^interet  des  nationaux 
qui  ont  stipule  de  bonne  foi  ne  saurait  etre  sacrüie  au  Statut 
personnel  de  Tetranger,  qu'ils  n'ont  pas  connu  et  ne  sont  pas 
censes  connaitre  — ,  ersterer  dahin:  II  suffit  alors,  que  le 
Fran^ais  ait  traite  sans  legerete,  sans  imprudence  et  avec  bonne 
foi.  Demzufolge  bleibt  also  in  Frankreich  ein  Ausländer,  wenn 
er  nach  französischen  Gesetzen  handlungsfähig  ist,  an  seine  iB 
Frankreich  eingegangenen  rechtlichen  Verpflichtungen  gebunden 
und  kann  sich  nicht  auf  sein  Personalstatut  nachträglich  be- 
rufen, wenn  der  andere  Contrahent  gehandelt  habe  ohne  Leicht- 
sinn und  Nachlässigkeit  hinsichtlich  der  Vergewisserung  über  des 
anderen  Handlungsfähigkeit. 


IV)  Bab  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  399. 
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Gegen  diese  Grundsätze  tritt  Laurent^**)  energisch  auf.  Er 
erklärt  dieselben  für  eine  derogation  ä  la  loi,  weder  begründet 
in  der  Gesetzgebung,  noch  im  Gewohnheitsrechte,  sondern  ge- 
schaffen durch  die  Willkür  der  Gerichtshöfe.  Um  nun  aber  obige 
Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  macht  Laurent  de  lege  ferenda  den 
Vorschlag^*),  dass  derjenige,  welcher  im  Auslande  contrahire, 
sein  Personalstatut  zu  erkennen  geben  und  gegebenen  Falls  seine 
Incapacität  geltend  machen  müsse.  Andern  Falls  soll  der  andere 
Theil  Anwendung  des  Territorialgesetzes  verlangen  dürfen,  voraus- 
gesetzt seinen  guten  Glauben.  Bei  Notariatsverträgen  wird  dem 
Notare  die  Verpflichtung  auferlegt,  die  Kenntnissgabe  des  Per- 
sonalstatuts seitens  der  Parteien  zu  verlangen.  Diese  Anschau- 
ung hält  Laurent  auch  in  seinem  Avantprojet  aufrecht;  aller- 
dings \Mirde  sie  von  der  belgischen  Gesetzgebungscommission 
verworfen. 

Diese  Aufstellungen  sind  unhaltbar.  Der  Minderjährige,  der 
Verschwender  würden  dadurch  die  heimathlichen  Gesetze  um- 
gehen können,  der  gute  Glaube  des  anderen  Theiles  würde  die- 
selben verpflichten,  ohne  dass  doch  denkbar  wäre,  warum  gerade 
die  bona  fides  dem  Dispositionsbeschränkten  die  volle  Freiheit 
seiner  Verfügungen  gewähren  solle.    So  gut  die  bona  fides  jenen 


18)  Laubbnt  a.  a.  0.  Bd«  II  S.  89. 

19)  Laukent  a.  a.  0.  Bd.  IL  S.  90.  II  o'y  qu'uae  exception  au  prin- 
cipe des  lois  personnelles :  quand  le  Statut  personnel  est  en  Opposition 
ayec  uoe  loi  d*int^r6t  g^n^ral,  c'est  celle-ci  qui  doit  recevoir  son  application. 
—  Ibidem  S.  181 :  Celui  qui  contracte  ä  Tötranger  doit  faire  connaitre  son 
Statut  personneli  et,  s'U  y  a  lieu,  l'incapacit^  dont  U  est  frappö.  S*U  n'a  point 
fait  cette  dädaration,  les  tiers  qui  ont  traitä  avec  lui  pourront  dem  ander 
Tapplication  de  la  loi  territoriale,  pourvu  qu'Us  soient  de  bonne  foi.  Si  les 
parties  dressent  un  acte  authentique  de  leurs  conventionsi  le  notaire  doit 
sous  sa  respousabUit^,  exiger  qu'elles  declarent  leur  nationalit^  et  leur  Statut 
national.  —  Laitrent  Avant -projet  art.  15:  LMtranger  qui  conti*acte  en 
Belgique  doit  döclarer  son  Statut  personnel  et,  s'il  y  a  lieu,  Tincapacit^  dont 
il  est  frapp^.  S'il  ne  fait  point  cette  d^claration,  les  tiers  qui  traitent  avec 
Int  pourront  demander  Tapplication  du  Statut  beige,  pourvu  qu'ils  soient  de 
bonne  foi  etc. 

ArchiT  für  »ffBQtlichet  Recht.    YUI.  4.  35 
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schützt,   so   gut  schützt  diesen  der  gesetzliche  Mangel  der  Ver- 
pflichtimgsfähigkeit. 

Die  richtige  Lösung  dieser  Streitfrage  für  das  Sachenrecht 
wird  wohl  in  folgenden  Voraussetzungen  enthalten  sein. 

Die  erste  Voraussetzung  ist  bona  f  i  d  e  s  auf  Seiten  des 
Inländers,  der  im  Vertrauen  auf  inländische  Gesetze  mit  dem 
verfügungsbeschränkten  Ausländer  contrahirt. 

Die  zweite  Voraussetzung  liegt  darin,  dass  die  Verfügungs- 
unfähigkeit des  Ausländers  auch  nach  den  inländischen  Gesetzen 
keine  absolute  ist,  das  heisst,  der  Ausländer  darf  nicht  schon 
nach  inländischem  Bechte  ohne  Bücksicht  auf  ausländisches  Recht 
handlungsbeschränkt  sein.  Daher  muss  in  solchen  Fällen  der  Aus- 
länder mindestens  die  inländische  Minderjährigkeitsgrenze  seinem 
Alter  nach  überschritten  haben,  er  darf  nicht  wegen  Geistejr 
krankheit  oder  wegen  Verschwendung  im  Auslande  unter  Curatel 
gestellt  sein,  er  darf  als  Haussolin  gemäss  S.  C.  Macedonianum 
nicht  auch  im  Inlande  verpflichtungsunfähig*®)  bezüglich  Dar- 
lehensaufnahme sein.  Es  widerspräche  den  Fundamentalgrund- 
sätzen des  internationalen  Privatrechtes,  wollte  man  solche  Fälle 
absoluter  Unfähigkeit,  wenn  sie  bei  Ausländem  vorkommen, 
nicht  den  einheimischen,  schützenden  Gesetzen  unterstellen. 

Die  dritte  Voraussetzung  schliesslich  beruht  darin,  dass  im 
internationalen  Sachenrechte  diejenigen  Sachen ,  über  welche 
solche  verpflichtende  Verträge  abgeschlossen  worden,  im  Inlande 
liegen.  Schliesst  demnach  ein  nach  deutschem  Rechte  mit  21 
Jahren  volljähriger,  nach  seinem  Personalstatute  erst  mit  25 
Jahren  majorenner  Oesterreicher  über  eine  in  Deutschland  be- 
legene, bewegliche  oder  unbewegliche  Sache  in  Deutschland  mit 
einem  Deutschen  oder  Ausländer,  der  in  bona  fide  jene  Unfiihig- 


20)  lat  er  im  Inlande  verpflichtungafäbig,  so  schützt  ihn  sein  Personal- 
statut nur  im  Falle  erwiesener  mala  fides  des  mit  ihm  contrafairenden  In« 
länders. 
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keit  des  Oesterreichers  nach  seinem  Nationalgesetze  nicht  kennt, 
einen  Vertrag,  so  ist  dieser  für  jenen  Oesterreicher  nach  unseren 
Erörterungen  zweifellos  verbindlich.  Dieser  Ansicht  scheint  auch 
ein  Urtheil  des  rheinischen  Kassations-  und  Revisionshofes  vom 
5.  Juli  1847  beizupflichten*^),  wenn  auch  mit  anderer  unzutreffen- 
der Begründung. 

Der  unhaltbare  Behelf  Savigny's**),  wonach  die  Restitution 
der  Minderjährigen,  gleich  anderen  Anfechtungsgründen  von 
Rechtsgeschäften  in  Ansehung  des  anwendbaren  örtlichen  Rechts 
behandelt  werden  müsse,  wird  durch  unsere  Aufstellung  verüber- 
flüssigt.  Die  Behauptung  Savigny's,  dass  die  Restitution  von  Un- 
mündigen nicht  mehr  als  eine  Beschränkung  der  Handlungsfähig- 
keit aufgefasst  werden  dürfe,  da  die  Restitution  auch  auf  Hand- 
lungen der  Autoren  angewendet  werde,  ist  eine  willkürliche. 
Durch  die  Restitutionsmöglichkeit  werden  thatsächlich  nicht 
Rechtshandlungen  der  für  sich  dispositionsfähigen  Curatoren, 
sondern  Rechtshandlungen  der  Minorennen  kraft  ihrer  Dispo- 
sitionsbeschränktheit beseitigt,  welche  die  Curatoren  absolut 
nicht  suppliren  können;  denn  durch  die  Vormundschaftsbestell- 
ung fällt  die  Unmündigkeit  des  Curanden  keineswegs  weg. 

ToRRES  Campos*')  behauptet  für  Rechts-  und  Handlungsfähig- 

si)  Seüff.  Arch.  Bd.  IL  S.  1.  FOr  die  Frage,  was  zur  gttltigen  Ver- 
ftnssemiig  von  Immobüien  eines  Mindeijähiigen  erfordert  wird,  ist  nicht  das 
Gesetz  des  Landes,  wo  der  Minderjährige  seinen  Wohnsitz  hat  und  wo  die 
Vormondschaft  geführt  wird,  entscheidend,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  des 
Erfordernisses  obervormundschaftlicher  Zustimmung,  als  in  Ansehung  der 
ModalitAt  der  Verftnssening.  Dagegen  die  weitere  Frage,  ob  die  wegen  Ver- 
letzoDg  auf  dem  Grunde  der  Minderjährigkeit  gesuchte  Bestitntion  zu  be- 
willigen sei  oder  nicht,  bemisst  sich  nach  dem  Gesetze  der  belegenen 
Sache,  da  die  auf  Wiedererlangung  des  £igenthnms  der  veräusserten  Im- 
mobilien gerichtete  actio  rescissoria  sich  als  eine  zur  Kategorie  der  ding- 
lichen gehörige,  als  Immobiliarklage  darstellt. 

vgl.  Böhm  a.  a.  0.  S.  88.  Anm.  1. 

32)  Saviont  a.  a.  0.  S.  164. 

23)  ToRBES  Campos,  Elementes  etc.  a.  a.  0.  S.  84.    La  aptitud  j  la 

35* 
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keit  principielle  Geltung  der  Personalstatuten  und  erklärt  dies 
auch  für  die  massgebende  Ansicht  der  spanischen  Praxis.  Aller- 
dings will  ToRRES  Campos  hier  im  Anschlüsse  an  Obertribunalent- 
scheidungen die  Grundsätze  des  ordre  public  im  Interesse  des 
Schutzes  einheimischer  Interessen  zulassen. 

Um  schliesslich  noch  auf  die  theoretische  Begründung  des 
von  uns  schon  oben  hervorgehobenen  Standpunktes  der  engliscli- 
amerikanischen  Doktrin  einen  kurzen  Blick  zu  werfen,  so  finden 
wir,  dass  Phillimore  ein  Schwanken  in  Doktrin,  wie  Praxis  dieser 
Rechtsgebiete  constatirt.  Gleichwohl  erklärt  er  sich  als  directer 
Anhänger  der  Lex  loci  contractus.  Er  begründet  dies  damit,  dass 
im  heutigen  Bechtsleben  Inländer  überall  mit  den  Ausländem  die- 
selben Rechte  geniessen.  Die  Staatssouveränetät  habe  die  Macht, 
im  Inlande  zu  bestimmen,  nach  welchen  Gesetzen  Ausländer  in 
ihren  verschiedenartigen  Beziehungen  zur   „Community"   regiert 


capacidad  legal  de  los  individuos  son  regidas,  se^^  las  disposiciones  de  £s- 
panä  por  las  leyes  de  su  pais.  Sentencia  del  Tribunal  Sapremo  de  6  de 
Noviembre  de  1867:  Es  regia  general  admidita  por  las  naciones,  con  ligera 
excepciön,  qne  el  estatuto  personal,  no  mediando  an  tratado  especial,  debe 
regir  todos  los  actos  qne  se  reiferen  en  lo  civil  6  la  persona  del  extranjero ; 
j)orqae  en  oiro  caso  se  introducirla  la  perturbaciön  j  la  factlidad  de  bnrUr 
las  disposiciones  de  las  leyes  patrias  qne  protegen  los  derechos  de  los  snb- 
ditos.  —  Sentencia  del  Tribunal  Supremo  de  13  de  £nero  de  1885:  Es  doc' 
trina  de  derecho  intemacional  privado,  qne  al  extranjero  le  accontpanan  so 
estado  y  capacidad  y  deben  applic&rsele  las  leyes  personales  de  sa  pais  pars 
evitar  los  inconvenientes  de  no  juzgarle  por  una  sola  ley,  cnando  esto  no 
contradiga  los  principios  de  orden  publice  y  los  intereses  de  la 
naciön  en  que  hace  aus  reclamaciones. 

Phillimore  a.  a.  0.  S.  264:  It  is  clearly  competent  to  each  State  to 
dectde  for  it  seif,  both  whom  it  will  consider  to  be  aliens,  and  by  what 
laws  they  shall  be  govemed  in  their  vanous  relations  to  the  Community.  In 
modern  times  the  necessities  of  mankind,  tfae  extension  of  commerce,  sonnder 
and  wider  views  of  policy,  have  led.  and  are  still  ieading  to  the  abolition  of 
restrictions,  the  creatures  of  feudal  law  and  national  jealousy  npon  this  sab- 
ject.  —  Ibidem  S.  274:  The  English  and  North  Americans  e  converso  admit 
the  Personal  Law  of  the  Domicil  only  as  an  exception  to  the  unirersal  recog- 
nition  of  the  lex  loci  actus  vel  contractus. 
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werden  sollten.  Als  Marksteine  dieser  Entwickelung  bezeichnet 
Philumore  das  englische  und  nordamerikanische  Gesetz  von  1870 
resp.  1868,  welche  die  Gleichberechtigung  des  Inländers  mit  dem 
Ausländer  aussprechen. 

So  kommt  Phillihore  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  englische  und 
nordamerikanische  Praxis  im  Gegensatze  zur  continentalen  Praxis 
das  Personalstatut  lediglich  als  eine  Ausnahme  von  der  allge- 
meinen Anerkennung  des  lex  loci  contractus  in  bestimmten  Fällen 
zulassen. 

Die  Erwähnung  verdient  noch  derjenige  rechtliche  Fall,  wo- 
nach ein  ausländischer  Sclave,  oder  ein  in  einem  ausländischen 
Staate  für  bürgerlich  todt  erklärtes  Individuum  im  Inlande  den 
Erwerb  von  Sachenrechten  anstrebt.  In  solchen  Fällen  kann  man 
nicht  von  einer  Geltung  des  Personalstatuts,  weder  bezüglich  der 
Rechts-  noch  bezüglich  der  Handlungsfähigkeit  sprechen.  Denn 
thatsächlich  ist  eine  GesetzescoUision  hier  ausgeschlossen,  weil 
jener  Sclave  oder  jener  bürgerlich  Todte  gar  kein  Personalstatut 
besessen  hat.  Sofern  Sclaverei  und  bürgerlicher  Tod  nach  in- 
ländischen Gesetzen  unmöglich  ist,  widersprechen  solche  Institute 
auch  den  inländischen  moralischen  Anschauungen,  weswegen  eine 
exterritoriale  Wirkung  solcher,  gegen  inländische  Moralität  ver- 
stossender  Gesetze  erklärlicherweise  von  selbst  unzulässig  ist. 
Daher  ist  es  in  solchen  Fällen  die  richtige  Anschauung,  die  per- 
sönliche Fähigkeit  vollkommen  nach  den  inländischen  Rechtsnor- 
men zu  behandeln,  da  der  Sclave  oder  bürgerlich  Todte  durch 
den  Eintritt  in  ein  fremdes  Rechtsgebiet  unter  obigen  Voraus- 
setzungen erst  eine  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  erwirbt. 

Es  würde  zu  weit  vom  eigentlichen  Thema  abführen,  wollten 
wir  hier  die  Bestimmungen  der  einzelnen  Gesetzgebungen  im 
Wortlaute  anführen,  da  die  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  das 
Sachenrecht  als  solches  nicht  direct  berührt.  Es  mag  die  Er- 
wähnung genügen,  dass  im  allgemeinen,  ohne  also  das  Sachen- 
recht specieli  im  Auge  zu  haben,  bis  auf  die  englisch-nordameri- 
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kaniscbe  Gesetzgebung  sämmtliche  Codificationen,  die  Becbts- 
fähigkeit  nach  der  lex  domicilii,  bezw.  nach  dem  Nationalitäts- 
gesetze beurtheilen. 

Uns  interessiren  hier  speciell  nur  jene  Gesetzgebungen,  welche 
ausdrücklich  für  das  Sachenrecht  bezüglich  der  Rechts-  und 
Handlungsfähigkeit  Vorschriften  enthalten. 

In  erster  Linie  nennen  wir  hier  das  preussische  Landrecht**), 
welches  hinsichtlich  im  Inlande  belegener  Sachen  die  Handlungs- 
fähigkeit eines  Fremden  ausdrücklich  nach  denjenigen  Gesetzen 
bemessen  will,  nach  welchen  am  besten  die  Handlung  bestehen 
kann.  Damit  ist  aber  ein  unserem  oben  ausgesprochenen  Grund- 
satze ähnlicher,  wenn  auch  zu  allgemeiner  ausgesprochen.  Denn, 
wenn  auch  nicht  direct  die  lex  rei  sitae  für  solche  Fälle  aner- 
kannt ist,  wenn  auch  von  dem  Erfordemiss  der  bona  fides  ab- 
gesehen ist,  so  ist  hiermit  doch  verfügt,  dass  die  lex  situs  stets 
dann  Anwendung  finden  soll,  wenn  die  ausländischen  Bestimm- 
ungen sich  zum  Nachtheile  der  Gültigkeit  der  inländischen 
Handlung  mit  den  inländischen  Bestimmungen  nicht  decken. 

Ebenfalls  in  Anerkennung  der  Berechtigung  unserer  Grund- 
sätze will  das  sächsische  bürgerliche  Gesetzbuch  ***)  dann  die 
Handlungsfähigkeit  eines  Fremden  nach  den  inländischen  Gesetzen 
behandeln,  wenn  eine  inländische  Verpflichtung  im  Spiele  ist. 
Jedoch  erscheint  nach  unseren  Grundsätzen  diese  Bestimmung 
in  dieser  Ausdehnung  zu  weit. 

Auch  das  österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch**) 


^4)  Einleitung  g  35:  Doch  wird  ein  Fremder,  der  in  hiesigen  Landen 
Verträge  über  daselbst  befindliche  Sachen  schliesst  in  Ansehung  seiner 
Fähigkeiten  zu  handeln,  nach  denjenigen  Gesetzen  benrtheüti  nach 
welchen  die  Handlung  am  besten  bestehen  kann. 

^&)  §  8:  Die  Handlungsfähigkeit  eines  Ausländers  wird  nach  den  Ge- 
setzen des  Inlandes  beurtheilt,  wenn  eine  Verpflichtung  desselben  aus  einer 
im  Inlande  vorgenommenen  Handlung  in  Frage  ist. 

'^^)  vgl.  §  4  letzter  Satz  mit  §  34,  35,  36,  37  1.  c.    £s  soll  sohon  die 
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trifft  Bestimmungen,  wonach  eventuell  eine  Einwirkung  des  Per- 
sonalstatuts (also  auch  im  Sachenrechte)  für  die  Handlungsfähig- 
keit ausgeschlossen  wäre  und  auch  in  ;aanchen  Fällen  hierfür 
die  lex  situs  massgebend  erklärt  wird.  Allein  auch  hier  sind 
diese  Bestimmungen  zu  allgemein,  ungenau  und  ihrer  Ausdehnung 
nach  unrichtig. 

Es  beruht  auf  verwandten  Gedanken,  wenn  das  portugiesische 
Gesetzbuch^')  die  Anwendung  der  die  Handlungsfähigkeit  normi- 
renden  einheimischen  Gesetze  in  solchen  Fällen  zulässt,  wo  Fremde 
im  Auslande  gegenüber  Portugiesen  Verpflichtungen  eingingen, 
und  solche  Fremde  dann  in  Portugal  angetroffen  werden.  Allein 
diese  gesetzliche  Bestimmung  ist  einerseits  zu  eng,  da  sie  die 
Haftbarmachung  der  Ausländer  abhängig  macht  davon,  dass  sie 
in  Portugal  angetroffen  werden,  andererseits  ist  sie  wieder  zu  weit, 
da  sie  dann  die  Fremden  schlechthin,  ob  die  Sache  in  Portugal 
liegt  oder  nicht,  nach  portugiesisclien  Gesetzen  in  solchen  Fällen 
verhaftet. 

Auch  das  italienische  Gesetzbuch  '*)  will  Ausnahmen  von  der 
Geltung  des  Personalstatuts  bezüglich  der  Handlungsfähigkeit  zu- 
lassen und  zwar  bei  der  CoUision  inländischer  Personen,  Güter 
oder  Acte  betreffender  leggi  proibitive.  Practisch  ist  auch  diese 
Definition  zu  ungenau. 

Eine  aus  dem  Obligationenrechte  herübergreifende  Wirkung 
auf  das  Sachenrecht  äussern  auch  gesetzliche  Bestimmungen  des 

wechselseitige  Verbindlichkeit  zur  Anwendung  der  lex   loci  contractus 
genfigen. 

27)  Art.  28.  Os  estrangeiros,  sende  encontrados  n'  este  reine,  podem 
ser  demandados  perante  as  justi^as  portnguezas,  pela«  obriga9Öes  contrahidas 
com  portuguezes  em  paiz  estrangeiro. 

28)  Art.  12:  Non  ostante  le  disposizioni  degli  articoli  precedenti,  in 
nessuno  caso  le  leggi,  gli  atti  e  le  sentenze  di  an  paese  straniero  e  le  private 
diapoaizioni  e  convenzioni  potranno  derogare  alle  leggi  proibitiVe  del 
regno  che  concernono  le  persone,  i  beni  o  gli  atti,  nö  alle  leggi  riguardanti 
in  qualsiasi  modo  Y  ordine  pubblico  ed  il  bnon  costume. 


i 
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liv-,  esth-  und  curländischen  Privatrechts  2')  und  des  chilenischen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  *^),  insofern  nämlich  die  materielle  Gül- 
tigkeit aller  Verträge,  auch  der  der  Sachenrechte  betreffenden, 
nach  inländischen  Gesetzen  zu  beurtheilen  sind,  wenn  sie  im  In- 
lande  erfüllt  werden. 

Das  Civilgesetzbuch  der  argentinischen  Republik**)  erklärt 
sich  jedoch  mit  klaren  Worten  für  den  diametral  entgegenge- 
setzten Standpunkt  und  will  die  Handlungen,  Verträge  und  Rechte, 
welche  ausserhalb  des  Wohnsitzes  der  Person  vollzogen  wurden, 
zwar  von  der  lex  loci  contractus  abhängig  machen,  allein  deren 
rechtliche  Verfolgung  bezüglich  der  in  der  Republik  Argentinien 
belegenen  Güter  nicht  zulassen,  wenn  sie  nicht  den  Personalsta- 
tuten entsprechen. 

Diejenigen  Gesetze  allerdings,  welche  die  Unfähigkeit  von 
Personen**)  auf  naturwidriger  Grundlage  verfugen,  sollen  nach 
argentinischem  Recht  lediglich  territorial  wirken. 

Wir  lassen  es  hier  dahingestellt,  ob  man  diejenigen  Bestim- 
mungen, welche  sich  auf  die  Polizei-  und  Sicherheitsgesetze  be- 
ziehen, und  die  sich  in  jedem  Gesetzbuche  als  auch  die  Ausländer 
verbindend  vorfinden,  für  unsere  Ansicht  verwerten  könnte.  Die 
Gesetzesbestimmungen  dieses  Inhalts  sind  eben  so  dehnbar,  dass 
sich  mit  ihnen  alles  beweisen  lässt,  wie  dies  auch  die  französisch- 


»»}  Satz  XXXV  1.  c. 

30)  Art.  16.  Abs.  2.  1.  c. 

81)  Art.  8:  Los  actos,  loa  coatratos  hechoa  y  loa  derechoa  adqairidos 
fnera  del  lugar  del  domicUio  de  la  persona,  aon  regidos  por  las  leyes  del 
lugar  en  qne  se  han  verificado;  pero  no  tendran  ejecuciön  en  la  Repüblica 
respecto  de  los  bienes  situados  en  ei  territorio,  ai  no  aon  conformea  k  las 
leyea  del  pais  que  reglan  la  capacidad  estado  y  oondicidn  de  las 
peraonaa. 

92)  Art.  9.  Las  incapacidades  contra  laa  leyea  de  la  natoraleia,  oomo 
la  esclavitad,  6  laa  que  reviatan  el  caräcter  de  pönales,  aon  meramente  ter- 
ritoriales. 
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italienische  Schule  befolgt,  während  wohl  richtiger  Ansicht  nach 
ihnen  nur  eine  engere  Interpretation  gerecht  zu  werden  vermag. 

Der  Vertragsentwurf  zwischen  Argentinien,  Bolivia,  Brasi- 
lien '*)  unterstellt  Rechts-  wie  Handlungsfähigkeit  im  Sachenrechte 
grundsätzlich  der  lex  situs. 

Haben  wir  bis  hierher  speciell  von  den  physischen  Personen 
deren  Handlungs-  und  Rechtsfähigkeit  gesprochen,  so  gelangen 
wir  nun  zur  Beurtheilung  der  Frage,  in  wieweit  ausländische 
juristische  Personen  im  Inlande  Rechte  an  Sachen  erwerben  und 
darüber  disponiren  können. 

Bezüglich  der  Rechtsfähigkeit  ist  hier  nichts  Neues  zu  sagen, 
wie  bei  physischen  Personen,  so  bemisst  sich  auch  bei  moralischen 
Personen  dieselbe  nach  der  lex  in  loco  rei  sitae.  Eventuelle  Amor- 
tisationsgesetze, Gesetze,  welche  den  Grunderwerb  juristischer  Per- 
sonen beschränken,  wirken  demnach  strikt  territorial.  Demzu- 
folge können  aber  auch  Privilegien,  welche  solch'  ausländische 
moralische  Personen  im  Auslande  geniessen,  im  Inlande  nicht 
geltend  gemacht  werden.  Allein  auch  hinsichtlich  der  Handlungs- 
fähigkeit ist  zu  sagen,  dass  dieselbe  der  lex  situs  im  Sachen- 
rechte unterliegt,  soweit  die  juristische  Person  bezw.  deren  Ver- 
treter nicht  vom  Auslande  aus,  sondern  im  Inlande  Dispositionen 
über  derselben  zustehende  dingliche  Rechte  treffen  wollen.  Der 
springende  Punkt  ist  eben  hier,  dass  juristische  Personen  als 
solche  wohl  eine  Rechts-,  aber  nicht  eine  Dispositionsfähigkeit 
mangels  eines  individuellen  Willens  besitzen.  Dieser  Wille  muss 
eben  stets  (nicht  wie  bei  den  Minderjährigen,  wo  die  Handlungs- 
fähigkeit an  bestimmte,  in  verschiedenen  Rechtsgebieten  ver- 
schiedene Altersgrenzen  gebunden  ist)   im  einzelnen  Falle  durch 


38 j  Art.  26:  Los  bienes,  cualquiera  qae  sea  au  naturaleza,  son  exclosi- 
vamente  regidos  por  la  ley  del  lugar,  donde  existeD,  en  cuanto  ä  au  calidad, 
4  an  poaaeaaion,  ä  au  enajenabilidad  absoluta  6  relativa,  y  a  todas  laa 
relacionea  de  derecho  de  caräcter  real  de  que  son  sucseptibles. 
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bestellte  Vertreter  supplirt  werden.  Aus  dem  Charakter  der 
juristischen  Personen  als  solchen  folgt  eben  hier  eine  absolute 
Dispositions-Unfahigkeit,  sodass  sich  auch  für  die  Handlungsfähig- 
keit derselben  im  internationalen  Sachenrechte  die  Anwendung 
der  lex  situs  aufzwingt^). 

Diese  Fälle  werden  dann  besonders  interessant,  wenn  es  sich 
darum  handelt,  nach  welchem  Rechte  eine  Stiftung  zu  behandeln 
sei,  weim  dieselbe  von  einem  Inländer  im  Auslande  errichtet  wurde. 
Es  kann  hier  nicht  in  erster  Linie  der  Wohnsitz  des  Stifters  in 
Frage  kommen,  sondern  auch  hier  muss  bezüglich  Handlungs- 
wie  Rechtsfähigkeit  principiell  die  lex  rei  sitae  entscheiden. 

Das  Personalstatut  des  Stifters  wird  aber  dann  bezüglich 
des  Umfanges,  der  Zulässigkeit  etc.  der  Stiftung  nicht  von  der 
Hand  zu  weisen  sein,  wenn  sich  die  Stiftung  über  mehrere  Rechts- 
gebiete erstreckt,  vorausgesetzt,  dass  und  solange  der  Stifter 
der  Stiftung  nicht  ausdrücklich  einen  bestimmten  Sitz  gab.  Unter 
dieser  Voraussetzung  wird  daher  eine  von  einem  Münchener  er- 
richtete Stipendienstiftung  zu  Gunsten  bedürftiger  bayerischer, 
an  den  drei  Landesuniversitäten  immatriculirter  Studirenden  lün- 
sichtlich  ihres  Bestandes  und  Sitzes  nach  dem  bayerischen  Landrechte, 
subsidiär  nachdem  gemeinen  römischen  Rechte  d.h.  nach  den  Rechten 
des  Personalstatuts  des  Stifters  zu  behandeln  sein.  Was  aber  die 
Rechte  Dritter  an  im  Auslande  belegenen  Zubehörungen  und  Ver- 
mögenstheilen  der  Stiftung  anlangt,  so  kann  man  der  lex  situs  auch 
in  solchen  Fällen  die  Geltung  nicht  versagen.     Die  Rechts-  und 


34)  Also  ist  hier  eine  Disposition  seitens  der  bestellten  Vertreter  niebt  der 
Ansflass  eines  der  juristischen  Person  innewohnenden  selbstatjindigen  Willen«. 
£in  solcher  Willensact  tritt  daher  nicht  individuell,  sondern  local  hervor.  Vor- 
aussetzung des  Personalstatuts  ist  aber  ein  genereller  Wille  der  Person,  wftkrend 
hier  objective  Handlungen  der  Vertreter  in  Frage  sind  und  ein  selbststladiger 
subjectiver  Wille  der  juristischen  Personen  nicht  denkbar  ist.  Der  suppUrende 
Wille  der  Vertreter  kann  aber  nicht  das  Personalstatut  einer  juristischea  Peisoo 
begründen,  sowenig  der  Vormund  das  Personalstatut  des  Mündels  begrOndet 
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Handlungsfähigkeit  der  Stiftung  unterliegt  aus  obigen  Gründen 
auch  hier  der  lex  situs. 

Auch  im  gesammten  Lehenrechte  enthält  für  die  Handlungs- 
wie  Bechtsfähigkeit  die  lex  rei  sitae  den  Maasstab  der  rechtlichen 
Beurtheilung.  Hier  ist  es  jedoch  das  staatliche  Interesse,  welches 
diese  Vorschriften  erheischt.  Im  Lehenswesen  überwiegt  eben 
die  staatsrechtliche  Seite,  welche  hauptsächlich  in  der  Heerfolge 
ihren  Ausdruck  ehedem  fand.  Hier  ist  es  eben  thatsächlich  die 
Staatssouveränetät,  nicht  mehr  die  historische  Rechtssouveränetät, 
welche  diese  Verhältnisse  beherrscht.  Gesetze  aber,  welche  der 
Staatssouveränetät  entfliessen,  können  nicht  durch  einzelne  in 
ihren  Wirkungen  alterirt  werden.  Das  öffentliche  Interesse  schliesst 
diese  Möglichkeit  aus. 

Aus  denselben  Erwägungen  ist  es  aber  auch  erforderlich, 
dass  dingliche  Rechte,  welche  dem  Gebiete  des  übrigen  öffent- 
lichen Rechts  entstammen,  sowohl  in  Bezug  auf  die  Rechts-  wie 
Dispositionsfähigkeit  des  sie  Ausübenden  nach  dem  Ortsrechte 
der  belegenen  Sache  zu  beurtheilen  sind.  Ein  Beispiel  hiefür 
liefern  Gemeindenutzungen  der  Gemeindebürger  gemäss  der  baye- 
rischen Gemeindeordnung  **),  welche  auf  öffentlich-rechtlichem 
Herkommen  beruhen.  Solche  Rechte  beruhen  auf  dem  Verhältniss 
des  Einzelnen  zu  einer  localen,  öffentlich-rechtlichen  Gesammt- 
heit,  zum  Gemeindeverbande.  Die  Handlungsfähigkeit  des  Einzelnen 
in  diesen  Verhältnissen  nach  dessen  Personalstatuten  zu  beurtheilen, 
würde  eine  solche,  sicherlich  dem  internationalen  Rechte  ferne 
stehende  Gesammtheit  selbst  in  ihren  öffentlich-rechtlichen  Grund- 
lagen alteriren. 

Was  nun  das  deutsch-rechtliche  Familienfideicommiss  be- 
trifft, so  ist  auch  hier  unbedingt  wie  für  die  Rechtsfähigkeit, 
so  auch  für  die  Handlungsfähigkeit  das  Ortsrecht  der  belegenen 
Sache  massgebend.   Das  Familienfideicommiss  ist  ein  Vermögens- 


s&)  Bayr.  Gem.-Ordnaiig  von  29.  April  1869  Art.  32,  Abs.  1. 
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complex,  welcher  durch  eine  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ent- 
sprechende Disposition  in  der  Art  unveräusserlich  an  eine  Familie 
gebunden  ist,  dass  er  der  in  der  Disposition  bestimmten  Suc- 
cession  verbleibt^*).  Das  Wesen  der  Familienfideicommisse  liegt 
demnach  in  einer  Erweiterung  der  Disposition  des  Constituenten. 
Diese  Disposition  wirkt  demnach  auch  den  Nachfolgern  gegen- 
über fort,  sie  bleibt  für  alle  Zeiten  massgebend.  Nicht  die  Hand- 
lungsfähigkeit des  jeweiligen  berechtigten  Geschlechtsnachfolgers 
entscheidet  demzufolge,  die  Providentia  maiorum  setzt  die  Grenzen 
der  Verfügungsgewalt  der  Fideiconmiissnachfolger  für  diese  ver- 
bindlich fest.  Es  widerspräche  auch  hier  der  Natur  dieses  In- 
stituts, wollte  man  hier  dem  Personalstatut  Raum  vergönnen. 
Es  handelt  sich  hier  nicht  um  die  individuelle  Handlungsfähig- 
keit. Dieselbe  wird  vielmehr  absorbirt  durch  den  alles  beschrän- 
kenden Zweck  der  Fideiconmiisserrichtung ,  „durch  den  Glanz 
der  Familie." 

Es  ist  jedoch  selbstverständlich,  dass  auch  im  Lehen-  und 
Familienfideicommissrechte  bezüglich  etwaiger  im  Auslande  l)e- 
legener  Pertinenzen  jene  die  lex  situs  der  Hauptsache  be- 
schränkenden Grundsätze  gelten,  welche  wir  oben  im  Allgemeinen 
erkannt  haben. 

Schliesslich  gelangen  wir  noch  zu  einem  wichtigen  Gesichts- 
punkte, in  welchem  zu  Gunsten  des  Personalstatuts  im  inter- 
nationalen Mobiliar  Sachenrechte  eine  Ausnahme  von  der  lex 
rei  sitae  gemacht  werden  muss,  zum  Transportrechte.  Von  vielen 
Autoren  des  internationalen  Rechts  wird  aber  hier  zu  weit  gegangen. 

Savigny"),  der  auch  hier  bei  der  beschränkten  Zulassung 
der  lex  domicilii  für  Mobilien  von  der  freiwilligen  ünt^rwerfuni: 
der  Person  unter  die  lex  rei  sitae  ausgeht,  verlangt  ein  bestimmtes 
Bewusstsein  dieser  Lage   seitens    der   Person,  so  dass  also  die 


86)  Roth  bayr.  Civilrecht  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  551.  §  218. 

87)  Savigny  a.  a.  0.  S.  178  f. 
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Bestimmung  beweglicher  Sachen,  an  einen  bleibenden  Aufent- 
halt gebunden  zu  sein,  das  entscheidende  Kriterium  liefern  soll. 
Man  müsse  in  Gedanken  irgend  einen  Ruhepunkt  suchen,  an 
welchem  solche  Sachen  auf  längere,  vielleicht  unbestimmte  Zeit, 
zu  bleiben  bestimmt  seien.  Diese  Anschauung  wird  mit  Recht  von 
Bar  ^  energisch  bekämpft.  Die  Worte  Savigny's  selbst  lassen  die 
juristische  Unhaltbarkeit  seiner  Aufstellung  erkennen;  es  fehlt 
jeghcher  innerer  Anhalt,  um  in  den  einzelnen  Fällen  durch- 
greifend entscheiden  zu  können;  die  Entscheidung  soll  nach 
Savigny  von  den  „Umständen"  abhängen.  Trotzdem  fand  Savigny 
Anklang.  Stobbe'^),  Dernburg,  Bömjiu,  wie  auch  Böhm  pflichten 
der  Theorie  Savigny's  im  Grunde  bei.  Laurent  dagegen  verwirft 
dieselbe,  um  sich  mit  den  lois  d'interet  social  als  entscheidenden 
Gesichtspunkt  zu  begnügen. 

Richtiger  Ansicht  nach  kann  nicht  der  längere  oder  kürzere 
Aufenthalt  einer  Mobilie,  ihr  Zweck,  als  Transportmittel  zu  dienen, 
ihre  Bestimmung,  in  diesem  oder  jenem  Territorium  zu  ver- 
bleiben, an  sich  über  die  Anwendbarkeit  der  lex  situs  oder  des 
Personalstatuts  entscheiden.  Mit  dem  Eintritte  in  ein  fremdes 
Rechtsgebiet  wird  jede  Mobilie  diesem  unterworfen.  Welche 
Gründe  sollen  dazu  zwingen,  das  Reisegepäck  eines  im  Inlande 
reisenden  Ausländers  nach  ausländischen  Gesetzen  zu  beurtheilen, 
welche  Gründe  dazu  die  vereinbarungsgemäss  dem  Absender  zu 
Eigenthum  verbleibende  und  umgehend  zurückzusendende  Ver- 
packung (Fässer)  bezüglich  etwaiger  Retentionsrechte  nach  aus- 
ländischen Gesetzen  zu  behandeln?  Warum  sollen  Flussfracht- 
schifFe  nach  der  lex  domicilii  und  nicht  nach  dem  Gesetze  ihres 
Aufenthaltsortes  bemessen  werden? 


38)  Bar  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  608. 

39)  Stobbe  a.  a.  0.  S.  227;  Dkrnbubg  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  105;  Böhlau 
a.  a.  0.  Bd.  I  S.  Böhm  a.  a.  0.  S  91.  —  Auch  Philmmorb  verkennt  die 
MüDgel  der  SAVioNY'sohen  Anschauung  nicht  (vg].  Phillimore  a.  a.  0. 
Bd.  IV.  S.  456.  No.  590. 
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Bar  bemerkt  richtig,  eine  solche  Beurtheilimg  des  dinglichen 
Rechts  an  einer  beweglichen  Sache  nach  Massgabe  des  Personal- 
Statuts  des  Besitzers  komme  auf  eine  Exterritorialität  und  Per- 
sonifikation hinaus.  Trotzdem  will  Bar  gewissen  Sachen,  die  tbat- 
sächlich  vermöge  ihrer  Grösse  und  Wichtigkeit  eine  Art  von 
erkennbarer  Individualität  besitzen,  z.  B.  Seeschiffen  und  Fhis»- 
schiffen,  diese  Personification   und  Exterritorialität  zuerkennen. 

Diese  Annahme  ist  willkürlich.  Es  müsste  demzufolge  ein 
englisches  Schiff,  das  nach  englischem  Rechte  nur  ein  Engländer 
erwerben  kann,  hinsichtlich  der  Möglichkeit  seiner  Veräusserunir 
an  Ausländer  ^^)  auch  im  deutschen  Hafen  nach  englischem  Rechte 
beurtheilt  werden,  ein  Grundsatz,  der  zu  den  schwersten  Con- 
sequenzen  führen  würde. 

Wir  gelangen  in  dieser  Materie  zu  folgenden,  die  grund- 
sätzliche Geltung  der  lex  situs  im  Mobiliar  rechte  beschränkenden, 
die  Personalstatuten  des  Besitzers  begünstigenden  Ausnahmen. 

Die  Seeschiffe**)  werden  auf  die  Dauer  ihrer  Reise,  solange 
sie  nicht  in  einen  ausländischen  Hafen  eingelaufen  sind,  von 
den  Gesetzen  des  Heimathshafens  beherrscht.  Es  ist  klar,  dass 
so  lange  ein  Schiff  nicht  ein  fremdes  Rechtsterritorium  betreten 
hat,  eben  jene  Gesetze  des  Heimathshafens  massgebend  bleiben 
müssen ;  es  würde  eben  hier  an  jeglichen  Erfordernissen  (Eintritt 
in  das  fremde  Rechtsgebiet)  fehlen,  welche  im  üebrigen  die  Herr- 
schaft der  lex  situs  begründen.  Es  muss  aber  nicht  das  Personal- 
statut   des   Besitzers,   sondern    das    Recht   des  Heimathshafen>. 


4  0)  Vgl.  Lehr,  Droit  civü  anglaia  a.  a.  0.  S.  26  No.  53;  Philumobe, 
a.  a.  0.  Bd.  IV.  S.  270.  Sect.  14.    (The  English  Naturalization  Act). 

41)  Es  gelten  die  folgenden  Grundsätze  auch  f&r  Schiffe,  welche  auf 
internationalen  Binnenseen  oder  internationalen  Strömen  verkehren,  d.  h.  so- 
lange diese  Seen-Flüsse  keine  territoriale  Zugehörigkeit  zu  einem  Gebiete 
besitzen«  Dagegen  will  mit  Unrecht  ein  Urtheil  des  Reichs-Oberhandelsgwichts 
vom  26.  April  1872  (Bd.  VI  S.  80)  auch  für  Binnenschiffe  das  Recht  des 
Heimathshafens  allgemein  entscheiden  lassen. 
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welches  von  dem  ersteren  verschieden  sein  kann,  in  diesen  Fällen 
entscheidend  bleiben.  Wenn  also  ein  Sachse  in  Hamburg  ein 
Schiff  besitzt,  so  kann  das  Hamburger  und  nicht  das  sächsische 
Recht  allein  massgebend  sein.  Diese  Folgerung  ergibt  sich  aber 
von  selbst  aus  dem,  was  vnr  oben  bezüglich  der  Rechtssouveränetät 
gesagt  haben.  Auf  dem  internationalen  Gebiete  des  Meeres, 
welches  keinem  bestimmten  Territorium  angehört,  kann  von  der 
Herrschaft  einer  eigenen  Rechtssouveränetät  keine  Rede  sein. 

Das  reine  Personalstatut  wird  seine  Anwendung  in  solchen 
Gebieten  auch  bezüglich  des  Sachenrechts  erzwingen,  wo  noch 
das  System  der  persönlichen  Rechte  gilt.  Dies  sind  namentlich 
solche  aussereuropäische  Länder,  in  welchen  Rechtsgleichheit 
zwischen  In-  und  Ausländem  noch  nicht  zum  territorialen  Gesetze 
erhoben  ist,  also  namentlich  in  China,  der  Türkei,  Egjrpten  u.  a. 
Aber  auch  in  Algier  gilt  das  System  der  persönlichen  Rechte 
—  für  Immobilien  allerdings  gilt  durchweg,  ohne  Rücksicht  auf 
den  Eigenthümer,  französisches  Recht*')  —  Israeliten,  Musel- 
manen und  Franzosen  leben  nach  dem  Rechte  ihrer  Personal- 
statuten. Immerhin  zeigt  sich  für  Ausländer  seitens  der  dortigen 
französischen  Gerichtshöfe  eine  starke  Hinneigung  zur  ausschliess- 
lichen Anwendung  des  code  Napoleon.  Dies  spricht  Brocheu  für 
Cochinchina  direct  aus*^). 

Eine  weitere  Ausnahme  von  Mobilien  für  die  lex  rei  sitae 
ist  aber  dann  aufzustellen,  wenn  über  im  Auslande  befindliche, 
dahin  verfrachtete,  bewegliche  Sachen  ein  Vertrag,  eine  Ver- 
fügung   getroffen    wird,    welche    im    Inland e    wirken    werden. 


4S)  Loi  du  26  juillet  7  aoüt  1878  vgl.  Bbochbr  Cours  etc.  a.  a.  0. 
S.  72. 

48)  BkocheBi  lours,  a.  a.  0.  S.  78:  Quant  aux  Fran^ais,  et  autres 
Europ^ns,  il  ^tait  naturel  qu*ils  fusseut  r^gis  par  une  aorte  de  droit  com- 
mau  lenr  venant  de  la  m^tropole  et  dont  la  coutume  de  Paris  et  les  ordou- 
Dances  plus  ou  molns  strictement  observ^es  fonnaient  la  base  principale. 
C*etait  une  r^le  gön^ralement,  quoique  diversement  Boivie  dans  les  colonies, 
ßous  Tancien  regime. 
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Dies  gilt  jedoch  nur  dann,  wenn  solche  Sachen  zwar  in  das  fremde 
Rechtsgebiet  eingetreten  sind,  allein  noch  nicht  den  Ort  ihrer  Be- 
stimmung erreicht  haben.  Wenn  also  beispielsweise  ein  Franzose 
nach  Preussen  Waaren  verfrachtete,  in  Folge  ausgebrocheneD 
Concurses  des  Destinatairs  das  Nacheilerecht  ausübt  zu  einer 
Zeit,  wo  die  Waaren  bereits  in  preussischem  Gebiete  sich  befinden^ 
so  wird  ein  Verkauf  dieser  aufgehaltenen  Waaren  nach  Frankreich 
(trotzdem  nach  preussischem,  wie  französischem  Rechte  das  Eigen- 
thum  an  den  Destinatair  überging),  nach  französischem  und  nicht 
nach  preussischem  Rechte  zu  beurtheilen  sein.  Anders  dagegen, 
wenn  jene  Waaren  nach  Preussen  an  einen  Dritten  verkault 
worden  wären.  Hier  würden  dann  die  Wirkungen  einer  Ver- 
fügung nicht  in  Frankreich,  sondern  in  Preussen  zu  Tage  treten. 
Das  Gleiche  gilt  für  Waaren,  welche  vom  inländischen  Käufer 
zur  Disposition  des  ausländischen  Verkäufers  gestellt  werden, 
das  Gleiche  für  ausländische  Waaren,  welche  in  einem  inländi- 
schen Lagerhause  lagern,  so  lange  eben  in  allen  diesen  FäUen 
seitens  des  bisherigen  ausländischen  Besitzers  keine  im  Inlamle 
wirkenden  Dispositionen  getroflfen  werden.  Darunter  sind  aber 
lediglich  solche  Dispositionen  zu  verstehen,  welche  jene  Sachen 
zu  Inländern  in  rechtliche  Beziehungen  treten  lassen,  also  Ver- 
pfändung, Veräusserung  etc.  Demnach  kann  also  ein  Ausländer 
solche  Waaren  an  einen  Ausländer  durch  Pfandrecht  ohne  Be- 
sitzübergang gültig  verpfänden,  wenn  auch  das  inländische  Recht, 
in  dessen  thatsächlichem  Gebiete  sich  die  Sache  befindet,  ledig- 
lich ein  Faustpfandrecht  kennt. 

Immerlün  wird  man  aber  inländischen  Gläubigem  derartige, 
an  sich  der  lex  situs  entzogene  Mobilien  bezüglich  der  Executions- 
möglichkeit  für  gegen  den  ausländischen  Besitzer  zustehende  For- 
derungen die  Ergreifung  durch  Pfändung  nicht  versagen  können, 
und  auch  einen  Gerichtsstand  des  belegenen  Vermögens  in  solchen 
Fällen  zulassen  müssen.  Die  Gleichberechtigung  zwischen  Inländer 
und  Ausländer  zwingt  hiezu. 
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Der  tiefere  Grund  für  diese  erwähnten  Exemtionen  liegt  eben 
darin,  dass  unter  solchen  Verhältnissen  die  factische  Lage  der 
Sache  im  Hinblick  auf  den  bestimmenden  Willen  des  Besitzers 
keine  Rechtsunterworfenheit  unter  die  lex  rei  sitae  begründen 
kann.  Für  den  Besitzer  kann  der  betreffende  Lagerplatz  im  Aus- 
lande nur  ein  Raum  der  Aufbewahrung  sein**),  ohne  dass  hie- 
durch  auch  ein  rechtlicher  Eintritt  in  die  fremde  Rechts- 
souveränetät  gewollt  wäre.  Derselbe  vollzieht  sich  erst  mit  einer 
im  Inlande  wirkenden  Verfügung   über  die  ausländische  Waare. 

Es  ändert  sich  dieses  Verhältniss  aber  noch  mehr  bei  Transit- 
gütern, wo  eine  vollständige  Ausschliessung  der  lex  situs  dringend 
nothwendig  ist.  Es  sind  die  Rücksichten  des  Verkehrs,  welche 
diese  Ausnahme  erheischen.  Der  Transitverkehr  hat  eben  den 
Zweck,  Güter  durch  Territorien  zu  befördern,  ohne  dass  dieselben 
mit  den  verschiedenen  Rechten  in  Berührung  treten  sollen.  Der 
Raum,  durch  welchen  sich  solche  Güter  auf  dem  Transporte  be- 
wegen, kennzeichnet  auch  hier  nur  thatsächliche  Entfernungen, 
nicht  aber  rechtliche  Unterworfenheit.  Das  Interesse  des  öffent- 
lichen Verkehrs  und  die  Geheimnisspflicht  der  Transportanstalten 
schliesst  aber  auch  beim  factischen  Eintritt  ausländischer  Waaren 
in  das  Inland  die  Einzelinteresse  des  inländischen  Gläubigers  aus*^). 

Auf  diesem  Standpunkte  steht  aber  auch  das  schon  oben  er- 
wähnte internationale  Uebereinkommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr vom  14.  Oktober  1890*^.      Es   ist  durch  dasselbe  dem 


44)  Es  ist  wohl  selbstverständlich,  dass  diejenigen  gesetzlichen  oder 
privatautonomen  Nonnen,  welche  eine  Aufbewahrung  im  Öffentlichen  Lager- 
hanse  betreffen  (z.  B.  Yersicherongspflicht ,  aber  auch  Retentionsrecht  für 
nicht  bezahlte  Prämien  etc.)  nach  inländischen  Gesetzen  zu  beorteUen  sind, 
da  es  sich  hier  um  Verpflichtungen  des  Ausländers  aus  der  Benützung  in- 
ländischer Anstalten  handelt. 

45)  Dagegen  muss  die  Pfändbarkeit  des  Anspruchs  des  Destinatairs 
gegen  den  Frachtführer  in  diesem  Falle  anerkannt  werden.  (Während  des 
Transits  im  Auslande  wäre  auch  dies  nicht  möglich  gewesen.) 

46)  Art.  15:  Der  Absender  allein  hat  das  Recht  die  Verfügung  zu  treffen, 
ArchiT  dir  OffenÜicbes  Recht.    VIII.  4.  36 
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Absender  allein  das  Recht  der  Zurückf orderung ,  der  Nacheile, 
der  anderweitigen  Bestimmung  des  Destinatairs  in  Abweichung 
vom  Frachtbriefe  gegeben  und  andererseits  im  internationalen 
Eisenbahnfrachtverkehre  der  Adressat  im  Frachtbriefe  nach  dessen 
Aushändigung  als  der  allein  zur  Abforderung  berechtigte  bezeich- 
net. Daraus  erhellt,  dass  Rechte  dritter  während  des  Transits 
keine  Executionskraft  besitzen. 

Dagegen  sind  auch  hier  den  Eisenbahnen  für  ihre  Benützung 
Retentionsrechte  einzuräumen,  wie  dies  auch  Art.  21  des  ge- 
nannten Uebereinkommens  festgesetzt  hat. 

Es  wäre  noch  der  Fall  denkbar,  dass  zwei  Personen  über 
unterwegs  befindliche  Transitgüter  einen  Vertrag  abschliessen. 
ohne  die  gegenwärtige  Lage  jener  Güter  zu  kennen.  Hier  ent- 
scheidet zweifellos  das  Personalstatut  des  Verkäufers. 

Vom  vorigen  Falle  ist  zu  unterscheiden  derjenige  Fall,  in 
welchem  ein  Ausländer  persönlich  durch  das  Inland  durchreist, 
um  sich  wieder  nach  dem  Auslande  zu  begeben.  Beispiels- 
weise ein  Engländer  reist  durch  Deutschland  direct  na^h .  Ita- 
lien. Sind  hier  dessen  Gepäckstücke  bezüglich  der  Execution>- 
möglichkeit  den  Personalstatuten  oder  der  jeweiligen,  während 
der  Fahrt  wechselnden  lex  situs  unterworfen?  Man  muss  sich 
hier  für  die  letztere  entscheiden.  Denn  thatsächlich  handelt  es 
sich  hier  nicht  um  dingliche,  sondern  um  ijersönliche  obligatc^ 
rische  Verhältnisse.  Die  Belangbarkeit  einer  Person  aus  recht- 
lichen Verhältnissen  richtet  sich  nicht  nach  dem  Eintritte  in  ein 
bestimmtes  Territorium,  sie  besteht  schon  zuvor.  Nur  der  Ge 
richtsstand  kann  durch  den  Wechsel  des  Aufenthaltsorts  alterirt 
werden.  Die  Verpflichtungen  der  Person  lassen  daher  in 
solchen  Fällen  im  Gegensatze  zum  gewöhnlichen  Transitverkebn? 


dA86  die  Waarc  auf  der  Yersandtstelle  zarückgegeben,  unterwegs  angehalten, 
oder  an  einen  andern,  als  den  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Empfinger  im 
Bestimmungsorte  oder  einer  Zwischenstation  abgeliefert  werde. 
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das  Reisegepäck  eines  das  Inland  durchreisenden  Ausländers  durch 
die  Pfändung  inländischer  Gläubiger  ergriffen  werden. 

Was  nun  aber  Kaufmannsgüter  angeht,  welche  lediglich  zur  Be- 
sichtigung und  Auswahl  vom  Auslande  in  das  Inland  versendet  werden, 
so  kann  man  diesenfalls  zweifelsohne  die  Anwendung  der  lex  situs 
nicht  rechtfertigen.  Auch  hier  müssen  die  Personalstatuten  platz- 
greifen. Denn  der  factische  Eintritt  solcher  Sachen  in  das 
fremde  Rechtsgebiet  bedeutet  auch  hier  keinen  rechtlichen 
Eintritt.  Sie  unterstehen  noch  der  Verfügung  des  ausländischen 
Besitzers,  wie  analog  dieses  Verfügungsrecht  bei  Dispositions- 
stellungen wiederhergestellt  wird.  Eine  Verfügung,  wonach  eine 
solche  Auswahlsendung  seitens  des  ausländischen  Besitzers  auch  in 
rechtlicher  Hinsicht  dem  Inlande  unterworfen  sei,  kann  jedoch 
in  solchen  Fällen  nicht  als  gewollt  betrachtet  werden.  Dieser  Stand- 
punkt ist  auch  in  Seüffert's  Blättern  für  Rechtsanwendung  zur 
Anerkennung  gelangt  (Bd.  14,  S.  408).  Voraussetzung  ist  jedoch 
selbstverständlich,  dass  die  Rückkunft  solcher  Waaren  in  das  aus- 
ländische  Territorium  gewollt  ist  und  dass  dieselben  nicht  etwa 
für  eine  inländische  Handelsniederlassung  des  Ausländers  bestimmt 
sind.     Denn  dann  wäre  auch  ein  rechtlicher  Eintritt  erfolgt. 

Dieselben  Grundsätze  des  Transitverkehrs  gelten  begreiflich 
auch  für  Mobilien,  welche  in  auf  dem  Meere  oder  auf  internationalen 
Gewässern  verkehrenden  Schiffen  als  Transitgüter  verfrachtet  sind. 
Würde  aber  beispielsweise  derEigenthümer  der  verfrachteten  Waaren 
auf  dem  Schiffe  mit  einem  Anderen  Verträge  über  die  verfrachteten 
Gegenstände  abschliessen,  so  müsste  nicht  das  Personalstatut  des 
Eigenthümers,  sondern  das  Recht  des  Heimathshafens  des  Schiffes 
als  der  lex  rei  sitae  zur  Anwendung  gelangen.  Für  Retentions- 
rechte des  frachtführenden  Schiffers  ist  dasselbe  zu  sagen,  was 
wir  im  übrigen  oben  bei  derartigen  Verhältnissen  kennen  lernten. 

Es  erübrigt  uns  noch  der  rechtlichen  Beziehungen  zu  gedenken, 

in  welchen  res  furtivae  zum  internationalen  Rechtsverkehre  stehen. 

Auch  hier  empfiehlt  sich  die  Anwendung  des  Personalstatuts  des 

86* 
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ausländischen  Bestolilenen,  so  lange  im  Inlande  keine  Verfngung 
über  die  gestohlene  Sache  mit  Folgen  im  Inlande  getroffen  ist. 
Denn  es  widerspräche  jeder  Moralität  im  Rechte,  wollte  man  den 
Dieb,  sei  er  Inländer  oder  Ausländer,  durch  einheimische  ihm 
günstigere  Gesetze  schützen,  während  seine  That  im  Auslande 
ausländische  Interessen  schädigte*').  Anders  dagegen^  wenn  In- 
länder bereits  Rechte  an  solchen  im  Auslande  gestohlenen  Sachen 
erwarben.  Der  Rechtsschutz  des  Inländers  schliesst  hier  die  An- 
wendbarkeit der  Personalstatuten  des  bestohlenen  Ausländers  au>. 
Der  entgegengesetzte  Wille  des  Ausländers  konnte  zwar  die  Unter- 
werfung der  Sache  unter  die  lex  situs  auf  die  Dauer  des  Besitzes 
des  für  hindern,  allein  durch  den  Erwerb  dinglicher  Rechte  seitens 
gutgläubiger  Inländer  an  solchen  gestohlenen  Sachen  tritt  die 
Unterwerfung  derselben  unter  das  Ortsrecht  der  belegenen  Sache 
als  nothwendige  Folge  von  selbst  ein. 

Diese  Schlussfolgerungen  gelangen  insbesondere  zu  hoher  Be- 
deutung bei  den  Bestimmungen  über  die  Fruchtziehung.  Währen<l 
im  Allgemeinen  für  dieselbe  die  lex  rei  sitae  zu  beachten  ist. 
entscheidet  in  diesen  vorbesprochenen  Fällen  das  ausländische 
Recht,  in  welcher  Höhe  Fruchterstattung  stattzufinden  hat. 

Wir  haben  im  bisherigen  stets  von  dem  Personalstatute  als 
dem  Massstabe,  in  diesen  Fällen  gesprochen.  Es  bliebe  noch  zu 
erwägen,  ob  nicht  etwa  der  lex  situs  des  Ursprungsortes  anstatt 
den  Personalstatuten  die  Herrschaft  gebühren.  Wir  haben  oben 
gesehen,  dass  bei  Seeschiffen  das  Gesetz  des  Heimathshafens  das 
entscheidende  bleibt.      Es  wäre  hier  widersinnig,    die  Personal- 


47)  Die  Verpflichtangen  aus  dem  Diebstahle,  Unterschlagung  sind  An- 
sprüche ex  delicto,  sodass  schon  deswegen  die  lex  rei  sitae  zur  Zeit  der  be- 
gangenen That  entscheiden  muss.  —  Die  Anwendung  des  Personalstatuts 
beschränkt  sich  erklärlicherweise  auf  die  Fälle,  wo  ein  Inländer  im  Auslande 
eine  Sache  entwendete.  War  die  entwendete  Sache  im  Inlande  schon  vor 
der  That  belegen,  so  kann  von  der  Anwendung  des  Person alstatnts  des  aus- 
ländischen Besitzers  keine  Rede  sein,  da  auch  hier  der  Eintritt  in  die  Rechts- 
souveränetät  das  entscheidende  Merkmal  liefert. 
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Statuten  wirken  zu  lassen*®),  weil  ein  solches  Schiff  eventuell  nie- 
mals das  Rechtsterritorium  des  Besitzers  betrat,  der  Eintritt  in 
ein  Rechtsterritorium  aber  für  das  Sachenrecht  die  nothwendigste 
Voraussetzung  der  Anwendbarkeit  der  lex  rei  sitae  ist. 

Allein  die  exceptionelle  Stellung  der  Seeschiffe  liefert  keinen 
Grund  dafür,  auch  im  sonstigen  für  die  letzterwähnten  Fälle  der 
lex  Situs  des  Ursprungsortes  die  Herrschaft  einzuräumen.  Wenn 
zum  Beispiele  ein  französischer  Kaufmann  in  Brasilien  Kaffee 
kauft,  denselben  an  einen  Hamburger  Kaufmann  liefert,  welcher 
ihm  denselben  zur  Disposition  stellt,  so  könnte  nunmehr  unmög- 
lich brasilianisches  Recht  in  Anwendung  kommen,  während  das 
Hamburger  Recht,  wie  wir  oben  sahen,  solange  ausgeschlossen 
bleibt,  als  nicht  bezüglich  jenes  Kaffees  nunmehr  Verfügungen 
mit  rechtlicher  Wirkung  im  Hamburger  Territorium  getroffen 
werden.  Es  kann  sich  hier  allein  das  französische  Recht,  sohin 
das  reine  Personalstatut  des  Besitzers  empfehlen. 

Die  nothwendige  Anwendung  der  Personalstatuten  erklärt 
sich  hier  eben  daraus,  dass  durch  jenen  Kauf  in  Brasilien  — 
wenn  auch  hiebei  den  brasilianischen  Gesetzen  nicht  vorgegriffen 
werden  darf  —  hinsichtlich  der  Weiterveräusserung  nach  Deutsch- 
land zwischen  dem  Besitzer  und  der  Sache  weit  nähere  Bezieh- 
ungen entstanden  sind,  als  sie  das  am  Ursprungsorte  der  Sache 
geltende  brasilianische  Recht  darauf  noch  auszuüben  vermag; 
die  Sache  hat  eben  das  brasilianische  Rechtsgebiet  verlassen,  hat 
aber  dadurch  nicht  ihre  Verknüpfung  mit  der  Person  des  Besitzers 
verloren.     Sie  kehrt  überhaupt  nicht  mehr  in  das  brasilianische 


4B)  Als  z.  ß.  vor  wenigen  Jahren  mehrere  Schweizer  Bürger  den 
Schweizer  Bundesrath  um  Einfflhrong  einer  eigenen  Schweizer  Flagge  auf 
dem  Meere  ersuchten,  hätte  doch  niemals,  selbst  im  Falle  der  Genehmigung, 
ein  solches  Schweizer  Schi£f  nach  dem  Schweizer  Gantonsrechte  behandelt 
werden  kOnnen.  Es  hätte  das  Recht  des  französischen,  deutschen  etc.  Hei- 
mathdiafens  gelten  mflssen. 
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Territorium  zurück.     Diese  Erwägungen  lassen  uns  daher  auch 
in  diesen  Fragen  für  das  reine  Personalstatut  eintreten. 

Wir  kämen  nun  dazu,  das  Ergebniss  unserer  bisherigen  Unter- 
suchungen in  diesen  Fällen  festzustellen. 

1.  Auf  internationalen  Gewässern  unterstehen  Schifffahrzeuge 
dem  Gesetze  des  Territoriums,  in  welchem  deren  Heimathshafen 
liegt. 

2.  In  Ländern,  wo  noch  das  System  der  persönlichen  Rechte 
gilt,  entscheidet  in  allen  Fällen  im  Sachenrechte  das  Personal- 
statut des  Besitzers. 

3.  Zur  Unterwerfung  von  Mobilien  unter  die  lex  situs  ge- 
nügt der  thatsächliche  Eintritt  der  Sache  in  ein  fremdes  Rechts- 
gebiet allein  nicht,  derselbe  muss  vielmehr  rechtlich  sein  d.  h. 
es  müssen  sich  zu  diesem  Zwecke  inländische  rechtliche  Folgen 
an  den  factischen  Eintritt  knüpfen. 

4.  Steht  dem  ausländischen  Verfügungsberechtigten  ein  Nach- 
eilerecht zu,  so  kann  der  rechtliche  Eintritt  widerrufen  werden 
und  zu  einem  factischen  umgewandelt  werden,  solange  nicht 
schon  inländische  Dritte  Rechte  erworben  haben. 

5.  Bei  res  furtivae  erfolgt  der  rechtliche  Eintritt  mit  dem 
Erwerbe  inländischer  Rechte  seitens  Dritter. 

6.  Abgesehen  von  den  Schiffen,  entscheidet  das  Personal- 
statut des  Besitzers  und  nicht  das  Recht  des  Ursprungsortes. 

7.  Die  Executionsmöglichkeit  ist  mit  Ausnahme  des  Transit- 
verkehrs nach  der  lex  loci  situs  zu  beurtheilen. 

BöHLAü**)  dagegen  pflichtet  seinerseits  in  diesen  Fragen 
der  lex  situs  des  Urspnmgsortes  und  nicht  dem  Personalstatut 
bei.  Sein  Standpunkt,  dass  Reisegepäck  nur  an  den  Rastorten, 
verfrachtetes  Kaufmannsgut  erst  bei  der  Ankunft  am  Bestimmungs- 
orte der  lex  situs  unterstellt  sein  solle,  ist  für  uns  nach  unseren 
obigen    Ausführungen    zu    weitgehend.     Es    klingt   unwillkürlich 


49)  BöHLAü  a.  a.  0.  Bd.  S.  466  f. 
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gesucht,  wenn  Böhijiu  das  Recht  des  Rastortes  begründet  sein 
lassen  will,  welches  erst  durch  die  Ankunft  am  nächsten  Rast- 
orte wieder  aufgehoben  werden  könne.  Warum  soll  das  Gepäck 
eines  Schweden,  deT  durch  Mecklenburg  nach  Berlin  reist  und 
in  Rostock  übernachtete,  von  Rostock  bis  zur  Ankunft  in  BerUn 
mecklenburgischem  Rechte  unterworfen  sein?**^) 

Allein  auch  die  Ansicht,  dass  verfrachtetes  Kaufmannsgut 
bis  zur  Ankunft  am  Bestimmungsorte  dem  forum  rei  sitae  des 
Ursprungsortes  unterstehen  solle,  kann  nicht  in  dieser  Allgemein- 
heit als  Entscheidungsprincip  dienen.  Dazu  kann  allein  der  Eiii- 
gang  der  Sache  in  das  von  Anfang  an  oder  erst  durch  spätere 
Verfügung  bestimmte  Rechtsgebiet  genommen  werden.  Ledig- 
lich die  im  Obigen  detaillirten  Ausnahmen  können  zugelassen 
werden. 

FioRE**)  kommt  zu  ähnlichen  Schlussfolgerungen  wie  Böhlaü 
und  Savigny  von  der  Grundlage  des  Nationalitätsprincipes  aus- 
gehend. Reisegepäck  und  Schififsgut  werde  deshalb  von  der  lex 
domicilii  des  Eigenthümers  geregelt,  weil  man  nicht  annehmen 
könne,  dass  sie  sich  in  dem  Territorium  irgend  eines  Staates 
befänden.  Es  ist  dies  eine  Fiction,  der  es  an  der  Möglichkeit 
jeglicher  rechtlicher  Begründung  mangelt.  Nach  diesen  Grund- 
zügen sei  nach  Ansicht  Fiore's  auch  der  umstrittene  Art.  7  des 


50)  Danach  kdnDte  dieser  Schwede  vor  seiner  Ankunft  in  Berlin,  aber 
schon  im  Gebiete  des  preussischen  Rechts  sein  Reisegepäck  unter  Anwendung 
mecklenburgischen  Rechts  hypothekarisch  verpfänden.  Hieraus  geht 
wohl  am  deutlichsten   die  Unhaltbarkeit   der  BöHLAu'schen  Theorie  hervor. 

&i)  P&ADiE&'FoD^Rä  a.  a.  0.  S.  338:  Remarquons  avant  de  condure, 
que,  dans  certains  cas  sp^ciauz,  le  lieu  oocupö  par  une  chose  mobiliere  peut 
Hre  si  accidentei  et  si  variable,  qu41  exclura  completement  Tapplication  de 
la  loi  territoriale.  11  en  est  ainsi,  par  exomple  du  bagage  qu*un  voyageur 
transporte  avec  lui  en  traversant  differents  territoires,  ou  de  la  marchandise 
exp^di^e  par  nn  commer^ant  par  le  moyen  d'un  navire  lui  appartenant.  Dans 
ces  cas,  on  peut  dire  que  les  choses  mobili^res  doivent  dtre  considöräes  en 
se  mettant  au  point  de  vue  du  domicile  du  propriötaire,  parce  qu'elles  ne 
peuvent  dtre  regardöes  comme  se  trouvant   dans  le  territoire  d'aucun  Etat. 
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codice  civile  italiano  zu  verstehen,  wonach  Mobilien  dem  Xa- 
tionalitätsgesetze  des  Eigenthümers  unterstehen ,  vorbehaltlich 
entgegengesetzter  Bestimmungen  des  Ortsrechtes  der  belegenen 
Sache. 

DuDLEY  FiELD**)  will  die  Widersprüche  der  von  ihm  behaup- 
teten Regel :  mobilia  personam  sequuntur  dadurch  beseitigen,  dass 
er  jeden  Parteiact  über  Mobilien  nach  der  lex  loci  contractus 
und  den  absoluten  Prohibitivgesetzen  des  forum  rei  sitae,  Rechte 
inländischer  Gläubigem  an  Ausländer  gehörigen  Sachen  nach  der 
lex  situs  behandelt.  Das  Eigenthum  an  Schiffen  soll  dagegen 
nach  dem  Gesetze  der  Nationalität,  welcher  das  Schiff  angehört, 
beurtheilt  werden. 

Wir  beziehen  uns  hier  auf  unsere  obigen  Ausführungen, 
welche  von  diesem  Gesichtspunkte  abweichen.  Die  Thesen  Dcdlet 
Field's  sind  zu  generell,  als  dass  sie  in  den  Detailfragen  nicht 
zu  grossen  Härten  führen  müssten. 

Die  Ansicht  Whartons  scheint  mit  den  von  uns  in  diesen 
Fragen  aufgestellten  Grundsätzen  am  meisten  zu  harmoniren. 
Nach  ihm  sollen  Transitgüter  der  lex  domicilii  des  Verkäufers 
in  Ermangelung  einer  anderen  erkennbaren  Rechtsherrschaft  unter- 
stellt sein.    Nur  bezüglich  der  Taxen  oder  anderer  lokaler  Lasten 


&2)  DuDLEY  FiELD  a.  a.  0.  No.  581 :  A  transfer  of  movables,  whether 
Yoluntary  or  involuntary,  if  valid  by  the  law  of  the  place  where  it  is  made, 
is  valid  every  where.  No.  582 :  A  transfer  of  movables,  which  is  prohibited  by 
the  law  of  the  nation  within  whose  ezclusive  jurisdictiüii  they  are  aituate, 
is  void  every  where.  No.  583:  A  nation  may  give  to  any  creditors  wbo 
are  subject  to  its  Jurisdiction,  a  lien  on  movablea  in  posaession  or  in  action, 
situated  within  its  excloaive  Jurisdiction,  inpreference  to  those  claiming  ander 
a  foreign  transfer  not  made  in  conformity  with  its  own  law.  No.  573:  Pro- 
perty  in  shipping  is  governed  in  respect  to  the  title  thereto,  the  modes  of 
transfer,  or  of  charging  or  otherwise  disposing  of  the  same,  between  living 
persona,  by  the  law  of  the  nationality  of  the  vessel.  —  Pbilumobb  nimmt 
keinen  festen  Standpunkt  ein.  Doch  scheint  er  Saviont  s  Grnndafttxe  in 
theilen,  wohin  auch  allmählich  die  Praxis  wie  Theorie  präponderire  (a.  a.  0. 
S.  457  Bd.  IV). 
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seien  sie  der  Herrschaft  der  lex  situs  unterworfen**).  Seeschiffe 
werden  von  ihrer  Flagge  regiert.  Im  Verkehr  der  Unionsstaaten 
unter  einander  soll  das  Recht  jenes  Staates  massgebend  sein,  in 
welchem  das  Schiff  in  das  Schiffsregister  eingetragen  sei.  Im 
Hafen  sind  dagegen  die  Schiffe  dem  Rechte  des  Hafens  unter- 
steUt,  mit  Ausnahme  der  Kriegsschiffe,  welche  ja  exterritorial  in 
allen  Rechtsgebieten  behandelt  werden.  Wir  haben  anstatt  des 
Rechtes  der  Flagge^  das  Recht  des  Heimathshafens  gewählt  und 
begründet. 

Was  die  Codificationen  anbelangt,  so  sind  auch  hier  die 
einschlägigen  Bestimmungen  sehr  spärlich  und  muss  eben  der 
Standpunkt,  den  die  einzelnen  Gesetzgebungen  gegenüber  den  ver- 
schiedenen Theorien  in  ihren  allgemeinen  Bestimmungen  einge- 
nonmien  haben,  zum  leitenden  Gesichtspunkt  erhoben  werden. 

Ausdrücklich  dagegen  bekennt  sich  zur  Theorie  Savigny's 
das  argentinische  bürgerliche  Gesetzbuch**).  Es  verlangt  für 
Mobilien,  um  auf  sie  die  lex  rei  sitae  anzuwenden,  eine  dauernde 
Lage.  Sachen,  welche  der  Eigenthümer  stets  bei  sich  führt  und 
die  zu  seinem  persönlichen  Gebrauche  dienen,  wie  auch  Transit- 
güter, werden  von  der  lex  domicilii  regiert. 


69)  Wharton  a.  a.  0.  S.  884:  Goods  in  transii,  in  lack  of  any  otber 
ascertainable  arbiter,  are  subject  to  the  lex  domicilii  of  ihe  Tender,  though 
thia  muat  give  way  to  the  local  law  in  respect  to  taxes  or  other  local 
charges  ....  As  we  have  already  seen,  a  ship  at  sea  is,  by  ihe  prevalent 
opinion  a  pari  of  the  territory  of  ihe  State,  whoae  flay  she  bears  and  is  con- 
seqnently  govemed  by  the  law  of  auch  state.  As  between  the  several  states 
in  the  American  Union,  a  ship  ia  govemed  by  the  law  of  the  State,  in  which 
she  ia  registered.  A  ship  in  port,  howewer,  is  govemed  by  the  port  law, 
though  thia  doea  not  apply  to  foreign  vessels  of  war. 

^*)  Art  11:  Los  bienes  muebles  que  tienen  situaciön  permanente  y  que 
se  conservan  sin  intenciön  de  trasportarlos ,  son  regidos  por  las  leyes  del 
lugar  en  que  estän  sitaados;  pero  los  muebles  que  el  proprietario  Ueva 
siempre  con  sigo,  o  que  son  de  su  uso  personal  est^  ö  no  en  su  domicilio, 
como  tambien  los  que  se  tienen  para  ser  vendidoa  6  trasportados  ä  otro  lugar, 
son  regidoa  por  las  leyes  del  domictlio  del  dueiio. 
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Der  Vertragsentwurf'**)  zwischen  Argentinien,  Bolivia,  Bra- 
silien etc.,  sonst  auf  dem  Boden  strengster  Territorialität  stehend, 
betrachtet  die  Schilfe  auf  nicht  jurisdictionalen  üewässem  aL< 
am  Orte  ihrer  Matrikel  belegen,  Schiffsladungen  auf  solchen  (ie- 
wässern  soll  als  am  definitiven  Bestimmungsort  belegen  gelten. 

§  5.  Anhang.    Unkörperliche  Sachen. 

Die  Lehre  von  den  unkörperlichen  Sachen  gehört  nur  in 
wenigen  Beziehungen  zu  dem  eigentlichen  Sachenrechte.  Meibtens 
stellen  dieselben  Rechte  dar,  welche  für  den  Fall  einer  detaillirten 
Behandlung  von  unserem  Thema  zu  weit  in  andere  selbstständi>;e 
Rechtsdisciplinen  des  internationalen  Privatrechts  abführen  wür- 
den. Es  mögen  daher  hier  folgende  Grundzüge  genügen.  Be- 
treffend die  universitates  iuris,  so  haben  wir  schon  oben  bemerkt, 
dass  dieselben  hinsichtlich  ihres  Begriffes  der  lex  rei  sitae  unter- 
stehen, sofeme  nicht  eine  solche  Gesammtheit  sich  über  mehrere 
Eechtsgebiete  erstreckt,  wo  dann  im  Allgemeinen  die  lex  domiciUi 
platzgreift.  Eine  Ausnahme  von  dem  localen  Rechte  ist  ledig- 
lich im  Erb-  und  Concursrechte  zuzulassen,  wo  nach  allgemeiner 
Anerkennung  die  Personalstatuten  entscheiden,  soweit  nicht  el)en 
unbewegliche  Güter  in  Frage  sind. 

Wenn  es  sich  um  höchst  persönliche  Rechte  handelt,  welche 
dem  Stande  oder  der  Familienverbindung  entschliessen,  wie  Adel, 
väterliche  Gewalt,  so  sind  stets  die  Personalstatuten  anzuwenden. 
Enthält  ein  solches  Recht  ein  Privilegium  wie  der  Adel,  so  kann 
allerdings  das  Ausland  den  aus  dem  Adelstande  entspringenden 
Privilegien  die  Wirkung  im  Auslande  versagen.    In  diesem  Sinne 


3^)  Art.  27:  Los  buques,  en  aguas  no  jurisdiccionales,  se  reputansitiu- 
doB  en  el  lugar  de  su  matricula.  Art.  28:  Los  cargamentoB  de  los  biiqnes, 
en  aguas  no  jurisdiccionales ,  se  reputan  situados  en  el  lugar  del  destino 
definitive  de  las  mercaderias.    . 
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verfügt  beispielsweise  das  argentinische  Gesetzbuch,  indem  es 
ausländische  Gesetze  ausschliesst,  wenn  sie  ein  reines  Privileg 
enthalten^®). 

Andere  höchst  persönliche  Rechte,  welche  der  wirthschaft- 
iichen  Macht  des  Einzelnen  entstammen,  wie  Rechte  auf  Gehalt, 
Pension,  Urheber-,  Patent-,  Musterschutzrechte  sind  dagegen  nach 
denjenigen  Gesetzen  zu  beurtheilen,  unter  deren  räumlicher  und 
zeitlicher  Herrschaft  sie  entstanden  sind.  Die  Anwendung  dieser 
Gesetze  ist  der  Anwendung  der  lex  situs  bei  körperlichen  Sachen 
analog.  Hieher  sind  auch  die  Ansprüche  aus  staatlichen  Arbeiter- 
versicherungen zu  zählen. 

Dafür,  dass  der  Ursprungsort  massgebend  sei,  hat  sich 
auch  eine  Entscheidung  des  Reichsoberhandelsgerichts,  Band  16 
S.  248,  ausgesprochen. 

Im  Patent-,  Marken-  und  Musterschutzwesen  würde  es  für 
ungerechtfertigt  gelten  müssen,  wollte  man  das  inländische  Recht 
auf  jenen  Inländer  anwenden ,  der  lediglich  im  Auslande  jenen 
Schutz  erworben  hat. 

Dass  in  diesen  Fragen  das  Retorsionsprincip  gelten  solle, 
wird  von  Bar*')  mit  Unrecht  bestritten.  Derjenige  Staat,  welcher 
dieses  Princip  ausübt,  leugnet  nicht  das  Recht  der  Ausländer 
aus  eigenem  Antriebe,  sondern  nur  deshalb,  weil  die  eigenen 
Staatsangehörigen  im  fremden  Gebiete  schutzlos  sind.  Moral- 
widrig  sind  die  Angriffe  der  ausländischen  Verleger  auf  den  in- 
ländischen Rechtsschutz.  In  der  Versagung  des  Schutzes  dagegen, 
da  es  sich  hier  um  Abwehr  ausländischer  Eingriffe  handelt,  kann 


&6)  Art.  14:  Las  leyes  estranjeras  do  serän  apHcables 
3)  cuando  faeren  de  xnero  privilegio. 

57)  Bar  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  249.  —  Auf  dem  Standponkte  der  Recipro- 
cität  ateheo  auch  aämmtliche  internationale ,  das  Urheberrecht  etc.  betref- 
fende Conventionen,  insbesondere  auch  die  Bemer  Convention  (R.-G.-BI.  1887 
No.  40). 
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nichts  Moralwidriges  erblickt  werden,  solange  die  Ausländer  den 
inländischen  Schutz  ignoriren. 

Was  die  Schutzfrist  anlangt,  so  wird  es  entsprechend  sein, 
dieselbe  nach  dem  Entstehungsorte  zu  beurtheilen,  jedoch  der- 
selben keine  längere  Dauer  einzuräumen,  als  sie  einheimischen 
Producten  gewährt  wird. 

Höchst  persönliche  Rechte  an  körperlichen  Sachen,  wie  Im- 
spielsweise  der  Ususfructus,  das  Ausgedinge ,  bemessen  sich  nach 
dem  Orte,  an  welchem  die  körperliche  Sache  belegen  ist. 

Bestehende  Forderungen  sind  nach  dem  Orte  zu  beurtheilen. 
an  welchem  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat. 

Indossable  Namenpapiere  und  auch  Inhaberpapiere  unter- 
liegen bezüglich  des  Verhältnisses  zwischen  Schuldner  und  Dritten 
dem  Gesetze  des  Emissionsortes  ^®).  In  Hinsicht  der  Verhältnisse 
Dritter  unter  einander  muss  jedoch  die  lex  situs  massgebend 
bleiben**).  Daraus  folgt,  daös  Verträge  über  solche  Papiere  dem 
Ortsrechte  der  belegenen  Sache  unterstehen. 

Die  Erfordernisse  zur  Emission  von  Inhaberpapieren  bemessen 
sich  nach  inländischen  Gesetzen,  wie  dies  auch  ein  Urtheil  des 
Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  12  Nr.  101  anerkannte. 


58)  Die  in  der  Theorie  ebenfalls  vertretene  Ansicht,  dass  das  Persoiud- 
Statut  massgebend  sein  solle,  erscheint  schon  um  deswillen  hinfällig,  weil  es 
auch  möglich  ist,  dass  ein  Inländer  im  Auslande  Inhaberpapiere  emittirt. 

59)  Auf  diesem  Standpunkte  steht  auch  ein  ürtheil  des  Reichsgerichts 
vom  13.  November  1883  (mitgetheUt  bei  Böhm  Rechtsnormen  a.  a.  0.  S.  92): 
Wenn  es  sich  um  die  Yindication  von  Actien  handelt,  welche  der  im  Gebiete 
des  Rheinischen  Rechtes  wohnende  Beklagte  im  Besitze  hat^  so  müssen  f&r 
die  Beurtheilung  der  Klage  die  Vorschriften  des  genannten  Rechtes  mass- 
gebend erachtet  werden.  —  Phillimore  (a.  a.  0.  S.  457)  hält  für  local  Stocks, 
public  funds  hinsichtlich  der  Uebertragung  die  lex  sitos.  Dudlet  Field 
(a.  a.  0.  Nr.  572)  fflr  public  funds,  Stocks,  shares  etc.  die  Gesetze  des  Kmis- 
sionsorts,  sofeme  nicht  die  lex  situs  weitere  Einschränkungen  aofsteUt, 
aufrecht. 
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Die  Vinculation  eines  Inhaberpapieres  ist  ebenfalls  dem  Ge- 
setze des  Emissionsortes  unterworfen.  Dagegen  ist  die  Devincu- 
lation  nach  der  lex  loci  actus  zu  beurtheilen^). 

Ein  näheres  Eingehen  auf  die  einzelnen  Gesetzgebungen  für 
diese  Fälle  würde  ausserhalb  des  Rahmens  dieser  Abhandlung 
liegen,  da  sie  uns  in  dem  Sachenrechte  entlegene  Gebiete 
führen  müsste. 


60)  Bar  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  140.    Vgl.  R.-G.  28,  113. 
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Die  versuchte  Einfahrung  des  Referendums  in 

Belgien. 

Von 
Dr.  Füld,  Rechtsanwalt  in  Mainz. 


In  seiner  vortrefflichen  Abhandlung  über  das  Referendum  im 
schweizerischen  Staatsrecht,  abgedruckt  im  zweiten  Bande  dieser 
Zeitschrift,  S.  167—219  und  367—440,  hat  sich  Hilty  auch 
über  die  Möglichkeit  ausgesprochen,  diese  Art  der  unmittelbaren 
Volksgesetzgebung  in  monarchischen  Staaten  einzuführen.  „Nie- 
mand, der  politischen  Verstand  besitzt",  sagte  er,  „wird  diese 
Institution  in  Russland,  in  der  Türkei  oder  in  neugebildeten 
Staaten,  wie  Rumänien,  Serbien,  Bulgarien,  introduciren  wollen, 
die  noch  zuerst  Consistenz  gewinnen  müssen,  oder  in  denen  eine 
kleine  Anzahl  Gebildeter  einer  grossen,  noch  rohen  und  undis- 
ciplinirten,  an  Selbstregierung  nicht  gewohnten  Volksmasse  gegen- 
übersteht." Die  letztere  Bezeichnung  trifft  zum  guten  Theile 
auch  auf  Belgien  zu,  wo  ja,  allerdings  durch  die  Schuld  der  Re- 
gierung, die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  sich  noch  auf  einem 
ziemlich  niedrigen  kulturellen  Standpunkte  befindet  und  an  Selbst- 
regierung noch  nicht  gewohnt  ist.  Gleichwohl  ist  Belgien  unter 
den  monarchischen  Staaten  der  erste,  welcher  die  Einführung  de> 
Referendum  wenigstens  in  nähere  Erwägung  gezogen  hat  und 
wenn  auch  der  diesbezügliche  Versuch  als  gescheitert  anzusehen 
ist  und  die  Vorschläge,  welche  der  Krone  das  Recht  einräumen 
wollten,    die  Wählerschaft  selbst   über    die  Annahme    oder  Yer- 


—    559    — 

werfung  eines  Gesetzesvorschlages  befragen  zu  lassen,  vorerst 
keine  Verwirklichung  finden  werden,  so  verlohnt  es  sich  gleichwohl, 
der  grundsätzlichen  Bedeutung  wegen,  der  geplanten  Einführung 
des  Königsreferendums  in  dem  so  lange  Zeit  als  constitutioneller 
Musterstaat  betrachteten  Lande  einige  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 
Die  von  allen  Seiten  seit  Jahren  für  nothwendig  erachtete 
Abänderung  der  belgischen  Gesetzgebung  über  das  Wahlrecht 
veranlasste  die  Regierung,  einen  Entwurf  zur  Abänderung  der 
Verfassung  vorzulegen,  welcher  sich  auf  eine  grössere  Anzahl  von 
Bestimmungen  der  Verfassung  bezog.  Eine  der  wichtigsten  Aender- 
ungen  bezog  sich  auf  die  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  han- 
delnden Artikel  26  und  69;  inhaltlich  derselben  wird  die  gesetz- 
gebende Gewalt  in  Belgien  gemeinschaftlich  durch  den  König  und 
die  beiden  Kammern  ausgeübt;  der  König  sanctionirt  die  Ge- 
setze und  er  verkündet  dieselben.  Der  König  hat  hiernach  ein 
absolutes  Vetorecht  gegenüber  den  von  den  beiden  Kammern  an- 
genommenen Gesetzentwürfen  und  in  Verbindung  mit  dem  Rechte 
die  Kammern  aufzulösen,  stellt  dieses  Veto  die  Krone  als  einen 
wesentlichen  Factor  der  gesetzgebenden  Gewalt  dar.  Zur  Auf- 
lösung der  Kammern,  oder  auch  nur  einer  derselben,  bedarf  es 
des  Erlasses  eines  von  dem  Ministerium  gegengezeichneten  Decretes 
und  wenn  auch  theoretisch  der  König  der  Mitwirkung  des  Mi- 
nisterums nicht  bedarf,  um  das  Veto  einem  Gesetze  entgegen- 
zusetzen, so  ist  thatsächlich  dieselbe  doch  erforderlich;  ausser- 
dem gilt  das  Vetorecht  überhaupt  nur  als  ein  theoretisches  Recht, 
die  Verfassungsgeschichte  weist  nur  vereinzelte  Fälle  für  seine 
Ausübung  in  monarchischen  Staaten  auf  und  in  Belgien  scheint 
bislang  überhaupt  noch  kein  Fall  vorgekommen  zu  sein,  in  welchem 
der  König  sich  veranlasst  gesehen  hätte,  dasselbe  thatsächlich 
anzuwenden.  Bei  einer  Uneinigkeit  und  Meinungsverschiedenheit 
zwischen  der  Krone  und  den  Kammern  bleibt  hiernach  der  ersteren 
in  Wirklichkeit  zur  Lösung  des  Conflictes  nur  die  Auflösung  dieser 
als  Mittel  übrig,   zu  der  man   sich  in  Belgien  wie  auch  ander- 
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wärts  nur  schwer  entschliesst.     Es  schien  der  Regierung  nun  «ge- 
boten, dass,  wenn  das  Wahlrecht  eine  Erweiterung  erfahren  solhe, 
der  Krone  ein  weiteres  Mittel  gegeben  werden  müsse,  die  Mein- 
ung des  Wahlkörpers  über  eine  bestimmte  Frage  zu  erfahren  und 
dieses  Mittel   erblickte  man  in  dem  Referendum.     In  dem  Ent- 
würfe, welchen  die  Regierung  vorlegte,  und  der  die  Artikel  der 
Verfassung  genau  bezeichnete,  bezüglich  deren  die  Revision  für 
erforderlich  erklärt  wurde,  schlug  die  Regierung  eine  Abänderung 
des  Art.  67   vor,    inhaltlich  welcher  dem  König   das  Recht  der 
unmittelbaren  Befragung  der  Wählerschaft  ertheilt  werden  sollte; 
in  welchen  Fällen  dies  Recht  sollte  ausgeübt  werden  können  und 
welche  Formen  bei  seiner  Ausübung  zu  beobachten  wären,  sollte 
der  Regelung  durch   ein  besonderes   Gesetz    überlassen   bleiben. 
In  ausführlicher  Weise    begründete    die  Regierung   diesen   Vor- 
schlag,  der  ja,  wie  ihr   selbst   nicht   verborgen  bleiben  konnte 
noch  blieb,  eine  Neuerung  in  das  monarchische  Staatsrecht  ein- 
führte,  die  mit  den  Traditionen  desselben  wohl   kaum  in  Ein- 
klang zu  bringen  war.     Nachdem  auf  die  Bedenken  hingewiesen 
wurde,  welche  der  Ausübung  des  Veto  entgegenstehen,  hob  man 
hervor,  dass  es  nützlich  erscheine,    der  Krone  ein  weniger  aus- 
gedehntes Recht  als  das  der  Auflösung  einzuräumen,  das  mit  den 
Grundsätzen  der  repräsentativen  Monarchie  im  engsten  Zusam- 
menhange stehe  und  die  Krone  in  den  Stand  setze,  in  gewissen 
Fällen  eine  ermässigende  Thätigkeit  auszuüben.     „Wesshalb",  so 
führen  die  Erwägungen  der  Regierung  aus,  „soll  dem  König  nicht 
das  Recht  zustehen,  die  Wählerschaft  in  einem  bestimmten  Falle 
um  ihre  Meinung  zu  befragen,   da  ihm  doch  das  viel  wichtigere 
Recht  eingeräumt  ist,   die  Kammer  aufzulösen?"     Der  Einwand, 
dass  man  durch  die  Anerkennung  dieses  Rechtes  den  Charakter 
der  parlamentarischen  Monarchie  verändere,  wird  nicht  als  be- 
gründet erachtet,  da  die  Wähler  nicht  berufen  werden,  um  über 
einen  Vorschlag  zu  discutiren,  sondern  lediglich,  um  mit  Ja  oder 
Nein  abzustinmien ;   der  Ausübung  des  Vetorechtes  werde  durch 
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das  Referendum  nur  gedient,  da  der  König  sich  leichter  hierzu 
entschliessen  werde,  wenn  er  die  Ansicht  der  Wählerschaft  über 
eine  bestimmte  Frage  gehört  habe.  In  den  Erwägungen  des  Re- 
gierungsvorschlages wird  des  schweizerischen  Referendums  nur 
einmal  Erwähnung  gethan  und  zwar  in  der  Weise,  dass  man 
feststellt,  dieses  beruhe  auf  einem  durchaus  anderen  Grundsatze, 
wie  das  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Königsreferendum  und 
gleichzeitig  darauf  hinweist,  wie  oft  die  Meinung  des  Wahlkörpers 
von  der  seiner  Vertreter  abweiche.  Aus  dieser  Begründung  ist 
nun  sofort  ersichtlich,  dass  die  Neuerung,  welche  die  Regierung 
in  Vorschlag  brachte,  streng  genommen,  als  Referendum  im  tech- 
nischen Sinne  nicht  bezeichnet  werden  kann.  Man  versteht  unter 
(lern  Referendum  die  Einrichtung,  Avelche  dem  Volke,  bezw.  der 
Wahlkörjierschaft  die  Entscheidung  über  die  Annahme  oder 
Verwerfung  eines  Gesetzes  oder  eines  Beschlusses  der  vollziehen- 
den Gewalt  einräumt;  die  belgische  Regierung  wollte  der  Wähler- 
schaft aber  nicht  die  endgültige  Entscheidung,  sondern  nur 
das  Recht  der  Meinungsäusserung  einräumen,  sie  wollte  ihr 
nicht  ein  votum  decisivum,  sondern  ein  votum  delibera- 
tivum  gewähren  und  dieserhalb  sprach  der  Entwurf  auch  nur 
von  einem  droit  de  consulter  le  corps  electoral  directement. 

Man  kann  daher,  streng  genommen,  nicht  einmal  sagen,  dass  die 
Rechte  der  Wählerschaft  eine  Erweiterung  durch  die  Annahme 
des  Entwurfes  erfahren  hätten,  denn  nicht  dieser  wird  das  Recht 
ertheilt,  ihre  Ansicht  über  eine  Frage  der  Gesetzgebung  auszu- 
sprechen, sondern  dem  König  wollte  man  die  Befugniss  gewähren, 
die  Meinungsäusserung  zu  veranlassen  und  die  Absicht,  welche 
bei  Aufstellung  dieses  Vorschlages  die  leitende  war,  war  nicht  so- 
wohl die  einer  Erweiterung  der  Volksrechte,  als  vielmehr  diejenige 
einer  Verstärkung  der  Prärogative  der  Krone.  Die  bedeutsamen 
unterschiede  zwischen  dieser  Art  von  Referendum  und  dem  in 
der  Schweiz  seit  bald  zwei  Jahrzehnten  eingeführten  liegen  auf 
der  Hand;  hier  hat  das  Volk  das  Recht,    eine  Volksabstimmung 
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herbeizuführen,  in  Belgien  sollte  nur  dem  König  dieses  Recht 
zustehen,  in  der  Schweiz  enthält  die  Volksabstimmung  die  letzte 
Entscheidung,  der  gegenüber  die  vollziehende  Gewalt  unbedinfzt 
gebunden  ist,  in  Belgien  sollte  die  Volksabstimmung  —  wenn 
man  diesen  Ausdruck  überhaupt  gebrauchen  darf,  da  der  Wahl- 
körper nur  einen  sehr  kleinen  Theil  der  Nation  bildet  —  nur 
die  Bedeutung  einer  für  die  Krone  unverbindlichen  Meinungs- 
äusserung haben,  welche  dieselbe  nicht  hinderte,  entgegen  der 
Meinung  der  Wählerschaft,  von  dem  Veto  im  gegebenen  Falle 
Gebrauch  zu  machen. 

Trotz  dieser  wichtigen  Unterschiede,  welche  in  der  Tagfs- 
presse  vielfach  nicht  zur  Genüge  beachtet  worden  sind,  ent 
hielt  der  Vorschlag ,  eine  wesentliche  Verstärkung  des  Ein- 
flusses der  Wählerschaft  und  nicht  mit  Unrecht  konnte  des- 
halb die  Begründung  des  Entwurfes  die  in  Vorschlag  gebrachte 
Neuerung  als  eine  demokratische  Massregel  bezeichnen ;  die  staats- 
rechtliche Bedeutung  derselben  wäre  wohl  keine  hervorragende 
gewesen,  namentlich  dann  nicht,  wenn  der  Kreis  der  zur  Wahl 
berufenen  Personen  nach  wie  vor  ein  engbegrenzter  blieb,  hin- 
gegen w^äre  die  moralische  Bedeutung  nicht  zu  unterschätzen  ge- 
wesen. Man  setze  den  Fall,  die  Kammern  hätten  sich  zu  Gunsten 
einer  Massregel  ausgesprochen  und  die  von  dem  König  befragte 
Wählerschaft  hätte  die  Ansicht  ihrer  Mandatare  gebilligt;  wäre 
es  alsdann  dem  König  thatsächlich  möglich  gewesen,  der  Durch- 
führung der  betreffenden  Massnahme  sein  Veto  entgegenzusetzen? 
Gewiss  wird  Niemand  geneigt  sein,  hierauf  eine  bejahende  Ant- 
wort zu  geben,  denn  kann  auch  in  einer  auf  starker  militärischer 
Grundlage  beruhenden  Monarchie  der  Monarch  den  Willen  der 
Volksvertretung  und  des  Volkes  selbst  eine  Zeit  lang  ignoriren. 
so  ist  dies  doch  in  einem  militärisch  schwachen  Staate  wie  Belgien 
unmöglich,  in  welchem  die  D}Tiastie  nicht  durch  jahrhundertealte 
Geschichte  mit  dem  Volke  eng  verknüpft  und  verwachsen  ist. 
Wenn  anderseits  die  Wahlkörperschaft  die  Ansicht  der  Kammern 
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nicht  getheilt  hätte,  so  konnte  das  königliche  Veto  mit  um  so 
grösserem  Gewichte  dieser  entgegengesetzt  werden,  so  war  der 
Monarch  berechtigt,  selbst  wenn  die  auf  Grund  neuer  Wahlen 
gewählten  Kammern  die  Meinung  der  aufgelösten  zu  der  ihrigen 
gemacht  hätten,  in  seinem  Widerstände  zu  verharren.  Der  Ein- 
wand, dass  durch  die  Anordnung  der  Befragung  der  Wählerschaft 
der  Monarch  selbst  in  die  Arena  der  Parteikämpfe  herabgestiegen 
wäre  und  die  Meinungsäusserung  der  Wahlberechtigten  unter 
Umständen  eine  direkte  Spitze  gegen  die  Krone  haben  würde, 
ist  nicht  als  richtig  anzuerkennen;  denn  die  Verantwortung  für 
die  Anordnung  trugen  unter  allen  Umständen  die  Minister,  welche 
dieselbe  gegengezeichnet  hatten,  der  Monarch  wäre  auch  in  An- 
sehung dieser  Massregel  nicht  minder  unverantwortlich  gewesen 
wie  bei  jeder  anderen.  Bei  der  grundsätzlichen  Berathung  der 
Revisionsfrage  in  der  Kammer  sprachen  sich  zu  Gunsten  des 
Princips  der  Einführung  des  Königsreferendums  44  Deputirte  aus, 
dagegen  erklärten  sich  33  und  der  Abstimmung  enthielten  sich 
14.  Es  wurde  dabei  ausdrücklich  erklärt,  dass  man  durch  die  An- 
nahme des  Vorschlages  der  Regierung  der  Entscheidung  der  künf- 
tigen Kammer,  deren  Hauptaufgabe  ja  die  Verfassungsrevision 
bilde,  nicht  vorgreifen  wolle.  Bei  der  Berathung  in  den  Sectionen 
entstanden  Zweifel  darüber,  ob  die  Einführung  dieses  Rechtes 
dem  König  die  Befugniss  verleihe,  auch  vor  der  Befassung  der 
Kammern  mit  einem  bestimmten  Gesetzentwurfe  die  Wählerschaft 
um  ihre  Ansicht  darüber  zu  befragen;  die  Mehrheit  verneinte 
diese  Frage  mit  grosser  Bestimmtheit,  während  die  Minderheit 
gegentheiliger  Meinung  war  und  gerade  in  dieser  Befugniss  des 
Monarchen  einen  Grund  erblickte,  die  ganze  Institution  zu  ver- 
werfen, weil  das  Recht  der  vorherigen  Befragung  der  Wähler- 
schaft thatsächlich  nichts  Anderes  bedeute,  als  die  Einführung  des 
imperativen  Mandates.  In  dem  Berichte  der  Kammerausschüsse 
wird  der  Gegensatz  zwischen  der  repräsentativen  Monarchie 
und  der  directen  Volksgesetzgebung   scharf  hervorgehoben,   Re- 
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ferendum  und  Initiative  werden  als  die  wesentlichen  Bestandtheile 
dieser  bezeichnet  und  der  Verfasser  des  Berichtes  erinnert  zur  Be- 
stätigung seiner  Ansicht  an  den  Ausspruch  Rousseaus  im  Contrat 
social:  „La  souverainete  ne  peut  etre  representee  par  la  meme 
raison  qu'elle  ne  peut  etre  alienee,  les  deputes  du  peuple  ne  peu- 
vent  etre  que  ses  commissaires;  toute  loi  que  le  peuple  n'a  pas  rati- 
fiee  est  nulle/'  Die  Einführung  des  Referendum  im  eigentlichen 
Sinne  wurde  in  dem  Berichte  für  unverträglich  mit  dem  Wesen 
und  der  Thätigkeit  des  repräsentativen  Systems  erklärt.  Nach  den 
Mittheilungen  des  Berichtes  wurde  seitens  der  Regierung  die  Er- 
klärung abgegeben,  dass  man  nicht  die  Befugniss  begehre,  die 
Wählerschaft  über  ein  Gesetz  zu  befragen,  bevor  die  Kammern 
damit  befasst  seien,  consultation  sur  une  loi  ä  faire.  Der  Senat 
stellte  sich  auf  denselben  Standpunkt  wie  die  Deputirtenkammen 
er  behielt  der  neu  zu  wählenden  Kammer  die  volle  Freiheit  vor, 
sich  zu  Gunsten  des  Princips  des  Königsreferendums  oder  gegen 
dasselbe  zu  entscheiden.  Die  Berathungen  der  beiden  Kammern 
hatten  somit  nur  das  Ergebniss,  dass  man  sich  grundsätzlich  für 
die  Revision  des  von  der  Gesetzgebung  handelnden  Artikels  der 
Verfassung  aussprach,  hingegen  die  Frage  völlig  unentschieden 
Hess,  ob  es  angemessen  sei,  das  Königsreferendum  in  der  von 
der  Regierung  vorgeschlagenen  Form  in  die  Verfassungsurkunde 
aufzunehmen. 

Die  Stellung  der  Parteien  zu  der  Frage  war  getheilt;  unter 
den  vornehmsten  Gegnern  befand  sich  nicht  nur  der  Führer 
der  Rechten,  Woeste,  sondern  auch  Graux,  ein  früherer  libe- 
raler Minister,  während  zu  den  wärmsten  Befürwortern  Jakson, 
der  Führer  der  Liberalen,  zählte,  aber  auch  unter  den  Mit- 
gliedern der  Rechten  waren  entschiedene  Anhänger  des  Referen- 
dum, so  vor  Allem  der  Baron  Nothomb.  In  den  Erörterungen, 
welche  die  politische  Presse  der  Verfassungsreform  widmete,  wurde 
auf  die  Einführung  des  Königsreferendums  bei  Weitem  nicht  derWerth 
gelegt,  wie  auf  die  Reform  des  Wahlrechtes ;  ebenso  beschäftigten 
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sich  die  Versammlungen  der  politischen  Parteien  in  weit  höherem 
Maasse  mit  dieser  als  mit  jener;  die  Reform  des  Wahlrechtes 
war  das  Schlagwort,  das  auch  die  breitesten  Massen  der  Be- 
Tölkerung  in  Erregung  versetzte  und  selbst  die  Kreise  in  Be- 
wegung brachte,  welche  den  politischen  Fragen  sonst  ziemlich 
indolent  gegenüberstehen,  während  die  Einführung  des  Eönigs- 
referendums  nur  in  verhältnissmässig  engen  Schichten  lebhaft 
erörtert  wurde,  der  Grund  hierfür  liegt  auf  der  Hand;  für  die 
praktische  Bedeutung  des  Referendums  ist  die  Frage,  welche 
Personen  den  Kreis  der  stimmberechtigten  Wähler  bilden,  von 
höchstem  Werthe;  würde  in  Belgien  das  allgemeine  Wahlrecht 
eingeführt,  so  hätte  natürlich  die  unmittelbare  Befragung  der 
Wählerschaft  eine  ganz  andere  Wichtigkeit  und  Tragweite,  als 
wenn  die  Wahlberechtigten  nur  einen  kleinen  Bestandtheil  der 
Nation  bildeten.  Während  nun  der  Ausfall  der  Wahlen  für  die 
mit  der  Revision  der  Verfassung  zu  betrauende  Kammer  das 
Schicksal  des  Referendums  zweifelhaft  erscheinen  liess  und  es 
auch  nachher  noch  fraglich  blieb,  ob  die  Regierung  trotz  des 
Widerstandes  des  grössten  Theiles  der  Rechten  auf  der  Ein- 
führung desselben  beharre,  ist  unmittelbar  nach  dem  Beginn  des 
neuen  Jahres  die  Ungewissheit  beseitigt  worden,  die  Regierung 
schlug  der  neugewählten  Kammer  die  Einführung  des  Königs- 
referendums nicht  vor,  sie  hatte  ihre  dahin  gerichtete  Absicht  auf- 
gegeben und  man  wird  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  den  Grund 
hiefür  in  dem  Ergebniss  der  Wahlen  für  die  Deputirtenkammer 
und  in  deren  Zusammensetzung  erblickt. 

Damit  wäre  der  erste  Versuch,  in  einem  monarchischen 
Staate  eine  Art  Referendum  einzuführen,  vorläufig  gescheitert; 
bedeutungslos  ist  derselbe  indessen  trotz  dieses  Ausganges  nicht, 
die  Ansicht,  dass  eine  directe  Befragung  der  Wählerschaft 
über  eine  concrete  Frage  der  Gesetzgebung  mit  dem  Wesen 
der  constitutionellen  Monarchie  durchaus  unverträglich  sei,  hat 
durch    diesen  Versuch   einen  ziemlichen   Stoss   erhalten;    aller- 
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dings  wird  man  daran  festhalten,  dass  die  Einführung  eines 
wirklichen  Referendums ,  also  einer  Einrichtung ,  welche  die 
letzte  Entscheidung  über  die  Rechtsfortbildung  unter  gewissen 
Bedingungen  den  Wählern  selbst  überweist,  mit  dem  monarch- 
ischen Staatsrecht  nicht  zu  vereinigen  ist,  auch  nicht  mit 
dem  Constitutionen  -  monarchischen ;  wesshalb  aber  in  einer 
Monarchie  der  Monarch  nicht  befugt  sein  sollte,  das  Volk  selbst 
um  seine  Ansicht  über  eine  bestimmte  Frage  zu  befragen,  ist 
nicht  einzusehen.  Es  muss  dahingestellt  bleiben,  ob  nicht  der 
in  Belgien  mit  der  Einführung  des  Königsreferendums  erfolglos 
gemachte  Versuch  in  anderen  Staaten  im  Laufe  der  Zeit  mit 
besserem  Erfolge  aufgenommen  und  nachgeahmt  werden  wird. 
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Wechselbeziehungen  des  Jagdrechts  zum  Wild- 
schadenrecht und  der  gegenwärtige  Stand  der 
Wildschadengesetzgebung  in  Deutschland. 

Von 

Amtsgericlitsrath  W.  Schwarze  in  Ruthen  (Westphalen). 


Das  Jagdrecht  wird  im  Allgemeinen  als  Privatrecht  behandelt, 
obwohl  es  in  der  Hauptsache  zum  öffentlichen  Recht  gehört;  denn 
das  Jagdrecht  im  objectiven  Sinne,  die  Rechtsnormen,  welche  die 
jagdlichen  Rechtsverhältnisse  im  Einzelnen  bilden,  sind  stets  mehr 
oder  minder  polizeilicher  Natur,  —  bezeichnen  sich  ja  doch  die 
das  Jagdrecht  im  objectiven  Sinne  regelnden  gesetzlichen  Normen 
wohl  direct  als  Jagdpolizeigesetze;  so  das  preussische  vom  7.  März 
1850,  das  anhaltische  vom  28.  April  1870  bezw.  26.  Mai  1882 
und  a.  m.  — ,  so  dass  dieser  Theil  des  Jagdrechts  auch  dann 
einen  öffentlich  rechtlichen  Charakter  hat,  wenn  das  Jagdrecht 
im  subjectiven  Sinne,  die  Jagdberechtigung,  rein  privatrechtlicher 
Natur  ist.  Letzteres  ist  aber  auch  nur  dann  der  Fall,  wenn  die 
Jagdberechtigung  ein  Ausfluss  des  Eigenthums  an  Grund  und 
Boden  ist  oder  als  dingliches  Recht  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  sich  herausgebildet  hat.  Ueberall  dort  aber,  wo  die  Jagd- 
berechtigung eine  freie,  oder  eine  an  Gemeinde-  oder  Staatsan- 
gehörigkeit geknüpfte  ist,  oder  wo  die  Gemeinden  bezw.  der  Staat 
die  Träger  der  Jagdberechtigung  sind,  und  diese  seitens  der 
Privaten  durch  Zahlung  einer  Jagderlaubnissgebühr,   oder  Lösen 
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einer  sogenannten  Jagdkarte  erlangt  wird,  hat  auch  das  Jagd- 
recht im  subjectiven  Sinne  einen  rein  öffentlichen  Charakter,  so 
dass,  wenn  alle  Verhältnisse  in  Betracht  gezogen  werden,  das 
Jagdrecht  eher  als  ein  Institut  des  öffentlichen  Rechts  zu  be- 
trachten ist,  als,  wie  es  in  der  Regel  geschieht,  des  Privatrechts. 

In  Deutschland  nun  hat  das  Jagdrecht  im  subjectiven  Sinne, 
die  Jagdberechtigung,  im  Laufe  der  Zeiten  mehrere  vollständige 
Umwandlungen  erlitten.     Während  in  der   ijrähistorischen  Zeit 
zweifelsohne  das  Jagdrecht  einem  jeden  freien  Manne,  sei  es  auf 
dem  Gebiete  eines  ganzen  Stammes  oder  einem  beschränkteren 
Gebiete    eines  Untergemeinwesens,    zustand,   wie   dieses  ja   bei 
allen  eines  geordneten  Staatswesens  entbehrenden  Völkerschaften 
der  Fall  ist,    hat    sich    in    der  Entwickelung   und   festeren  Be- 
grenzung eines  geordneten  Staatswesens  trotz  des  Einflusses  des 
römischen   und  Kirchenrechts   ein  Jagdregal   und  eine  Jagdbe- 
rechtigung auf  fremdem  Gnind  und  Boden  herausgebildet.    Das 
römische  Recht  so  wenig,  wie  das  Kirchenrecht,  kannten  ein  sub- 
jectiv  beschränktes  Occupationsrecht  des  Wildes.    Das  Wild  war 
vollständig  res  nullius  und  unterlag  dem  freien  Thierfange.     Das 
alte  deutsche  Recht  kannte  diese  Rechtsanschauung  nicht,  knüpfte 
vielmehr  die  Ausübung  des  Jagdrechts  an  eine  bestimmte  Be- 
scliränkung,  nämlich  den  Besitz  des  Grund  und  Bodens,  so  dass^ 
nur  der  Eigenthümer  des  Grund  und  Bodens  das  Jagdrecht   be- 
sass,   oder  doch  wenigstens  Dritten  die  Jagd  auf  seinem  Grund 
und   Boden   wehren   konnte.     Diese,    der   deutschen  Jagd-   und 
Freiheitsliebe  nicht  ganz  entsprechende  rechtliche  Entwickelung 
hängt  jedenfalls  mit  der  Entwickelung  des  Besitzrechts,  der  Ge 
were,  zusammen. 

Diese  erste  rechtliche  Gestaltung  wurde  dann  mit  der  Ent- 
wickelung der  Landeshoheit,  des  Adels,  des  Lehnswesens  und  der 
Schutzhörigkeit  im  Mittelalter  vollständig  umgebildet.  Die  Landes- 
herren rissen  so  viele  Jagdgerechtsame  an  sich,  als  ihnen  ge- 
nügend schien  und  als  ihnen  möglich  war,  indem  sie  von  Karl 
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dem  Grossen  an  allmählich  immer  grössere  Waldungen,  anfäng- 
lich wohl  nur  Krön-  und  Staatswaldungen,  später  auch  zum 
grösseren  Schutze  dieser  die  denselben  benachbarten,  und  endlich 
auch  mit  der  grösseren  Ausdehnung  und  Festsetzung  des  Grund- 
satzes der  Forst-  und  Jagdhoheit  der  Landesherren,  jeden  be- 
liebigen Wald  mit  dem  grösseren  Schutze  des  Königsbannes  (60 
Solidi)  belegten  (sie  inforestirten,  einbannten). 

Die  kleineren  Landesherren  rissen,  soweit  sie  nicht  die  Rechte 
der  Landstände  also  namentlich  des  Adels,  der  Kirchen  und 
Klöster  und  der  grösseren  Gemeinwesen  respectiren  und  schonen 
mussten,  alle  Jagd  an  sich;  in  den  grösseren  Territorien  wollte 
man  das  nicht,  da  ja  zur  Jagd  auch  Aufsichtspersonal  gehörte, 
die  Kosten  der  Jagdyerwaltung  somit  zu  grossartig  wurden,  und 
da  die  Landesherren  ja  auch  nicht  alles  bejagen  konnten,  und 
unterschied  man  hier  dann  allmählich  höhere  und  niedere  Jagd 
oder  auch  höhere,  mittlere  und  niedere  Jagd.  Die  höhere  Jagd 
behielt  sich  mehr  oder  weniger  der  Landesherr  vor.  Der  Adel  zog 
ebenfalls  an  Jagdberechtigungen  an  sich,  was  ihm  möglich  war 
und  ihm  die  Landesherren  übrig  Hessen.  ' 

Die  Landesherren  und  der  hohe  Adel  belehnten  wieder  ihre 
Ritter  und  Dienstmannen  mit  der  Jagd ;  die  Schutzhörigen  mussten 
ihren  Schutzherren  die  Jagd  auf  ihrem  Eigenthum  überlassen,  die 
Obermärker  setzten  sich  in  den  Besitz  des  Jagdrechts  der  Marken, 
und  so  war  der  rechtliche  Zustand  am  Schlüsse  des  Mittelalters  der, 
dass  die  Jagdberechtigung  nur  so  weit  an  das  Eigenthum  an 
Grund  und  Boden  geknüpft  blieb,  als  nicht  das  Jagdrecht  der 
Fürsten  oder  die  Jagdgerechtsame  des  Adels,  der  Kirchen,  der 
Städte  etc.  auf  ihrem  eigenen  und  auch  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  entgegenstand,  und  als  sich  der  Eigenthümer  im  Laufe 
der  Jahre  seine  Jagdberechtigung  zu  wahren  gewusst  hatte.  War 
ja  doch  auch  das  Institut  der  Koppeljagden  eingeführt  und  Fälle 
nicht  selten,  wo  drei  und  noch  mehr  dinglich  Jagdberechtigte 
neben  dem  Eigenthümer  das  Jagdrecht  besassen. 
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Dieser  thatsächliche  durch  Usurpation,  Trennung  des  Eigen- 
thums  in  echtes  und  und  unechte^,  Ober-  und  Untereigenthum 
geschaffene  Zustand,  wurde  durch  die  Eechtslehrer  des  15.  bis  17. 
Jahrhunderts  bei  Reception  des  römischen  Rechts  in  einen  recht- 
lichen dahin  umgebildet,  dass  dem  Landesherm  die  Jagd,  meistens 
jede  Jagd,  mindestens  aber  die  hohe,  als  Regal  zustand  und  Dritte 
nur  soweit  jagdberechtigt  waren,  als  sie  ihr  Jagdrecht  vom  Landes- 
herrn ableiten  oder  gegen  denselben  nachweisen  konnten. 

Dieser  rechtliche  Zustand  ist  dann  durch  die  in  den  einzelnen 
Staaten  Deutschlands  in  Folge  der  Revolution  des  Jahres  1848 
entstandene  neue  Jagdgesetzgebung  wieder  in  die  Grundsätze  des 
alten  deutschen  Rechts  zurückgeleitet,  indem  das  Jagdregal  so- 
wohl, wie  das  dingliche  Jagdrecht  an  fremdem  Grund  und  Boden 
ohne  Entschädigung  aufgehoben  und  die  Jagdberechtigung  wieder 
als  Ausfluss  des  Eigenthums  an  Grund  und  Boden  festgesetzt 
wurde. 

In  fast  allen  deutschen  Staaten  mit  Ausnahme  von  Hohen- 
zoUem-Sigmaringen  und  Oldenburg,  sowie  einiger  Gebietstheile 
von  Bremen,  ist  jedoch  die  Ausübung  des  Jagdrechts  an  be- 
stimmte Verhältnisse ,  bestimmte  zusammenhängende  Grössen 
des  Grundbesitzes,  Einfriedigung  desselben,  Hofrämne,  Gärten, 
Teiche,  Seen,  Inseln  u.  s.  w.,  Zahl  der  Besitzer,  geknüpft. 

Bei  der  Ausbildung  des  Jagdregals  und  der  Jagdberechtigung 
im  Mittelalter  war  nun  den  Eigenthümem  an  Grund  und  Boden 
nicht  nur  das  Jagdrecht  entzogen,  sondern  auch  denselben  wieder 
je  nach  Abhängigkeit  von  den  Landesherren  und  dem  benach- 
barten Adel,  grössere  oder  geringere  Jagdfrohnden  auferlegt. 
Sie  mussten  Treiber  stellen,  Hunde  halten,  Jagdfuhren  leisten, 
den  Jagdherm  und  dessen  Gefolge  beherbergen  und  verpflegen, 
Jagdnetze  venvahren  und  in  Stand  halten,  sich  gefallen  lassen, 
dass  durch  aufstehendes  Korn  Parforce-  und  Hetzjagden  abge- 
halten wurden,  ja  sie  durften  zuweilen  sogar  nicht  einmal  das 
schädliche  Wild  von  ihren  Feldern  abwehren. 
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Namentlich  die  letzten  beiden  Punkte  schafften  böses  Blut 
unter  den  Grundbesitzern  und  veranlassten  dieselben  zu  ener- 
gischen Gegenvorstellungen  und  kleineren  Revolutionen,  und  ist 
auch  die  grössere  Erhebung  des  Bauernstandes  im  südlichen  Deutsch- 
land unter  dem  Namen  „Bundschuh",  dessen  Niederwerfung  so 
erhebliche  Opfer  gekostet  hat,  zum  grossen  Theil  der  unter  den 
Bauern  über  obige  Verhältnisse  herrschenden  Erregung  zuzu- 
schreiben; auch  ist  die  Aufhebung  des  Jagdregals  und  der  Jagd- 
gerechtsame ohne  Entschädigung  in  diesem  Jahrhundert  eine 
Folge  der  andauernden  Verstimmung  der  ländlichen  Besitzer,  da 
das  freie  Jagdrecht  überall  eine  der  erste  Forderungen  der 
revolutionären  Parteien  war. 

Mit  der  Concentrirung  des  Jagdregals  und  der  Jagdgerecht- 
same in  die  Hände  einiger  Wenigen  war  zugleich  auch  eine 
Hegung  und  Schonung  des  Wildes  gegeben,  welches  sich  in  der 
Zahl  zusehends  vermehrend,  nicht  mehr  genügende  Nahrung  im 
Walde  fand  und  immer  ärger  über  die  Felder  der  angrenzenden 
Grundbesitzer  herfiel.  Dieser  Zustand  wurde  überall  dort  immer 
lästiger  und  drückender,  wo  die  Grundbesitzer  mehr  oder  weniger 
nicht  berechtigt  waren,  ihre  Grundstücke  gegen  das  übertretende 
Wild  zu  schützen.  Die  Klagen  hierüber  nahmen  beständig  zu, 
und  führten  dann  allmählich,  namentlich  zu  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  und  zu  Anfang  des  jetzigen  dahin,  dass  in  allen 
Ländern  Deutschlands  mehr  oder  weniger  ein  Anspruch  auf  Wild- 
schadenersatz und  wenigstens  der  Anspruch  auf  wildschadenver- 
hütende Verpflichtung  der  Berechtigten  oder  Berechtigung  der 
Grundbesitzer  zur  Abwehr  anerkannt  wurde.  Bahnbrechend 
wirkten  in  dieser  Beziehung  namentlich  die  Bestimmungen  des 
Preussischen  Allgemeinen  Landrechts,  in  den  §§  141  bis  147 
Theil  I  Titel  9,  wonach  der  Jagdberechtigte  für  allen  in  der 
Nachbarschaft  angerichteten  Schaden  haftete,  wenn  er  bei  über- 
mässiger Hegung  von  hohem  Wilde  nicht  Veranstaltungen  traf 
und  unterhielt,  dass  die  angrenzenden  bebauten  Ländereien  gegen 
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Beschädigung  durch  sein  gehegtes  Wild  geschützt  waren,  sowie 
die  praktische  Anwendung  des  Rechtsgrundsatzes  in  der  fran- 
zösischen Rechtsprechung  auf  die  Jagdberechtigung,  dass,  wenn 
Jemand  auf  seinem  Grundstücke  Veranstaltungen  trifft,  wodurch 
für  die  nachbarlichen  Grundstücke  ein  erheblicher  Schaden  ent- 
steht, die  geschädigten  Nachbarn  verlangen  können,  dass  der- 
selbe entweder  selbst  den  Grund  der  Belästigung  beseitigt,  oder 
ihnen  gestattet,  auf  sein  Grundstück  überzutreten  und  dort  auf 
ihre  Kosten  die  Ursache  der  Plage  abzustellen,  sowie  dass,  wenn 
er  weder  der  einen  noch  der  anderen  Aufforderung  nachkommt, 
er  für  die  Schäden  ersatzpflichtig  wird. 

Damit  sind  die  ersten  Anfänge  eines  Wildschadenrechts  ge- 
schaffen, welche  schon  bei  Bildung  der  Bannforste,  sowie  bei 
jeder  gesetzgeberischen  Beschränkung  des  Jagdrechts,  sowohl  in 
objectiver  wie  subjectiver  Beziehung  hätten  geschaffen  werden 
müssen. 

Zweifellos  ist  weder  ein  Anspruch  auf  Wildschadenersatz  ge- 
boten, noch  ein  Anspruch  auf  den  Erlass  wildschadenyerhütender 
gesetzlicher  Massnahmen,  so  lange  das  Jagdrecht  völlig  frei  ist. 
also  jedem  Mitgliede  eines  kleineren  oder  grösseren  jagdberech- 
tigten Communalverbandes  zusteht,  oder  so  lange  die  Jagdberech- 
tigung ein  reiner  unbeschränkter  Ausfluss  des  Eigenthums  an 
Grund  und  Boden  ist;  denn  hier  ist  es  das  eigene  Wild  des 
Schadenempfängers,  welches  ihm  den  Schaden  verursacht,  mag 
auch  der  benachbarte  Grossgrundbesitzer  hegen,  so  viel  er  will, 
da  mit  dem  Uebertritt  des  Wildes  über  die  Grenze  des  Hegers 
das  Occupationsrecht  desselben  aufhört  und  das  unbeschränkte 
des  beschädigten  Grundbesitzers  anfängt. 

Anders  dagegen  ist  es,  wenn  der  Gesetzgeber  das  Jagdrecht 
in  objectiver  oder  subjectiver  Beziehung  beschränkt  \md  wenn 
die  Jagdberechtigung  nicht  völlig  frei,  oder  mit  dem  Eigenthum 
von  Grund  und  Boden  verknüpft  ist,  also  Jagdregal,  oder  Jagd- 
recht auf  fremdem  Grund  und  Boden  besteht   Jede  Schutz-  und 
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Schon-Massregel  für  das  Wild  erfordert  auch  gesetzgeberische 
Massnahmen  zum  Schutze  gegen  Beschädigungen  durch  das  Wild; 
jede  weitere  Beschränkung  in  der  Person  des  Jagdberechtigten 
t?rfordert  sowohl  Massregeln  zur  Verhütung  gegen  Beschädigung, 
als  auch  Berechtigung  der  im  Jagdrecht  beschränkten  Grund- 
besitzer zum  Ersatz  des  ihnen  durch  Wild  zugefügten  Schadens, 
und  es  ist  ein  grosser  Fehler  der  mittelalterlichen  Gesetzgebung 
gewesen,  dass  sie  die  Schonung  des  Wildes  und  Beschränkung 
des  Jagdrechts  so  energisch  betrieb,  den  schutzberechtigten  Grund- 
besitzern aber  nicht  nur  keinen  Schutz  gegen  Beschädigungen 
gewährte,  sondern  ihnen  sogar  die  nothwendige  Selbsthilfe  unter- 
sagte. Es  sei  hier  nur  an  die  grosse  Strafe  für  Verletzung  des 
Königsbannes  von  60  Solidi,  die  zum  Theil  sehr  grausamen 
Strafen  gegen  Wilderei,  sowie  daran  erinnert,  dass  an  vielen 
Orten  es  den  Grundbesitzern  verwehrt  war.  Zäune  zum  Schutze 
gegen  das  Wild  anzulegen. 

Die  objective  Beschränkung  des  Jagdrechts  findet  nun  ihren 
Hauptausdruck  in  der  zeitlichen  Beschränkung  des  Jagdrechts 
durch  die  Wildschongesetze  (Hegeordnungen).  Die  Beschränkung 
des  Jagdrechts  in  Beziehung  auf  den  Ort,  Kirchhöfe,  öffentliche 
Wege,  Eisenbahnen,  isolirte  Höfe,  feuergefährliche  Nähe  der  Wohn- 
häuser, Festungswerke,  u.  dgl.,  sowie  die  Beschränkung  der  Jagdart, 
Verbot  der  Parforcejagd,  der  Jagdausübung  durch  Schlingenstellen, 
mit  Windhunden  etc.,  die  in  den  einzelnen  Jagdordnungen  vor- 
kommen, sind  in  Beziehung  auf  das  Wildschadengesetz  belanglos. 
Jede  zeitliche  Beschränkung  erfordert,  Freiheit  der  Jagd,  oder 
die  Verbindung  der  Jagdberechtigung  mit  dem  Eigenthum  an 
Grund  und  Boden  ohne  jegliche  Beschränkung  vorausgesetzt, 
Massregeln  zum  Schutze  gegen  das  Wild  während  der  Schonzeit. 
Diese  haben  nun  regelmässig  in  der  Aufhebung  der  Schon-  und 
Hegezeit  zu  bestehen,  da  dann  jeder  Grundbesitzer  als  Jagdbe- 
rechtigter wieder  in  den  Stand  gesetzt  ist,  sich  selbst  zu  schützen. 

Tritt  nun  zu  der   objectiven  Jagdbeschränkung   auch   noch 
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eine  subjective  hinzu,  so  dass  nicht  jeder  Grundbesitzer  js^dbe- 
rechtigt  ist,  so  müssen  nicht  nur  Schutzmassregeln  gegen  das 
Wild,  sondern  auch  Bestimmungen  über  den  Ersatz  des  durch 
das  Wild  den  Grundstücken  zugefügten  Schadens  getroffen  werden, 
weil  durch  die  subjective  Beschränkung  der  Jagdberechtigung 
dem  Grundbesitzer  die  Möglichkeit  des  Selbstschutzes  entzogen  ist. 

Nun  haben  fast  sämmtliche  Gesetzgebungen  Deutschlands, 
trotzdem  in  Folge  der  revolutionären  Bewegung  des  Jahres  1848 
unbestritten  der  Grundsatz  zur  Geltung  gekommen  ist,  dass  jeder 
Eigenthümer  auch  innerhalb  seines  Ginind  und  Bodens  jagdbe- 
rechtigt ist,  wie  bereits  oben  erwähnt,  eine  subjective  Beschränk- 
ung des  Jagdrechts  eingeführt,  indem  sie  die  eigene  Ausübung 
des  Jagdrechts  an  eine  bestimmte,  in  den  einzelnen  Gesetzgeb- 
ungen wechselnde  Grösse,  von  13  bis  250  Hectare,  oder  an  eine 
bestimmte  Art  der  Grundstücke,  Hofraum,  eingefriedigte  Gärten 
und  Grundstücke ,  Seeen ,  Teiche ,  Inseln  u.  s.  w.  knüpften, 
oder  die  Zahl  der  hiemach  Jagdberechtigten  beschränkten,  auch 
bezüglich  der  Wald-Enclaven  zu  Gunsten  des  umschliessenden 
Waldes  die  Anbietung  der  Verpachtung  auf  den  Enclaven  an  den 
Besitzer  des  Waldes  oder  Ruhenlassen  der  Jagd  vorschrieben. 

Dementsprechend  hätten  auch  sämmtliche  Jagdgesetze  ausser 
Schutzmassregeln  gegen  Beschädigungen  durch  das  Wild,  wozu 
bei  subjectiver  Beschränkung  des  Jagdrechts  auch  noch  die  Wie- 
derherstellung des  principiellen  Jagdrechts  des  beschädigten  Grund- 
besitzers tritt,  falls  die  Beschädigungen  sehr  erheblich  sind,  oder 
länger  andauern,  auch  den  Ersatz  des  durch  das  Wild  verübten 
Schadens  bestimmen  müssen. 

Nun  haben  aber  nur  einige  Jagdgesetze  einen  mehr  oder 
minder  bedingten  Wildschadenersatz  eingeführt,  so  Bayern,  Han- 
nover, Kurhessen,  Württemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen,  Anhalt. 
Braunschweig,  Sachsen-Meiningen,  Schwarzburg-Sondershausen  und 
Schaumburg-Lippe. 
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Die  Mehrzahl  der  Jagdgesetze  hat  entweder  gar  keine  Be- 
stimmungen getroflfen,  wie  z.  B.  die  der  Rheinpfalz,  beider  Mecklen- 
burg, Oldenburg,  beider  Beuss,  Lippe-Detmold,  Bremen  und  El- 
sass-Lothringen,  oder  aber  gar  den  Wildschadenersatz  gesetzlich 
versagt,   wie   früher  Preussen,   cfr.  §  25  des  Jagdpolizeigesetzes 
Tom  7.  März  1850,  dann  Sachsen-Gotha,  Sachsen-Weimar,  Sachsen- 
Altenburg,  Sachsen-Coburg,  Waldeck,  Lübeck  und  Hamburg,  wo- 
bei jedoch  Waldeck,  Lübeck  und  auch  Baden,  wo  nur  der  durch 
aus  Gehegen   ausgebrochenes  Wild   verursachte  Schaden    ersetzt 
wird,  anderweitige  contractliche  Regelung  ausdrücklich  zugelassen 
haben.      Preussen   hat   nun   durch  fortwährende  Klagen  beschä- 
digter  Grundbesitzer  genöthigt,  im  Jahre  1891  Wildschadenersatz 
und  verschärfte  Wildschaden  verhütende  Bestimmungen  in  dem 
Gesetze  vom  11.  Juli  1891  festgestellt  und   wird  die  Erledigung 
dieser    gesetzgeberischen    Verpflichtung    auch    für    die    anderen 
Staaten,  welche  noch  keinen  Wildschadenersatz  eingeführt  haben, 
bei  der  stets  sich  steigernden  Hege  des  Wildes  brennend  werden, 
so  dass  ein  üeberblick  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Wild- 
schadengesetzgebung in  Deutschland  zeitgemäss  sein  dürfte.    Ehe 
wir  dazu  übergehen,  wollen  wir  zunächst   den  Begriff  des  Wild- 
schadens im  Allgemeinen  feststellen,  sowie  in  eine  Erörterung  der 
sehr  schwierigen  Frage  eingehen,  wer  den  Wildschadenersatz  zu 
leisten  hat. 

Wildschaden  ist  derjenige  Schaden,  welchen  jagdbares  Wild 
an  den  Grundstücken  und  den  Erzeugnissen  derselben  incl.  der 
Einsaat  und  den  Anpflanzungen  auf  denselben  anrichtet.  Was 
jagdbares  Wild  ist,  ist  nach  den  einzelnen  Jagdgesetzgebungen 
sehr  verschieden.  In  Preussen  wird  es  durch  die  Provinzialgesetze 
bestimmt.  Fast  überall  gehören  Elchwild  (letzteres  kommt  jedoch 
nur  noch  in  Preussen  vor),  Rothwild,  Damwild,  Schwarz^^ild, 
Rehe  und  Fasanen,  sowie  Hasen,  Wald-  und  Feldhühner  zu  den 
jagdbaren  Thieren.  In  den  einzelnen  Jagdgesetzen  ist  der  Wild- 
schaden in  verschiedener  Weise,    sowohl   subjectiv   wie    objectiv 
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beschränkt;  subjectiv  indem  nur  der  durch  grösseres  Wild  ent- 
stehende Schaden  als  Wildschaden  betrachtet  wird,  so  in  Preussen 
nach  §  1  des  Gesetzes  v.  11.  Juli  1891  der  durch  Elch-,  Roth-, 
Dam-,  Reh- Wild  und  Fasanen  angerichtete  Schaden  u.  s.  w.,  ob- 
jectiv,  indem  nur  der  Schaden  an  den  Erzeugnissen  nicht  auch 
der  an  dem  Grundstücke  selbst,  oder  nur  der  Schaden  auf  Feld- 
grundstücken und  Erzeugnissen  derselben  erstattungspflichtig  ist. 
Das  Nähere  wird  unten  im  Einzelnen  ausgeführt  werden.  Nicht  da- 
gegen gehören  zum  Wildschaden,  die  bei  Ausübung  der  Jagd 
durch  Jäger,  .Treiber,  Hunde,  Pferde  u.  s.  w.  angerichteten  Be- 
schädigungen, auch  nicht  der  von  nichtjagdbaren  Thieren  ange- 
richtete Schaden. 

Die  Feststellung  des  generellen  Begriffes  vom  Wildschaden 
ist  hiernach  sehr  einfach.  Schwieriger  aber  ist  die  Frage;  Wer 
hat  den  Wildschadenersatz  zu  leisten?  Hier  gehen  die  einzelnen 
Gesetzgebungen  auseinander.  Die  meisten  Gesetze  bezeichnen 
den  Jagdberechtigten  als  Ersatzpflichtigen,  andere  den  Jagdbe- 
sitzer (Jagdpächter  etc.).  Andere  Gesetze  geben  bei  Wechselwild 
Regress  gegen  die  benachbarten  Besitzer.  Eine  gleichmässige  ge- 
setzliche Regelung  dieser  Frage  ist  nun  unseres  Erachtens  gar 
nicht  möglich.  Dieselbe  muss  nach  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen geregelt  werden,  also  nicht  rechtlich  und  generell,  sondern 
praktisch,  und  für  jede  Gegend  und  Wildart  besonders,  wenn 
man  zu  einem  dem  Rechte  entsprechenden  Standpunkte  kommen 
will.  Man  muss  davon  ausgehen,  dass  das  höhere,  vorzugsweise 
schädliche  Wild  im  Walde  seinen  regelmässigen  Aufenthalt  hat 
und  im  Felde  den  meisten  Wildschaden  anrichtet,  sowie,  dass  in 
der  Regel  Feld  und  Wald  sowohl  verschiedene  Eigenthümer  als 
auch  verschiedene  Jagdberechtigte  haben.  Der  Gesetzgeber  muss 
also  das  richtige  Verhältniss  der  Ersatzpflicht  zwischen  den  ein- 
zelnen in  Betracht  kommenden  Interessenten  zu  finden  suchen. 
oder  aber  er  muss,  falls  er  die  Ersatzpflicht  lediglich  des  Jagd- 
berechtigten constituirt,  diesem  jederzeit  Gelegenheit  geben,  schäd- 
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liebes  Wild  auch  in  der  gesetzlichen  Schonzeit  zu  erlegen,  und 
falls  er  den  Besitzer  des  Standwildes  verantwortlich  macht, 
diesem  ebenfalls  Occupationsgelegenheit  auf  den  durch  sein  Wild 
beschädigten  Grundstücken  zu  jeder  Zeit  geben.  Wie  eine  solche 
bislang  in  keiner  Gesetzgebung  vorkommende  ratirliche  Ersatz- 
pflicht zu  begründen  und  zu  reguliren  ist,  ist  im  §  19  eines 
Werkchens  des  Verfassers  über  das  preussische  Wildschadengesetz 
vom  11.  Juli  1891,  Berlin  1893,  Verlag  von  Puttkamer  und  Mühl- 
brecht, näher  dargelegt  und  wird  darauf  verwiesen. 

Als  leitenden  Gesichtspunkt  nun  bei  der  Besprechung  des 
jetzigen  Standes  der  Wildschadengesetzgebung  wollen  wir  das  im 
Jahre  1891  nach  langjährigen  Vorberathungen  für  Preussen  zu 
Stande  gekommene  Wildschadengesetz  vom  11.  Juli  1891  an- 
nehmen und  unterscheiden  Bestimmungen  der  Gesetzgebung  betr. 
1.  die  Feststellung  des  Wildschadenbegriffs,  2.  die  Verhütung  des 
Wildschadens,  also  die  jagdpolizeihchen,  dem  öffentlichen  Bechte 
ganz  angehörenden  Bestimmungen  und  3.  die  Bestimmungen  be- 
treffend den  Ersatz  des  Wildschadens ;  eine  Materie,  die  eigent- 
Uch  dem  Privatrecht  gehört,  aber  doch  durch  das  Verfahren  und 
Feststellung  der  Jagdgenossenschaft  als  des  Ersatzpflichtigen  in 
das  öffentliche  Recht  stark  hinübergreift. 

1.  Das  preussische  Wildenschadengesetz  begrenzt  nun  den 
Begriff  des  Wildschadens  in  objectiver  Beziehung  überhaupt  nicht, 
indem  jeder  Schaden  auf  und  an  Grundstücken  zur  Erstattung 
kommt.  Nicht  erstattet  wird  der  Schaden,  wenn  er  nicht  inner- 
halb 3  Tage  von  Kenntniss  des  Schadens  an  zur  Anzeige  gelangt, 
oder  wenn  die  Früchte  in  der  Absicht  gezogen  und  über  die  ge- 
wöhnliche Zeit  der  Ernte  hinaus  auf  dem  Felde  belassen  sind, 
um  Schadenersatz  zu  erzielen.  Denselben  Standpunkt  in  objectiver 
Beziehung  nimmt  das  Hannoverische  Gesetz  vom  21.  Juli  1848 
§  1  ein,  welches  noch  jetzt  für  die  Provinz  Hannover  gilt,  da  die 
Geltung  des  Wildschadengesetzes  vom  11.  Juli  1891  bez.  der 
Provinz  Hannover  und  des  ehemaligen  Kurfürstenthums  Hessen 

Aichir  fBr  Sffentliohes  Recht.    Vm.  4.  38 


—    578    - 

ausgeschlossen  ist ;  das  kurhessische  Gesetz  vom  26.  Januar  1854, 
nachdem  durch  §  34  des  Gesetzes  vom  7.  September  1865  die 
Bestimmung  dieses  Gesetzes,  dass  nur  Schäden  im  Betrage  Ton 
mehr  als  1  Thaler  ersatzpflichtig  sein  sollten,  aufgehoben  war: 
das  bayerische  Gesetz  vom  15.  Juni  1850  Art.  1,  sowie  die  Mehr- 
zahl der  übrigen  Wildschadengesetze.  Sachsen  schliesst  Schaden 
im  Walde  aus,  §  10,  Abs.  5  des  Gesetzes  vom  1.  December  1864. 
In  Bayern,  Art.  5  des  Wildschadengesetzes  vom  15.  Juni  1850. 
Anhalt,  §  19  a  des  Jagdpolizeigesetzes  vom  26.  Mai  1882  und 
Schwarzburg-Sondershausen,  §  19  des  Gesetzes  vom  17.  Febr.  1870, 
wird  Schaden  an  Anpflanzungen  bezw.  Obstgärten,  Baumschulen 
und  einzelnen  Bäumen  nur  dann  erstattet,  wenn  Schutzvorricht- 
ungen bezw.  Einfriedigungen  vorhanden  sind.  Noch  weiter  geht 
Sachsen-Meiningen,  welches  mit  vorstehender  Einschränkung  noch 
den  Ersatz  für  Schäden  im  Walde  an  bestimmte  Bedingungen 
knüpft.  Art.  4  und  5  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1848.  Ausserdem 
kann  in  Baden  Wildschaden,  welcher  in  Wäldern  weniger  als 
5  Gidden  und  bei  anderen  Grundstücken  weniger  als  40  Kreuzer  be- 
trägt, nicht  erstattet  verlangt  werden.  In  Anhalt,  §  19  b  des  Gesetzes 
vom  26.  Mai  1882,  und  Schaumburg-Lippe,  §  3b  des  Gesetzes  vom 
6.  Mai  1870,  geht  der  Beschädigte  des  Ersatzanspruchs  verlustig, 
wenn  er  wissentlich  falsche  Angabe  macht,  §  3a  des  Gesetzes  vom 
6.  Mai  1870",  desgleichen  bei  Nachlässigkeit  in  der  Abwendung. 
§  19  a  und  §  3  a  der  obigen  Gesetze.  In  anderen  Gesetzgebungen 
ist  die  Anmeldung  innerhalb  24  oder  48  Stunden  vorgeschrieben 
bei  Verlust  des  Anspruchs,  bei  Anhalt  §  18  des  Gesetzes  vom 
26.  Mai  1882,  bei  Schwarzburg-Sondershausen  §  18  des  Gesetzes 
vom  17.  Februar  1870  u.  a.  m.  In  Sachsen  ist  die  Ersatzpflicht 
auf  Enklaven  beschränkt,  §  10,  Abs.  4,  des  Gesetzes  vom  1.  De- 
cember 1864,  in  Württemberg  Art.  14  des  Gesetzes  vom  27.  Octolier 
1855  und  Baden  §  21  des  Gesetzes  vom  2.  December  1850  auf 
Wildschaden,  welcher  durch  ausgebrochenes  Wild  angerichtet  wird, 
desgleichen  in  Braunschweig  auf  letzteren,  §  14  des  Gesetzes  vom 
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8.  September  1848,  sowie  auf  Enklaven.  §  3  des  Gesetzes  vom 
16.  April  1852.  In  subjectiver  Beziehung  beschränkt  das  preuss. 
Gesetz  in  §  1  den  Wildschaden  auf  den  durch  Schwarz-,  Elch-, 
Roth-,  Dam-,  Reh -Wild  und  Fasanen  angerichteten  Schaden; 
Sachsen  und  Braunschweig  beschränken  den  ersatzpflichtigen  Scha- 
den auf  den  durch  Roth-,  Dam-  und  Schwarz- Wild;  Lübeck  auf 
den  durch  Roth-,  Reh-  und  Schwarz- Wild  angerichteten  Schaden. 
Bayern  versagt  den  Ersatz  bei  Federwild  und  Baden  giebt  Ersatz 
nur  bei  Schaden  durch  Standwild  (also  Ausschluss  der  Strich-  und 
Zugvögel).  Württemberg,  Baden  und  Braunschweig  beschränken, 
wie  bereits  bemerkt,  den  Anspruch  auf  Schadenersatz  auf  Schaden, 
welcher  durch  das  aus  eingefriedigten  Grundstücken  ausgebrochene 
Wild  verursacht  wird,  cf.  überall  die  bereits  oben  bei  den  einzelnen 
Staaten  aufgeführten  Gesetzes-Paragraphen. 

2.  Die  Wildschaden  verhütenden  Bestimmungen  sind  nun  im 
preussischen  Wildschadengesetze,  welches  die  alten  Bestimmungen 
des  Jagdpolizeigesetzes  vom  7.  März  1850  (§§  21  bis  24)  in  Geltung 
lässt,    in  ziemlich  vollkommener  Weise  zum  Ausdrucke  gelangt. 

Im  §  21  des  Gesetzes  vom  7.  März  1850  ist  dem  Grund- 
besitzer gestattet,  durch  Klappern,  aufgestellte  Schreckbilder,  so- 
wie durch  Zäune  das  Wild  von  ihren  Besitzungen  abzuhalten, 
auch  bei  Abwehr  des  Schwarz-,  Roth-  und  Dam -Wildes  sich 
kleinerer  oder  gemeiner  Hunde  zu  bedienen.  Die  Jagd  darf  auf 
gemeinschaftlichen  Jagdbezirken,  auf  welchen  Wildschäden  nicht 
vorkommen,  beim  Widerspruch  auch  nur  eines  Grundbesitzers 
nicht  ruhen.  Sodann  hat  nach  §§  23  und  24  des  Gesetzes  vom 
7.  März  1850  der  Landrath  ohne  Beschränkung  auf  Wildart  das 
Recht,"  bei  erheblichen  Wildschäden  auf  Grundstücken  gemein- 
schaftlicher Jagdbezirke  oder  Enklaven  die  Schonzeit  aufzuheben 
und  die  Jagdberechtigten  zum  Abschuss  aufzufordern  und  falls 
das  nicht  genügt,  die  Grundbesitzer  selbst  zum  Abschuss  zu  er- 
mächtigen. Nach  §!:i  12  und  13  des  Wildschadengesetzes  hat  die 
Aufsichtsbehörde   bei  zweimal  festgestellten,    durch  Roth-  oder 
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Dam-Wild  verursachten  Wildschaden  die  Pflicht  zu  diesen  Mass- 
regehl,  muss  auch  im  letzten  Falle  die  Jagdberechtigten  zum  Ab- 
schuss  anhalten.  Schwarzwild  soll  auf  jede  mögliche  Weise  zur 
Vertilgung  gebracht  werden.  §  14  des  Gesetzes.  Kaninchen  sind 
aus  der  Reihe  der  jagdbaren  Thiere  gestrichen.     §  15  des  Gres. 

Besitzer  von  Obst-,  Gemüse-,  Blumen-  und  Baumschul- An- 
lagen können  zu  jeder  Zeit  zum  Abschüsse  von  Vögeln  und  Wild 
ermächtigt  werden.   §  16  des  Gesetzes. 

Bei  der  Verschiedenheit  der  einzelnen  Bestimmungen  in  den 
verschiedenen  Gesetzgebungen  würde  es  zu  weit  fuhren,  die  ein- 
zelnen Unterschiede  festzustellen  und  dürfte  deshalb  eine  allge- 
meine Darstellung  genügen. 

Sheinpfalz,  Mecklenburg,  Lippe-Detmold  und  Bremen  haben 
gar  keine  Vorschriften  über  Wildschadenverhütung. 

Die  meisten  übrigen  Gesetzgebungen  kennen  eine  Abwehr 
des  Wildes  seitens  der  Grundbesitzer  durch  Klappern,  Schreck- 
bilder, Zaun  und  Hetzen  mit  kleinen  Hunden,  theilweise  auch 
mittelst  Schreckschüsse;  desgleichen  eine  mehr  oder  weniger  be- 
dingte Gestattung  des  Abschusses  schädlichen  Wildes  während 
der  Schonzeit,  meistens  auf  Roth-,  Dam-  und  Reh-Wild  beschränkt. 
Die  Aufforderung  zum  Abschuss  durch  die  Aufsichtsbehörde  hat 
ausser  Preussen  noch  Oldenburg  und  Waldeck  und  bedingungs^ 
weise  Elsass-Lothringen.  Behördlicher  Abschuss  des  Wildes  kann 
ausser  in  Preussen  noch  in  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Sachsen^ 
Sachsen-Coburg-Gotha,  Reuss  ältere  Linie,  Lübeck  und  Elsass- 
Lothringen  angeordnet  werden. 

In  Kurhessen,  Braunschweig  und  Waldeck  darf  Roth-,  Dam- 
und  Schwarz- Wild  nur  in  Einfriedigungen  gehalten  werden  und 
ist  alles  ausserhalb  der  Thiergärten  sich  zeigende  Roth-,  Dam- 
und  Schwarz-Wild  durch  den  Jagdbesitzer  zu  erlegen  und  kann 
auch  der  Abschuss  desselben  durch  die  Behörde  veranlasst  werden. 

In  Braunschweig  ist  ausserdem  noch  der  Abschuss  des  Wildes 
in  den  Wäldern   den  Pächtern,   bezw.  Administratoren,    der  an- 
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grenzenden  Interessentenjagden  zu  übertragen,  und  behalten  diese 
das  erlegte  Wild ;  eine  Bestimmung,  die  wohl  im  Schutze  des  be- 
schädigten Grundbesitzers  am  weitesten  geht. 

In  Hannover  darf  im  Felde  zu  Schaden  gehendes  Rothwild 
auch  in  der  Schonzeit  geschossen  werden.  Schonzeit  für  Hirsche 
haben  nicht  Grossherzogthum  Hessen,  Braunschweig,  Lippe-Det- 
mold, Waldeck,  Elsass-Lothringen.  In  Baden  endlich  kann,  wenn 
aus  einem  eingefriedigten  Grundstücke  Wild  ausbricht,  die  Auf- 
sichtsbehörde auch  den  Abschuss  des  Wildes  innerhalb  der  Ein- 
friedigung anordnen,  falls  nicht  die  Einfriedigung  wieder  her- 
gestellt wird. 

Das  Ruhenlassen  der  Jagd  ist  bei  Wildschaden  ausser  in 
Preussen  auch  noch  in  Waldeck  nicht  gestattet.  Die  Ausrottung 
des  Schwarzwildes  streben  fast  alle  Gesetzgebungen  mit  mehr 
oder  minder  scharfen  Massregeln  an. 

3.  Was  den  Ersatz  des  Wildschadens  anbetrifft,  so  ist  nach 
dem  preussischen  Gesetze  vom  11.  Juli  1891  ersatzpflichtig  in 
einem  gemeinschaftlichen  Jagdbezirk  die  Grundbesitzerschaft  nach 
Yerhältniss  der  betheiligten  Flächen;  bei  Enklaven  der  Besitzer 
des  umschliessenden  Waldes,  wenn  er  die  Enklave  angepachtet, 
oder  die  angebotene  Anpachtung  abgelehnt  hat;  bei  aus  Gehegen 
ausgebrochenem  Schwarzwild  der  Besitzer  des  Geheges.  Es  ge- 
währen nun  Wildschaden  nur  für  Schaden,  welchen  aus  Gehege 
ausgebrochenes  Wild  verursacht:  Württemberg  und  Baden;  nur 
für  Enklaven:  Sachsen  und  Sachsen-Gotha ;  für  Enklaven  und 
ausgebrochenes  Wild:  Braunschweig;  ersatzpflichtig  ist  hier  der 
Besitzer  des  umschliessenden  Waldes,  resp.  der  Besitzer  des  Ge- 
heges. 

In  gemeinschaftlichen  Jagdbezirken  ist  theils  der  Jagdpächter, 
theils  der  Jagdberechtigte  der  Ersatzpflichtige.  Ersteres  in  Han- 
nover, Anhalt,  Sachsen-Meiningen,  Schaumburg-Lippe  und  Schwarz- 
burg-Sondershausen,    wobei   der   Verpächter   in   Hannover   und 
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Schwarzburg-Sondershausen  in  subsidium  mithaftet;  letzteres  in 
Bayern  und  Kurhessen. 

Im  Grossherzogthum  Hessen  hat  der  Beschädigte  die  Wahl 
zwischen  Jagdberechtigten  und  Jagdpächter  und  ist  der  Jagd- 
pächter dem  Jagdberechtigten  regresspflichtig.  Nur  in  Hannover 
hat  der  Ersatzpflichtige  einen  Regress  gegen  denjenigen,  aus 
dessen  Wildstand  das  schädigende  Wild  ausgetreten  ist. 

Was  das  Verfahren  anbetrifft,  so  hat  das  preussische  Gesetz 
ein  polizeiliches  Vorverfahren  mit  dreitägiger  Anmeldungsfrist, 
Abschätzung  des  Schadens  nach  dem  Umfange,  in  welchem  er 
sich  zur  Zeit  der  Ernte  darstellt.  Gegen  Feststellung  im  polizei- 
lichen Vorverfahren  ist  das  Verwaltungsstreitverfahren  gegeben. 
Auch  die  übrigen  Gesetzgebungen  haben  ein  mehr  oder  minder 
ähnliches  Verfahren  mit  Anzeigepflicht,  theilweise  24  bis  4S 
Stunden.  Falls  im  Vorverfahren  die  Interessenten  sich  nicht 
einigen,  ist  in  der  Regel  Klage  beim  Civilgericht  gegeben,  nur 
Anhalt,  Schwarzburg-Sondershausen  und  Schaumburg-Lippe  kennen 
eine  definitive  Entscheidung  durch  ein  Schiedsgericht  mit  Aus- 
schluss des  Rechtsweges. 

Werfen  wir  nun  mit  Rücksicht  auf  die  oben  entwickelte 
Theorie,  wonach  jede  Beschränkung  des  Jagdrechts  sowohl  in 
objectiver  wie  subjectiver  Beziehung  Schutzmassregeln  gegen 
schädliches  Wild  und  Ersatz  des  dem  nichtberechtigten  Grund- 
besitzer zugefügten  Schadens  bedingt,  einen  Rückblick  auf  die 
gesetzlichen  Bestinunungen  der  einzelnen  Staaten,  so  sehen  wir 
die  Schutzmassregeln  am  weitesten  ausgebildet  in  Braunschweig, 
wo  das  am  meisten  schädliche  Wild,  die  Hirsche,  keine  Schonzeit 
haben,  wo  die  Jagdbesitzer  verpflichtet  sind,  das  ausserhalb  der 
Thiergärten  sich  zeigende  Roth-,  Dam-  und  Schwarzwild  zu  er- 
legen, andernfalls  die  Behörde  den  Abschuss  veranlasst;  wo  femer 
der  Abschuss  des  Wildes  in  den  Forsten  den  Pächtern  und  Ad- 
ministratoren der  angrenzenden  Feldgemarkungsjagden  zu  über- 
tragen ist  und  diesen  das  erlegte  Wild  gehört.     Der  Ersatz  des 
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Wildschadens  ist  am  meisten  ausgebildet  in  der  Provinz  Hannover, 
indem  nach  dem  dort  noch  gültigen  Gesetze  vom  21.  Juli  1848 
der  Jagdpächter,  event.  der  Jagdberechtigte  für  jeden  durch  jagd- 
bares Wild  verursachten  Schaden  haftet  und  dem  Ersatzpflich- 
tigen bei  Wechselwild  Regress  gegen  Denjenigen  gegeben  ist,  aus 
dessen  Wildstand  das  Wild  ausgetreten  ist.  Hiemach  hat  Han- 
nover die  einzige  Gesetzgebung,  welche  den  früher  allein  mass- 
gebenden rechtlichen  Grund  des  Wildschadenersatzes,  die  culpa 
des  Hegers,  beibehalten  hat.  Alle  übrigen  Gesetzgebungen  haben 
diesen  sowohl  rechtlich,  wie  namentlich  thatsächlich  sehr  stark 
massgebenden  Grund,  da  fast  überall  nur  dort,  wo  übermässige 
Hegung  stattfindet,  erhebliche,  der  Erstattung  bedürftige,  Wild- 
schäden vorkommen,  über  Bord  geworfen  und  lediglich  die  Jagd- 
berechtigung resp.  den  Jagdbesitz  als  zum  Schadenersatz  ver- 
pflichtend hingestellt.  Der  jetzige  rechtliche  Zustand  der  Wild- 
schadengesetzgebung kann  nun  als  ein  idealer  nicht  betrachtet 
werden.  Schwierig  aber  ist  es,  einen  solchen  Zustand  der  Wild- 
schadengesetzgebung zu  schaff'en,  namentlich  aber  die  privatrecht- 
liche Seite  der  Sache  mit  der  nationalökonomischen  Seite  der 
Erhaltung  eines  productiven  Wildstands  und  der  ethischen  Seite 
der  Sache  in  Einklang  zu  bringen,  dass  Feld  und  Wald  mit 
Wild  belebt  ist  und  den  Spaziergänger  und  Wanderer  erfreut. 
Da  müsste  schon  einerseits  die  radicale  Aufhebung  der  Schonzeit, 
andererseits  die  unbedingte  Schadensersatzpflicht  mit  Regress 
an  den  Heger  des  Wildes  gegeben  werden.  Erstere  Massregel 
würde,  wie  die  freie  Jagd  in  den  Jahren  1848  und  1849,  bald 
jeden  Wildstand  beseitigen,  letztere  eine  Menge  von  Belästigungen 
der  Interessenten  und  einen  Rattenkönig  von  Processen  zur  Folge 
haben.  Auf  solche  absolut  rechtliche  Weise  lässt  sich  diese  seit 
Jahrhunderten  brennende  Frage  nicht  aus  dem  Wege  schaffen, 
wohl  dagegen  nach  unserer  Ansicht  durch  eine  procentuale,  für 
jedes  Jagdrevier  und  jede  Wildart  besonders  festzusetzende  Er- 
stattungspflicht  der  benachbarten  Jagdreviere,   oder  aber  durch 
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i^tae  Wildschaden-Versicherung,  bezüglich  deren  ja  oben  bereits 
;iÄf  den  §  19  des  Werkchens  des  Verfassers  über  das  Wild- 
^•hiidengesetz  vom  11.  Juli  1891,  Berlin  1893,  Verlag  von  Putt- 
kaoiuiier  und  Mühlbrecht,  verwiesen  ist. 

Möge  bald  ein  Reichsgesetz  die  jetzigen  unhaltbaren  Ver- 
bt^Uttaisse  in  der  deutschen  Territorial-Gesetzgebung  zu  einem  ge- 
deihlichen Abschluss  bringen. 
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Quellen  und  Entscheidungen. 

Bemerkungen  zum  preussischen  Gesetz,  betr.  die 
Kosten  königlicher  Polizeiverwaltungen  in  Stadt- 
gemeinden vom  20.  April  1892. 

Von 

Otto  Gerland,  Senator  und  Polizeidirector  in  Hildesheim. 


Das  Gesetz,  betreffend  die  Kosten  königlicher  Polizei -Ver- 
waltungen in  Stadtgemeinden,  ist  nach  vierjährigen  parlamen- 
tarischen Kämpfen  und  mehrfachen  Umarbeitungen  endlich  zu 
Stande  gekommen  und  am  20.  April  d.  J.  (G.  S.  S.  87)  verkündet*). 


1)  Das  Gesetz  lautet  folgendermassen : 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preassen  etc. 
verordnen   mit  Zustimmung  beider  Häuser   des  Landtags   der   Monarchie, 
was  folgt: 

§1. 
In  denjenigen  Stadtgemeinden,  in  welchen  die  örtliche  Polizeiverwaltung 
ganz  oder  theilweise  von  einer  Königlichen  Behörde  geführt  wird,  bestreitet 
der  St4iat  alle  durch  diese  Verwaltung  entstehenden  Ausgaben  einschliesslich 
der  Kosten  für  das  Nachtwachtwesen  und  erhebt,  unbeschadet  der  Bestim- 
mung des  §  7  Abs.  8  des  Gesetzes  vom  23.  April  1883  —  Gesetz-Samml.  S.  65  — 
alle  mit  dieser  Verwaltung  verbundenen  Einnahmen.  Zu  den  Ausgaben  tragen 
nach  Massgabe  der  Kopfzahl  der  Civilbevölkerung  jährlich  bei: 

a)  die  Stadtgemeinde  Berlin je  2,50  Mk., 

b)  die  Stadtgemeinde  Kassel  neben  der  feststehenden  Summe 

von  jährlich  8354,05  Mk je  0,82  Mk., 
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Eine  Besprechung  des  Gesetzes  und  seiner  Bedeutung  ist  schon 
mit  Rücksicht  auf  diese  Art  der  Entstehung,  noch  mehr  aber 
wegen  der  verschiedenen  dabei  zu  Tage  getretenen  Ansichten  und 
deren  Wandlungen  von  Interesse. 

Der  Minister  des  Innern  hat  in  der  Kommission  des  Herren- 
hauses 1889   (vergleiche  den  Bericht  dieser  Kommission  in  den 


von  den  übrigen  Stadtgemeinden  mit  Königlicher  Polizeiverwaltnng : 

c)  diejenigen  mit  mehr  als  75,000  Einwohnern      ....     je  1,50  Mk., 

d)  diejenigen  mit  mehr  als  40,000  bis  75,000  Einwohnern       je  1,10  ML, 

e)  diejenigen  mit  40,000  nnd  weniger  Einwohnern     ...     je  0.70  Mk. 
für  jeden  Kopf  der  Bevölkerung. 

Ueber  die  Verwendung  dieser  Beiträge,  insbesondere  auch  zur  Vermehr- 
ung der  Landgendarmerie  behufs  Ausdehnung  der  Thätigkeit  derselben  auf 
die  zu  Landkreisen  gehörigen  Stadtgemeinden  und  behufs  Verstärkung  der- 
selben in  den  Vororten  der  einen  eigenen  Kreis  bildenden  Städte  mit  com- 
munaler  Polizeiverwaltung,  wird  durch  den  Staatshaushalts-Etat  alljährlich 
Bestimmung  getroffen. 

§2. 

Ausgaben  der  örtlichen  Polizeiverwaltung  im  Sinne  des  §  1  sind  sänunt- 
liche  Dienstbezttge  (Besoldungen,  Remunerationen,  Wohnungsgeldzuschflsse, 
Local-  und  Stellenzulagen,  Dienstaufwands-,  Miethsentschädigungen,  Equipagen- 
und  Pferdeunterhaltungsgelder),  Pensionen  und  Wartegelder  der  Polizei- 
beamten, Wittwen-  und  Waisengelder  fOr  Hinterbliebene  solcher  Beamten, 
Fuhr-  und  Transportkosten,  Miethen  f&r  Dienstwohnungen,  Kosten  f&r  Be- 
kleidung und  Ausrüstung  der  Schutzmannschaft,  fttr  BureaubedOrfiusse,  f&r 
Beschaffung  und  bauliche  Unterhaltung  der  Polizeidienstgebäude,  PoHzei- 
gefftngnisskosten  und  besondere  Ausgaben  im  Interesse  der  örtlichen  Polizei- 
verwaltung. 

§3. 

Massgebend  fOr  die  Berechnung  der  Einwohnerzahl  ist  in  Betreff  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  die  durch  die  jedesmalige  letzte  Volkszähloog 
ermittelte  Zahl  der  ortsanwesenden  Civilbevölkerung.  Die  Aenderong  dieser 
Zahl  tritt  ein  mit  dem  Beginn  des  auf  die  jedesmalige  Volkszählung  folgendeo 
Etatsjahres. 

Der  von  den  Stadtgemeinden  zu  leistende  Kostenbeitrag  ist  in  viertel- 
jährlichen Theilbeträgen  vorauszuzahlen. 

§4. 
Die  Stadtgemeinden  sind  verpflichtet,  die  ihnen  gehörigen  Grundatficke. 
Gebäude,  Gebäudetheile,  Inventariensttlcke  und  Einrichtungen,  welche  gegen- 
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Verhandlungen  des  Herrenhauses  von  1889  No.  93  der  Druck- 
sachen) ganz  entschieden  gegen  die  Unterstellung  Verwahrung 
eingelegt,  dass  die  Gesetzesrorlage  irgendwie  die  Einführung 
königlicher  Polizeiverwaltungen  fordern  solle.    Es  muss  also  ein 


w&rtig  den  Zwecken  der  Königlichen  Orts -Polizeiverwaltang  anentgeltlich 
dienen,  aach  femer  auf  die  Dauer  des  Bedürfnisses  für  diese  Zwecke  unent- 
geltlich herzageben. 

§5. 

Erstreckt  sich  der  Bezirk  der  Königlichen  Orts -Polizei Verwaltung  in 
einer  Stadtgemeinde  auf  benachbarte  Landgemeinden  oder  Gutsbezirke,  so 
sind  die  betheiligten  Verbände  verpflichtet,  zu  den  Ausgaben  der  Polizeiver- 
waltung nach  den  Bestimmungen  des  §  1  mit  der  Massgabe  beizutragen,  dass 
der  auf  den  Kopf  zu  berechnende  Beitragssatz  nach  der  Einwohnerzahl  des 
beitragenden  Gemeinde-  oder  Gntsbezirks  (§  3)  bemessen  wird,  und  wo  diese 
EinwohnerzaU  unter  10,000  bleibt,  durch  den  Ober-Präsidenten,  jedoch  in 
keinem  Falle  höher  als  auf  0,70  Mk.  jür  jeden  Kopf,  festgesetzt  wird.  Werden 
solchen  Gemeinde-  oder  Gntsbezirken  einzelne  Zweige  der  örtlichen  Polizei- 
verwaltung belassen  oder  flberwiesen,  so  tritt  eine  entsprechende  Ermässig- 
ung des  Beitragssatzes  ein,  dessen  Höhe  durch  den  Ober-Präsidenten  fest- 
gesetzt wird. 

Gegen  den  Festsetzungsbeschluss  des  Ober-Präsidenten  findet  innerhalb 
zwei  Wochen  die  Klage  bei  dem  Ober-Verwaltungsgericht  statt. 

§  6. 
In  denjenigen  Stadtgemeinden,  welchen  einzelne  Zweige  der  Orta-Polizei- 
Verwaltung  zur  eigenen  Verwaltung  überwiesen  sind,  oder  bei  der  auf  Antrag 
der  Gemeinden  einzuleitenden  Neuregelung  der  Verwaltung  der  Wohlfahrts- 
polizei zukünftig  Überwiesen  oder  bei  künftiger  Uebemahme  der  Orts-Polizei- 
verwaltung  durch  eine  Königliche  Behörde  belassen  werden,  tritt  eine  der 
Minderaasgabe  des  Staates  entsprechende  Ermässigung  des  nach  Massgabe 
der  Kopfzahl  der  Civilbevölkerung  zu  zahlenden  Beitragssatzes  ein.  Die  Höhe 
dieses  ermässigten  Satzes  wird  von  dem  Ober-Präsidenten  festgesetzt.  Gegen 
den  Festsetzungsbeschluss  des  Ober-Präsidenten  findet  innerhalb  zwei  Wochen 
die  Klage  bei  dem  Ober- Verwaltungsgericht  statt 

§7. 

Mit  dem  1.  April  1893  erlischt: 

1)  die  im  Vertrage  vom  21.  Juni  1844  übernommene  Verpflichtung  der 
Stadt  Königsberg  i.  Pr.  zur  Zahlung  eines  Zuschusses  von  7500  Mk.  jährlich 
zu  den  Kosten  der  dortigen  Polizeiverwaltung; 

2)  die  im  §  4  des  Vertrages  vom  15.  August  1857,  3.  Februar  1858  über- 
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anderer  Grund  für  den  Erlass  des  Gesetzes  gesucht  werden.  Es 
sind  allerdings  während  der  Verhandlungen  noch  einige  andere 
Gesichtspunkte  geltend  gemacht  worden,  wie  wir  im  weiteren 
Verlauf  dieser  Darstellung  sehen  werden,  aber  dass  das  Gesetz 
wesentlich  ein  finanzielles  sei,  in  dem  es  sich  einfach  um  eine 
anderweite  Vertheilung  der  Gesammtkosten  der  örtlichen  Polizei- 
Verwaltung  handeln  sollte,  hat  der  Minister  bei  der  Berathung 
des  ersten  Entwurfs  am  27.  Februar  1888  (Verh.  des  Abgeord- 
netenhauses 16  Legisl.-Per.  III  Session  1888  S.  706)  selbst  her- 
vorgehoben. Es  folgt  dies  auch  aus  den  Verhandlungen  und 
z.  B.  der  Begründung  des  Entwurfs  von  1892  (Abg.-Haus  Druck- 
sachen A  zu  No.  8  S.  11),  wo  die  städtische  Polizei  derart 
herabgesetzt  wird,  dass  man  eigentlich  nicht  begreifen  kann, 
wie  der  Minister  unter  solchen  Umständen  den  Städten  noch 
weiter  die  Polizeiverwaltung   belassen  oder  gar  Städten,   welche 


nommene  Yerpfllohtang  der  Stadt  Breslau,  zu  den  ünterhaltnnga-  und  Neobaa- 
kosten  des  dortigen  Polizei-Präsidialgebäudes  beizutragen; 

8)  die  im  Vertrage  vom  22.  August' 1.  September  1879  übemonu&ene 
Verpflichtung  der  Stadt  Danzig  zur  baulichen  Unterhaltung  des  dortigen 
Polizei-GreschäftshausttS ; 

4)  die  im  Vertrage  vom  31.  Juli  1837  übernommene  Verpflichtung  der 
Stadt  Berlin,  die  Kosten  des  Nacbtwachtwesens  zu  tragen. 

Im  flbrigen  wird  in  den  bestehenden  Verträgen,  welche  bestimmte  Aus- 
gaben einer  Königlichen  Polizeiverwaltung  dem  Staat  oder  der  Gemeinde  auf- 
erlegen oder  welche  die  Hergabe  von  Grundstücken  und  die  Errichtung  voo 
Gebäuden  für  eine  Könighche  Polizeiverwaltung  betreffen,  durch  dieses  Gesetz 
nichts  geändert 

§8. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1893  in  Kraft  Mit 
diesem  Zeitpunkte  werden  alle  demselben  zuwiderlaufenden  Bestimmungen 
aufigehoben. 

§9. 

Der  Minister  des  Innern  ist  mit  der  Ausführung  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes beauftragt  und  erlässt  die  hierzu  erforderlichen  Anordnungen. 

Urkundlich  unter  Unserer  Hdchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beige- 
drucktem Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  20.  April  1892. 
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sie  noch  nicht  haben,  übertragen  will.  Der  Finanzminister  hat 
allerdings  gleichfalls  in  der  Sitzung  vom  27.  Februar  1888  die 
ausschliesslich  finanzielle  Seite  des  Gesetzes  in  Abrede  gestellt, 
und  es  ist  immer  der  Satz  hervoigehoben  worden,  dass  es  sich 
nur  um  eine  That  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  handle,  indem 
die  mit  einer  königlichen  Polizei-Verwaltung  versehenen  Städte, 
welche  bisher  gar  nichts  zu  den  Kosten  der  Polizei  beigetragen 
haben,  jetzt  in  angemessen  erscheinender  Weise  dazu  herangezogen 
werden  sollten.  Dass  dies  verlangt  werden  musste,  kann  nur  als 
richtig  bezeichnet  werden,  da  gar  kein  Grund  aufzufinden  war, 
wesshalb  diese  Städte  von  den  Polizeikosten  befreit  waren;  denn 
wenn  die  Verwaltung  der  Polizei  auch  wesentlich  im  Interesse 
des  Staates  liegt,  so  befriedigt  sie  doch  auch  vielfach  ausschliess- 
lich städtische  Interessen,  und  es  ist  deshalb  ganz  richtig,  wenn 
die  betreffenden  Städte  zu  einem  entsprechenden  Theil  der  Kosten 
fiir  die  Polizeiverwaltung  herangezogen  werden.  Wie  hoch  dieser 
Theil  zu  bemessen  sei,  kann  ja  zweifelhaft  erscheinen.  Im  Jahre 
1888  hatte  man  in  dem  damals  nicht  einmal  im  Abgeordneten- 
haus durchberathenen  Entwurf  die  Hälfte  der  Polizeikosten  den 
Städten  mit  königlicher  Polizeiverwaltung  auferlegen  wollen. 
Dieser  theoretisch  gewiss  richtigste  Vorschlag  leuchtet  auf 
den  ersten  Blick  sehr  ein,  aber  es  ist  zuzugeben,  dass  die  da- 
gegen geltend  gemachten  praktischen  Bedenken  überwiegen, 
da  bei  einer  solchen  Theilung  die  Stadtgemeinden  nie  wissen 
könnten,  wie  hoch  ihr  Haushalt  mit  Polizeikosten  belastet  werden 
würde,  und  da  auch  gleichzeitig  fortwährend  Streitigkeiten  zwischen 
Staat  und  Stadt  darüber,  was  zu  den  Polizeikosten  zu  rechnen 
sei,  entstehen  würden.  Es  wurde  daher  mit  Recht  die  Theilung 
derart  durchgeführt,  dass  auf  jeden  Kopf  der  Bevölkerung  ein 
gewisser  Betrag  kommt,  der  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedene 
Leistungsfähigkeit  der  Städte  bestimmt  ist  und  mit  der  Zunahme 
der  Einwohnerzahl  gleichfalls  wächst.  Die  Höhe  dieser  Beiträge 
kann  hier  ausser  Erwähnung  bleiben,  es  mag  nur  noch  erwähnt 
werden,  dass  es  nur  als  zweckmässig  anerkannt  werden  kann, 
die  Angelegenheit  für  den  gesammten  preussischen  Staat  gleich- 
massig  zu  ordnen. 
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Im  Weiteren  interessirt  uns  nur  vor  allem  die  Beantwortung 
zweier  Fragen: 

I.  Hat  die  Polizei  durch  das  Gesetz  gewonnen?  und 

IL  Ist  denn  nun  wirklich  eine  ausgleichende  Ge- 
rechtigkeit hergestellt? 

Beide  Fragen  sind,  die  erste  zum  Theil,  die  zweite  gänzlich, 
zu  verneinen,  es  mag  sich  aber  daran 

III.  eine  Erörterung  darüber  anknüpfen,  was  zur  Erreich- 
ung der  gesteckten  Ziele  möglich  und  zu  fordern 
wäre. 

I.  Die  Frage,  ob  die  Polizei  durch  das  Gesetz  ge- 
wonnen habe,  anlangend,  hatte  man  ja  seitens  der  Polizei- 
behörden mancherlei  Hoffnungen  an  das  Gesetz 

1.  bezüglich  der  Scheidung  zwischen  Polizei  und 
Verwaltung  und 

2.  bezüglich  der  Schaffung  eines  einheitlichen  Geistes 
und  einer  kräftigeren  Handhabung  der  Polizei 

knüpfen  dürfen;    erstere  sind   aber  gar  nicht,  letztere  nur  zum 
schwachen  Theil  in  Erfüllung  gegangen. 

1.  Hinsichtlich  der  Scheidung  zwischen  Polizei  und 
Verwaltung  ist  es  zwar  mit  grosser  Freude  zu  begrüssen, 
dass  der  Minister  des  Innern  im  Abgeordnetenbaus  am  6.  Februar 
1892  (Verhandl.  S.  334)  den  alten  Begriff  der  Wohlfahrtspolizei 
verworfen  und  an  dessen  Stelle  den  jetzt  von  der  Wissenschaft 
anerkannten  der  Verwaltungspolizei  gesetzt  und  dass  auch  der 
Abgeordnete  Zelle  an  Stelle  des  Wortes  Wohlfahrtspolizei  die 
Bezeichnung  Wohlfahrtspflege  vorgeschlagen  hat.  Es  bat  dies 
aber  nichts  genützt.  Denn  trotzdem  wurde  in  den  Verhand- 
lungen des  Landtages  unaufhörlich  von  Wohlfahrtspolizei  geredete 
und  selbst  der  §  6  des  verkündeten  Gesetzes  spricht  von  der 
Wohlfahrtspolizei.  Und  was  wurde  alles  im  Laufe  der  Verhand- 
lungen als  zur  polizeilichen  Thätigkeit  gehörig  gerechnet!  Die 
Begründung  zu  §  2  des  Gesetzentwurfes  von  1888  (Drucksache  60 
S.  12)  erklärt  es  für  nicht  unzweifelhaft,  ob  hierzu  nicht  Strassen- 
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Pflasterung,  Strassenerleuchtung,  Kanalisations- und  Wasserleitungs- 
anlagen, Feuerlöschanstalten,  Errichtung  und  Unterhaltung  von 
Schlachthäusern,  Markthallen,  Anstalten  zur  Untersuchung  von 
Lebensmitteln  und  Gebrauchsgegenständen,  von  Armen  -  Unter- 
stützungsanstalten,  Leichenhäusem  u.  s.  w.  gerechnet  werden 
müssten,  weil  solche  Anstalten  im  polizeilichen  Interesse  nothwendig 
seien.  Die  Begründungen  von  1889  (Drucksache  14  S.  18)  und  von 
1892  (Drucksache  8  S.  19)  übernehmen  dies  wörtlich;  letztere 
redet  zu  §  6  (S.  22,  23)  sogar  von  einer  Schulpolizei.  Der  Com- 
missionsbericht  von  1889  (Drucksache  112  S.  14)  redet  zu  §  6 
gleichfalls  von  einer  Strassenbaupolizei.  Hiergegen  wandte  sich 
schon,  wie  bemerkt,  der  Al^eordnete  Zelle  am  27.  August  1888 
(Verhandl.  S.  702  ff.),  indem  er  treffend  ausführte,  dass  der  Ent- 
wurf keine  richtige  Scheidung  zwischen  Polizei  und  Verwaltung 
gezogen  habe;  wolle  man  die  Gegenstände,  welche  der  Entwurf 
alle  zur  Polizei  rechne,  in  dieser  Weise  behandeln,  dann  müsse 
man  auch  folgerichtig  die  Errichtung  von  Theatern  darunter- 
rechnen.  Zelle  am  24.  Januar  1889  (Verh.  S.  91),  sowie  der 
Abgeordnete  Langerhans  am  6.  Februar  1892  (Verh.  S.  326) 
tadelten  auch  lebhaft  den  Begriff  der  Schulpolizei,  indem  sie  u.  A. 
fragten,  ob  darunter  nur  das  Recht  verstanden  sei.  Schulstrafen 
zu  erkennen.  Aber  zu  einer  richtigen  Scheidung  zwischen  Polizei 
und  Verwaltung  gelangen  auch  sie  nicht,  weil  sie  diese  Scheidung 
nach  der  Trennung  der  Sicherheitspolizei  von  der  Wohlfahrtspflege 
machen  woUen,  während  die  einzig  sachgemässe  Trennung  nur 
in  der  Weise  geschehen  kann,  dass  zur  Polizeithätigkeit  alles 
das  gehört,  wobei  es  sich  um  die  Bethätigung  der  autoritativen 
Zwangsgewalt  handelt,  während  alles  Uebrige  zur  Verwaltung  ge- 
hört ^).  Geht  man  von  diesem  Gesichtspunkt  aus,  so  gelangt  man 
überall  zu  einer  richtigen  Scheidung :  so  würde  der  Bau  und  die 
Unterhaltung  von  Markthallen  oder  von  Theatern  z.  B.  der  Ver- 
waltung, die  Aufrechthaltung  der  Ordnung,  die  Vorsorge  gegen 
Feuers-  und  andere  Gefahr  darin  der  Polizei  zufallen. 


s)  Vergl.  hierüber   die  Auseinandersetzangen  des  Verfassers   in  dieser 
Zeitschrift  Band  V.  S.  1  ff. 
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Da  nun  die  Staatsregierung  selbst,  wie  gezeigt,  diese  un- 
richtige Auslegung  des  Begriffes  der  Polizei  noch  vertritt,  so  ist 
es  klar,  dass  die  Polizei  bezüglich  ihrer  Scheidung  von  der  Ver- 
waltung nichts  gewonnen  hat. 

2.  Nicht  viel  besser  verhält  es  sich  mit  der  Schaffung 
eines  einheitlichen  Geistes  und  einer  kräftigeren  Hand- 
habung der  Polizei. 

Was 

a)  den  einheitlichen  Geist  der  Polizei  anlangt,  so 
darf  man  gewiss  fragen,  wo  denn  eigentlich  ein  solcher  herkommen 
soll,  da  ja  die  Polizei  vollständig  zersplittert  ist.  Jede,  nicht  mit 
königlicher  Polizeiverwaltung  versehene  Stadt  verwaltet  ihre  Polizei 
selbständig,  und  die  Oberbehörden  haben  eine  merkwürdige  Scheu, 
durch  eine  allgemeine,  über  die  Entscheidung  von  Einzelfallen 
hinausgehende  Beaufsichtigung  der  Polizeiverwaltungen  auch  nur 
den  Schein  eines  Eingriffes  in  die  Selbstverwaltung  der  Städte 
auf  sich  zu  laden.  Die  Organisation  der  Polizeiverwaltung  ist 
fast  in  jeder  Stadt  eine  besondere,  auch  sind  die  Gehaltsverhält- 
nisse so  verschieden,  dass  meist  ein  ganz  ungleichartiges  Material 
von  Beamten  vorhanden  ist.  Diese  üebelstände  würden  aber  noch 
dadurch  verstärkt  werden,  wenn  nun  in  Folge  des  hier  besprochenen 
Gesetzes  alle  königlichen  Polizeiverwaltungen,  bis  auf  diejenigen, 
deren  Erhaltung  ein  öffentliches,  rein  staatliches  Interesse 
fordert,  wie  dies  der  Minister  des  Innern  dem  Abgeordnetenhaus 
gegenüber  am  24.  Januar  1889  (Verhandl.  S.  87)  aussprach,  auf- 
gehoben werden  würden,  was  allerdings  hoffentlich  nicht  geschehen 
wird,  ohne  dass  nicht  gleichzeitig  ein  Gegengewicht  gegen  die 
damit  vollkommen  als  Gnmdsatz  aufgestellte  Zersplitterung  ge- 
geben würde.  Die  Polizei  auf  dem  Lande  aber  ist  gänzlich  von 
jeder  städtischen  Polizeiverwaltung  getrennt,  indem  sie  durch  die 
den  Landräthen  unterstellte  Landgendarmerie  gehandhabt  wird. 
Jedenfalls  hat  das  Polizeikostengesetz  und  dessen  Ausfuhrung  zur 
Schaffung  eines  einheitlichen  Geistes  in  der  Polizei  nichts  bei- 
getragen; aber  auch  wenigstens  nicht  viel 

b)  zur    Herbeiführung    einer    kräftigeren    Hand- 
habung   der   Polizei.     Wird  diese   schon  dadurch  gehemmt. 


—    593    — 

dass  die  Polizei  an  so  vielen  Zuständigkeitsgrenzen  Halt  machen 
muss,  so  liegt  die  Unmöglichkeit  einer  kräftigeren  Handhabung 
im  Allgemeinen  schon  in  der  Natur  der  städtischen  Polizei,  wie 
sie  z.  B.  gelegentlich  der  Verhandlungen  des  Landtags  über  das 
Polizeikostengesetz  geschildert  wurde.  Das  einzige,  was  man  an 
der  städtischen  Polizei  zu  rühmen  wusste,  war  deren  grössere 
Billigkeit  im  Yerhältniss  zur  staatlichen  Polizei ;  doch  ist  darauf 
kein  grosser  Werth  zu  legen,  weil  mit  Recht  darauf  hingewiesen 
wurde,  es  beruhe  diese  Billigkeit  nur  darauf,  dass  die  Städte 
ihre  Polizeibeamten  vielfach  zu  anderen  Diensten  neben  dem 
Polizeidienst  verwendeten.  Wird  dies  auch  meist  nur  bei  kleineren 
Städten  vorkommen,  da  die  Polizeibeamten  in  grösseren  Städten 
kaum  Zeit  finden  werden,  doppelten  Dienst  zu  thun,  so  ist  jeden- 
falls die  Annahme  gerechtfertigt,  dass  eine  solche  grössere  Billig- 
keit nur  durch  einen  geringeren  Werth  der  polizeilichen  Leistungen 
aufgewogen  werden  kann,  weil  den  Beamten  nicht  die  volle  Zeit 
zur  Erfällung  ihres  Hauptberufes  gelassen  wird  und  weil  auch 
eine  solche  mehrfache  Verwendung  die  Autorität  der  Beamten 
gegenüber  dem  Publicum  erheblich  heruntersetzt. 

Hören  wir  die  Aeusserungen  der  einzelnen  bei  den  Landtags- 
verhandlungen aufgetretenen  Redner: 

Der  Abgeordnete  von  Hetdebrand  und  der  Lasa,  als  Re- 
gierungs- Präsident  gewiss  ein  vollkommen  klassischer  Zeuge, 
äusserte  sich  dahin  (Abgeordnetenhaus  1889  Januar  24  S.  89): 

„Ob  darunter"  (nämlich  unter  der  Billigkeit)  „nicht  die  Leist- 
ungsfähigkeit derselben"  (der  städtischen  Polizei)  „vom  polizeilichen 
Gesichtspunkte  aus  leidet,  ist  mir  durchaus  zweifelhaft.  Ich  bin 
übrigens  bisher  der  Meinung  gewesen,  dass  im  Allgemeinen  die 
Polizei  da,  wo  sie  in  Händen  königlicher  Behörden  ruht,  straffer 
und  besser  arbeitet  als  da,  wo  sie  von  den  Städten  gehandhabt 
wird." 

Der  Abgeordnete  Barth  sagte  am  30.  März  1889  (Verhandl. 
des  Abgeordnetenhauses  S.  1394): 

„Der  zweite  Bürgermeister  in  den  Städten  ergänzt  in  der 
Begel  den  ersten,  er  arbeitet  das  aus,  wozu  der  erste  die  An- 
regung gegeben  hat  und  wenn  der  zweite  Bürgermeister  die  Po- 

Axchir  für  Cffentlichet  Recht.    VIII.  4.  39 
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lizei  verwaltet,  so  ist  es  nach  den  Erfahrungen,  die  mir  mit- 
getheilt  sind,  durchaus  nicht  zum  besten  mit  der  Polizeiverwaltung 
bestellt,  weil  er,  w^ie  gesagt,  eine  ganz  andere  Thätigkeit,  ich 
möchte  sagen,  eine  Bureauthätigkeit,  entwickelt.  Es  wird  dann 
immer  dahin  kommen,  dass  unter  der  Aufsicht  des  ersten  Bürger- 
meisters irgend  ein  Unterbeamter  mit  der  Polizei  betraut  wird, 
und  das  halte  ich  in  den  grossen  Städten  durchaus  nicht  für 
wünschenswerth. " 

Diese  Beurtheilungen  sind  noch  mild ;  schlimmer  schon  sprach 
sich  der  Minister  Heerfürth  am  6.  Februar  1892  (Verhandl.  des 
Abgeordnetenhauses  S.  334)  aus: 

„Ich  kann  höchstens  zugeben,  dass  sie^'  (die  Verwaltungs- 
polizei) „sich  eben  so  gut  in  den  Händen  der  Stadtgemeinden 
befinde.  Es  liegt  allerdings  die  Gefahr  vor,  dass  die  anderen  kom- 
munalen Rücksichten  auf  die  Ausübung  der  Polizei  nicht  immer 
den  günstigsten  Einfluss  haben,  und  vom  rein  polizeilichen  Stand- 
punkt aus  gesehen,  muss  ich  sagen:  auch  diese  Zweige  befinden 
sich  mindestens  eben  so  gut  in  den  Händen  der  königlichen 
Polizeiverwaltung  als  wie  in  den  Händen  der  Städte." 

Bedenklicher  noch  äusserte  sich  der  Abgeordnete  von  KöuciLi» 
am  2.  März  1892  (Verhandl.  des  Abgeordnetenhauses  S.  637): 

„Darüber  kann  meiner  Ansicht  nach  gar  kein  Zweifel  be- 
stehen, dass  in  den  Städten,  die  königliche  Polizeiverwaltung 
haben,  in  ganz  anderer  Weise  für  die  Sicherheit  gesorgt  wird, 
als  wie  in  denen  mit  eigener  Polizeiverwaltung.  Das  liegt  ja  auf 
der  Hand.  Die  grössere  Anzahl  der  Polizeimannschaften,  die 
einheitliche  Leitung,  die  Disciplin  die  dort  herrscht,  muss  doch 
dahin  führen,  dass  diese  Polizeiverwaltung  besser  geführt  winL 
als  in  den  Städten,  wo  das  fehlt." 

Schon  recht  wegwerfend  äussert  sich  der  Abgeordnete  Barth 
dahin,  dass  „die  Polizeidiener"  auch  in  den  Städten  mit  über 
10000  Einwohner  „herumbummeln".  (Verhandl.  des  Abgeord- 
netenhauses 1892  6.  Februar  S.  340.) 

Aber  wohl  das  härteste  und,  weil  es  von  der  massgebendsten 
Stelle  ausgeht,  bedenklichste  ürtheil  fällt  die  Begründung  des 
Gesetzentwurfes  von  1892  S.  11  mit  den  Worten: 
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Es  darf  „als  notorisch  bezeichnet  werden,  dass  die  in  den 
mittleren  und  kleineren  Städten  vorhandenen  Polizei  -  Exekutiv- 
Beamten  sich  vielfach  auf  einem  niedrigen  Niveau  befinden  und 
nicht  die  erforderliche  Autorität  gemessen.  Die  städtischen  Po- 
lizeidiener ^),  welche  nicht  versetzt,  nur  im  Wege  des  Disciplinar- 
Verfahrens  aus  ihrem  Amte  entfernt  werden  können,  welche  viel- 
fach zu  anderen  als  polizeilichen  Geschäften  verwandt  werden 
müssen  und  jeder  militärischen  Disciplin  ermangeln,  stehen  gegen 
die  Gendarmen  soweit  zurück,  dass  in  Fällen,  wo  es  auf  ein 
energisches  Einschreiten  ankommt,  mit  einigen  Gendarmen  mehr 
ausgerichtet  werden  kann  als  mit  der  doppelten  Anzahl  städtischer 
Polizeidiener.  Es  hat  auch  die  Erfahrung,  namentlich  bei  den 
Strikebewegungen  der  letzten  Jahre,  unwiderleglich  gezeigt,  dass 
nur  mit  Hülfe  der  Landgendarmerie  die  Aufrechterhaltung  der 
öffentlichen  Ruhe  in  mittleren  und  kleineren  Städten  hat  ge- 
sichert werden  können." 

Nach  alle  dem  hätte  man,  wie  schon  gesagt,  eigentlich  an- 
nehmen müssen,  dass  man  die  städtische  Polizeiverwaltung  ganz 
abschaffen  würde,  anstatt  sie  noch  in  Städten,  welche  sie  jetzt 
nicht  besitzen,  in's  Leben  zu  rufen.  Aber  davon  ist  keine 
Rede,  sondern  es  soll  ihr  durch  Vermehrung  der  Zahl  der  Land- 
gendarmen aufgeholfen  werden;  denn  an  diesen  rühmt  man  die 
militärische  Zucht,  den  Umstand,  dass  sie  des  Königs  Rock 
tragen,  den  Vorzug  militärischer  Vorgesetzen  und  die  Einheit  des 
Dienstes.  Wenn  wir  dies  im  Einzelnen  prüfen,  so  werden  sich 
aber  vielleicht  einige  Punkte  finden,  die  diese  Vorzüge  zum  Theil 
etwas  weniger  werthvoll  erscheinen  lassen.  Die  militärische  Zucht 
der  Gendarmerie  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden ;  es  ist  das 
aber  nichts  ihr  eigenthümliches.  Dieselbe  Zucht  herrscht  bei  den 
königlichen  Polizeiverwaltungen  und  wird  auch  wohl  bei  der  Mehr- 
zahl der  grösseren  städtischen  Polizeiverwaltungen  vorhanden  sein. 


3)  Warum  die  Begründung  des  Gesetzentwurfs  von  Polizei  dienern 
redet,  während  die  amtliche  Bezeichnung  Polizei  -Sergeant  iat,  bleibt  un- 
aufgeklärt; vielleicht  sollte  auch  noch  damit  ihre  untergeordnete  Stellung  an- 
gedeutet werden. 

39* 
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wo  sie  wenigstens  fehlt,  wird  man  es  nur  auf  Rechnung  der  Polizei- 
Verwalters  setzen  müssen,  der  sie  um  so  leichter  handhaben  kann^ 
als  er  ja  nur  mit  altgedienten  Soldaten  zu  thun  hat.  Ihr  Fehlen 
wäre  also  kein  Mangel  der  Organisation,  sondern  der  Handhabung. 
In  den  kleineren  Städten  aber,  wo  die  Polizei  dem  Laadrathe 
oder  Amtmann  u,  s.  w.  unterstellt  ist,  wird  es  an  diesem  liegen, 
die  Zucht  durchzuführen;  bei  festem  Willen  wird  das  auch  gehen. 
Des  Königs  Bock  tragen  die  städtischen  Polizeibeamten  auch,  sie 
führen  den  preussischen  Adler  mit  dem  königlichen  Namenszug 
und  die  preussische  Kokarde  am  Helm,  an  der  Mütze  und  auf 
den  Epauletten,  Achselstücken  oder  Achselklappen  das  preussische 
Wappen,  es  wird  freUich  seitens  der  Aufsichtsbehörden  wenig 
darauf  geachtet,  ob  die  Uniform  Torschriftsmässig  ist  oder  nicht« 
und  dadurch  entstehen  bisweilen  in  Wahrheit  Phantasie-Uniformen; 
das  ist  aber  ein  Uebelstand,  dem  sehr  leicht  und  schnell  abzu- 
helfen sein  möchte.  Ob  die  Gendarmerie-Officiere  wesentlich 
zur  Hebung  des  Dienstes  beitragen,  will  ich  mindestens  dahin- 
gestellt sein  lassen;  denn  da  der  eigentliche  (civile)  Dienst  des 
Gendarmen  durch  den  Civilvorgesetzten  commandirt  wird,  so  hat 
das  Vorhandensein  doppelter  Vorgesetzten  häufig  Reibungen  zwi- 
schen diesen  beiden  zur  Folge,  die  eher  zur  Störung  als  zur 
Förderung  des  Dienstes  beitragen ;  es  wäre  mindestens  die  Frage* 
ob  nicht  die  Kosten  für  das  Gendarmerie-Officierscorps,  das  seinen 
Ursprung  auf  längst  vergangene  Zeiten  und  Verhältnisse  zurück- 
führt, nicht  besser  angewandt  wären,  wenn  dafür  eine  grössere 
Zahl  Oberwachtmeister  bestellt  würden,  welche  genügend  für  die 
Instandhaltung  der  Waffen,  Uniformstücke  und  Pferde  sorgen 
könnten.  Bei  den  grösseren  königlichen  Polizeiverwaltungen  fehlt 
es  auch  an  militärischen  Vorgesetzten,  und  trotzdem  ist  kein 
Mangel  bezüglich  der  Disciplin  und  Dienstführung  bekannt  ge- 
worden. Was  endlich  die  Einheit  des  Dienstes  anlangt,  so  be- 
ruht diese  nur  in  der  einheitlichen  Dienstordnung;  denn  im 
übrigen  wird  der  Dienst  für  jeden  Dienstbezirk  vom  örtlichen 
Vorgesetzten  commandirt.  Bei  aller  Vortrefflichkeit  der  Gen- 
danuen,  welche  Niemand  bestreiten  wird,  der  den  aufopfernden 
Dienst  dieser  Beamten  kennt,  wird  von  ihrer  Vermehrung  für  die 
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städtische  Polizei  nur  ein  zweifelhafter  Gewinn  zu  erwarten  sein, 
ausser  wenn  die  Handhabung  der  Polizei,  wie  es  bei  den  kleineren 
Städten  beabsichtigt  zu  sein  scheint,  durch  Einbeziehung  dieser 
Städte  in  den  Patrouillenbezirk  der  Gendarmerie  zum  Theil  den 
Städten  entzogen  und  dem  Vorgesetzten  der  Gendarmerie  über- 
tragen wird.  Die  Aufstellung  von  Gendarmen  in  den  Vororten 
grösserer  Städte  hat  für  deren  Polizeiverwaltung  gar  keinen  Vor- 
theil,  weil  die  Gendarmen  als  königliche  Beamte  der  städtischen 
Polizei  nicht  unterstellt  werden  können,  die  Anweisung,  die  Er- 
suchen dieser  Polizei  zu  befolgen,  aber  nur  zu  leicht  zu  Störungen 
des  ihnen  von  ihren  directen  Vorgesetzten  übertragenen  Dienstes 
und  zu  Reibungen  zwischen  diesen  Vorgesetzten  und  den  Polizei- 
behörden führen  dürfte. 

Ist  in  allen  diesen  Richtungen  nichts  oder  doch  nur  wenig 
gewonnen,  so  kann 

IL  von  der  Herstellung  einer  ausgleichenden  Ge- 
rechtigkeit gar  keine  Rede  sein.  Es  ist  ja  richtig,  dass  die 
Städte  mit  königlicher  Polizeiverwaltung,  welche  früher  gar  nichts 
zu  den  Polizeikosten  beigetragen  haben,  jetzt  und  zwar  zum  Theil 
ganz  erheblich  zu  solchen  Beiträgen  herangezogen  werden.  In- 
sofern ist  eine  Ungerechtigkeit  beseitigt,  aber  es  bleibt  immer 
noch  die  Ungerechtigkeit  bestehen,  dass  diejenigen  Städte,  welche 
eigene  Polizeiverwaltung  haben,  alle  Kosten  der  Polizei  tragen 
müssen  und  somit  immer  noch  ungleich  stärker  belastet  sind  als 
die  mit  königlicher  Polizeiverwaltung  versehenen  Städte.  Und 
doch  war  schon  bei  den  Verhandlungen  über  das  Polizeigesetz 
vom  11.  März  1850  der  Antrag  gestellt  worden,  den  Städten  mit 
eigener  Polizeiverwaltung  eine  Entschädigung  dafür  —  wenn  auch 
nicht  über  einen  Silbergroschen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  — 
zu  zahlen  (Abgeordneter  von  Voss  in  den  Verhandlungen  des  Ab- 
geordnetenhauses 1889  S.  1410).  Man  sagt,  diese  grössere  Belastung 
mit  Polizeikosten  sei  die  Gegenleistung  dafür,  dass  diese  Städte 
die  Wohlthat  eigener  selbstständiger  Polizei  besässen.  Es  muss 
dies  aber  keine  gar  so  grosse  Wohlthat  sein,  wie  wenigstens  aus 
dem  Gang  der  Verhandlungen  über  das  Polizeikostengesetz  hei^ 
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vorzugehen  scheint.    Es  haben  sich  wenigstens  in  dieser  Richtung 
die  Ansichten  sehr  geändert. 

Es  gab  eine  Zeit,  wo  es  zu  den  Glaubensartikeln  eines  für 
Decentralisation  und  städtische  Freiheit  eingenommenen  Mannes 
gehörte,  die  üebertragung  der  gesammten  Polizei  auf  die  Städte 
zu  verlangen.  Damals  sagte  der  jetzige  Finanzminister  Dr.  Miqcel 
im  hannoverischen  Landtag: 

„Das  Heraussreissen  eines  Theiles  der  obrigkeitlichen  Thätig- 
keit  ist  eine  Massregel,  aus  der  nichts  Gutes  entspringen  kann. 
Die  königlichen  Polizeidirectionen  können  nur  eine  reprimitive 
Thätigkeit  ausüben;  sie  können  nur  bereits  stattgehabte  Reaktionen 
des  verbrecherischen  Willens  strafen.  Die  Polizei  genügt  aber 
jetzt  nicht  mehr  dadurch,  dass  sie  bloss  begangene  Frevel  ahndet, 
sie  muss  vorbeugen,  sie  muss  primitiv  thätig  sein,  dadurch,  dass 
sie  die  Zustände  wegschaiFt,  welche  zur  Auflehnung  des  Einzel- 
willens gegen  die  allgemeine  Rechtsordnung  führen.  Das  kann 
die  königliche  Polizei  nicht,  sie  ist  zu  der  verwaltenden  Polizei- 
thätigkeit  nicht  im  Stande:  Eine  königliche  Polizeidirection  wird 
das  zur  Ausführung  mancher  noth wendigen,  mancher  erspriess- 
lichen  Vorrichtungen  nöthige  Vertrauen  bei  der  Bürgerschaft 
nicht  gewinnen  können,  die  städtischen  Magistrate  werden  von 
den  Bürgern  gewählt,  sie  werden  von  denselben  als  ihr  Magistrat, 
als  ihre  Behörde  angesehen.  Sie  haben  neben  sich  die  Bürger- 
vorsteher  und  geniessen  aus  natürlichen  Gründen  das  Zutrauen 
der  Bürger.  Die  königliche  Polizeidirection  steht  als  eine  fremde 
Behörde  der  Bürgerschaft  gegenüber.  In  nicht  so  gar  seltenen 
Fällen  kommt  sie  aus  Eifersucht  und  Misshelligkeiten  in  einen 
gewissen  Gegensatz,  ja  in  Zwiespalt  mit  dem  Magistrat,  und  so 
scheitern  denn  daran  oft  ihre  nützlichen  und  auf  das  Wohl  der 
Stadt  abzielenden  Bestrebungen.  Es  kommt  hinzu,  dass  noth- 
wendige  Differenzen  bezüglich  der  Kompetenzverhältnisse  zwischen 
dem  Magistrat  und  der  Polizeidirection  statthaben,  die  sich  auch 
nicht  durch  die  in's  Einzelnste  gehende  Kompetenzregulirung  l)e- 
seitigen  lassen.  Noch  ein  grösseres  Uebel  ist,  dass  die  könig- 
lichen Polizeibehörden  die  statutarische  Gesetzgebung  oft  in's 
Stocken   bringen.      Sehr  viele  Statuten   würden    die  Städte  l>e- 
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schliessen,  ganze,  der  Begelung  bedürftige  Zweige  der  Verwaltung 
statutarisch  ändern,  müssten  sie  sich  nicht  sagen,  die  Ausübung 
und  Handhabung  derselben  kommt  in  die  Hände  der  königlichen 
Polizeidirectionen." 

Es  darf  billig  bezweifelt  werden,  ob  Herr  Dr.  Miquel  diese 
Anschauungen  noch  vertreten  möchte,  aber  gar  mancher  Liberale 
meint,  er  müsse,  um  liberal  zu  erscheinen,  dafür  eintreten,  dass 
die  Polizeiverwaltung  in  den  Händen  der  Städte  und  nicht  in  denen 
des  Staates  liege.  Nichts  ist  bedenklicher,  als  in  solchen  Fragen 
das  politische  Parteiwesen  hineinspielen  zu  lassen,  wie  dies  früher 
stets  geschah.  So  nahmen  noch  1889  die  Abgeordneten  von  Eynern 
u.  G.  die  Polizeiverwaltung  für  die  Städte  „kraft  ihres  Selbst- 
verwaltungsrechts" in  Anspruch  (Kommissionsbericht  des  Abge- 
ordnetenhauses 1889,  Drucksache  112  S.  5),  es  müsse  den  Städten 
daher  auf  deren  Antrag  mindestens  die  Baupolizei,  einschliesslich 
der  Strassenbaupolizei,  die  Gewerbe-,  Hafen-,  Markt-,  Feld-,  Jagd-, 
Forst-  und  Schulpolizei  übertragen  werden,  was  der  Minister  da- 
mals als  völlig  unannehmbar,  ja  nach  einem  Bericht  der  „Post" 
vom  6.  Februar  1889  No.  362  Beilage  „als  mit  dem  Effect  einer 
gewissen  Demüthigung  der  Staatsregierung  verknüpft"  bezeichnete, 
und  das  mit  Recht;  denn  wollte  man  die  polizeiliche  Thätigkeit, 
die  sich  nur  oder  doch  wesentlich  auf  das  Stadtgebiet  be- 
schränkt, den  Stadtgemeinden  als  einen  Ausfluss  ihrer  Selbst- 
verwaltung übertragen,  dannmüsste  man  ihnen  folgerichtiger  Weise 
wie  die  Polizeiverwaltung  auch  die  Rechtsprechung  über  die  Stadt- 
bewohner, die  Vormundschaftsverwaltung,  das  Grundbuch-  und 
Katasteramt,  die  Steuer-Veranlagung  und  Erhebung  und  was  alles 
sonst  noch  übertragen.  Hüte  man  sich,  dass  nicht  solche  Folger- 
ungen als  logisch  richtige  von  irgend  einer  Seite  anerkannt  und 
gezogen  werden. 

In  dieser  Richtung  haben  sich  nun  die  Ansichten  wesentlich 
dahin  geklärt,  dass  die  Städte  nicht  mehr  den  grossen  Werth  wie 
früher  auf  die  Uebertragung  der  Polizei  überhaupt  oder  nur  auf 
die  der  „Wohlfahrtspolizei"  auf  sie  legen. 

Schon  am  20.  März  1889  sagte  der  Abgeordnete  Barth  (Ver- 
handlungen des  Abgeordnetenhauses  S.  1394): 
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„Ich  bin  der  festen  Ansicht,  dass  die  Stimmimg  in  Bezng 
auf  die  städtische  Polizeiverwaltung  sich  vollständig  geändert  hat 
und  die  Probe  auf  das  Exempel  kann  gemacht  werden,  wenn  ein- 
zelnen der  kleineren  Städte,  wie  das  in  Aussicht  genommen  ist^ 
einmal  die  staatliche  Polizeiverwaltung  weggenommen  wird.  Ich 
bin  gewiss,  dass  wir  dann  mit  Petitionen  angegangen  werden, 
doch  die  staatliche  Polizeiverwaltung  dort  zu  belassen.  Jedenfalls 
aber  haben  sich  die  Städte  jetzt  nicht  gerührt,  obgleich  zugesagt 
war,  dass  man  in  Erwägung  nehmen  werde,  ihnen  die  staatliche 
Polizeiverwaltung  zu  nehmen.  Sie  haben  sich  nicht  gerührt  und 
etwa  Petitionen  hierher  geschickt  und  ersucht,  dass  das  Versprechen 
nunmehr  auch  erfüllt  werde." 

In  ähnlicher  Weise  spricht  sich  ein  Correspondent  der 
„Deutschen  Gemeindezeitung"  vom  23.  Januar  1892  No.  4  S.  21 
aus,  indem  er  gleichzeitig  erklärt,  dass  verschiedene  Städte  sich 
geweigert  hätten,  auf  die  ihnen  angesonnene  Uebemahme  auch 
nur  eines  Theiles  der  Polizeiverwaltung  einzugehen,  eine  That- 
Sache,  die  auch  hier  nur  vollständig  bestätigt  werden  kann.  Die 
Städte  haben  eingesehen,  dass  die  Opfer,  die  man  ihnen  zumuthet, 
zu  grosse  sind,  um  die  etwaigen  Vorzüge  eigener  Polizeiverwaltung 
auszugleichen. 

Nimmt  man  nun  noch  die  Arbeitslast,  welche  heutzutage  der 
Polizei  zur  Entlastung  der  Justiz  durch  Vernehmungen,  Ermittel- 
ungen und  Feststellungen  von  Thatsachen,  Verhaftungen,  Vor- 
führungen und  Transporte  von  Angeklagten  oder  Verurteilten  auf- 
gelegt wird,  und  die  dadurch  verursachten  sehr  erheblichen  Kosten 
hinzu,  so  wird  man  noch  viel  deutlicher  einsehen,  wie  ungerecht 
die  Vertheilung  der  Polizeikosten  auch  nach  der  Einführung  unseres 
Gesetzes  ist. 

Soll  von  einer  ausgleichenden  Gerechtigkeit  die  Rede  sein, 
dann  muss  der  Staat  den  Städten  mit  eigener  Polizeiverwaltung 
eine  angemessene  Entschädigung  geben,  wie  er  selbst  sie  jetzt 
von  den  Städten  mit  königlicher  Polizei  Verwaltung  erhält  und  wie 
sie,  wie  gezeigt,  bereits  1850  angeregt  worden  ist.  So  gut  die 
staatliche  Polizei  städtische  Geschäfte  besorgt,  so  gut  besorgt  die 
städtische  Polizei  staatliche  Geschäfte. 
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Eine  solche  Einrichtung  hätte,  nebenbei  bemerkt,  noch  den 
grossen  Vorzug,  dass  daraufhin  der  Minister  nach  Belieben  in 
einer  mit  eigener  Polizei  versehenen  Stadt  königliche  Polizei  ein- 
führen könnte,  ohne  zuvor  einen  Beschluss  des  Landtags  wegen 
Einstellung  der  erforderlichen  Beträge  in  den  Staatshaushaltsetat 
erwirken  zu  mtissen. 

in.  Wir  kommen  schliesslich  zur  Erörterung  der  Frage,  was 
zur  Erreichung  der  gesteckten  Ziele  möglich  und  zu 
fordern  wäre.  Es  ist  zur  Beseitigung  der  zu  I.  und  II.  her- 
vorgehobenen Mängel  auch  auf  dem  Boden  des  jetzigen  Gesetzes 
mancherlei  zu  thun,  wenn  auch  bei  den  augenblicklich  herrschen- 
den finanziellen  Verhältnissen  des  preussischen  Staates  und  unter 
Berücksichtigung  der  noch  vielfach  herrschenden  mangelhaften 
BegriflFe  bezüglich  des  Unterschieds  zwischen  Delegation  staat- 
licher Thätlichkeit  auf  und  die  Selbstverwaltung  durch  die  Ge- 
meinden weder  auf  eine  richtige  Scheidung  der  Zuständigkeit 
zwischen  Polizei  und  Verwaltung  und  Uebemahme  der  ersteren 
durch  den  Staat  noch  auf  die  Zahlung  einer  Entschädigung  an 
die  Gemeinden  mit  eigener  Polizeiverwaltung  für  die  ihnen  hie- 
durch  erwachsenen  Kosten  seitens  des  Staates  zu  rechnen  ist. 
Da  aber  der  Minister  selbst  die  ihm  unterstellte  Polizei  in  einem 
so  mangelhaften  Lichte  hingestellt  hat,  und  mit  Rücksicht  auf 
die  von  einzelnen  Landtagsmitgliedem  hervorgehobenen  grossen 
Mängel  ist  zu  hoffen,  dass  der  Minister  nun  Hand  anlegt,  um 
eine  Reformation  der  Polizei  durchzuführen.  Was  in  dieser  Richt- 
ung zu  thun  wäre,  mag  im  Nachfolgenden  im  Anschluss  an  das 
zu  12  Gesagte  kurz  dargelegt  werden. 

1.  Man  vermisst  den  einheitlichen  Geist  der  Polizei- 
verwaltung. Dieser  wäre  aber  sehr  leicht  durchzuführen,  wenn 
der  Staat  sich  nur  einmal  recht  lebhaft  daran  erinnern  wollte, 
dass  die  Polizei  im  Namen  des  Königs  von  den  Gemeinden  auf 
Grund  erfolgter  Delegation  gehandhabt  wird.  Dann  wird  es  leicht 
sein,  eine  nach  der  Grösse  der  einzelnen  Stadtgemeinden  syste- 
matisch geordnete  gleichmässige  Organisation  der  gesammten 
Polizeiverwaltung  einzuführen,  die  Gehalts-  und  Pensionsverhält- 
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•  rolueibeamten  gleichmässig  zu  regeln,  eme  gleichmässige 
.Mi  der  königlichen  und  der  städtischen  Polizeibeamten,  wie 
M  iiciiüi  der  städtischen  Polizeiverwaltungen  schon  so  oft  er- 
•.  i-  u  ist,  einzuführen   und  damit  den  jetzt  auf  Grund  der  ver- 
N.  lüidciien  Uniformirungen  im  Volke  herrschenden  Aberglauben, 
als  >ti  die  städtische  Polizei  nicht  als  eine  der  staatlichen  gleich- 
stillende  anerkannt,  zu  beseitigen;  vielleicht  liesse  sich  nach  dem 
Heis})iele  des  Königreichs  Sachsen  die  Uniform  von  Polizei  und 
(iendarmerie  gleichmässig  herstellen,   vielleicht  nur  durch  kleine 
Abzeichen  für  den  Eingeweihten  verschieden.     Femer  müsste  die 
städtische  Polizei  nicht  aus  übergrosser  Rücksicht  vor  der  Selbst- 
verwaltung sich  selbst  überlassen,   sondern  öfters  einer  Revision 
unterworfen  werden,    nach   deren  Ergebniss  dann  sich  findende 
Mängel  abgestellt  werden  könnten  und  müssten. 

2.  Auch  eine  kräftigere  Handhabung  der  Polizei 
würde  die  Folge  solcher  öfteren  Revisionen  sein,  indem  dabei  den 
Polizeiverwaltungen  die  nöthigen  Verhaltungsmassregeln  gegeben 
werden  könnten  und  namentlich  auch  darauf  geachtet  werden 
müsste,  dass  nicht  die  Polizeibeamten  durch  eine  mit  ihrem  Haupt- 
berufe unvereinbare  Beschäftigung  von  ihrer  eigentlichen  Thätigkeit 
abgezogen  würden.  Insbesondere  wäre  darauf  zu  achten,  dass 
nicht  die  Polizei  von  einem  Beamten  im  Nebenamte  verwaltet 
würde,  der  wegen  der  Inanspruchnahme  durch  sein  Hauptamt  für 
die  Polizei  keine  Zeit  mehr  übrig  behält,  sondern  dass  eine  selbst- 
ständige Polizeiverwaltung  (Direction  oder  wie  man  sie  nemien 
will)  errichtet  werde,  deren  Vorstand  in  erster  Linie  sich  der 
Polizeiverwaltung  und  nur,  wenn  es  deren  geringerer  Geschäfts- 
umfang  erlaubt,  anderen  Beschäftigungen  im  Nebenamte  widmen 
darf,  welche  ihn  nicht  von  der  Hauptthätigkeit  abziehen.  Es 
mögen  dabei  die  Worte  angeführt  werden,  welche  der  Abge<^rd- 
nete  von  Voss  am  30.  März  1889  im  Abgeordnetenhaus  (Verh. 
S.  1396)  aussprach: 

„Wenn  der  Chef,  der  beide  Venvaltungen"  (nämlich  die  der 
Stadt  und  die  der  Polizei)  „zu  führen  hat,  nicht  mehr  in  der 
Lage  ist,  beide  Zweige  vollständig  übersehen  und  beherrschen  zu 
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können,  dann  kommen  diese  traurigen  Auskunftsmittel,  dass  ein 
Stadtrath  entweder  selbständig  dafür  ernannt  wird  oder  dass  der 
Oberbürgermeister  einen  Stadtrath  mit  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsinstanz mit  der  Polizeiverwaltung  betraut.  Das  ist  immer 
ein  missliches  Auskunftsmittel,  da  fehlt  eins,  was  für  jede  wirk- 
same Polizei  unerlässlich  ist,  das  Gefühl  der  selbständigen  per- 
sönlichen Verantwortlichkeit." 

3.  Die  so  oft  und  nicht  mit  Unrecht  hervorgehobene  Mangel- 
haftigkeit  der  Befähigung  der  bestellten  Polizei- 
beamten für  ihren  Beruf  endlich  ist  in  doppelter  Weise  ab- 
zustellen. Vor  allem  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  den  Polizei- 
beamten angemessene  Gehalte  bezahlt  werden,  dann  werden 
sich  auch  tüchtige  Männer  um  die  ausgeschriebenen  Stellen  be- 
werben. Wenn  man  die  bei  den  Ausschreibungen  der  Stellen  be- 
kannt gemachten  Gehalte,  die  oft  geradezu  als  Hungerlöhne  be- 
zeichnet werden  müssen,  liest,  dann  darf  man  sich  nicht  wundem, 
dass  zu  solchen  Stellen  sich  nur  untergeordnete  Persönlichkeiten 
melden.  Jeder  praktische  Polizeimann  kann  aber  aus  seiner 
eigenen  Erfahrung  bestätigen,  dass  wenn  er  Stellen  mit  ange- 
messenen Gehalten  ausschreiben  kann,  er  stets  auch  auf  tüchtiges 
Personal  zur  Besetzung  der  Stellen  rechnen  darf.  Diese  richtige 
Festsetzung  der  Gehalte  muss,  wenn  eine  Stadt  gegen  ihre  eignen 
Interessen  keine  richtigen  Gehalte  festsetzen  will,  nöthigenfalls 
auf  dem  Weg  der  Zwangsetatisirung  erfolgen.  Weiter  aber  muss 
der  Staat  verlangen,  dass  niemand  bei  einer  städtischen  Polizei- 
verwaltung angestellt  wird,  der  nicht  durch  eine  Prüfung 
oder  auf  eine  sonstige  Weise  seine  Befähigung  zur  Be- 
kleidung der  zu  besetzenden  Stelle  dargethan  hat,  wie 
ja  dies  für  die  Besetzung  der  Stellen  der  Lehrer  u.  s.  w.  gleich- 
falls verlangt  wird.  Um  eine  solche  Ausbildung  zu  ermöglichen, 
muss  der  Staat  Anstalten  einrichten,  wo  diese  Ausbildung  zu  er- 
langen ist.  Dies  sollen  nicht  förmliche  Schulen  sein.  Die  Vor- 
stände der  Polizeiverwaltungen  erlangen  ihre  Ausbildung  als  Re- 
ferendare, für  die  Erlangung  der  Stelle  eines  Subaltem-  oder 
Unterbeamten  aber  müsste  als  Erforderniss  festgestellt  werden, 
dass  der  Anwärter  eine  Zeit  lang  bei  einer  königlichen  oder  einer 
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grösseren  städtischen  Polizeidirection  zu  seiner  Ausbildung  ge- 
arbeitet hätte  und  dass  er  nur  angestellt  werden  darf ,  wenn  er 
von  der  Behörde,  der  er  zur  Ausbildung  übergeben  worden  ist, 
ein  günstiges  Zeugniss  über  seine  Befähigung  erlangt  hat 

Würden  diese  Vorschläge  befolgt,  so  könnte  auch  unter  den 
jetzigen  Verhältnissen  die  Polizei  ganz  bestimmt  auf  eine  ihrer 
Aufgabe  entsprechenden  Höhe  gebracht  werden. 
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Das  persönliche  Anwendungsgebiet  des  preussischen 
Gesetzes  vom  14.  März  1873,  betreffend  den  Austritt 

aus  der  Kirche. 


Beschluss  des  Kgl.  Landgerichts  I  Berlin. 

Auf  die  Beschwerde  des  Kaufmanns  Carl  Z.  zu  Berlin  vom 
17.  Januar  1893  wird  dem  Königlichen  Amtsgericht  I  hier,  Ab- 
theilung 90,  aufgegeben,  dem  Antrage  des  Beschwerdeführers: 
„von  ihm  eine  Erklärung  in  Gemässheit  des  §  1  des  Gesetzes 
vom  14.  März  1873  betr.   den  Austritt   aus  der  Kirche  aufzu- 
nehmen" 
zu  entsprechen. 

Gründe: 

Der  Beschwerdeführer  hat  bei  dem  hiesigen  Königlichen  Amts- 
gericht! zum  Protokoll  vom  3.  Januar  1893  erklärt,  däss  er  aus 
der  katholischen  Kirche  auszutreten,  beabsichtige  und  dass  er 
bitte,  das  Geeignete  zu  veranlassen.  Es  ist  ihm  darauf  zu  Pro- 
tocoll  eröffnet  worden,  dass  das  Kirchenaustrittsgesetz  nur  auf 
prenssische  Staatsangehörige  im  Königreich  Preussen,  nicht  da- 
gegen auf  ihn  —  als  Bayern  —   Anwendung  linden  könne. 

Die  hiergegen  gerichtete  Beschwerde  ist  begründet.  In 
formeller  Hinsicht  entsteht  zunächst  die  Frage,  ob  das  König- 
liche Amtsgericht,  da  die  Aufnahme  der  Austrittserklärung  ledig- 
lich einen  Act  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  darstellt,  die  Ent- 
gegennahme dieser  Erklärung  überhaupt  ablehnen  durfte,  oder  nicht 
vielmehr  nach  gehöriger  Bedeutung  des  Antragstellers  auf  dessen 
Verlangen  dennoch  die  Aufnahme  des  Actes  hätte  bewirken  sollen. 
Es  ist  indess  aus  dem  Verfahren  des  Amtsgerichts,  da  dieses  die 
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beabsichtigte  Willenserklärung  des  Antragstellers  für  eine  un- 
gültige erachtete  im  Hinblick  auf  §  29  Th.  II  Tit.  2  der  AUgem. 
Gerichts-Ordnung  ein  Bedenken  nicht  herzuleiten.  Dagegen  fühlt 
in  materieller  Hinsicht  der  Antragsteller  sich  mit  Recht  beschwert. 

Die  §§  41,  42  Theil  II  Titel  11  des  preuss.  AU.-L.-R.  be- 
handeln  den  Austritt  aus  einer  Kirche  bei  gleichzeitigem  üeber- 
tritt  in  eine  andere.  Im  Anschlüsse  hieran  hatte  das  preussische 
Obertribunal  in  mehreren  Entscheidungen  (Entsch.  Bd.  27  S.  375) 
Str. -Archiv  Bd.  12  S.  110  (Entsch.  Bd.  58  S.  351)  an  der  Auf- 
fassung festgehalten,  dass  Mitglieder  der  anerkannten  Kirchen 
durch  den  blossen  Austritt  aus  der  Kirche  oder  ihren  Uebertritt 
zu  einer  vom  Staate  nur  geduldeten  Religionsgesellschaft  von  der 
Verpflichtung  zu  der  Parochiallast  ihrer  bisherigen  Kirche  l)ei- 
zutragen,  nicht  befreit  würden.  Das  Gesetz  vom  14.  März  1873 
bezweckt  nun,  zur  Beseitigung  einerseits  der  aus  der  Praxis  des 
höchsten  Gerichtshofes  hervorgegangenen  Beschwerden,  anderer- 
seits der  in  den  einzelnen  Landestheilen  vorhandenen  Verschieden- 
heiten eine  das  ganze  Staatsgebiet  umfassende  Regelung  der  Form 
und  der  bürgerlichen  Wirkungen  des  Austritts  aus  der  Kirche 
herbeizuführen  (Motive  zu  dem  Entwurf  des  Gesetzes  betr.  den 
Austritt  aus  der  Kirche  —  Anlagen  zu  den  stenogr.  Berichten 
des  Landtags  S.  436,  437).  Der  Inhalt  des  Gesetzes  ist  also 
seinem  Zweck  gemäss  öffentlichen,  indess  nicht  politischen,  sondern 
rein  bürgerlichen  Rechts.  Allerdings  ist  das  Gesetz  ein  preussi- 
sches.  Wenn  aber  seitens  des  Amtsgerichts  hieraus  weiter  ge- 
folgert wird,  dass  die  Normen  dieses  Gesetzes  nur  auf  preussische 
Staatsangehörige,  unter  Ausschluss  nichtpreussischer  Reichsange- 
höriger anwendbar  seien,  so  ist  die  einschneidende  Bedeutung 
nicht  gewürdigt,  welche  dem  Artikel  3  der  Reichsverfassung 
zukommt. 

Das  Wesen  dieser  Verfassungsbestimmung  kann  begrifflich 
insoweit  als  unbestritten  angesehen  werden,  dass  Artikel  3  den 
(negativen)  Rechtssatz  enthält,  kein  Deutscher  dürfe  in  rechtlicher 
Beziehung  ungünstigeren  Regeln  unterworfen  werden,  als  der  An- 
gehörige des  eigenen  Staates  (Laband,  Staatsrecht  des  deutschen 
Reiches  2.  Auflage  S.  169).     Es  unterliegt  nun  keinem  Zweifel, 
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dass  damit  keineswegs  besagt  ist,  dass  jeder  Reichsangehörige  in 
jedem  deutschen  Staate,  in  welchem  er  sich  aufhält,  Staatsbürger 
wird.  —  Indess  ist  die  Tragweite  jener  Verfassungsbestimmung  doch 
eine  so  eingreifende,  dass  die  Staatsangehörigkeit  sich  (auf  den  nicht 
bereits  überhaupt  durch  Reichsgesetz  geregelten  Gebieten)  wesentlich 
auf  politische  Rechte  beschränkt,  wie  dies  am  schärfsten  beim  Land- 
tags-, im  Gegensatze  zum  Reichstagswahlrecht  hervortritt  (vergl. 
Laband  a.  a.  0.  S.  152,  Schulze,  Staatsrecht  2.  Buch  S.  25  ff., 
Trieps,  Das  deutsche  Reich  u.  die  deutschen  Bundesstaaten  S.  157  ff.). 

Hiemach  ist  also  in  jedem  einzelnen  Falle,  in  welchem  die 
Anwendbarkeit  des  Artikels  3  der  Reichsverfassung  in  Frage  kommt, 
zu  prüfen,  ob  es  sich  um  eine  die  Staatsangehörigkeit  voraus- 
setzende Vorschrift  des  Gesetzes  handelt. 

Im  gegenwärtigen  Beschwerdefalle  ist  nun  weder  aus  der 
Entstehungsgeschichte,  noch  der  Fassung  dem  Inhalte  oder  Zwecke 
des  Gesetzes  vom  14.  März  1873  ein  Anhalt  dafür  zu  entnehmen, 
dass  dasselbe  nur  auf  preussische  Staatsangehörige  im  Gegen- 
satz zu  ausserpreussischen  Reichsangehörigen  Anwend- 
ung finden  solle. 

Insbesondere  kann  für  die  Entscheidung  dieser  Fragen  dem 
Umstände,  dass  im  Gesetzestexte  der  Titel  11  Theil  II  AUgem. 
Landrechts  sich  mehrfach  allerdings  die  Ausdrücke  „Unterthan" 
(vj  5  dess.)  „Bürger  des  Staats"  (§  40  dess.)  vorfinden,  eine  inter- 
pretative  Bedeutung  nicht  beigemessen  werden.  Findet  aber  das 
Gesetz  vom  14.  März  1873  auf  den  Beschwerdeführer  als  unbestritten 
reichsangehörigen  Bayern  Anwendung,  so  war  es  nicht  gerecht- 
fertigt, die  Aufnahme  einer  von  ihm  in  Gemässheit  des  §  1  jenes 
Gesetzes  beabsichtigten  Erklärung  abzulehnen. 

Der  erhobenen  Beschwerde  war  daher  stattzugeben. 

Berlin,  4.  Februar  1893. 
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Beirgbohm,  Dr.  Karl,  Jarispradenz  und  Rechtsphilosophie.  Kri- 
tische Abhandlungen.  Erster  Band.  Einleitung. — Erste 
Abhandlang:  Das  Naturrecht  der  Gegenwart.  Leipzig,  Ver- 
lag von  Duncker  u.  Humbert,  1892.    S.  XVI  u.  566. 

Bbrgbohm  legt  uns  hier  einen  reichhaltigen  ersten  Band  von  Unter- 
suchungen zur  Allgemeinen  Rechtslehre  vor.  Eine  lebhaft  geschriebene  Ein- 
leitung rechtfertigt  das  Unternehmen  und  entwickelt  den  Plan  desselben. 
Darin  werden  die  Noth  unserer  Wissenschaft  um  die  juristischen  Grundbegriffe, 
die  Misstände  der  »»souveränen  Kleinstaaterei"  innerhalb  ihren  Bereichs,  das 
Bedttrftiiss  einer  systematischen  Verknüpfung  der  Begriffe »  mit  welchen  ihre 
Theile  operiren,  einer  concentrischen  Inangriffnahme  derjenigen  Probleme,  welche 
allen  gemeinsam  sind,  sowie  der  Mangel  einer  festen  Terminologie  nachge- 
wiesen und  so  das  Postulat  des  Ausbaues  einer  Allgemeinen  Rechts- 
lehre positivistischen  Charakters  begründet. 

Die  nachfolgende  erste  Abhandlung  richtet  sich  gegen  alle  Theorien, 
welche  ein  nicht  -  positives  Recht  oder  Elemente  eines  solchen  zum  Gegen- 
stande haben  oder  als  existent  voraussetzen,  also  gegen  alle  Formen  eines 
Vernunft-,  Natur-  oder  Idealrechts.  Ihr  erster  Abschnitt  giebt  uns  eine  Ent- 
wickelungsgeschichte  der  Begriffsdichtungen  dieses  Charakters,  ihr  zweiter 
ein  Inventar  der  Gestalten,  in  welchen  sie  fortleben,  aller  Namen,  Hasken 
und  Verkleidungen,  unter  welchen  sie  in  Philosophie  und  Jurisprudenz  noch 
immer  ihr  Wesen  treiben,  der  dritte  den  Nachweis  ihrer  wissenschaftlichen 
Nichtigkeit.  Die  Erörterung  gipfelt  hier  in  einer  sehr  beachtenswerthen  Re- 
vision der  Rechtstheorie  unserer  historischen  Schule. 

(Jeberall  zeigt  der  Verfasser  eine  eminente  Belesenheit  —  kein  Anderer 
unter  den  Lebenden  dOrfte  sich  einer  gleichen  Beherrschung  der  gesammten 
einschlagenden  Litteratur  rühmen  können  —  und  eine  grosse  kritische  Bean- 
lagung;  sein  Stil  Klarheit  und  Fülle.  Nicht  in  gleichem  Maasse  die  Kunst 
der  Condensirung  des  Stoffes.  Der  Verfasser  vermag  den  Reichthum  desselben 
formal  nicht  völlig  zu  bemeistern.  Ein  breiter,  überquellender  Strom  von 
Anmerkungen  begleitet  daher  beständig  seinen  Text.    Möge  aber  Niemand. 
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der  Aber  die  behandelten  Grandfragen  mit  sich  im  Reinen  zu  sein  denkt,  da- 
durch sich  abhalten  lassen,  den  Verfasser  auf  seinen  Wanderungen  zu  begleiten. 
Scharfsinnige  Detailausführnngen  und  Kritiken  und  neue  Gesichtspunkte  für 
alte  Probleme  lohnen  die  Mühe. 

Referent  hat  besonderen  Grund,  das  Werk  sympathisch  zu  begrüssen. 
Ks  nimmt  die  Arbeit  mit  umfassenderen  Materialien  auf,  die  er  vor  Zeiten 
(in  der  Einleitungs-Abhandlung  der  GRÜNHur'sohen  Zeitschrift)  in  Angriff  ge- 
nommen hat :  den  Kampf  gegen  den  prinzipiellen  Dualismus  in  der  das  Recht 
betreffenden  Gedankenwelt  („positive*  und  philosophische  Rechtslehre)  und 
fQr  eine  positivistische  Rechtsphilosophie,  welche  die  juristischen  Spezial- 
Wissenschaften  als  ein  homogenes  Glied  ergänzt  und  nicht  wie  eine  von  aussen 
angelegte  Klammer,  sondern  wie  die  Rinde  den  Baum,  aus  dessen  Säften  sie 
gebildet  ist,  umfasst.  Und  das  Werk  lässt  trotz  scharfer  Beleuchtung  der 
Mängel  unserer  juristischen  Grundlehren  ericennen,  dass  eine  respektable 
Snmme  geistiger  Kräfte  sich  in  der  Richtung  des  dort  aufgestellten  Pro- 
gramms bethätigt. 

Je  grösser  freilich  die  üebereinstimmang  in  den  allgemeinen  Tendenzen 
ist,  um  so  leichter  haftet  der  Blick  an  Kinzelheiten,  die  unseren  Anschauungen 
nicht  entsprechen,  an  Stellen,  wo  die  Wege  sich  scheiden.  Eine  solche  Einzel- 
heit (der  übrigens  eine  grössere  Tragweite  zukommt)  ist  fOr  mich  die  gegen 
Iherino's  Kampftheorie  gerichtete  Behauptung  des  Verfassers  S.  545,  dass 
bei  Schaffung  des  Rechtes  „das  einfache  Thun  auf  der  einen,  Dulden  auf  der 
anderen  Seite  .  .  .  wenn  nicht  ausnahmslose  Regel  (!),  doch  der  gewöhnliche 
Fall'  (sei).  Welche  von  unseren  deutschen  Gesetzen  sind  wohl  dieser  Regel 
gemäss  zu  Stande  gekommen?  Femer  die  These,  dass  die  Begriffe  des  objek- 
tiven und  des  subjektiven  Rechtes  so  disparater  Natur  seien,  dass  sie  sich 
unter  keinen  anderen  Gattungsbegriff  bringen  Hessen ,  als  den  des  „rechts- 
relevanten Dings  (S.  48  f.).  Eine  genauere  Untersuchung  des  beiden  Be- 
griffen wesentlichen  Machtmomentes  und  seiner  eigenthfimlichen  Beziehungen 
würde  erkennen  lassen,  dass  im  Gegentheile  ein  nahes  Verwandtscbaftsver- 
hältniss  zwischen  ihnen  besteht  und  dass  es  sich  bei  der  gleichen  Benennung 
derselben  im  Deutschen  —  was  übrigens  auch  eine  etymologische  Unter- 
suchung erhärten  würde  —  nicht  um  eine  blosse,  unlogische  Laune  unserer 
Sprache  handelt. 

Bergbohm*s  Bemerkungen  über  das  Rechtsgefühl  (454  ff.,  465  ff.) 
enthalten  neue  Gesichtspunkte,  doch  dürften  seine  Zergliederung  und  Ableit- 
ung dieses  complicirten  ethischen  Phänomens  die  Sache  nicht  in  dem  voraus- 
gesetzten Maasse  erledigen. 

Grosses  Gewicht  legt  Berobohm  auf  die  seiner  Ansicht  nach  begrifflich 
nothwendige  Lückenlosigkeit  jedes  Rechtes,  bezw.  die  absolute  Un- 
zulässigkeit einer  Ergänzung  seines  Inhaltes  aus  nicht  positiven  Quellen.  Und 
seine  Ausführungen  darüber  sind  sehr  beachtenswerth.  Gleichwohl  scheint 
mir,  dass  er  nicht  zu  einer  Formulirung  seiner  These  gelangt,  welche  jeden 
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Einwand  ausschlösse.  Wenn  etwa  ein  unentwickeltes  Recht  den  Richter  bo- 
züglich  bestimmter  Materien  anweist,  ,nach  Gelegenheil  und  Gestalt  der  Sache* 
zu  verfahren,  so  ist  dem,  was  er  als  sachgemäas  demnächst  erkennen  und 
seinem  Urtheil  zu  Grunde  legen  wird,  allerdings  von  vornherein  die  positive 
Rechtsqualität  zugesichert.  Aber  besitzt  der  bezQgliche  Gedanke  diese  Eigen- 
schaft bereits,  ehe  er  vom  Richter  gefunden  und  seinem  Urtheil  zu  Grunde 
gelegt  ist?  Dem  nasciturus  ist  fttr  den  F:;li  seines  Erscheinens  von  vorn- 
herein die  Rechtssubjektivität  zugesichert,  besitzt  er  sie  deshalb  bereits  vor- 
her? FQr  Bergbohm's  Standpunkt  dürfte  es  unmöglich  sein,  dem  geschieht- 
liehen  Antheil  des  Richters  an  der  Prositivirung  des  Rechtsinhaltes  voll  ge- 
recht zu  werden. 

Die  Revision  der  historischen  Rechtstheorie  führt  den  Verfasser  zu  einer 
neuen  Formulirung  des  geschichtlichen  Prinzips.  Während  Saviony 
und  PucHTA  dasselbe  auf  den  Inhalt  des  Rechts,  d.  i.  auf  die  Ueberzeugungen 
der  in  nationaler  Gemeinschaft  Lebenden,  welche  darin  zum  Ausdruck  kommen, 
beziehen,  wird  es  von  Bergbohm  auf  die  Rechts  form  oder  den  Recht«- 
befehl,  dasjenige,  wodurch  jenem  Inhalte  erst  der  Rechtscharakter  verliehen 
werde,  bezogen.  Die  Bedeutung  des  Prinzips  wird  näher  in  der  folgenden 
Weise  von  ihm  bestimmt.  , Damit  eine  praktische,  Handlungen  oder  Verhält- 
nisse der  Menschen  und  ihrer  Vereine  bestimmende  Norm  oder  Regel  posi- 
tives Recht  im  Sinne  der  Jurisprudenz  und  Rechtswissenschaft,  in  allen  ihren 
Zweigen  und  Stufen  sein  könne,  ist  eine  unerlässliche  Bedingung  die,  dass 
sie  zu  dem  wesentlichen  normativen  Inhalt  die  ebenso  wesentliche  Rechts- 
form erworben  habe,  was  nur  auf  die  Weise  geschehen  konnte,  dass  ihr  eine 
kompetente  rechtbildende  Macht  durch  einen  geeigneten,  äusserlich  erkennbaren 
Vorgang,  der  als  solcher  der  Geschichte  angehört  und  die  formelle  Rechts- 
quelle der  betreffenden  Norm  bildet,  die  Rechtsqualität  verlieh.*  Bergbohm 
meint,  dass  das  so  bestimmte  „echte"  historische  Prinzip  bei  Savigxy  und 
PrcHTA  vorausgesetzt  und  nur  nicht  zu  bestimmtem  Ausdruck  gelangt  sei 
(526,  550).  Dem  ist  jedoch  nicht  beizustimmen.  Durch  seine  Formulirung 
gewinnt  das  Prinzip  eine  Bedeutung,  die  den  Anschauungen  unserer  Historiker 
nicht  nur  fem  lag,  sondern  einen  Gegensatz  zu  ihnen  bildet.  Fttr  diese  ist 
es  bezeichnend,  dass  sie  die  heteronome  Natur  des  Rechts,  die  in  der  Berg* 
BOHM'schen  Formel  einen  Ausdruck  findet,  verneinen. 

Ihnen  zufolge  ist  die  historisch  gewordene  VolksÜberzeugung  positive« 
Recht,  sie  wird  dies  nicht  erst  durch  den  Willensentscheid  einer  äusseren 
Autorität.  Ein  solcher  ist  vielmehr  dem  Rechtsbegriff  der  Schule  gegenüber 
etwas  Indifferentes.  Es  war  daher  nicht  zufällig,  dass  Savigky  und  Pcchta 
das  geschichtliche  Prinzip  nicht  auf  dieses  Formale,  nicht  auf  die  Positivirung 
des  Rechts  durch  äussere  That  und  Befehl,  abgestellt  haben.  Sie  würden 
durch  letzteres  vielmehr  ihren  Rechtsbegriff  aufgegeben  haben.  Bergbohm 
bemerkt  nicht,  dass  sich  hier  einfach  zwei  verschiedene  Rechtsbegriffe  ent- 
gegentreten und  dass  der  Begriff,  von  dem  er  selbst  ausgeht,   eine  von  der- 
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jenigen  der  historiBchen  Schule  fundamental  verschiedene  Bechtstheorie  zur 
Konseqaenz  hat. 

Wenn  übrigens  Bergbohm  dem  geschichtlichen  Prinzip  lediglich  eine 
Beziehung  auf  jene  Positivirung  des  Rechts  durch  eine  formale  Rechtsquelle, 
nicht  zugleich  auf  die  Bildung  des  normativen  Inhalts  der  Rechtsbestimmungen 
giebt.  80  Iftsst  sich  dafür  eine  Begründung  bei  ihm  nicht  finden.  £s  hängt 
dies  aber,  wie  mir  scheint,  mit  seiner  allgemeinen  Stellung  zu  den  Problemen 
der  positivistischen  Rechtsphilosophie  zusammen.  Ueber  sie  oder  vielmehr 
aber  das,  was  mir  dabei  als  einseitig  erscheint,  hier  einige  Worte. 

Der  erste  Schritt  zu  einer  von  dem  Nebel  unklarer  Begriffsconglomerate 
sich  befreienden  Rechtsphilosophie  wird  nach  dem  Verfasser  darin  bestehen, 
dass  wir  „säuberlich  von  einander  sondern  die  materielle  Rechtsphilosophie, 
die  sich  mit  dem  Inhalte  der  geschichtlich  aufgetretenen  Rechte  befasst,  und 
die  formelle  Rechtsphilosophie,  welcher  der  juristische  Normengehalt  Neben- 
sache ist,  da  sie  nur  juristische  Erkenntnistheorie,  Methodik  und  Logik  zu 
umfassen  hätte*  (543  Anm.)  Diese  formale  Rechtsphilosophie  fällt  ihm  mit 
der  .Allgemeinen  Rechtstheorie '^  zusammen,  und  an  ihr  haftet  sein  Interesse, 
ihr  gelten  in  der  Hauptsache  seine  Untersuchungen.  Zu  jener  materiellen 
Rechtsphilosophie  verhält  er  sich  dagegen  skeptisch  (vgl.  544,  551).  Die  Rechts- 
philosophie soll  sich  also,  wenn  ich  recht  verstehe,  in  zwei  von  einander  un- 
abhängige Disciplinen  spalten  und  davon  scheint  nur  die  eine  als  eine  eigent- 
lich juristische  Disciplin  angesehen,  der  anderen  überall  nur  eine  problemati- 
sche Bedeutung  zugesprochen  zu  werden.  liier  nun  befinde  ich  mich  in  einem 
zwiefachen  Gegensatze  zum  Verfasser.  Erstlich  hinsichtlich  der  Würdigung 
der  materiellen  Rechtsphilosophie  an  sich,  dann  in  der  Beurtheilung  ihres 
Verhältnisses  zur  formellen  Rechtsphilosophie.  Ich  beschränke  mich  aber 
auf  einige  Bemerkungen  über  das  letztere. 

Dass  die  Fragen,  welche  den  Inhalt  der  Normen  betreffen,  logisch 
auseinander  zu  halten  seien  von  denjenigen,  welche  sich  auf  die  Rechts- 
qualität dieser  Normen  beziehen,  ist  freilich  zweifellos,  ebenso  dass  der- 
jenige, der  sie  nicht  zu  scheiden  weiss,  für  die  Rechtsphilosophie  nichts 
Wesentliches  leisten  kann.  Aber  es  liegt  hierin  nicht,  dass  die  letzteren 
Fragen  überall  lösbar  seien  ohne  Rücksicht  auf  die  ersteren,  und  dass  die 
Probleme  der  einen  und  der  anderen  Richtung  nicht  aufs  Mannigfachste  mit 
einander  verknüpft  seien.  Eine  formale  Rechtsphilosophie,  welche  von  dem 
abseben  wollte,  was  den  Rechtsinhalt  und  seine  Entwickelung  charakterisirt 
und  erklärt,  würde  Gefahr  laufen,  zu  blosser  Scholastik  zu  werden.  Das  was 
wir  von  solcher  in  der  juristischen  Litteratur  antreffen,  hängt  theils  mit  einer 
derartigen  radikalen  Ablösung  formal  technischer  von  den  sachlichen  Pro- 
blemen unseres  Gebietes,  theils  mit  irrigen  Voraussetzungen  hinsichtlich  des 
Rechtsinhalts  zusammen.  Eonsequenterweise  wird  man,  je  nach  den  Grund- 
anschaaungen,  von  welchen  man  bezQglich  des  Rechtsinhalts  ausgeht,  zu  ver- 
schiedenen Anforderungen  hinsichtlich  der  formalen  Behandlung  dieses  In- 
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halteS;  zu  verschiedenen  Konsequenzen  in  Bezug  auf  Erkenntnisstfaeorie,  Me- 
thodik und  Logik  der  Jurisprudenz  gelangen,  zu  anderen  z.  B.,  wenn  man 
der  teleologischen  Auffassung  Iherino's  huldigt,  zu  anderen,  wenn  man  an 
den  Voraussetzungen  des  modernen  Naturrechts  bezüglich  des  Rechtaiohalts 
festhält.  Der  Gegensatz  zwischen  formalistischer  und  realistischer  Behand- 
lung der  juristischen  Probleme,  der  in  der  neueren  Litteratur  so  vielfach  zum 
Ausdruck  gekommen  ist,  entspricht,  wie  ich  anderweit  ausgefOhrt  habe  (Vor- 
trag über  Ihering),  einer  derartigen  Verschiedenheit  in  der  Auffassung  des 
Rechtsinhalts.  Die  formelle  Rechtsphilosophie  bedarf  daher  der  materiellen 
als  des  sie  tragenden  Unterbaues.  Man  mQsste  sich  denn  auf  eine  blosse 
Beschreibung  des  Prozesses  der  Positivirung  des  Rechts  beschränken.  Handelt 
es  sich  dagegen  darum,  zu  erfahren,  was  denn  dieses  positive  Recht  „seinem 
innersten  Wesen  und  letzten  Gnmde  nach  ist*  (8.  108).  so  erweist  sich  die 
Sonderung  jener  beiden  Disciplinen  als  undurchführbar.  Die  Erklärungs- 
gründe für  die  besonderen  Bildungs-  und  Wirkungsformen  des  Rechts  liegen 
ja  selbstverständlich  auf  dem  materiellen  Gebiete. 

Deshalb  wird  auch  der  Kampf  gegen  das  Naturrecht  und  die  idealistische 
Rechtsphilosophie  seinen  endgültigen  Austrag  im  Bereiche  der  materiellen 
Rechtsphilosophie  zu  finden  haben.  Daraus  aber  ergiebt  sich,  dass  es  sich 
dabei  nicht  lediglich  um  «ein  wissenschaftliches  Internum  der  Juristen'  (S.  359/ 
handelt.  Denn  die  Probleme  dieses  Gebietes  sind  der  Jurisprudenz  zum 
Theile  mit  anderen  Wissenschaften,  speziell  mit  der  Ethik  gemeinsam.  So 
lang  nun  diese  daran  festhält,  für  das  menschliche  Gemeinleben  an  sich 
gültige  Prinzipien  aufzustellen,  die  einer  geschichtlichen  Positivirung  nicht 
bedürfen  sollen,  um  eine  verbindliche  Richtschnur  für  das  praktische  Ver- 
halten in  dieser  Sphäre  darzustellen,  wird  sich  der  allgemeinen  Rechtslehre 
positivistischen  Charakters  immer  wieder  eine  solche  von  idealistischem  Cha- 
rakter gegenüberstellen  und  einen  Einfiuss  auch  auf  die  Lehre  von  den  Rechts- 
qnellen,  der  juristischen  Methode  etc.  anstreben. 

Alles  dies  berührt  indessen  den  Hauptinhalt  des  vorliegenden  Werkes 
nicht,  zielt  im  Grunde  darüber  hinaus  auf  rechtsphilosophische  Anschauungen, 
die  zwar  in  jenem  beiläufig  hervortreten,  aber  eingehender  Entwickelung  und 
Begründung  harren.  Auch  mindert  es  nicht  das  Interesse  an  dem  Erscheinen 
der  Fortsetzung  des  Werkes.  Referent  zweifelt  nicht,  dass  die  uns  zunächst 
in  Aussicht  gestellten  Abhandlungen  über  die  juristische  Methode  und  das 
Zwangsmoment  im  Rechte  eine  wesentliche  Förderung  der  allgemeinen  Rechts- 
lehre  begründen  werden  und  wünscht  auf  das  Lebhafteste,  dass  der  Verfasser 
denselben  eine  Revision  der  Lehre  von  den  Rechtsquellen  folgen  lassen  möge. 

Strassbnrg  i.  E.  A.  Merkel. 

Bar  von,  Ludwig,  Professor  an  der  Universität  GOttingen,   Mitglied  des 
Instituts   für  internst.   Recht,    Lehrbuch   des    internationalen 
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Privat-  und  Straf  rechts.    1892.    Stuttgart,   Verlag  von  Fer- 
dinand Enke.    8o.  XVI  u.  360  Seiten. 

Der  gewiegte  Kenner  des  internationalen  Rechts,  ja  man  darf  sagen,  der 
Vater  desselben  in  Deutschland,  der  geehrte  Verfasser  angezeigten  Werkes 
füllt  mit  demselben  eine  Lttcke  aus,  indem  wir  bis  jetzt  in  der  deutschen 
juristischen  Litteratur  kein  den  Anforderungen  genügendes  Lehrbuch  des 
internationalen  Privat-  und  Strafrechts  besassen.  Keiner  als  gerade  von 
Bar  ist  geeigneter,  ein  solches  Lehrbuch  zu  schreiben,  hat  er  doch  in 
seinem  epochemachenden  Werke  ^Theorie  und  Praxis  des  interna- 
tionalen Privatrechts*,  das  1889  in  zwei  Bänden  (ÜAHN'sche  Buch- 
handlung, Hannover)  als  zweite  umgearbeitete  Auflage  seines  1862  in 
einem  Bande  erschienenen  Handbuches  „Das  internationale  Privat-  und 
Strafrecht**  herausgegeben  wurde,  gezeigt,  in  welch'  meisterhafter,  tief  ein- 
dringender Weise  er  diesen  schwierigen  Rechtsstoff,  diesen  modernen  Zweig 
der  Rechtswissenschaft,  zu  dessen  erfolgreicher  Behandlung  die  Kenntniss 
des  Privat-  und  Strafrechtes  sftmmtlicher  civilisirter  Völker  gehört,  beherrscht 
und  zwar  nicht  blos  nach  der  wissenschaftlichen,  sondern  auch  nach  der 
praktischen  Seite  hin.  (Das  treffliche  grosse  Werk  von  Bar's  wurde  inzwischen 
auch  in's  Englische  «The  theory  and  pratice  of  private  international  law  by 
J*.  V.  Bab,  secd.  edit.  translated  by  R.  Gillespib,  Edinburg  1892**  übersetzt). 
Es  ist  daher  auch  ganz  selbstverständlich  und  bedarf  keiner  weiteren  Aus- 
einandersetzung, dass  der  Verfasser  in  den  Materien  des  Privatrechtes  und 
Civilprocessrechtes  sich  an  die  zweite  Auflage  seines  Handbuches  angeschlossen 
hat.  Strafrecht  und  Strafprocessrecht  dagegen  hat  der  Verfasser,  da  diese 
Materien  von  ihm  aus  äusseren  Gründen  nicht  in  sein  Handbuch  aufgenommen 
worden  sind,  in  anderer  Weise,  also  ganz  unabhängig  von  einer  von  ihm  her- 
rührenden früheren  Darstellung,  ausgearbeitet. 

Ehe  ich  nun  das  angezeigte  Lehrbuch  selbst  des  Näheren  bespreche  und 
die  Behandlung  des  in  demselben  vom  Verfasser  niedergelegten  Stoffes  ein- 
gehender darlege,  schicke  ich.  zum  Theil  im  Anschlüsse  an  die  vom  Verfasser 
in  dem  Vorwort  zu  seinem  Lehrbuche  gemachten  Ausführungen,  nachfolgende 
Bemerkungen  voraus. 

In  Frankreich  und  Italien,  auch  in  England  und  Nordamerika 
wird  das  Studium  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  mit  Vorliebe  ge- 
pflegt, und  gehören  Vorlesungen  darüber  zu  dem  regelmässigen  Lehrkurse  auf 
den  Universitäten,  was  zum  Theil  auch  für  die  deutsche  sowie  die  fran- 
zösische Schweiz  zutrifft  Ich  verweise  in  Betreff  der  deutschen  Schweiz 
besonders  auf  die  Universität  Zürich,  woselbst  seit  Jahren  schon  mit  Erfolg 
Fr.  Meili,  einer  der  tüchtigsten  Bearbeiter  des  internationalen  Rechts,  Vor- 
lesungen über  internationale  Reehtsmaterien  hält  Im  deutschen  Reich  da- 
gegen und  auch  im  deutschen  Oesterreich  wird  das  Studium  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Strafrechts  auf  den  Universitäten  arg  vernachlässigt 
Gleichzeitig  bemerkt  v.  Bar,   dass  einige  dürftige  Andeutungen   in  anderen 
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VorleBUDgen  (namentlich  in  solchen  über  Pandekten,  deutaches  Privatrecht, 
Handels-  und  Wechaelrecht)  heutzutage  noch  fast  durchg&ngig  genügen  infisaeo. 
und  dass  man  nur  höchst  selten  einer  Anzeige  des  internationalen  Prirat-  und 
Strafrechts  in  dem  Lectionsverzeichnisse  der  einen  eder  anderen  unserer 
grössten  Universitäten  begegne,  weiche  übrigens  bald  wieder  für  längere  Zeit 
verschwinde!). 

Es  dürfte  nun  sicherlich  das  uns  vorliegende,  der  «juristischen  Hand- 
bibliothek*^ eingereihte  Lehrbuch  unseres  hochverdienten  Altmeisters  auf 
dem  Gebiete  des  internationalen  Privatrechts  dazu  beitragen,  dass  im  deutschen 
Reich  und  im  deutschen  Oesterreich  ein  Wandel  zum  Bessern  in  besagter 
Richtung  eintrete.  Der  stets  sich  steigernde  internationale  Verkehr  wird  natur- 
gemäss  auch  in  Deutschland  und  Oesterreich  dazu  drängen,  sich  besseres 
Yerständniss  als  bisher  in  den  einschlagenden  Fragen  zu  verschaifen,  man 
wird  unser  Lehrbuch  anfänglich  zu  Rathe  ziehen,  ehe  man  sich  weiter  in  die 
Materie  vertieft,  und  so  wird  das  Lehrbuch  selbst  das  Studium  und  die  wissen- 
schaftliche und  praktische  Beschäftigung  mit  dem  internationalen  Rechte  wohl- 
thätig  befruchten.  Bald  dürfte  sich  dann  eine  eingehendere  Behandlung  dieses 
Rechtes  auf  unseren  Universitäten  Bahn  brechen,  wozu  namentlich  auch  unseres 
Altmeisters  Lehrbuch  beitragen  wird,  indem  es  sich  trefflich  eignet,  Yorle.«»- 
ungen  über  internationales  Privatrecht  zu  Grunde  gelegt  zu  werden,  zudem 
auch  die  Regierungen  sich  dem  Gedanken,  Wandel  zum  Bessern  in  dieser 
Richtung  zu  schaffen,  auf  die  Dauer  nicht  verschliessen  werden,  da  die  eminent 
praktische  Wichtigkeit  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  nicht  mehr 
geläugnet  werden  kann  und  dem  Studium  dieser  Disciplin,  d.  h.  der  Frage 
der  internationalen  Wirksamkeit  der  einzelnen  Rechtssätze,  eine  grosse  Be- 
deutung für  die  richtige  Erfassung  von  Sinn  und  Geist  der  inländischen  und 
ausländischen  Rechtsvorschriften  und  eine  nicht  zu  unterschätzende  pädagogi- 
sche Kraft  für  die  Ausbildung  des  juristischen  Denkens  zuerkannt  werden  muss. 

Das  Lehrbuch  v.  Bar's  beginnt  mit  einer  Litteraturübersicht  und  zer- 
fällt in  zwei  Bücher,  von  welchen  das  erste  Buch  das  »Privat-  und 
Civilprocessrecht*^  in  §§1—56  behandelt,  während  das  zweite  Buch 


1)  So  hat  schon  mehrfach  Professor  von  LiszT  in  Halle  Vorlesungen  aber 
internationales  Privatrecht  und  Processv^ht  angezeigt  und  auch  der  Unteraeichoete 
zeigt  trotz  des  geringen  Erfolgs  schon  seit  einer  Reihe  von  Semestern  Vorlesaogen 
über  besagte  Materie  an.  Auflalleud  ist  es  ihm  stets  gewesen,  dass  seine  Vorles- 
ungen, wenn  sie  überhaupt  zu  Stande  kamen,  meist  nur  von  Aualfindem,  wie: 
Japanern  und  Amerikanern  einerseits,  Oesterreichern  und  Schweizern,  deutscher 
und  welscher  Zungen  andererseits  besucht  wurden ,  während  Reichsdentache  sich 
fast  nie  an  denselben  betheiligten.  Das  Letztere  mag  daher  kommen,  daas  io 
Deutschland  das  internationale  Privatrecht  nicht  obligatorischer  Gegenstand  für 
Rechtshörer  ist. 
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das  , Strafrecht  und  S trafprocessrech t**  in  g§  57—75  zum  Gegen- 
stände hat.  In  einem  Anhang  gibt  der  Verfasser  sodann  noch  Ausfuhr- 
ungen über:  I.  Zubehör  des  Staatsgebiets  mit  Rücksicht  auf  in- 
ternationales Privat-  und  Strafrecht  (§  76)  und:  11.  das  Recht 
der  Exterritorialität  mit  Rücksicht  auf  internationales  Privat- 
und  Straf  recht  —  und  Zuständigkeit  der  Gerichte  bei  Ansprüchen 
gegen  fremde  Staaten  und  Souveräne  (§77).  Hieran  schliesst  sich 
ein  alphabetisches  Register  sowie  Berichtigungen  und  Zusätze. 

Wie  es  ein  Lehrbuch  mit  sich  bringt,  entwickelt  der  Verfasser  seine 
Grundansichten  kurz  und  in  einer  gewissen  prägnanten  Knappheit,  gleichwohl 
aber  zieht  er  mit  Geschick  und  in  schlagender  Weise  die  Folgerungen  hieraus, 
wobei  er  ganz  speciell  auf  die  praktischen  Fragen,  die  sich  hierbei  aufwerfen, 
mit  Liebe  eingeht. 

Der  Verfasser  entwickelt  in  seinem  Lehrbuche  eine  Theorie  des  «all- 
gemeinen' internationalen  Privat-  und  Strafrechts,  wobei  er  zwar  besonders, 
aber  nicht  ausschliesslich  das  positiv  deutsche  internationale  Privat-  und 
Strafrecht  in  den  Kreis  seiner  Betrachtung  zieht. 

Als  Aufgabe  des  sog.  internationalen  Privatrechts  bezeichnet  v.  Bar: 
die  Aufstellung  der  richtigen,  d.h.  der  Natur  der  Sache  (den  Bedürfnissen 
des  Verkehrs)  entsprechenden  Grundsätze  über  die  Anwendung  (Berück- 
sichtigung) auswärtiger  Rechtsnormen  —  und  definirt  sodann  das  inter- 
nationale Privatrecht  als  dieRegelung  der  in  die  Privatrechts- 
verhältnisse eingreifenden  Rechtsnormen  und  Acte  der  ein- 
zelnen Staaten.  Der  Verfasser  hat  auch  bei  der  Darstellung  des  inter- 
nationalen Privatrechts,  d.  i.  Privat-  und  Civil processrechts  den  Entwurf  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  deutsche  Reich  über  internationales  Pri- 
vatrecht und  den  Gegenentwurf  des  Referenten  in  eingehender  Weise  berück- 
sichtigt; da  das  Lehrbuch  zudem  wesentlich  für  Deutschland  bestimmt 
ist,  sind  bei  der  Darstellung  beider  Bücher  desselben  deutache  Gesetzgebung 
und  Rechtsprechung,  selbstverständlich  in  erster  Linie  die  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichts,  besonders  und  zwar  in  fieissigster  Weise  benützt. 

Da  die  systematische  Anordnung,  was  das  erste  Buch:  das  Privat- 
und  Civilprocessrecht  anlangt,  dieselbe  ist,  wie  diejenige,  welche  der 
Verfasser  in  seinem  oben  genannten  Handbuch  «Theorie  und  Praxis  des 
internationalen  Privatrechts '^  eingehalten  hat  und  daher  zur  Genüge  be- 
kannt sein  dürfte,  so  gehe  ich  hier  auf  dieselbe  nicht  weiter  ein,  sondern 
ich  will  nur  Einiges  aus  dem  reichen  Inhalt  des  ersten  Buches  hervorheben. 
Der  Verfasser  verwirft  mit  Recht  die  Ausdrucksweise  «CoUision  der  (ie- 
setze*,  ,Conflict  der  Gesetze"*,  welche  vielfach  von  älteren  Schriftstellern 
für  ^internationales  Privatrecht''  gebraucht  wurde  und  uns  heute  noch 
in  der  englisch-nordamerikanischen  Litteratur  begegnet:  „Denn  in 
Wahrheit  liegt  meist  kein  Conflict  der  Gesetze  der  verschiedenen  in  Betracht 
kommenden  Staaten   in  dem   Sinne  vor,   dass  diese   sich   den  einzelnen  Fall 
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streitig  machten",  bemerkt  v.  Bar  treffend  und  fährt  fort:  „vielmehr  Itest 
sich  der  Conflict  bei  genauerer  Betrachtung  regelmftssig  in  blossen  Schein  auf 
und  man  erkennt,  dass  nach  ihrem  wahren  Sinne  jene  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen übereinstimmend  einer  unter  ihnen  die  concreto  Frage  zur  Ent- 
scheidung überlassen.*  Der  Kritiker  von  v.  Bar's  Lehrbuch  in  v.  Kibches- 
hkim's  yCentralbl  att  für  Rechtswissenschaft  meint,  das,  was 
v.  Bar  hier  (wie  mitgetheilt)  ausführe,  möge  vom  Standpunkt  der  Theorie 
eines  allgemeinen  internationalen  Privatrechts  zutreffen,  vom  Standpunkt  des 
positiven  Rechts  jedoch  dürfte  dem  Verfasser  nicht  zuzustimmen  sein ,  was 
ich  nicht  zugeben  kann;  der  Kritiker  scheint  mir  den  bedeutsamen  Satz 
nur  flüchtig  gelesen  zu  haben,  er  passt  sowohl,  wenn  man  sich  auf  den  Stand- 
punkt des  allgemeinen ,  als  auch,  wenn  man  sich  auf  jenen  des  positiven 
Rechts  stellt,  —  was  sich  bei  tieferem  Nachdenken  über  den  Satz  von  selbst 
ergibt. 

Eine  grosse  Rolle  im  internationalen  Privatrechte  spielt  u.  a.  die  Frage, 
ob  das  Princip  der  Rück  Verweisung  Platz  greife,   d.  h.   ob  im  Falle 
der  ausdrücklichen   Gesetzescollisionen  dieses  Princip  als   das  sachgemässe 
und  natürliche  anzuerkennen  sei,   ob  der  Richter,  wenn  sein  Gesetz  ihn  auf 
das  Recht  des  Auslandes,  dieses  aber  auf  ein  anderes,  insbesondere  auf  sein 
eigenes   verweist,    solche  Rückverweisung  annehmen  muss?     Ich   habe 
seiner    Zeit    in    Böhm's  „Zeitschrift   für  internationales   Privat-    und    Strat- 
recht**,    Bd.   I   (1891),    S.   424  ff.,    bei   Besprechung  einer  Abhandlung   von 
Dr.   Franz  Kahn,  „Gesetzescollisionen",   ein  Beitrag  zur  Lehre  vom  inter- 
nationalen Privatrecht,  veröffentlicht  in  Iherikg's  Jahrbücher  für  Dogmatik 
des  heutigen   römischen  und   deutschen  Privatrechts,  Bd.  XXX,    neue  Folge 
Bd.  XVIIl,  1.  Heft,  —  mich   unbedingt  für  das  Princip  der  Rflckver- 
weisung  ausgesprochen.    Ich  vermisse  nun  in  v.  Bar's  Lehrbuch  eine  etwas 
eingehendere   Behandlung  dieser  Frage,  sie  wird  in  Anmerkung  5   zu  {^  lo 
nebenbei  erledigt  und  zwar  huldigt  v.  Bar  gleichfalls  dem  Princip  der  Rfick- 
verweisung,  er  befindet  sich  hierbei  auch  in  Uebereinstimmun^  mit  §31 
d.  Entw.  eines  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs.   Es  wäre  wünschenswerth, 
wenn  v.  Bar  in  einer  etwa  nöthig  fallenden  neuen  Auflage  vorliegenden  Lehr- 
buchs diese  wichtige  Frage  etwas  principieller  und  eingehender  und  zwar  nicht 
in  einer  Anmerkung,   sondern  im  Texte  behandeln  und  dabei  auch  den  Aus- 
druck „Princip  der  Rückver Weisung",  der  ein  technischer  geworden 
ist,  gebrauchen  würde.    Auch  im  alphabetischen  Register  dürfte  die  „Rflck- 
verweisung",  nach  welcher  ich  lange  vergeblich  gesucht  habe,  einen  Platz 
zu  erhalten  haben. 

Die  systematische  Anordnung  des  zweiten  Buchs  unseres  Lehrboehs 
—  „Straf  recht  und  S tr  af  pr  ocessr  e  cht**  ist  folgende:  das  inter- 
nationale Strafrechf  findet  seine  Behandlung  in  sieben  Paragrapheo 
(§S  57— 03)  und  zwar  gibt  v.  Bar  in  i$  57  den  Begriff  und  eine  Einleitung: 
in  §  58  wird  über  die  verschiedenen  Ansichten,  welche  Über  die  allgemeinen 
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Gnindsätze  des  materiellen  interDationalen  Strafrechts  bestehen,  gesprochen; 
§  59  spricht  über:  Internationale  Wirksamkeit  der  sog.  Straftilgungsgründe 
(im  Auslände  verbfisste  Strafe,  auswärtiges  freisprechendes  Urtheil,  Verjährung 
nach  dem  Auslandsgesetze,  auswärtige  Begnadigung) ;  in  §  60  verbreitet  sich 
der  Verfasser  über:  Wirkungen  auswärtiger  Urtheile  in  Bezug  auf  Ehren- 
rechte, Confiscationen  im  Auslande,  das  auswärtige  Strafurtheil  als  That- 
sache,  als  Civil urtheil  hinsichtlich  der  Schadenersatzes,  Wirkung  von  Ver- 
änderungen des  staatlichen  Territoriums  auf  ergangene  Strafurtheile ;  §  61 
handelt  vom  Ort  dei*  Handlung  insbesondere ;  §  62  von  Staatsverbrechen  gegen 
fremde  Staaten  und  endlich  §  63  vom  internationalen  Strafrecht 
nacb  dem  Strafgesetzbuch  des  deutschen  Reichs. 

Hieran  schliesst  sich  die  Darstellung  des  «internationalen  Straf- 
processrechts".  Dieses  hat  zum  Gegenstand  die  Lehre  von  der  Aus- 
lieferung; der  Verfasser  bebandelt  in  den  §§  64  —  66  Folgendes:  1.  Die 
Auslieferung  als  solche  im  Gegensatz  zur  Ausweisung,  das  Asylrecht  im  All- 
gemeinen, die  Geschichte  des  Rechts  der  Auslieferung;  2.  Wesen  und  Rechts- 
grund  der  Auslieferung  und  der  Auslieferungsverträge ;  3.  die  Begrenzung 
der  Auslieferung  in  Ansehung  der  Schwere  des  Delicts,  das  Erforderniss  der 
Strafbarkeit  nach  den  Gesetzen  auch  des  requirirten  Staats,  Strafausschliess- 
ungs-  imd  Straftilgungsgründe,  Untersuchung  gegen  den  Auszuliefernden  im 
ersuchten  Staate  selbst  —  in  den  §§  67  und  68  verbreitet  sich  der  Verfasser 
sodann  4.  über  die  von  der  Auslieferung  ausgenommenen  Delicte  a)  im  All- 
gemeinen und  b)  Nichtauslieferung  wegen  politischer  Delicte;  in  §69  handelt 
er  5.  über  die  Nichtauslieferung  der  dem  ersuchten  Staate  selbst  angehören- 
den Personen ;  in  §  70  wird  6.  über  die  Zuständigkeit  des  ersuchenden  Staates 
zur  Bestrafung  der  auszuliefernden  Person  gesprochen;  §  71  handelt  7.  vom 
Auslieferungsverfahren;  §  72  sodann  8.  von  den  Kosten  der  Auslieferung, 
worauf  sich  in  §  73  verbreitet  wird  9.  über  die  rechtliche  Wirkung  der  Aus- 
lieferung (Befugnisse  der  Strafgewalt  gegenüber  dem  Ausgelieferten)  und  in 
§  74  gehandelt  wird  10.  von  anderen  Acten  der  Rechtshilfe,  und  endlich  der 
§  75  spricht  11.  von  der  Auslieferung  und  anderweiten  Rechtshilfe  unter 
Bundesstaaten. 

Hier  muss  ich  jedoch  einhalten  und  kann  ich  nicht  im  Weitern  auf  den 
reichen  Inhalt  des  zweiten  Buchs  des  v.  BAB'schen  Lehrbuchs  eingehen,  da  dies 
den  Rahmen  meiner  Aufgabe  überschreiten  würde.  Ich  will  nur  bemerken,  dass 
auch  das  zweite  Buch  sich  durch  dieselbe  Klarheit  und  Prägnanz  des  Aus- 
drucks wie  das  erste  Buch  auszeichnet  und  dass  die  freimüthige  Weise,  in 
welcher  der  verehrte  Verfasser  die  hier  eingreifenden,  oft  kitzlichen  Fragen 
bespricht,  der  Darstellung  m.  E.  einen  besonderen  Werth  und  besonderen  Reiz 
verleiht. 

Heidelberg,  im  März  1893.  Barazetti. 
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iiil^^iir,  Karl,  Staatsanwalt  am  Gr.  Landgericht  Freiburg  i.  B. 
Reform  des  Wahlrechts  im  Reich  und  in  Baden.  Frei- 
burg i.  B.  und  Leipzig.  1893.  Akademische  Verlagsbachhandlung  von 
J.  C.  ß.  Mohr.    (Paul  Siebeck.) 

Die  Reform  Vorschläge  des  Verfassers  laufen  im  Wesentlichen  auf  die 
Kiuftthruttg  eines  Proportionalwahlsystems  hinaus,  also  eines  Systems,  bei 
welchem  jede  Partei  die  ihrer  Stärke  entsprechende  Zahl  von  Abgeordneten 
entsendet,  indem  mit  der  fttr  die  Wahl  eines  Abgeordneten  erforderlichen 
^timmenzahl  in  die  Gesammtzahl  der  für  eine  Partei  abgegebenen  Stimmen 
dividirt  wird,  sodass  der  Quotient  die  Zahl  der  der  Partei  zukommenden  Man- 
date angibt. 

In  einem  ersten  Abschnitt,  betreffend  «das  Wahlrecht*,  erklärt  er 
sich  zwar  für  die  Allgemeinheit,  aber  nicht  für  die  Gleichheit  des  Wahl- 
rechts. Kr  verwirft  jedoch  die  Abstufung  des  Wahlrechts  nach  dem  höheren 
Vermögen  oder  nach  der  Bildung,  ebenso  den  Vorschlag  Stuabt  Mili^,  die 
Beschäftigung  der  Staatsbürger  zur  Grundlage  der  Klasseneintheilung  zu 
machen.  Er  will  dem  höheren  Lebensalter  als  solchen  einen  erweiterten  £in- 
fluss  auf  die  Wahlen  einräumen,  indem  er  jedem  Wähler,  welcher  in  das 
fünfzigste  Lebensjahr  eingetreten  ist,  eine  doppelte  Stimme  verleiht.  Die  Ab- 
sicht ist  die,  den  besonneneren  und  lebenserfahreneren  Kiementen  einen  grösseren 
Kinfluss  bei  den  politischen  Wahlen  einzuräumen,  gegenüber  den  oft  mit  un- 
klaren politischen  Ideen  erfüllten,  der  vollen  Selbständigkeit  und  Unabhängig- 
keit ermangelnden  jüngeren  Wählern.  Eine  Bevorzugung  des  gereifteren 
Lebensalters  durch  Verleihung  eines  doppelten  Stimmrechts  erscheint  aus  den 
angeführten  Gründen  durchaus  sympathisch.  Warum  aber  soll  diese  Bevor- 
zugung erst  mit  dem  fünfzigsten  Lebensjahre  beginnen,  wo,  insbesondere  bt^i 
den  handarbeitenden  Klassen,  die  Arbeitskraft  und  damit  das  Selbstbewasst- 
sein  bereits  abzunehmen  beginnt  und  der  Wähler  daher  oft  schon  in  eine 
abhängige  Lage  kommt,  sei  es  den  Kindern,  oder  dem  Arbeitgeber  gegenüber. 
Mit  40  Jahren  besitzt  doch  Jedermann  die  ihm  überhaupt  erreichbare  po- 
litische Reife.  Die  für  die  Hinaufrückung  der  Altersgrenze  massgebende 
Erwägung  des  Verfassers,  dass  dann  die  ältere  und  die  jüngere  nur  einfaches 
Stimmrecht  besitzende  Wählerklasse  sich  ungefähr  das  Gleichgewicht  halten 
würden,  kann  doch  kein  ausschlaggebender  Grund  sein,  da  die  Absicht  eben 
dahin  geht,  der  politischen  Reife  ein  üeberge wicht  zu  verschaffen  und  es  sich 
auch  nicht  um  verschiedene  gleich  zu  behandelnde  Parteien  handelt. 

Im  zweiten  Abschnitt,  betreffend  „das  Wahl  verfahren*,  erörtert 
Verfasser  sodann  die  Vorzüge  der  Proportionalwahlen  vor  den  Mebrheits- 
wahlen,  gibt  aber  zu,  dass  das  System  der  Mehrheitswahlen  den  Vortheil 
der  Einfachheit  für  sich  hat.  und  deshalb  sehr  klar  und  durchsichtig,  das 
Wahlergebniss  rasch  feststellbar  und  leicht  controlirbar  ist.  £r  gibt  sodtfnn 
einen  Ueberblick  über  die  bisherigen  Reform  vorschlage  und  Abhülfeversuche 
und  entwickelt  seine  eignen,  sich  im  Wesentlichen  an  das  belgische  Verfahren 
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anschliessenden  Vorschläge  dahin :  Er  will,  da  eine  Durchzählung  der  im  ganzen 
Reiche  für  jede  Partei  abgegebenen  Stimmen  auf  zu  grosse  praktische  Schwie- 
rigkeiten stossen  würde,  grössere  Wahlbezirke,  etwa  in  der  Grösse  von  Baden, 
bilden,  sodass  jeder  Kreis  eine  grössere  Anzahl  von  Abgeordneten  zu  wählen 
hfttte.  Das  Wahlgeschäft  wäre  damit  einzuleiten,  dass  die  Parteien  ihre  of- 
ficiellen  Gandidatenlisten  aufstellen.  Nur  Ausschüsse  von  etwa  10—20  Köpfen 
dürften  die  fiefugniss  dazu  haben  und  femer  hätten  die  Ausschussmitglieder 
die  Vorschlagsliste  zu  unterzeichnen  und  jeder  darin  Genannte  hätte  eine  Er- 
klärung Über  die  Annahme  der  Kandidatur  abzugeben.  Die  Abstimmung  hätte 
zu  erfolgen  in  Form  der  sog.  doppelten  gleichzeitigen  Stimmgebung,  wonach 
sich  der  Abstimmende  gleichzeitig  für  eine  Parteiliste  und  innerhalb  derselben 
für  einen  bestimmten  oder  einen  andern  von  ihm  zu  benennenden  Candidaten 
zu  erklären  hat.  Gezählt  würden  werden  erst  im  einzelnen  Wahlbezirk,  dann 
im  ganzen  Wahlkreise  die  auf  jede  Partei  entfallenen  Stimmen  und  die  den  ein- 
zelnen Candidaten  gewordenen  Bevorzugungen.  Nach  der  Zahl  der  ersteren 
würde  sich  die  Zahl  der  auf  die  verschiedenen  Parteien  kommenden  Ver- 
treter bemessen,  die  Zahl  der  Bevorzugungen  aber  würde  bestimmen,  in  welcher 
Reihenfolge  die  Candidaten  in  den  Gesetzgebungskörper  berufen  werden.  Was 
die  Vertheilung  der  Mandate  auf  die  Listen  betrifiPt,  so  entscheidet  sich  Ver- 
fasser ftlr  das  von  dem  belgischen  Bechtsgelehrten  Vicroii  d'hondt  im  Jahre 
1882  vorgeschlagene  anerkannt  beste  Verfahren.  Stichwahlen  und  Ersatz- 
wahlen würden  vermieden  werden,  indem  man  den  innerhalb  einer  Parteiliste 
mit  der  nächstgrösseren  Stimmenzahl  Bedachten  als  Ersatzmann  betrachtet. 
Das  mittelbare  Wahlverfahren  wäre  mit  dem  Proportionalwahlsjstem  nicht 
vereinbar. 

Bisher  hat  noch  kein  grösserer  Staat  eines  der  vorgeschlagenen  Pro- 
portionalwahlverfahren bei  sich  einzuführen  versucht.  Italien  hat  im  Jahre 
1891  das  seit  1882  eingeführte  Listenscruntinium  mit  Minoritätenvertretung 
wieder  aufgehoben.  Der  Grund  liegt  doch  wohl  in  der  allzugrossen  Compli- 
cirtheit  des  bei  jedem  Proportionalwahlsystem  nöthigen  Wahlmechanismus. 
Allerdings  dürfte  die  vom  Verfasser  vorgeschlagene  Wahlkreiseintheilung  das 
Verfahren  wesentlich  einfacher  gestalten.  Schliesslich  möchten  wir  noch  be- 
tonen, dass  das  System  der  Verhältnisswahlen  nach  den  Vorschlägen  des 
V^erfassers  denn  doch  nicht,  wie  er  meint,  lauter  Vorzüge,  sondern  auch  ge- 
wisse Schattenseiten  haben  würde.  Vor  Allem  würde  die  Macht  des  berufs- 
mftssigen  Parlamentarierthums  ungemein  wachsen.  Auf  den  Listen  würden 
aas  parteitactischen  Rücksichten  nur  in  weiteren  Kreisen  bekannte  Namen  zu 
finden  sein.  Auch  würde  den  leitenden  Parteiführern  bei  der  Aufstellung  der 
Listen,  z.  B.  bei  der  Voranstellung  und  Ordnung  der  Namen,  ein  sehr  grosser 
Einfluss  zufallen.  Jetzt  gehen  doch  häufig  die  Wahlen  in  der  Weise  vor 
sich,  dass  in  einem  Wahlkreise  irgend  ein  beliebter  Manu  als  Candidat  auf- 
gestellt wird,  dem  die  Wähler  ihr  persönliches  Vertrauen  schenken,  ohne  dass 
derselbe  bereits  besondere  parlamentarische  Verdienste  besässe  und  ohne  dass 
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er  von  vorDherein  den  Beitritt  zu  einer  bestimmten  Partei  erklftrt  h&tte. 
Solche  in  weiteren  Kreisen  nicht  bekannte  hominee  novi  wtlrden  beim  Listen- 
scratinium  äusserst  schwer  durchzubringen  sein,  gegenüber  den  von  einer  be- 
stimmten Partei  in  den  gedruckten  Listien  aufgestellten  officiellen  Candidaten. 
Berlin.  A.  Qnitzke. 

Hausmann,  Dr.  An^nst,  Die  BeleidigunggesetzgebenderVeraamm- 
lungenund  politischer  Körperschaften.  München  (Rieger 'sehe 
Universitäts-Buchhandlung)  1892. 

Verfasser  führt  nach  einer   kurzen  Kinleitung  die  Gründe  an,   welche 
den  Gesetzgeber  bewogen  haben  mochten,  in  §  197  R.-St.-G.-B.  Beleidigungen 
gesetzgebender  Versammlungen  des  Reichs    oder  eines  Bundesstaates  oder 
einer  politischen  Körperschaft  anders  zn  behandeln,  als  die  übrigen  Beleidignngs- 
fälle.    Er  fasst  nämlich  derartige  Beleidigungen  als  ein  Delict  gegen  die  öffent^ 
liehe  Ordnung  auf,  weil  sie  nicht  gegen  blosse  Privatpersonen  gerichtet  sind, 
sondern  gegen  Organe  des  Reichs  oder   der  Einzelstaaten.    Dabei  betont  er 
namentlich  den  Unterschied  zwischen  Beleidigung  der  betrefifenden  Versamm- 
lungen und  Körperschaften  seibat  und   der  Beleidigung  einzelner,  mehrerer 
oder  auch  aller  Mitglieder  derselben.    Im  Weitem  wird  ausgeführt,  daas  aus- 
schliesslich Zweckmässigkeitsgründe,   Erwägungen  politischer  Natur  die  Ge- 
setzgebung bewogen  haben  können,  derartige  Beleidigungen  nur,  nachdem  die 
beleidigte  Körperschaft  oder  Versammlung  hiezu  ihre  Zustimmung  gegeben, 
für  strafrechtlich  verfolgbar  zu  erklären.    Es  komme  nämlich  in  erster  Linie 
auf  ihre  Meinung  an,  ob  es  ihrer  Würde  und  Autorität  überhaupt  entspreche, 
auf  die  Beleidigung  zu  reagiren.    Daher  sei  ihre  Zustimmung  zur  strafrecht- 
lichen Verfolgung  des  Beleidigers  eine  ebenso  absolut  nothwendige  Voraus- 
setzung, wie  im  Falle  des  Art   31  der  R.-V.,  wenn  es  sich  um  die  strafrecht- 
liche Verfolgung  eines  Abgeordneten  handelt.   Im  zweiten  Abschnitt  (S.  13-  37) 
wird  der  juristische  Begriff  der  Ermächtigung  einer  eingehenden  Erörterung 
unterzogen.    Ermächtigung  und  Antrag  sind  danach  als  Ausnahmen  vom  all- 
gemein geltenden  Princip,  dem  Officialprincip  anzusehen,  wobei  jedoch  in  der 
Ermächtigung  die  minder  weit  gehende  Ausnahme  zu  erblicken  ist.     Bei  An- 
tragsdelicten  nämlich,   führt  der  Verfasser  aus,  komme  es  nicht  nur  einzig 
und  allein  darauf  an,  ob  der  Beleidigte  das  Delict  überhaupt  verfolgen  wolle, 
sondern  es  bleibe  ihm  auch  während  des  Processes  jederzeit  die  freie  Dispo- 
sition betreffs  Fortsetzung  oder  Einstellung  des  Verfahrens  gewahrt.    Bei  £r- 
mächtigungsdelicten  hingegen   leite  der  Staatsanwalt  die  Verfolgung  ein,  um 
sie  dann,    ganz    wie    bei  Officialdelicten   selbstständig  durchzuführen.    Nur 
könne  er  die  Anklage  ohne  Ermächtigung,  Bewilligung,  Genehmigung  der  be- 
leidigten Ver.^ammlung   oder  Körperschaft   nicht  erheben,    wogegen   wieder 
andererseits  das  Recht  dieser  letzteren   unter  allen   Umständen    darauf  be- 
schränkt sei,  durch  ihren  Widerspruch  die  Erhebung  der  Anklage  zu  hindern. 
Namentlich  komme  ihr  niemals  das  Recht  der  selbstständigen  Strafverfolgung 
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zu.  Daraus  nun  zieht  der  Verfasser  folgenden  Schluss:  Das  Recht  der 
gesetzgebenden  Versammlungen  und  politischen  Körper- 
schaften ist  seinerNatur  nach  ein  rein  negatives;  wider  oder 
ohne  ihren  Willen  darf  die  Anklage  nicht  erhoben  werden. 

Im  Weiteren  nun  gebt  er  auf  die  processuale  Bedeutung  der  «Er- 
mächtigung'' näher  ein,  und  charakterisirt  sie  als  das  den  Ermäcbtigungs- 
delicten  specifische  Moment,  welches  zu  den  übrigen,  auch  bei  Officialdelicten 
jederzeit  vorhandenen  und  das  Fundament  der  Klage  bildenden  Momenten 
hinzutrete.  So  sei  der  Antrag  des  Staatsanwaltes  auf  Ertheilung  der  Er- 
mächtigung ein  Qlied  in  der  Kette  der  von  ihm  eingeleiteten  verfolgenden 
Schritte  Überhaupt,  und  zwar  regelmässig  eines  der  letzten,  da  es  sich  dem 
Wesen  der  Sache  nach  doch  nur  darum  handelt,  ob  eine  Handlung,  deren 
Charakter  als  strafbares  Delict  objectiv  feststeht,  oder  wenigstens  wahr- 
scheinlich ist,  auch  thatsächlich  verfolgt  werden  soll.  Daher  gehöre  der 
Nachweis  der  Ermächtigung  znr  Sachlegitimation  des  Staatsanwaltes.  Fehlt 
nun  derselbe,  müsse  das  schon  begonnene  Verfahren  durch  Urtheil  eingestellt 
werden. 

Im  dritten  Abschnitt  endlich  (8.  37—42)  wird  der  Begriff  der  gesetz- 
gebenden Versammlungen  und  politischen  Körperschaften  erörtert;  es  werden 
letztere  dahin  definirt,  dass  sie,  ohne  selbstständige  Organe  der  Staatsver- 
waltung zu  sein,  an  der  Bildung  des  Staatswillens  Theil  haben  und  nament- 
lich als  Vertreter  des  Volks  für  Staatszwecke  thätig  sind. 

Verfasser  ist  mit  gutem  Erfolge  bestrebt»  durch  sorgfältige  Auswahl  und 
Verwerthung  des  Quellenmaterials  und  zahlreicher  gerichtlicher  Entscheidungen 
den  vertretenen  Anschauungen  eine  feste  Grundlage  zu  geben. 

Wien.  Dr.  H.  Blöd  ig  jun. 

Oetker,    Criminelle  und  civileHaftung  Dritternachhessischen 
Rechtsquellen.    Aus    „Juristische    Festgaben    für  Rudolf  von 
I bering.    Zum  50jährigen  Doctorjubiläum  ihres  früheren  Mitgliedes 
gewidmet  von  der  Rostocker  Juristenfacultät.    Stuttgart.    Enke  1892. 
Dass  kein  Uebel  ohne  Schuld  verhängt  wird  und  insbesondere  nicht  statt 
oder  neben  dem  Schuldigen  Andere  ohne   eigene  Schuld   ein  Uebel  erleiden, 
ist  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit.    Während  im  Strafrechte,  wohl  auch 
im  Völkerrechte,   z.  B.  in  Beziehung  auf  Repressalien,   Contributionen  und 
sonstige  Kriegsstrafen  diese  Forderung  immer  mehr  verwirklicht  worden  ist, 
scheint  das  Privatrecht  insofern  dazu  in  einem  Gegensatze  zu  stehen,  als  die 
neuere  Gesetzgebung  über  die  Haftpflicht  die  Verbindlichkeit  zum  Schadens- 
ersatze ohne  Darlegung  einer  Schuld  auferlegt    Doch  besteht  dieser  Gegen- 
satz in  der  That  nicht,    weil  diese  civilrechtliche  Haftung   eben  nicht  eine 
delictmässige  für  fremdes  Verschulden  ist,  sondern  aus  dem  Gesichtspunkte 
hervorgeht,  dass  für  die  Gefährdung  durch  den  Betrieb  derjenige  aufkommen 
muss,  welcher  die  Vortheile  desselben  geniesst.    Wie  sehr  aber  diese  Fragen 
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nach  der  Haftung  Dritter  historisch  and  dogmatisch  einer  Untersuchung  be- 
dürftigt  sind,  zeigt  zunächst  fQr  das  Strafrecht  die  Abhandlung  von  Friedrich 
Oetker  ,  criminelle  und  civile  Haftung  Dritter  nach  hessischen  Rechtsqnellen* 
in  den  Juristischen  Festgaben  der  Rostocker  Juristenfacultät  fftr  Rudolf 
von  Ihebing  1892  S.  85  bis  221. 

Zwar  bezieht  sich  diese  Darlegung  der  criminellen  und  civilen  Haftung 
Dritter  auf  einen  bereits  abgeschlossenen  Kreis  von  Rechtsquellen,  nämlich 
die  kurhessische  Gesetzgebung  von  etwa  1500  bis  1866.  Aber  die  FQlle  des 
dadurch  gegebenen  concreten  Stoffes  gibt  dem  Verfasser  Gelegenheit  die  in 
der  Einleitung  gegebene  Darstellung  der  verschiedenen  Formen  der  Haftuog 
Dritter  uni  ihrer  inneren  Gegensätze  zur  Anschauung  zu  bringen  und  die 
Mannigfaltigkeit  der  Rechtserscheinungen  auf  diesem  Gebiete  aufzuzeigen. 

Die  einleitenden  Bemerkungen  weisen  gegen  Levekkuhb  —  Archiv 
ffir  Strafrecht  Bd.  88  S.  290  —  nach,  dass  die  criminelle  Haftung  Dritter  ein 
den  Rechten  der  verschiedensten  Völker  angehörendes  Rechtsinstitut  ist  und 
daher  durch  Vergleichung  für  Entwickelung  in  den  einzelnen  Rechten  ihre 
Ursachen  in  der  socialen  und  staatsrechtlichen  Gesammtlage  und  in  gewissen 
uralten  Anschauungen  der  Völker  zu  ermitteln  sind.  Sodann  aber  wird  dar- 
gethan,  dass  im  Gegensatze  zu  der  Beschränkung  auf  die  ^subsidiäre  Haftung 
ftir  Geldstrafen  Dritter*  dem  Institute  eine  viel  umfassendere  vielseitige  Aus- 
gestaltung zu  Theil  geworden  ist  tund  daher  die  unterscheidenden  Momente 
aufgesucht  werden  mttssen. 

Hier  ist  nun  von  Oetker  der  präventive  Zweck  in  seiner  Bedeutung  fQr 
die  Bildung  besonderer  Delicto  und  der  verschiedenen  Formen  der  Haftung 
Dritter  zum  Ausgangspunkte  genommen.  £s  wird  dargethan,  dass  und  in 
wie  weit  der  Gesetzgeber  in  solchem  Falle  gewissermassen  eine  Garantie  und 
Garanten  für  die  Unterlassung  des  Delicts  sich  schafft.  Hierauf  grOndet  sich 
die  Annahme  des  Begriffs  der  sog.  materiellen  Garantie  —  Aufstellung  eines  selbst- 
ständigen, mit  dem  Erfordernisse  der  Schuld,  wenn  auch  nur  der  cniposen 
ausgestatteten  Delicts  des  Unterlassens  der  Verhinderung  eines  anderen 
Delictes,  sei  es  unter  Voraussetzung  nur  des  objectiven  Thatbestandes  des 
letzteren  oder  auch  der  subjectiven  Strafbarkeit  desselben ;  dieser  Begriff  wird 
von  §  361  Nr.  9  Str.-G.-B.  erörtert. 

Zu  der  materiellen  Garantie  treten  in  Gegensatz  die  Fälle,  in  welchen 
der  Andere,  ohne  das  Erforderniss  eigener  Schuld  aus  dem  Interesse  der 
Präventive  haftbar  gemacht  wird,  sog.  formelle  Garantie.  Hierfür  wird  §  IS 
des  preuss.  Ges.  betr.  die  Rheinschifffahrtsrechte  vom  8.  März  1879  über  die 
Haftung  des  Schiffsherrn  für  Zuwiderhandlungen  der  Schiffsbesatzung  gegen 
Schifffabrts-  und  strompolizeiliche  Vorschriften  verwerthet.  Die  formelle  Garantie 
ist  theils  eine  bedingte  theils  eine  unbedingte ;  erstere  kann  eine  unmittelbare 
oder  eine  subsidiäre  in  verschiedenen  Formen  sein.  Die  unbedingte  kommt 
wiederum  in  den  verschiedensten  Stellungen  zu  der  Haftung  des  Thäters  vor. 
Auch  die  materielle  Garantie  bietet  ähnliche  Unterarten. 
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Es  wQrde  zu  weit  fQhren,  die  scharfsinnige  Gharakterisirung  und  Grup- 
pirung  der  einzelnen  Formen  zu  verfolgen.  Von  besonderem  Interesse  ist 
die  formelle  Haftung  bei  möglichster  Schuld  im  Gegensatze  zu  dem  Falle, 
wo  die  Schuld  Voraussetzung  der  Strafe  ist. 

Sowohl  für  die  materielle  als  für  die  formelle  Garantie  wird  eine  be- 
sondere Rechtserscheinung  dadurch  hergestellt,  dass  das  Gesetz  davon  absieht, 
ob  der  mit  Strafe  Bedrohte  im  einzelnen  Falle  Thäter  ist  oder  ob  er  in  einem 
Garantenverhältnisse  steht.  £s  macht  für  einen  Thatbestand  eine  Person 
strafbar,  die  das  eine  oder  das  andere  sein  kann  z.  B.:  Bestrafung  des  Haus- 
herrn, wenn  weder  er  noch  ein  Glied  des  Hauses  zur  Kirche  kommt.  Diese 
besondere  Gestaltung  ist  von  Oetkeb  «Thftter-Garantenschaft*  genannt. 

Als  ein  Gegensatz  von  allgemeiner  Bedeutung  wird  femer  nachgewiesen 
derjenige  der  „Haftung  für  das  Delict**  und  der  „Haftung  für  die  Strafe". 
Letztere  begreift  die  Fftlle,  in  welchen  eine  Strafe  einem  Anderen  als  dem 
Thäter  angedroht  wird,  lediglich  um  die  Bestrafung  desThäters  zu  sichern, 
die  Absicht  des  Gesetzes  auch  nicht  nebenbei  dahin  geht,  das  Delict  zu  ver- 
hindern. 

Die  Betrachtung  der  „civilen  Haftung  Dritter*  ergibt  die  interessante 
Darlegung,  dass  bei  ihr  die  gleichen  Haftungsformen  vorkommen.  Hierbei 
wird  das  Verhältniss  von  Strafe  und  Schadensersatzpflicht  in  die  verschiedenen 
Combinationen  z.  B.  Strafe  bei  Zahlungsunfähigkeit  bezüglich  des  Schadens- 
ersatzes verfolgt;  auch  die  Aufstellung  der  Sohadensersatzpflicht  für  sich 
als  Strafe. 

Die  Abhandlung  schliesst  mit  einer  Erörterung  des  Rechtsverhältnisses 
von  „Lohn  und  Strafe",  der  Normirung  von  Denunciantenvortheilen  in  ihren 
verschiedenen  Gestaltungen. 

Diese  kurze  Skizze  zeigt  den  Reichthum  der  gebotenen  neuen  Gesichts- 
punkte. 

Für  das  geltende  Recht  aber,  soweit  es  Straf  bestimmungen  enthält,  welche 
in  den  weiten  Rahmen  der  Haftung  Dritter  fallen,  bietet  die  eingehende  Be- 
handlung der  einzelnen  einschlagenden  Rechtserscheinungen,  ihre  Gharakteri- 
sirung und  Ordnung,  sowie  die  Darlegung  des  Zwecks  der  verschiedenen 
Haftungsformen  im  einzelnen  ein  wichtiges  Erkenntnissmaterial,  denn  die 
einzelnen,  nicht  grade  zahlreichen  Erscheinungen  des  geltenden  Rechts  werden 
nun  unter  umfassendere  Gesichtspunkte  gestallt. 

Stettin.  G  ob  eil. 

Die  Sprache  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

Eine  Kritik,  zugleich  eine  Mahnung  an  alle  deutschen  Juristen,   von 

Walter  Gensei,  Direktor  am  Landgericht  in  Leipzig.    Leipzig,  Fr. 

Wilh.  Grunow.    1893.   Kl.  8.  79  S.  —  1  M. 

Diese   zuerst  in  den   „Grenzboten"    veröffentlichte   Schrift  sollten  wir 

Juristen,  Richter  und  Anwälte,  Rechtslehrer  und  Rechtshörer,  nicht  nur  durch- 
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studieren,  sondern  auch  —  beherzigen.  An  Stelle  allgemeiner  Vorwfirfe  (Redens- 
arten?) gegen  die  Sprache  des  , Entwurfs"  findet  man  hier  endlich  zahlreiche, 
dorch  gründlichste  Forschung  gewonnene  Nachweise  dafür,  wie  man  es  be b se  r 
machen  müsse.  Da  aber  die  meisten  gerügten  Fehler  Gebrechen  der  jnristi* 
sehen  Geschftftssprache  überhaupt  sind,  so  ist  die  selbst  in  musterhaftem 
Deutsch  abgefasste  Abhandlung  auch  ohne  ihre  Beziehung  zum  B.  Q.-B.  von 
Werth.  —  L.VMARTINB  hat  gesagt:  «Die  deutsche  Sprache  ist  faltig,  wie  ein 
Königsmantel,  und  tief  vorsenkt  sich  darin  der  Gedanke.  **  Eine  solche  edle 
Sprache  muss  bei  einem  so  vorbildlichen  Werke  deutschen  Geistes,  wie  es 
das  B.  G.-B.  sein  wird,  in  Bezug  auf  Sprachreinheit,  Sprachrichtigkeit  und 
Sprachschönheit  zu  ihrem  Rechte  kommen.  Der  Verfasser  will  offenbar  den 
Forderungen  des  Wüstmahn 'sehen  Buchs  «Allerhand  Sprachdummheiten*  auf 
dem  Rechtsgebiet  zur  Erfüllung  verhelfen.  Möge  die  zum  Schlnss  der  Koro- 
missionsberathungen  noch  zu  erwartende  reinsprachliche  Durcharbeitung  des 
Stoffs  mit  HtÜfe  der  GENSEL'schen  Schrift  recht  erfolgreich  ausfallen. 

Der  Richter  Gbnsel  wird  übrigens  auch  den  sprachlichen  Vorzügen  des 
Entwurfs  vollauf  gerecht,  während  er  an  den  .Motiven*  mit  Fug  das  im  Ge- 
setzbuche selbst  vermiedene  Fremdwörterthum  tadelt  Hoffentlich  wird  dermal- 
einst dem  Reichstage  das  Werk  mit  einer  reinlicheren  «Begründung*  über- 
reicht werden,  in  der  die  Fremdwörter  möglichst  nur  für  die  rechtsgeschicht- 
liche Erläuterung  der  einzelnen  Rechtsgebilde  Verwendung  finden. 

Das  Erfordemiss  der  «Volksthümlichkeii'  schränkt  Geksel  dahin  ein, 
dass  ein  Gesetz  für  die,  welche  es  berufsmässig  handhaben,  verständlich  sein 
müsse.  Im  Uebrigen  solle  es  nicht  hinter  der  Sprache  der  guten  zeitgentesischen 
Schriftsteller  zurückbleiben,  namentlich  aber  klar  und  knapp,  einfach  und 
schlicht  das  sagen,  was  es  will. 

Ein  Mehr  an  Gemeinverständlichkeit  dürfen  juristisch  erfahrene  Männer 
nicht  verlangen.  Das  sich  immer  verwickelter  gestaltende  moderne  Leben 
macht  täglich  neue  Rechtsbehelfe  zum  genügenden  Rechtsschutze '  erfor- 
derlich. Kann  man  denn  z.  B.  einen  so  spröden  Stoff,  wie  ihn  das  neuere 
prenssische  Gesetz  über  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Ver- 
mögen mit  seinen  vielen  Schutzvorrichtungen  enthält,  in  der  Art  des  Sachsen- 
spiegels vortragen,  so  dass  auch  andere  Leute  als  «doctores*  alles  recht  leicht 
begreifen?  Wohl  mag  ab  und  zu  ein  erleuchteter  Geist  durch  geniale  Neu- 
einrichtung einzelner  Theile  der  Rechtsmaschine  den  Satz:  «Das  Einfachste 
ist  das  Richtigste*  erhärten;  aber  Geibel  sagt  treffend:  «Das Schwerste  klar 
und  Allen  fasslich  sagen,  heisst  aus  gediegnem  Golde  Münzen  schlagen.* 
Darum  wird  die  von  dem  allgemeinen  deutschen  Verein  gestellte  Preisfrage: 
«Inwiefern  ist  eine  volksthümlichere  Fassung  unserer  Gesetze  erforderlich  und 
ausführbar?*  kaum  anders  als  es  durch  Genbsl  geschieht,  zu  beantworten 
sein.  Sicherlich  kann  aber  durch  blosse  sprachliche  Sorgfalt  der  Gesetzgeber 
seine  Ausdrucks  weise  der  Gemeinverständlichkeit  wenigstens  nähern.  Dafür 
ein  von  Gknsel  nicht  angeführtes  Beispiel : 
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§  91  Abs.  2  Satz  1  der  ersten  Lesung  lantet:  «Ist  durch  Gesetz  eine 
besondere  Form  vorgeschrieben,  so  ist  das  Rechtsgeschftft  im  Falle  des 
Mangels  der  Form  nichtig,  sofern  nicht  ein  Anderes  vorgeschrieben  ist.* 

Dagegen  lautet  der  entsprechend^  Satz  im  §  104  der  zweiten  Lesung: 
pEin  Rechtsgeschftft,  welches  der  durch  Gesetz  vorgeschriebenen  Form  er- 
mangelt, ist  nichtig/ 

Was  nun  Gbksel  an  sprachlichen  Fehlem  der  Juristen  bespricht,  und 
zwar  m.  £.,  ohne  dass  er  zu  viel  gesucht  und  gefunden  hätte,  das  wolle  man 
in  seiner  Schrift  selbst  nachlesen.  Unter  dem  Getadelten  wird  man  Vieles 
aufgedeckt  sehen,  was  man  bisher  fQr  gut  oder  gar  schOn  erachtet  hat.  Ich 
erwähne  davon  nur:  Die  ümkehrung  (Inversion)  nach  und,  z.  B.:  und 
wird  der  Beklagte  verurtheilt,  anstatt:  und  der  Beklagte  wird; 
—  die  unmittelbare  Folge  eines  Yerhftltnissworts  auf  das  andere,  z.  B. :  bei 
durch  Vertrag  begründeten  Rechtsverhaltnissen;  —  den  Ausdruck  etwas 
nicht  anstatt  nichts;  —  einmonatliche  Frist  anstatt  einmonatige 
(aber  richtig:  monatliche  Zinszahlung);  diese  Fehler  sind  im  Entwurf  ver- 
mieden. An  Fehlern  des  Entwurfs  erwähneich:  Letzterer  anstatt  dieser, 
wo  von  einem  Ersteren  gar  nicht  die  Rede  ist;  (reden  doch  auch  Manche 
beim  Selbstmörder  davon,  dass  die  Schuld  eines  Dritten  (statt:  eines 
Andern)  ausgeschlossen  sei;  —  die  zuweilen  ersichtliche  Ansserachtlassnng 
des  Konjunktivs,  wo  er  nOthig  ist,  z.  B.  zum  Ausdruck  der  Ungewiss- 
heit  oder  Zweifelhaftigkeit,  der  Nothwendigkeit  u.  s.  w.;  —  die  Abhackung 
des  Hilfszeitworts  worden,  auch  wenn  es  sich  nicht  um  Bezeichnung  des 
augenblicklichen  Zustandes,  sondern  um  die  Mittheilnng  eines  Ereignisses 
handelt;  —  die  dem  mQndlichen  guten  Gespräch  zuwiderlaufende  enge  Anklitter- 
ung  des  sich  und  des  nicht  an  das  Zeitwort  (fttr  einer  —  nicht  sagt 
man  dann  besser  keiner);  —  derjenige,  welcher,  anstatt  wer;  —  das 
steife  derselbe,  desselben  statt  er,  dieser,  dessen,  sein;  —  die 
übermässige  Bevorzugung  des  längeren  Relativums  w  e  1  ch er  statt  des  kürzeren 
der;  —  die  Anwendung  des  Passivums  statt  des  den  Satz  gelenkiger 
machenden  Aktivums.  —  Je  mehr  man  sich  in  diese  Fragen  vertieft,  um 
so  mehr  wird  man  mit  Walther  von  der  Vuoelweidb  ausrufen:  ,Weh*  dir, 
deutsche  Zunge,  wie  steht  dein  Ordenunge!*  —  Hat  doch  kürzlich  Jemand 
gesagt:  Juristen  —  schlechte  Stilisten! 

Torgau.  E.  Brnns. 

Hergenhahn,  Th.  1.  Das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Gommanditgesell- 
Schäften  auf  Actien  und  die  Actiengesollschaften  vom  18.  Juli  1884, 
mit  einer  Einleitung  über  die  Entwickelung  des  Actienrechts  und  die 
Ergebnisse  des  Gesetzes.  Erläutert.  Berlin  1891.  Otto  Liebmann. 
LVI,  286  S.  Geb.  Preis  Mk.  8.60. 

2.  Das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Gesellschaften  mit  beschrliAiki'^r 
Haftung  vom  20.  April  1892;  mit  einer  Einleitung  über  die  Entstehungs- 
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geschiohte  des  Gesetzes  und  die  Charakteristik  der  neaen  Gesellschafts- 
form. Erläutert.  Berlin  1892.  Otto  Liobmann.  YII.  184  8.  Geb. 
Preis  Mk.  3.— 

Heroenhahn  besitzt  als  Commentator  drei  Yorzttge :  praktischen  Blick, 
umfassende  Sachkenntniss,  yerstftndliche  Schreibart.  Das  ist  der  Grund,  daas 
sich  seine  beiden  neueren  Commentare  zum  Actiengesetz  wie  zum  Gesetz 
betr.  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  gerade  in  den  Kreisen  der 
Praxis  so  viel  Freunde  erworben  haben. 

Hergenhahn's  Erläuterung  zum  Actiengesetz  geht  die  Mitte  zwischen 
den  umfangreichen  vielgebrauchten  Commentaren  von  Riko  oder  Petebsen 
und  V.  Pechmank  und  den  mit  kurzen  zusammenfassenden  Anmerkungen 
versehenen  Textausgaben,  wie  sie  jetzt  in  ziemlicher  Anzahl  auftauchen.  In 
zutreffender  Weise  sind  die  Erläuterungen  den  Artikeln  des  Actiengeeetzes 
beigegeben,  während  sich  die  im  wirthschaftlichen  Leben  immer  mehr  in  den 
Hintergrund  tretende  Commanditgesellschaft  auf  Actien  mit  Verweisungen 
auf  diese  begnügen  muss.  Die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  und  unterer 
Instanzen,  die  Meinung  der  Doctrin  ist  dabei  in  durchaus  vollkommener 
Weise  und  möglichst  systematischer  Darstellung  zusammengestellt.  Ein 
treffendes  Betspiel  hierfür  liefern  die  Anmerkungen  zu  Art  219.  in  welchen 
die  streitige  Frage  der  Verpflichtung  von  Gesellschaften  zur  Robenlieferung 
bei  Rübenzuckerfabriken  einer  klaren,  gründlichen  Besprechung  unterzogen 
ist.  Aber  nicht  nur  in  einer  compilatorischen  Thätigkeit  hat  Verfasser  seine 
Aufgabe  erblickt;  auch  der  bedeutsamen  wissenschaftlichen  Streitfragen  hat  er 
sich  mit  Ernst  angenommen  und  hält  nicht  mit  einem  selbständigen,  von  keiner 
„herrschenden  Meinung*  angekränkelten  Ürtheile  zurück.  Verleihen  schon  diese 
wissenschaftlichen  Erörterungen  dem  Werke  einen  gewichtigen  selbständigen 
Werth,  so  wird  dieser  noch  erhöht  durch  die  40  Seiten  starke  Einleitung, 
in  welcher  die  Entstehung  und  Entwickelung  des  Actienrechts  in  Deutschland 
und  im  Auslande,  die  Veranlassung  und  Entstehungsgeschichte  des  vorliegen- 
den Gesetzes,  die  Methode  und  Ziele  der  angestrebten  Reform,  im  Zusammen- 
hang mit  einer  vergleichenden  umfangreichen  Statistik,  historisch,  dogmatisch, 
und  kritisch  beleuchtet  werden.  Allerdings  hätte  die  historische  Entwicklung 
doch  über  Renaud  hinausgeführt  werden  können.  Besonderes  öffentliches  In- 
teresse hat  die  verdienstliche  statistische  Zusammenstellung,  aus  welcher  die 
allmähliche,  seit  dem  Jahre  1886  immer  stärker  ansteigende,  Aufwärtsbe- 
wegung der  Gründungsthätigkeit  hervorgeht.  Im  Jahre  1889  ist  der  Höbe- 
punkt —  359  Gesellschaften  mit  einem  Capital  von  399,485,250  Mk.  —  er- 
reicht, von  da  ab  beginnen  sich  die  Zahlen,  ans  bekannten  Ursachen,  wieder 
zu  mindern.  Der  Verfasser  verkennt  nicht,  dass  sowohl  über  die  Art  als  das 
Maass  einer  Revision  ohne  tieferes  Eindringen  in  die  wirthschaftliche  Gestal- 
tung des  Actienverkehrs  und  eine  anzustellende  Enqudte  endgültige  Entschliess- 
ungen  sich  kaum  treffen  lassen,  ist  aber  im  Grossen  und  Ganzen  der  Ansicht, 
dass  die  Gautelar-  und  Strafvorschriften  des  neuen  Gesetzes  nicht  ohne  Er- 
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folg  gewesen  sind.  —  Was  die  Frage  der  Zweckmfissigkeit  eincelner  Bestimm- 
ungen des  Gesetzes  anbelangt,  so  hat  Referent  selbst  Gelegenheit  gehabt,  in 
seiner  Schrift  .Welche  Rechte  hat  die  Minderheit  der  Actionäre 
gegenüber  der  Gesellschaft?*  (Berlin, Otto  Liebmann  1892),  in  welcher 
er  die  erste  umfassende  systematische  Darstellung  der  sog.  «Minderheitsrechte' 
and   ihrer  Bedeutung  auch   nach  Öffentlich-rechtlicher  Richtung   zu  geben 
versucht  hat,   zu  einzelnen  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit  passenden  vielfach 
angefochtenen  Punkten  Stellung  zu  nehmen.    Referent  hat  dabei  u.  A.  auf 
die  grossen  Gefahren  hingewiesen,  welche  das  durch  Art.  22da  einer  bestimmten 
Minderheit  zugesprochene  Recht,  gewisse  verdächtige  Gesellschaf tsherg&nge 
durch   gerichtlich  ernannte  Revisoren   untersuchen  zu  lassen,  trotz  der  er- 
schwerenden Erfordernisse,  welche  das  Getsetz  zum  Schutz  gegen  missbrftuch- 
liche  Benutzung  aufgestellt  hat,   nach  sich  zu  ziehen  vermag.    Betreffis  des 
einer  Minderheit  zustehenden  sog. , Beruf ungsrechts*  ist  Referent  mit  Hebgem- 
HAHN  der  Ansicht,  dass  die  im  Anfang  von  mehreren  Handelskammern  daran 
geknüpften  Befürchtungen  durch  die  seither  gemachten   praktischen  Erfahr- 
ungen keine  Bestätigung  gefunden  haben. 

Auch  aus  desselben  Verfassers  Commentar  zu  dem  Gesetz  betr.  die 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  tritt  unverkennbar  die 
oben  hervorgehobene  Geschicklichkeit  des  Autors  hervor,  mit  klarem  Blicke 
die  Bedürfnisse  der  Praxis  zu  erfassen  und  aus  ihnen  heraus  das  Gesetzes- 
wort zu  deuten.    Wohnt  diesem  Werk   auch   insofern  ein  geringerer  wissen- 
schaftlicher Werth  inne,  als  die  Anmerkungen  zu   den  einzelnen  Gesetzes- 
paragraphen meist  aus  der  Begründung  zum  ersten  und  zweiten  Entwurf  des 
Gesetzes  geschöpft  sind  und  nur  selten  (so  z.  B.  hinsichtlich  der  rechtlichen 
Natur  der  Ges.   m.  b.  H.  —  g  13  — ,  oder  des  Charakters  der  Nachschüsse 
§§  26  ff.  — )  auf  wissenschaftliche  Fragen  eingegangen  wird,  so  erleidet  doch 
der  Allgemeinwerth  des  Buches,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  seinen  Zweck, 
den  Interessen  des  Handelsstandes  zu   dienen,   dadurch   keine  Einbusse  und 
nimmt  unter  den  zahlreichen,  vielleicht  allzuzahlreichen,  bereits  zu  dem  neuen 
Gesetz   erschienenen  Commentaren  —  Referent  hat  eine  systematische 
Darstellung  des  Gesetzes  (Berlin  1893,  Internationale  Verlagsanstalt)  erscheinen 
lassen  —  zweifellos  eine  hervorragende  Stellung  ein.   Auch  hier  ist  eine  werth- 
volle   Einleitung  über  Entstehungsgeschichte  und  Charakteristik   der  neuen 
Gesellschaftsform   den   Erläuterungen   vorausgeschickt.     Die   Judicatur   und 
Litteratur  des  Actienrechts  hat,  soweit  ide  für  dieses  Gesetz  in  Betracht  kommt, 
reiche  Verwendung  gefunden.  Die  Erläuterungen  sind  wie  in  dem  vorerwähnten 
Conunentar,  wiederum  möglichst  systematisch  geordnet  und  darum  besondeis 
praktisch  brauchbar.    Es  dürfte  sich   bei  Gelegenheit   der  hoffentlich   nicht 
lange  ausbleibenden  zweiten  Auflage  empfehlen,  dem  Gesetz  als  Anhang  ein 
Normalstatut  für  G.  m.  b.  H.,  wie  es  der  BiRKKNUini/scbe  Commentar  zeigt, 
sowie  femer  das  Kostengesetz  für  die  Handelsregister-Geschäfte  beizufügen. 
Berlin  W.  Dr.  Jul.  Lubszynski. 
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3n  meinem  SBertoge  erjd^eint: 

l^etQuSgegeben 
))on 
Br.  g«  HKnifilllildrbrrfll  unb  Dr.  IKHV  fttl^Ü 

r  9r0feffor  in  Crbiiigcii  %xt\f^vt  in  SRfint^en 


herausgegeben  oon  Dr.  |Rg|y  ^iT^b^et 

2)a8  ^anbtnd^  beS  Slfetttn^en  Ke^tS  bet  Segentoatt  l^at,  gefötbert  burd^  bte 
SRitoirlung  ^etüortogenber  SRitarbetter  unb  getragen  burd^  eine  ungeU)5l^nIid^e  Zl^eilna^me 
beS  jpubtifumS,  einen  ftu^eren  Umfang  unb  eine  innere  SSebeutung  gewonnen,  toeld^e  ^d^, 
als  ber  erfie  $(an  beS  ttnternel^menS  entoorfen  tDurbe,  faum  üoraujSfel^en  liefen.  2)er 
bisi^erige  alleinige  Herausgeber,  burd^  eine  bo))))eIte  ))arlamentarifd^e  Xl^fttigfeit  in  %n- 
fprud^  genommen,  l^at  jtd^  bal^  veranlagt  gefeiten,  fflr  bie  Sfftl^rung  ber  SftebattionS« 
gefd^fte  einen  fad^üerfianbigen  ftoSegen  in  ber  $erfon  beS  ^ofejforS  Dr.  SRa^  Se^bet 
)tt  SDlflnd^en  fid^  beijugefeSen. 

Unter  beS  le^teren  9lebaItion  erfd^eint  nun  sunftdgfl  ein  SinleitungSbanb  be8  ^anb* 
bud^eS,  loeld^er  baju  befiimmt  ifl,  bie  urf)ncfinglid^  beabfid^tigte  2)arfteIIung  ber  ^olitit 
in  ertoeiterter  Sform  ju  erfe^en.  6S  U)ar  l^ieffir  bie  6m>agung  ma§gebenb,  bag  im 
Serl^ftltnijfe  }u  bem  Sefammtumfange,  toeld^en  ba8  SSert  gewonnen  l^at,  eine  Sbl^anblung 
Aber  $oHtiI  bie  fflr  ba»  StaatSred^t  fo  toid^tigen  ftaatStDiffenfd^aftlid^en  ^ifix  nid^t 
reid^l^Itig  genug  Vertrete. 

S>er  einleitungjSbanb  foS  afö  erfte  Sbt|eilnng  eine  Sefd^id^te  ber  etaatSred^tS- 
iotffeitfd|aft  Don  ^ofeffor  Dr.  ^ermaitit  Kel^m  in  SRarburg  bringen. 

2)ie  (Segentoart  mit  i^rer  reid^en  %u8geflaltung  beS  öffentlid^en  Sted^tS  l^ot  ber 
beutf^n  @taat8red^t6U)iffenfd^aft  in  ben  legten  beiben  ^al^rje^nten  nur  toenig  SRuge 
gelaffen,  ber  aOgemeinen  gefd^id^tlid^en  (SnttDidHung  ber  StaatSred^tSlel^re  il^re  ftraft  ju 
leil^en.  Srforfd^t  ift  nur  bie  Sefd^id^te  getoiffer  SBiffenSgebiete  (99unbe8ftaat)  ober  bie 
Sebeutung  eingdner  €taat9red^tdle^rer  fflr  bie  gfortbilbung  ber  Qe^re,  ober,  wenn  mel^r, 
nur  bie  6nttotd(ung  mel^r  ober  toeniger  umfaffenber  $erioben  (®ierle,  Stin^ing).  Gine 
fiberftd^id^e  2)arfie0ung  ber  gefammten  6ntU)idi!(ung  in  unb  augerl^alb  S>eutfd^Ianbd  Don 
$(Qto  bid  ouf  bie  9leujeit,  befel^en  mit  ben  8ugen  gegentoArtiger  toiffenfd^aftlid^er  Sr- 
fenntnig,  fe^t.  @ie  ju  geben,  foO  in  ber  erfien  Sbtl^eüung  beS  (SinleitungSbanbed  üer« 
fud^t  toerben.  (Sin  $au))tbeftreben  U)irb  bei  biefer  2)arfteIIung  bal^in  gelten,  ben  etnmigen 
Sinflu^  ber  jetoeils  l^errfd^enben  ))oIitifd|en,  toirtl^fd^aftlid^en  unb  fojialen  Ser^ftltniffe  unb 
Snfd^uungen  auf  bie  Um«  unb  gfortbilbung  ber  @taat9red^tStoiffenfd^ft  }u  verfolgen. 
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S)ie  a^eite  WfttJ^eilung  t)on  ^rofeffor  Dr.  eeovg  3eSinef  in  ^eibettetg  toixb  bie 
allflemeitie  StaatSIel^ve  be^anbeln. 

S)ie  allgemeine  @taat8le]^te  foll  als  (Srunblage  aller  Staatsmiffenfd^aften  bie  ge« 
fd^id^tlid^e  Crfd^einung  bed  Staates  forgfältig  nad^  allen  Seiten  l^in  erforfd^en  tinb  ben 
3ufantmen]^ang  3tt)ifd^en  bem  Staateleben  unb  ben  flbrigen  (Jfunitionen  ber  menfd^Kd^ 
@emeinfd^aft  battl^un.  S)iefen  gtunblegenben  llnterfud^ungen  folgen  fofd^e  ftber  bod 
ted^tlid^e  SBefen  beS  Staates.  Sin  befonberet  £l^eU  l^at  l^ierauf  bie  Seigre  t>on  ben 
StaatSfomten  abjul^anbeln ,  benen  ftd^  bie  £]^eorten  bon  ben  ftaatlid^en  Otgonen  unb 
(Munitionen,  fomie  bon  bet  red^tUd^en  Stellung  bed  3nbibibuunid  jum  Staate  anfd^Iie^. 

JUS  britte  unb  bierte  Wfttl^eUung  teilen  ftd^  an  bie  aSgemeine  aßirt(fcl|aft8b|te 
unb  bie  SoII8)oitil^fd|aft8-  «nb  afinanjtiolitif  aus  ber  Sfeber  beS  ^rofefforS  Dr.  Cttgen 
bon  ^I^Ui^tiobiil  in  SÖien. 

2)iefe  2)arfteIIung  berfolgt  in  erßer  Sinie  ben  3^^'/  ben  (jfortfd^ritt,  loeld^er  bvxäf 
bie  reid^e  Spejialliteratur  ber  legten  ^a^rjel^nte  auf  bem  fraglid^en  (Sebiete  erreid^t 
n)orben  ift,  in  jufammenfaffenber  einl^itlid^er  2)atfttIIung  beS  SBefentlid^  jum  XuS* 
brude  }u  bringen.  UeberaQ  koirb  bie  red^Uid^e  @runb(age  ber  tDirtl^fd^aft(i((en  Probleme, 
fotoie  beren  IRädloirlung  auf  bie  SHed^tSenttoidlung  berüdftd^tigt,  ol^ne  bei  biefer  befonberen 
S9ead^tung  ber  prattifd^en  Seite  ber  toirtl^fd^aftlid^en  (fragen  beren  tl^eoretifc^e  (Erörterung 
3U  oernad^Uffigen. 

S)iefem  (Seftd^tspunlte  entfprid^  eS.  bag  inSbefonbere  ber  S)arfteOung  ber  gefeK- 
fd^aftlid^en  unb  ftaatlid^en  SnttoidEIungSbebingungen  ber  S3oItSU)irt^fd^aft  gro|e  Sufmert« 
famteit  jugetoenbet  ttirb. 

2)ie  allgemeine  SJoIIStoirtl^fd^aftSlel^re  bietet  eine  2)arftell[ung  ber  l^utigen 
SBirtl^fd^aftSorbnung.  2)ie  SJoItStoirtl^fd^aftS-  unb  t^inanapolitil  loirb  bie  einseinen, 
im  xSlvii^t  befinbUd^en  koirtl^fd^afts«  unb  fojialpoUtifd^en  SRalnal^men  felbft  bejubeln. 

3n  ber  fünften  unb  legten  9(btl|eUung  toirb  Itnterftaatsfelret&r  Dr.  deori 
bon  aRaqr  ju  Strasburg  i.  S.  bie  Statiftil  unb  defeüfd^aftSIel^re  bel^anbeln. 

S)iefe  Slbtl^eilung  foE  eine  Ueberfid^t  ber  koiffenfd^afUid^en  Srrungenfd^often  auf 
bem  @efammtgebiete  ber  Statiftil  geben.  9[n  eine  3)arlegung  ber  {latiflifd^  SRet^obe 
n)irb  jtd^  bemgemäg  eine  Srbrterung  ber  ^auptbejie^ungen  beS  (SefeUfc^aftStebenS  — 
fotocit  für  fold^e  ftatiflifd^e  (Srunblagen  gegeben  pnb  —  anreil^en.  ®iefe  2)arfteBttng 
ber  (materiellen)  Stattflit  im  Slnfd^Iug  an  bie  (formelle)  aRetl^obenlel^re  berfe(ben  mirb 
ftd^  nid^t  auf  baS  (Bebtet  ber  S9eDöIferung8ftatiftit  im  engeren  Sinne  befd^rftnlen,  fonbem 
aud^  bie  berfd^iebenen  einzelnen,  ftatiftifd^  erfaßten  SSejie^ungen  beS  gefeüfd^afttid^n 
menfd^tid^en  SebenS  berAdtfid^tigen,  unb  bemgemä^  namentlid^  eine  (Befammtfiberfltbt  beS 
tDiffenfd^aft(id^en  3n]^altS  ber  Sloralftatiftil ,  93ilbung8ftatiftil  unb  toirt^fd^aftlid^en 
Statipi!  liefern. 

Xus  biefer  Ueberfid^t  Aber  ben  ^n^olt  beS  SinleitungSbanbeS  bArfte  l^erDorge^, 
bag  aud§  biefer  S9anb  bem  grogen  n)iffenfd^aftlid^en  Stile  treu  bleibt,  in  toet^em  bo8 
ganje  Unternel^men  ftd^  aufbaut. 

Dr.  Was Setibel.  ^   ^    T^    ^ 

(Paul  fitBhtäi). 


Xrtttf  OOR  C.  «.  SBagncr  In  ^rclburg  i.  «. 
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O.  9tiisily  lUiflorn.    On  BorbcreUnng.) 

2.  «MIcllaM-  1886.  (YI.  160  6.)    M.    5.  - 
B.  •rtii,  e0»d|. 

8.  «Hldtona.  1885.    (Yn.  189  6.)  M.    6.  ^ 
t.  fBlO,  Bereinigte  Staaten  9oa  Xmcrtto. 

4.  «Hltllsna- 

I.  bt  fartBi,  »ieberUinbe.  1886.  (Ym.  92  6.)  M .  4.  - 

n.  f fflbtt,  eucemburg.  1890.  (YD.  861  6.  Sto^trAge 
unb  «erU^tigungen  |tt  I  6.  89  Mt  102).  M.  8.  - 

6.  «Itlcilmg-    1898.  (Xll.  278  6.)  M.  10.  — 
VBBt|lir,  Belgien. 

8.  Utidlsng-   1886.  (YU.  178  6.)  M.    6.  - 
fkbfB,  S^ttnfrel^. 

7.  «ItlHtana.  1898.  (Vm.  686  6.)  M.  20.  - 
OrarB,  dtaltou 

8.  «Hltanng-    1889.  (lY.  124  6.)   M.  6.  — 
tBTfM  CBBfBB,  Spanien. 


6.—. 


L  (albbanb. 

8.  «bileilnns*  1898.  Ol.  146  6.) 

CatBnB  bc  JltbeIrBB,  flortugaC. 
8UHl|eilnn8  1— ^  I-  8-  unBoOftAnbig. 
Uticilnng  4-6  M.  98.-.  «ebnnben  M.  80.50. 

•inbanbbctfe  M.  1.85. 
UtVlls«8  7-8  M.  81.-.  «ebunben  M.  88.50. 

•tnbanbbetfc  M.  1.86. 

IL  ^albbanb. 

1.  «ItlHInng-    1889.  (Z.  851  6.)    M. 

CsfilBiaBB,  MttlUinb. 

ümtliB,  ftinlonb. 
8.  «ItleUnnt.    1886.    (X.  808  6.)    M. 

SIMiMbb,  64n»eben«KonDegen. 
8.  «bticilnttj.  1889.  (Ym.  168  6.)  M . 

Cbbs  unb  4iBre««  2>Aneauirt. 
»t|Hbi«8 1--9  K-  26.-.    Oebnnben  M.  28.50. 

•inbanbbetfc  M.  1.85. 
4.  «btlHInnt.   (Crf^nt  1898|94.) 

L  DcBfc,   «rofbritannten  unb  ^rtonb. 

H.  DcBge,  Britif^e  CoUnien. 
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IN  FRRIBUKQ  T.  6.   UND  LEIPZIG. 

In  ineiDem  Verlage  ist  soeben  erschienen: 

Zeitschrift 

für 

Social-  und  Wirthschaftsgeschichte. 

Herausgegeben 

von 

Dr.  St.  Bauer  in  Brunn, 
Dr.  C.  GrQnberg,  Dr.  L.  M.  Hartmann,  Dr.  E.  Szantt  in  Wien. 

^Erster  Band.    £rstes  HeflU 

Preis  eines  Bandes  von  3  Heften  ä  8  Bogen  8®  M.  10. — . 


Diese  Zeitschrift  soll  ausschliesslich  der  Erforschung  der 
wirthschaftlichen  Zustände  aller  Zeiten  und  Völker  dienen  und 
sich  ebenso  von  der  Behandlung  der  Probleme  der  theo- 
retischen Nationalökonomie  wie  von  den  Fragen  der  Social- 
und  Volkswirthschaftspolitik  der  Gegenwart  fernhalten.  Sie 
soll  in  ihrer  streng  historischen  Tendenz  einem  gemeinsamen 
Bedürfniss  der  Geschichtsforschung  und  der  Socialwissenschaft 
Rechnung  tragen  und  die  wirthschaftlichen  Ursachen  histo- 
rischer Veränderungen  aufklären  helfen. 

Sie  wird  daher  solche  Beiträge  zur  Veröffentlichung 
bringen,  welche  die  ökonomischen  Zust-ände,  sowie  die  Wirth- 
schaffcspolitik  der  Vergangenheit  in  exacter  Weise  behandeln. 
Ebenso  aber  wird  die  Mittheilung  urkundlichen  Materials  erstrebt 
werden.  Eine  nach  Möglichkeit  vollständige  Literaturüber- 
sicht und  Bibliographie  soll  schliesslich  anderwärts  publicirte 
Abhandlungen  wirthschafts-  und  socialgeschichtlichen  Inhalts, 
sowie  sonstiges,  in  dieses  Gebiet  einschlagendes  Material  zur 
Kenntniss  der  Leser  bringen. 

Es  ist  zu  hoffen,  dass  auf  diese  Weise  ein  Mittelpunkt 
wirthschafts-    und  socialgeschichtlicher  Forschung  geschaffen 
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und  auf  die  Entwicklung   der  Volkswirthschaftslelire  sowohl, 
als  auch  der  Geschichte  fördernd  eingewirkt  werden  wird. 

Die  zahlreiche  und  werkthätige  Theilnahme,  welche  die 
Zeitschrift  gleich,  nachdem  ihr  Programm  veröffentlicht  worden 
war,  in  den  gelehrten  Kreisen  aller  Länder  gefunden  hat, 
lässt  diese  Hoffnung  berechtigt  erscheinen  und  beweist,  dass 
das  neue  Organ  einem  wirklichen  wissenschaftlichen  Bedürfniss 
entgegenkommt. 


Inhalt  des  •rtten  Heftet:  Vorwort.  —  Abhandlungen:  R.  Pohl- 
MANN,  Die  Feldgemeinschaft  bei  Homer.  —  Th.  Mommsrn,  Die  Bewirtli- 
schafiung  der  Eirchengüter  unter  Papst  Gregor  I.  —  W.  Cunnikoham, 
Die  Regelung  des  Lehrlingswesens  durch  das  Gewohnheitsrecht  von 
London.  —  L.  Brentano,  Die  Yolkswirthschaft  und  ihre  konkreten 
Grundbedingungen  L  —  Mise  eilen:  P.  Fabrb,  Eine  Nachricht  über 
die  Bevölkerungsziffer  Englands  zu  Zeiten  Heinrichs  U. 


Das  2.  und  8.  (Doppel-)  Heft  wird  u.  A.  entlialten:  Lasiprbght, 
Zum  Verständniss  der  wirthschafilichen  und  socialen  Wandlungen.  — 
F.  EüLKNBURG,  Das  Wiener  Zunftwesen.  —  E.  Sackür,  Beiträge  zur 
Wh'thschaftsgeschichte  französischer  und  lothringischer  Kloster  im 
10.  und  11.  Jahrhundert.  —  Miscellen  von  Brsittako  und  Grünbbrg, 
eine  ausführliche  Literaturübersicht  und  eine  Reihe  von  Be* 
8 X) rechungen  fachlicher  Werke  werden  sich  anschlicssen. 


Als  Mitarbeiter  an  der  Zeitschrift  sind  gewonnen: 

Prof.  Dr.  G.  Adler  in  Basel,  Dr.  S.  Adler  in  Wien,  Prof. 
James  Ashlet  in  Cambridge  Mass.,  Prof.  Dr.  A.  Beer  in  Wien,  Prof 
Dr.  J.  Beloch  in  Rom,  Prof.  Dr.  G.  v.  Below  in  Münster,  Prof. 
Dr.  Berghoff-Ising  in  Bern,  Prof.  Dr.  L.  Brentano  in  München,  Prof. 
Dr.  W.  CüNNiNGHAM  in  Cambridge,  Dr.  R.  DAvmsoHN  in  Florenz, 
E.  Demolins  in  Paris,  Dr.  K.  Diehl  in  Halle,  Dr.  F.  Eulenbürg  in 
IJerlin,  Prof.  Dr.  P.  Fabre  in  Lille,  Prof.  Ch.  Gide  in  Montpellier, 
Dr.  A.  Goldmann  in  Wien,  Prof.  Charles  Gross  in  Cambridge  Mass., 
Dr.  H.  Hbrkner  in  Karlsruhe,  Rev.  J.  A.  Hewins  in  Oxford,  Dr. 
v.  Keussler  in  St.  Petersburg,  Prof.  Dr.  G.  F.  Knapp  in  Strassburg, 
Prof.  Dr.  K.  Lamprecht  in  Leipzig,  Carl  Landolt  in  Bern,  Dr. 
E.  Liesegang  in  Berlin,  Prof.  Dr.  W.  Lotz  in  München,  Prof.  H. 
Saint-Marc   in   Bordeaux,   Ministerialrath    Dr.  V.  Mataja   in  Wien, 
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Prof.  Dr.  A.  v.  Muskowski  in  Leipzig,  Prof.  Dr.  Theodor  Momicsen 
in  Berlin,  Prof.  Dr.  E.  v.  Philippovich  in  Freiburg  i.  B.,  G.  Platon 
in  Bordeaux,  Prof.  Dr.  L.  Poehlmann  in  Erlangen,  Dr.  A.  F.  Przibram 
in  Wien,  Prof.  Dr.  Ugo  Rabbeno  in  Bologna,  Freiherr  Dr.  F.  v.  Reitzen- 
8TEIN  in  Freiburg  i.  B.,  Paul  de  Rousiers  in  Paris,  M.  Rubin  in 
Kopenhagen,  Dr.  E.  Sackur  in  Strassburg,  Prof.  Dr.  Sartorius  Frei- 
herr y.  Waltershausen  in  Strassburg,  Prof  Dr.  G.  Sobmoller  in 
Berlin,  Dr.  G.  Schmidt  in  Zürich,  Prof.  Dr.  0.  Seeck  in  Greifswald, 
Prof.  R.  E.  Seligmann  in  New- York,  Prof.  Dr.  M.  Sering  in  Berlin» 
Prof.  Dr.  H.  Simonsfbld  in  München,  Prof.  Dr.  W.  Sombart  in  Breslau, 
Dr.  Starzer  in  Rom,  Prof.  Dr.  Th.  v.  Inama-Sternegg  in  Wien, 
Prof.  Dr.  W.  Stieda  in  Rostock,  Prof.  E.  Villey  in  Caen,  Prof.  P. 
ViKOGRADOFF  in  Moskau,  Dr.  P.  Wittmann  in  München,  Dr.  K.  Walcker 
in  Leipzig,  Dr.  A.  Weber  in  Berlin,  Dr.  W.  Wittich  in  Darmstadt, 
Prof.  Dr.  JuL.  Wolf  in  Zürich,  Prof.  Dr.  L.  Zdekaüer  in  Siena. 
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Akademische  YerlagsbnchhandlaDg  Yon  J.  C.  B.  Hohr 

(Paul  Siebeek). 
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C  A    W«cn«r*t  Bnchdraekcnl.  rr»lb«ts  i.  K. 


^af^thn^  für  Qkid^o^ebunq ,  SenoaUuiig  unb  Sflec^tdpfleqe  bed  !Deutf(den  9{eic§ed,  ^eraug()ege6en  oon 
,'vtan5  oon  ^ol^enborff.    3}tcr  Sa^rgängc.    gr.  8«.    1871—1876.  ^rci«  *40  DJ?. 

.^afprkn^  für  ^kfe^gebung,  ^Scnualtung  tinb  SoÜäioirtl^fc^aft  im  2)eutf(^en  9ieid^e.  iperau^gegeben 
von  ^.  o.  ^ol^enborff  unb  2.  Brentano,  ^ed  »^a^rbu^d  für  @efe|gebung,  Sertoaltung  unb 
3(iec^t^pffegc  beg  a)eutf(5en  Sdeic^eg*  ^fleue  Solgc.    erfier  biä  otcrtcr  Qa^rgang.   gr.  8«.    1877-18^0. 

^?rcid  *  63  3».  20  %l 

-  SMfTclbc    öerauSgegcben  von  ©uftao  ©d^modcr.     Jünfter  bi3  fcd^je^ntcr  So^tgang.     qr.  8^ 
l!^sl— 1892.  $reU  *824  aU. 


.'va^rftnll  für  (Sefe^gebung,  Senoaftung  unb  92ec^t§^ 

:>rie()e  be^  2)eutf(^en  9ietc^ed,  herausgegeben  oon 

,rranj   Don   £)oHcnöorff.     3Jier   Ja^rflä^AC- 

ar.  8<>.    1871—76.  i  Sa^rgang  *iO  3K. 

•crier  ^abrßong,  erfte  ^dlfte:  L  ^te  ©crfüffuttfl  bti  Deut* 
i:iicn  ^Keid^ed  oom  16.  "HptM  1871  nebft  ben  fte  ergänzen« 
b«n  3i«rträoen,  erläutert  burd^  %.  I^ubid^um.  —  II.  ®e* 
fd)äft«orbnunfl  für  ben  dteic^Mag  bei$  ^eutfc^cn  dletdjed. 

—  III.  f^eooBmac^tigte  ^um  ^unbedrot^e.  —  IV.  äBa^I« 
frrtfe  unb  9Jeid»«tofl«'ab0eorbnete.  —  V.  jHeßefteti  be4 
reutf<beit  "^ieicbStdfl«  ftir  bie  erfte  Si^unp^periobe  ber 
crften  eegUIaturperiobe.  ©on  »«b.  9iatU  üKctjel.  —  VI.  3)ie 
ent«?  6if on^iperiobe  beS  erften  iteutfcben  dieid^Mag«.  Sott 
iiubiütg  Samberger.  —  VII.  JJie  ^ieicböflefe^flebung.  ^on 
/i.  o.  ^oUenberff.  —  VIII.  feottbel,  ^oUtuefen,  Confulor» 
mefen,  iDirt^fc^aftlic^e  (Befe^gebung.    S3on  SC.  Vammerd. 

—  IX.  Sdtterrctbtlicbc  S^etraditutigen  Aber  ben  fraitüöftfci)« 
bfutidien  Ärieg   1870-71.     »on  öluntfc^Ii.     1.  £»älfte. 

IV.  S.  1-3U6.)    1871.  *5  «. 

crner  ^tabrgang,  jweite  ^älftc:  IX.  Cölferre*tltd>e  öe^ 
tracbtungen  über  ben  franjöftfcb  beutfcbcn  Ärieg  1870—71. 
<^5n  9(nntfd)(i.  2.  .^älfte.  —  X.  üRarinc  unb  ©eetcefen. 
^oTi  Dr.  <Kotnberg.  —  XI.  £*a«  .^certtjefen  be«  SJcutfc^en 
*iet^e«.  »wi  ^nric^  »lanfenburg.  -  XU.  5Cie  «er* 
!;t)r*anftalt«n  be«  «ei<be«.  «on  Dr.  Jiftber.  —  XIII. 
Tai  ^utf4»e  9tei(^  tinb  bie  tatbo(tfd>e  Ätrcbe.  Son  Cmil 
Anebberg.  —  XIV.  ^xt  3te(^tdpflegc  be«  bculfAcn  öun* 
&«oberbanbeI«gerid^t«.  Son  Dr.  üfJiffen.  —  XV.  Die 
ätatifttf  bei  Deutfc^en  «eidje«.  Jlon  «unuft  Btei^cn.  — 
XVI.  Die  SeriDdltungdeinricbtunqen  oon  (glfa^  unb  ^ot^> 
Tinqen.  »on  Stabtricbter  ücJjfelbt.  -  XVII.  «eicb«- 
nnanjwefen.  Pon  «.  ©agner.  —  XVIII.  iHeirMrc(bt=' 
It£be4  att4  beutfc^n  ^unbedftaoten.  —  XIX.  Literatur» 
rotten.    Con  ^.  ».  Äol^enborff.  —  XX.  «egifter.    (VI, 

^.  .•>>7-7ii.)  1872.  *r>  a». 

,-,rr fiter  ^abrgong,  er^e  ^aifte:  T.  lleberft(bt  ber  (»efc^äft«;' 
ir.üiigfelt  be9  Deutfd^en  dtcicbStag»  in  ber  Duetten  unb 
brüten  £t|ungdperiobe  ber  erften  Veqietoturpertobe.  !öon 
<*fl).  Äot^  We^ct.  —  II.  Die  ©runblagen  ber  beutiaen 
t<atf<ften  Ärieg*t)erfaffung.  Son  >t.  Xbubicbtnn.  —  lll. 
\vinbel  unb  ^oJiro^f«"'  Äonfulariüefen,  5?tu6tDanberunfl, 
rjirtbfcbaftltiSe  Öefe^gcbung.  Con  ül.  iiamnicr«.  —  IV. 
Uebcrfitbt  b«r  fitetatur  über  bie  Dcutfcbe  3Künjfrage  in 
ben  3abren  18C9  bl«  1871.  «on  i«.  Soetbeer.  -  V. 
3eeiDefen.  Bon  Dr.  Stomberg.  —  VI.  Die  iHeicb«gefet;= 
vbung  ton  Witte  1871  bi«  tnbe  1872.  (U,  S.  1-210.) 
UIX  n «. 

.;r'(ttrr  ^^rgang,  §ioeite  .^älf tc :  VII.  Die  gSerfebr^anftalten 
ie*  ÄeiAe«.  «on  Dr.  ^tfcbcr.  -  VIII.  Do«  iHeirt)*^ 
cber^onb«l»«erid^.    «on  Dr.  9tiffcn.  —  IX.  Die  5ta* 


tifttf  be«  Deutfcben  9teicbe«.  Son  V.  Weisen.  -  X.  ?iei(fi>> 
reibt  unb  i'anbe«re(^t  in  ben  fäbbeutfd^en  üammenuT- 
banblungen.  i^on  Q,  Sejtolb.  —  XI.  Die  tirc^enpolitiiaun 
(Befe^e  nacb  ben  derit^ten  ber  XIV.  €ommiffton  be«  prouHi» 
fc^en  SIbgeorbnetenbaufe«  (tkritbtcrftotter  Dr.  ©nelfi  .  — 
XII.  Die  ;Yortfd)ritte  ber  ^ermaltung  in  (E(fa|  unb  i^otb' 
ringen.  SJon  ctabtridjter  Vebfelbt.  —  XIII.  Sitcrotur- 
Uebcrftd^t  ber  beutfdjen  ftaat«^  unb  recbt^tDiffenfdnn« 
lieben  (irfcbeinungen  au«  bem  ^^itraiune  oom  1.  ^oiu.-.ir 
1872  bi0  1.  ilRdrJi  1878,  melcbe  ftc^  auf  baft  Deutfcbe  'Mn^a 
bejte^en.  iion  Dtto  5Rüblbre<^t.  -  XIV.  Äegifter.  (VIII, 
6.  211-516.)    1873.  *6  Vi. 

Dritter  ^abrgang,  erfte  .^älftc:  I.  Ueberftc^t  ber  (Befcbäft-s« 
t^&tigleit  be«  Deutjd)en  dteicb«tag«  in  ber  oicrten  €i-iV"iHiv< 
periobe  ber  1.  £<eqi«laturDeriobe.  Son  @e^.  Wat^  iKctol. 
—  II.  Tai  rHeicb*finana«)cfen.  »on  31.  ffiogner.  -  III. 
Die  9leid)«flcicbgebung  im  ^.  1873.  —  IV.  i»onbel  unb 
^oQtuefen,  Äonfularroefen,  Slu«n)anberun0,  wlribfcbaftlicue 
töefe&gcbung.    Son  31.  Kammer«.  (II,  6.  1—301.)    l.sTt. 

♦4  5».  HO  i^f. 

Dritter  C^ia^rgang,  jroeite  ^älfte:  V.  Seeroefen.  4^on  Dr. 
Slomberg.  —  VI.  Da«  9ioicü*-Cber^anbel«gert(bt.  »U>n 
»Hecbtaanroalt  Sadj«.  —  VII.  3ur  Äritif  be«  DeutMun 
Straf qefe6bu(^e«.  il<on  X  Ole^er.  —  VIII.  Die  etalniit 
be«  tcutidjen  iHeitbc«.  «on  «.  IRei^n.  —  IX.  Die 
(^tfcbdbigung  ber  beutfcben  iKbeberel  nad^  bem  betitjvi)« 
frannöftf^ben  Äriege.  «on  ^Ä'.  i?eroi«.  —  X.  AtrcbUcbe  unb 
flttlidje  «orbältniffc  in  ttlfafi-i^tbringen.  ©on  Stobt' 
ricbter  i'etjfetbt.  -  XI.  Die  bcutfcbe  @efe|gebung  über 
ba«  «erfid)orung«n?efen.  «on  ©.  «ejtolö.  —  XU.  Aut 
Sieform  bei  Straf proceffc«.  «on  91 .  Do<boffi.  —  XI H. 
Literatur  Ueberficbt  oom  1.  ^an.  1878  bt«  1.  SRär^  1.S74. 
«on  Dito  a)iü^lbrecbt.  -  XIV.  «egiftcr.  (VI,  S.  803- .^±.».) 

1874.  *5  5».  Ä.)  %\t 
»ierter  ^abrgang,  erfte  .^älfte:  I.  tteberficbt  ber  (»efcbäftö* 

tbätigreit  bc«  Deutfdien  9i<:icb^tag6  tn  ber  2.  2egi«latur- 
perio&c,  1.  u.  2.  Seffton.  il?on  Q.  ©e^olb.  —  II.  Die 
iKeidj«gefct»qcbung    oon   «nfoitg    1H74  bie  |um  1.  iMprit 

1875.  —  Ili.  .£»anbel  unb  ,SoUioefcn,  Äonfularioefen,  äuo> 
roanberung.  roirtbjibaftlicbe  (Äefetgebung.  «on  a.  Kam- 
mer«. —  IV.  Die  fran^öfifcbc  i^refeflefc^gcbung  in  Qlia\i-- 
Üothringen.  I.  «on  Dr.  '\i.  Äanjer.  -  V.  Ueber  bü4 
«erbältnife  oon  »rbeitölobn  unb  ".trbeit«Aeit  jur  :ärbeit«* 
leiftung.  «on  ü.  «rontono.  —  VI.  ^ux  Segelung  ber 
beutfcben  9<ed)tft^reibung.  «on  D.  öonbcr«.  (Iv,  ^. 
1-218.)    1875.  M  SR.  80  i-i. 

«ierter  ;^abrgang,  jroeite  .<>älfte:  VII.  Die  ,>nbuftrie  in 
Deutfcblanb  unb  Cefterreid).  i^ine  wlffenjtbQftlicbc  ofi^^c 
oon  St.  2b.  :^Hict)ter.  —  VIII.  (Sef*td)te  ber  Xarifcr^obunq 
auf  ben  beutfcben  (Jifenbobnen.  iJ^on  7i-  '^Jcrrot.  —  IX. 
«blfcrrec^tlic^e  Crlüuterungcn  jum  italtenifcben  (Jaranf.o 


^shrbtti^  für  6}efe^(;e5ung ,  SerioaUung  unb  Siec^tdpfleqe  be^  ^eutfcden  3iiid)e^,  ^eraudqegeben  von 
Aranj  oon  ipöl^cnborff-    SSier  SQ^rgänßc    gr.  8^    1871—1876.  ^'rcid  *40  2J^ 

'vcbrfitti^  für  (^fe^gebung,  S^ertDaltung  unb  Solldioirt^fc^aft  im  ^eutfc^en  Steid^e.  herausgegeben 
von  %.  o.  ^ol^enborff  unb  £.  ^Brentano,  ^eä  »^a^rbu^d  für  ©efe^gebung,  Serroaltung  unb 
Stecbtöpflegc  beä  2)eutf(5cn  Sleic^eg*  9lcue  Solgc.    @rfter  biö  oierter  3o^rgang.   gr.  8^    1877-1880. 

?reig  *  63  2)i.  20  ^V>1 

-  ?iiffclbc.  .^erouSgegebcn  pon  ®uftao  ©d^modcr.  fünfter  bis  fcd^je^nter  Sö^tgang.  qr.  8^ 
l.s^l_1892.  $reiä  ♦324  m. 


^iMuii  für  <9efe^gebung,  Senoaltung  unb  9iec^t§^ 
jTii'ac  bc^  3)eutf(^en  SUcic^cS,  herausgegeben  uon 
"^ran^  oon  öol^enborff.  SSier  äa^rgänae. 
^^r.  s".    1871—76.  i  3a§rgang  *10  9W. 

crnvT  .^^abrgang,  erfte  ^fllfte:  I,  1>te  öcrfaffung  be«  3)eut=» 
•Jen  Heicöc«  »ow  16.  ?lprtl  1871  nebft  bcn  fie  ergänjen* 
?.n  j^erträgen,  erläutert  bur(ll|  ^.  Xbubicbum.  —  II.  0e* 
ii)ott»orbninia  für  ben  ^(etcb^tag  hH  ^«utfc^cn  d^cictjeö. 

-  III.  «evoamätbtigte  ^um  «^unbe^rot^e.  -  IV.  iffla^l* 
!ru?c  unb  9lei(b«tog«'8lbgeorbnete.  —  V.  «Rcgeften  bei 
r^uifcbMi  'KeidjMafld  für  bie  erfte  Si^unfl^periobc  bcr 
irtun  i'egUIaturpmobe.  Bon  @cb.  Statt)  iUU'^el.  —  VI.  Die 
>rno  ctfun^dperiobe  bed  erften  I^eutfc^en  dteic^^^tagd.  i6on 
iu6roig  Samberger.  —  VII.  JJle  ^Keld)9flef€t>fl«l'"nd.  5Jon 
^.  0.  .nolbent^^^ff .  —  VIII.  .t>Qnbe(,  ^oUioefen,  Confular* 
TZiifn,  mirt^fd^aftltd^e  (Befe&nebung.    löon  SC.  vammerd. 

-  IX.  Sdlferrecbtlicbe  9^etcad)tungen  Aber  ben  franiöfijcb« 
bruticben  Ärieg  1870-71.  SBon  «iuntjc^ti.  1.  ^»älfte. 
'IV,  S.  1-306.)    1871.  *5  W. 

rttr  .^abr0ang,  (weit«  ^älftc:  IX.  Cölferredjtltcbe  «e- 
traotungc«  Üb«  b«n  franjöfifcb  beutfdjen  Ärieg  1870—71. 
oon  ÖluntfAU.  2.  ,^älftc.  —  X.  «Blarine  nnb  Sceroefen. 
..'p:i  Dr.  9{otnb«r0.  —  XI.  J5oö  .tkcerroefen  be«  Deutfcben 
•'c.Tt'«.  eon  ^nri(b  ©lonfenburg.  —  XU.  J5ie  45er* 
*.  i.r*Qnftalten  be«  Sleicbe*.  «on  Dr.  ^tfdjer.  —  XIII. 
Ti«^  ts>utfd)C  9tei(b  «nb  bie  totbolifdte  Aird^e.  ^ton  Gmil 
^h^rbcrg.  —  XiV.  J5le  JHe<^t#pfUfle  bc4  beutjAen  SJun* 
tc-obcrbanbeI«gericbt«.  «on  Dr.  griffen.  -  XV.  3)ie 
3t  :!i«tif  be«  3>eutf<ben  SteiCbed.  ®on  «upuft  Weisen.  — 
XVI.  x^te  Senoaltungdetnricbtunqen  oon  Slfa^  unb  ^'otb- 
nnqcn.  «on  Stabtri<bter  Vcbfelbt.  —  XVII.  Äci*** 
';rinin>efen.  Son  3t.  SBagner.  —  XVni.  JWeitbÄrecbt* 
''\±^<  au#  bcutf<ben  Sbunbeöftaaten.  —  XIX.  Literatur« 
rc-.nen.  »on  w.  o.  Äol^enborff.  —  XX.  Siegiftcr.  (VI, 
5.  /^•7--711.)    1872.  *5  9». 

r.  uer  ^^abrgong,  er^e  ^fllfte:  I.  tleberflcbt  ber  fflefcbäfte^ 
Mcriv?(elt  bei  I^eulld^en  SHeicb^tag»  in  b«c  j» weiten  unb 
t-.-uon  3i^ungj(periobe  bcr  erften  i'eqi«taturpcrtobe.  :Son 
'r«))  9tatb  SKe^el.  —  II.  Xit  C^irunblagcn  ber  b^utiaen 
^'Ut'cl)en  Arieg^ücrfaffuna.  5Jon  ^.  X^ubitömn.  —  ÜI. 
':vv7.cel  unb  ijoDroefen,  Äonfularroefen,  J^luöiuanberung, 
irtafAaftItcbe  «efe^gcbung.  öon  iÄ.  CamnuT«.  —  IV. 
U.bctfivbt  ber  l'iterotur  über  bie  Dcutfdie  Wün^frage  in 
t-<n  ,^abren  1869  bi«  1871.  äJon  ^X.  Soetbcer.  —  V. 
rtcüjcjen.  »on  Dr.  Sdomberg.  —  VI.  !l5ic  iKeicbdflefe^' 
'.  ^unq  ron  Witte  1871  bl«  ©nbe  1872.  (II,  S.  1-210.) 
MX  '  U  m. 

..  t!ier  ;tabr8ang,  gweitc  £->äIfte:  VII.  t)\e  5Scrfebr8anftalten 
<-rt  :kcid)e4.  Bon  Dr.  ^ifcfter.  —  VIII.  laß  :^icicbs» 
ioerJjanbeiHetld^t.    »on  Dr.  pfiffen.  -   IX.   £le  Sta* 


tiftif  bei  Deutfcben  Stetdbed.  Bon  ».  Steifen.  -  X.  meidn^ 
recbt  unb  l'anbe«rc(bt  in  ben  fübbeutf^en  Üammeruor« 
banblungen.  $on  <E.  !6ej)o(b.  —  XI.  2)ie  fir(l(^enpoiitifd)t.n 
Oefefe  nad)  ben  ^erid^ten  ber  XIV.  Gommifflon  be^  preuBi« 
fd^en  SCbgeorbnetenbaufed  (JÖcricbterflotter  Dr.  ©ncift).  — 
XII.  -ü^ie  ^yortfdiritte  ber  Berroaltung  in  Slfafe  unb  x.'otU' 
ringen.  Bon  3tabtrid)ter  vebfelbt.  —  XIII.  Literatur- 
Ueberftc^t  ber  beutfdjen  ftaotö*  unb  retbt»XDtffenfd'n*t^ 
(icben  (irfübeinungen  aud  bem  Zeiträume  com  1.  ;^onwiir 
1872  biö  1.  3}ldvh  \ST.i,  roelcbe  ftcb  auf  hai  3)eutfcbc  SUi<t} 
bejteben.  iüou  Dtto  !Küblbre<bt.  -  XIV.  Äegifler.  (VIII, 
e.  211-516.)    1873.  *ti  IV. 

a>ritter  ?|abrgang.  erfle  .^völftc:  I.  Ueberfi(bt  ber  öJefitdfto* 
tbdtigteit  bed  t)eutfd)en  ^eid)ötagd  in  ber  oierten  6i9ungv- 
perio'be  ber  1.  £eqtdloturperiobe.  Bon  9eb.  Watb  SMcbcI. 
—  II.  ta^  ^eldi^ftnanjwefen.  Bon  «.  fflogner.  —  III. 
IMe  9tcid)*gefe$gebung  im  ;^.  1873.  —  IV.  ^vanbcl  unb 
^ottroefen,  Äoufularn>efen,  Studroanberung,  n)irtbfd)aftlul)e 
@efe|gebung.    Bon  9(.  idammecä.  (II,  6.  1-301.)    1874. 

•4  !R.  HO  i^f. 

dritter  ^abrgang,  zweite  .^olfte:  V.  €een>efen.  4ion  Dr. 
Siombcrg.  —  VI.  I)a»  9tt?id)e-CbcrbünbeWgerid>t.  S<on 
jHccbtdonroalt  ©od)«.  —  VII.  3ur  Äriti«  be«  t)cutfdion 
Strafflefefebu(be«.  'i^on  31  Oepcr.  —  VIII.  SDie  Statinif 
be«  T€uttd)en  3letd)c«.  »on  a.  Steifen.  —  IX.  Tte 
(£ntf(bdbigung  ber  beutfcben  !Abeberci  nat^  bem  beutjd}* 
franjöjlfdjen  Äriege.  S<on  'Ä.  i'eroi«.  —  X.  jtir<blid)c  unb 
ftttlid)c  Berböltniffe  in  «Ifa^'^tbringen.  Bon  Stabt- 
ridjter  Vebfclbt.  —  XI.  2)ie  beutjcbe  ©efefgebung  über 
ba«  i?erftd)erung«roefen.  Bon  (J.  Be^olö.  —  XII.  .^ur 
^ieform  be«  «trafproccffe«.  5<on  Ä.  Tüo^oxo.  —  XIII. 
Literatur  Ueberfid)t  oom  1.  ;>n.  1878  bi«  1.  aRtfr)  1874. 
aton  Dtto  a}lüblbrecbt.  -  XIV.  «egifter.  (VI,  S.  803-.S22.) 

1874.  *5  f».  20  iif. 
Bierter  ^obrgong,  erfte  .C>älfte:   [.  Ueberftcbt  ber  (»efd)äfte* 

tbdtiflJcit  be«  t>eutfd)on  iHeid)«tag6  in  ber  2.  i'egidlatur- 
perioöe,  1.  u.  2.  Seffion.  ^<on  d.  Be^olb.  —  II.  tie 
iHcid)«gefehgebung   uon    Anfang    1874  bis  i|um  1.  Styril 

1875.  —  lli.  ^Minbel  unb  ,^oUiüefon,  Äonfulorroefen,  )aui>- 
wanberung,  luirtbid^aftlicbe  Meje^qebung.  Bon  fl.  kam- 
nier«.  —  IV.  J5ie  fran^bfifdjc  ^reB^efcfgcbung  In  Cluitsj 
Sotbringcn.  I.  Bon  Dr.  ^:p.  Äanfer.  --  V.  Ueber  ba« 
Berböltnig  oon  Slrbeitdlobn  unb  iHrbeite^eit  jur  ^irbeitvj;« 
leiftung.  Bon  2.  Brentono.  —  VI.  ^x\t  Jleijelunq  ber 
beutfdjen  yHecbtf(br«ibung.  Bon  J).  Sauber«.  (IV,  3. 
1-218.)     1875.  »4  9».  80  i^f. 

Btertcr  Jahrgang,  uroeitf  .ftälfte:  VII.  '2^lc  ;^nbuftrie  in 
t^eutfdjlanb  unb  Cefterrei(i.  tine  roiffenidjottlidic  Sfi;3e 
oon  St.  Ib.  ^'^iditer.  —  VIII.  ®efd)td)te  bcr  lariferböbu'iuj 
auf  bcn  beutfcben  (fifenbobnen.  i>on  Jv  l^errot.  —  IX. 
BolIerre(^tli(^e  (Erläuterungen  jum  italienifd^en  (Barantie^ 


t 


fefcft^  »om  13.  SRqI  1871.  tBon  ^.  v.  ^ol^enborff.  — 
Xie  Leitung  ber  ouftiuärtiaen  ^olitit  bed  .'Heicf^ed.  Son 
Tf.  X^ubirfium.  —  XI.  IMe  franjöfifcbe  ^reftgefej^ebung 
in  Glfo^A'ot&Tlngen.  II.  «on  «p.  «apfer.  -  XU.  J>le 
Seiftungen  ber  Grubenarbeiter,  befonbertf  in  ^reu^en  unb 
bie  üobnftciflerunfl  oon  1872.  »on  £.  »rentano.  —  XEtl. 
t)ie  $er!ebr«anfta(ten  be«  9teic^e«.    %)on  ^.  t>.  7?if<^er. 

—  XIV.  ^ebenfen  gegen  baäi  beutf(^e  9laturalifdtiond« 
oerfa^ren.  !6on  ;&arburger.  —  dlamen-  unb  Sod^regifter. 
(III,  ©.  219-507.)    1876.  »5  9«.  20  ^^f. 

Der  fünfte  ^labrgang  be9  2|al^rbu(l^e«  erfc^ien  ali  erfter 
^abrgang  ber  neuen  $o[ge  unter  bem  2;ite(: 

Saffthnti  für  ^efe^gebung,  SJenooItung  unb  SolfS^ 
lüirt^fd^aft  im  2)eutfd^en  Stetere,  ^etou^gegeben 
oon  ^.  0.  .@o(|enborff  unb  2.  Brentano. 
2)ed  «Sa^rbuc^  für  (Befetigebung,  Serroaltung  unb 
Äcc^töpflcgc  bcä  2)eutfd^en  3ilciAeä*  ««cuc  gotge. 
(Srftcr  Sal^rgang  ober  S3anb  I.  SSicr  §eftc.  gr.  8^ 
(VII,  872  6.)    1877.  ♦IG  9H.  60  ?f. 

I.  ,^eft:    Die  furiftifcbc  Stubienorbnung.    ^ton  0.  (Siertc. 

—  Die  (^poc^en  ber  preu^ifcben  ^inanjpolitit.  Son 
O.  @(^moUer.  —  Die  Demonetifation  bei^  ®ilber<  unb 
bo«  äBert^oer^äUniB  ber  ebien  9RetaUe.    äjion  S.  92affe. 

—  Der  POlfdn)irtbf(l()aft[i(be  Jtongre^  unb  ber  Serein  für 
Sociolpolitir.  Son  m.  ^elb.  —  C9eri(^tlid)e  »efcblag« 
nabme  gegen  tranftttrenbes  ilriegdmateriol  einer  fremben 
6tOQt«regierung.  Son  ^.  Don  ^olfenborff.  —  Die 
IX.  ^erfammlung  bed  intemotionalen  ftatifttjc^en  Aon« 
greffed  Dom  SO.  9(uguft  bii  7.  September  1876  in  ^uba« 
pcft.  gjon  e.  JHei(^el.  —  Deutfdjlanb*  focialftatiftijc^e 
Grbebungcn  im  i>abrc  1876.   Bon  äB.  6tieba.  —  Literatur. 

Il.'iteft:*  Die  «eii^dgcfe^jgebung  com  1.  «pril  1875  bie' 
aum  B<i)lu^  be<  ^abree  1876.  —  C^in  S^dlterrecbtdfaU 
aui  ber  beutfcb'franjbfifcfeen  DccupationSjcit  187o.  —  Die 
OJefeUfcbaft  für  ^Verbreitung  von  Soltöbilbung.  Son  3. 
».  anepcr.  -  etQtiftif  be«  Deutfcben  JHeitfee^  unb  ber 
größeren  Staaten  beffelben.  I.  Con  6.  iHeicbd  —  Die 
Oluf^ebung  ber  CifenjbUe.  »on  ä.  fiammerd.  —  See* 
recbtlicbe  ^u|anioenbungen  aud  ber  !6remerbavener  Q^* 
plofion.     iion  «.  Q.  ia^enbt.  —  Die  italienifcbc  (8efe$=^ 

Jebung  gegen  bie  snigbräuc^e  bed  geiftlicben  9lmted. 
.  $on  Q.  S3e}0lb.  —  ^^U^ruf  unb  (hnricbtung  bed  Slrcbio« 
roefen«.  —  ©tcrblicbfeit  ebclii^cr  unb  unebeltcber  llinber, 
insbefonbere  innerhalb  ber  iübifcben  iöeoölfecung  in 
»üben.  Son  gr.  ^.  9Jeumaun.  —  Rux  Siericbtigung. 
SJon  2B.  Sticba.  —  Literatur.  —  ^reieaufgobcn  ber 
JRubcnoro-Stiftung.    (197  S.)  *3  9)1.  60  ^f. 

III.  ^eft:  Die  l'ebre  unb  bad  Stubtum  bei  ^^blferrecbtd 
an  ben  £»ocbfcbuIen  ^eutfc^lanbd  unb  bie  S3etbeiligung 
ber  Dcutfcbcn  an  ber  Sölfcrrccbt^ Literatur  neuerer  ^eit. 
Con  31.  ä^ulmerlncq.  —  Scegericbte.    f&on  Q.  (S.  SBenbt. 

—  (Srn>crbdorbnung  unb  Unterftütfungimefen.  ^(on 
ü.  »rentano.  —  Xai  ^latentgcfe^  pom  21.  3Rai  1877. 
i?on  ^.  Wenfel.  —  Statifilt  bc«  Deutfdjen  «Heicbe«  unb 
ber  größeren  Staaten  beffolben.  II.  t^on  6.  ^Xcicfeel.  — 
,Sur  neueren  «parfaffen  Literatur.  iCon  ©.  Stieba.  — 
Die  .«Rommunalfteucrfroge.  Son  gr.  3.  9ieuman«.  — 
i'iteratur.    (184  e.)  *3  m.  60  %^. 

IV.  .^cft:  Der  neueüe  italienifcbe  Strafgefe^entiourf  unb 
bie' 'Jobceftrofc.  SJon  ^.  oon  $»oI^enborff.  —  Die  8(u8» 
üeferunflgoerträge  be*  Deutfcben  *Reicbed.  »on  2B. 
(J.  Änitfct)fp.  —  Die  3"ftönbe  ber  t'ebcnöuerftcberung  in 
Doutfc^lanb.  9}latenalien  jum  fünftigen  9leicb«oerft(^e« 
rungSgefe?.  5.lon  %^i).  @eqcr.  —  "IJreu&cnS  innere  löer= 
lualtung  in  ber  Ärifio  t^rer  ^Jleubilbung.  —  Die  Cioil* 
unb  i^antclyrccbtepflcge  in  (Juropa.  3Jlon  6.  ^Wcicbcl.  — 
Die  vtebii^ftiftiinfl  unb  bte  bcutfd)«  l'anbiPtrlbfdjQft.  Bon 
f[.  litoflol.  —  Tic  5.  (^encraluerfammlung  be*  Bercind 
ffir  coctalpolitif.  »iion  Ä.  Ä»elb.  —  ititeratur.  (VII, 
ii;i2  3.)  *4  an.  40  ^f. 

—    ^affelbc.     S^J^itcr   3ar)rgang    ober   53anb   IL 
Sicr  4^efte.     gr.  8^     (Vi/ 890  3.)    1878. 

*17  3Ji. 

I.  >>eft:  Die  Itallenifcbe  Wefe^H'-'bung  gegen  bie  3)H&brdud)e 
öeo  geiftltdjcn  ?lmt«.  II.  t^on  C.  ibc^olb.  —  Die  ^.»{olb^ 
>uenbii'\fi*it  cine«^  allgcmotn  oerbinölicbcn  Äriegörecbto. 
'i>on  ^.  'ihümevincq.  —  3tubien  über  einige  »"vrägon  bes 
(3ccfirafrod)t€..  Bon  .<>.  .^nrburgor.  —  üiiie  finb  bio  Hio^ 
trifutarbcitri-tpe  im  Icuticben  iHt'idje  m  befeittgonV  Bon 
:^.  V.  Äcbeel.  —  Die  fran^bftjcben  A.-quita-a-oaution 
iinb    bie    bcutfcbe  o^buftrtc.      üon   ih».    veriö.   —   Der 


eimetaUi^muft  unb  bie  SBäbrung^frage  in  ben  i'-rr:  r  : 
ten  Staaten  pon  ttmerifo.    Bon  (J.  Kaffe.  —  Die  :t.v 
bei  Deutf(ben  9tei(i)i  unb  ber  größeren  Staofen  bc^  1  ^ 
Bon  a.  SieiAel.  —  Der  (fntrourf  be«  ungarifc^i'n  ct-.r 
gefei^butbt    über   Berbre<ben    unb   Bergeisen.      B^  r 
c.  .^o^enborff.  —  Literatur.    (249  €.)  • «  .' 

n.  ^eft;    Der  ftrafrwfttlit^e  Begriff  „^nlonb"  unb  ^e-: 
Be^iebungen  jum  Staattrc4>t     Bon  ^.  ^acburd  r 
Die  Gntn)i(fetung   unb  bat  gegeniodrttge  Statu: n:  1%: 
^Keform    be«  Seetriegftre^td.     Bon  9L  Butmertn  > 
^ai  preu^ifcbe  9efe4  über  öffentU^c  (ETjiebuna  vcir.   .: 
lofter  Älnber.    Bon  3t,  fiamiwer*.  —  Da*  Bcrmffi  :. 
wefen  unb  ber  Staat.    Bon  g.  SB.  Zouffatnt.  -    *^. 
unb  i'eiftungen  ber  ftaatUcben  unb  ber  prioatcn  ^.^  • 
babnoern>altuna  in  freuten.     Bon  ^b-  Oeper.  - 
Sd)ulfpar!affentrage.     Bon   ffi.   Stiebo.   —    Stat,'.- 
^ublifationen  bei  Königreichs  Statten  im  i^aure  i- 
Bon  SB.  Stieba.  —   Die  ifebenioerfUberunfl  m  Zfu:  : 
lonb.     (3ur  abroebr.)     Bon  '^<>.  ©eijet.  -   iitr:  •;. 
(205  e.)  •» ' 

III.  ^cft:   Der  Berein  für  bie  Reform  vai\  Äobtnr.ru 
bei  Bölferrc^ti.    Bon  (f.  (S.  SBenbt.  —  Der  pIL^^.f 
StrafPoUiug  na(b  ben  neueften  ^fabrungen  in  u 
unb  Äroatien.  Bon  ©.  Slauffer.  —  R\xx  2^bafbefiruorjr 
frage.    Bon  D.  v^rbr.  pon  Vuffey.  —  Die  UrbriM    r 
bie  ^robuctionifrifen.    Bon  ^.  Brentano.  -   liie'- 
betr.  bie  9lbänberung  ber  (^everbeorbnung.  Bon  ,^  (•:- 

—  DerfranjÖfift^earbetterfongre^.  Bon^orrifon  uj    '- 

IV.  jöeft:  ^apfiroabl  unb  Vuigleicb.    Bon  ^b-   :^^'^ 
Die  ßefängni^arbeit  unb  ibr  XlerbdUni^  |um  U<\:v  ^ 
»erbe.    Bon  «.  Bauet.  -  Der  «arifer  ^oftfongr-r 

SC.   ».  Äircbenbeim.    —    Die   öfterrttcblf^en    etact    •: 
nungen.    Bon  a.  c.  3urafcbef.  —  BorfÄläge  \\\x  •»<  v: 
ber  ^rifengeri^tibarleit.     Bon  91.  Buimcrtn.o. 
Spnbifatifammem  ber  fran)bftf(ben  Hrbeit-Wrt^  i-- 
:»i«ebmer.  Bon  ffi.  Stieba.  -  Siterotur.  (208  S..    '» 

-  JDaffelbe.     a)ritter  ^[^Q^rgang   ober    8ann  Hl 
SBier  $efte.    gr.  8«.  (VI,  797  6.)   1879.    M'i  ^ 

I.  ^eft:    Die  Berwaltungigericbtibarfeit  in  Batjem 

8.  «.  ÜHüDer.  —  Der  2.  intemationole  (Refanatujf.r  -  • 
obgebalten  gu  Sto(f^o(m  oom  20.  bii  26.  ftuvjif:  1- 
Bon  Cmil  Dauffer.  —   Der  internationale  Äon.t.', 
$arii  für  äBoblfabrtieinHcbtungen.    Bon  B.  D     ^ - 

—  Die   Drganijation    bei  Bcrmeffungiwefen«    urr 
^tnfertigung    neuer   @emartungitarten.     Bon    "rur:  : 
SBilbeim  Douffaint.  —  Die  Crefelbtr  Seibeninbti'tn-  ^'  ■ 
bte  Ärifti.    Bon  «.  Zbun.  -  Ueber  bie  «erbüiun-  • 
^robuftionifrifen  burd^  ftaatlicbe  ^^tirforoe.  Bon  «    '  .^' 

—  Dffenei  Schreiben  an  ^erm  ^einrieb  öemu^.t; 
„ffiäbrungäbiptoraaten".    Bon  Db-  ^r^^fo.  —  Die  C: 
effeni  beö  jtatbeberfocialiimui  oonDr.  Ä.  Blöd    i-: 
1878.    «on  a.  fielb.  -  £lterotur.   (272  S.)  •:»  i^L  4    . 

II.  III.  ^eft:   Der  beutftbe  Bunbeiratb-    Bon  5R    3c 

—  Die  ftaatlicben  (Einriebtungen  für  ben  Äunftunt.r. 
in  Deutfcblanb.    Ben  JR.  Sd^ailer.  -  Die  «et*-^; 
gebung  in  ben  3.  1877  unb  1878.  -  Die  tärfij^iu    r: 
üom  ftaatin>iffenf<baft[.  Stanbpuntte  oui.    Bon  i.: 
Don  Stein.  —  S^iu^i^oa  unb  ^reibanbel.    Bon  H 

—  Die  5>irf(b'Dun(ferf(ben  Oeroerfoereine.   Bon  i*.  ^   ' 
tano.  —  Extension  da  Bvst^me  mötriqa«  d«--«  }•    ' 
ot  mesures  etc.     Par  Bl.  de  Malaroe.  —   iUcn 
(;109  S.)  *'  - 

IV.  $*eft:   Beriebt  ber  »ur  Unterfu^ung  ber  Ärbcn-.rv - 
bältniffe  in  DÄnemarf  niebergefe^ten  (Jommlirion 
bem    Däntf(ben    oen  ^,   Starteni.   —    Dai    aUt*-:- 
etimmrecbt    unb   bie   politifcbe   Bllbung    im    Uv.vi 
tHeicbe.    il^on  «.  Bulmerincg.  —  Deleorttobw»fo^^*''- 
unb  Xelegrapbentarife.    Bon  tt.  o.  Äirtbenbeim 
englifcbe  (ycfängnl^'Spftem.    Bon  aBlUlam  ^aüjrf    S 
bem  Cnglifcben.  —  Staat  unb  Ainbe  im  Äontpn  <•*:•' 
iiiteraiur.    (VI,  215  S.)  U  l'i.  ••    - 

-  a)affctbc.     Vierter   Söftrgang  ober   5^anb   I  ^ 
55icr  Äefte.    gr.  8^    (XH,  659  S.)    18.^0. 

♦13  n.  i'»  i 

I.   »t-^eft:    Unterfucbunaen   über  QueOen    unb  Umfan;      • 
aUgemehicn     SBoblftanbei     in     Deutfd|>(aBb.       I 
^l'^.    Öeoor.    —     Ueber   ben   gegenwärtigen    Sl'^^^ 
SuAcrfrage.     Bon   fl.  Db-  Cbcberg.   —    Di«  ftx:-   • 
ftatiftif  in  ben   Bereinigten  Staaten  oon  »Korb-j-^.;^    - 
Bon  fl.  0.  Stubni?.  —  Die  Öffentli<ben  tcibbön^'"?    ^     * 
bo«  >4'fanbleib'  unb  :){Ud(autigefd)äft  Überbau;  t      ^   ' 
O.  Sd)moUer.  —  i'iteratur.    (UJö  S.)  *     • 


IL  ßcft:  Unterführungen  übtx  UueQen  unb  Umfang  beö 
aOgemeincn  So^Iftanbed  In  Seutfc^lanb.  II.  Von 
Vit.  Oc^er.  —  ^er  fiebente  Conarel  be«  Seretnd  fflr  bic 
Steform  «nb  <Eobtficirun0  bed  SMferre4»ted.  fßon  &.  ^ax* 
burger.  —  Qetra<9tunaen  über  bie  iBebeutung  ber iDteteo« 
rotogic  unb  ber  Sßanerfrage  im  «Staatdbaudbalt.  Son 
^.  3B.  Souffoint.  —  ^ur  beutfcben  SBirt^fcboftHaefc^icrte. 
3^ott  9.  &6imoUn.  —  2)ie  Seiftungen  ber  tuttxredfti* 
afabemif  fflr  bie  prattifc^e  ^ortbitbung  hti  9^'dittvvtdft^. 
$on  V.  9n(merincq.  —  ^alt'd  Sieben.  Gulturfampfd« 
9iemini<ccnKn.    Son  S.  Qareid.  —  Literatur.    (191  S.) 

*8  5».  60  ^f, 

UI.  lY.  Äeft:  Ueber  bai  fog.  ^aftpflicbtgefe»  com  7.  3uni 
1871.  l3on  0.  fiuber«Siebenau.  —  %ie  Gtatiftif  bet 
Strofret^tSpflege  In  ben  Staaten  ^ropa'd  unb  in  ben 
Staaten  bti  beutf<ben  9let<be«  inSbefonbere.  Son  Aarl 
9{eid^el.  —  3)aft  italienif^e  Cifenba^nnefen.  S3on 
0.  Semarbi.  —  Setracbtungen  Aber  baA  Melioration«« 
loefen  unb  bie  ^nfflbrung  einer  befferen  9Baffenoirtb« 
icbaft.  Son  gf.  9S.  Zouffaint.  —  2)er  SBaib  im  nationalen 
iBirtbf^aftiteben.  (Eine  etubie  oon  $^.  ^e^er.  9e' 
\vn4f9n  hvx^  Oangbofer.  —  (Einnanberung  unb  Solonif a> 
tion  i»  tropf f (ben  eUbamerila.  8on  ^ran§  (Engel.  — 
X^a«  neue  f lr(i^enpolitif(be  0ef ef  $reu|end.  Son  d.  @areii. 

—  Die  irif^«englif(bc  Ägrarbewegung.     SBon  Sul.  §rei. 

—  «iterorifc^  geftgaben  gu  »luntf*«'«  3ubi(äum.    »on 
a.  «ulmerincq.  —  «iteratur.    (Xn,  907  6.)         *7  9R. 

ialtthuHl  für  @efe4ße5un9,  ^erioaltung  unb  SoI!3« 
roirt^fdjaft  im  S^eutfc^cn  Slcic^e.  3)eig  »Sö^tbut^i 
für  @efeioe5ungr  ^enualtuufi  unb  9le($tdpffege 
beö  35cutf($en  Äcidjö"  ^tm  gotgc.  fünfter 
biä  fciJSaclintcr  So^rgong.  ©crauSgegcBcn  oon 
fHuftai)6(^moncr.  gr.  8«.  1881—1892.  Seber 
^a^rgang  erfc^etnt  in  oier  i^eften. 

-  5ünfter  So^rgang.  (VI,  1308  ©.)  1881.  *24  3». 

I.  ^eft:  Ueber  gwctf  unb  ^iele  be«  2iabrbu(b«.  Vom 
§erou«geber.  —  a)ie  (Berecbtigfeit  in  ber  «olWwirtbfcbaft. 
»on  C  ee^moVitt,  —  Die  f^abrifinfpectorcn  in  ?5eutf<b= 
Xanb.  Qon  «IpbonS  Z^un.  —  2)er  Aampf  um  lOeAittS« 
rot^  unb  9eiirf«DeriDaUung«geri(bt  in  ber  preuBtfcben 
l'anbtagüfcffion  1879  -  1880.  8on  Oeorg  Steoer.  — 
.<tritif(be  Srihrterungen  über  bie  ffid^rundfrage.  Qon 
ä.  £cci<.  —  S>a8  diei(b«flefe(  vom  31.  Slai  1880.  SJon 
jQ.  «orquarbfen.  -  ^cr  Obcrf<bleftfcbe  9eotbitanb.  —  (Erb* 
re<bt  «nb  «rbf(baft«fteuer.  Con  %.  ^.  (»effcfen.  —  «euere 
ftotiftifd^e  ©ammelroerfe.  »on  ^.  ÄoUmann.  —  Ueber 
au^nanberung  unb  Aolonifation.  —  Ueber  bie  (3tmetU 
cerane  in  Stalien.  Son  Ä.  %ff.  (Ebebera.  -  3HaterioIien 
ium  «rbeiteroerflcberungSroefen.  SSon  $.  d.  ber  fiepben» 
^tt^nfcb  unb  (8.  et^moUcr.  --  !Z)er  19.  DoUdmiri^^fcbaft« 
lic^e  unb  ber  1.  banbeUgeograpbifcbe  Äongre^  in  »erlin 
im  OCtober  1880.  Son  ».  X^un.  —  Jtleinere  3Rlt' 
t^eilttngen.  —  Literatur.    (VI,  488  S.)  »8  SR. 

II.  IIL  ^eft:  »e<!^t  unb  TOocbt.  »on  «.  SRerfel.  -  3>ie 
lElaufou'üaad'fiben  »eftrebungen  bejüglic^  bed  ^au§^ 
firtbe«  unb  ber  Smbener  $onbar5eit«furfud.  eon 
<M.  (äJkU^om.  —  Da«  (Bottbarbbabn*Unternebmen.  9Jon 
k.  C.  trommer.  -  Ueber  bat  5euerocrri(berung«wefen 
in  Clfa^^Sotbrinaen.  '^on  Ä.  aacob.  —  Die  Slrmen* 
0efe%gcbung  |ifran!rei(b«  in  ben  ®runbxagen  ibrer  bifto* 
rif<!^en  «ntroftfeCung  I.  SSon  g.  ^reti^err  oon  SleUen* 
fiein.  —  Die  ^rifcb«  Sanbfroge  unb  bie  etein«Äarben« 
bergifAe  (»efe^gebuna.  Son  Ä.  Weisen.  —  Ctublen 
über  (Setreibeprobuttton  unb  «^anbei  im  europäifcben 
■Hu^tanb.  Son  %f).  iiavei.  -  Die  beutfcbe  Senoaltung«' 
T<cbt#pflege.  Son  «.  fioening.  —  Sur  neueftcn  fiiteratur 
über  ba«  (Brunbcrebitroefen  unb  bie  ^^potbefenbanten. 
»on  t.  6tnict.  —  Qeorg  ^anffen.  (gtn  national-öfono. 
ntifc^e«  Oubilflum.  %on  ».  o.  attaeforodfi.  —  Xbeorie 
unb  llrajrid  ber  beutftben  «Steuerreform  in  JHei(b,  Staat 
unb  «emeinbe.  «on  (8.  ©(bmoHer.  —  Äleinere  awit* 
tbeitongen.  —fiiteratur.  (554  ®.  m.  e.  t^romolitb.  fJIane.) 

*10  SR. 
IV.  ^eft:  Xrbeit  unb  Krmutb.  Bon  ®ufiao  (^o^n.  —  Der 
(»rttnbfo»  ber  «i<btou«lieferuno  politifcber  «erbre<ber. 
«on  Dr.  Aefeu«.  -  Sojinlpolitifcbe«  aue  ben  «c^weljer 
aipen.  «on  X.  v.  9Ria«fon»öfi.  -  Die  Mrmengefeb* 
a«bung  JranfreiA*  in  ben  ©runbjügen  ibrer  biftorifien 
ant»ltfelttng.  IL  «on  ^r-  ^rtet^err  oon  Sieifrenftein.  — 
Die  AdcbAgefe^gebung  in  ben  Oabren  1879  unb  1880.  -- 
Zie  StfbiURgIfrage  na<b  ber  aRflnjconferenj.  «on 
S.  Äfeji#.    —  Cnt0i(feIung  ber  Binfinbuftrie  6(bleflen« 


nacb  ^erfteUung  ber  (Eifenba^nen  in  ben  ^abren  1844 
bi«  1879.  «on  Stöbert  Slmfon.  —  ^ai  untere  unb  mitt= 
lere  gemerblicbe  Scbulwefen  in  "ißreulen.  «on  (Buftao 
eOfmotiet.  —  Ateinere  SRtttbeiiungen.  —  fiiteratur.  — 
(816  6.)  *»>  aß. 

-  ©cc^ftcr  So^rgong.     (VEI,   1429  @.)     18>i2. 

*27  m. 

I.  Äeft:  Die  gef<bicbtlicb*gefea|c^aftri4cn  Orunbtagen  bet 
(Etbif.  «on  «.  oon  3!)ering.  -  Die  beutfcbe  ^anbcle- 
ftatifiif.  «on  ^.  oon  6(bee(.  —  Die  S^eotfion  ber  birecten 
Steuern  unb  baS  ^roject  ber  oHgemetnen  (finfommen« 
fteuer  in  «a^em.  «on  St.  %ff.  (Ebel>erg  —  (Sonber^ 
fteQung  unb  SoOanfcbluft  ^amburgft.  ^n  «rutbftUcf 
beutfcbcr  0cf<bubte.  «on  O.  Dutf.  -  Die  amtlicbe 
etatiftie  3taiiend  oon  1878-81.  -  Die  amerifanifc^e 
Concurrena  unb  bie  fiage  ber  mitteieuropäifcben,  befon« 
ber«  ber  beutf(ben  fanbmirtbfcbaft.  «on  (^.  €(bmoUer. 
—  tiai  0(benbttrgif(bc  SIrmenmefen.  f&on  ^.  ftf(brott.  — 
itleinere  SRitt^eilungen   -   Literatur.    (VIII,  394  e.) 

•7  yR. 

II.  ^eft :  einige  «emerfungen  Aber  baS  internationale  «er« 
n)attung«re(bt.  «on  S.  o.  @tein.  —  Die  beutf^e  (9e« 
roerbe-Slufnabme  oom  1.  De).  1875  in  ibren  ^auptergeb« 
niffen.  «on  ^.  ÄoOmann.  -  3ur  ^rage  ber  Ueber* 
mä^ung  inbicecter  «erbrau(bAfteuern  auf  (Brunb  be« 
bainfcben  aSaljauffcblagd.  «on  (8.  ecbana.  —  Der  erfte 
beutfcbe  «rmenpfleger^Äongreb  unb  bie  brennenben  fragen 
be»  SlrmenmefenS.  «on  gf.  Xbitfei.  —  Die  bäuerlicben 
^ult&nbe  Italien«,  «ericbt  eine«  9(ugen|eugen.  Hon 
&.  «emarbl.  -  Der  fdnblicbe  (Brunbbefit  in  ^tu^lanb. 
«on  SB.  etieba.  —  ^abreibericbt  Aber  bie  neuefte  «bUer« 
rec^tiliteratur  aOer  Stationen,  «on  X.  «ulmerincg.  -^ 
ftletnere  2Rittbellungen.  -  fiiteratur.    (407  C)     »8  SR. 

m.  §eft:  Ueber  bie  (8ef<^icbte  ber  «ercln«freibeit.  «on 
».  €obm.  —  Die  eo^ialpolitit  beft  beutf<ben  Aatbolicil^ 
mud.  «on  X.  2bun.  —  Die  Xnbauoerbftltniffe  in 
Deutf(b(anb,  befd^reibenb  unb  oergleicbenb  bargefteUt  auf 
(»runb  ber  (Erbebung  oon  1878.  «on  9.  ^eit.  — 
S(bwebenbe  ^inanjfragen.  I.  Die  Unterfcbeibung  biref. 
ter  unb  inbirefter  Steuern,  «on  fit.  X  Sleumann.  — 
Xbolpb  ^elb'd  {oiialpolitifcbe  (Befcbicbte  Cnglanb«.  eine 
Stubie.  «on  o.  0(benEon)8ti.  —  Olefcbicbte  unb  'Siitttn 
eine«  beutf<ben  (»etoerf-öerein«.  «on  ^.  «rcntano.  — 
Srgdnjung  unb  (Erflärung  nu  bem  Xuffabe  über  „Die 
Deutf<be  @en)erbeaufnabme  oom  1.  Dec.  1875  in  ibrcn 
fiauotergebnlffen"  in  ^eft  2  blefe«  gabrgang«.  i<on 
^.  itoOmann.  —  kleinere  SRittb eilungen.  —  Literatur. 
(328  ©.  m.  e.  (bromolitb.  Aarte.)  »o  SR. 

IV.  Aeft:  (Etbif(be  Stonbpunfte.  ®ine  Keplif  auf  ^bering« 
fler<bi<btU(b  -  gefeüfcbaftncbe  ©runblagen  ber  (Etbif.  «on 
ffi.  ecbuppe.  —  Die  beutfcbe  ,>fli jreform.  «on  St.  Coboio. 
I.  (SIericbtaocrfaffung  unb  3"JiIproaeft.  —  3ur  (Sefcbtcöte 
ber  neueren  «erünberungen  in  ber  «ertbeilung  be« 
bcutfcben  (Brunbeigentbum«.  «on  X.  o.  SRtaAfowdti.  — 
Die  öfterreicbifcb » unaarifcbc  äoUtarifreoiflon,  mit  be» 
fonberer  «Ücffic^t  auf  bie  «e^ebungen  m  Xeutfcblanb. 
«on  ^.  Debn.  —  Die  recbtlicbe  fioge  ber  «usfunfte- 
bureau«.  «on  D.  SRepcr.  -  Die  fiebren  ber  UnfaU* 
ftatiftif.  fßon  X.  o.  Stubni*.  -  Die  i5itff<ben  J^lnon^^ 
reformen  oon  1784—92.  Q\n  «ilb  parlomentorifc;.cT 
eteuerfämpfe.  «on  ff.  Äilian.  -  5<broebenbe  Älnain» 
fragen,  «on  gr.  3.  9leumann.  II.  3ur  «eform  ber 
bireeten  Steuern  in  Deutfcblanb.  ~  Jtleinere  SWittbcil^ 
ungen.  —  fiiteratur.    (VIII,  300  S.)  ♦«  in. 

-  eicbcntcr  Sa^rgang.    (XXIV,  1406  ©.)    18b8. 

♦28  m. 

I.  i^eft :  3been  unb  Dbatfocben  im  (8eno!fenfcbafWn)t?en. 
«on  0.  (Jofin.  —  Die  beutfcbe  ^luftl^reform.  «on 
dt.  Soboro.  n.  ©ttafprojc^,  Aonfur«,  Xn»a(tf(baft  unb 
Äoftenmeien.  —  ScbuijoU  unb  beutfcbe  2Boarenou«fufar. 
Segen  ^erm  ^rof.  Dr.  9iaffe.  «on  ©uflao  XuO».  — 
Der  .Scntraloerein  für  Äanbel«geograpbie  unb  ^törberung 
beutfcber  Sntereffen  im  Xuslanbe  gu  »erfln.  iion 
R.  Sannof*.  —  Der  Württemberg ifcbe  6tQat«bau«balt. 
«on  Ä.  «.  Stiecfe.  —  Stubolf  ÖJneifi'«  Cnglifcbe  Hier- 
faffung«gef(bi(bte.  «on  (f.  fioening.  -  ^ur  (sJefcbicbtc  ber 
^arifer  «brfenfrlfi«  oom  Januar  1882.    «on  (5.  Strucf. 

—  Der  neuefle  Stanb  ber  iJlsäbrunfl«frage  unb  ber  Äon« 
gre$  ber  »imetaaiften  in  Jtoln  (Ctt.  1882).  «on  28.  i'crl«. 

—  Die  ^abre^oerfammlung  be«  oolfiioirt^fcboftUcbert 
Pongrcffee  unb  be»  «erein«  für  eo.itialpolitif  im  e^dt- 
berbft  1882.  «on  (»uftao  ScbmoUer.  —  kleinere  VUu 
tbeilungen.  —  fiiteratur.    (VIII,  371  6.)  «7  3R. 
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II.  i()cft:  Die  prcufiifc^e  SenvaltunQdrefornt  unb  bie  SBer<r 
rodltunflSgetic^tibartett.  SSon  St.  v.  SteitgeL  —  'T>ie 
Xurcbfiibntng  be«  8taatdbabnf9J^em<  in  ^l^reugen.  3(on 
21.  ».  b.  Sc^en.  3)Ut  e.  Äartc.  —  2!ie  Serhonblunpen 
ron  1882  unb  bi«  ferneren  Aufgaben  bed  beutfcben  üHcrem^ 
für  amnenpfleae  unb  SBot^Itbätiglcit.  Son  ^.  Äbide«. 
->  XU^onfealüd^cn  (9eroerbc!aminem,  ibre  Drganifatlon 
imb  2Btrffamfett.  Bon  S.  Slaflcl.  —  3?te  9iefonn  be* 
Grbrccbtd  an  ®runb  unb  %oben  unb  l^re  ffiirfungen 
auf  bie  Srbaltung  bti  ^auemftonbeS  im  ^er)ogtbum 
Clbenburg.  Bon  ^aul  AoQmann.  —  ^um  ®^uk  ber 
C(ief(bfift«gebeimniffe.  Gin  nirtbft^aftlit^er  roie  ftraf' 
recbtlid^er  Borfcblag.  Bon  ^.  Drtleff.  —  ^ie  neueften 
Uiubllfationen  Über  bie  £age  bei  preu^ifcben  unb  beut;^ 
fcben  BauernftonbcS.  Bon  &.  ScbmoOer.  —  3^^^^^ 
r^aäredbericbt  über  bie  neuefie  BÖlferret^tgliterotur  oOer 
'J^ationen.  Bon  9.  Bulmerincq.  —  Aletncre  BRittbeiC« 
ungen.  —  Literatur.  (IT,  364  S.  m.  e.  d^tomolitb.  Aarte.) 

II L  ^eft:  IDie  <^nfiIl(b'fosiaIe  Ben>egun0  in  (Englanb.  Bon 
1'.  Brentano.  —  ^ie  dntwicflung  ber  oflpreu^if^en 
l<anbn)irtbf(baft  roäbrenb  ber  legten  25  3abre  (1856  bi« 
1881),  Bon  Xff.  ffX^t.  V,  b.  (Sollt  —  2)te  öfterreiätfc^e 
(VSemerbenooeUe  oon  1683.  Bon  (S.  €ac.  —  9iufftfcbe 
^oUpoütif.  Bon  ffl.  etieba.  —  3ur  SRetboboIogie  ber 
6taaU=s  unb  So^ialniffenfcbaften.     Bon  @.  Sc^moQer. 

—  £>ie  ^erangiebung  ber  Beamten  unb  OffiAiere  )u  ben 
(Hemeinbeftcuem.  Bon  Brüning.  —  illeinere  3Rit- 
tbeilungen.  -  Literatur.    (IV,  359  ®.)  ♦?  5». 

IV.  .v)eft:  £abanb'«  Staatfir^cbt  unb  bie  beutfcbe  9te<^td» 
luiffenfcbaft.  Aon  O.  ®ierfe.  —  Xit  ^nnungöbejoegung 
in  i:)eut|(blanb  unb  bie  ^looeDe  xur  9iei(b«'®emerbeorb- 
nun«  üom  18.  Suli  1881.  Bon  &.  3acobi.  —  2)er  nor* 
luegifcbe  Berfonunadfonfliet.  Bon  &.  SSartend.  — 
etatifttfc^er  Ueberblitf  über  bie  (Sifenbabnen  ^eutf(b« 
lanb«  indbefonbere  »äbtenb  ber  Betriebilperiobe  1880 
bid  1881.  Bon  $.  JtoUmann.  —  ^er  beutfcbe  Berein 
gegen  ben  Sli^braucb  geiftiger  (Setränfe  unb  bie  {trage 
ber  ed^aixnonie\^omn.  Bon  9.  ^cbmoUer.  —  Jlleinere 
SWitt^lungen.  -  ÄJiteratur.  (Vni,  312  ©.)  •«  SW.  40  %l 

—  5(d^ter  Sal^rgong.  (XXn,  1314  6.)  1884.  ♦26  SW. 

I.  .^eft:  etubien  über  bie  n>lrtM(baft(i(be  ^olitif  ^rieb« 
ricbd  be«  (Brofien  unb  $reu|end  überhaupt  oon  1680  bid 
1786.  Bon  (S.  ecbmoOer.  (1.  (Sin  Bli(f  ouf  bie  Literatur. 
II.  3)a«  ^ertantilf Aftern  in  feiner  biftorifd^en  Bebetituna : 
ftäbtifcbe,  territoriale  unb  ftaatlid^e  Sirl^fcbaft^politif.) 

—  t)ai  (Befel  oom  15.  ^unl  1883  betr.  bie  Aranfcnoer* 
fic^erung  ber  mbeitcr.  Bon  3.  ^eterfen.  —  Heber  ®iro* 
unb  ^b^oueoerfel^r  in  2)eutf(blanb.    Bon  Sl.  Simonfon. 

—  Urfprung  unb  gefcbicbtricbe  (Introidfiung  be«  6por« 
foffenmefen«  in  (Europa.  Bon  %^.  <Bd)'6nbovn.  —  Be« 
tracbtungen  über  bie  Bewegung  ber  Ariminalitfit  in 
^reu^en  wäbrenb  ber  ^o^re  1872  bi<  1881 .  Bon  $.  $.  afcb« 
tott.  —  fßolt^*  unb  6taatdn)irt^f<baft  in  frranfreicb.  Sine 
3tubie  Aur  Bubgetberatbung  in  ber  frantoftfcben  Aammer. 
ä^on  C.  H.  ^a<(ig.  —  Jtleinere  SliU^ eilungen.  -  Literatur. 
(IV,  844  C)  *6  9R.  40  ?f. 

II.  ^eft:  (Stublen  fiber  bie  wirtbfcbaftliibe  ^olitif  ^rieb« 
rt<i}d  bed  Großen  unb  ^reu^enii  überbaupt  oon  16^  bid 
1786.  Bon  ®.  SfbmoOer.  (III.  X)ie  3Karf  Branbenburg, 
ibre  (8ren)en,  «Ströme  unb  9}a(Jt)bam  bid  ^um  3-  17^0. 
IV.  2)ie  Cnoerbung  ^ommernd  unb  ber  ^anbel  auf  ber 
Cber  unb  in  Stettin  bii  1740.)  —  J)er  Cntrourf  eine« 
fRclcb^gefe^e«,  betr.  bie  JtommanbitgefeUfcbaften  auf 
Ötfticn  unb  bie  Mftiengefeafcbaften.  Bon  G.  Öorei«.  — 
Sie  £anbpoIittt  ber  Bereinigten  Staaten  oon  SZorbamerita. 
Bon  3n.  Certng.  —  S^ic  Berbonblungeu  be«  beutfc^en 
Btrcinä  für  Slrmenpflege  unb  SBobltbätigfeit  am  5.  unb 
6.  Dttober  1883  |u  ^redben.  Bon  9.  Bertbolb.  —  92euc 
^orfibungen  jur  beutfcben  Beut>Iferung«gefcbt(bte.  Bon 
';<.  iloümann.  —  2?ic  baprifcbc  ?lrmenpflege  oon  1847  bi« 
1880.  Bon  5:b.  Saoe«.  —  ^jermann  ©cbulje^tieli^fcb  unb 
ebuarb  fiaöfer.  Bon  (8.  öcbmofler.  —  Äleinerc  STOit* 
tbeilungcn.  -  Siteratur.    (IV,  382  6.)        *7  W.  20  ^f. 

ni.  £>cft:  ^ic  JWeform  bed  Sloilbicnfte«  in  ben  Bereinigten 
ctaatcn.  Bon  ^.  2B.  Jamo»"-  —  3::ie  J^agc  be«  AanaU 
baue»  in  ^reufeen.  Bon  Ä.  'JJlei^en.  —  £ic  äHucberfroge 
in  Ibeorie  unb  ^rajri«  feit  1880.    Öon  Ä.  Xb-  ßbeberg. 

—  Äorl  äßllbelm  9a^fcb  unb  bie  beutftbc  SBirtbfcöaft«- 
gefdjidjte.  Bon  ^t.  3.  Söf^'^onj.  —  lieber  bie  Bebeutung 
bt-r  Kleinmotoren  <xl«  ^^ülfemafcbinen  fiJr  ba«  Älein* 
geipcrbc.  Bon  ^.  ©rotbc  —  I-riltcr  ^o^reßbehcbt  über 
bie  neuefte  Bblferrecbt^literotur  oder  'Jiationen.  Bon 
il.  Bulmerincq.  —  Kleinere  aJUttbeilungen.  —  £iteratur. 
(IV.  271  ©.  m.  e.  lltb.  Karte.)  *6  SK. 


IV.  ^eft:  etubien  über  bie  »iTtbf(baftii(b«  lioltttr  -". 
ticbK  be«  ®ro^en  unb  i^reufeen«  überbanpt  von  i*:^- 
1786.    Bon  ©.  ecbmoüer  (V.  Xdc  Onoerbung  vou  i\a .: 
burg«^olberfiobt,  beren   »trtbfcbaftUcbe  Sage  mv:^  .' 
beutung  gegen  1680.    VI.  ^\t  dUere  GIbbanbc!«ur..:t' 
bie  Stapelrecbte  unb  «Kämpfe  eon  ^a^bcburg.  ä:3:f^v 
unb  Lüneburg.    VU.  ^ie  branbcnburatf<b*preufiif:<f  c. 
f(bifffcrbrt8polltir  1666- 174C»).  -  Heber  ben  coII-'t- 
fcbaftlid^en  Sertb  rotieneOcr  Sifenbabntarife  unt  ^  r  ■ 

SerfteUung.     Bon  8.  t.  frommer.  ~  I^ie  unaan •:;*• 
emerbebewegung  unb  ba«  ungarifilbc  ^n>'<^^^(i''^^  ' ' 
3a^re  1884.    Bon  ^.  ^ettai.  —   Die  neuen  Bcrimc«e  :«- 
frambfifcben  9iegierung  mit  ben  je^«  großen  6iitnr>  ' 
gefeüfcbaften.     Bon   «.   ».   b.  £C9cn.    -   tl«   b'.:: 
SBaaren^(&in«  unb  9(u$fubr  bur^  bo«  X«utfd>«  ffit\i>    ^' 
1880  bi«  1882.     etatiftifd^e  unb  wlttbf^aftlicte  3t  u- 
»on  Jb.  £a»e«.  —  Da«  engltfcbe  Ätbeiternerfid>-:rur.-. 
oefen.    ä)on  98.  ^a«ba(b.  —  kleinere  Slittbei  luni^t.  - 
«tteratur.    (X,  81?  ©,)  H  5R.  4u  r 

-  Sleunter  Sa^rgana.  (XXII,  1341  e.  m.  e-  St.tn 
lafcr  u.  c.  ZaUUe  in  4^)    1885.    ♦26  2».  2ü  ^' 

I.  ^eft:  lieber  eine  lufünftige  ^anbdSpolitif  be«  7rii 
f<ben  JReitb«.    Bon  8.  Brentono.  —  SEia«  fliegt  b<r  m. 
einigten  6taaten  oen  Stmerifa  burd;  bie  einn^anNr.- 
)u,  unb  n>o«  verliert  3>eutfd^lanb  burcb  übrrfe^f^-  .v 
wanberung?    Bon  d.  ^erjoa.  —  t>ie  fommunolnai  .^•* 
fianbe«frebitfoffe  tn  Koffel,  Ure  ©ef<bi*U  unb  Crinr  •■ 
tion.    Bon  9t.  Dftu«.  —  ©rüBftäbtifcbe  Benif^t'rs.i: 
niffe.     8>on  SB.    etieba.   —   Beitrage  |ur  £eürc  n: 
23arrant  unter  Berütfficbtigung  ber  bt'utfc^ca  unb  er 
lifcben  BerbäUniffe.     Bon  «.  Clmonfon.   -    £ft  nr; 
wegifcbe  Berfaffung«fonflüt.    Bon  ^.  3ftattcn».  -    w 
beutfcben  Kolonialpolitif  ber  Oegennart   Bon  Si  v.3    t 
lon)«fi.  —  Xtie l^abredoerfammlung be« Bercin« für  5:  ' ■• 
politif  im  Cftober  1884.    «on  £.  «f!er.  -  ÄUtnert  -  t 
t^eilungen.  —  £iteratur.    (IV,  SU  S.)  *'»  •' 

II.  $eft:  Da«  englif<be  Untoerfltat«»efett  in  feiner  iwwf^r 
Cntmidelung.    Bon  Ä.  6<^lottmann.  —  DeatfibLant    • 
bie  Drientba^nen.    Bon  $.  Debn.  —  ^e  ^autn'  • 
al«  Wegenftanb  bet  ^abrifgefe^gebima.   B«n  t\iurr  £  : 
©erftttnbigen,  —  Die  i'anbwirtbfcbaft  in  *Ho|i*£c!iin!  •  r 
Bon    V.'.  SRe^.  —    Die  ein^eitlicbe  Stegelung  brt  r   »•' 
iuriftifcben    @taat«prüfung.      Bon  v.  itrAiDei.   -   r 
beutfcbe  Kriminalftatifttf.    Bon  %  ÄÖbne.  -  ftn  '- 
trag    %ux  Wctl^obologie  ber   flationalöroovmie       '  r 
m.  <^a«ba(b.  —  anateften  unb  iKanbgloffen  |ut  tc:j': 
fiber  &rb(>bung  ber  OetreibesdOe.    Bon  «.  6<!bTncS(T 
Der  beutf(be  ^anbel  in  Oftafieti.     Bon  Jl.  9tatb<;.r.   - 
Der  ®elbmertb  in  bet  SeUmirtbf(^aft  unb  bie  Zcvr : 
roäbrung.     Bon  %ff.  £a»e<.  —  Kleinere  IRtttbetlitr-'T 

—  £iteratur.    (IV,  826  6.)  *6  «.  *»   i' 
m.  ficft:  Dcutfcblcnb«  Biebboltung  na^  ben  feaeh;^  * 

ber  gäbiung  ^om  10.  Januar  1883.    (I.)    Bon  t--  -^^'^ 
mann.  —  Die  Kinberarbeit  in  ^^olien,  boiiptfa^iti 
eübitalien  unb  6i|iilien,  fon>ie  bie  borotif  bm.'.\  .- 
(9efe9gcbung«arbeiten.   Bon  einem  D«utf<bev  in  .\k'    fi 

—  Die    beutf(be  Seefifd^erei   unb  bie  3Rittr(   i»  tb 
fiebung.    Bon  ».  BenecTe.  —  Die  Berbanblunc:cr  • 
Deutfcben  Berein«  für  Sinnenpflege  unb  SobUäjr   '  * 
am  8.  unb  4.  Cftober  1884  tn  Seimar.    9ob  t^   er. 
bolb.  —  Die  englifcbe  aBo^nung«ge{c|gebttafi.    ?rr  , 
».  2lf(brott.  —  Ueber  bie  lonb»irtb(<^eittll<^  Ct^.  «-- 
ber  9Jeujeit  unb  ibre  ÄefuUate,  mit  fpejtefier  -»ii  '  * 
auf  englanb,  ^ranfreid^,   Baben  inib  ^rcu^en      ^' 
a.  0. 3»ia«fon)«tl.  —  Kletnetf  SRfcU^eUunoen.  —  Liter)!.  • 
(IV,  382  €.)  •«  5J.  4"" 

IV.  ^eft:  Deutfcj^lanb«  Bieb^ltung  1104  ben  9rtiibrvr 
ber  3(iblung  am  10.  3anuar  1888.  (64tufi )  :> 
^.  KoUmann.  —  Die  proftifcbe  Durcbfübntng  ttt  ^r. 
f(ben  KxanIenoerfl(berung«getefe«  oon  18bc^.  -' 
Db.  £«n)alb.  -  Die  Brottoje  in  ^ari«.   B««  »r.  :3''"- 

—  Die  3n)ang«er|iebung   oer»a^rlo|lcr  Kinbcr      .'' 
£.  ^ulb.  —  ^orr  non  92brblin0  unb  bie  Jbsturrmi  '- 
Äanalweg  unb  (Eifenbabn,    Bon  evmpbct.  -   2ie  -   ' 
reicbifcbe  ^quete  vom  ä.  1682,  betr.  bte  ^nffibrun    :- 
anerbenrc<bte«.       Bon    gr.    KUinvA^tor.    —    £1.' • 
^^nbresbertc^t  fiber  bie  neuofte  Bi^teecrc^tilitrratuT  c. 
>)Jationen.    Bon  a.  Buimcrinrq.  —  Die  12.  BeifamMli.' 
ber  Association  for  the  Beforn  *Dd  Coditic«t.  r 
tfae  law  of  nations  (^omburg.  Kuauft  188.^)  üv,*  ' 
?^rage  ber  Haftung  füt  SceunfaOe.    Bpo  9.  v^^J^^«'« 
Kleinere  iülittbeilungen.  ~  £iteratar.    (IV,  811  3  ^ 
Steintafel  u.  e.  Dobefie  tn  4«)  ♦•  »  4*   » 


-  3c*nter  Sa^tflang.    (XXVni,  1343  S.)    1886. 

*26  m.  40  ^f. 

I.  (^eft:  etubten  Übet  bie  iu{rt^f<^oftIi((e  $o(ftif  ^riebric^« 
be4  9r»ften  nnb  ':|.(reu|end  überhaupt  von  1680  bii  1786: 
Vin.  S)le  politifc^e  äierroaltung  bei  ^erjoflt^ume  Wagbe» 
bur0  in  ben  erften  100  ^a^ren  ber  preu])if(^en  £»errf(^aft. 
$on  9.  Schmollet.  —  Sie  fiaattlcb  juboentionlrten 
Zampferlmien  in  2)eutf(&Ianb.  iBon  S.  Stnnecfe.  — 
Ucber  CVegenioart  unb  3uuinft  bed  beutfcben  SlotenbanC« 
irefent.  Son  3R.  6tr50.  —  S)ie  Sanbejoermrtfungen 
Quft  $reufen  unb  bie  CT^altung  bf<  X>eutf(6tbumS  an 
ber  Dligren^c.  Son  St.  o.  Ü^onboro.  —  €tubien  über 
ben  engUfd^en  @eIbmortt:  I.  S)ie  Dr^anifation  bed  eng* 
liftbcn  ii^eXbmarete«.  8on  ü.  etrutf.  -  2)ie  (9efd)äftd- 
refultate  ber  Alaffenlotterie  in  $reu^en  unb  bie  Ser|u(6e 
bej^üeli(^  beren  »ufbebnng.  Stit  Senu^ng  amtlid^ier 
CucUen.  Son  D.  93arf(^auer.  —  S)ie  äBä^ningdfrage 
un^  bie  $robnttion«oerbtt(tnifte  ber  (SbelmetoQe.  Son 
äd.  £efi6.  —  S)ie  Unfäbigfeit  ber  beutfd^en  Social« 
bemolratie  gur  focialpolitifc^en  9t eform arbeit.  Son 
SB.  &c4ba^.  —  Xtt  bdnifcbe  iOerfaffungdbanferott   9}on 

t.  SRarten«.  —  !i)ie  Sipot^efer  ali  geri^btltcb « c^emifcbe 
wac^oerfiänbige  unb  bie  9(potbefen«9teformfrage.  Son 
Ä.  «nbr«.  —  kleinere  fRittjjellungett.  -  fiiteratur.  (VI, 
3:»  6.)  *6  9».  40  ipf. 

il.  be^t:  etubien  über  bie  wirtbf^afilic^  ^olitil  ^rieb^ 
rid)«  bcd  ®ro^en  unb  ^reu^«  UberbaUpt  von  1680  bii» 
1786:  IX.  Die  flnonüieUe  Verwaltung  Stogbeburgd  von 
Itö»  bi«  1786.  Son  ®.  et^moder.  —  Gtubien  über  ben 
en^iifcben  Oelbmarft:  II.  Z)te  S^ndbeioegung  ouf  bem 
englif(^n  @elbmarfte.  Con  Q.  «trurf.  —  SDie  württem* 
bergtftibe  3<n^<>lftcüe  für  $anbe(  unb  ®en>erbe.  ein 
IBettrog  jur  Drganifation  ber  öffentlichen  3Birtbf(^aft0« 
pflege.  9on  9B.  v.  CcbenComifi.  —  Sie  beutfcben  Slrbeiter« 
fAlanlen,  i^re  Sntfte^ung,  Oraonifation,  Sebeutung  unb 
^reducni  auf  @runb  offtsteüer  ÜKateriatien.  Con 
(».  ^ertbolb.  —  Sie  Ser^anblungen  bed  Seutfcben  Sereind 
für  Xrmenpflegc  unb  SBobltl^ätigfett  am  16.  u.  17.  6ept. 
1»45  in  S^remcn.  8on  ©.  Gobn.  —  Sie  öfterrei(^if(be 
^abriCgefel^gebung.  )6on  $.  Sebn.  —  Sad  englifcbe 
^rmenvefen.  3}on  C.  SRÜnfierberg.  —  Aleinere  ^iu 
t^eUungen.  -  fiiterotur.    iVI,  318  ®.)       *6  SR.  40  ^f. 

III.  ^dt:  Erörterungen  über  bie  finanzielle  ^ebanblung 
ber  »etfe^r«anftalten.  ä}on  &.  (Sobn.  —  Stubien  über 
bie  virtbfdiafllii^e  ^olittf  ^rtebrid)«  hti  ®ro^en  unb 
^reu^end  Uberi^aupt  von  1680  bid  1786:  X.  Sie  preugifcbe 
ä^irtM4oftftpoiitit  im  ^erjogibum  9Ragbeburg  1680  bi« 
1788,  ^auptfäcbit^  bal  ^ranfitoftoU^^ftem.  Son  @. 
ScbmoBer.  —  Sie  llrmenpflege  iKu^lanb€(.  S^on  D.  ^aron 
0.  VuxböPbtn.  —  Sie  eteOung  ber  ^Kicbter  in  ^reu^en. 
9on  Dr.  ecbroarf.  —  Sie  Onttoicfelung  ber  Kbbetferei 
utt  SttxHtemittelfabritation.  SSon  ^.  ä)2ebner.  —  6oAtaIe 
/tragen  auf  bem  internationalen  @efdngni^fongre|  gu 
Siom.  8on  %  ftöbne.  —  f^reibönblerifc^er  €o)iandmud. 
t^on  ^.  6cbmpIIer.  —  Ser  internationale  @elbmartt  im 
^abre  1885.  Qon  S.  6trU(f.  —  Sie  etaatdeinfünfte 
^)talien«.  fßom  d.  SBÜrjburger.  —  5^fünfter  3abre«* 
berieft  Aber  bie  neuefte  i^ölferretbtäliteratur  aller 
Stationen.  9on  V.  Sulmertnc^ir.  —  kleinere  Wittbeil« 
unfKR»  -  aiteratur.    (IV,  :»u  ©.>  *7  «.  20  <ßf. 

IV.  ^t:  Sie  praCtifcben  (Ergebniffe  ber  babifcben  lanb« 
fDirtfff(baftli(ben  (Srbebungen.  I.  Son  $[.  ißncbenberger. 
—  ^ur  dteform  hei  juriftifcben  Unterricbtd.  Son 
®.  9Klmelin.  —  Ser  beutfcbe  @efe(entiourf,  betr.  bie 
unter  Huffcblu^  ber  Oeffentlicbfeit  ftatfftnbenben  Oericbte« 
prrbanbiungen.  SBon  ^aftroro.  —  Sie  3abre4(beri(bte  ber 
öüerceicbiftben  CHeroerbetnfpeftorcn  für  1884  unb  1885. 
8oA  $.  Aleinwddjter.  —  Siejrlurberelnigung  in  dauern. 
1^09  a.  £offmann.  —  Sie  (Irbaltung  ber  Bauerngüter 
in  bem  ehemaligen  Aur^effen.  ^on  C  ä^äbr.  —  Ser 
9Iorb«Cftfeelanal  unb  bie  'Jtorb^Cflfeefc^iffabrt.  Qon 
tb.  Caoel.  —  Kleinere  gRittbellungen.  -  JL'iteratur.  (IV, 
319  6.)  *ö  tW.  40  ^f. 

-  eiftw  3al>rsang.   (XVIU,  1354  S.  m.  c  Äarte.) 
\^1,  *27  9Jl. 

L  ^eft:  ©tubien  über  bie  roirtbfcbQftlicbe  ^olitif  ^rieb^ 
näii  bei  0ro^en  unb  i^reu^end  überlmupt  oon  1(>80  bii 
1788:  XI.  Sie  roirtbfc^aftlidjen  3uftönbe  im  ^erjoatbum 
Stagbcburg:  ^oölterung,  Slderbau,  jSanbel  unb  vcdjif^^: 
fabrt.  ©on  Ö.  ScbmoUer.  —  Sic  ptaftifcben  ttrgebnifte 
ber  babif(ben  Ianbn7trtbf4aftlt(ben  6rl;ebungen.  9on 
H.  9u<lbenberger.  LI.  (S(b(ug.)  —  lieber  ftnanDteUe  5ton> 
furreni  von  (»emeinben,  Aommunaloerbänbcn  unb  Staat. 
*on  pfifft.  V.  9<ei^enftein.  ffrfter  Jlrtifel.  —  Ter  itolienifcbe 
Öeiienbatt  unb  bie  \XgrarsöUe.    Üjon  it.  Sb>  S^eberg.  — 


Sie  beutfcbe  S(u9tt>anberuna  unb  bie  ^rage  ber  bcutfvpen 
Äolonlfation  in  Süb*SBroftilen.    3Jon  ©.'Sieitcnbad). 
Ser  Jpauöbalt'unb   bie  Sebenöboltung   einer   icivvüaer^ 
arbcitcrfamilie,     35on  5».   SWebner.  —   Sie  bcftciKiiben 
3ottoerbältnif?e  unb  ber  geplante  3oÜvs'<^^  ber  ffanb; 
napifcben  l*änber.    Son  .^.  SJlartcn«.  —  ^nioieroeit  be 
ftebt  bad  iJ^ebürfniS  nacb  (Sinbeit  ber  beutfcben  ^ttnneti 
gefebgebung?     l'on  (?.  »H^ünftcrberg,  —   Äleinere  U'itt 
tbeilungen.  -  Literatur,    (IV,  424  ©.)  *S  % 

U.  ^eft:  (fin  B)tabnruf  in  ber  a?obnunß«frnfle.  Ji^on 
<8.  ScbmoKcr.  —  Sad  beruf ^genoffenfcbaftlicbc  *Vrtnciv  im 
jtrantentierficberungi^gefeb  unter  befonberer  iOerücffictv 
tigung  ber  ^affenorganifation  im  Stabtbe^irfe  !^eiün, 
8on  SN.  ijreimb.  —  SiUrtbfcbaftlidje  Sclbftocrantn)  ort  lieft 
(eit  unb  S)erfxcberunge;|n)ang.  :Sortrag,  gehalten  in  biv 
berliner  Staatimiffenf^aftltcben  OiefeUfibaft  oon  ^.  Ütücl, 
—  lieber  finanjieae  AonturreuA  oon  Oemetnbcn,  ,^om  i 
munaloerbfinben  unb  @taat.  ^on  ^rbr.  o.  dtei^cnfunti 
3n)eiter  Xrtifel.  —  Sie  fonftruttioe  Siet^obe  auf  bom 
Gebiete  bed  Qemaltun^^recbti.  Son  (S.  voentnpi.  - 
Sie  S^orfcbläge  jur  IBefeitigung  ober  (Sinfcbrän tun ii  be^*i 
länblicben  ^^pot^artrebit^.  Von  ®.  6(bmoUer.  — 
lieber  eine  anbere  (Bcftaltung  bei  6tubium9  ber  äiUrtb  i 

IcbaftSroiffenfcbaften.    Von  S.  daibacb.  —  93erfu(b  einer 
(rbeiterftatiftif  für  bad  Seutf^e  iKeicb  unb  Cefterrcid), 
dim  6tubie  oon  91.  o.  Stanboto.  —  ^gpot^efarfreblt  tinin 
fiebenioerftcbcrung.    $on  Ä.  a.  »Üüer.  —  Äleinere  Dilit 
tbeilungen.  -  l'lteratur.    (IV,  840  S.)  ♦:  "Si, 

III.  IV.  ^eft:    Unferc  IQerlufte  burcb  Sanberung.     Gin 
Vortrag  oon  A.  SBecCer.  —  Stubien  über  bie  roirtbf^iiau 
lidft  ^olitiC  ^riebric^i  bed  (Stoßen  unb  ^reu^ens  übi-x 
baupt  oon  1680  bi%  1786:  XII.    Sie  roirtfcbaftlicben  ,Su' 
^änbe  im  ^erjogtbum  ^Mgbeburg:  bie  2(nbuftrie,  b<^ui'(' 
fäcblifb    bie    Se;ti(geroerbe    unb    bie    Salinen.       ^^on 
<9.  ScbmoUer.  —  lieber  finanjieUe  itontutrenx  oon  (Mc 
meinben,  Jtommunaloerbänben  unb  Staat.    SDon  Avi^r. 
».  Sleibenfteln.  Sritter  Slrtlfel,  -  Sic  gewerblitbe  tnt 
faltung   im  Seutfcben  diex^t   na(b  ber  Slufnabme  com 
6.  3uni  1882.    I.  «rtifel.    Son  ^.  ÄolImoHn.   -  X\\ 
(onbwirt^f(baf Hieben  lOetriebe  im  Seutfcben  dieidie.    ^<^<oii 
^.  0.  6(b«el.  —  Ser  internationale  (Selbmorft  im  r^^if'»^ 
1886.    leon  (S.  8tru(t.  —  ait'»afel.   eine  beutfcbe  ,^a in  ifi 
unb    ^anbelSftabt    in   ibrer    @efcbi£^te    unb    (Mc)^i)ict)ti 
ftbreibung.     Son  3-  3aftroro.  —  Qvoti  neue  ^^ubufa 
tionen  bed  Seutfcben  ^ereini  für  Armenpflege  unb  'ii>oM 
tbtttigfeit.   fion  ö.  IKünfterberg.  —  ©ecbftcr  3abre«beruiij 
über    bie  neuefte  Sölterrecbteliteratur    aller   'Jtationcn, 
9on  V.  Sulmerincq.  —  Sie  erfte  Oieneraloerfammlun] 
bei  „Institut  international  de  Statiatique"  \n  .Koni 
im  Xpril  1887.    a9on  SB.  Sombart.  -  Sa«  9iei(b9pou';i 
Über  bie  Unfaa«  unb  Aran!enoerfic6crung  ber  in   lanb^ 
unb  forftn)irt^fcbaftli(ben  betrieben  befcbciftigten  IkTfonen, 
Süon  3^B^^-  —   ^^<  (hitmitfeluna  ber  Brennerei  uno  Da 
IBranntweinbefteuerung  in  Seutfcblanb,  inbefonbere  bad 
neue  öranntweinfteuergefcb  oom  24.  3unl  1887.     i^cti 
Sb.   fiaoci.   —    kleinere   ^itt bedungen.   —    Slterotiu, 
(IV,  590  6.  m.  e.  Äarte.)  *!-•  iJi 

-  3©ölfter  Sö^rgang.     (XXIV,  1366  S.  m.  e, 
Statu,)    1888.  *28  !33^ 

I.  £>eft:  Cbinai  roirtbfcbaftlicbe  Qerbttltniffe  unb  feine  ^c  > 
beutuna  für  Seutfcblanb,    ^on  S.  Slnnecfe.  -  Sie   \\t 
»erbltcbe  Entfaltung  im  Seutfcben  belebe  nocb  ber  '.Utü  i 
nabme  oom  5.  ^uni  1882  (^ortfet^ung).     Son  ^.  .noU 
mann.  —   Ueber  finanjielle  Jtonfurren^  oon  CiJcmcinDev,, 
jtommunaloerbänben  unb  Staat.    X)on  ^rffx.  v.  Htei^en 
ftein.      Sierter   Slrtifel.    —    Sie   geplante   9teform    t>ex 
recbti:*  unb   ftaatdroiffenfcbaftlicben  @tubien   in   Ccficn 
reicb.     Son  ^r.  Älelnroäcbter.  —   92euere  fiiteratur  ubi^ 
bai  engüfdje  «rbeiterocrficberungiroefen.    Bon  Ö.  i>aöi 
bacb.  —  Sie  feciale  (httmtcfetung  Seutfcblanb«  unb  C^nai 
lanbi,  bauptfäcblicb  ouf  bem  platten  Sanbe  bei  i^httci> 
alter*,     öon  (5».  ScbmoUer.  —  Sie  beutfcben  Äoionuih 

tefcUfcbaften,  ibre  Serfaffuno  unb  ibre  recbtlicbe  3telliinn. 
\on  Ä.  p.  Stengel.  —  Sai  ?famillenproblem  in  ;\tüiii'n, 
%on  "&.  Sombart.  —  kleinere  Wittbeilungen.  —  xiiteiatur. 
(IV,  400  3.)    1888.  ♦^  11:. 

II.  .&eft:  Sie  Stellung  bei  fönftigen  bürgerllcben  (»Jeirn 
bvLdftü  ium  (Jrbrecbt  in  länblicben  (Srünbbcfi|.  fiiou 
C  (Sierfe.  —  Sie  gemerblicbe  Entfaltung  im  tcutfJuMi 
Äeicbe  nacb  ber  SÄufnabme  oom  5.  3""*  1882.  i<on  T, 
ÄoUmann.  (Scblufi)  —  Ueber  ftnansieüe  Äonfurren^  ron 
Q^emeinben,  Atommunaloerbdnben  unb  Staat.  Son  .^rür, 
0.  iHei|cnftein.  (Scbluß.J  —  Sie  Vage  ber  ÄrbeUcrmnui 
in  ben  beutfcben  iMrofiftcibten.  Con  Ä.  ^^ranfenftcm.  - 
Sie    ftaaterecbtlicbe   Stellung    ber   ^anbelitammen;    in 
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^reu|nt.  JBon  SR.  Stegemonn.  —  2)er  itampf  bed  preu^l« 
Ic^en  It9itigt^utn«  um  bie  (Erhaltung  beS  SBauemftanbcS. 
Son  0.  e^moaer.  —  $ie  fosiale  Serfl<^entng  tn  Oefter» 
reic^.  S0n  SR.  Sttl.  -  t)te  (anbiDtrt^ft^oftltAe  Jton« 
furreitj  9lorbameri(ad  tn  (Begentoart  unb  ^ufunft.  9)on 
SR.  Sering.  —  1>er  rufftfc^e  (Setreibe^anbel  an  ber  iSoIga. 
öon  SB.  ©tlcbo.  -  Äleinete  «Itt^eilungcn.  —  fiiteratut. 
(IV,  886  (S.  m.  e.  Äarte.)  »8  3». 

m.  ^eft:  ^been  jur  Sieform  ber  eIfa^<Iot^ringif(^en  &t* 
meinbegefe^gebung.     Son  r^onat.  —   2)ie  ^mangdooll« 

g redung  in  bat  unberoeglicpe  Sermftaen  unb  ber  SBucbcr. 
on  ^,  Strnbaum.  —  Z»er  Gntmurf  einel  bürgerlici^en 
@efe«bu(^eft  unb  baS  beutfc^c  9{e<^t.  Qon  0.  Vierte. 
(I.  Slrtifel.)  —  J!er  intemattonaU  ®eIbmortt  Im  Qttbre 
1887.  Son  C.  6tru(f.  -  9eH<^t  Aber  bie  ac^te  äa$re8« 
oerfammtung  beS  ^eutfc^en  9ereind  für  Slrmenpflege  unb 
ajioblt^atigCeit.  Son  C.  Wünfterberg.  —  2)aS  Srbrecbt 
be9  Code  eiril  unb  ber  bäuerliche  (8runbbefi|.  Son 
S.  3ulb.  -  «leinere  SKltt^eilungen.  -  iBitcratur.  (IV, 
284  S.)  »e  5». 

IV.  Äeft:  a)ie  Vertretung  ber  wirt^ft^aftllc^en  ^ntereffen 
bei  ben  ^fenba^nen.  Son  91.  o.  b.  fiepen.  —  S)er 
S(rbeitiSnft(^»eii.    92a(^  einem  Sortrage.   Son  (8.  Coert. 

—  2)ie  !Ret(b9enquete  fibcr  bie  6onntag6arbeit.  Von 
SB.  etieba.  (I.  S(rtite(.)  -  ^er  Cntwurf  eine«  bürger« 
H^en  ®efef  buC^e«  unb  baft  beutfc^e  fRedtt.  Son  O.  ®ierfe. 
(II.  %rtif  eL)  —  Semertungen  jur  preu^ifcben  SerioaUuna^ 
gefe^gebung.  Son  C.  (Serlanb.  -  ^ie  Didsiplinarftrafen 
ber  prcu^ifcben  6trafanft alten:  3bte  3u«  unb  Sbna^me 
unb  bie  barauf  einroirfenben  oSgemeinen  ^aftoren.  Son 
o.  Äoblinsri.  -  jtleinere  SDlitt^eilungen.  —  fitterotur. 
(IV,  296  €.)  *6  W. 

-  2^ret8c^ntcr  aa^rgang.   (XXVI,  1501  6.)  1889. 

*29  a».  60  ¥f. 

I.  l^eft:  £ie  heutige  9}ationoIÖfonomie  in  Snglonb  unb 
Stmerita.  Son  (B.  Cobn.  (I.)  2)ie  9}ei(^denouete  über 
bie  6onntagdarbeit.  fBon  SS.  etieba.  (6(4Iu|.)  —  2>er 
jte^nte  3enfud  ber  bereinigten  Staaten.  Son  $.  StoU.^ 
mann.  —  3ur  Qlefcbic^te  ber  €taot«n}iffenf<^aftIi(^en 
^afultät  in  Tübingen.  Son  8.  goUp.  —  2)er  Cntrourf 
etned  bflrgerlicb«n  (Befe^bucbeS  unb  baS  beutfcbe  Stecht . 
»on  D.  ©ierfe.  (III.  «rtifel.)  —  ßur  §roge  ber  Se* 
Währung  ber  berufdgenoffenf(!^aft[icben  Sermoitung.  Son 
9(.  oan  ber  Sorgbt.  -  SoltdjabI  unb  SeobUerungd« 
beroegung  in  Clfai*5ot^rinocn.  Son  fi.  »auc^berg.  — 
Älctnerc  OTitlbeilungen.  —  Literatur.  (IV,  472  6.)  *9  «. 

II.  ^eft:  t>\e  Do(Kmtrt^fcbaftlt(^e  Sebeutung  ber  jtlein- 
froftmafcbinen.  Son  ^.  «Ibret^t.  —  SJie  »eugeflaltung 
bei  beutfcben  i?anbpofimcfcn8.  Son  Dr.  ^ifcbcr.  —  Heber 
bie  ^tf£^äbigungdpf[ic^t  ber  »ie^feucbenoerbftnbe  in 
'l^reuften.  Son  St.  v.  9lo^rf(^cibt.  —  2)er  finanaieOe 
9(u0gtei(^  jmifd^en  Defterreid^  unb  Ungarn.  S3on 
(S.  äcrgenpi.  -  eocialidmu«  unb  9tei4i«ftatlfti!.  »on 
.^.  i.'of(§.  —  Serit^t  über  bie  neunte  3<ibre«oeriommlung 
be«  Z)eutf(ben  »ereind  für  Armenpflege  unb  Sßo^It^fltig» 
feit.  Son  «.  SRünfterberg.  -  kleinere  SRltt^eilungen.  — 
Jiiteratur.    (IV,  250  ®.)  »5  SR. 

e  r  fl  ä  n  j  u  n  g  jum  jroeiten  Aeft :  ^er  Entwurf  eine«  bürger» 
liefen  @efe«bu<be«  unb  ba«  beutfcbe  9te(j^t.  Son  O.  @ierfe. 
(ödjluft.)  -  (II,  224  S.)  *4  g».  60  5pf. 

III.  .^eft:  Z^ie  heutige  ^JJationaldfonomie  in  Cnglanb  unb 
«mcrifa.  «on  0.  Go^n.  (II.  Ärtifel.)  -  t>\e  »cre4* 
nimg  ber  ^anbeldbilonjen.  Son  ^.  v.  6(beel.  —  Z)ie 
7t)at|Q(l^en  ber  Srbeitetetlung.     Son  &.  e^moüer.  — 

—  Sermeibung  unb  Seilegung  oon  9(rbeitdftreitig!eiten 
(strikes  u.  f.  to.)  in  Snglanb.  Son  ®.  o.  ©(^uUe« 
(^QoentH.  (I.)  —  (Sine  einheitliche  etäbtcorbnung  für 
^.^rcu^en.  »on  C.  ®erlanb.  —  !3)er  internationale  ^elb^^ 
morft  im  3a^re  1«88.  Son  C.  Struif.  —  Äleinere  TOlt* 
tbeilungen.  -  fiiteratur.    (IV,  304  6.)  *6  3«. 

IV.  i>eft:  ^ur  i^jpc^ologie  be«  (Selbe«.    Son  O.  Simmel. 

—  2)ie  aßätjrunflefraflc  in  Cfterreici^  *  Ungorn  unb  ibre 
n)trtjc^aftlid)e  unb  politifcbe  i^ebeutung.  »on  SBaltper 
i.'otj.  —  a^o«  öftcrreicbiftbe  @eje^,  betr.  bie  öinfübrung 
bcionberer  (irbteilungsoorfd^riftcn  für  lonbroirtfc^aftlidjc 
*<eft^ungen  mittlerer  ÖJrb^e.  Son  0).  gRordjet.  —  QnU 
lutdlun^  unb  Sebeutung  be«  bffentltcben  dtec^ti.  Sine 
QfQbemif(^e  üntrittdrebe.  Son  ä.  i^reuft.  —  Scrmeibung 
unb  'Beilegung  oon  ülrbclt^ftrcitiflfctten  (strikoB  u.  f.  ro.) 
in  englanb.  Son  Ö.  o.  Scbuli5e»W(iocmi>.  (II.  III.)  — 
Tie  amerltanifcben  Sahnen  unb  ba«  neue  (Hfenbobn« 
nefc^  in  ben  Sereinigtcn  Staaten  oon  Ulorbomcdfa. 
ä)on  il  7i.  afdirott.  -  J>le  Slufbcbung  bc*  ^bentittttÄ* 
nacöroeijcs  im  rtetreibceinfu^r*  unb  ^Wuefubrbonbel.  — 
Aieinere  Mitteilungen.  —  iitterotur,  (IV,  251  Q.)  *5  SR. 


—  »ierjcl^ntcr  Saljrgang.  (XXIV,  1362  6.)  Wmi 

♦27  3R.  40  %K 

I.  ^eft:  Saroc^efoucauU  unb  9Ranbe9iSe.  »on  S.  ^>oi> 
bacb.  —  2)a«  9Defen  ber  ürbeltMeilung  ttnb  ber  fociaicn 
lt[affenbi(bung.  Son  0.  6<binoaer.  —  Sbit  DrgontjotuMi 
be«  ^ioerpooier  SaummoQ^anbcU  in  Sn'gangen^tfu  un^ 
(Begenmart  Son  «.  3.  ^u4«.  —  ^er  gefetlicbe  S<tJt 
gcroerbdc^cr  Arbeiter  gegen  Öefa^ren  für  Htm  unb  (v^ 
funb^eit  Son  ^.  Sllbre<!^t.  —  Siebenter  nnb  oiitcr 
^obre«bericbt  (1887  u.  I88B)  übet  bie  neuefie  SbUerre:!)!«' 
litteratur  aUer  Stationen,  »on  9.  Sulmctiscq.  -  i  w 
(hitmirflung  ber  Obergerid^te  unb  ber  oberflen  ^u^xi- 
oenooitungdbe^örben  in  ^eu|en.  Son  91.  ^flbncr.  - 
£ie  Aufgaoe  ber  AranfentaffennooeSe  fur  SbteHunq  trr 
infolae  S$e(^felbe)ie^ung  ber  Aranten«,  nnfon«,  Siltera- 
unb  ^oalibenoerficberuno  ^Kmortretenben  !IR8n<)rI  utit» 
Süden.  Son  S.  <>iffe.  —  Itleinere  SRitteiInngen 
filtteratur.    (IV,  336  S.)  «6  «.  «*>  ü-'. 

U.  i&eft:  ^ur  ^noalibitdtd«  unb  flltcr^oerfid^cning  im  ^xx^ 
bim  auT  bie  $rari«.  <Ein  Sortrag,  ge^altea  im  tt\it. 
1889  oon  9.  v.  SoebtCe.  —  ^ie  feciale  Tfta^t  in  ^np 
lanb  unb  2)eutf(blanb.  fUabemifibe  fCntrittioorleviri. 
»on  9t.  6ering.  —  Die  Stedbnil  bei  bcutfcben  Cmilftcm 

Sefc^afte«.     Ilnlei^en,   itonoerilonen  unb  Sirflnbunaen. 
^on  SB.  fio^.  —  lieber  bie  bemnfic^filg«  <8«fi(iltunq  tti 
®runbbefitrecbte«  in  Deutftblanb,  inibefonbetc  btc  S'r 
n>irf(i($ung   be«   &elmft<tttenre(bti.     (^ine  Stabic  ein 
^tmurfe  bef  beutfAen  bürgerrid^en  (9ef^u4ei.    S^n 
St.   6t^neiber.    —    Die    ftongeffioniemng    hH  36.^-'!- 
betriebe«  in  $reuBen.  —  Die  Seftlmmungen  über  6in- 
fc^rihttung  be«  tirc^Ud^en  ({igentum«enDetbei  in  iimi^.n 
»on  (9.  Jtau^.  —  Gtubien  über  bie  rbcinlf^'weftfaip^; 
Sergarbeiterbemegung.     dhrfter  trtitei.     Son  St.  Clc^n 
berg.  —  Seric^t  über  bie  jebttte  ^btciverfammlunc^  n^? 
beutfc^en  Serein«  für  Vrmenpflege  unb  SBo^ItbdtigSut. 
»on    9.    3ßünfterberg.    —    JUeinere   fRittellungen.  - 
fiitteratur.    (IV,  398  6.)  *S  « 

III.  ^eft:  Die  qefc^icbtlid^eSntmitftung  bcrllntcmebrnmir: 
L  u.  n.  Dte  älteren  9(rbeit«genoffenf<^afteR  unb  ^' 
ältere  agrarifcbe  ^milienvirtfd^aft.  »on  Ö.  €<binoJrT. 

—  Die    Serid^terfiattung    ber    itonfuIarSmtet.       t:rn 
Dr.  $atf(bet.  ->  Die  „aSarenrnS^rung"  al«  Grgftn^unct  ^e 
(SbelmetoQwa^rung.    Son  %l),  iavH.  ~  Der  geiperbi-^.* 
Unterri^t  unter  bem  jpanbeUminifter  ^fiLrftcn  Stvsiari 

—  Die   Sereindfürforge   für   entlaffene   Okfangene  in 
Deutfcben  Steicbe.     Son  (Be^.*9latb  f^U(b«.  —  3ur  icv^ 
(i(ben   Arbeiterfrage  im   Dften  Deutf(blanb«.     S?n  ü 
3(.  3afrj(en)«ti.  -  etubien  über  bie  rbeinif(^'n>eftfdl!<->. 
Sergarbeiterbemegung.    3ioc^^'<^  (6(^(u$«)Vrti£eL    itcu 
St.  Olbenberg.  —  kleinere  FRittellungen.  —   Sittcraur 
(IV,  300  S.)  *6  IH. 

IV.  deft:  Die  gef(bicbt(i(be  Cntnicflung  b'crtlntemebinur;. 
III- V.    $anbel,  ^anbmert  unb  4>au«lnbuflTir.    i^:n 
@.   Sd^moIIer.   —    lieber   Staat««   unb   »enoaltur;:- 
gef(bi<bte  unb  i^re  Ißflege  in  Deutfcblanb  unb  Cehrnr.^ 
»on  6.  31bler.  —  ^ai  preufiifc^e  9efe(  über  Stent  n 
püter.    Son  6ombart«Srm<Ieben.  —  Die  £anbfi>trt<<t  vt 
in  Sägern.   Son  St.  Zff.  Gbeberg.  ~  Der  intcmatiom.r 
@e(bmarft  im  ^abre  1889.    Son  (S.  etruit.  —  ^Jienr.u: 
3abre«beri(bt  (1889)  über  bie  neueflc  Sb(terrc^t«nttet2tur 
aÜer   Nationen.     Son   91.   »ulmerincq.    —  Die   ir.]-.-- 
notionalen  Strbeiterfongreffe  be«  testen  3a^r}e^nt«  ur:- 
ibre  Sebeutung  für  bie  Sirbeiterfd^u^refor».  —  itUtr.r  ? 
aßitteilungen.  -  fiittcratur.    (IV,  828  6.)    «6  9t  H'  ;- 

—  Sünfacl^nter  Sa^raang.   (XXII,  1845  ©.)    1-01. 

•27  9R.  40  i^'. 

I.  ßeft:   Die  gef(bi<^tlid^e  (totmitflnng  ber  Untcmebm'J'^^ 
VI- VII.    9le(bt  unb  Serbttnbe  ber  fiau«iRbttftrie     Jr. 
tite  (Bro^inbuftrie.    Son  9.  e^moütt.  —  Dtr  Sartr 
2:ermin^anbe(,  feine  Decbnif  unb  9o(t«mirtf(^aftli<t<  -o 
beutung.    Son  <S.  %  ^<9«.  —  Die  SoItt^aM  beut v)-^ 
etöbte  im  SRittelalter.   Son  9i.  £o<ninger.  —  Die  crr 
reicbifcbe  (S^emerbeoerfaffunQ  in  9ati)ien.    Son  (&    rin 
^at^gert.  —  etreiflicbter  auf  ben  ^au«baU  ber  dffenH  s<n 
So(!«f(bu(e  in  Öfterreicb.    Son  %  Itral.  —  ^nr  ^an^ 
gemeinbeorbnung  in  ^reu^en.     Son  (E.  ^oli.   —  Im 
(Beneraloerfammlung   be«  Stttin«  für  6oclalpolittt  :r 
^ranffurt  a.  9R.  am  26.  u.  27.  September  lb90.    £rr 
»..   Clbenberg.   ->   Über  inbuftrleOe  üarteOc    Sion  } 
(Srogmann.  ~  Steuere  fiitterotut  Über  nnfer«  bonbvi« 
politifcbe  3utunft.    Son  ®.  6(!^mofler.  —  JUeincre  '•'>■' 
tellungen.  -  iJitteratur.    (IV,  320  6.)       »6  «.  4«»  I' 

II.  $eft:  ttber  bie  ooa«n)irtf(baftli(be  ^littt  l^rUtni^* 
be«  (9ro|en.    ^eftrebe*   in  ber  Serlincr  Xtobfoiu  tc: 


S9if[cttf(fiaften  xur  ^eler  bei  Seburtdtagd  ^riebrt(fid  II. 
uttb  Stai\tz  saBii^elml  II.  am  29.  Januar  1891  gehalten 
von  Z^,  9Rommfen.  —  Sie  Steifen  Statli  be«  (BroBen. 
iBon  X.  93ccg.  —  Sic  Crbunteit^ttnigfcit  nnb  bie  tapito« 
lifHfc^e  Sittfd^aft.  Son  (ü.  f^.  Anopp.  —  über  ben 
fS^iit^u^  bc<  Ocrfe^rS  auf  bie  AoaUtion^gefe^aebung.  Son 
it.  Olbenberg.  —  Sie  fia^e  ber  Sanbroirtfcöaft  in  ben 
Sercin{(tteit  etaatcn  pon  92orbamerita.  Son  2B.  9(nnecEe. 

—  Sie  (httmitfelung  ber  Sotolba^nen  in  ben  oerf^lebenen 
^Anbent.  Son  %x.  SRUQer.  —  SSefen  unb  Sebeutung 
ber   acn)crbli(ben   HaTteOe.     Son  9(.   6teimann*Su(6er. 

—  9m  beutfi^eft  Utopien.  8on  X  ^aftroip.  —  Sie  ^e« 
rufftfranE^ei^en  ber  9)u(^bru<fer.  vin  »eitrag  jur  aemero« 
U(&€n  «ortaiittttf*  unb  SRorbibitätAftatiftif.  Son  ^. 
9I6re<l^t.  —  Sie  »trtf  d^aftü^e  ®ef  elgebung  berScreinigten 
Stoalen  im  ^a^re  (890.  Son  fi.  ^rantfe.  —  Aleinete 
»itteilungen.  —  fiitteratur.   (IV,  3U  S.)  *6  3R.  40  ¥f- 

III.  6«ft:  Sie  0ef(!^i(^t(i(^e  Cntioitflung  ber  Üntemebmung. 
vm— IX.  Sa«  miUe(aUerIi(^e  (9enoffenf(^aftdn>efen 
unb  bie  beutf(^e  Sergwerfdoerfaffuna  oon  1150-1400. 
Son  ®.  ed^moaer.  —  SS.  Stanlep  ^eoon«  unb  feine 
Sebeutung  für  bie  Xbeorie  ber  So(f«wirtf(baft«Iebre  in 
(Sngfanb.  Son  ®.  Sö^mert.  —  Sie  Slrbetteroer^ältniffe 
in  ben  preu^tf(^en  6taat<forften.  Son  92.  ä^agner.  — 
Sie  9lenien^9pot^ef.  Son  jtlemm.  —  Sie  Sarlei^ndf äffen« 
ocrelne  nac^  2f.  SB.  «Raiffeifen.  Son  D.  i^.  Stbger.  — 
SerUbt  über  bie  11.  3a^re«oerfammIung  bed  bcutfcben 
Srretni  für  SrmenpfleflC  unb  äBo^U^&tigteit.  Son  9. 
Viünflerberg.  —  Sie  internationale  friminaüftifcbe  Ser- 
einigung unb  bie  9)eformbefirebungen  auf  bem  Gebiete 
be«  etcafretbt«  in  Seutfc^Ianb.  Son  %  %.  Slfc^rott.  — 
Jtletnere  9KitteiIuugen.  -  Sitteratur.    (IV.  9»  3.) 

♦6  W.  60  ^f. 

IV.  ^t:  Sie  gef(bi4tli(be  Sntn)i(f(ung  ber  Unternehmung. 
X.  Sie  betttf(be  Sergn)erfdiierfQffung  oon  1400-1600. 
Son  0.  6<bmoaer.  —  Sie  ^ad^oereinc  unb  bie  fodale 
^tvegung  in  f^ranfrelcb.  Son  SR.  o.  b.  Cften.  -  Sie 
SBirhingen  ber  St.  (Sott^arbba^n.  Son  $  9iüegg. 
Srftcr  ftrtifet.  ^  Sie  SBirtfamfeit  ber  Spetulation  tm 
Serliner  itombonbel.  1850-1890.  Son  9Rori$  Aanto« 
romic).  —  Ser  SRai:ima(arbeltStag  in  ted^nifd^  berufli(ber 
Selett<lbtung.  Son  ^ermann  Sofd).  —  Socialbemotratie 
unb  6octalpolitif  in  ben  ffanbinaoifc^en  IReicben.  Son 
^.  SRartcnft.  —  Sie  Sinffi^rung  obligatortf(^er  Strbeiter« 
audf<büf|c  unb  ber  Serfu(b  einer  Organtfterung  ber  ^n« 
bufhrte  in  Cflecrcicb  Son  9.  Scbntteblanb.  —  kleinere 
Mitteilungen.  -  Siitteratur.    (IV,  3^3  6.)  »8  «. 

-  eed^ae^nter  3a^rgang.    (Vm,  1302  ©.)    1892. 

♦27  m. 

I.  iöeft:  Ser  branbenburaifcbe  Gtont^baudbaU  in  ber 
noeiten  ^älfte  be<  ftebjCQnten  ^a^r^unbertfi.  Son  Aurt 
Sre^ftg.  (Srfter  Seil.  —  Sad  fogenannte  .^cimftätten^ 
recbt.  Son  Ä.  €<l^nelber.  —  Sie  eoangelifc^  feciale  Se= 
n>egung  in  Seutj^Ianb.  Son  (^riebncb  (Sro^mann.  — 
Ser  9Biener  SBeltpofIfongteg.  Son  X  3ung.  9Rit  jioei 
grapbifilien  Sarfieflungen.  —  Sie  2Birfungen  ber 
6t.  0ottbarbba^n.  Son  ^einrieb  9Iüegg.  .  ^^roeiter 
(3dblufO)KrtifeI.  —  Cine  Slrmenrcform  in  Cfterreic^. 
Son  ^rbr.  »on  SIeifenftein.  —  ilteinere  ^Mitteilungen.  - 
x:itteratur.    (IV,  322  6.  mit  smei  grap^.  SarfteUunqen ) 

♦ü  ^.  80  ^:pf. 

II.  j&eft:  Sie  rufftfit^preu^ifcben  ^anbeUbejiebungen  1814 
biJ  1888».  Son  «Ifreb  ,Si»nmcrmann.  —  Sie  drganifation 
bed  Berliner  Sieb-  unb  ;Yleif<6marftef .  Son  i'eoi)  oon 
^oOe.  —  Ser  branbenbur9ifcbe  8taatdbau«balt  in  ber 
jtiociten  ^dlfte  bee  jtebjebnten  ^a^r^unbert«.  Son  iturt 
Sre^fl^.  ^neiter  teil  (6(b(uB).  —  Sie  (hitroitfclung 
bei  Äanbeu  imifcben  Suropa  unb  (fbtna.  9lfabemif(^e 
antrtttSoorlcfung.  Son  Stavi  ^Hatl^c^en.  —  Sie  neuen 
JoanbelAoertrage,  indbefonbereSeutfd^ianb«.  Son  SBerner 
eombart.  —  £itteratur.    (IV,  312  S.)         «e  3R.  40  ^f. 

III.  ^t:  Sa*  neue  beutfdbe  Selegrapbengrfcf .  Son  $.  S. 
^ij^er.  —  Sie  Serliner  J5leifci^preife  im  legten  ;;v»brjeönt 
unb  bie  9Ieform  bed  Sieb^"  unb  ^leifcbbanbeld.  Son  ^'eo^ 
oon  ^aBe.  —  Sie  gef(bi(btlic^e  (hitn^icfelunfl  ber  Unter- 
ncbmung.  Son  (^uftao  ScbmoQer.  XI  Ite  ^anbels« 
gefeDffbaften  bei  9lUertumd.  —  Sie  beutige  Va^e  ber 
(Sommii  nai^  neuerer  Sitteratur.  Son  it.  Clbenberg.  — 
Sie  amerifanifd^en  9(rbettd(imter  unb  ibre  Vobnftatiftit. 
Son  fi.  a.  Safriemgei.  -  Sericbt  über  bie  12.  ;)a^re«« 
oerfammlung  be«  Seutfcben  Sereind  für  ^ilnnenpflege  unb 
SobitbAtigfelt.  Son  Cm(l  aRünfterberg.  —  Setracbtungen 
über  bie  äBirtfcbaften  ber  länblicbcn  Sagelöbner  bee 
Seulfi^  9{ei(^d.  Son  ^.  (Brobmann.  —  Sie  ^yort« 
fflbttRi^    ber    preuBij(b*n   Steuerreform.     Son   Ouftao 


Go^n.   —   kleinere  3Ritteilungen.  —  Sitteratur.     (IV, 
849  S.)  ♦?  'in 

IV.  $eft:  Sie  drtrdge  ber  Cifenbabnen  unb  ber  Staat ^^ 
baui^alt.  Son  Xlfreb  oon  ber  Se^en.  —  Ser  Gntn^urj 
einei  Gbecfgefe^ei.  Son  S(.  €tmonfon.  —  Sie  iSinuT^ 
genoffenf(baften  in  ibrer  Sebeutung  fUr  bie  auoffcnMir^ 
lie^ung  unb  fUr  bie  9Xaffen«Organifation.  Son  ^.  L^. 
^uber.  —  Ser  freie  ^anbelimafler  in  Hamburg  uiiti 
feine  SteQung.  Son  Seop  oon  ^aOe.  —  Ser  tnternattc^ 
naie  Oelbmartt  im  ^bre  1891  mit  difitfblitfen  auf  frube;:« 
^abre.  Son  9.  Strutf.  —  3ur  Ü^rage  ber  Saluta-^iiertU' 
lierung  in  Dfterrei(b' Ungarn.  Son  SBaltbcr  V2o^.  — 
kleinere  9RitteiIungen.  -  £itteratur.  —  (IV,  »>i  unö 
VUI  S.)  *6  SR.  bO  i^f. 

8rrAd4«ift 

ber  in  3abrbu<fi  I— IV  u.  Slcue  ^olge  I-XVI  entbaltencn 

Seiträge,  aip^^abetif^  nacb  ben  Serfaffem  georbnet. 
3(bt(fei,  g.,  Ser  1.  beutft^e  «rmenpfleger*Äongref .  W.  ?^.  VI  2. 

—  Sie  Serbanblungen  oon  1882  unb  bie  ferneren  'Jlufgaben 
bei  beutfcben  Sereini  ffir  «rmenpflege.    91.  ^^.  VII.  2. 

SIbler,  6.,  Ueber  Staati'  unb  Senoaltungigefd^icfate  unb  i^re 
Sflege  in  Seutfcblanb  unb  Öfterreicb.    ^l.  ^.  XIV.  4. 

aibrecbt,  b.,  Sie  ooUimirtfÄaftlic^  Sebeutung  ber  Alem^ 
fraftmafiinen.    91.  %.  XIII.  2. 

—  Ser  gefetfticbe  eAui  gemerblicber  Arbeiter  gegen  (^cfabien 
u.  f.  xo.    !».  %.  XIV.  1. 

—  Sie  »erufifranfbeiten  ber  Su<bbrutfer  u.  f.  w.   9?.  $.  XV.  1. 
Snbrö,  a.,  Sie  Spot^efer  ali  gerid^tli^ « (bemif cbe  Gacbrer^ 

ftänbige.    «.  9.  X.  1. 
annecfe,  SB.,  Sie  ftaatli«!^  fnboentionirten  Sampferlinien  in 
Seutfcblanb.    92.  %  X.  \. 

—  Sbinai  miribfcbaftlicbe  Ser^ältnlffe.    92.  ^.  XU.  1. 

—  Sie  £age  ber  i^anbmirtf^aft  in  ben  oereinigten  Staaten. 

arbeiterfongreffe,  Sie  internationalen,  bei  lebten  j^^abr^e^nts 

u.  f.  xo.    91.  5.  XIV.  4. 
afcbrott,  S.  T^,,  Sai  DlbenburgifAe  armenmefen.   91.  ;?.  VI.  1. 

—  Ueber  bie  Seroegnng  ber  Criminaiitttt  in  ^reu|en  1»72-^1. 

91.  %.  VUI.  1. 

—  Sie  englif(be  So^nuna^gefebgebung.   92.  f^.  IX.  3. 

—  Sie  ameritanij(ben  difenbabnen  u.  f.  ».    92.  ^.  XUI.  4. 

—  Sie  internationale  mmina(iftif(be  Screinigung.  9^.  ,v. 
XV.  3. 

aufbebung,  Sie,  bei  ^bentitfltinacbweifei  im  9etrelbeetnfuLr:> 

unb  auifubr^anbel.    92.  ^.  XIU.  4. 
auffeB,  O.  grbr.  oon.  3ur  Sabafbefteuerungifrage.  92.  ^.  II  .'( 
Sü^r.  C,  Sie  Srbaltung  ber  Sauemgfiter  in  bem  ebem.  itur- 

Reffen.    92.  g.  X.  4. 
Samoerger,  fi.,  Sie  erfle  Sifungiperiobe  bei  erften  beutf(i>cn 

9tei(bitagei.    Sb.  I.  1.  ßtfifte. 
Sauer,   a.,    Sie  (Befängni§arbeit  unb  ibr  SerbSItni^  jtiin 

freien  OJewerbe.    92.  g.  U.  4. 
Setfer,  jt.,  Unfere  Serlufte  bur(b  Säuberung.    92.  %.  XI.  8  4. 
Senetfe,  S.,  Sie  beutfcbe  @eeftf(berei  unb  bie  Süittel  ju  tbt\r 

Hebung.    ^.  J^.  IX.  3. 
Sernarbi,  @.,  Sai  italienifibe  Gifenbabnmefen.   92  '^.  IV.  3.  4. 

—  Sie  b«uerli(ben  ^uftönbe  ^talieni.    92.  ^.  VI.  2. 
Sertbolb,   C4.,   Sie  Serbanblungen  bei  beutfcben  Sereini  riir 

armenpflcge.  '92.  7i-  VUI.  2;  IX.  3. 

—  Sie  beutfcben  arbeiterfolonien  u.  f.  ro.    92.  %  X.  2. 
Se}o(b,  8.,  Sie  beutfcbe  (Befcfgebung  fiber  bai  Serfi^b^run^ie-^ 

TOcfen.    »b.  lU.  2.  .^älfte. 

—  Sie  italienif(be  (Befc^gebung  gegen  bie  92iBbräu(be  bei 
gciftlicben  amtei.    92.  ;^.  I.  2;  U.  1. 

—  9<ei<b0re(bt  unb  £anbeire<bt  in  ben  fObbeutfcbcn  Aammer- 
serbanblungen.    Sb.  U.  2.  ^filfte. 

—  Ueberft<bt  ber  Otefcbäftitbätigfeit  bei  beutfiben  dleicbitoqe» 
in   ber  2.  Segiilaturperiobe   1.  u.  2.   Seffton.     Sb.   IV. 

1.  ü^ülfte. 

Simbaum,  &.,  3n>angiooaftredung  in  bat  unbemeglicbe  3<er> 

möflen.    92.  '^.  XII.  3. 
Slanfenburg,  ^.,  Sai  ^eenoefen  bei  beutft^en  9{ei(bei.  Sb.  I. 

2.  ^älfte. 

Sluntfcbli,  Sö(ferred)tli<be  Setracbtungen  iiber  ben  fran^onj.i): 

beutfcben  Ärieg  1870-71.    Sb.  I.  1.  2.  ^älfte. 
Soebmert,  ÜB.,  ffi.  6tanle9  ^eooni  u.  feine  Sebeutung  u.  f.  n?. 

92.  5.  XV.  3. 

Sorgbt,  9i.  oan  ber,  3"'  ?frage  ber  Serodbrung  ber  beru*9- 
genoffenfcbaftlicben  Sermoltung.    92.  ^t-  XIII.  J. 

Sreitenbacb,  2B.,  Sie  beutfcbe  auiroanberung  unb  bie  ;\T.i<>e 
ber  beutfcben  Jtolonifation  in  eüb^SrafUien.    92.  ;^.  XI.  1. 

Srentano,  fi.,  Sie  acbeiter  unb  bie  ^robuctionetrifen.  iL  rt. 
II.  3. 

—  Grnerbeorbnung  unb  Unterftü|unqimefen.    92.  a.  I.  3. 

—  Sie  ^irfcb' Hungerleben  <iteioer{ocretne.  Gtne  iHevItf. 
92.  g.  III.  2.  3. 
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:i\rcntano,  2.,  ^ie  ficjftuttpert  b«  (Sruben arbeitet,  befonber*  in  j 
ircuBen,  unb  bie  l'obnftciflcruno  von  ]><12.  ibb.  IV.  2.  ^sälftc.  i 

-  lieber  bad  Öcrbciltnife  Don  SWrboitelobn  unb  Slrbeitfifjcit  jur 
?ubolt«Ieiftunö.    ^b.  rS'.  1.  iMilftc. 

-  («cfcbicbte  unb  ©irtnt  dned  (Meiperfocretn*.    5R.  %.  VI.  3. 

-  Xu  cbriftUd)-foi<iaIe  S^cipegunfl  In  enfllanb.    51.  %.  VII.  3. 
Über  eine  jutünftioe  »anöelftpolitil  beÄ  2*eutf4>en  9<ct(be*. 

"■Jl    Tt.  IX.  1. 
if^vcunq,   flurt,  ICex  bronbenburatfdjc  Siaatd^ous^olt  in  bcr 

U.  S>dim  bc«  17.  ,^abrb.  (I.)  )i.  Ti-  XVI.  1.  (II.)  XVI.  2. 
*riinin(^,  Tic  i>eran^tebuiifl  bcr  SScamten  unb  Cfftjiete  ju  ben 

«»i.mcinbeftcuem.    'Jl.  ^.  VII    3. 
3<uJ>fnbcrgcr,    Ä.,    Txi  proftifcben   Crgebniffc  ber  boblfcben 

latibtoirtijfcbaftltcbcn  Grbebuitcjen.    9J.  ^.  X.  4;  XI.  I. 
ipulmerincq,    A.,    2ie   (fntroidelunfl    unb   ba«   aegenroärtige 

StQbium  bcr  ^teform  be*  geetrieflsreAt«.    *Jl.  JV-  ü.  2. 
--  Itc  :i^ebre  unb  bad  ^tuDium  bee  ü)blterre(^tö  an  ben  ^od^- 

fdjulen  Xeutfd^Ianbd.    51.  %.  I.  S. 

-  tie  5totbwenbiateit  eine«  aUgetnein  nerbinblic^en  Itriegd^ 
recbte.    51.  ??.  II    1. 

-  tiorfdjläac  |ur  iHefortn  ber  ^rlfenflcric^tdbarfeit.  91.  ^.  U.  4. 

-  ITie  iieluungen  ber  Cölferred)tdafabemlc.    9t.  ^.  IV.  2. 

-  Viterart|(^   Aeftüoben  )U  »luntfcbü*«   ^^ubilaum.     K.  ^. 
IV.  8.  4. 

-  ^a«  aUdemeine  6timmre<&t  unb  bie  politifc^e  Silbung  im 
bciitf(t)en  iHcicbc.    9J.  ;t.  III-  4. 

-  .^abrefl'bendjt  über  bie  neuefte  «ölferretbtiliteratur.    9i.  ^. 
VI    J;  VU   2;  VIII.  3;  IX  4;  X  3;  XI.  3.  4;  XIV.  1.  4. 

^Mirl^boben,  0.  »ar. ».,  J'ic  Armenpflege  StufelanbS.  9i.  ^.  X.  3. 

tol^n,  (8.,  Arbeit  unb  «rmutb.    9?.  J.  V.  4. 

-  ^been   unb   Ibatiac^en  im   ©enoflcnfc^aftaTOefen.     91.   ^. 
VII.  1. 

-  llber  bie   ftnangteUe  Oe^anblung   bec  Serfe^rdanflaltcn. 
5i.  %.  X.  8. 

-  rie  ^eutiae  9{attonalöfonomie  in  ffnglanb  unb  9(merifa. 
yi    ff.  XIII    l    3. 

-  tie   i^ortfü^rung    ber   preußifci^cn    gteuetreform.     9«.   ^. 
XVI.  8. 

Col)n,   S.,  ©er^onblunoen  be«  beutfcben  SSereini  filr  Armen» 

vfie^e.    1885.     91.  A.  X.  2. 
XfUn,  ^.,  J)ie  8fierrei(bifc^=^«ngarif(^e3oatttnfrei)ifion.    9t.  %. 

VI    4. 

-  Xeutf^Ionb  unb  bie  Drientba^ncn.    91.  %.  IX.  2. 
-  Tic  öfterreit^tfcbe  ^abrifgefe^gebung.    91.  ?^.  X.  2. 

Xocöoro,    St.,    3ur   9ieform   be*   €trafprocetfe«.      »b.   III. 

2.  i>ülfte. 
Cbitcrg,  Ä.  ^^.,  Ueber  ben  gegenmärtigen  ©tonb  ber  Wu^tu 

frajie.     91.  5x.  IV.  1. 

-  Xie  jHeuifion  bcr  blrcctcn  Steuern  u.  f.  w.    9i.  5.  VI.  1. 

-  lieber  bie  Äeiuerfoereinc  in  Italien.    9i.  5^.  V.  1. 

-  Xie  fflut^erfrage  feit  1880.    5i.  5V-  VIII.  3. 

-  Ter  itallcnifdjc  ffljcisenbou  u.  f.  ro.    9J.  5.  XI.  1. 

-  Xie  «anbrolrtfcbaft  in  iöaijem.    91.  ^f.  XrV.  4. 

«lüec.  k  ,  X>it  ^Qbrcdoerfammlung  be»  Werein«  f.  ©ociolpolitif 

im  Cftober  18ft4.    5i.  ^.  LX.  1. 
Qn^el,  Tixanh,  <^inn)anberung  unb  (Solonifation  im  tropif<^en 

^ubamerifa.    9t.  Tf.    IV.  3.  4. 
<5rtl.  9W.,  Die  foMole  ?Jcrfi(benmg  in  Ceflerrei^.    31.  ^.  Xu.  2. 
Qvext,  &..  ^ti  iHrbeit«nQ(^njei«.    92.  ^.  XII.  4. 
y^Qniam,  ^    ©.,  iHeform  be«  6iolIblcnfte«  in  ben  »ereinigten 

Staaten  ©on  9lorbamerlfa.    9t.  g.  VIII.  3. 
^tfct^er,   '|i.   3).,   Ter  internationale  Äongre|  )u  ^ari«  für 

iitpl)lfnbrtäcinrt(btungen.    9t.  ^.  III.  1. 

-  tie    «Jerfcbröanftalten    be«   iHeicfic«.     »b.   I.   2.  ^älfte; 
^<b.  II.  2.  ^ülfte;  8^b.  rv.  2.  .fvälfte. 

-  Tic  9tcuaeftaUung  be«  beutff^en  vanbpoftroef<n#.     91.  g. 
XIII.  2. 

-  Tas  neue  beutfrfje  ^elegrapbengefetj.    91.  %.  XVI.  3. 
V"yroncle,  £.,  Tie  iDirtfAaftlicbc  (Hcfc^gcbung  ber  bereinigten 

ctaaten  i.  ^.  1800.    9t.  ;t-  XV.  2. 
^roufcnficin,  «.,  Tie  fiage  ber  Slrbeiterinnen  in  ben  beutfc^en 

Wrppftäbten.    9t.  $.  XII.  2. 
;\rauenQrbelt,    Tie,   aU   t^egenftonb   ber  ^obrifgefe^gebung. 

i<ou  einem  Sacbrerfiänblflen.    9t.  §    IX.  2. 
T^rii,  ^\xl.,  Tie  irifd)  enplifcbc  '^(irorbeToeflun^.    91.  ^.  IV.  8  4. 
,'^rcunD,  91.,  Tai  berufsgetioffenfcbaftlKbe  ^^nnjip  im  iltanten^ 

ucrfid)crunfl«gcie§c  u.  f.  ro.     5i.  '^.  XI.  2. 
^rtebberg,  d. ,   tai  beutfd^e  Steicb  unb  bie  fat^olifc^  ftirc^e. 

Hb.  I.   2.  iöätfte. 
;^ucb^  (We^.   ,>inanjrot),  S)ie  ^crcinäfürforge  für  entlaffene 


•»icfanflcne  u.  f.  ro.    9t.  g.  XIV.  3. 
'       '        tif(  ■ 


,^ua*^,  (J.  3.,  Tie  Orgonifotion  be«  fiioerpooler  »aumrooD« 

banbcl«  u.  f    m.     9t.  ;^.  XIV.  1. 
-   Ter  äiJorcn'Termlnbanbet  u.  f.  ro.    9t.  ^.  XV.  1. 
."xulb.  S.,   Tie  ^iponfleer^ebung  perroabrioftcr  Ainber,   eine 

Jlufgabe  ber  9tci(^«rcgietung.    9t.  g.  IX.  4. 


^ulb,  £. ,  Tq#  Grbreclbt  be«  code  civil  unb  ber  b^itctdjitx 

'  «runbbefUj.    91.  fy.  XIL  3. 

(^angbofcr,  'Ter  SBalb  im  nationalen  Sirtbf<i)aftiUbes.    Oitic 

€tubie  oon  ^b.  Weper.    9J.  ^.  IV.  3.  4. 
®arci»,  Q.,  ^alCä  9teben.   Aulturfampf '9)emini4eeiiiCiL  K.  a 

IV.  2. 

—  Taö  neue  fircbenpoUtifcbe  («Jcfe^  ^rcu§en«.    9«.  §.  IV.S.  4 

—  Ter  Cntrouri  eine«  Slttiengefc^ei.    91.  5-    VIII.  2. 
(Hcffcfen,  §.  ^.,  erbredjt  unb  (Jrbfcbaftffteuer.    9t.  %.  V.  1. 
Öctöborn,  @.,  Tie  Ölaufon-Äaaft'f^jen  Seftrebungen  be|.  5e$ 

iSQusfleifee«.    3t.  7i.  V.  2.  3. 
®en)el,  ,^v,  Xa%  ^atcnt^cfc^  00m  21.  SRai  1877.    9?.  Jf    I.  S 

—  Ta«  Öefe^,   betr.   bie  abänbcrung   ber- Öewerbeorbminc 
m.  ff.  U.  3. 

—  Tie  12.  iQerfammlung  ber  Association  for  the  Befonn 
and  Cüdification  of  the  law  of  nations.     9t.  ^.  IX.  4. 

@erlanb,  O.,  :6emerfungen  |ur  preu|.  Serioaltungigefeigcbun}. 

—  (Fine  einbcitücbe  Ctäbteorbnung  für  ^reufeen.  «.  ff.  XIIlS 
@c9er,  «.,  3ur  Ärlttt  be«  beulfc^en  £trafgefc|bu(^i.   9b.  111. 

2.  \^äIfte. 
(^qer,  'ipb.,  Iloften  unb  £eiftungen  ber  ftaat(i(^n  nmb  iri 
oaten  Cifenbabnoerroaltungen  in  ^^reu^en.    91.  ä.  II.  t 

—  Tie    ^uftänbe    ber    feebenäoerfic^erung    tn    ieutft^lar.» 
91.  S^.  I.  4. 

—  Tte  Vebenloerftc^erung    in    Dcutfd^Iaitb.     3^^  S5ivc^t 
91.  ^.  II.  2. 

—  Unterfucbungen  über  CueUen  unb  Umfang  bd  aüemtinryi 
©obiftanbed  in  Teutfc^Ianb.    9t.  ^.  IV.  1.  2. 

«lerfe,  C,  Tie  iuriftifcbc  Stubienorbnung.    91.  ^.  L  L 

—  ßQbanbs  gtaatsredjt  u.  f.  vo.    9t.  ^.  VIL  4. 

—  Tie  eteflung  be»  fünftigen  b&rgerli<6en  Oefe^bu^  kvcn 
(Jrbrecbt  in  länbiicben  «runbbefit.    91.  5.  XÜ.  2. 

—  Ter  (Jntrourf  eine«  bürgcrlicben  @cfc|buoi>e«  unb  bofbeuti*« 
iKe(bt.    'n.  Ä.  XU.  S.  4;  XIII.  1.  u   2.  <^gjg«beft 

Öneift,  9t.,   Tie  firtbenpolitiftbcn  (Äefe|e  nadb  ben  ©ertdrtcr 

ber  XIV.  Qommifflon  be4  preu^ifc^en  abgeorbnctdi^iife^ 

*b.  II.  2.  ^älfte. 
®ol9,  7b.  r^rbr    0.  b.,  Tie  <Sntn>i(feIung  bcr  oftpresliicber 

X.'anbroirt^f»^aft  18.S6-81.    91.  ^.  VII.  3. 
@robmann,  S^.,  S)etrac^tungen  Über  bie  ffiirtfcbaften  berUr^ 

lieben  Tagtli)^ner  be«  Teutf(^en  9lei<b«.    9t.  X  XVL  a 
Orojmonn,  $.,  Ueber  inbuftrieUe  Äortette.    9t.  §.  XV.  l. 

—  Tie  eoangelifd^fociale  ibeujegung  tn  T!eutfq(anb.    9t.  ^ 

XVL  1. 
®rotbe,  &.,  nebet  bte  Sebeutuna  bec  itleinmot^cen.   St.  a 
Vlil.  3; 

^arburger,  ^. ,  Sebenfen  gegen  bod  beutfd^  9tatutanfattQß) 
oerfabren.    »b.  IV.  2.  ^älfte. 

—  Ter  ftrafrecbtlicbe  begriff  -^nlonb"  ttisb  feine  »eiie^un^rr 
jum  ©taatdrecbt.    9t.  5.  II.  2. 

—  ©tubien  über  einige  Ärofl«»  *>«•  €eeprafret^e«.   9t.  ff.  IL  1 

—  Ter  fiebeute  eonarcR  be«  iOereind  für  bie  iSobiftctrung  Ui 
«blferrecbtd.    91.  §.  IV.  2. 

^orrifon,  Ter  franjbfifAe  ärbeitercongreB.    9t.  ^.  IL  S. 
^a«bacb,  SB.,  Tad  englif(^e  lUrbeitemerfictretunalipefett.  ^  ^ 

VIII.  4. 

—  @in  «Beitrag  |ur  9)et^oboIogie  ber  9)ationaI9Coftpmic  91  h 

IX.  2. 

—  Tie  Unfä^igfeit  ber  beutf(!^  SoKialbemotrati«  im  \9iiel 
politiftben  9tcformorbeit.    91.  ^.  X.  1. 

—  Ueber  eine  anbere  ®eftaltung  hti  6tubi&m#  ber  SBirt^fcSflfi* 
roiffcnfdjaften.    9t.  Ä.  XI.  3. 

—  9teuere  Literatur  iiber  baft  englifc^e  grbfiten>tr|l^tmti^> 
rocfen.    9t.  ^.  XIL  1. 

—  l'orocbefoucault  unb  HHanbeötüe.    ».  ^.  XTV.  1. 
^atfcbet,    Tie   dericbterftattung   ber  itonfularttatler.    9i  i 

^elb,  91.,  Tie  5.  Oeneraloerfammlung  bei  9ereitti  f.  £0^' 
politif.    91  %.  I.  4. 

—  Tie  Cuinteffen^  hti  itat^eberfoeioliimu».    SM  Dt-  " 
JÖIocf.    »erlin  1878.    9t.  ^.  Ul.  1. 

—  6cbu|joH  unb  J^reibanbel.    91.  ^.  UL  2.  8. 

—  Ter   iltoitöiDirtbjdjaftlid^e  itongrel   unb   ber  fdmUn  ^^ 
eocialpolitif.    9t.  ^.  I.  1. 

^eltai,  %.,  Tie  ungarifc^  Öemetbebencgutia  dp«  1B84.  V-  C 

VIIL4. 
$erjog,  e.,  SBa«  fliegt  ben  bereinigten  etottten  po»  Wmvic 

bur£b   (Stnmanberung    ju   unb  n>ad   oetliert   S^estf^'^ 

9t    '^    IX    1 
^ler^fa,  Tb.,  Offene«  €*reibe«  on  $ertn  ^Inri^  «inw»4i 

ben  „SrtbninnebiplomQten".    9t.  %.  III.  1. 
0.  b.  £»e9ben-:N'9nf(^,  a^laterialien  |um  grbeit<rpeimg«gg* 

roefen.    ^l.  ff.  V.  1. 
$iife,  ^.,  Stufgabe  ber  AratttenfttffemiAoele  lu  f.  •.   '  -^ 

XTV.  1. 
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.<;>ceniarr,  9t.,  £ie  SoUftgo^l  brutf^er  StSbte  im  WittelaUcr. 

'X.  X  XV.  1. 

j|>offmünn,  £.,  Die  Flurbereinigung  in  Sai^ern.    91.  %.  X.  4. 
i-'ßl^.  (}.,  3uc  Sanbgemelnbeorbnuno  in  ^reu^en.  91.  ^.  XV.  1. 
jcoltcnborff,  '^.  D..  ^er  Entwurf  bcd  unoarifc^cn  6arafflefef« 
btid)d  Ober  9>erbrc(bcn  unb  iCerge^en.    92.  $.  II.  1. 

-  Tic  9«ei<b«flcfe^flcbung.    »b.  f.   1.  ftälfte. 

-  Ter  ncu«fte  italieniftb«  Gtrafgefefentraurf  unb  bte  %obii» 
Ätßfe.    91.  ;?   I.  4. 

-  ^ölfenecbtttcbe  (^[Auterungen  sunt  italienift^en  Garantie« 
«cfc^  ».  13.  5Roi  1871.    »b.  IV.  2.  ^(ilfte. 

i:c{cud,  2)er  Qrunbfa^  bcr  92id^taui^Iieferung  politifc^er  Ser« 

brccter.    ».  g.  V.  4. 
jsuber,  ^.  C,  ^ie  Siniergenoffenfcbaften  in  i^rcr  Sebeutung 

für  bte  9Kaffen«Cr8ic^ung  unb  für  bie  9Raffen«Orsanifation. 

9J.  ??.  XVI.  4. 
C'u6eT'£iebenau,  v.,  tteber  ba«  fog.  |^aftpfli(^tgefef  o.  7.  ^uni 

1K71.    9?.  ^,  rv.  8.  4. 
(^übner.  9t.,  (Sntvictelung  b«r  Dbergcri^ie  u.  f.  ».  in  $rcu|en. 

il  ^.  XIV.  1. 
C;acob,  A.,  ^ai  ^eroerfi(!^crttng€nefen  in  ClfaS^Sot^ringen. 

«.  k    V.  2.  8. 
^accbt,  ^.,  2)ie  ^nnungfibenegung  in  2)eutf(blanb.    9t.  %. 

;'^annaf<fi.  91.,  £cr  9entra(Bcrein  fär  ^anbeldgeograp^ie.    92. 

?i.  VII.  1. 
Oaftrcn»,  ^.  3.,  tt.  IB.  9tl^f(^  unb  bie  beutfc^e  Sict^fcbattB« 

9ef(bl4te.    «.  i?.  Vni.  3. 

-  rer  beutfcbe  defe^entwurf,  betr.  bte  unter  «uflf(blufi  ber 
C«fentat(fett  fkattfinbcnben  Ocricbtdoer^anblungen.  9t.  9. 
X    4. 

-  3ilt-»afel,    9t.  %.  XI.  8.  4. 

-  ein  beutfcbe«  Utopien.    91   %.  XV.  3. 

?,bfrln4,  9i.  ».,  X)ic  gefcbic^tUd^'-gefeUfc^aftlic^en  Orunblagen 

ber  (Ttbif.    9t.  fi.  VI.  1. 
r^oUo*,  ©.,  2>ie  »rottaje  in  ^atii.    9t.  F.  IX.  4. 
.\oUt).  £.,  3ur  Qkf(^icbte  ber  etoaUroiffenfi^aftlicben  ^atuItSt 

tn  Tübingen.    9t.  ^V.  XIH.  1. 
.>onä«,  3^een  jur  9tefonn  ber  elfa^'Iot^rtngifd^en  (Semeinbe- 
'  qeieyaebung.    9t.  %.  Xu.  3. 

i^unq,  3.,  a>fr  »iener  SBeltpofttongre^.    91.  fj.  XVI.  1. 
.^utafcbcf,  %.  v.f  2)ie  öfterrelc^ifcben  6tttbteorbnungen.    9t.  %. 

U.  4, 
.<tontoro»ic|,  9t.,  ^te  Sirffomeeit  ber  €pefuIatlon  im  berliner 

Äom>anbel  1850-1890.    9t.  ^    XV.  4. 
Raun.  ®-*  ^c  ^eftimmunaen  über  Sinf<brftntung  bed  lir(bli(^en 

(fiqentumieneerbe«  in  ^^^reufien.    9t.  ^^.  XIv.  2. 
Kaofer,  $.,  ^ie  fran^bftfcbe  ^re^gefefgebung  in  (r{faB«£ot^« 

ringen,    ©b.  IV.  1.  a.  ^Slfte. 
.«tlian,   J.,  ^ie  ^itt'fc^en  ^inanareformen  von  1784—92.    9t. 

^    VI.  4. 
Atnbcrarbeit  Sie,  in  Italien.   Von  einem  ^utfcben  in  Stalten. 

«.  ?Sr-  IX.  8. 
Sircbenbeim,  *.  «.,  tiet  ^arifer  ^oftcongreg.    9t.  ^.  11.  4. 

-  lelegrap^enfonferenienunbXclegrap^entarife.  9t.  f^.  III.  4. 
.«ttinwäi^,  ^.,  Sie  bfterrei(btf(be  Enquete  d.  2|.  1882,  betr. 

einHibntng  be«  Snerbenrecbti.    9t.  ^.  IX.  4. 

-  Zie  3o^re4beri(bte  ber  bfterreic^tfd^en  @en)erbe{nfpeftoren 
f.  1884— 8».    9t.  ».  X.  4. 

-  rte  geplante  9teform  ber  retbttf«  unb  fiaatdwiffenfibaftlic^en 
etubicn  in  Cfterrelcb.    9t.  ^.  XII.  1. 

Stlemm,  Sie  9tentenb9Pot^ef.    9t.  ^.  XV,  3. 

Anapp,  O.  9.,  Sie  (KrbuntertbtfntgCeit  unb  bie  eapitaüflifcbe 

^itrtfc^oft.    9t.  5.  XV.  2. 
Anttfcbfq,   S'  <8-f  Sie  Sutliefcntngdoertrdge  bei  beutfci^cn 

'^ei«^i.     9t.  %.  1.  4. 
itobllnifi,  0.,  Sic  Si4|ip(inar{irafen  bcr  preu^i|(^en  €traf< 

anfialtcn.    9t.  9.  XII.  4. 
Abbne,  ^,,  Sic  bcutf4)e  Jtrtminalftatiftif.    9t.  %  IX.  2. 

-  £  oktale  fragen  auf  bem  internationalen  Oefängni^tongre^ 
|u  9ton.    9t.  %.  X.  3. 

Aoamann,  ^.,  IKeuere  flatiftifcbe  Sammelwerfe.    9t.  g.  V.  1. 

-  £ie  bentffbc  0en>crbe<Stutnabme  00m  1.  Se|.  1875.    9t.  %. 

VI.  2.  3. 

-  Sic  9tcfMm  bc«  erbretbt«  an  Orunb  unb  Sobcn.    91.  %. 

VII.  2. 

-  etotiftifAcr  IZcbcrblitf  aber  bie  Sifcnba^nen  Seutfc^lanb«. 
3t.  ^.  VII.  4. 

-  9tcttcrc  ffori^ngen  |ur  beutf(!^n  SeoöIfeningSgefd^id^te. 

~  ^fUtWanb«  Qicb^oitung  nac^  ben  ergebniffcn  oon  1883. 

qj     Tt    fx    8    4 

-  Xic' AMSCcbrui^  Entfaltung  im  Seutfc^en  9iei<!^e.  9t.  %. 
XI.  3.  4;  XU.  1.  2. 

~  tcr  X.  Ccnfu«  ber  Sercinigten  etaaten.    9t.  %.  xm.  1. 


Äoni^onlerung,  Sie,  "be#  €d^anfbetviebed  in  ^reufeen. 

Äral,   Ar.,    Streif Ut^ter  auf  ben  Äouöbalt  ber  offcntll 

SoIfdf(^ule  in  ÖfterreitÖ.    9t.  ^^.  XV.  1. 
Arätoel,    o.,    IMe  einbeitlidbe   .Siegelung   unferer  juriftif 

etaattiprüfung.    dl.  ?f.  IX.  2. 

fißmmer«,  ».,  »ufbebung  ber  eifcn^öUe.    9t.  ^.  I.  2. 

—  lai  preuftifd>e  Ökfe?  über  öffentltt^e  (lrjiebu«ö  iierr 
lofter  Äinbcr.    9t.  ^.  11.  2. 

—  ßanbel,  3oUn>cfen,  Confularroefen,  «u§roanberun(j,  «0 
fcboftlitbe  Öefe^gebung.  »b.  I.  U.  III.  IV.,  Je  in  bcr  e 
Hälfte. 

Save«,  Zff.,   etubien  über  föetreibeprobuction  unb    .i^aii 
im  europäift^en  Wu^Iono.    91.  '$.  V.  2,  8.  1 

—  Seütf(be  Saaren^ein»  unb  Stuefubr  188«)-82.  9t.  a.  VIH 

—  Sie  booerifcbe  armenpfTege  oon  1847— 188(K    '^.  Pi.  VIH 

—  Ser  ©elbwertb  in  ber  SBeltrolrtbf4aftu.  bleSoppeltoü^nt 
91.  Ä    IX.  2  I 

—  Ser  9lorb*Dftfee!anal  unb  bie  9torbsDftfecfibtffabrt.    31. 
X.  4. 

—  dntmitfeluna  ber  Brennerei  unb  OrannttDclnbefteuen 
in  J)eutf(blanb.    9t.  5.  XI.  3.  4. 

—  Sie  ^SBarenmttbnutg'^ald  (SrgänAung  ber  (Sbeimctaatoäbrui 
9t.  %.  XIV.  8. 

£ebfelbt,  Xie  ScrmaltungScinricbtungen  pon  Glfag  unb  So 
ringen.    J»b.  I.  2.  ^Älftc. 

—  ^ie  ^ortfcbrittc  bcr  9}em>altung  in  Clfa^<£ot^rinQcn.    i 
II.  2.  ^älfte. 

—  itir(blicbe  unb  ftttliAe  tBerbdltniffe  in  Glfag-Votbritiq 
»b.  UI.  2.  ^älfte. 

£coQ  oon  iöaüt.   2)ie  Organifation  be<  8erltner  it.Ueb     i 
^teifcbmarrte«.    9t.  %.  XVI.  2. 

—  Sie  ©erliner  >^lelf4pretfe  im  lebten  gobrjebnt  unb 
Öteform  be«  «icb"^  unb  ^lelftbbonbel«.    9t.  %.  XVI.  :^ 

—  Ser  freie  ^anbeUmatler  in  Hamburg  unb  feine  ctellu 
91  5.  XVI.  4. 

£ema(b,  Zb-,  Sie  praftifcbe  Surc^fübrung  bei  beutfdien  Ar« 
eenocrftcberunnggefefe«  oon  188^^.    9t.  ^.  IX.  4 

Semid,  ffi. ,    2)ie  Cntfcbäbiaung  ber  beutfcben  9tt)cberet  n 
bem  beutfcb'fran^öftfcben  Ariei^e.    löb.  III.  3.  ^ixl\u 

£e;ii,   9B.,  ^örterungcn   über  bie  3Bä^rnng<frage.     9t. 
V.  1. 

—  Sie  SS^rungdfrage  nadf  ber  SJtünjconfercnji.    91.  :v.  V. 

—  Sie  franjiöftfc^en  Aoquita-4-cautioD  unb  bie  beutfit^i*  ^ 
buftrie.    m.  %.  II.  l. 

—  I^er  neuefte  etanb  ber  SBäbrungifraoe.    9t.  %.  VII.  l. 

—  9Bä^rung4frage  unb  ffirobuttioneoerbältniffe  ber(Sbelmcta 
9t.  ^.  X.  1. 

Senen,  9.  «.  b.,  Sie  Surcbfübrung  be«  6taat4babnf9ftent<) 
^reufeen.    9t.  ?f.  Vn,  2. 

—  Xle  neuen  Verträge  ber  fran«bftf(ben  9iegieruttg  mtt  I 
(EifenbabngefeUfcbaften.    9t.  '^.  VIII.  4. 

—  Sie  iüertretung   ber  n)trtbf<b<2fi(i4>«n  2lntereffen   b<;t  1 
Cifenbabnen.    9t.  Ji   XII.  4. 

—  Sie  (h-trdge   bcr  Gifenbabnen   unb   ber   6taat«baudbi 
91,  ^.  XVI.  4. 

£oentng,    Q.,    S)te  bcutftbc  Sern}altung4re<^<pflege.     'Jl. 
V.  2   3 

—  9t.  Ön'cifi«  engllfcbe  CerfoffungdgefAitbte.    9t.  >^.  VII. 
"  Ste  fonftnittioe  Stetbobe  auf   bem    ükbiete  be4  ^^ric 

tunfl«re<bt«.    9i.  ^.  XI.  2. 
£of(b,  ^.,  6ocia(i«mu<  unb  9)ei(b«ftatiftif.    9t.  f^.  XIII.  J 

—  £cr  9Rarimalarbeit«tag  in  te<bnifcb' beruf  lieber  ^^eleuct^tit 
91.  ^.  XV.  4. 

£ob,  äd..  Sie  SBä^rungdfrage  in  Cfterreicb:«  Ungarn  u.  f. 
9t.  %   XIII.  4. 

—  Sie  SecbniC  bei  beutfcben  Smifftondgefcbäfte«  u.  f.  n>. 
%.  XIV.  2.  . 

—  3ur  i^rage  ber  ealuta«9tegu(ierung  in  Dficrrelcb'Unqa 
9t.  5.  XVI  4. 

MaUro«,    A.  de,   Extension  du  systöme  nötriquo  k 

9t    ^.  III   2.  3. 
»lorVet,  ©.',  Sa«  öf»errci«bif<*e  «efe*,  betr.  «nfübrung  ! 

(frbteilungdporfcbriften  u.  f.  m.    9t.  ^.  XIII.  4. 
9tarquarb|en,  &.,  Z)a4  9let(b«gefe«  oom  31.  9tai  1K80.    Jt. 

V.  1. 
TOartenC,  ß.,  ©erlebt  ber  !|ur  Unterfucbung  ber  «rbciten 

bQltntffe  \n  ICämmavt  niebergcfejten  Commiifion.     :)i. 

in.  4. 

—  ajer  norroeglfcbe  BerfaffunflÄfonfiitt.    9t.  '^.  VII.  4;  IX 

—  5>er  böntidje  t<erfaffun9«banterotl.    9t.  ^.  X.  1. 

—  3oauerbäUniffe  uno  ^öUoeretn  ber  fCanbinaotfcben  üctni 
91.  ^.  XI.  1. 

-^  6ocialbemofrotie  unb  6ociaIpollti(  in  ben  ffanbinarl^ 
gtetcben.    9t.  J.  XV.  4. 
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bner,  &.,  Dte  üntwitfelung  ber  95be<ferei  juc  ^üngemlttfl' 
Qbrifation.    91.  9i.  X.  8. 

v>audl)alt  unb  Seoend^altung  einer  leipziger  SIrbeiterfamUie. 
t  J?.  XI.  1. 

ifien,  9(.,  ^ie  6tatiftif  bed  beutf^en  9lei(^«.    »b.  I.    2. 
salfte;  »b.  II.  2.  ^Älfte;  «b.  III.  2.  ^jÄlfte. 
I:ie  irifd^e  Sanbfcage  unb  bie  ^tein-^acbenberg'fc^e  &t» 
e^iaebung.    91.  %.  V.  2.  3. 

iDie  i^rage  be«  JtanalbaueS  in  ^reu|en.    91.  $.  VIII.  3. 
rfel,  St.,  9te(bt  unb  9Ra<bt.    31.  §f.  V.  2.  3. 
1,  £..  ^ie  £anbn>irt4fd^aft  in  Glfa$«Sotbringen.  92.^.  IX.  2. 
9cl,  9(e()eften  be«  beutfcl^en  «ReicJ^^tage«  fflr  bie  1.  Si^ung«« 
)eriobe  ber  1.  Scgl^Iaturperiobe.    ^b.  I.  1.  ^älfte. 
UebeifKbt  ber  ®ef(^äft«t^ätig!e{t  bed  beutfcben  9{eic^dtage8 
n  ber  2.  unb  3.  ©Ibungöperiobe  ber  1.  £egi4Iaturp<riobc. 
»b.  II.  1.  Mlfte. 

neberfid^t  ber  ®ef(bttftdt^tttigfeit  beS  beutf<^en  mtl^itaaH 
n  ber  4.  6i4ung<petiobe  ber  1.  fiegidlaturperlobe.  S3b.  UI. 
.  ^älftc. 

«er,  (9.,  ^er  Kampf  um  8e)irfdrat^  unb  SealrfdoerwaU 
ungSgcriAt.    91.  %.  V.  1. 

uer,  3.  }&.,  ^ie  QefeQfc^aft  fflr  Serbrcitung  oon  eolU« 
»ilbung.    91.  ^.  I.  2. 

oer,  ü.,  Z)ie  ce(^tli(^e  £age  ber  Su«hinftiBureouS.  92.  %. 
n.  4. 

adtonSCi,  V.  o.,  Oeorg  ^anffen.    91.  $.  V.  2.  8. 
3oita(po(itij(^e<  au4  ben  ec^weiser  aipen.    91.  fi.  Y.  4. 

.Hur  @ef(^i<9te  ber  Qerttnberungen  in  ber  Sert^eilung  bti 
Hrunbeigent^uml.    91.  ^.  VI.  4. 

3ur  beutfc^en  ilolonialpolitif  ber  (Segenwart.  91.  g.  IX.  1. 
lieber  lanbwirt^fd^aftlic^e  ^queten  u.  f.  «.  91.  fr-  I^-  3. 
>mmfen,  %ff.,  Über  bie  i>o(»n)irtf(bafta(^e  ^litif  ^riebric^d 
)e<»  ftroften  u.  f.  ro.  K.  ^.  XV.  2. 
lUer,  ».  S.,  tii  Sermaltung«geri<l^t«Barfeit  in  Sägern. 
M.  7i.  lU.  1. 

mer,  $.  S(.,  $9pot^efarfrebit  unb  £ebendoerftc^erung.  92. 
V.   XI.  2. 

lUcr,  §r.,  2!ie  Cntwldelung  ber  8o!ol6o^nen.   91.  %.  XV.  2. 
infterberg,  <£.,  t>ai  englifcbe  armenvefen.    92.  $.  X.  2. 
^^niDieroeit  befielt  ba«  SebUrfni^  nad^  Gin^eit  ber  beutf(^en 
firmengefetf gebung?    92.  %.  XI.  1. 

^luei  neue  ^ublilationen  beS  iBereinS  fUr  SKrmenpflege. 
n.  ,>.   XI.  8.  4. 

^ertci^t  Aber  bie  VIII.  3a^re4oetfammlnng  be«  SereinS 
ür  Wrmenpflege.    92.  %.  XII,  3. 

«eric^t  über  bie  IX.  ?tabre«oer1ammlung  hH  Sereind  fflr 
.'irmcnpflege.    92.  ?f.  XIII.  2. 

iBtrtc^t  über  bie  X.  ^a^redoerfammlung  beft  herein«  für 

"IIV. 

bed  Serein«  für 


Mrmenpflege.    92.  ^  XIV.  2 

'■dcrtc^t  über  bie  XL  fta^redoerfammlung 
Jlrmenpflcge.    92.  5.   XV.  3. 

«eri($t  über  bie  XU.  Sa^redoerfammlung  bed  SereinS  für 
Mrmenpflege.    92.  ^.  Xvl.  3. 

iticl,  S.,  $ie  ^onfeatifcben  (Benerbefammem.  92.  ^.  VH.  2. 
iifi',  e.,  ^r  4»imetaaUm&d  unb  bie  9BftbrungSfrage  in  ben 
^bereinigten  Staaten  oon  älmerifa.    92.  %.  II.  1. 

Tic  Xemonetifation  bed  eilberd  unb  bad  ffiert^uer^ttltniB 
Der  eblen  aRetaOe.    9<.  2f.  I-  1- 

lieber  bie  Serbütung  ber  ^robuctiondtrlfen  burc^  ftaat« 
lidie  ;^ürforge.    92.  ^.  III.  1. 
umann,  %.  %,  t'\e  Äommunolfleuerfrage.    92.  fi.  I.  3. 

eterbli(b(eit  ebelicber  unb  unebelicber  jtinber,  inibefonbere 
innerbalb  ber  iübifd^en  ^leobllerung  in  Stäben.    92.  fjf.  I.  2. 

2c^njebenbe  ^^nanjfragen.    92.  %.  VI.  3.  4. 
fien.  Ta<  9{ei(bdoberbanbeUgerid)t.    Sb.  1.  2.  ^älfte;  S3b. 
IT.   2.  i-^ölfte. 
.tbftonb,  ber  Dberf(^lefij4e.    92.  ff.  V.  1. 

beitfoTDöti,  SB.  v.,  9(.  ^elbi  fo)talpoUtif(J^e  Qefc^ic^te  Sng« 
lanb«.     92.  ?^.   VI.  3. 

Zit  luürttembergifd^e  gentralfteae  für  ^anbel  unb  bewerbe. 
:>t.  ?s.  X.  2. 

bcnfterfl,  Ä.,  Stubicn  über  bie  r^einif(^*TOeftfänf<be  «erg* 
arbeiterbeioeauna.    92.  ^.  XIV.  2.  3. 

Tic  (deneraloerfammiung  ht^  Sereind  f.  6ocia(potitil  1890. 
)l .  ?(.  XV.  1. 

llber  ben  Sinflufi  bee  93erte^r8  auf  bie  J2oaIittondgefe|« 
^cbung.    92.  ^.  XV.  2. 

Zxe   beutige  Soge   ber   ^ommid  nod^  neuerer   fiitteratur. 
•1    •►    XVI    'J 

•tloff,  i>.,  8Üm'€(but  ber  ®ef(6äft«gebcimntfjc.  92.  §.  VII.  2. 

iu^,  iU.,  lie  tommunalftanbifc^e  Sianbe*frebitfaf|e  ju  Äojfcl. 

}l.  :y.   IX.  1. 

un,  ÜJ2.  ».  b.,  lie  Sacboereine  unb  bie  fociale  Seroegung. 

H.  ,"V-  XV.  4. 

lüifl.   6.   9C.,   ißoir««  unb  Staatftroirtbfc^aft  in  granfreit^. 

n.  ,>.  VIII.  1. 


«ßapgert,  C.  n.,  T>it  afüerreit^tfcbe  Oewerbeo^rfaffuiia  is  «n« 

Italen.    92.  fr.  XV.  1. 
$eea,  ».,  S3ie  9leifen  StavH  be<  (SroBen.    92.  %.  XY.  2. 
$errot,  ?|.,  ®cf«bi<^te  ber  larlfer^jd^ung  auf  ben  beuHcftett 

«ifcnboinen.    »b.  IV,  2.  ^älfte. 
^«terfen,   3.,   J>af  (Sefe)  betr.  bie  ftranfenoerfid^cnmg  ber 

Arbeiter.    92.  Sf.  VIII.  1.  1  **       » 

^reut,  ^  (hitnntflung  unb  Sebeutung  be«  bffcntli^en  92e<l^t». 

Ji,  ^.  JLJLxX.  4, 

9ianbom,  91.  0.,  Sie  Sanbeiocrmeifungen  auf  ^reuBn.   92.  $. 

—  itt\u^  einer  »rbelterflatifiü  u.  f.  ».    92.  ^f.  XL  2. 
9lttt^aen,  Ä.,  2)er  beutfd^e  $anbel  in  Of^aflen.    92.  ff.  IX.  2. 

—  S)te  ^tnitfelung  hei  &anbeU  jroifcben  Surot^a  unb  Cbtno. 
OfabmifAe  antriU^oorlefung.    92.  9.  XVL  2. 

füaud^htxq,  ^.,  SoUftsabl  unb  »eoblfmmgdbcnegnng  In  SIfa«< 

ßot^rinaen.    92.  äf.  XIH,  1. 
92ei(^e(,  C^.,  3)ie  (Tioil«  unb  ^anbellrc^tlpfCcge  in  tfuropa. 

92.  ff.  I.  4. 

—  etatiflif  be#  beutf^en  »eid^ed  unb  ber  arbfteRit  etaoten 
bcffelben.    92.  ^.  I.  2.  3;  II.  1. 

—  3)ie  IX.   Serfammlung   bef  intemattpnalm   flatiftif.:ben 
Aongreffrt  in  »ubapefi.    92.  ff.  L  1. 

—  Sie  6tatiftif  ber  etrafred^ttpflege tn  ben  ßtaaten  Curopa» 
unb   in  ben  Staaten  bei  beittfid^  9(tiätH  inibtfonbece. 

92eli«g'efe<^gebüng,  %üt,  in  ben  3.  1879-80.    92.  fi.  Y.  4, 
9lett^enftein,  %.  ^rei^.  0.,  2>ic  Xrmengefe^gebung  ^rantrei<t«. 
92.  gr.  Y.  2.  3.  4. 

—  Heber  finaniieOe  itonfurreni  oon  Oemeinben,  üommunch 
oerbllnben  unb  Staat.    92.  %.  XI.  1.  2.  8.  4;  XIL  1.  I, 

—  «ine  «rmenreform  In  ßflerret^.    92.  f?.  XYI.  1. 
9ii^ter,  St.  Xft.,  Sie  3nbuftrie  in  9>eutfc^lanb  unb  Ocflr?tä. 

»b.  IV.  2.  ^aifte. 
92iecre,  lt.  S.,  Ser  nftxttembergifd^t  etaati^asf^oli.    ?l  J. 

92o^rf(beibt,  St.  0.,  9ntfi9ttbigung«pfli(bt  ber  QiefifeuAcnoer^ 

bttnbe  in  «reuten.    92.  %.  Xin.  2. 
92ombeTg,  SRarine  unb  Seewefen.    Ob.  L  2.  ^Alftc:  »b.  LI. 

1.  ^Älfte;  «b.  m.  2.  ^aifte. 
Stüeoa,  p.,  Sie  SBirtungen  ber  ®t  «ott^arbbo^n.    92.  7^. 

92üme(in/  (3.,  ^ur  Reform  bei  inriftift^en  Untcrric^tl.    92.  7^. 
X.  4. 

ead^«,  Sa«  9iei<biober^anbe»gcri<lbt.    9b.  III.  2.  ^(fte. 
©anberd,   S.,   Rnx  Siegelung  ber  beutf<ben  Sie^tfdbreifcuns 

Ob.  lY.  1.  &älfte. 
Sac,  9.,  Sie  ofterrel^ifi^e  (NwerbenooeOe.    92.  %.  YII.  3. 
e^ang,   &.,  S^  3^^^^  '^^^  Uebenodlgung  inbtrecter  See« 

braud^^fieuem.    9r  %.  VI.  2. 
Sflbadler,  9R.,  Sie  f^aatlid^en  9inri(btungen  für  ben  Auntt< 

unterri<l^t  in  Seutfcbianb.    92.  ^f-  UI.  2.  8. 
S(beel,  &.  V.,  Sie  ftnb  bte  92atricularbettrage  in  beuH^fn 

9iei(^e  su  befeitigen?    92.  %.  U.  1. 

—  Sie  beutf<be  ^anbeWflatifll!     92.  ».  VI.  1. 

—  Sie  lanbroirtf^fd^aftlicben  IQetriebe  im  Seutfd^cn  9tct(b<. 
92.  ??.  XI.  3.  4. 

—  Sie  Serei^nung  ber  ^anbel«bi(att)en.    92.  fr.  XUI.  8 
S<^lottmann,  9L.,  Sai  englifd^e  UnioerfitAtiioefen  in  fetner 

neueften  ^troitfelung.    92.  ^.  IX.  2. 

Sd^moüer,    ®.,   Sie  Cpod^en  ber  preuBif^n  Srioan^pehti! 
92.  ^.  L  1. 

—  Sie  öffentlidben  £ei^^&ufer,  fomie  bo«  ^fanblel^«  ttnb  9iui' 
faufdgefd^äft  überhaupt.    92.  $.  lY.  I. 

—  3ur  beutf^en  ffilrt^f(baft«oefd^i<^te.    92.  5.  lY.  2. 

—  RxDtd  unb  3ie(e  beS  Sa^rbud^f.    92.  9.  Y.  1. 

I  -  Sie  (Berecbtigfeit  tn  ber  SoU<n>irtbf(^aft.    92.  jf.  Y.  1. 
'—  SRaterialien  jum  Srbeiterocrfitbetungirocfen.    92.  ^.  V.  1. 

—  Zbeorie  unb  {ßra^rii  ber  beutfd^en  Steuerreform.     92.  ^■ 
Y.  2.  3. 

—  Sai  untere  unb  mittlere  gemerbUi^e  S^ulvcfcn  in  l^rcu^en. 
92.  5.  V.  4. 

—  Sie  amerifanifc^e  Soncurreng  unb  bie  Sage  btc  beutitbn 
£onbn)irtM<baft.    92.  g.  VI,  1. 

—  Sie  3a^reioerfammiung   bei  JDottimirt^fd^iiftlii^cn  SUtn- 
greffei  1882  jc.     92.  ^.  VU.  1. 

—  Sie  neueften  ^ubücationen  Über  bte  Sage  bei  ^reufli^&en 
unb  beutfc^en  muemftanbei.    92.  fj.  YIL  2. 

—  3ur  SRetboboiogie  ber  Staati«  unb  Soilalmitfenfebaftfn. 
92.  '^.  VII.  3. 

—  Ser  beutjcbe  Verein    gegen  ben  SRiBbraud^  acif^tficc  ^^ 
tränte  jc.    92.  fj.  YIL  4. 

—  etubien  Über  bie  nirt^fcbaftlic^e  ^litit  9Fricbricb4  »«4 
©ro^en  jc.    92.  ff.  VIII.  1.  2.  4;  X.  L  2. 3;  XI.  1.  3.  4 

—  Sc^u(8e«Selt||«4  unb  Saifer.    92.  %.  YIU.  2, 
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64noSer,  &,,  Snaleften  unb  Stanbgloffen  sur  Debatte  fibec 
erbö^ana  bcr  Oetreibe»»ae.    9t.  %.  IX.  2. 

-  ^rc^änblcrtfc^er  8o}iaUdmuft.    92.  %.  X.  8. 

-  Q\n  IRa^nruif  in  ber  Sol^nunedfrage.    92.  ^.  XI.  3. 

-  Xie  JDotf^Ittge  jur  Sefcitlgung  bed  lfitibli($cn  ^ppot^efar« 
«ttbl«.    9».  %.  XI.  2. 

-  T'ie  foiialc  Cntoitfelung  Xeutfc^Ianbft  unb  Snglonbd  ». 
!Jt.  j5-  ^tl.  1. 

-  7er  Jtampt  b««  prtufiif^en  Aönigt^umi  um  bie  (^^altung 
be«  »aucmfitanbeft.    92.  ;t-  XII.  2. 

<-  Xie  Z^atfac^en   ber   Slrbeitdteilung.     92.  n.  Xm.  S. 

-  Xa«  »eieit  ber  Arbeitsteilung  ic.    92.  5.  XIV.  1. 

-  Xie  gef<fii(bt(t(fie  (Entvitfeluna  ber  Unternehmung.    92.  %. 
XIV.  3.  4*  XV.  1.  8,  4*  XV 1.  3.1 

-  92e«erc  sitteratur   Über  unfere  ^anbeUpoUtifc^e  3uCunft. 
«.  5.  XV.  1. 

€(6neiber,  X. ,  Über  bie  bernnS^ftige  Qeftaltung  bei  Orunb« 
bev^tt^it*  in  !Z)eutj<9Ianb  sc.    92.  ^.  XIV.  2. 

-  Zai  fogenannte  ^eimftttttenrec^t.    92.  %.  XVI.  1. 

cd)5nborn.  Zff.,  nrfprung  unb  gef^i^tlicbe  ^tnitfelung  bei 
Spattaffenwcfeni  in  Suropa.    92.  ^.  VIII.  1. 

Zdfülit'Qättxnit,   (S.  V,,   Oermeibung  unb  Beilegung  uon 
iXrbettSftretttgfeiten  (atnkes)  in  ^glanb.  92.  $.  Xm.  S.  4. 

3<buppe,  S.,  Ct^if(^e  6tanbpunfte.    92.  Jf   ^.  4. 

3<^n)art,  C,  2)ic  €teflung  ber  9(td)ter  in  $reu^en.  92.  ^.  X.  8. 

€<bipteb[anb,  C,  Xie  Cinffi^rung  obligatorifd^er  Slrbelteraui' 

fdJÜfff  M.    92.  ;?.  XV.  4. 
Gering,  92.,  2)ie  J^anbpolitif  ber  IDereinigten  Staaten.;  92.  $• 

Vlll.  2. 

-  Xte  (anbwirt^f^aftlic^  itonfurrens  92orbameri!ai.    92.  9. 
XII.  2. 

-  Xie  fociale  ^rage  in*  ^glanb  unb  S^eutfd^lanb.    92.  %. 
XIV.«. 

erD^el,  92.,  9er  bcutf(^e  Sunbetrat^.    92.  ^.  III.  2.  3. 
etmmei,  ®.,  3ur  ipf^c^ologte  bei  (Belbei.     92.  ;^.  XIII.  4. 
eimosfon,  a.,  neber  (Blro«  unb  S^eaue^Qerfe^r  in  £eutf(^« 
lonb.    92.  %.  VIII.  1. 

-  beitrage  |ur  fie^re  00m  Warrant.    92.  ^.  IX.  1. 

-  Xer  Entwurf  einei  tf^etfgefctei.    92.  ^.  XVI.  4. 
'3tmfon,  92 ,  <hitn>i<telung  ber  Rinfinbufirie  8(^Iefteni.  92.  %. 

V.    4.  O  V 

eoetbcer.  «.,  Uebcrftd^t  ber  Literatur  über  bie  beutf(be  92flns« 

frage  in  ben  ^o^ren  1869-71.    »anb  II.  I.  :6»älfte. 
eo^m,  92.,  lieber  bie  @ef(^i(!^tc  ber  Sereinifreil^eit.    92.  9. 

VI.  3. 
<3ombatt»<hntileben,  X)ai  preuf ifd^e  ®efe|  über  9(entengater. 

«.  ,"^.  XIV.  4, 
combart,  9.,  9ie  erlte  ®eneraloerfammIung  bei  Institut 

iiitemfttionftl  de  Siatistique.    92.  ^.  XI.  8.  4. 

-  Xai  ^amUienproblem  in  Italien.    92.  9.  XII.  1. 

-  Xie   neuen  ^nbclioerträge ,   Inibefonbere  Seutfc^lanbi. 
3i.  it.  XVI.  2/ 

Staat  unb  Xirt^c  im  (Danton  (Benf.    92.  fj.  TU.  4. 
ctatifMf,  a)ie  omtlic^,  gtalieni  1878-81.     92.  ^.  VI.  1. 
eteqeaiann,  92^  !Xle  flaatiret^t liebe  SteOung  ber  ^anbeti^ 

famnem  in  freuten.    92.  ^.  XII.  2. 
Stein,  g.  ».,  Die  türfif(^e  J^rage  »om  fiaotiiDiffenfc§aftIi<^en 

ctanbpuntte.    92.  f^.  III.  2.  3. 

-  9)emcrfungen   Aber  bai  internationale  Bcnoaltangirec^t. 
'91.  Ä.  VI.  2. 

Steinmonn^Sttii^er,  ST.  Sefen  unb  Sebeutung  ber  geioerblic^en 

Äflrtefl«.    92.  %.  XV.  2. 
etengel,  Ä.  grjr.  0.,  Die  preulifc^e  ©erroaltungireform  ic. 

3i  Ä.  vn.  2. 

-  Xie  betttft^en  ÄoIoniaCgefeaftbaften  jc.    92.  ^.  XII.  1. 
Stieba,    SB.,   Deutld^Ianbd   focialftatiftijc^e   Gr^ebungen   im 

,>a^re  1876.    92.  5.  I.  1. 

-  Aux  Stl^ulfparfofienfrage.     92.  ^.  II.  2. 

-  3ur  neueren  Sporfaffenliteratur.    92.  $.  I.  3. 

-  Statifrtfii^e  «ublicationen  bei  Äbntgr.  Italien  im  Sa^re 
1877      92.  9i.  II.  2, 

-  Xie  C^nbtftttiJammem  ber  froniöftf«^««  Arbeitgeber  unb 
-ne^mer.    92.  ^.  II.  4.  ^  .r«   « 

-  Xer  Iftnblit^e  «runbbep*  in  Siufclanb.    92.  %.  VI.  2. 

-  3Jufftf*e  äottpolitif.    9J.  ?j.  VII.  3. 

-  «ro^ftöbtifc^e  »erufiocrbältnifTe.    ^J2.  ;^.  IX.  1. 

-  X«r  ruffxfcbe  ©etretbeljanbel  on  ber  ©olfla.   92.  5.  xn.  2. 

-  XHe  Siei^ienquete  über  bie  Sonntagearbeit.   9t.  o-  XII.  4; 

3i^i»«r,*  C.  Ä.,  ^ie  Xorle^nifaffenüeretne  nac^  3.  SB.  9laiff* 
cifen,    92.  g.  XV.  3. 


StröS,  92.,   Ueber  (Segennart   unb  3*^unft   bei   beu 

92otenbanfiDefeni.    92.  ^.  X.  1. 
@tru(f,  (S.,  Sur  neueften  £tteratur  über  bai  @runbcrebitt! 

SR.  S.  V.  2.  8. 

—  3ur'«ef (biegte  ber  ^orifer  »örfenfrifli  1882.  92.  %.  VI 

—  Ter  internationale  (Selbmarft  1885.    92.  ^.  X.  3. 

—  etubien  aber  ben  englifc^en  Oelbmarft.    '92.  ?t-  X-  1 

—  X^  internationale  Oeibmarft  1886.    92.  $.  XI.  3.  4 

—  Ter  internationale  ©eXbmorft  1887.    92.  5.  XII.  3. 

—  Xcr  internationale  (Seibmartt  1888.    92.  §.  XIII.  3. 

—  Xer  internationale  (Belbmarft  1889.    92.  ^.  XIV.  4. 

—  Xer   internationale   @e(bmarft   1891    mit  92il((bli(fen  4 
frühere  Sa^re.    92.  ^.  XVI.  4.  I 

etubnit,    a.    V.,   a^ie   «rbeitertlotiftif   in   ben   »ereinig 
Staaten  oon  92orbameri(a.    92.  %.  IV.  1.  1 

—  X)ie  fie^ren  ber  UnfaUftotiftif.    92.  ?r.  VI.  4. 
©9bow,  91.,  S)ie  beutfcbe  ^uftijreform.    92.  ?^.  VI.  4;  Vll 
Spmp^er,  &evr  0.  92brblihg  unb  bie  Aonturxeni  oon  itan 

10 eg  unb  iifenba^n.    92.  §.  IX.  4. 
Züüad,  2B.,  Tai  englif(^e  «efängni^-^S^ftwn.    92.  ^.  IIL 
Xauffer,  (i.,  X^er  internationale  tiiefängnilcongre^  «u  3U 

^olm.    1878.    92.  5.  III.  1. 

—  Xier  progreffloe  ^irafoottjug  na«^  ben  neueflen  Grfo 
ungen  in  Ungarn  unb  itroatien.    92.  %.  TL.  3. 

2:^iei,  ^.,  Sirtbf($aftIiAc  6elbitoerantn)ortli<lbtcit  unb  9 

ft(^erttngiimang.    92.  ^.  XI.  2 
Sbubid^um,  ^.,  Xie  (Brunblagen  ber  heutigen  bcutf(^en  Rxu\ 

oerfafTung.    92.  gf.  II.  1. 

—  Xie  Leitung  ber  auinjÄrtigen  Vollti!  bei  92ei4ei.    9.'. 

rv.  2. 

—  Die  ©erfaffung  bei  beutf^en  9lei<^i  oom  16.  »pril  is 
erläutert.    9anb  I.  1.  ^älftc- 

Ibun,  «.,  J5ie  ttref eiber  ©eibeninbuftrie  unb  bie  Prirti.  JJ. 
m.  1. 

—  X)ie  Sfabrifinfpectoren  in  35eutf(^Ianb.    92.  ^.  V.  1. 

—  Xer  19.  oolfiiutrt4f(j^aftli(^e  unb  ber  1.  ^anbelipolitij 
Äongrei    92.  9i.  V.  1.  

—  3)ie  SoaialpoUiif  bei  beutft^en  «at^olidimui.  92.  ^.  VI 
Xouffaint,  5.  ffi.,  X)le  Drganijation  bei  ©ermeRunfl«ipe«^ 

unb  bie  Anfertigung  neuer  Okmarfungifarten.   92.  a   III 

—  X)ai  «ermefTungiwefen  unb  ber  Staat.    92.  %.  II.  2. 

—  »etradjtungen  über  bie  »ebeutung  ber  92eteorolofltc  u 
ber  ä^afferfrage  im  ©taati^aui^alt.    92.  ^.  IV.  2. 

—  SSetrac^tungen  Über  bai  92eliorationin>efen  unb  bie  C:l 
fü^rung  einer  befferen  »afferwirtM^a^-    3«.  ^.  IV.  8. 

Zrommer,  «.  ö.,  Xai  ©ottbarbba^n*  Unternehmen.  9L 
V.  2.  3. 

—  SBert^ber  «ifenba^ntarife.    92.  ^.  VIII.  4. 

Xucb,  0.,  ©onberfteBung  unb  Boüanf^lu^  ^amburgi.  J2. 
Vi.  1. 

—  6(^u||oa  unb  X5eutf(^e  Saarenauifu^r.    92.  %.  VII.  1. 
Ueber  auiwanberung  unb  Äolonifation.    92.  ^.  V.l. 
Unterridjt,  SDer  getoetbliAe,  unter  bem  ^anbeliminifter  ^ur^ 

»iimortf.    92.  ;5f.  XIV.  3.  ^^    „     .    •      - 

»ogel,  a.,  3Me  äicbigftiftung  unb  bie  bcutft^e  gonbrotrtbii). 

3?    Ir    I    ^ 
SBagner,  k.,'  Tai  9»ei(^öftnanj»efe«.    »b.  I.  2.  ^älHe;  S 

äBagner,  3)2.,  S^le  arbeiteroer^Ältniffe  In  ben  preufeni 
Staatiforften.    92.  ^.  XV.  8.  .      .,  „    , 

fflarfcbauer,  D.,  Die  Öefc^äftirefuÜate  ber  JUaffenlottcrte 
^rcu^en  jc.    "il.  ^.  X.  1. 

fflenbt,  G.  «.,  Seegerlc^te.    9L  §.  I.  3. 

—  Seered^tltt^e  9Ju|anwenbungen  aui  ber  »remerbacci 
«Tplofion.    92.  ?f.  I.  2.  ^  ^_  ,  ^^,. 

—  Xer  «erein  für  bie  9ieform  unb  Äobiftcirung  be»  «ölf 
redjti.    92.  ^.  II.  3. 

au9bli<f 
3öürAburflt 
Satrseroeft,'  c' a.,    ßur  länbli(^cn  ärbeiterfrage  im   Ci 

Xeutfdjlanbi.     91.  ^.  XIV.  3.  .    u   -    . 

—  Xie   omerilanifc^cn   «rbeitiümter  unb   i^re   fobiutati» 

92.  ,Y-  XVI.  3.  .     .    ,     w        K  i 

3eUer,  Uttfaü^  unb  ÄronfenoerftAerung  ber  m  lanb   unb  tci 

roirt^fcbaftl»«^«"  betrieben  beidjäftigten  ^erfonen.     h. 

XI.  3.  4.  .,^      ^r 

Sergönpi,  «.,  Der  ftnanjieUe  auigleic^  jipif<ben  Cfierroid?  i 

'  Uuflam.    92.  7i.  XIU.  2.  ^  ,     ^  .-w    ■  u 

.Simmcrmonn,  ».,  Xie  ruffif<^-preu^tf(ben  ^anbeUbejtebuui 

löU-lKÜJ.     92.  'S-  XVI.  2.  «    ^    Ti    a 

3orn,  $1?.,  ^'opfiroa^l  unb  auigleiC^-    92.  j.  U.  4. 


redjti.    92.  ^.  II.  3.  .   ^,      »      -^ 

)vbtfe,  ff.  o.,  3ur  ^noalibitäti*  unb  aiterioerttcberun-i 
Husblitf  auf  bie  ^rari«.    91.  ^.  XIV.  2.  „    ^    .. 

ir^burfler,  s?.,   Xie  3taatieiufunfte  ^tolieni.    92.  ,t   A 
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Bdiriften  be0  Hierein«  für  Sonal^iolitllt. 

»anb  1—55.    gr.  8».    1873-93.    ¥rei8  311  äJ.  80  ?$f. 


5«? 


I.  ,'^ur  JHeform  bc«  9IfticnflcfcÜfc^aft§roefen«.  ^lei  Out» 
nd)ten,  abflegcbcu  »  i>.  ÜiUener,  Wolbfc^mibt, 
51U'  ^  r  c n  b.    i  ^78.    (V,  90  ^.)    2  W . 

II.  lieber  ^iibrifflefohi^cbunfl,  Sc^iieb^^cridjtc  unb 
Oiniflunflfämter.  (Sutatbten,  obijevicben  uoti  ^^acobi, 
iöi^cr,  (SJenfel,  v.  ri-  l'ubiuifl- ^iijolf ,  liebe* 
mann,  d.  .^jellborf,  ^.  jprtrtcl,  (5.  ^JiJebÄtt), 
ä.  3  4ulje,  i^.  %.  ^.  I)annenberg,  91  cu  mann. 
1.S73.    (VI,  200  S.)    4  m. 

Il(.  Tie  iietfonolbefteuerung.  ©utac^ten,  oböfflfben  »on 
(J.  JUfje,  21.  ^elb,  3.  (^enfel,  OJraf  pon 
üijinjingerobe,  «onti.  9tö&Ur.  1873.  (V. 
94  öj   2  an. 

IV.  ^i^er^anblungen  be*  SerelnS  für  Soctolpolltlf  am  12. 
unb  13.  Dctober  1873.  auf  @runb  ber  ftenograp^. 
9Jicbcrfi^nft.  1874.  (III,  200  Ö.)  4  2«. 
V.  lieber  aiter«^  unb  3noolibencaffen  für  Arbeiter. 
WutQc^ten,  abflcfleben  t)on  §  Hallt,  i^Hlmet, 
v.  g.  Vubrolfl  Sßolf,  3.  älltrop,  ®.  5öel?m, 
Oii.  .«pirfc^.     1874.    (IH,  196  6.)    4  4)1. 

VI.  lieber  «etljeiltgunö  b«r  «rbciter  om  Unternehmer- 
iicwinn.  (^utadjten,  abgegeben  oon  (i.  d.  i^Iener, 
IIU5  äBetgert,  X  9Jeumann,  3.  äBcrt^etm. 
1874.    (HI,  47  e.)    1  9K.  20  ^f. 

VII.  lieber  »cftrafung  bti  SÄrbeitdoertragdbrudbe«.  Out- 
a^ten,  abgegeben  »on  ^.  Änauet,  C.  Siofd^er, 
H.  ®d)molUr,  ?V.  SB.  ittranbe«,  i?.  »rentano, 
4)Ue  ^trfd?.     1874.    (VI,  237  Ö.)    4  9».  80  ^f. 

VIll.  Zie  progrefftoe  (Etnfommenfteuer  im  (ätaat*=  unb 
(Hemelnbe^aud^alt.  ®utad>ten  über  ^lerfonalbe« 
fteuerung,  abgegeben  »on  Jr.  3.  Sieumonn.  1874. 
(VIII,  2'Sn  6.)    4  3)1.  m  ^f. 

IX.  2üer^anb(ungen  ber  i^roeiten  ©eneraloerfammlung  be« 
iücremö  für  SocialpoUtif  om  11.   unb  12.  Dctober 

1874.  auf  @runb  ber  ftenograpt^ifd^en  'JÜeberfd^rift. 

1875.  (\\  leo  5.)    3  !»l.  t>0  %^i. 

X.  Hie   dieform   be«    £ebrling«roefen«.     Se4>jebn    ®ut= 

achten  unb  »ericöte.  1875.  (VII,  2:i4  B.)  4  9».  80  %^. 
\I.  i^crbanblungcn  ber  britten  Öencralperfammlung  bed 
^i<eretnd  für  Socialpolitif  am  10.,  11.  u.  12.  Dctober 
1875.  1875.  (V,  228  B.)  4  9W.  80  ^if. 
XII.  2)tc  dommunalfteucrfrage.  ^eljn  ©utacbten  unb  ^\t» 
tickte,  oeröff entließt  com  herein  für  SocialpoUtit. 
1877.    (IX,  302  8.)    6  U».  60  "^»f. 

XIII.  Xai  Ocrfabren  bei  (gnquoten  über  fociale  Cer^ält= 
niffe.  (^utad)ten  oon  0).  <£mbben,  ®.  iSo^n,  !;iB. 
8tieba,  3.  9».  xiubloro.  1877.  (V,  Ö4  ©.) 
1  W.  60  in. 

XIV.  -i^er^anblungen  ber  fünften  ©eneralperfammlung  beÄ 
^i<ereind  für  Socialpolili!  om  8.,  9.  unb  lo.  Dctober 
1877.  3(uf  (Brunb  ber  ftenograpljifcben  ^Ueberft^rtft. 
1^78.     (VII,  26S  ©.)    6  ^. 

XV.  Xüi  geiDerbUd)e  ^ortbilbungSroefen.  ©ieben  @ut= 
ad)tcn  unb  !Üericbie,  oer off ent liebt  com  Herein  für 
^ocialpolitif.    1879.    (III,  UiO  B.)    3  9JI.  60  "^f. 

XVI.  '^HTbanblungen  ber  fcrfjftcn  (Meneraloerfammluna  bed 
iUereinß  für  oociolpoliti!  über  bie  ^SolllorifooriQgen 
am  21.  unb  22.  ilpril  1879  In  ^^ranffurt  am  3)Jain. 
"Jluf  örunb  ber  ftenograp^if(^en  iHiebcrjc^rift.  1879. 
(U7  o.)    3  m.  20  »l^r. 

t^crocrf Dereine  unb  Untemebmerüerbinbe  in  ^rant« 
reidj.  (Jin  Beitrag  jur  Äenntnlf;  ber  fociolen  iie* 
iDc^iung.  4}on  ai>.  i.'eri<J.  1879.  (VIII,  280  8.)  6  »JK. 
Tic  amcrilaniirtien  ÜJeroerfoereine.  i<on  ^.  äß. 
Jörn  am.  1879.  (V,  89  3.)  l  *J.  20  ^if. 
'tie  5>oftpfli(!)tfrafle.  Wutadjten  unb  öeridjte.  1880. 
(XV,   154  3  )    4  Ü)J.  20  %^. 

J^a^  (Prbrcdjt  unb  bie  (Hrunbeigentbumeüert^eilung 
im  I^eutidicn  jKeict)e.  <i\n  focialiuirthfcbaftlidier  ^ei^ 
trag  sur  .urittf  unb  SJefonii  bee  beutfcüen  (£rbrc4>td. 
"Kon  «.  oon  iJiiaetorosfi.  I.  ^Jlbtbcilung.  2:ie 
Ü^ertbeilung  bed  lanbioirtb^tbaftlid)  bonu^ten  (Hrunb^ 
einen tljume  unb  bo«  gemeine  (Srbrec^t.  1882.  (V, 
:UI  3.)    7  ÜJl. 

XXI.  v'verbanblungeu  ber  am  9.  unb  10  Dctober  1882  in 
§raiJtfurt  a.  *Dl.  abgcbaltenen  (Meueraloerfornmlung 
bce  i<crein9  für  3ocialpolittf  über  (Hrunbclgentbuma:' 
oertbctlung  unb  (frbrect)t*rcform;  3^^^'^^'^^^onQle 
AabcifflCie^vlPbung;  t<erftcbeninfleiroang  unb  Firmen« 
ücrbänbe.    lt>82.    (191  3.)    4  9)i. 


XVII. 

Will. 

XI\. 

XX. 


äff: 

XXII. 


XXU1. 


XXIV. 


XXV. 


XXVI. 

XX  vn. 
xxvm. 


XXIX. 
XXX. 

XXXI. 

XXXII. 
XXXIII. 

XXXIV. 
XXXV. 


XXXVI. 


»aucrIiAe  3uftänbe  in  Teutfc^Ianb.    »eri<bl«.  r«; 
bffentlictjt    00m    lyerein    für    3ociolpolitif.     exiict 
'^anb.    («ocöfen -IReiningen.    CS^ifenoc^er   Dber^  xv,\:> 
Unterlanb;  üieimorifcber  Ärei«;    Jtcg.  -  Jöej.  Äaüii; 
fünf  Storfgcmcinben  auf  bem  boben  Xaunu«;  UnUf 
roeftcrroolbtreiÄ;    SHürncrmeifterel  Stltentirc^en ;   <  e 
birgdbiftritte  be«  Ärelfee  Uferjig:  boi^erif^e  .^fluin- 
pfalj;    brei    ^ouerngemeinben    in    ber    UmgcJr!:.!'^ 
HJUincben«;  Äanton^üri(b.)    1883.    (X,  320  3.'   1  iX. 
^iiäuerliAe  3"'tänbe  in  l^eutfcblonb.    ^weiter  *^o.^^. 
(i^roD.  ajeftfülen;  Dlbenburgifc^c  WoricO  unb  <*e^'t; 
S(^le<(n>ig'.l>o(ftein«^raunf(bioeig;    ebemoL  gurrten 
t^um  .^albcrftabt;  Äönigreicb  oatbfen;   SProp.  if*i- 
preu^en;  Ärei«  (^roubenj;  s^ejirt  be#  oftpreufitvicn 
ionbroirt^fcbaftltcben  CentrolDereind;  ^eg.'iOe).  <^ut7i> 
binnen.)    1883.    (Vlli,  344  6.)    7  S«. 
a^äuerlicbe  ,^uftänbe  in  S)eutf(b(anb.    Dritter  (6d)Iuf, ) 
ä^anb.    (iiroD.  !:pofen;  Areie  Cfterburg  t  b.  iium.; 
9Lmt  (9öttingen  unb  ^ürftent^um  Ji^üneburg;  %ui'<: 
boqern :  Dberpfol)  uub  ba^erifc^ed  ?(ranteii;  Cb  r 
Ämter  Stuttgart,  iööblingen  unb  i^errenberq ;  «»-rot 
berjogt^um   Nabelt;   Seft^^i'otbrinqeu,   fpecieU  Rum 
3iU^;  i)2e<f lenburg  :<  S(bn>erin.)    itft^.    (VIlI,  3^1  3.) 
8  W. 

!t)a<  ^brecbt  unb  bie  Orunbeigent^umioertbeüun] 
im  Seutf(ben  fRtiäft.  diu  focialiDirtbfibaftlid)cT  :.^i. 
trog  jiur  Aritif  unb  9teform  tti  beutfcben  <h^bre.^t« 
^on  )H.  Don  9Ria«ton0fi.  S^t\U  (8cbluv  i  •'<^'' 
tbeilung.  tai^  ,>amiUenfibeifoinniifi,  bai  lanomit^- 
fc^oftti^e  (Erbgut  unb  ^ai  äinerbenre^t.  1884.  (\X 
476  ©.)    10  ÜDi. 

iZ)ie  älrbeiterDerfic^erung  in  ^ntcei«^.  9mi  !&•  v. 
b.  Dften.  1884.  (VIIl,  177  S.)  4  «. 
Stgrorifcbe  guftönbe  in  ^rontreitb  unb  ^olanb.  ^^.1 
ben  neueften  (Enqueten  borgefteUt  pon  %.  ^reib^r.-^ 
son  iKeifenftein  unb  S.  klaffe.  1884.  (X. 
222  S.)    4  a».  80  ^f. 

9^er^anblungen   ber  dknetaloerfammlnno  oon  18^ 
(^iagregeln   }ur  (Sr^oltung   bed  bäuerlicpen  @^un^ 
befi^ed;  (Sinwirfung  ber  Drgonifotion  unfercr  bO''<ri 
unb  mittleren  Bd^ulen  ouf  £eben  unb  (hrioerbtSttiaiiG 
teit  ber  Station).    1884.    (156  6.)    8  91.  40  i:f. 
Stgroriföje    Suftünbe    in   gtolien.     5CorgeftelIi   ron 
Ä.  Ib.  G  beb  erg.    1886.    (IX,  157  6.)   3  %.  5"  U 
Z)ie  ta^obnungdnotb  ber  firmeren  Alaffen  in  bcuti>i^fn 
@roMtäbten  unb  t^orfc^täge  su  beren  9ibbi(fe.  ^vit: 
»onb.    1886.    (XXI,  199  ®.  mit  einem  ^lone.)  '>  i^ 
itle  ©obnung^notb  ber  ärmeren  Aloffen  jc.   3*^*'"^ 
(ecblufe-)  »onb.    9Rit  6  ©teintofeln.    (VIII,  386  c  • 

1886.  9  3)1.  60  9f- 

3ur  inneren  Jtolonifotion  in  3>eutf<ll^(oiib.  Srfabrungfn 
unb  Ü^orfc^läge.  1886.  (V,  229  B.)  5  ÜR.  4u  iil 
Herbanblungen  ber  (^eneroloerfammlung  oon  l^*«- 
Über  bie  So^nungttoerbältmffe  ber  firmeren  iliav  n 
in  (BroMtöbten  unb  über  innere  AoUmifatiün.  ih^^ 
(V,  139  S.)    3  9R. 

2>ie  »orbUbtmg  aum  ^oberen  CenoaXtung*bietT<t  in 
ben  beutfd^en  Staaten,    Deftetrei^  unb  ^ranfreia 

1887.  (VI,  '203  S.)    4  «.  40  W. 

S>er  löJucbcr  ouf  bem  Sanbe.  (ffrfo^*5:otbrinaen  - 
esroBbcrjogt^um  S5abcn.  —  Äbnigr.  2Bürttembcr.j  - 
^obon^oUcm.  —  (Sro^I^erjogt^um  Reffen.  -  iu*' 
r^einifdie»  löapern.  —  »oqerifd^e  Slb«nptflli  - 
i^reufeifd^eS  Saargebict  —  ^Dörfer  be«  tria^n?  n 
Vanbeö.  —  ?lud  einem  Seric^t  bed  (anbn».  (Jcntrol 
oereinÄ  für  bie  iWbeinproulni  unb  be»l^ercin*fU  n-  :er 
i^onbiüirtbe  in  i)iieber -ßmmcld.  —  9tegifnlnc|e^  .irr 
Sötcdboben.  —  J»Jegicrung«bejlrt  Äoffel.  —  '^irpsir.» 
iBcftfalen.  —  SBuc^er  in  ber  ^rooins  fconnoo^r  - 
Dlbenburg.  —  ^^iropins  Sod^fen.  —  tböTiniun.  - 
Äer^ofltbum  Srounfdbroeig.  —  S(bIe«wig-.öolftiin  - 
$ropinj  löronbenburg.  —  ilöntarei^  öodiieii  - 
(»ropherjogtbum  Diectlenburo.  —  ^roolits  %oUn  - 
^roüinj  3(^leften.  —  ^roolns  ^ommem.  —  i?^i' 
preu&en.  —  Cftpreu^en.)  1887.  (XII.  35A  6.)  : ::'' 
60  %^. 

3?er  Cinflufe  bc«  Sipif(^en^anbel«  ouf  bie  ^rfH>  c«' 
(^runb  ber  ^^ireiJJcntioicflung  im  «aebner  Äleinban^<^ 
5yon  i«.  van  ber  «org^t.  1888.  (XI1,2Ö7  3.  rai 
2ab.)   ö  i)i.  40  ^f. 
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IXWII.  Unterftttl^ftflen  Ub«r  ben  Ginflufe  ber  biflributfoen 
Oewerbe  auf  bic  greife,  1688.  (V,  -JOO  6.  m.  6  grap^. 
tafeln.)    5  3».  20  %<\. 

IIXVIII.  S^cr^atiblun^cn  ber  ®enecaioerfamm(ung  Don  1888 
über  ben  länblic^en  3Üu(6er,  bte  diaitel  ^u  fetner  "Ab^ 
bilfc,  in^befonbere  bte  Organisation  bcd  bäuerltd^en 
ÜrebiM  unb  über  (Sinfluti  be«  DetailbanbeC»  auf  bie 
^retfe  tuib  etioaige  Büttel  über  ungefunbe  ^reU- 
bllbung.     1»<9.    (V,  264  S.)    5  3».  40  iM- 

IXXIX.  I^te  beutf<be  ^^auiinbuftrie.  1.  «anb:  i'itteratur, 
beuttge  3uftänbe  unb  ^ntftebung  ber  beutfc^en  ^aud=: 
inbuftrie  jßon  2B.  Stieba.  1889.  (SIU  158  e.) 
3  SR.  (JO  $f. 

XL.  Z>ie  bcutfdbe  ^audinbuftrie.  2.  »anb:  3)a«  nSrblic^e 
2:^finnsen.  Son  ^.  £rbntann,  SR.  <Bau  unb 
9.  3tettbert.  18^.  (XII,  137  e.)  3  3».  20  ^f. 
XLL  Ste  beutf  (^e  ^oudinbuftrle.  8.  Vanb :  Slud  ber  ^auS^* 
inbuftrie  \m  fabioefilicben  2)eutf(btonb.  1889.  (Y, 
124  6.)    3  3R. 

IUI.  tit  beutfd^c  ^auMnbuftrie.  4.  9anb:  9){e  $au«<: 
inbuftrie  in  »erlin,  C^nabrUtf,  im  ^itbtelaebirae  unb 
64(efien.    1890.  4  3». 

XLni.  2)ie  Sanbgemeinbe  in  ben  dft(.  ^rooingen  ^reu^en« 
unb  bie  $crfu(^e,  eine  iianbgemeinbeorbnung  au 
fdbaffen.  «on  g.  Äeil.  1890.  (XVIII.  217  u.  110  ©.) 
7  3».  20  ^\. 

XLIY.  f)eri(bte  über  bie  3ufiänbe  unb  bie  Steform  bed  länb«' 
lieben  Öcmelnbewefend  in  freuten.  (XVI.  327  €.) 
7  3».  20  ^f. 

XLV.  ArbeitdeinfteOungen  unb  ^ortbilbung  be«  9(r6eit9oer« 
tra^.  9cri(bte  oon  Cl.  iXuerbacb,  '&.  £o|  unb 
ff.  ga^n,  berouftgegeb.  u.  eingeleitet  oon  fi.  ^ren* 
tono.    (Vlll,  470  6)    11  3R. 

XLVI.  Ärbeiter»«u8fcbüffe  in  ber  beutf<ben  ?;nbuftrie.  «ut* 
atzten,  9ert(bte.  etatuten  berauSgeaeben  im  auftrage 
bed  Serein^  für  ®ocialpolitif  oon  Dr.  3)t.  8ering. 
(Vr.  176  S.)    3  3R.  80  ^f. 

XLYIt.  Serbanblungen  ber  1890  in  ^antfurt  a.  9R.  abge« 
^altenen  (Bmeraloerfammlung  oe«  )8ereind  für  Social« 
polUiC.  1890.  (V.  i88  S.)  H-^rel«  5  3«.  60  ?Jf. 
XLVIU.  S>ie  beutfcbe  ^auSinbuftrie.  5.  ^anh:  ^ie  ^auein« 
buftrie  in  ber  etabt  i'eipjig  unb  ibrer  Umgebung, 
«on  Ä.  fiebr.    1891.   (V,  130  S.)    «relÄ  2  3R.  80  ^f. 

XLIX.  Die  ^anbeldpolitif  ber  mitbttgeren  itulturftaaten  in 
btn  legten  aabrjcbnten.  €rfter  «onb :  S5ie  ^^anbel«^ 
poCitil  Äorbamerifa«,  Öfterrci(^«,  Jöelgicni,  ber 
9tieberlanbe,  2>ttnemarrd,  Scbmeben^  unb  'Jiormegend, 
atu|lanbd  unb  ber  €<^mei|  in  ben  legten  ^abr^e^nten, 


fomie  bie  beutft^e  ^onbeleftatirtif  oon  1S80  bid  !^>.h)« 
(XI.  645 'S.)    18P1.    '^reiö  13  3Ji. 
L.  —  ^affelbe.    3"^*^**'^  ^**"^  •  '^^*  ^been  ber  beut iduMt 
^anbeUpoIitif.  I86u  bl«  lft9l.    !l«on  2i|ialtl^ev  ^.uft. 
1892.    (Vlll.  210  8.)    »i^reld  4  3Jt.  60  •^l 
LI.  —  ajttffelbe.    dritter  »anb:   t>ie  ^anbcl^poütif  Uv 
©alfonftaoten   :Mumättien,    Serbien    unb  J^uljiiirion, 
3panieni(  unb  ^ranfrcidjö  in  ben  legten  i^abijcUJiton, 
189i.     (VIII.  208  c.)    %T9H  4  «l.  6U  ^f. 
Ln.  ätudmanberung  u.  Üuönianberung«tpo(itit  in  Tcitt^J)- 
lanb.    iBetrtcbte  über  bie  Sntiotctiung  unb  ben  iiciuu 
roärtigen  3uftanb  bed  ^udmanberunn^wefcnS  in  oon 
(Sinjelftaaten  unb  im  iHcid).    ,^in  Jltiftroge  bce  lWx< 
eind   für  3ocialpoIitif  bc<'atie(^egeben  oon   <^.    von 
^Pbilippooid^.    1892.    (XXXIII,  479  3.  mit  einer 
flrapbif<bfn  XobeDe.)    *;»ret8  11  SJi. 

Lm.  3Die  ©erbältniffe  ber  ifanbarbciter  in  2^cutfd)(anb. 
Grfter  *anb:  2)ie  SJerböltniffe  öcr  ifonbarbcitir  in 
SRorbmeftbeutfcölanb  (Clbenburg;  '^rooinj  £'>on»ioi>tr: 
!Keg.*l)e|.  3Iurtcb,  OiinabrUct,  ^onn^oer  nbrbl.  Ici(, 
6tabe,  Lüneburg;  tJremen;  fiippc»3)etmolb :  Sduiuni- 
burg^tippe;  i^roolnj  ^effen«'Jiaffau:  Äreift  Siintiln; 
^rooin)  SBeftfalen;  äBalbctf),  SBurttcmbera ,  ^atn-n 
unb  in  ben  9ieicbdlanben.  ^icfcbtlbert  auf  ®runb  ^«;r 
oom  JQerein  für  6ocia(politit  oeranftalteten  Cr 
Hebungen.  ($on  DI).  Aärger  unb  H'ofcb.)  IKtt 
einem  ätn^ang:  3ur  Statiftit  ber  beutfcbcn  LMnb. 
orbeiter.  («ou  Dr.  $.  (Brobmonn.)  1»»2.  (XXIV, 
455  6.)     ^rei«  10  3N. 

LIV.  9)ie  Serbältniffe  ber  (lanbarbelter  in  a^eutfdilanb. 
^weiter  ^anb:  !tie  üterb&Itniffe  ber  fianbarbritcr  iit 
©obensoßern,  im  «Heg.-'-eej.  ra>ie«boben,  in  Tbltrlnnm, 
»apem,  im  «roftberjogtbum  Reffen,  »ea.-»ej.  ÄaM'd, 
jlönigrcid^   8o(bfen,    in   ben   ^rooinjen   Sdileeirui. 
ftolftein,  €a(bfen  unb  ^annooer  Iflbi.  Sb^^il',  in  t.n 
^erjogt^ümern  !{5raunfcbn)eig  u.  %nbalt,  in  ber  ^hcin 
prooin)  unb  im  ?rürftent^um  Slrfcnfelb.    (9qcbtloat 
auf  (Hrunb  ber  oom  i^ierein  für  SociatpoIittC  ocnitt 
fialteten   Srbebungen.    (Hon  DD.  f^canfenfteni, 
Wro^mann  unb  0.  Stu^agen.)  1892.  (VI,  Tü^Jc'.) 
freie  16  3Rar{. 
LV.  !cte  iGerbältniffe  ber  fianbarbeiter  in   Dcutfdblonb 
Ztritter  lüanb:  ^ie  Serbfiltniffe  ber  £anborbeiter  im 
oftelbtf(ben  ^eutfcblanb    (<Ureu^ifcbe  ')>rooin)en  C^'t 
unb  SBeftpreufien,  ^:|^ommern,  liofen,  (St^lefien,  ^^run« 
benburg,     (Srobl^erjoat^ümer     3Re<f  lenburg ,     .uteio 
^erjogtum   Souenburg).    ^argefteSt  auf  (drunb  ber 
oom  ü<erein  f.  8octaIpoIitiI  oecanftaUeten  Crbebuntini 
oon  Dr.  3Hac  iSeber.    1892.    (VIII,  891  S.)    i'rtu 
18  3Rart. 


$taaU'  mh  fonalmiffenfdiaftiidie  Jorfdjungen. 

herausgegeben  Don 
©anb  I  biö  XI.    gr.  8^    ^rciS  251  3)1  60  ?Jf. 


fxnn  pnh.    1878.    $reiS  18  3n. 

I.  1.  33ie  Suilbiibung  ber  großen  Wrunbbcrrffböften  in 
^utfi^lanb  mäbrcnb  ber  Maroltnc^cr^it.  i<on  Karl 
Xbeobor   oon   Snama-eternegg.     (VI.    118    o.} 

3  3R.  20  «Pf. 

I.  2.  ^e  beutf(ben  Stäbtefteuern,  inöbefonbcre  bte  ftäbti> 

fiben  9(eicb«fteuern   im  12.  unb  l'A.   "^ai^rbunbert.    !6on 

Äarl  3eumer.    (Vlll,  162  3.)    4  Vi. 
I.  3.  Settrdge  jur  ©cfrtjicüte  beö  fran^öftfcben  ©irtbf<bQft** 

lebend  im  elften  3<2^i^^unbert.    il<on  ilarl  ^amprecbt. 

^VUl,  152  6.)    4  iUi. 
I.  4   2)ie  innere  fran.^öftfcbe  deioerbepolittt  oon  (Tolbert  bi« 

Zurgot.    iBon    ^enrp     i^.   ^arnam.     (VIIJ,   85  S.) 

2  SR.  40  3Jf. 
I.  5.  S>ie  dDlieberung  ber  (HefeDfcbaft  na*  bem  ^iöoblftanbe, 

auf  @runb  ber  neueren  amtUcb^n  beutfcben  Stiitomniend- 

unbäBobnungf^ftattjttf.  süon  ."H.  VUd^aeli«.    (\\,  l;U3.) 

4  1».  50  VI 


^wettet  Ißanb.    1879.    ^retd  27  9R. 

II.  1.  S>er  Äampf  um  Weroerbcreform  unb  ©eroerbefreiheit  in 
»atie'n  oon  1799-lS»«.  3icbft  einem  einleitenbcn  lU- Vor- 
bild über  bie  Stttioidelung  be<  ^u^unftowefen«  >c.  i'ow 
Oofef  ÄütU.    (VIII,  174  S.)    4  3«.  50  »^t. 

n.  2.  Xte  ,^nbuftrle  am  9Jieberrbein.  1.  ^beil.  2^ie  linf-^j 
rbeinifcbe  Xertilinbuftrie  unb  bie  8age  ibter  tfUbcu-.r. 
«on  SUpbonÄ  Xbun.    (X,  218  3.)    6  3». 

n.  3.  Tie  ^nbuftrie  am  'JJieberrbein.  2.  2:bctl.  Tie  Vi« 
buflrie  im  bcrgifAen  fconbe.  ©on  »Ipbonö  Xbun. 
(Vlll,  262  3.)    6  3Ä. 

n.  4.  T\e  f(broeiierlf<bc  ülttmenb  in  Ibrer  gefcblcbtlicbeit  (Jnt- 
rolcfelung  oom  XIII.  ^aljrbunbert  bid  jur  ©csienioail. 
»on  5Ä.  0.  «aoÄfoTOdfi.    (XVIII,  245  3.)    ü  iW. 

II.  5.  Uebrr  ba«  ältere  betttfcbe  3^2ün]tn>ejen  unb  bie  ^lUij- 
genofTcnf(baHen  befonber«    in   oolt«iotrtbf*aftlicbcr  i^«' 
jiebung.    süon  A.  Xb-  tirl^eberg.    (VUI,  2u8  3.)    4  1). 
60  ^f. 


16 


Pritfft  Statte.    1880—82.    $reig  26  m. 

III.  1.  Sanbrnirt^fc^aft  unb  Qeioetbe  in  3Rittelruf(anb  feit 
auf  Hebung  ber  Seibeigenfd^aft.  Son  9((pbond  Z^un. 
im).    (IX,  246  e.)    6  9R. 

III.  2.  Z)te  vBtra^burger  CDolbfc^miebejunft  ooit  i^rem  9nU 
fte^en  bi«  1681.  Urfunben  unb  2)acfteaung.  Sin  I0ei« 
trag  jur  (Seiverbegefd^ic^te  be<  Wittetalteri^  von  &ond 
aReper.    1881.    (XIII,  224  6.)    6  W. 

III.  3.  3)ie  (Sffeftenbdrfe.  Sine  Serglei(^ung  beutft^er  unb 
englifc^er  ßuftänbe.  92ebft  einem  Stn^anoe:  2>ie  8nt« 
roitfelung  be«  ^nftitutö  ber  beetb igten  aRatler  in  a)eutf(^« 
Unb  im  XIX.  ^abr^unbert.  %on  Smil  €tru(f. 
1881.    (X,  244  ©.)    6  a». 

ni.  4.  ®ef(bi(4te  ber  preu^if(^«b'eutf(!^en  tfifenibüe  oon  1818 
bl6  jur  (Gegenwart,  »on  9Rac  Sering.  1882.  (XXIV, 
313  @.)  Ä  a».      

Stiertet  '»Mh.    1882—83.    ^retd  28  9R. 

lY.  1.  etftbtefnanien  in  $reuBen.  6tatifiif  unb  9leform« 
üorft^Ifige  oon  ^l^itipp  (Berßfelbt.  9Rit  2  Utbogr. 
Z^arfteOungen.    1882.    (IUI.  146  6.)    4  91. 

lY.  2.  ^ünf  ^orfgemeinben  ouf  bem  bo^en  Zaunui.  Sine 
foctalftatiftifcpe     Unterfuc^ung     Aber    Hleinbauemt^um, 

Sauftinbuftrie  unb  Solfileben  oon  ®ott(.  Sd^nappers» 
rnbt.  9Rit  oier  €teintafeln  unb  mehreren  in  ben 
Xert  gebru(ften  «Figuren  (in  £o(sf(^n.).  1883.  (XIV, 
322  ®.)    8  OT. 

IV.  3.  £ie  fransöftftbe  (Setreibe^anbeUpoIitU  biS  jum  ^obre 
1789  in  i^rem  3ufQmmen^ange  mit  ber  £anb^,  ^olli' 
unb  ^inan)n>irt^fd^aft  ^ranfrel^A.  Gin  Beitrag  lur 
fran.)brtfd^en  9Btrt^f(^Qft#gef(^{(!^te.  Son  S(.  Slrad« 
t^anianft.    1882.    (X,  166  e.)    4  9R. 

lY.  4.  3^er  (^riftlic^sfociale  Staat  ber  ^efuiten  in  ^arogua^. 

Son  «.  «ot^ein.    1888.    (VIII,  68  Q.)    1  9R.  80  %f. 
IV.  5.  ®ef(^t(^te  ber  bireCten  Steuern  in  i^aiem  oom  <£nbe 

bed  XIII.  bid  >um  Scginne  bei  XIX.  ^abr^unbertd.    (Hn 

ftnanigef(^i(!^tlt(^  Serfuc^  oon  Subn>ig  ßoffmann. 

1883.    (XIV,  220  S.)    5  3».  20  ^f. 

^ttitfler  ^Mih.    1883—86.    $retiS  29  SR.  60  $f. 

V.  1.  ^ag    englifc^e   9(rbeiteroerfi(^erungln)efen.     ®efc^id)te 

feiner    (fntroitfelung    unb    (Sefe^fgebung.      Von    SBil^. 

^a«ba(*.    1883.    (XVI,  447  6.)    10  3«. 
V.  2.  Zite  Unfaa^(S(efe(gebung   ber  europäifc^en   Stooten. 

t?on  %.  «öbüer.    1884.    (VI,  172  6.)    4  9». 
V.  3.  3)ie  Cntwitfelung  ber  ftänbigen  S)ipIomatie  oom  XV. 

:;)a^r^unbert  bü  au  ben  Bejcblüffen  oon  1815  unb  1818. 

«on  D.  Ärouöfe.    1885.    (VI,  245  ©.)    5  SR.  60  «|Jf. 

V.  4.  £ai  englif(^e  3(rmenn>efen  in  feiner  ^iftorifc^en  QnU 
roitfelung  unb  in  jeiner  heutigen  @efialt.  6on  $.  ^. 
'üfd^rott.    1886.    (XXI,  450  3.)    10  3». 

§t^fin  SSftttb.    1886.    Vreid  21  ^. 

VI.  1.  £a9  3)tanufaCtur^aui  auf  bem  Xabor  in  SBien.  Sin 
^^eitrag  )ur  bfterreid^lfc^en  3BirtM(^aftigef<^i(^te  bei  XVII. 
^'^a^ri^unberti.  $on  ^ani  %  ^atf^eC.  1886.  (VIII, 
89  e.)    2  3)t.  80  %^l 

VI.  2.  Die  Seroinnbetbeiligung,  i^re  praftifd^e  Stnwenbung 
unb  t^eoretifc^e  SJere^tigung  auf  (Srunb  ber  biö^er  Qf 
macbten  Srfabrunqen  unterfucbt  o.  ^einr.  (frommer. 
1886.     (X,  149  ©.)    3  9».  60  ?f. 

VI.  8.  ?>ie  gete^ltc^e  iHegelung  bei  ^etnge^alti  ber  (Bolb^  unb 
eilberwoaren.  Con  X.  »öbifer.  1886.  (VUI,  98  5. 
m.  ^Uuftr.) 

VI.  4.  Die  beutfctie  Srmengefe^gebung  unb  bai  3nateria(  ju 
i^rer  ^Xeform.  Son  S.  älUenfterberg.  1886.  (XXVI, 
570  6.)    12  9».     

pieBtntit  |3attb.   1887-88.    ?Jreiö  19  3».  20  $f. 

\II.  1.  Ü<olföoermö0cn,  iüolfieinfommen  unb  ibre  i^ertcilung. 
l^on  Jöermann  iiofdj.    1887.  (VII,  110  S.)  2  d)i.  »X»  ^f. 

VII.  2.  Tie  roit^tigeren  preufetf*?^  «Reformen  ber  biretten 
länblicben  Steuern  im  18.  i^a^v^unbcrt.  SJon  Ä.  3«'^« 
^eiöifi.    1H87.    (VIU,  99  3.)    2  3Ji.  40  ^^f. 

VII.  3.  «ef(bid)tc  ber  "^ceufetfAen  iHcgicocrroaltung  oon  1766 
bi«  IThO.  )öon  n.  edjulje.  1.  X^eil.  li>8i.  (X, 
432  c.)    9  in.  6ü  %\l 


Vll. 


^nuie 
.»0  armen* 


4.  Organifotion  unb  Verpflegung  ber  preuftif^n  i'onb  • 
miüAen  im  fiebenili^rigen  Jtricge.  Gin  ^trag  uir 
preuBifc^en  9Rtntär'  unb  Steuergefc^id^te  oon  ^  r  a  n  s 
3(9»ortr.    1888.    (X,  196  e.)    4  «.  60  ^. 


Mttx  Sdltb.    1888-89.    $reid  22  3R. 

yIII.  1.  ®e|(bi<4te  bei  magbeburgifcben  6teuern>efeni  oon  bc 
9ieformationi5eit  bli  ini  aij^tje^nte  ^a^r^unbirt.  '.Ke.-*: 
91ftenftü<ten  unb  flatifilf(^en  Üufltellungen.  Son  $  a  r  a  l  r 
Sielfelb.    1888.    (.X,  196  6.)    4  9R.  60  $f. 

VIII.  2.  Dai  itonfulat  bei  Weerei  in  $ifa.  Sin  Scitrag  |ur 
(Sefd^ic^te  bei  Secroefeni,  bet  ßanbeligilbcn  unb  d<> 
^anbelirec^ti  im  SXittelalter.  Son  9lbo(f  6<^aube. 
1888.    (XIII,  3<)9  6.)    7  9R. 

VIII.  3.    Die    römifc^e    Gampagna.      dine   focialbfonomifJ^^ 
etubie    oon    Stf.    €ombart.     1888.     (VIII,    182     i. 
4  33t.  20  ^f. 

VIII.  4.    Der  $roce(  geacn  Cber^arb  Dantfelmsnn.   Sin  ^ei 
trag   jur  branbenburgifci^cn   Senoaltungigefd^icbte    von 
CurtSrepfig.    1889.    (VIII,  116  S.)    2  W.  60  i^t. 

VIII.  5.  Deutf($e  ftdbtifcbe  ®etreibe^anbetipolitit  oom  15  bi« 
17.  3<x^i^9unbert.  3Htt  befonberer  Sertitfft^^tigung  Stettin  & 
unb  ^amburgi.  Son  Sil^clm  9laub^  l%i69.  ^Viii. 
154  S.)    3  »f.  60  *f. 


^ntiiter  ^anb.    1889—90.    $reig  17  SR. 

IX.  1.    Der  öffenta<!&e  Arebit  im  Vlittelalter.   92a4  Urfunben 
ber  Herzogtümer  Sraunfdjroeig  unb  £Uneburg.   Son  iK.  v 
A  0  ft  a  n  e  (f  i.    1889.    (VIII,  154  €.)    3  3R. 
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